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Wege  und  Ziele  der  Politik 

Von  Dr.  Richard  Schmidt 


Zur  Einführung 

Wem  08  am  Herzen  Hegt,  um  Teihiahnie  für  eine  neue 
Zeitdcbrift  zu  werben,  die  sich  mit  wisseoschafthchen  Mitteln 
den  Aufgaben  der  Politik,  der  kritischen  Betrachtung  des  öffent- 
lichen Reehtß  widmen  wül,  ergreift  begierig  jede  gute  Vor- 
bedeutung, die  eich  ihm  für  die  Aussichten  solcher  gewagten 
Neuerungen  bietet.  Er  ist  empfänglich  für  jedes  Zeichen,  das 
jenes  natCirliehe  Wachsen  des  InteresBes  an  wissenschaftlich- 
jiolitisclien  Untersuchungen  ahnen  läCt,  auf  das  er  selbstver- 
Btindlicb  rechnen  muß.  Solche  SjTnptome  fehlen  aber  in  der 
Tat  heute  nicht,  und  es  ist  besonders  ermutigend,  wenn  sich 
gerade  jetzt  ganz  von  selbst  das  Augenmerk  wieder  auf  ein 
liter&rbehes  Unternehmen  gelenkt  hat,  das  für  jede  politische 
Zeitecluift  in  Deutscliland  das  dauernde  Vorbild  bleiben  wird, 
—  auf  die  historisch-politische  Zeitsclnift,  die  Ranke  im  Jahre 
IH32  ins  Leben  rief*), 

In  vollem  Sinne  frciüch,  so  wie  der  große  Historiker  selbst 
nein  Blatt  gründete,  wird  sich  eine  neue  Zeitschrift  nie  unter- 
l&iigeD  dürfen,    die  Nachfolge  jenes  Organs  zu  betreten,   das 

*)  JJacbdein  ichon  Dove  in  »dnen  Anfetätscen  über  Ranke  (ÄnisgewÜlilt© 
Bcbnficlii^  vontelinilich  tiBtorischeD  Inliiilte  1898  S,  167)  auf  die  BedeutuBg^ 
liili|(ewij»«xi,  die  der  Arbeit  an  der  hietanBeh-politiBuhen  Zeitscbrift  iü  EÄakes 
Sdtsift!n  rukommtT  kt  dieselbe  soeben  von  VitiTeutrsipp  einer  eingehenden 
WönUgtxi^  nntertogen  worden  (^Hankes  bistorisch-politiflche  ZeiUchrift  und 
(bft  poliiiftcber  Wochenblatt",  hislorUche  Zeitschrift,  Bd.  99  S.  95  ff*  1907), 
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trotz  seiner  kurzen,  nur  fünfjährigen  Lebensdauer,  so  eindrucks- 
voll zum  gebildeten  deutschen  Publikum  gesprochen  hat.  Rankes 
historisch-politische  Zeitschrift  verkörperte  eine  schöpferische  Tat, 
die  in  der  Art,  wie  sie  geschah,  sich  nur  einmal  in  der  Geschichte 
imseres  Geisteslebens  ereignen  konnte.  Denn  in  erster  Ldnie 
wollte  ihr  Schöpfer  nicht  eine  Sammelstelle  für  die  Mitarbeit 
an  wissenschaftlicher  Erkenntnis  begründen.  'Er  wollte 
vielmelir  einen  literarischen  Mittelpunkt  schaffen,  von  dem  aus 
die  Gebildeten  des  Volkes  zu  rechter  politischer  Gesinnung  im 
Dienst  der  einen  großen  Aufgabe  seiner  Zeit,  der  Umgestaltung 
des  deutsch-nationalen  Verfassungsstaats  erzogen  werden  sollten. 
Bänke  wollte  „das  Wichtigste  umfassen,  was  ein  denkender  Zeit- 
genosse zu  erfahren  wünschen  kann,  um  seine  Zeit  nicht  nach 
irgendeinem  Begriffe,  sondern  in  ihrer  Realität  zu  verstehen  und 
völlig  mitzuerleben"  (Vorrede  S.  8).  Durch  historische  Beleuch- 
tung der  Tatsachen  wollte  er  das  Seine  tun,  den  lähmenden  Druck 
derjenigen  Macht  zu  brechen,  ohne  deren  Beseitigung,  wie  sich 
später  bewahrheitet  hat,  ein  einsichtiger  Politiker  auf  eine  feste 
Wiederherstellung  der  deutschen  Einheit  nicht  rechnen  konnte, 
nämlich  das  Übergewicht  der  politischen  Doktrinen,  die  „die 
reale  Welt  nach  ihren  Schulmeinungen  einzurichten"  streben  (S.  1). 
Es  kam  ihm  darauf  an,  in  die  Gemüter  dringen  zu  lassen,  daß 
die  Form  des  landläufigen  Liberalismus  und  Parlamentarismus, 
wie  sie  dem  Zeitalter  der  Aufklärung  und  der  Revolution  ent- 
sprungen war,  nicht  einmal  für  Frankreich  unbedingte  Gültig- 
keit beanspruchen  konnte,  wo  sie  heimisch  und  wo  sie  gerade 
jetzt  in  der  Julirevolution  des  Jahres  1830  herrschend  geworden 
war,  geschweige  denn  für  Deutschland,  in  dem  sie  nur  im- 
portiert wurde. 

Gemäß  diesem  Hauptgedanken  lehrte  Ranke  in  seinem  Er- 
öffnimgsaufsatz  „über  die  Restauration  in  Frankreich"  daß  die 
große  Revolution  von  89  —  was  die  heutige  Forschung  vollauf 
bestätigt  und  noch  schärfer  betont  hat^)  —  nur  zum  Teil  und 
sogar  zu  ihrem  minder  wesentlichen  Teil  ein  Kampf  zwischen 
dem  Volke  und  der  Monarchie  um  die  Freiheit  gewesen  sei,  daß 
sich  mit  ihm,  verborgen  hinter  dem  Schlagwort  der  „Gleichheit", 
ein  andrer  Konflikt  gekreuzt  habe,  der  Konflikt  der  Stände,  der 
(Gegensatz  „einer  alten  und  einer  neuen  Gesellschaft"  (S.  87),  das 
Vordringen  einer  nachÄmtem,  Gütern,  Kapitalnutzimgen  gierigen 


0  Vgl.  jetzt  Wahl,  Vorgeschichte  der  französischen  Revolution,  vor  allem 
Bd.  n  (1907)  S.  279  ff. 
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Emporkömnodingssehicht  des  neuen  Bürgertums  gegen  die  alten 
Beeiiser,  Adel,  Klerus,  großbiirgerliehe  Bearatenoligarcliie.    Zur 
Auseinandersetzung    der   zurückgefülirten    königlichen    Gewalt 
mit  den  Gewalten  der  Resolution,  so  lehrte  Ranke  weiter,  hatt^ 
ecfaon  die  Restaurations-Charte  von  1814  geführt*    Die  Verfassung 
¥on  1830,    die  jetzt  die  Geister  in  Deutschland  verwirrte,    be- 
deutete dagegen  die  Auseinandersetzung   der   beiden   liberalen 
Parteien,    der    gemäßigten   monarchischen   und   der   extremen 
republikanischen   untereinander  (S,  113),    bei  Lieht   betrachtet 
den  endgültigen  Machtsieg  der  neuen  Leute,    Daß  aber  auf  der 
sehen  gewonnenen  Rechtsgrundlage  dies  Neuhervordringen  der 
zerstörenden,   nur  von  Maclitbunger  getriebenen  Elemente   der 
Revolution  möglich  geworden,  war  wiederum  nur  das  Produkt 
einer  Zufallssituation,  das  unlieilvoUe  Residuum  von  Napoleons 
letztem,  hundertlägigen  Regiment  zwischen  Elba  und  Helena; 
denn  die  Charte  von  1830  war  bereits  vorgebildet  in  der  Verfaa- 
snngsm'kuiide  von  1815,  die  der  kraftlos  gewordene  Kaiser  den 
Kammern  zugestehen  mußte.    Nachdem  hiermit  die  ,, individuelle 
Physiognomie  der  französischen  Restauration''  {S.  77)  dargelegt 
worden,    konnte   der  Redaktor  der  neuen  Zeitschrift   m   den 
Kern  seiner  Bestrebungen  dringen.     Er  konnte   am  Vergleich 
von  „Prankreich  und  Dentsehland"   zeigen,   daß  auJ  Deutsch- 
land die  revolutionäre  Doktrin  erst  recht  nicht  anwendbar  sei. 
Hier   waren   die   Neuerungen   des    19,  Jahrhunderts    nicht   in 
allmählicher,   immer  radikaler  werdender  Zurückdrängung  der 
Monarchie,   sondern   ,,im  Bunde  mit  den  Fürsten  vollbracht^* 
worden  (S.  80).    Sie  waren  im  monarchischen  Zustand  sicher  ge- 
borgen.   Deutschlands  Hauptaufgabe  wurde  also  nicht  die,  gegen 
irgendwelchen  Gegner   etwas   zu   behaupten,   was   man   dm-ch 
die  große  Revolution  gewonnen,  sondern  „das  zu  ersetzen, 
was  man  durch  sie  verloren",  die  deutsche  Einheit  (S.  88). 
So  kam  es  fi'n*  Ranke  nicht  darauf  an,  sich  in  den  Machtkampf 
gegen   die  Krone   oder   eine  herrschende  Klasse  um  eine  ein- 
gebildete Freiheit  zu  stürzen   und  die  Kräfte  zu  zersplittern, 
die  man   zum  Gewinn  der   Einheit  allxu  notwendig  brauchte, 
und  warnend  ließ  der  Meister  das  Bild  der  ,, Zeiten  Ferdinands  I. 
und  Maxim ihans  Tl.'  lebendig  werden  (S.  223),   um   daran   zu 
erinnern,    wie   im  16,  Jahrhundert   das   ausschweifende   Über- 
spannen  der  religiösen  Freiheit  die  Kräfte   des   protestan- 
tischen Deutschlands  zerrissen  und  die  damals  noch  mögliche 
Erneuerung  der  Einheit  gelähmt  hatte.     In  Nutzanwendung 
^leeer  Leliren  erhob  deshalb  die  Zeitschrift  Protest  gegen  unheil- 
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volle  Eiiiflüsse  des  Radikalismus,  die  im  „bayrischen  Landtag 
von  1831''  (S.  94)  die  Maßlosigkeit  des  Joumalistentums  unter 
der  Firma  der  Preßfreiheit  geübt  hatte,  diese  „zweite  selbst- 
ernannte Volksvertretimg",  die  schließlich  das  eigentliche  vom 
Volk  gewählte  Parlament  schädigte.  Rühmend  wurden  im 
Gegensatz  dazu  die  „neuesten  Veränderungen  im  Königreich 
Sachsen"  dargelegt  (S.  415),  die  maßvoll  die  Reformgedanken 
mit  der  Erhaltung  des  Bestehenden  zu  vereinigen  gewußt  und 
immer  allseitiger  wurde  damit  die  Bahn  angedeutet,  auf  die 
Ranke  den  preußischen  Staat  in  seiner  Umbildimg  gelangen  zu 
sehen  wünschte.  „Denn",  sagte  er,  „wir  bekennen  es  von  vorn- 
herein, wir  werden  uns  vorzügUch  bemühen,  den  Zusammenhang 
der  Institutionen  des  preußischen  Staats  zu  erläutern,  seine  Rich- 
tung und  innere  Entwicklung  aufmerksam  zu  begleiten".  Gerade 
im  HinbHck  auf  Preußen  wollte  sich  freilich  Ranke  auch  mit 
Energie  gegen  das  andre  Parteiextrem  wenden,  das  sich  in  der 
„einseitigen  Behauptung  des  Veralteten  und  nunmehr  Leblosen" 
genug  zu  tun  glaubte.  Es  Hegt  jetzt  klar  zutage^),  daß  sich 
die  poUtisch-historische  Zeitschrift  scharf  absonderte  von  den 
Gedankengängen  des  „poUtischen  Wochenblatts",  durch  das  im 
Jahre  vorher,  1831,  die  streng-konservativen  Elemente  Preußens, 
die  Haller-Schüler,  Jarcke,  Gerlach,  Leo,  ein  Uterarisches  Organ  für 
die  Sammlung  des  vom  Kronprinzen  Friedrich  Wilhelm  be- 
günstigten rechten  Flügels  geschaffen  hatten,  für  das  im  schnur- 
geraden Gegensatz  zu  den.  amerikanischen  und  französischen 
Verfassungsformen  ausgesprochenermaßen  Mecklenburgs  alt- 
ständische Verfassung  das  richtige  staatsrechtHche  Muster  bilden 
sollte,  um  viele  Grundsätze  des  „germanischen"  Staatsrechts 
wie  an  einem  lebenden  Exempel  deutüch  zu  machen*). 
Aber  das  radikale  Extrem  war  für  Ranke  doch  der  gefähr- 
lichere Gegner.  Den  charakteristischen  Grundzug  seines  Unter- 
nehmens bildete  die  Vorsicht  des  getreuen  Eckart,  der  sich  be- 
rufen fühlt,  sein  Volk  vor  der  Nachahmung  des  Fremden, 
Undeutschen  zurückzuhalten,  selbst  in  der  gemäßigten,  ruhig 
abwägenden  Form,  in  der  hochstehende  Persönlichkeiten,  wie 
Friedrich  Christoph  Dahlmann,  den  französischen  Ideen 
folgten  8).  Vor  allem  andern  galt  es  ihm  den  Wert  der  Monarchie, 


*)  Durch  den  oben  genannten  Aufsatz  Varrentrapps. 

»)  Varrentrapp  a.  a.  0.  S.  82. 

•)  Während  es  für  Ranke  die  erste  Aufgabe  der  preußischen  Monarchie 
ist,  sich  die  militärische  Überlegenheit  und  die  kulturelle  Leistungsfähigkeit 
ihrer  absolutistischen  Zeit  zu  erhalten,  und  mit  diesen  Kräften  die  nationale 
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der  Monarchie  in  ihrer  Stilrke  und  in  ihrer  Verbiirgnng  durch  eine 
Vielheit  autonoiner  fürsthcher  Regierungen  innerhalb  der  Ein- 
heit, 80  nachdrücklich  als  möglich  zu  betonen.  ,,Man  verkenne 
nicht  mntwilhg'S  sagt  er  (S.  83),  ,, wieviel  wir  durch  unsere 
angestannnt-en  Fürsten  vor  den  Franzosen,  Ja  vor  allen  Nationen 
der  Welt  voraus  haben.  Nur  in  zwei  Fällen,  glaube  ich,  könnten 
wir  ihre?  en traten.  Wenn  die  Reclit  hätten,  welche  fortwährend 
anf  dem  alten  verharren  wollten,  eo  bedürfte  man  nur  des 
strengen,  einmal  gegebenen  Gesetzes  und  etwa  der  Unwandel- 
barkeit einer  Aristokratie.  Ware  dagegen  den  andern  zu  glauben, 
welche  in  unermüdlicher  Bewegung  einem  immer  zurück- 
weichenden und  immer  wechselnden  Ziele  nachjagen,  so  würden 
allerdings  die  Zügel  der  Dinge  einer  demokratischen  Versamm- 
lung anzuvertrauen  sein.  Allein  etT^^as  anderes  braucht  die 
Welt:  gesetzmäßige  Entwicklung  tut  ihr  not;  die  Gegen- 
wart bedarf  rugleieh  der  Vergangenheit  und  der  Zukunft." 

Heute  hegt  die  Wirksamkeit  der  Rankeschen  Zeitschrift, 
fioweit  sie  ein  Zuchtmeister  auf  die  politische  Gesinnung  zu 
srin  strebte,  die  den  Aufbau  eines  lebensfähigen  deutsehen 
Reichs  ermöglichen  sollte,  abgeschlossen  hinter  uns.  Aus  dem 
Samen,  den  der  bedachtsam  um  sich  blickende  Sämann  mit 
seiner  feinen  Hand  auswarf,  ist  au  vielen  Stellen  eine  Saat 
aa%egangen,  deren  Frucht  von  kraftvolleren  Händen  geerntet 
worden  isV).  Aber  es  gilt  zu  erkennen,  daß  die  Zeitschrift 
in  einer  andern  Richtung  bis  heute  fort  und  fort  nachwirkt, 
AUe  die  Gedankengänge,  die  sie  anregte  und  deren  Anknüpfimgs- 
pnnkte  soeben  noch  einmal  kurz  angedeutet  wurden,  waren  zn- 

Buiheit  txi  »chalfeB.  sieht  Dahlmann  hierin  einen  „politiscbeü  Quietisrnns"  und 
veriftngt  ¥on  Preußen  in  eniter  Linie  ^deu  ootwdodigeii  Schritt  der  Berufung 
vtm  Eeichaetlnden**.  Während  eg  Ranke  im  Interesse  der  HiUt^rmacht  fiir 
werlToH  hält,  das  preußische  Junkertum  im  Dienste  des  Staats  heran^uz Lehen, 
haJt  D&hlmäim  den  preußischen  AdeL  an  der  englischen  Aristokratie  gemessen, 
nicht  för  erprobt  zum  Erwerb  bedeutenderen  politischen  EinfluaseB»  wiU  er 
den  neuen  VerfaBKUDgBstaat  vomehmlich  auf  den  Mittehtand  gestützt  wiesen 
<T«rreiitrftpp  S.  76ff.), 

")  ^gl*  über  das  Verhältnis  Bismarcks  zu  HankeT  insbea,  über  ihre  Ver- 
wmdtiehflit  in  der  Abneigung  gegen  politischen  Doktrinarismiia  im  Än- 
schJnß  ma  Lenz;  Varrentrapp  a,  a,  0,  S,  102,  Der  entscheidende  Gegen- 
Mtz  in  Hanke«  eigenen  Worten:  „Die  Grammatik  kann  nie  eine  Sprächet 
die  Aithetik  nicht  einmal  ein  Getlicht,  die  Politik  aber  nimmermehr  einen 
Staat  heTTorbriagen,  Euer  Vaterland  werdet  ihr  euch  nicht  erklügeln.  Einen 
mdem  l'FBpmng  Bmt  die  lebendige  Hervorbringung:  sie  kommt  von  der 
Rfaft  und  dem  üeniut*^. 
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gleich  ein  Paradigma  großen  Stils  für  eine  neue  oder  mindestens 
neu  zu  belebende  wissenschaftliche  Betrachtungsweise.  Indem 
Ranke  an  den  nächsten  Problemen  des  Tags  lehrte,  wie  der 
poUtisch  denkende  sich  von  den  dogmatischen  Systemen  oder 
von  den  Parteien,  „die  man  ein  lebendes  System  nennen  kann" 
(S.  3),  freimachen  muß,  um  sich  statt  dessen  den  Bück  für  die 
„ursprüngüche  Mannigfaltigkeit  der  Tatsachen''  zu  erschließen, 
„einzugehen  in  das  Ereignis,  seine  Bedingungen  und  Forde- 
rungen, das  Mißverhältnis  zwischen  der  Absicht  und  den  Er- 
folgen, das  oft  so  schneidend  ist,  zu  beobachten,  die  Natin*  des 
Gegenstands  mit  bestem  Fleiße  zu  erforschen",  so  gab  er  mit  alle- 
dem seinen  Zeitgenossen  zugleich  eine  methodologische  Anlei- 
tung zur  politischen  Betrachtung,  nur  daß  er  seine  Grundsätze  un- 
ähnlich den  meisten  Methodologen,  die  es  sich  in  dieser  Hinsicht 
bequem  zu  machen  pflegen,  sofort  an  greifbaren  Anwendungen 
erläuterte  und  betätigte.  Hier  räumte  er  mit  der  Illusion  eines 
aus  Vemunftideen  abzuleitenden  allgemeinen,  d.  h.  für  alle 
poütischen  Verhältnisse  gleichmäßig  gültigen  Staatsrechts  auf 
und  lehrte  erkennen,  daß  „verschiedene  Staaten  nm'  gleich 
gute  Möglichkeiten"  bedeuten,  deren  jede  aus  ihren  eigenen 
Bedingungen  begriffen  werden  müsse.  In  diesen  wissen- 
schaftlich bedeutsamen  Gedanken  arbeitete  sich  die  Zeit- 
schrift auch  mit  solchen  Schriftstellern  in  die  Hände,  die,  wie 
gerade  Dahlmann,  in  den  realpolitischen  Zweckbestrebungen 
mit  Ranke  nicht  durchaus  übereinstimmten  (oben  S.  4).  Denn 
im  Grunde  sprach  der  Historiker  Ranke  in  zeitgemäßen  Ge- 
legenheitsauf Sätzen  nur  dasselbe  aus,  was  der  historisch  ge- 
schulte PoUtiker  Dahlmann  zwei  Jahre  später  in  systematischer 
Form  durch  sein  Hauptwerk:  ,,Die  PoUtik  auf  Grund  und  Maß 
der  gegebenen  Zustände  zurückgeführt"  verbreitete.  Die  Dar- 
legung Rankes,  daß  es  ein  Fehler  Frankreichs  gewesen, 
amerikanische  Formen  nachzuahmen  (S.  91),  und  daß  es  erst 
recht  ein  Felder  Deutschlands  sein  würde,  französische  Formen 
nachzuahmen,  beruhte  —  auf  das  damahge  Tagesproblem  der 
Politik  angewendet  —  auf  den  gleichen  wissenschaftlichen 
Prinzipien,  nach  denen  Dahlmann  alle  Hauptprobleme  des 
Staatsrechts  auf  geschichthcher  Grundlage  kritisch  zu  unter- 
suchen unternahm,  sowie  diese  Gedanken  im  gleichen  Jahre  1835 
auch  in  Frankreich  selbst  eine  frappante  Parallele  in  Alexis 
de  Tocquevilles  „D^mocratie  en  Am^rique"  fanden,  in  dessen 
genauen  Nachweis,  daß  die  nordamerikanische  und  die  fran- 
zösische Demokratie  zwei  innerlich  von  Grund  aus  verschiedene 
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Gebilde  seien*).  Es  waren  u.  a,  nur  die  bereits  erprobten  Ge- 
cen,  auf  die  Savigny  und  sein  Schülerkreis  die  lüstoriscbe 
Reeht^schule  begründet  und  die  sie  zunächst  auf  die  Zivürecbts- 
wissenscbaft  zugesehnitt^D  hatten,  die  Ranke  und  Dahlmanu 
auf  den  Staat  und  das  ÖffentHche  Kecht  üljertrugen,  und  es 
war  kein  Zufall,  daß  Savignj^  einer  der  wenigen  war,  die  der 
Zeitsclmft  von  Anfang  an  ein  belebendes  Interesse  imd  tat- 
kräftige Mitwirkung  zuwandte  *). 

So  wurde  die  historiseh'i>olitiBche  Zeitschrift,  wenn  sie  zu 
ihrem  einen  Teile  ein  Werkzeug  der  realen  pohtischen  Be- 
strebungen sein  wollte,  zu  ihrem  andern  der  Wegweiser  zur 
vollen  Erschließung  eines  neuen  Wissenschaftszweiges. 

Nur  in  diesem  Sinn,  in  diesem  aber  auch  ganz  gewiß,  gilt 
es  die  von  der  Ranke -Zeitschrift  begonnene  Arbeit  weiterzu- 
führen. Das  Zwischejigebiet  wissenschaftUcher  Betrachtung, 
das  er  zwisciieti  Geschichte  und  Staatsrecht  dem  Anbau  zu 
erschließen  strebte,  harrt  auch  heute  noch  eines  planmäßigen 
Ausbaus.  Schon  die  zusammenfassende  Literatur  hat  sich 
Jahrzehntelang  seiner  nur  spärlich  angenommen-  Erst  neuer- 
diDgB  sind  in  größerem  Umfang  eine  Reihe  von  Versuchen 
einer  Gefiamtdarstellung  der  allgemeinen  StÄatslehre  oder  Politik 
auf  historischer  Grundlage  unternommen  worden.  Und  soviel 
allmählich  an  Einzelabhandlnngen  wertvolle  Beisteuern  ange- 
wachsen sind,  so  bat  sich  doch  bisher  für  solche  kein  ihnen 
in  engerm  Sinn  gewidmetes  periodisches  Organ  gefunden.  Die 
vorliegende  neue  ,,Zeitselirift  für  Politik'*  mag  versuchen,  in 
diese  Funktion  einzutreten.  Ganz  gewiß  hat  ihre  Aufgabe 
©eit  jener  Zeit  nicht  an  Bedeutung  verloren.  Denn  was  unserer 
Zeit  an  Ernst  und  Gewicht  der  geschichtlicben  Lage  abgeben 


*)  In  dieser  Weise  möchte  ich  dae  ergänzt  oder  vielmehr  geaauer  be- 
zeichnet wiasen,  was  ich,  AUgem.  Staatilehre  Bd.  I  3.  97  f,  (im  Anachluß  &ii 
Sdioll)  über  das  J&hr  1335  als  dasjemge  Jahr  festzusteUem  versuchte,  y<m 
dem  aji  die  Entstebang  einer  modernen  Politik  auf  hiatoriscUer  GruniUage 
m  daties^n  sei.  Die*  läßt  sich  nur  für  die  syatemati^che  Darstellung  der 
Politik  in  eolchem  Sinne  aufrechterhalten  (%^gl.  unten  S,  8).  Der  methodische 
Leitgedanke  iat  Ton  Banlce  schon  18S2  riue gesprochen. 

*)  Savigny  itenerte  znm  ersten  Jahrg:ang  der  Zeitschrift  zwei  Botraoh- 
toikgi^  über  die  beiden  Formen  der  Selbstverwaltungskörper  bei,  die  im 
deutacbcn  Staatswesen  neben  der  Einheit  des  Gan^eii  die  politiBche  und 
g«iftige  Lebendigkeit  des  Indiyi  du  eilen  verbürgen.  —  über  die  lokal  eo  und  die 
bemOichen  SelbrtverwaltußgskÖrperj  Stadtgemeinden  (anläßlich  der  preußischen 
StÄdteordnrnng  v,  1883)  und  Universitäten  (Zeitaebrift  Bd.  I  S.  369  ff.  und 
&56Ö;  duQ  Yarrentrapp  a.  a.  0.  S*  84). 
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mag,  das  wird  für  sie  reichlich  aufgewogen  durch  die  Ausdeh- 
nung des  Stoffgebiets,  auf  dem  sich  die  politischen  Unter- 
suchimgen  zu  bewegen  haben.  Wenn  Ranke  seinerzeit  aufs 
Geratewohl  den  Spaten  in  einen  jimgfräulichen  Boden  da  ein- 
stieß, wo  es  am  dringendsten  notzutun  schien,  urbar  zu  machen, 
so  muß  heute,  wo  das  Interesse  an  wissenschaftlicher  Erkennt- 
nis das  Bedürfnis  nach  Herbeifühnmg  unmittelbarer  politischer 
Wirkungen  überwiegt,  erst  allmähUch  eine  allseitige  Samm- 
lung imd  Sichtung  des  Materials  eintreten.  Und  vor  allem 
muß  die  Verarbeitimg  dieses  Stoffes  von  der  bloß  aphoristi- 
schen und  essayistischen  Beleuchtung  einer  politischen  Einzel- 
frage, die  nach  Gelegenheit  des  Tags  aufgeworfen  wird,  fort- 
schreiten zur  Zurückführung  auf  Prinzipien,  auf  einheitliche 
Gredanken,  kurzimi  zur  systematischen  Eingliederung. 

Freilich,  mit  der  Forderung  der  systematischen  Behandlung 
wird  ein  Thema  angerührt,  das  nicht  mit  einem  Wort  zu  er- 
ledigen ist. 

I.  Die  systematischen  Prinzipien  der  geschichtlichen  Politik 

Auch  der  systematische  Zug  ist  in  der  bisherigen  politischen 
Literatur  längst  vorhanden.  Seit  Aristoteles  Politik  ist  das  Be- 
dürfnis in  unserm  Geistesleben  nie  erloschen,  für  die  kritische 
Ausbeute  aus  dem  geschichthchen  Rechtsleben  allgemeine, 
gesetzmäßige  Leitgedanken  zu  finden,  unter  die  sich  die  Einzel- 
geschehnisse einordnen  lassen.  Eben  Dahlmann  hatte  im  19.  Jahr- 
hundert die  Grundlage  der  modernen  Systematik  geschaffen. 
Weist  der  Aufbau  der  Politik  auf  das  geschichtliche  Material 
zunächst  auf  die  Einsicht  hin,  daß  die  rechtliche  Gestaltung  der 
Staaten  vieler  Zeiten  und  Völker  gnmdsätzHch  verschiedene, 
immer  neue,  nie  dagewesene,  nie  sich  wiederholende  Formen 
annimmt,  so  geht  das  systematische  Bedürfnis  der  Politik  von 
dem  Glauben  aus,  daß  doch  andererseits  gewisse  Formen  imd 
Regeln  des  Staatsrechts  sich  wiederholen,  wie  die  gesellschaft- 
lichen Gruppienmgen,  die  wirtschaftlichen  Einrichtungen,  die 
doktrinären  Anschauungen,  durch  die  sie  hervorgerufen  werden, 
daß,  wie  man  meist  zu  sagen  pflegt,  bestimmte  Lebensver- 
hältnisse in  ihrer  Verknüpfung  mit  bestimmten  staatlichen 
Rechtseinrichtungen  »typisch«  auftreten. 

Trotz  alledem  fordert  es  heute  einen  gewissen  Mut,  zu  einer 
systematischen  Betrachtung  der  Politik  zu  ermimtern.  Denn 
gerade  neuerdings  begann  die  Arbeit  auf  diesem  Gebiet  die 
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glückliche  Naivetlit  emzubüßeo,  aus  der  sie  früher  an  die 
Aufsuchimg  pohtiacher  ,, Gesetze**  heranging.  Sowohl  das  Ob? 
als  auch  das  Wie?  der  Möglichkeit,  solche  Geeetze  aus  dem 
empirischen  Verlauf  der  Geschichte  herauszulesen,  ist  in  Zweifel 
exogen  worden. 

Biß  vor  kurzem  stand  der  Kampf  um  die  Frage:  hat  eine 
amatische  PoUtik  überhaupt  logische  Existenzberech- 
tigung? im  Vordergrund,  und  der  schwere  Apparat  dieses 
Methodenstreites  lastete  sc  bleiern  auf  dem  ganzen  Gebiet,  daß 
dem  Forscher  die  Arbeit  an  den  politischen  Untersuchungen, 
dem  Leser  der  Geschmack  daran  gründlich  verdorben  werden 
konnte.  Er  hatte  sich  zu  einem  Grenzstreit  mit  allen  Nachbar- 
disziplinen Terdichtet,  und  wie  die  drei  Totenrichter  stellten 
sich  der  Naturforscher,  der  Philosoph  und  der  Historiker  dem 
tieferen  Ebidringen  in  das  ohneliin  noch  unerforschte  und 
dmikle  Gebiet  entgegen.  Der  eine  wollte  nicht  eigne  historische, 
Gesetze,  sondern  nur  die  Naturgesetze  für  das  Ptaatsleben  gelten 
laeeenf  —  der  Philosoph  bestritt  die  Möglichkeit  T^on  allen  empiri- 
scliszt,  natürlichen  wie  geschichtlichen  Gesetzen  und  wollte  aUen* 
Mb  die  Basierung  des  geschichtlichen  Lebens  auf  metaphysische 
Gesetze  konzedieren,  *—  der  Historiker  leugnete  wohl  schlecht- 
weg alles  gesetzmäßige  in  dem  ewig  neu  sich  abwickelnden  Ver- 
lauf  der  Geschichte.  Aber  zum  Glück  hat  die  Auseinandersetztmg 
über  diese  Fragen  jetzt  bereits  einen  Stand  erreicht,  der  es  der 
aus  der  Geschichte  schöpfenden  Kritik  des  öffentlichen  Rechts 
ermugliehi,  daB  Haupt  wieder  freier  zu  erheben. 

Den  Gedankengang  noch  einmal  in  allen  Verzweigungen 
darzulegen,  würde  zu  sehr  ermüdenden  Wiederholungen  von 
alku  oft  gesagten  Walirheiten  führen.  Man  kann  folgendes 
zusammenfassen. 

Am  wenigsten  Boden  hat  die  Naturwissenschaft  erobert. 
Dir  gegenüber  hat  sich  die  Philosophie  mit  der  einen  ihrer  Mah- 
nungen zur  Vorsicht  in  ihrem  Rechte  erwiesen.  Die  Dlusiouen, 
die  mit  Hilfe  naturwissenschaftlicher  Analogien  gewonnen  waren, 
kduuen  als  endgültig  zerstört  gelten;  das  Material  der  Staaten- 
geschichte kami  nicht  miter  Gesetze  geordnet  werden,  die  den 
geschichtlichen  Verlauf  in  der  Vergangenheit  als  notwendig  be- 
greifen oder  ihn  für  die  Zukunft  als  einen  mit  Notwendigkeit  zu 
erwartenden  vorauszuberechnen  gestatten.  Diese  Anschauung  hat 
sich  ala  Folge  eines  einfachen  Mißverständnisses  enthüllt.  Sie  hat 
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nur  den  richtigen  Kern,  daß  die  Geschichtswissenschaft  die  Reihe 
der  menschUchen  Handlungen,  die  wir  den  historischen  Verlauf 
nennen,  in  ihrer  Verkettung  als  Ursachen  und  Wirkungen,  also 
unter  Anwendung  des  Kausalgesetzes  oder  richtiger  der  Kate- 
gorie der  Verursachung,  darstellt  ^).  Es  ist  femer  unleugbar,  daß 
auch  die  kausale  Betrachtung  des  geschichtUchen  Lebens  mit 
der  Unterordnung  seiner  Erscheinungen  unter  Naturgesetze, 
nämhch  unter  die,  welche  das  menschüche  Seelenleben  be- 
stimmen, operiert.  Grewisse  Verknüpfungen  von  Gefühlen,  Vor- 
stellungen imd  Willenshandlungen  treten  bei  Menschen  aller 
Zeiten  und  Orte  wesentUch  gleichförmig  auf.  Wo  also  das 
Seelenleben  bei  gewissen  Menschengruppen  sehr  gleichförmig 
imd  einfach  funktioniert,  können  bestimmte  geographische  Be- 
dingungen oder  Schicksale  durch  das  Medium  der  psychologi- 
schen Prozesse,  wie  bestimmte  ästhetische  oder  religiöse  Schöp- 
fungen so  auch  bestimmte  Staatseinrichtungen  mit  annähernd 
gesetzmäßiger  Notwendigkeit  hervortreiben.  Deshalb  ist  auf 
primitiven  menschUchen  Entwicklungsstufen  eine  scharfe  Grenze 
zwischen  den  geschichtUchen  Vorgängen  imd  den  biologischen 
Prozessen  der  höheren  Pflanzen-  und  Tierformen  nicht  zu  ziehen. 
Das  ist  der  richtige  Kern,  den  eine  naturwissenschaftlich  orientierte 
Soziologie  als  einen  der  Ausgangspimkte  für  die  historische 
PoHtik  festzuhalten  sucht,  wenn  sie  für  urgeschichtUche  Zeiten 
oder  für  heutige  Naturvölker  eine  naturgesetzHche  Erzeugung 
und  Betätigung  der  Kulturformen  zu  erweisen  sucht.  Wie  sie 
bei  gleich  tiefen  Wirtschafts-  und  Gesittungsstufen  primitive 
ReUgionsformen,  etwa  die  des  Ahnen-,  Dämonen-  oder  Fetisch- 
kultus, oder  roher  Architekturformen,  vielleicht  die  bienenkorb- 
förmige  Rimdbauhütte  aus  Lehm  und  Reisig,  über  weite  Flächen 
imd  verschiedene  Rassen  als  notwendig  bedingt  dartut,  so 
kann  sie  dies  Verhältnis  von  Ursache  und  Wirkung  auch  auf 
die  ältesten  Staatsformen  anwenden  und  es  als  gesetzmäßig 
bezeichnen,  daß  als  ältester  Staat  im  Zweifel  überall  der  Horden- 
und  Völkerschaftsverband  in  engen  Grenzen,  als  ältester  Ansatz 
der  Monarchie  eine  auf  überlegener  Kraft  einzelner  gegründete 

*)  Vgl.  hierzu  Bernstein,  Lehrbuch  der  historischen  Methode,  1903. 
Simmel,  Probleme  der  Geschichtsphilosophie,  2.  Aufl.  1905,  bes.  S.  112  ff. 
Rickert,  Geschichtsphilosophie  in  der  „Philosophie  bei  Beginn  des  20.  Jahrh." 
n,  1905,  bes.  107  ff.  Max  Weber,  die  ».Objektivität"  sozialwissenschaftlicher 
und  sozialpolitischer  Erkenntnis  im  Archiv  für  Sozialwiss.  u.  Sozialpol.  Bd.  19, 
1904  S.  21,  46  ff.  Simmel,  Soziologie  der  über-  und  Unterordnung,  Arch. 
f.  Sozialw.  Bd.  24  (1907)  S.  477.  Weitere  Literaturangaben  bei  Rickert  a.  a.  0. 
S.  134. 
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Häuptlingsseliaft  aoftritt.  Aber  schon  hier  ist  die  Notwendig- 
keit naturgesetzlieher  Verknüpfung,  vennöge  deren  jede  Staat- 
liehe  Bildung  nur  ala  beliebig  oft  wiederholte  Erecheinung  einer 
Gattung  sich  darstellt,  eine  beschränkte,  Sie  wird  durch  eine 
Konkurrenz  mehrerer  Möghehkeiten  durchbrochen.  Und  je  mehr 
sich  im  Verlauf  der  Menschheitsgeschichte  die  Lebensverhält* 
Hisse  Terf einem,  die  Gruppen  der  Völker  differenzieren,  aus  den 
Gruppen  die  schöpferischen  Individuen  hervortreten,  desto  ge* 
ringfügiger  wird  die  Tragi^^eite  solcher  einfacher  naturgesetz- 
mäßiger Generalisierung  in  der  Geschichte.  Das  Zusammen- 
mid  Gegeneinandervsirken  der  Bedingungen,  die  die  peycholo* 
giBcben  Prozesse  hervorrufen,  und  damit  diese  selbst  werden 
stetig  komphziert^r,  und  entsprechend  gestalten  sich  die  Er- 
scheinungen des  Daseins  der  Kultumienschheit  in  immer  steigen- 
dem Maße  als  Besonderfieiten  individuellen  Gepräges.  Die  Er- 
scheinungen sind  wc^hl  Teile  eines  Ganzen,  aber  nicht  gesetz- 
mäßige Einzelverkörperungen  einer  Gattung;  denn  das  Ganze 
selbst  ist  einzigartig  und  jeder  Teil  ist  von  dem  andern  ver- 
8chieden,  gleichviel  ob  es  die  Geschiclite  mit  den  höchst  indi- 
viduellen Taten  des  schöpferischen  Genius  oder  mit  den  Be- 
wegungen der  Volksmasaen  zu  tun  hat,  Mit  dieser  Verschieden- 
heit der  Objekt-e  verschiebt  sich  aber  auch  der  leitende  Gesichts- 
punkt der  gesehichtUchen  Betrachtung,  der  ihr  eine  vereinheit- 
Hebende  Zusammenfassung  gibt.  Auch  der  Historiker  ordnet 
seine  Objekte  unter  allgemeine  Begriffe  oder  Maßstäbe, 
Aber  diese  BegrilEe  snid  nicht  die  Gesetze,  die  das  historische 
Geschehen  als  Ursache  und  Wirkung  verbinden,  da  sie  in  der 
Gesehichte  in  jedem  Fall  in  einer  anderen  Verflechtung  auf- 
treten wie  in  jedem  anderen.  Es  sind  vielmehr  die  menschhchen 
Interessen,  Güter,  Werte,  Wertkategorien,  Ideale,  die  der 
Mensch  in  Personen  oder  Ereignissen  verwirklicht  findet.  Der 
Historiker  schildert  entweder  den  Verlauf  der  Entwicklung, 
indem  er  deren  Ergebnisse  auf  die  psychologischen  Bedürfnisse, 
auf  die  Wertvorstellungen  und  -empfindungen  der  vergangenen 
Generationen  bezieht  und  ilu^  Bedeutung  daran  abmißt.  Oder 
er  beurteilt,  kritisiert  das  Ergebnis  der  Entwicklung  nach  den 
Wertbegriffen  der  Bedürfnisse  semer  eignen  Generation.  Auch 
bei  dieser  Unterordnung  bringt  es  die  Art  des  geschichtlichen 
Inhalts  niemals  mit  sich,  daß  zwei  Ereignisse»  zwei  Zeitstufen  mit 
aller  ihrer  Eigenart  sieh  unter  genau  die  gleichen  Wertvorstel- 
lungen  unterordnen  ließen.  Die  Umwandlung  der  Oligarchie  in 
die  Demokratie,  wie  sie  Kleisthenes  mid  Tliemistokles  in  Athen 
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voUzogen,  verlieh  dem  kleinen  Mittelstand  Anteil  an  der  politi- 
schen Macht  in  ganz  anderen  Formen  imd  imter  ganz  anderen 
Umständen  als  die  entsprechende  Umwandlung  in  Florenz  durch 
die  älteren  Medicäer  im  15.  Jahrhundert  oder  in  England  in 
der  Parlamentsreform  von  1832.  Aber  ein  gewisses  Maß  von 
Interessen-  oder  Wertgegensätzen  kehrt  in  diesen  Situationen 
gleichförmig  wieder,  gibt  ihnen  ein  „typisches"  Gepräge,  und 
ermöghcht  damit,  diese  in  ihrer  Totalität  eigen-  und  einzig- 
artigen Erscheinungen  unter  ein  Allgemeines  unterzuordnen  ^). 

Hiermit  hängt  bereits  ein  zweites  zusammen. 

Die  Philosophie  hat  weiter  gewiß  mit  Recht  geltend  ge- 
macht, daß  die  Wertbegriffe,  von  denen  sich  in  der  Erfahrungs- 
welt die  staatsbildenden  Menschengruppen  leiten  lassen,  ihrer 
Natur  nach  immer  schwankend,  wechselnd,  daß  sie  nur  „subjektiv'* 
sind  und  daß  sich  deshalb  ein  System  dieser  Werte  mit  all- 
gemeiner Gültigkeit,  mit  objektiver,  wissenschaftUcher  Geltimg 
nicht  aufstellen  läßt.  Wer  z.  B.  zwei  Staaten  einen  ver- 
schiedenen Wert  beilegt,  weil  der  eine  wie  Frankreich  auf 
eine  geschlossene  Nation,  der  andere  wie  Österreich  auf  eine 
NationaHtätenmischimg  gebaut  ist,  legt  damit  einen  Maßstab 
zugrunde,  der  für  den  Klerikalen,  der  als  Bindemittel  nur  die 
Religion,  oder  für  den  SoziaHsten,  der  als  solches  nur  die  Klassen- 
gemeinschaft anerkennt,  bedeutungslos  ist.  Oder  wenn  man, 
wie  Ranke,  im  Streit  über  die  Umwandlung  des  preußischen 
Klassenwahlrechts  in  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht,  nach 
Rankes  Worten  (o.  S.  5),  das  Ideal  zur  Richtschnur  nimmt,  daß 
ein  Staat  sich  gesetzmäßig  entwickeln  imd  allzugroße  Sprünge 
vermeiden  müsse,  so  beruft  man  sich  damit  auf  einen  Wert,  den 
der  radikale  Demokrat  in  seinem  Machtbestreben  nicht  als  erheb- 
Uch  erachtet.  Wir  erkennen  im  Gegenteil,  daß  die  Werte,  die  die 
Greschichte  selbst  hervortreibt,  die  sind,  um  die  sich  die  Par- 


*)  über  die  logische  Bedeutung  des  „Typischen"  in  der  Geschichte  vgl. 
Simmel,  Probleme  der  Geschichtsphilosophie,  2.  Aufl.  S.  123,  —  vor  allem 
Weber  a.  a.  0.  S.  68:  Der  Idealtypus  ist  „ein  Gedankenbild,  welches  nicht 
die  historische  Wirklichkeit  oder  gar  die  »eigentliche'  Wirklichkeit  ist,  welches 
noch  weit  weniger  dazu  da  ist,  als  ein  Schema  zu  dienen,  in  welches  die 
Wirklichkeit  als  Exemplar  eingeordnet  werden  sollte,  sondern  welches  die 
Bedeutung  eines  rein  idealen  Grenzbegriffes  hat,  an  welchem  die  Wirklichkeit 
zur  Verdeutlichung  bestimmter  bedeutsamer  Bestandteile  ihres  empirischen 
Gehaltes  gemessen,  mit  denen  sie  verglichen  wird.  Solche  Begriffe 
sind  Gebilde,  in  welchen  wir  Zusammenhänge  unter  Verwendung  der  Kategorie 
der  objektiven  Möglichkeit  konstruieren,  welche  unsere  in  der  Wirklichkeit 
orientierte  und  geschulte  Phantasie  als  adäquat  beurteilt". 
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teien  gruppieren,  d.  h.  gerade  die  Genossenschaften  von  Sonder- 
bestrebungen,  die  in  ihrem  wechselseitigen  Sichbekämpfen  und 
SichablöBen  die  Reehtaordnmig  des  Staats  als  eine  yermittelnde 
Friedensordnung  henrortreiben.  Der  Zuschnitt  eines  Syeteins 
der  Politik  auf  die  empirischen  Wertbeziehungen,  auch  wenn 
diese  sich  durch  lange  Zeitalter,  ja  durch  den  Gesamtverlauf  der 
Geschichte  hindurchziehen,  wird  also  immer  nielu*  oder  minder 
mit  einem  bestimmten  Parteistandpunkt  versetxt  sein,  eine  im 
strengen  Sinn  unparteiische  Politik  ist  nicht  möglich. 
So  müßte  denn,  wenn  nur  wirklicli  objektive,  aUgemein  gültige 
Werte  der  politischen  Betrachtung  zugrunde  gelegt  werden 
Bollen,  die  geschichtliche  Betrachtungsweise  ganz  fallen  ge- 
lassen werden.  Es  müßte  der  Philosophie  überlassen  werden, 
mit  ihren  Mitteln  die  a  priori  gegebenen  WertvorsteUungen  aus 
der  überindi\aduellen  Veranlagung  der  menschlichen  Vernunft  zu 
ermitteln,  die  dann  als  rein  formale  Prinzipien  fähig  wären, 
die  ganze  Fülle  der  geschichtlichen  Variationen  in  sich  auf- 
zunehmen. In  der  Tat  hat  die  Pliilosopliie  sich  dies  als 
Aufgabe  vindiziert-  Diese  philosopliisehe  Wertlehre,  die  Ge- 
schichtsphilosophie, müßte  Werte  finden»  die  den  Sinn  des 
geschieh tUchen  Lebens  zu  deuten  gestatten,  aber  eben  deshalb 
obergeschiehtlich,  von  der  empirischen  Mannigfaltigkeit  der 
Zeitalter  und  Nationen  unabhängig  sind.  Zwar  ist  eine  philo- 
sophische Wertlehre  bisher  immer  nur  angekündigt,  nicht  auf- 
gestellt worden.  Gehört  hat  man  von  Uu'  noch  nicht  vieh 
Kur  darf  man  jedenfalls  kaum  erwarten,  daß  sie  für  das 
Verständnis  und  die  Beurteilung  der  historischen  Einzelgescheh- 
nifise  Bohr  viel  fördern  würde;  die  vereinzelten  Versuche,  die 
auf  diesem  Wege  im  Gebiet  der  allgemeinen  Kechtslehre 
gemacht  worden  sind,  wie  vor  allem  der  Stammlers, 
beweisen  m.  Würde  man  etwa  als  Endziel  des  historiBchen 
erdeng  die  Verwirklichung  der  sittlichen  Freüieit  philosophisch 
eisen,  so  T^iirde  die  Spezialwissenschaft,  auch  die  Politik, 
daraus  für  die  Bewertung  der  vergangenen  oder  gegenwärtigen 
Einzelprobleme  um  deswillen  nichts  entnehmen  können,  weU 
man  jenem  Prinzip,  auf  die  reale  Frage  angewandt,  einen 
gan2  verschiedenen  Inlialt  geben  könnte. 

Aber  mau  mag  alle  bisherigen  Bedenken  zugeben.  Man  mag 
fiagen,  daß  die  Geschiclits Wissenschaft  als  solche  nur  eine  miend- 
liche  Reihe  immer  neuer  Staatsgestaltungen  schildert,  die  sie  auf 
die  an»  jedem  Zeitalter  mid  jeder  Menschengruppe  entnommenen, 
ako  ebeufalls  stets  wechselnden  Wertgesichtspunkte  bezieht.  Man 
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darf  deshalb  sagen,  daß  die  Berechnung  der  regehnäßigen 
Wiederkehr  bestimmter  Geschehnisse  nach  allgemein  gültigen 
Naturgesetzen  ausgeschlossen  ist.  Man  darf  femer  sagen, 
daß  eine  Systematisierung  unter  allgemein  gültigen  Werten 
zwar  historisch  für  das  reale  Leben  uninteressant,  aber  doch 
vielleicht  möghch  ist.  Und  gleichwohl  ist  mit  alledem  nichts 
gegen  eine  vierte  Betrachtungsweise  entschieden,  die  sich  in 
beschränktem  Sinn  auch  als  das,  wovon  wir  reden,  als  eine 
systematische  bezeichnen  läßt. 

Das,  worin  die  Philosophie  irrt,  ist  die  Auffassung,  als  ob  die 
Beurteilimg  und  kritisierende  Gruppierung  der  geschichthchen 
Tatsachen  unter  jenen  bloß  subjektiven  Wertgesichtspunkten 
wissenschaftlich  wertlos  sei.  Jene  Werte,  oder  sagen  wir  nun 
vulgär,  jene  erstrebten  Ideale  oder  wirkhch  erworbenen  wertvollen 
Eigenschaften  der  Staaten,  wie  die  militärische  Schlagkraft,  die 
staatsrechtliche  Freiheit  der  Bürger,  die  der  wirtschaftHchen  und 
geistigen  Kultur  förderliche  nationale  Geschlossenheit  des  Staats, 
die  Sicherheit  der  konstanten  Fortentwicklung  usw.  sind  zwar  durch 
bestimmte  Verhältnisse  und  durch  gewisse  Anschauungen,  die 
diese  Verhältnisse  wünschen,  bedingt.  Aber  diese  Bedingungen 
sind  erfahrungsgemäß  so  konstante  und  in  der  menschlichen 
Natur  begründete,  daß  sie  für  das  reale  Leben  wie  allgemein 
gültige,  objektive  gelten,  daß  sie  von  jedem  der  unbegrenzt  vielen 
Individuen  kraft  einer  überindividuellen  Organisation  ihrer  Psyche 
als  selbsverständhch  vorhanden  in  Rechnung  gezogen  werden. 

Und  tatsächüch  hat  das  Menschengeschlecht  inuner  nach 
diesem  Rezept  gehandelt.  Der  Gesetzgeber,  der  leitende  Staats- 
mann jedes  Zeitalters,  wenn  sie  sich  über  rechtUche  oder  ad- 
ministnitive  Neuerungen  schlüssig  machten,  —  der  Parteimann, 
die  öffentUche  Meinimg,  die  zu  den  bestehenden  Zuständen 
Stellung  nahmen,  sie  haben  mit  diesen  empirischen  Wert- 
begriffen, trotz  deren  wissenschaftlicher  Subjektivität  wie  nüt 
objektiven  operiert.  Und  sie  alle  haben  damit  gleichzeitig  für 
die  beginnende  systematische  Arbeit  der  poHtischen  Schrifir 
steller,  die  wir  heute  als  die  Pfadfinder  unsers  Wissenschafts- 
zweigs verehren,  den  Berechtigungsnachweis  gehefert.  Denn 
ein  fester  Stanmi  solcher  Regeln,  wie  er  heute  als  Gemeingut 
behandelt  imd  verwertet  wird,  stammt  aus  solcher  Arbeit. 
Der  Hauptgedanke  Machiavellis,  daß  die  Aufgabe  des  Staats, 
die  allen  andern  Aufgaben  vorgeht,  die  Sorge  für  seine  Wehrkraft 
ist,  und  zwar  Fürsorge  für  ein  Heer,  das  aus  seinen  eigenen 
Volkskräften  gewonnen  wird,    daß   der  wehrlose   Staat  seine 
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SsislenzfÜhigkeit,  der  Staat  mit  einem  Heer  von  Mietsoldaten 
weoigptexiB  die  Sicherheit  seiner  Verfassmig  verliert,  —  oder  die 
B^6l  Montesfiuieus,  daß  ein  Staat  Yon  ausgedehntem  Gebiet 
mid  ungleicbTiiüßigen  Volksbestandteilen  gut  nur  durch  die  kon* 
zentrierende  Regierungsform  der  Monarchie,  weniger  gut  dui^ch 
eine  Aristokratie  und  gar  nicht  durch  die  Demokratie  zusammen- 
gehalten werden  kann,  —  das  sind  Sätze,  die  angesichts  der 
ebemiLU  wie  heute  gleichmäßig  gegebenen  Verhältnisse  un- 
outtetbar  einleuchten,  Sie  können  bis  auf  weiteres  als  allgemein 
gehende^  als  objektive  betrachtet  werden,  nnd  werden  es,  solange 
eben  jene  Verhältnisse  bestehen.  Es  ist  zwar  ohne  weiteres  klar, 
daß  der  Vorrang  der  Sicherungsaufgaben  des  Staates  sofort  auf- 
hören müßte,  Tirenn  durch  irgendwelche  völkerrechtliche  Garantien 
Wekfrieden  gewährleistet  würde,  oder  daß  die  Vorzüge  der 
Dnarehie  für  einen  Großstaat  hinfällig  werden  müßten,  wenn 
durcli  unvorhergesehene,  wirtachaftliche  Umgestaltungen  die 
Gefahr  von  Interessengegensätzen  der  verschiedenartigen  I^andes- 
teüe  und  das  Risiko  der  Spaltung  schwinden  würde.  Es  ist  mfolge- 
detiG^n  auch  verständlich,  daß  Parteien,  die  den  Bück  einseitig  auf 
aolebe  irreale  Ziele  gespannt  halten,  diese  Regeln  nicht  anerkeimen, 
weil  «ie  deren  Forderung  im  Vergleich  mit  ihrem  Ideal  für 
wertkie,  ja  für  ein  Hemmnis  ihres  Ideals  halten.  Die  sozialistische 
GTU[^j»e.  die  die  Herrschaft  des  vierten  Standes  durch  das  Medium 
einer  friedlieh-intemationalen  Verbindung  der  Arbeiter  erstrebt, 
wird  naturgemäß  den  Vorrang  der  militärischen  Aufgaben  des 
Staats  bestreiten.  Die  mächtigen  Produzenten-Kartelle,  die  iimer- 
lialb  der  nordamerikanischen  Union  die  Herrschaft  im  Senat 
msd  durch  diese  die  Herrschaft  im  amerikanischen  Bundesstaat 
erringen  möchten,  werden  folgerichtig  das  bedeutsame  mo- 
narchische und  vereinheitlichende  Residuum,  das  in  der  starken 
Prü^dentschaftsgewalt  liegt,  trotz  der  landschaftlichen  Gliedermig 
bekämpfen.  Solchen  Parteien  kann  man  in  der  Tat  die  Rieh- 
tigkeil  jener  Regeln  nicht  ,, he  weisen'*,  denn  die  wertvollen  Er- 
folge, die  durch  diese  Regelu  für  das  praktische  Handeln  des 
Staatsmannes  erzielt  werden  Bollen,  sind  für  sie  entweder  nichts 
wettvoUee»  oder  es  bedarf  in  ihren  Augen  nicht  der  Aufwendung 
fcfu  Kriften,  um  sie  zu  erzielen.  Nichtsdestowemger  wird 
Bolchen  Parteien  gegenüber  die  Klarstellung  solcher  Kegeln  erst 
recht  von  Bedeutung  werden,  nämlich  ura  die  einseitige  und 
icbmale  Position,  auf  der  sie  stehen,  ins  Licht  zu  setzen. 

Ja  gerade  wenn  man  diese  bedingte,  diese  subjektive  oder 
b«aser  läative  Bedeutung  der  systematiBchen  Politik  recht  er- 


16  Richard  Schmidt,  Wege  und  Ziele  der  Politik. 

kennt,  wird  ihr  Zusammenhang  mit  dem  Bedürfnis  des  realen 
Lebens  beöonders  deutUch,  dem  die  poHtisehe  Untersuchung 
Genüge  tun  soll.  Denn  das  ist  es  doch,  was  nach  dem  in 
den  einleitenden  Bemerkungen  Betonten  not  tut:  im  Vorwärts- 
treiben der  ringenden  Kräfte  eines  Volkslebens  festzustellen, 
was  den  wesentUchen  Streitpimkt  der  Parteien  ausmacht,  den 
hadernden  Parteien  von  Zeit  zu  Zeit  einen  Spiegel  vorzuhalten, 
in  dessen  Glas  die  mannigfachen  unwesentUchen,  die  bloß  per- 
sönHchen  und  äußerlichen  Kampfobjekte,  die  vielen  Partei- 
gängern als  etwas  wichtiges  erscheinen,  und  dem  Namen  nach 
im  Vordergrund  stehen,  in  einen  trüben  Nebel  zusammenfließen, 
während  dahinter  schärfer  umrissen  die  großen  Ideale  der  gut- 
gesinnten und  ehrlich  strebenden  hervortreten.  Man  lasse  noch 
einmal  das  Musterbeispiel  an  sich  vorüberziehen,  an  dem  Ranke 
im  ersten  Band  seiner  Zeitschrift  eben  diesen  Effekt  hervorzurufen 
wünschte  imd  in  den  Augen  vieler  wirkhch  hervorgerufen  hat 
(o.  S.  2).  Die  französischen  Parteien  kämpften,  so  sagte  die  vulgäre 
Anschauung,  um  Stärke  der  Monarchie  oder  Schutz  der  indivi- 
duellen Freiheit  gegen  die  Monarchie,  — um  Vorrechte  der  höheren 
Klassen  oder  Gleichheit  aller  Klassen.  Aber  Ranke  stellte  seinen 
Zauberspiegel  dahinter  auf  und  zeigte,  daß  diese  französischen 
Parteien  der  Hauptsache  nach  um  etwas  ganz  anderes  kämpften: 
darum,  welche  Klasse  die  meisten  Ämter  und  Güter  besitzen 
solle;  —  er  zeigte  den  Deutschen  femer,  daß  sie  ihrerseits  um 
jene  Güter  gar  nicht  mehr  zu  kämpfen  brauchten,  daß  das,  was 
den  eigenen  Parteien  ihre  Unzufriedenheit  mit  den  bestehenden 
Zuständen  eingab,  wiederum  etwas  ganz  anderes  sei,  der  Mangel 
der  poütischen  Einheit  des  Vaterlandes.  In  solchen  Gedanken- 
gängen ist,  konkret  betrachtet,  die  Aufgabe  einer  systematischen 
Politik  beschlossen.  Sie  soll  vermitteln,  was  das  wesentliche 
in  den  Forderungen  nach  Erhaltung  oder  Reform  des  monarchi- 
schen Ministeriums  oder  des  Parlaments,  der  Selbstverwaltung, 
der  Heeresorganisation  oder  des  Finanzsystems,  der  Gerichts- 
verfassung oder  des  prozessualen  Verfahrens  ist,  imd  sie  soll 
sich  den  Sinn  für  die  Ermittlung  des  WeäfentUchen  dadurch 
schärfen,  daß  sie  an  vergangenen  Zeiten  prüft,  was  damals 
das  Wertvolle  oder  Nachteilige  an  diesen  und  anderen  Ein- 
richtungen gewesen  ist. 

So  tut  wohl  in  der  Tat  jeder  heute  ein  gutes  Werk,  der 
eich  mit  frischem  Mut  an  diese  Probleme  heranwagt,  ohne  sich 
durch  das  bedenkliche  Gesicht  des  Methodologen  nervös  machen 
zu  lassen.    Was  Aristoteles  und  MacchiaveUi,  was  Hugo  Grotius 
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tmd  Montesquien  erlaubt  war,  muß  auch  einem  von  uns  Di 
minomm  gentium  des  zwanzigsten  Jalirhundertfs  erlaubt  sein. 
Mag  er  sich  einmal  in  einer  Formulierung  vergreifen,  mag  er 
im  Hinstreifen  an  der  metaplij^sischen  Grenze  einmal  einen 
Fehltritt  in  das  Gebiet  des  außererfahrungsmäßigen  begehen, 
den  Nutzen  solcher  Kritik  der  historischempirisehen  Staats- 
gtebilde  kann  das  in  ilirer  Durehschmttswirkung  nicht  beein- 
trächtigeD.  Für  sie  kann  den  Maßstab  nur  abgeben,  ob  sich 
die  von  ihr  gewonnenen  Ergebnisse  als  brauchbare  für  daa 
Vemtändnis,  für  die  Beurteilung  und  gesetzgeberische  Gestal- 
tung unserer  realen  Rechtsordnung  erweisen.  Auch  über  die 
Braticbbarkeit  wird  sich  natürlich  besonders  leicht  streiten 
lassen .  Die  Ableitung  und  systematische  Gruppierung  solcher 
vielfach  bedingten  historischen  Erfahrungsregeln  ^ird  der  Pole* 
mik  weit  mehr  Angriffspunkte  bieten,  als  die  quellenmäßige 
Darlegung  einer  Einzelerscheinung  der  Geschichte  durch  den 
Historiker  oder  die  logische  Entwicklung  formaler  Wertbegriffe 
durch    den   Philosophen.      Aber    mit   der   Zeit   ^njd   sich   ein 

»Bestand  solcher  Regeln  in  wachsendem  Umfang  und  in  besserer 
Ordnung  niederschlagen. 
Mit  andern  Worten,  die  methodologische  Skepsis  der  jüngsten 
BB  läßt  die  naiye  Staatslehre  so  bestehen,  wie  sie  immer  war, 
Sie  wird  nur  den  Erfolg  zurücklassen,  daß  sie  den,  der  Staatslehre 
treibt,   m  größerer  Vorsicht  und  Selbstkontrolle  verpflichtet  *). 


h 


*)  Id  dieier  Weise  liÄbe  ich  die  Aufgabe,  eine  syBtematiBchß  Politik  im 
aUgtro^inen  im  Änaehlufi  an  ältere  Schriftsteller  schon  in  meiner  Staatslehre 
B<L  1  S.  UO  EM  kennzeichnen  geflucht,  unter  Zusttmmting  meines  hiHtoriecheii 
Sfüilufi  Y,  Beiow,  histor.  Zeitechr.  90  S,  96.  Im  wefteütlichen  ebenso  Jellinek, 
aiuilde3ire  I  S.  18  ff. 

Neuerdings  sind  die  gleichen  Geaichitpiinlite  in  viel  tiefer  dringender 
'üfift^TBiichnng  imd  mit  schärferer  Formulierung  von  Hax  Weber»  die  pObjek* 
fciTitAt*  KizimlidBaenBchRftlicher  und  sozial  politisch  er  Erkenntnis  (Ärch.  f.  Sozial- 
iu  Sozialpolitik  Bd-  I  lÖOi  S,  M  ff,)  dargelegt  worden.  Vgl.  oben  S.  12 
1  tmd  insbetondere  S.  76  über  die  Frage,  in  welchem  Sinn  und  Umfang 
Entwicklungen  aJi  Idealtypen  konstruiert  und  wie  dadurch  aus  der 
tfptidien  Verknüpfung  gewitser  Ursachen  mid  gewisser  Wirkungen  doch  wieder 
dir  Anschein  einer  Reduktion  d^  historischen  Wirklichkeit  auf  „Gesetze" 
ffxeagl  werden  könnet  „Der  Vorgang  bietet  keinerlei  methodologiacheu  Be- 
denkf^n.  solange  man  sich  ateta  gegenwärtig  hält,  daß  idealtypische  Entwick- 
lungskonstruktion  und  Geschichte  ^wei  streng  zii  scheidende  Dinge  siud  und 
daß  die  Konstraktion  hier  ledigUch  das  Mittel  war,  planvoll  die  gültige  Zu- 
rechnung eines  historischen  Vorgangs  ni  seinen  wirklichen  Ursachen  aus  dem 
Kr^ift*!  der  nach  Lage  imserer  Erkenntnis  mögliehen  zu  vidbiehen."  — ■  Im 
nlirigrn  beweist  die  y,Mnsterk&rte"  der  möglichen  Fragestellungen,  die  Weber 
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Steht  demnach  die  Existenzberechtigung  eines  systema- 
tischen Betriebs  der  PoHtik  fest,  so  wird  die  eigentUch  bedeutsame 
Frage  jetzt  eine  andere,  die  nämUch,  wo  und  wie  der  Vertreter 
dieses  Wissenschaftszweigs  seinen  Stoff  zu  packen  hat,  um  ihn 
systematisch  zu  gestalten.  Und  da  gilt  es  denn  Klarheit  darüber 
zu  gewinnen,  daß  sich  innerhalb  der  empirischen  Staatslehre 
und  Politik,  wie  sie  sich  unter  Zurückstellung  der  bisher  er- 
örterten Fragen  entwickelt  hat,  in  den  letzten  Jahren  eigen- 
artige Gegensätze  herausgebildet  haben.  Es  ist  gewiß  nicht 
zu  wünschen,  daß  man  dieselben  zu  einer  grundsätzlichen  Ver- 
schiedenheit aufbausche,  da  Auseinandersetzungen  über  Me- 
thodenfragen nur  zu  leicht,  wie  gerade  eben  gezeigt,  von  den 
sachHchen  Hauptfragen  wegführen.  Aber  tatsächlich  ist  eine 
Verschiedenheit  des  Betrachterstandpunktes  doch  zurzeit  vor- 
handen. Der  Meimmgsstreit  dreht  sich  hier  einfach  um  die 
Zweckmäßigkeitsfrage,  welche  Auslese  und  Gruppierung 
des  geschichtlichen  Rohmaterials  die  beste  Ausbeute  für  die 
vergleichende  Analyse  und  Kritik  der  Staaten  unsres  Kultur- 
kreises verspricht.  Ob  die  Betrachtung  der  Staaten  die  Analyse 
oder  die  Kritik  in  den  Vordergrund  stellt,  ob  sie  mit  andern 
Worten  als  Allgemeine  Staatslehre  im  engem  Sinn  oder  als 
Politik  im  engem  Sinn  auftritt,  gilt  für  diese  Frage  gleich. 
Denn  mag  man  die  rechtliche  Struktur  der  verschiedenen  älteren 
und  neueren  Staaten  auch  nur  auf  den  Rechtszustand  vergleichen, 
den  sie  in  der  Ruhe  darstellen,  so  ist  schon  das  ohne  eine 
Beziehung  auf  die  Werte  oder  Interessen  der  im  Staate  leben- 
den Menschen  nicht  möglich.  Ja,  es  zeigt  sich  eben  jetzt,  daß 
die  wertkritische  Betrachtung,  wie  sie  die  PoHtik  übt,  nur 
Weiterführung  der  allgemeinen  Staatslehre  ist  imd  deren  Arbeit 
erst  voll  abrundet. 

Die  gesamte  frühere  Staatslehre  schilderte  und  beurteilte 
die  typischen  Erscheinungen  des  Staatslebens  an  den  einzelnen 
staatlichen  Institutionen,  an  einzelnen  staatlichen 
Rechtsbeziehungen.  Im  Verfassungsrecht  wurden  die  Ver- 
hältnisse des  Staatsganzen  zu  seinen  Gliedern,  Gemeinden, 
Provinzen  oder  —  im  Bundesstaat  —  Gliedstaaten,  die  Be- 
ziehungen des  Staats  zu  seinen  Organen  oder  dieser  Organe 
untereinander,   die   gegenseitigen  Beziehimgen   der  staatlichen 

S.  78  —  fast  mit  dem  Anschein  der  Parodie  auf  die  methodologischen  Unter- 
suchungen für  Geschichtswissenschaft  —  aufstellt,  wie  eine  Übersättigung  mit 
Methodologie  die  fruchtbringende  Ausnutzung  des  historischen  Stofb  er- 
drücken müßte. 
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Gnindfunktiouen  Gesetzgebung  und  Venv'altung  beleuclitet,  — 
im  eigentlichen  Staatsrecht,  dem  Recht  der  staatlichen  Eiuscel- 
t^tigkeiten,  das  allerdings  bei  dieser  allgemeinen  Betrachtung 
meist  recht  stiefmütterhch  wegkam,  das  Verhältnis  der  iu 
Rechtspflege  oder  Verwaltmig  amtierenden  Behörden  äu  den 
einzelnen  Staatsbürgern.  Die  Pohtik  wirtschaftete  rait  einem 
Stamm  traditioneller  Probleme  und  bei  näherem  Zusehen  kann 
man  wohl  nicht  ssweifeln,  daß  Abgrenzung  und  Anordnmig 
derselben  aus  der  juristischen  Darlegung  des  positiven 
geltenden  Staatsrechts,  spexiell  Deut^clilandB,  herüberge- 
Bommen  wurde-  Allgemeine  Staatslehre  und  Politik  entwickelten 
mch,  kurz  gesagt»  als  eine  Disziplin^  die  aus  der  Staatsrechts- 
wissen schait  losgelöst  und  als  begriffsbildende  oder  kriti- 
sierende Vorerörtenmg  nachträglich  vor  dieselbe  geschoben  wurde. 
Nun  kann  aber  kaum  verkannt  werden,  daß  diese  Problem- 
stellung willkürhch  und  auf  die  Dauer  unzulängUch  ist.  Ist 
der  systembildende  Gesichtspunkt  die  Feststellung  der  Werte, 
die  in  vielen  Staaten  gleichartig  wiederkehren  oder  die  ein- 
zelnen Staaten  charakteristisch  sind,  dann  kann  konsequent 
nicht  von  der  bisherigen  Frage  ausgegangen  werden:  welche 
wertvollen  Institutionen  oder  Rechtsnormen  erregen  am  heuti- 
gen Staat  unser  Interesse,  so  daß  wir  sie  mit  den  analogen 
Bildungen  anderer  älterer  oder  gleichzeitiger  Staaten  verglei- 
chen. Vielmehr  fragen  mv  dann  i  welche  Vorzüge  und  Mängel 
besaßen  die  älteren  Staaten  und  zu  welchen  Anforderungen 
sind  wir  durch  deren  Erfahrungen  heute  gelangt.  Die  Syste- 
matik der  Politik  kann  also  nicht  aus  dem  geltenden  Staats- 
recht, sondern  nur  aus  dem  Universum  der  Geschichte 
unseres  Knlturkreises  selbst  entnommen  werden,  und  die  Ab- 
grenzung  und  Gruppierung  des  Stoffs  der  Politik  vollzieht  sich 
logisch  vor  dem  System  des  eimielnen  positiven  Staatsrechts 
mid  unabhängig  von  diesem.  Soll  aber  dieser  Weg  beschritten 
werden,  so  ist  er  nur  in  einer  Richtung  denkbar:  es  wird  sich 
dfinn  die  Poütik  zu  einer  weiter  greifenden,  kritisierenden 
Darstellmig  des  geschichtlichen  Verlaufs,  vor  allem  zu  einer 
vergleichenden  Nebenemanderstellung  der  historischen  Staaten 
gestalten,  so  wie  jeder  Staat  in  der  Gesamtheit  seiner  ver- 
faasiangsmäßigen  Eigenschaften  und  seiner  öffentlich-rechtlielien 
Beddiungen  sich  darstellt.  Es  gilt  dann  für  jeden  Staat,  um 
ihn  mit  den  andern  vergleichen  zu  können,  die  verschiedenen 
staatlichen  Funktionen,  Regieinmg  und  Gesetzgebung,  Ver- 
waltung   und    Rechtspflege,    in    ihrer    Wechselwirkung, 
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es  gilt  die  Funktionen  des  Staatsganzen  und  die  seiner 
Provinzen  oder  Gemeinden,  das  Verhältnis  der  verschiedenen 
funktionierenden  Organe  des  Staats  zueinander  und  das  der 
Organe  zu  den  Einzelbürgern  in  ihrem  Zusammenhang, 
wenn  auch  unter  Beschränkung  auf  das  WesentUche,  darzu- 
stellen. Durch  eine  Übersicht  über  die  verschiedenen  Staaten  als 
individuelle  Ganze  in  diesem  Sinn,  durch  eine  Reihe  geschlossener 
Gesamtbilder,  hat  die  eine  der  neuerhch  veröffentUchten  Allge- 
meinen Staatslehren  die  Grimdlage  für  eine  methodische 
Rechtskritik  zu  schaffen  versucht^).  Sie  hat  damit  zugleich 
eine  zweite  Erweiterung  ihrer  Aufgaben  vollziehen  müssen 
und  zu  vollziehen  versucht.  Ist  jede  staathche  Rechtsordnung 
des  historisch -gebundenen  Daseins,  wie  vorhin  dargelegt,  der 
Ausdruck  eines  subjektiven  Ideals,  ist  sie  erzeugt  und  ge- 
tragen von  den  Überzeugungen  imd  Zweckbestrebungen  einer 
sozialen  Gruppe,  einer  Partei  oder  von  denen  mehrerer  Par- 
teien, die  in  der  Norm  des  öffentlichen  Rechts  ihren  Frieden, 
ihren  Kompromiß  schheßen,  so  muß  die  aUgemeine  Staats- 
lehre, wenn  sie  die  geschichtliche  Kette  der  Staatsordnungen 
richtig  würdigen  will,  weiter  auch  die  Entwicklung  der  Par- 
teien schildern,  mit  denen  jede  Staatsordnung  in  Wechsel- 
beziehung steht.  Die  historische  Politik  wird  deshalb  ihrem 
Wesen  nach  zugleich  zu  einer  Parteienlehre.  Es  erwächst  ihr 
die  Aufgabe,  eine  Geschichte  der  typischen  Parteigruppierungen 
zu  geben,  soweit  sie  die  einzelnen  charakteristischen  Staats- 
bilder der  Geschichte  auf  die  gesellschaftUchen  Kräfte  prüft, 
deren  Produkt  sie  sind  *).  Erst  innerhalb  dieses  Rahmens  wird 
erkennbar,  welche  Rolle  die  politischen  Doktrinen  für  die 
systematische  PoHtik  spielen.  Die  ältere  Staatslehre  machte  es 
sich  häufig  so  bequem,  daß  sie  die  gesamte  geschichtUche  Vor- 
bereitung der  politisch-kritischen  Untersuchung  zu  einer  Samm- 
lung und  Vergleichung  der  pohtischen  Theorien  verflüchtigte. 
Noch  heute  wirkt  diese  einengende  Betrachtungsweise,  die  die 
geschichtUche  Pohtik  zu  einer  Dogmengeschichte  oder  Lite- 
raturgeschichte der  Politik  zusammenschrumpfen  ließ,  vielfach 


0  Ich  meine  die  von  mir  selbst  veröffentlichte  (Richard  Schmidt, 
allgemeine  Staatslehre,  Bd.  I  Die  gemeinsamen  Grundlagen  des  StaatslebeoB 
1900.  Bd.  II  Abt.  1  und  2  Die  älteren  Staatsgebilde  und  die  Entstehung  der 
modernen  Staatenwelt  1903). 

*)  Diesen  Gesichtspunkt  habe  ich  Staatslehre  I  S.  238  ff.  und  EI,  1 
S.  42  ff.  näher  ausgeführt. 
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Systematik  der  bisherigen  Tradition  gefolgt  ist,  die  allgemeine 
Staatslehre  Jellineks,  hat  ohne  näheres  Eingehen  auf  die  be- 
stimmenden Motive  und  vor  allem  ohne  Prüfung  seiner  Ergeb- 
nisse jenen  Versuch  als  „Unklarheit  über  Methode  und  Ziel 
der  Staatslehre*'  abgelehnt,  die  von  ihm  gefundenen  typischen 
Staatsbilder  als  „verschwommener  und  unklarer  Art"  beiseite 
geschoben,  seine  Ergebnisse  als  „doch  recht  dürftig"  im  Vergleich 
mit  der  vorausgeschickten  umfängUchen  universalhistorischen 
Darstellung  gerichtet.  Statt  dessen  hat  Jellinek  selbst  im  wesent- 
Hohen  auf  die  Betrachtungsweise  der  älteren  Politik  zurückge- 
griffen. Er  hat  zwar  die  typischen  Erscheinungen  des  Staatslebens 
durch  höchst  eindringende  und  verdienstvolle  Sichtung  der  Be- 
griffsbildung vertieft.  Er  hat  auch  Energie  darauf  verwendet,  die 
Typen  des  Staats  als  „empirische"  Typen,  als  Durchschnitts- 
erscheinungen des  realen  Staatslebens  zu  ermitteln  und  sich 
von  dem  einseitigen  Verfahren  der  älteren  Staatslehre  loszu- 
machen, die  sich  mit  idealen  Typen,  d.  h.  mit  der  Staatsidee,  wie 
sie  sich  im  Kopfe  irgendeines  politischen  Dogmatikera  darstellte, 
begnügte.  Aber  in  der  Gesamtanlage  seines  Werks  folgt  Jellinek 
der  früheren  Systematik.  Er  hält  sein  Streben  bewußt  nur  darauf 
gerichtet,  die  „typischen  Elemente"  des  Staats  (S.  32),  mit  anderen 
Worten  die  einzelnen  öffentlichen  Rechtseinrichtungen  und 
Rechtsgedanken  wiederkehrender  Art  festzustellen.  Wenn  er 
auch  als  Ziel  bezeichnet,  „ein  reich  entfaltetes  typisches  Bild 
vom  Staat  zu  erhalten"  (S.  37),  wenn  er  also  anscheinend  eben- 
falls das  Staatsbild  als  Ganzes,  die  einzelnen  historischen 
Staaten  im  Zusammenhang  und  Wechselwirkung  ihrer  Teile 
zum  Objekt  der  wissenschaftlichen  Darstellimg  machen  möchte, 
so  ist  das  eben  nur  scheinbar.  Sobald  als  er  selbst  der  Auf- 
gabe nahe  tritt,  die  „geschichtlichen  Haupttypen  des  Staats"  zu 
kennzeichnen  (S.  280),  zieht  er  sich  tatsächlich  doch  sofort  wieder 
auf  die  Charakteristik  einzelner  Elemente  oder  Seiten  des  Staats- 
lebens, auf  die  einzelnen  Rechtsbeziehungen  oder  Verfassungs- 
formen zurück.  Die  Frage  nach  den  geschichtUchen  Haupt- 
typen „des  Staats"  interpretiert  er  dalün,  daß  darunter  nur  die 
Frage  nach  der  „Beschaffenheit  des  staatlichen  Verbandes  und 
der  Stellung,  die  das  Individuum  in  diesem  Verband  einnimmt" 
verstanden  werden  soll,  und  der  Kritiker,  der  bescheidentUch 
bemerkt,  daß  beides  im  Grunde  doch  nicht  dasselbe  sei,  wird 
wenig  freundUch  abgefertigt^).     Und  ebenso  werden  dann  die 

')  2.  Aufl.  S.  281.    A.  1.    „Die  methodische  Unklarheit  Richard  Schmidts 
zeigt  sich  deutlich   in   der  Art  und  Weise,  wie  er  —  gegen  die  folgenden 
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des  Griechenstaats  zu  widerlegen.  Mit  guten  Gründen  entkräftet 
er  den  durch  Benjamin  Constant  und  Robert  von  Mohl  verbreiteten 
Glauben,  als  sei  bei  den  Alten  der  Einzelmensch  nur  dienendes 
Werkzeug  des  Staats  (S.  289).  Ein  beträchtUches  Maß  von 
individueller  Freiheit  sei  tatsächUch  auch  dort  schon  vorhanden, 
ebenso  wie  später  im  römischen  Staat  (S.  297),  —  eine  gegen 
willkürliche  Steuerlast,  Aushebungslast,  Polizeizwang  gesicherte 
Privatrechtssphäre,  die  Anschauung,  daß  eine  Regierung  nur 
innerhalb  der  Gesetze  mögUch  sei  (S.  299).  Nur  etwa  auf  den 
römischen  Staat  seit  Constantin  passe  die  Formel,  daß  das  Indi- 
viduum als  selbständige  Existenz  dem  Staat  unbekannt  sei  (S.  309). 
Alles  dies  ist  richtig.  Aber  gerade  deshalb  muß  man  schließ- 
hch  fragen,  worin  denn  nun  in  Wirkhchkeit  das  Eigenartige 
des  griechisch-römischen  Staatstypus  hegen  soll.  JeUinek  hebt 
zwar  als  Unterscheidungszeichen  hervor,  daß  im  antiken  Staat 
das  „Bewußtsein"  des  Gegensatzes  von  individueller  und 
öffenthchrechtlicher  Sphäre  gefehlt  habe  (S.  300,  307,  320), 
insbesondere  der  Sinn  für  die  Existenz  eines  positivrechtUch 
gewährten  Anspruchs,  einer  actio  auf  einen  Freiheitsraum 
(S.  308).  Aber  das  würde  dann  doch  in  letzter  Linie  mu*  einen 
Gradunterschied  in  der  subjektiven  politischen  Vorstellimgsreife 
der  staatsbildenden  Nationen  des  Altertums,  ja  im  Grunde  nur 
eine  Schwäche  in  der  bezüglichen  Konstruktion  der  öffent- 
lichrechtUchen  Vorgänge,  in  der  doktrinellen  Klarheit  über  sie, 
also  eine  Besonderheit  in  der  Erfassung  der  Staatsidee  oder 
einer  Seite  derselben  bedeuten^),  während  doch  Jellinek  die 
idealen  Vorstellungen  vom  öffentlichen  Recht  ganz  zutrefEender- 
weise  aus  der  Bestimmung  des  empirischen  Staatstypus  auszu- 
sondern bemüht  sein  will  (oben  S.  22). 

Schmilzt  hiemach  die  behauptete  UnvoUkommenheit  des 
antiken  Staats  gegenüber  dem  modernen,  bei  Lichte  betrachtet. 


*)  Mit  anderen  Worten,  Jellinek  kann  doch  wohl  nur  das  wisBcn- 
Bchaftliche  Bewußtsein  von  dem  Gegensatz  der  Staats-  und  der  Freiheits- 
sphäre im  Auge  haben,  nicht  das  populäre  Bewußtsein  hiervon.  Daß 
innerhalb  des  gesellschaftlichen  Lebens  das  letztere  vorhanden  war,  wird  ja 
schon  dadurch  bewiesen,  daß  die  Antike  ebensogut  wie  die  Moderne  formale 
Garantien  zum  Schutze  der  individuellen  Freiheit  geschaffen  hat  (die  Volks- 
gerichtsbarkeit, das  Volkstribunat). 

Weiter  merkt  Jellinek  (S.  308)  selbst  an,  daß  teilweise  auch  dem  modernen 
Staatsrecht,  z.  B.  dem  englisch-amerikanischen,  die  Auffassung  von  einer  actio 
des  einzelnen  gegen  den  Staat  fremd  sei.  Und  muß  man  nicht  gerade  die 
angelsächsischen  Rechte  als  eine  typische  Form  des  modernen  Verfassungs- 
rechts  bezeichnen? 


Hieliird  Schmidt.  We^e  au < i  Z i<'le  der  Fabtik* 


nichts  stisammeD,  Terflüebligt  sie  sich  mindestens  zu  dnem 

jttT  quantitativen  Abstand  vom  heutigen  8taat^  so  läßt  sich, 

Firenn    man    nur   das   Verhältnis   des    Staats   sum    Bürger   ins 

Auge  fußt,  auch  ein  typischer  Vorzug  des  antiken  Staats  vor 

audem  Gebilden  uieht  nachweisen,    Jellinek  machte  ihn  darin 

finden,   daß  der  hellenisohe  Staat  einen  ,,in  sich  einheitlichen, 

unabhängigen,    auf   eigenen   Gesetzen    and   eigenen    Behörden 

iienden  Bürgerverband''  darstelle  (S.  304).  Hierin  hebe  sich  von 

wie  vom  '^on  Staat  der   niiitelalterUehe  Staat   mit 

Btn  früh  ai3 -  - tcn  ..D u a li 8 m a s'*  von  Monarchie  und 

Tolk,    von    Königsreeht    und   Volksrecht    ab   {S.   304).     Dem 

»etßtisehen   Staat  der  Antike  trete  ein  dualistisch  gß- 

Staat  gegenüber.     Das  Nebeneinander   von  Fürst   und 

eines  jeden  von  beiden  mit  eigenen  Beamten,  Gerichten, 

Heeren,  trage  eine  tiefgehende  Spaltmig  in  den  Staat 

,irie  ein  Doppelstaat  erscheint  unserm  heutigen  Denken 

ivT  i^tJLnilische  Staat  in  seiner  extremsten  Ausbildung"*  (8,  313), 

alknilich  werde  diese  Freiheit  überstunden  und  die  An- 

Lachaiimig  mm  Durchbruch  gebracht,   daß  ständische  Korpora- 

Jonen  und  Fürst  ,, beide  nur  Glieder  eines  und  desselben  ein- 

iicli  XU  denkenden  Staates' '  seien.    Durch  die  UlierÄindung 

der  als  Verbandseinheit  erscheinende,  verfassungsmäßig 

gliederte  Suiat,    der  moderne  Staat,   erzeugt  (S.  Biß).     Er 

csitneiUQe  die  Einheit  aus  der  Antike,   den  Gedanken  der  ver- 

tBmfmgm^üigeu  GUederung  ans  den  mittelalterlichen  Formen. 

der  moderne  Staat  ,,als  Endpmikt  erreicht,  was  für  den 

keai  bereits  Ausgangspunkt  war'\  nur  daß  er  sieh  nunmehr 

aken  seines  Wirkungskreises  feststelle,  die  er  sich  selbst  in 

itsm  seiner  Aufgabe  setzte  (S.  318).   Auch  dem  kann  nicht 

^nsgeetiiiimt  werden.  Wieder  werden  von  JeUinek  gelegentlich  anf- 

tetide  Gegensätze  zu  verallgemeinerten,  typischen  gesteigert. 

trifft  nicht  zu,  daß  dem  antiken  Staat,    wie  er  sagt,    ,,eiue 

(^msißung  in  Herrtscbende  und  Belierrachte  immer  fremd  ge- 

t>lipben**  sei  iS.  309).     Allenfalls  nur  da,   wo  der  Stadtstaat  in 

: ; ■'  ' fialer  Beschrankung   sich    zu   voller  Demokratie 

etwa  für  das  Athen  des  Themist okles,  also  für 

&m«?  ilüchtig  vorüberziehende  Zeitetappe,  läßt  sich  das  Dogma 

lufreehterhalten,  daß  der  antike  Staat  ,,euie  durchgängige,  keine 

&re  ^Spaltung   duldende  Einheit'"   sei.     Im   allgemeinen    be- 

xnl  der  Kampf   zu-ischeu   Herrschenden  und  Belierrschten 

eh  icke  und  Einrichtungen  des  hellenischen  Stadtstaats 

wie  die  des  mittelalterUchen  Territorialstaats:   die  sou- 
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veräne  Heeresveraminlung  der  spartiatischen  Vollbürger  gegen- 
über Periöken  und  Heloten,  der  regierende  Demos  des  perik- 
leischen  Athen  gegenüber  den  Metoeken  und  der  ganzen  großen 
Masse  der  tributpflichtigen  Bundesgenossen  Thrakiens,  loniens, 
der  Inseln  verkörpert  eben  nur  das  herrschende  Organ  des 
Staats  in  seinem  steten  Ringen  mit  der  bekanntlich  sehr  kraft- 
vollen Opposition  der  Untertanen.  So  könnte  man  allenfalls  nur 
behaupten  wollen,  daß  im  Altertum  sich  die  Interessen  der  Be- 
herrschten nicht  in  einem  eignen  obersten  Organ  neben  der 
Regierung  niedergeschlagen  hätten.  Aber  selbst  das  wäre  nicht 
haltbar.  Da,  wo  im  Stadtstaat  einem  oligarchischen  Rat  die 
Volksversammlung  als  geschlossener  Stimmkörper  gesetzgebend, 
richtend,  Beamten  wählend  gegenübertritt,  wie  im  Athen  des 
Solon  und  des  Kleisthenes  und  vor  allem  in  der  Zweiheit  des 
Senatus  Populusque  Romanus  besteht  der  Dualismus  nicht 
minder  schroff  wie  im  Staat  des  Mittelalters.  Weiter,  sogar 
der  dem  Mittelalter  später  ausschheßUch  eigene  Dualismus  des 
Fürsten  und  seiner  adUgen  Stände  innerhalb  eines  territorialen 
Flächenstaats  ist  der  Antike  nicht  fremd.  Er  bezeichnet  die 
Grundform,  die  die  gesamte  Staatengeschichte  des  östlichen 
Mittelmeerbeckens  hunderte  von  Jahren  im  Gegengewicht  des 
Pharao  und  seines  Beamten-  und  Landadels  im  mittleren  Reich 
der  Usertesen  und  Amenemhet,  in  dem  Nebeneinander  des  As- 
syrerkönigs  wie  des  medisch-persischen  Großkönigs  und  seines 
Lehnsadels,  in  Griechenland  wahrscheinUch  in  dem  entsprechen- 
den Dualismus  des  mykenischen  Herrschers  und  seiner  Vasallen 
beherrscht.  Die  Idee  der  Zweiheit  des  Fürsten  und  eines  be- 
ratenden Volksausschusses  kehrt  dann  sofort  wieder,  als  Griechen- 
land von  dem  Staatsideal  seiner  klassischen  Zeit,  dem  Stadtstaat, 
durch  die  Verhältnisse  gedrängt,  zum  monarchischen  Großstaat 
zurückzugreifen  beginnt,  nämlich  in  der  bedeutsamen  Schöpfung 
des  siziUsch  -  unteritalischen  Großstaats  Dionysios*  I.  imd  11. 
Und  wiederum  taucht  der  Dualismus  der  Organe  auf  territorial- 
staatlicher Basis  hervor,  als  Augustus  bei  der  Neuorganisation 
des  Grundstocks  des  römischen  Reichs  die  brauchbaren  Ver- 
fassungselemente aus  dem  Chaos  des  ICampfs  aller  politischen 
Gruppen  zu  retten  sucht.  Die  Wechselwirkung  des  Princeps 
und  des  Senats  läßt  sich,  wenn  man  die  ganz  bestimmten  Be- 
sonderheiten der  antiken  Staatsstruktur  berücksichtigt,  durchaus 
mit  der  zwischen  dem  englischen  oder  französischen  König  und 
dem  Reichsrat  ihrer  Kjonvasallen  vergleichen,  vor  allem  auch 
darin,  daß  die  Kaiserüche  und  die  Senatsgewalt  „als  gleich  ur- 
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i«|>rüiiplich  erscheinen**  ^),  sowie  dai'in,  daß  das  stindisehe  Organ 
hier  korfw:»mtiv  geechlossen  auftritt').  So  enthält  das  antike 
8taatslebeii  ini  wesentlichen  schon  alle  die  GinmdformeD,  die 
^pöter  im  Mittelalter  zu  festerem  Ein^oirzeln  gelangen  und  nur 
fUfi  hat  daif  Heliieksal  der  Antike  gefügt,  daß  diese  Formen  unter 
dem  Druck  besonderer  Verhältnisse^)  immer  von  neuem  zurück- 
gedrängt  wnmien*).  Faßt  man  alles  zusammen,  so  muß  man 
sQgeben.  daß  in  der  Antike  mit  dem  Simi  fiü*  die  Einheit  des 
SlftAl^anzen  das  Verst^lndnis  ftir  mehrere  einander  im  Staat  be- 
kAmpfeodi^  Gewalten  sich  ganx  ebenso  Terträglich  erwiesen  Imt, 
wie  im  modernen  Staat.  Und  andrerseits  steht  der  moderne  Staat 
EOcii  mit  ileoi  mittelalterlichen  Staat  nicht  in  einem  grundsätz- 
Udicn  Widerstreit,  insofern  auch  im  Mittelalter  neben  der  Freiheit 
Too  König  und  Ständen  bis  zu  gewissem  Grade  immer  auch  der 
Sinn  für  die  Eiidieit  des  Staatsganzen  lebendig  geblieben  ist. 
£s  ist  X,  B.  für  das  am  meisten  durch  seinen  Dualismus  zer- 
meene  Territorimn,  für  den  französischen  Staat  der  frühkape- 
tingisehen  .ira,  längst  der  Nachweis  geführt  worden,  daß  nicht 
mir  der  Idee  nach,  sondern  auch  in  der  ReaHttU  der  poHtisclien 
Ftmküonen  die  Vorstellung  von  der  Einheit  des  Staatsganzen 
und  der  königlichen  Fürsorge  für  dieses  Ganze  ihre  ganz  aus- 


>  JrlltBek  i^,  312  mikhie  auch  hier  die  gnmdaitÄliche  VK^cbtedenheit 
fe*ijisi1t«'ij :  ^Af-ni  mutiistiaclien  |)oHtbcheii  Denken  der  Rümer  war  die  Ab- 
ImViad  d*'T  tit wajl  du«  Priuccp«  aiti  einer  Kousetsioii  dea  ptipulu»  natürlich"; 
In  Walu^b^Ht  tti  aber  dii*  ÖteHung  der  Priikotpi,  wie  e^  Momnisen  naclige- 
wiacn  liat.  reehüicli  nicht  voll  auH  einem  Übertragutigsakt  der  republika^ 
siiobeB  Gewnlicti  erklärbar,  BieSleUnng  der  „impt^rator'*.  dii^  im  dHuemden 
OlMribcfftHl  ttbiT  dm  Heer  gipfelt,  iat  eine  in  dt^r  VerfaftBimg  der  Republik 
mil'ekmiiate.  (Vgt  ^(omm»en«  ntm.  Staalerecht  IT,  751  0.,  Eichartl 
Srbmtat.  alljf,  StL*  H,  1  3.260,  SeL)  Immer  also  zeigt  sieh  die  Neigung 
J«l2tiM?ki<  tivn  Typtt«  de«  realen  itaatirechtHchen  Verhttltnjssei*  zwischen  Staat 
fi»d  Untertan  mit  der  tjpifiüh^n  Doktrin,  die  nn  Zintaltt^r  iiber  das  Reebts- 
ftv^attftii  ausbildet,  tu  vertanieben. 

*)  llenn  b-  -ich  der  ä^p  tisch  »-Dt  pcraiacben  Lebnumonarchie  mit 

dtr  engbach^fmi.  i   lüßt  aich  iinmerhin  geltend  machen,  daß  der  hohe 

&negMul^l  «  dort  nicht  znr  AnabÜdung  einer  einheitlichen  Knrperachaft  bringt. 

*)  y0,  Whvr  clie  roaBgebeudt^n  Verbal tnittse  unten  S,  33. 

•*  Genau  pbi'ii«u  gilt  dit^  nmgekehrfe.  daß  diejenige  Form  des  Dualinraui 
der  Sl«Ä!in>rgHne  mi  einbeil liehen  Staxit.  die  in  der  Antike  im  Vordergrund 
Hebl  «der  olii^^arcliijcb  rc*gieH*s  vou  der  Volkiversainmlnng  k<mtrollierte 
SlailttfUat).  auch  in  tlcr  we^tcnrijpätBchen  StjLntenwelt  wiederkehrt  (in  den 
ttelkiBtclien^  ÜandriBchen*  deutschen  Städterepubliken)^  —  nur  dali  hier  um- 
fdtelni    d&oe    Orttndftinu    wieder    zurückgedrängt    wird.       (Vgl.    darüber 
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geprägte  Wirksamkeit  entfaltet*).  Kurzum,  auch  in  den  Punkten, 
in  denen  der  antike  Staat  dem  mittelalterlichen  typisch  über- 
legen, in  denen  er  für  den  modernen  Staat  prototypisch  gewesen 
sein  soll,  reduziert  sich  die  Verschiedenheit  auf  bloße  Nuancen. 
Auch  in  ihnen  besteht  ein  quahtativer  Unterschied  nur  in  der 
größeren  oder  geringeren  Vollkommenheit  der  Staatsdoktrinen 
jener  Zeiten,  die  eben  mit  dem  realen  pohtischen  Zustand  nie 
verwechselt  werden  dürften. 

Es  zeigt  sich  also,  daß  es  nicht  mögUch  ist,  für  die  viel- 
hundertjährige politische  Tätigkeit  ganzer  Nationen  sichere 
typische  Charakteristiken  nur  an  einzelnen  Seiten  oder 
„Elementen" 2)  des  Staatslebens  aufzuweisen.  Im  Gregenteil 
bewährt  sich  schon  an  der  Kritik  solcher  Versuche,  gewisse 
ganz  bestimmte,  willkürKch  herausgegrifEene  Rechtsgedanken 
zu  typischen  Unterscheidungsmerkmalen  zu  erheben,  die  Not- 
wendigkeit der  hier  verteidigten  andersartigen  Methode  der 
Betrachtung.  Nur  wenn  sich  die  allgemeine  Staatslehre  die 
Mühe  nimmt,  für  größere  Zeiträume,  aber  in  kleineren  Ab- 
ständen, innerhalb  der  staatsbildenden  Tätigkeit  einer  Nation 
das  Bild  des  ganzen  Staats  in  allen  seinen  Beziehungen  zu 
entwerfen,  läßt  sich  die  Unvoreingenommenheit  gewinnen,  die 
nötig  ist,  um  die  Eigenart  eines  Staatslebens  im  Vergleich  zu 
einem  solchen  anderer  Zeit  oder  anderer  Nation  abzuschätzen. 
Wenn  es  sich  also  eine  systematische  Staatslehre  zur  Aufgabe 
setzt,  dem  Lauf  der  Geschichte  unseres  Kulturkreises  folgend, 
die  ganze  Entwicklungsreihe  der  historisch  nacheinander  und 
aus  einander  gewordenen,  charakteristischen  Staatsgebilde,  die 
sämtUchen  originellen  „Staatscharaktere*'')  zu  schildern,  so  ist 


*)  So  nach  Luchaire  histoire  des  institutions  monarchiques  sous  les  Pre- 
miers Cap6tiens  2.  ed.  1891,  Richard  Schmidt,  Allgem.  Staatslehre  H,  2 
S.  408  ff. 

»)  Jellinek  S.  32. 

^)  In  dieser  Weise  habe  ich  (Staatslehre  11,  2  S.  839)  den  Gegensatz  der 
geschlossenen  Bilder  des  Staats  ganzen  zu  den  bisher  üblichen  „Staatstypen**, 
d.  h.  den  typischen  Formen  der  staatlichen  Einzelinstitute,  zu  bezeichnen 
gesucht.  Natürlich  ist  auf  dieses  Wort  kein  Gewicht  zu  legen.  Noch  weniger 
aber  kann  nach  allem  Gesagten  in  diesem  Begriff  des  Staatscharakters,  wie 
Jellinek  S.  40  meint,  ein  Widerspruch  mit  der  Hauptaufgabe  aller  Staatslehre 
und  Politik  gefunden  werden,  „das  Typische"  des  politischen  Lebens  aus  der 
Geschichte  herauszuheben.  Auch  die  charakteristischen  Schilderungen  einer 
politischen  Periode  im  Zusammenhang  ihrer  Organe  und  Funktionen,  wie 
sie  hier  gefordert  werden,  erhalten  —  während  sie  einerseits  eigenartige 
und  einzigartige  Gebilde  sind,  —  andererseits  ihren  Wert  als  typische  Er- 
scheinungen, d.  h.  als  solche,  die  in  gewissen  wesentlichen  Merkmalen 


I 

I 

I 


I 


das  micht  ein  tTbergiiff  in  die  Geschiclitswissenschaft,  niclit 
die  VerwiBchung  der  Grenzen  zwischen  Politik  und  Gesclüchte, 
nicht  das  Produkt  eines  unfruchtbaren  ,,Historifiimiis*\  der  einen 
Wissenschaftszweig  olme  Not  mit  zusanimeuhangölo&em  ge- 
Idbrteu  Material  üherlastet,  und  noch  dazu  mit  minderwertigem 
Maticna],  dtts  aus  xweiter  Hand  geschöpft  nur  einen  wässerigen, 
obcffläclihelien  Aufguß  der  wirklichen  gesehichtlicheti  Dar- 
stelluBg  bUdet,  Die-aer  ziisamraengedrängte  Cherhliek  über  die 
Hauptgtufen  der  poUtisehen  Entwicklung^  der  überall  deren 
verfassungsrechtliehe  Formen  der  Staaten,  wie  ilire  hauptöäcli- 
licbeEi  Reehtsbeziehungen  zu  den  Untertanen  aufzeigt,  ist  Tiel- 
mehr  die  unerläßUche  Vorbedingung  für  die  Erkenntnis  der 
weseDtlieben  Eigenschaften  Jedes  Staatslebens,  für  den 
Einbliek  in  das,  was  sie  den  Anforderungen  und  Bedürfnißsen 
ihrer  Bürger  wert  waren.  Hält  man  z.  B.  zunächst  die  von 
Jellinek  gestallte  Einzelfrage  nach  dem  Charakteristikum  dm 
Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Individuum  fest,  so  kann 
schon  diese  Einzelfrage  nur  beantwortet  werden,  wenn  man 
weiß,  wer  im  griechischen  oder  römischen  Staat  die  zum  Staate 
geliQrigeti  Individuen  sind,  welche  nach  Gebiet  oder  Stand 
gekennzeichnete  Menschengruppen  der  Staat  umfaßt^  was  für 
die  verschiedenen  Gruppen  die  hauptsächhchen  Funktionen  der 
Verwaltung  oder  der  Justiz  bedeuten,  welchen  Einfluß  die  ver- 
schiedenen Gruppen  auf  die  Organisation  der  Staatsgewalt  oder 
der  Behörden  äußern,  kurzum,  nur  wenn  man  weiß,  wie  das 
Individuum  in  das  Ganze  des  Staat«  eingegliedert  steht.  Und 
alle  diese  Fragen  lassen  sich  wiederum  nicht  beantworten  für 
den  griei^hischen  oder  für  den  römischen  Staat  in  der  ganzen 
Ausdehnung  der  politischen  Tätigkeit  ihrer  Völker,  Vielmehr 
schließt  die  Zusammenfassung  im  Querschnitt  schon  die  SpeziaU- 
sierong  im  Längsaclinitt  des  Staatslebens  ein.  Das  reale  Staats- 
leben in  aUen  seinen  rechtUchen  Ausstrahlungen  läßt  sich  nielit 
von  der  Gründung  Roms  bis  zu  Constantin  einheitlich  charak* 
lerideren,  wie  Jellinek  es  für  Einzelfragen  versucht.  Es  läßt 
iich  nur  gesondert  etwa  für  die  latinisch©  Stadtgemeinde,  deren 
Gebiet  sich  auf  das  untere  Tibertal  beschränkt,  für  das  Haupt 
Am  latinischen  Bundes,  das  die  Samniterkriege  sclJägt,  für  den 


m  ffTBchiecieuen  Zeiten  and  ao  veractiedeneii  Orten  wiederki^hreti  kiiuneö, 
BiMmderv  dm  im  letzten  Teil  (unten  S,  31  ff.)  breiter  ausgeführte  Beispiel  kann 
iJm  f  tamctfrchaulichen.  Ei  kehrt  7..  B.  der  athenische  Staat  de&  5.  Jahrh,  im 
florvtiÜirischeti  des  15..  das  romiache  Reich  der  Kaiserxeit  im  heutigen 
iMbchfii  wieder. 
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italischen  Nationalstaat  unter  Roms  Führung,  der  Hannibal 
niederzwingt,  für  den  lockeren,  welteroberaden  Raubstaat  der 
Oligarchie  der  spätem  Republik,  für  das  verfassungsmäßige 
Prinzipat  des  Augustus,  für  die  absolute  Weltmonarchie  Dioc- 
letians  schildern  ^).  In  solcher  Weise  aber  auch  mit  Erfolg. 
Denn  angesichts  eines  derartigen  ÜberbUcks  darf  nun  die  Frage 
präziser  gestellt  und  beantwortet  werden,  die  nach  allem  vor- 
hergesagten die  wahrhaft  interessierende  Hauptfrage  ist.  Es 
fragt  sich  nicht,  wie  Jellinek  fragt:  wodurch  unterscheidet  sich 
das  Verhältnis  des  Staats  zu  den  Untertanen -Individuen  im 
antiken  und  im  mittelalterUch  -  modernen  Staat?  Sondern  es 
fragt  sich:  W^as  ist  innerhalb  der  Gesamtgestaltung  der  antiken, 
oder  des  neueren  Staats,  insbesondere  in  derjenigen  Gresamt- 
gestaltung,  die  hier  und  dort  das  Übergewicht  erlangt  hat,  das 
wesentliche?  Und  vor  allem:  wie  entspricht  die  eine  oder 
andere  Gestaltung  den  Wertanforderungen  des  Volks  ?  Haben  sich 
durch  die  Umbildung  der  Mittelmeerstaatenwelt  zu  den  der  west- 
europäischen Territorien  neue  Werte  herausgebildet  und  welches 
sind  die  wesentlichen  Errungenschaften  dieser  Umbildung? 

Mit  einem  Worte:  nur  eine  Analyse  der  Staatengeschichte, 
die  unter  juristischem,  öfEentUch-rechtlichem  Gesichtspunkte  das 
Staatsganze  der  verschiedenen  Epochen  imd  Nationen  in 
dem  Zusammenhang  aller  seiner  Seiten  beleuchtet,  —  nur  sie 
ermöglicht  eine  systematische  Betrachtung  des  historisch- 
poUtischen  Materials,  wie  sie  der  durch  die  Logik  gebotenen 
Systematisierung  der  geschichtHchen  Erscheinungen  entspricht. 

Aber  wie  schon  zuvor  gesagt  wurde:  alle  derartigen  Streitig- 
keiten über  das  Wie?  des  wissenschafüichen  Verfahrens  sind 
unersprießUch,  solange  ein  Verfahren  nicht  an  positiven  Ergeb- 
nissen  erprobt  ist.     Darauf  kommt  es  an,   ob   der  Verfechter 

0  Siehe  Richard  Schmidt,  Staatslehre  11, 1  S.  188 ff.  Selbstverständlich 
ist  diese  Periodengliederung  nur  ein  Vorschlag.  Man  könnte  ebensowohl  die 
doppelte  Zahl  von  Abschnitten  unterscheiden.  Nur  ist  klar,  daß  die  ver- 
gleichend kritische  Betrachtung  einer  allzu  detaillierten  Gliederung  nicht  zu- 
gänglich ist,  wenn  sie  nicht  ihre  Übersichtlichkeit  verlieren  soll.  Ich  räume 
gern  ein,  daß  der  in  meiner  Staaslehre  unternommene  erste  Versuch  manchmal 
vielleicht  schon  des  Guten  zuviel  getan  hat.  Daß  typisiert,  veraUgemeinert 
werden  muß,  steht  fest  und  ich  will  nicht  unterlassen,  immer  wieder  zu  be- 
tonen, daß  der  Gegensatz  zwischen  Jellinek  und  mir  nur  auf  einem  Grad- 
unterschied der  Auswahl  und  Anordnung  des  Stoffs  beruht  (oben  S.  18).  Welt- 
geschichte kann  und  soll  eine  Politik  nicht  liefern.  Aber  der  Gradunterschied 
ist  für  die  zu  findenden  Ergebnisse  wesentlich.  Nur  das  ist  hier  nach- 
zuweisen. 
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einer  bestimoiteo  Betrachtungsweise  mit  deren  Hilfe  neues  2U 
sagen  weiß.  Mindestens  an  eiueni  Beispiel  also  muß  sich  zeigen 
laseen^  daß  die  Politik  mit  Hilfe  des  vergrößerten  Apparats 
auch  vermehrte  Ergebnisse  zu.  erzielen  in  der  Lage  ist*). 

IL  Der  aotike  und  der  moderne  Staatstypus 

Wenn  man  aiis  der  geseluchtliehen  Erfahrung  selbst  die 
Werte  zu  entnelmien  sucht,  die  sich  als  die  wesenthchsten 
bezeichnen  lassen,  ab  das  wichtigste  Ergebnis  des  heutigen 
EiitwieklungsstandB  oder  als  das  heute  vornehmlich  zu  erstrebende 
Ziel  der  unmittelbaren  Weiterentmcklmig,  so  ist  die  Trag^^^ite 
dieser  Frage  naturgemäß  unbegrenzt.  Sie  umsehließt  in  letzter 
Linie  die  Gesamtheit  der  politischen  Erkenntnis.  Eins  aber 
läßt  sicli  hier  jedenfalls  aus  der  Fülle  der  Einzelfragen  heraus- 
heben. Es  läßt  sich  der  Weg  angeben,  auf  dem  man  einer 
derartigen  systematischen  GUederung  der  Werte,  oder,  sagen  wir 
nun  einfacher,  der  Erfordernisse  des  Staatslebens  beizukommen 
hat  Eine  solche  kann  man  nur  so  unternehmen,  daß  man  zu- 
nächst feststellt,  welche  Bedingungen  dem  Wesen  des  staatlichen 
Verbands  nach  bei  allen  Staaten  sclilechthin  zutreffen  müssen, 
ohne  welche  also  von  der  Existenz  eines  Staats  nicht  gesprochen 
werden  kann.  Diese  Existenzbedingungen  des  Staats  —  etwa 
Volk  und  Gebiet,  Dasein  einer  Organisation,  Entfaltung  öffent- 
licher Tätigkeil,  Existenz  einer  rechtlichen  Ordnung  —  scheiden 
von  vornherein  aus  der  weiteren  Betrachtung  aus*).  Sodann 
aber  muß  das  Augenmerk  den  schwierigeren  Fragen  zugewendet 
werden,  welche  Eigenschaften  die  mehr  oder  minder  große 
Vollkommenheit  eines  Staates  ausmachen,  worin  die  größere 
Leistongsfähigkeit,  worin  die  bessere  rechtliche  Ordnung  des 
Staates  hervortritt,  welche  verscliiedenen  Möglichkeiten  hierfür 
gegeben   sind.    Hierein    kann   der  Einbhck   nur   aus  der  Ver- 

')  Auch  tlie  we«entliclien  Ergebniaie  der  pciliti sehen  Betrachtung,  dereu 
Wege  im  vorrtehenden  noch  eiaitial  bezeichnet  wiirden,  habe  ich  bereits  in 
doi  faisb^  «TTCkieoenen  Teilen  meiner  Staatslehre  (Bd.  U,  2  S,  822  ff,)  fest* 
siMtüEen  giesndit 

■)  Ihrer  ÄuBBoheidiing  soUte  der  erste  Band  meiner  allgemeinen  Stuat«- 
kkre  dienen.  Nnr  verfolgte  die  Darstellung  den  Zweck,  bei  der  Eenn- 
Siieluitiiig  d^  gcmeiiwanien  Gmndla^n  des  Staatslebens  fortlaufend  darauf 
llinfnm'^eisen,  worin  nach  der  Seite  der  Gebietsgeataltung",  der  sozialen  Zu- 
itaunenAetzang,  der  Abgrenzung  der  staatlicUen  Aufgaben,  der  rechtlichen 
(Maang  iww„  die  wesentlichen  Verschiedenheiten  der  Vollkommenheitsgrade 
dir  Staaten  beruhen. 
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gleichung  der  verschiedenen  Staaten  gewonnen  werden,  und 
vor  allem  kann  nur  hieraus  die  erste  Frage  beantwortet  werden, 
ohne  welche  Erfordernisse  ein  Staat  auf  die  Dauer  nicht  exi- 
stieren kann,  was  also  Bedingungen  seiner  Lebensfähigkeit 
sind.  Um  das  zu  ermitteln,  bietet  sich  ganz  von  selbst  die 
antike  und  die  moderne  Staatenwelt  ziun  Vergleich  dar.  Das 
Verhältnis  der  antiken  und  der  westeuropäischen  Staatsbildung 
kann  also  als  eine  Art  Musterproblem  der  vergleichenden  Pohtik 
angesehen  werden,  an  dem  sich  die  Verschiedenheiten  von  deren 
systematischer  Gruppierung  am  bequemsten  und  eindrucks- 
vollsten beleuchten  lassen^). 

Den  Ausgangspunkt  zum  Vergleich  bietet  der  schon  früher 
beispielsweise  angerufene  pohtische  Satz,  durch  dessen  Nachweis 
MacchiaveUi  die  moderne  Pohtik  eröflEnete,  der  für  die  neueste 
Historik  einen  der  durchlaufenden  Fäden  in  dem  Gewebe  der 
Darstellungen  Rankes  bildet*).  ''*n  am  greifbarsten  und  zähesten 
uns  Deutschen  vor  allem  Treitßchke  immer  wieder  gepredigt 
hat:  Existenz  des  Staats  ist  seine  Macht;  zur  Selbsterhaltung 
fähig  und  deshalb  zur  Existenz  berechtigt  ist  nur  der  Staat, 
der  waffentüchtig  bleibt,  der,  juristisch  gesprochen,  eine  leistungs- 
fähige Mihtärverwaltung  schafft  und  erhält.  Das  ist  in  der  Tat 
die  Schwäche,  durch  die  sich  die  ganze  Gruppe  der  antiken 
Staaten  von  dem  durch  die  Völkerwanderung  auf  dem  Boden 
des  westUchen  Römerreichs  errichteten  Staatensystem  äugen- 
fäUig  unterscheidet,  daß  die  Staaten  der  Mittelmeerwelt  nie  auf 
längere  2ieit  selbsterhaltungsfähig  bleiben.  In  der  Antike  sind 
sowohl  die  Mittelpunkte  des  poUtischen  Lebens  in  einer  steten 
Verschiebung  begriffen  wie  die  staatsbildenden  Völkerschaften 
einem  überaus  häufigen  Wechsel  unterworfen,  während  im  neueren 


*)  Dies  war  die  Aufgabe,  die  ich  mir  in  meiner  allgemeinen  Staatslehre 
Bd.  2  durch  die  Gegenäberstellung  der  ersten  und  zweiten  Abteilung  steckte. 
Wenn  ich  aus  dieser  Darstellung  für  die  bezeichneten  Hauptfragen  ein  be- 
stimmtes Ergebnis  ableiten  zu  können  glaube,  so  werde  ich  wohl  bestreiten 
dürfen,  daß  diese  Ergebnisse  „im  Vergleich  mit  den  umfangreichen  universal- 
historischen Darstellungen  doch  recht  dürftig  sind^  (Jellinek  S.  40).  Ich 
fasse  den  einen  Teil  dieser  Ergebnisse  im  folgenden  noch  einmal  zusammen, 
und  betone  ausdrücklich,  daß  dies  nur  die  Wiederholung  des  schon  dort  Aus- 
geführten ist,  da  ich  hinsichtlich  der  Belege  auf  meine  Staatslehre  verweise. 

*)  Auch  in  dem  Plan  für  die  neue  Zeitschrift  (o.  S.  2),  den  Ranke  Nov.  1831 
dem  Minister  v.  Bemstorff  vorlegte,  kommt  er  auf  diesen  Hauptgedanken 
zurück:  „Es  gibt  doch  ein  höchstes  Bedürfnis,  ich  meine  der  Sicherheit,  der 
ruhigen  ungehinderten  Entfaltung,  des  Rechts  und  des  Gesetzes,  der  innem 
Stärke"  (bei  Varrentrapp,  histor.  Zeitschr.  99  S.  56). 
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Westeuropa  seit  der  Völkerwanderung  im  wesentlichen  immer  die 
gleichen  Gebiete  der  Öchauplatz,  die  gleichen  Bevölkeruiigs* 
äamente  die  Träger  des  poHtisehen  Lebens  bleiben.  Nicht  als 
ob  es  der  westlichen  KontiDeotalwelt  an  Angriffen  von  seitea 
neuer  Nationen  gefelilt  hätte.  Slaven,  Hunnen  und  Araber, 
Normannen,  Sarazenen  und  Magvaren,  Mongolen  und  Türken 
bedeuten  für  die  Staaten  der  ehrifitlichen  Zivilisation  nicht 
minder  intensive  Gefahren  wie  die  libyschen  und  äthiopischen 
Eindringhnge,  die  verschiedenen  Scliichten  der  arabischen  Se* 
miten  und  der  Iranier  für  die  östliche  Welt.  Aber  der 
Unterschied  liegt  darin,  daß  im  Altertum  fast  regelmäßig  die 
Barbaren  die  ältere  und  kultiviertere  Bevölkerung  überrennen 
und  deren  Staatsorganisation  für  sich  ausbeuten,  daß  dagegen 
die  westliehen  Staaten  sich  der  fremden,  muiderentwickelten 
Raubvölker  immer  erwehren.  Mit  der  einzigen  Ausnahme,  die 
die  Ansiedlung  der  stammverw^n^^^eii  Normannen  in  Nordwest- 
frankreich  bildet,  und  mit  deu  vorübergehenden  Ausnahmen 
der  arabischen  und  später  der  osmanischen  Okkupationen  sind 
in  Westeuropa  die  Bevölkerungsgruppen,  die  die  Träger  der 
politi^Jien  Kultur  wurden,  und  ihr  wechselseitiges  Verhältnis 
schon  seit  dem  Abschluß  der  Völkerwandenmgsperiode  die 
gleichen,  wie  sie  noch  heute  sind. 

Es  wäre  nun  allerdings  am  einfachsten,  diese  größere  Zäliig- 
keit  der  modernen  Nationen  aus  den  mensehUchen  Eigenschaften, 
aus  Überlegenheit  an  physischer  Stärke  und  Willenskraft,  an 
Begeisterungsfähigkeit  und  Pfliehtgefühd  zu  erklären.  Die  füh- 
renden  Völker  der  Antike  versagten  deshalb  so  rasch,  weil  sie 
binnen  kurzer  Zeit  durch  Beimischung  minderwertiger  Rassen- 
elemente degenerierten,  —  die  neueren  Nationen  erliielten  sich 
widerstandsfähiger,  weil  sie  sich  länger  der  Semitisierung  oder 
der  Infektion  mit  dem  Rassengemisch  des  Römerreiclis,  der 
,3omanisierung*%  erwehrten.  Das  ist  die  Erklärung,  die  am 
konsequentesten,  wenn  auch  am  einseitigsten  und  willkürlich- 
sten, Graf  Gobineau  in  seinem  Rassenwerke  auf  die  Universal- 
geschichte angewendet  hat^).  Wäre  sie  richtig,  so  würde  sich 
daa  gleiche  Schicksal  der  Degeneration  in  absehbarer  Zeit  auch 

')  Der  BeruhruiLpptmkt  von  Gobineau«  ^essm  ßur  Tine^ilit^  dei  raeea 
huBiauies^  mit  dem  hier  entwickelten  GcdajciltcQ  Hegt  m  der  FmgsU'Uuug* 
Wie  tn  mtionelkrweise  die  Politik  tan  muß.  gelit  auch  er  davon  aus,  daß 
du  „Prinzip'*  der  KuitnrentwiLkelung  bei  dem  Stur 2  der  Zivilisationen  nnd 
«ier  Pntlu&g  ihrer  üfsftchen  einzusetzen  bat  (tcim,  1  ehap.  1 :  t,La  i^tite  dea 
mi^mÜom  ett  le  plua  frappant  et  au  meme  tempa  le  plus  obacur  de  toiw 
let  pli^Dom^es  de  1%i«loire.^) 
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für  die  neuen  Nationen  vorausberechnen  lassen,  wie  dies  Gro- 
bineau  ja  in  der  Tat  prophezeit  und  wie  es  seiner  Anschauung 
nach  an  den  südeuropäischen  Nationen  Spaniens  und  ItaUens 
bereits  vollzogen  ist.  Aber  diese  Erklärung  darf  jetzt  als  erle- 
digt gelten  ^).  Der  wahre  Kern,  der  hierin  enthalten  ist,  ist 
eben  nur  der,  daß  die  Beschaffenheit  der  Menschen,  der  psycho- 
logische Status  der  Individuen,  auch  in  deren  gemeinsamer  Wirk- 
samkeit innerhalb  der  Nation  einer  der  mehreren  Faktoren  ist, 
von  denen  die  kulturelle,  speziell  die  pohtische  Leistungsfähig- 
keit der  Nation  abhängt.  Auch  die  militärische  Widerstandskraft 
ist  durch  ReUgiosität,  Pflichtgefühl  und  Begeisterungsfähigkeit 
für  die  gemeinsamen  Ideale,  besonders  für  den  Staat,  ist  durch 
die  physische  Gesundheit  imd  Fortpflanzungsfähigkeit  bedingt. 
Wenn  man  alle  diese  Qualitäten  in  dem  Begriffe  guter  oder 
niederer  „Rasse"  zusammenbegreifen  will,  so  mag  das  hingehen. 
Nur  muß  man  sich  darüber  klar  sein,  daß  gerade  sie  sich  wissen- 
schaftUch-historisch  nicht  messen  und  vergleichen  lassen,  und  des- 
halb auch  nicht  als  typische  Erscheinungen  innerhalb  des  Kultur- 
geschehens in  Rechnung  fallen  *).  Den  Unterschied  der  antiken 
und  der  neueren  Nationen  nur  aus  solchen  Eigenschaften  er- 
klären wollen,  würde  zu  den  willkürUchsten  Geschichtskonstruk- 
tionen verleiten»). 

TatsächUch  lassen  sich  denn  auch  ganz  andere,  greifbarere 
Unterschiede  zwischen  den  antiken  und  den  modernen  Staaten 
aufweisen,  um  den  Gegensatz  der  pohtischen  Lebensfähigkeit 
zu  erklären.  Nicht  die  Mängel  des  Menschenmaterials, 
aus  dem  der  Staat  gebaut  war,  sondern  die  Mängel  der  Bau- 
weise, der  Struktur,  der  dauernden  Organisation  des  Staates 
waren  es,  die  die  antiken  Staaten  in  der  Konkurrenz  mit  neuen 
Völkern  chronisch  ungünstiger  stellten;  und  es  ist  für  die 
PoUtik  vorzugsweise  bedeutsam,  daß  der  Hauptmangel  in  der 
Unvollkommenheit  der  staatsrechtlichen  Grundsätze  ruht. 

Folgendes  ist  zu  erwägen: 

Es  ist  die  historisch  am  meisten  feststehende  und  in  ihrer 
Allgemeingültigkeit  am  wenigsten  bestreitbare  Tatsache  in  der 

0  Die  Unhaltbarkeit  der  historischen  Annahmen  Gobineaus  bedarf  hier 
nicht  mehr  der  Darlefomg.  Vgl.  darüber  Friedrich,  Studien  über  Gobineau,  1906. 

*)  Vgl.  Max  Weber  a.  a.  0.  8.  43  über  den  „Zustand,  in  welchem  die 
kausale  Zurückführung  von  Kulturvorgängen  auf  die  «Rasse*  lediglich  unser 
Nichtwissen  dokumentierte,  ähnlich  wie  etwa  die  Bezugnahme  auf  das 
Jiilieu*  oder,  früher,  auf  die  Zeitumstände." 

*)  Ein  Beispiel  solcher  Konstruktion  vgl.  u.  S.  40. 
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Entstehungsgeschiclite  der  Staaten^  daß  die  größeren  politischen 
Organisationen  erstaümählicli  aus  kleineren  Gruij]>en  Kusaiimien- 
gesetzt  worden  sind  (o,S.  10).  Sieht  man  von  der  Frage  ganz  ab,  wie 
sich  in  der  Urzeit  der  kleinste  staatliche  \'^erband  zu  den  bloßen 
tfeschlechtsverbänden  der  FamiÜe  oder  Sippe  verhalten  hat, 
öo  ist  der  primäre  Vorgang  der  primitiven  Staatengeschichte 
jedenfalls  der,  daß  ein  staatlicher  X'^erband  im  eigentlichen 
Sinn  sich  überall  zunächst  als  Gaustaat  oder  höchstens  ab 
Gaukomplex,  als  Völkerschaftsstaat,  niederschlägt.  Erst  im  Laufe 
der  Zeit  formieren  sich  unter  dem  Bedürfnis  des  Scliutzes  gegen 
gemeinsame  Feinde,  gegen  feindliche  Grenznaehbani  oder 
wandernde  Eindringlinge  größere  Staatsganze,  pohtische  Terri- 
torien, jetzt  freilich  so,  daß  die  Grenzen  für  solche  Großstaats- 
bildung beUebig  engere  oder  weitere  sein  können.  Denn  einmal 
kriegerisch  geworden,  einmal  militärisch  organisiert,  geht  der 
Trieb  zum  Schutz  nach  außen,  zur  Niederwerfung  unmliiger 
GrenzTölker  unmerklich  leicht  in  einen  Eroberungsdrang  über, 
geht  der  durch  die  Natur  der  nationalen  und  territorialen  Ver- 
hiltnisse  abgegrenzte  Großstaat  in  den  versclüedenartige  Nationen 
and  Territorien  umfassenden  Weltstaat  über.  Dieses  Vorschreiten 
vom  Kleinstaat  zum  Großstaat  und  darüber  hinausgeliend  zum 
Weltßtaat,  dann  das  periodische  Wiederssurückfalleu  in  eine  Vieh 
heit  kleiner  Komplexe  und  Wiedervorschreiten,  macht,  äußerlich 
betimchtet,  den  Inhalt  jeder  Staatengeschichte  aus,  der  antiken 
wie  der  modernen.  Aber  über  den  Staaten  des  Altertums  waltet 
insofern  eine  Ungunst  des  Schicksals,  als  die  politisch  führenden 
Mächte  es  nicht  verstehen,  zu  der  äußeren  Einlieit  auch  die 
ionere Einheit  der  größeren  Staatsgebilde  zu  schaffen,  die  innere 
seelische  Gemeinschaft  der  Staatsteile  zu  ermöglichen,  die  dem 
größeren  Staatenkomplex  erst  seinen  inneren  Halt  geben. 
Hieraus  folgt  jene  geringere  Wiederstandsfähigkeit  der  alten 
Staaten,  die  es  zu  erklären  gilt. 

Ohne  ^weiteres  einleuchtend  ist  dies  für  die  Völker  des 
OrientB:  Ägypter,  Babylonier,  Assyrer,  Tränier,  Sie  %^ten 
die  natürliche  Bedingimg  der  innem  Einheit  nur  so  lange  zu 
wahren«  als  sie  aus  den  Gaustuaten  ihre  Territorialmonarchien 
ober  dem  feat  umgrenzten  Gebiet  des  Kemvolkes  aufbauten. 
Mit  dem  Augenblick,  wo  die  Pharaonen  nach  Norden  und  Osten, 
Syrien  und  Nubien  erobernd,  um  sich  griffen,  wo  andi-er- 
iehß  die  babylonischen  Herrscher  und  dann  die  Assyrerkönige 
we^wärts  und  südwärts  über  Kleinasieu  und  Syrien  sich  aus- 
breiteten, schufen  sie  innerhalb  ihres  Staats  ein  Verhältnis 
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herrschender  und  beherrschter,  ausbeutender  und  ausgebeuteter 
Nationen,  das  für  sich  selbst  ein  staatsrechtUches  Mißverhältnis, 
ein  Verhältnis  grundsätzUcher  Ungleichheit  bedeutete.  Am 
assyrischen  Staat,  der  alle  seine  Vorläufer  seit  dem  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts  als  die  äußerhch  machtvollste  Weltreichsgriindung 
aufsaugte,  zeigte  sich  dies  Mißverhältnis  zugleich  am  grund- 
sätzlichsten. Durch  das  System  der  Zwangskolonisationen  imd 
Zwangsverpflanzungen,  das  Bürger  medischer  Gaue  nach  Syrien, 
Araber  und  Mesopotamier  nach  Samarien,  IsraeUten  nach  Baby- 
lonien  versetzte,  zerstörte  das  Herrenvolk  planmäßig  die  Na- 
tionahtäten  der  Beherrschten,  aber  nicht  um  sie  sich  zu  assi- 
miüeren,  sondern  um  sie  desto  willenloser  als  Sklaven  behandeln 
zu  können.  Und  als  nach  der  Zerstörung  des  Assyrerreichs 
eine  Übergangszeit  von  fünfzig  Jahren  das  Perserreich  herauf- 
führte, wurde  hier  derselbe  Zustand  zwar  gemildert,  aber  im 
Hauptgedanken  unverändert  wiederholt. 

Wir  sind  nun  gewohnt,  die  griechischen  Staatsgründimgeu 
ohne  weiteres  als  eine  höhere  Stufe  gegenüber  den  asiatischen 
anzuerkennen.  Und  doch  ist  gerade  in  dem  eben  betonten  Haupt- 
punkt der  Zuschnitt  ganz  der  gleiche.  Denn  hier  beginnt  jene 
staatsrechtUche  Exklusivität  schon  im  untersten  Stadimn  der 
Staatsbildung,  am  Gaustaat,  am  Kleinstaat.  Allerdings  bedeutet 
der  letztere  in  seiner  Ausreife  ziun  Stadtstaat  in  anderer  Hin- 
sicht eine  Hebung  des  poUtischen  Niveaus  innerhalb  der  öst- 
lichen Mittelmeerwelt.  Im  hellenischen  Stadtstaat  bildet  sich 
nicht  nur  der  relativ  bestgeordnete  Verwaltungsapparat,  sondern 
auch  in  der  beschleimigten  Durchgangsbewegung  des  Ver- 
waltungszentrums durch  Monarchie,  Aristokratie,  OUgarchie, 
Tyrannis  zur  verfassungsmäßig  beschränkten  OUgarchie  oder 
Demokratie  der  erste  ausgebildete  Rechtsstaat,  in  welchem  der 
Nomos  als  leitendes  Prinzip,  als  höhere  Idee  alle  Parteien  und 
alle  Staatsorgane  versöhnend  beherrscht.  Aber  dies  bezeichnet 
eben  nur  die  eine  Seite  der  Sache.  Dieselbe  äußere  und 
seelische  Entwicklung,  durch  die  die  Bürgerschaft  als  eine 
lebendig  wirksame  Macht,  in  der  Volksversammlung  organisiert, 
in  das  Staatsleben  einbezogen  wird,  schheßt  sie  auch  zu  einem 
korporativen  Verband  ab,  der  eifersüchtig  die  Aufnahme  neuer 
Elemente  in  seinen  Schoß  zu  verhindern  sucht.  Nicht  als  ob 
diese  Abschließung  in  ihrem  Wesen  gelegen  hätte.  Der  Kern 
der  spartiatischen  Bürgerschaft  war  doch  immerhin  aus  vier 
Gemeinden  zusammengeschmolzen,  ehe  er  sich  gegen  die  übrigen 
Lakonerstädte   und   weiterhin  gegen   Messenien  in   Gegensatz 
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Stellte,  Die  athenische  Vollbürgerschaft  kam  eogar  dadurcli 
zustande,  daß  ganz  Attika  ,»als  eine  groDe  Polis"  gestaltet 
wurde.  Aber  früher  oder  später  mußte  der  Gedanke  der  Ex- 
klumTität  als  Begleiterscheinung  der  AutoritÄtsstellung  der 
Bürgerschaft  emtreten,  und  insbesondere  der  atheuische  Staat 
wurde  von  Üum  gerade  in  dem  bedeutsamen  Zeitpunkt  ergriifen, 
als  die  von  Themistokles  durchgeführte  Demokratie  durch  Be- 
gründung desi  Seebundes  Anstalten  traf^  ganz  Griechenland 
linier  ihrer  Herrschaft  zu  einigen  und  ein  attisches  Reich,  die 
ägx^  tmp  /J^rofo*!*,  5£U  schaffen.  Die  Auflage  der  Tributs- 
pfiieht^  die  Versagung  des  Stimmrechts  in  der  Volks versÄnmi- 
lang  trennte  die  Untertanengemeinden  scharf  Tom  herrschenden 
Demos  ab,  um  so  mehr  als  diese  Opfer  die  Bündner  von  der 
Hauptlast  de©  Vollbürgers,  der  Wehrpflicht,  nicht  frei  machten. 
Die  herrschende  Polis  Spartas  oder  Athens  verhielt  sich  also 
zu  den  Bundesgenossenstädten  genau  so,  wie  im  Perserreich 
die  herrschende  Nation  zu  den  eroberten  Grebieten.  Ja  der 
Gcg^iieatz  wurde  infolge  der  aristokratischen  oder  demokratischen 
Regierotigsform  und  vermöge  der  ausgebildeten  Verfassung  des 
Btadtfitaatea  nur  um  so  fühlbarer,  insofern  er  hier  weit  deut- 
licher als  ein  Gegensatz  des  rechtlichen  Prinzips  wirkte 
und  auf  einem  engen  Raum  zwischen  naheverwandten  Genossen 
des  gleichen  Volkstums  statuiert  wurde.  Es  ist  ohne  weiteres 
klar,  mit  welcher  Schroffheit  er  den  Beteiligten  zum  Bewußt- 
sein gebracht  werden  mußte,  wenn  etwa  Aristophanes  in  den 
„Babyloniem**  die  Untertanen  ab  Sklaven  in  der  Tretmühle 
auf  die  Bühne  brachte,  während  die  Gesandten  der  Bündner- 
südte  unt^r  den  zuschauenden  Festgenossen  saßen. 

Sonach  sind  Asien  und  Griechenland,  —  die  beiden  Gegen- 
füßler,  wenn  man  nur  den  Antagonismus  von  Monarchie  und 
Kepublik,  von  Absolutismus  und  Konstitutionalismus  ins  Auge 
faßt,  —  in  der  inneren  Struktur  ihres  Staats  von  einer  be- 
denkliehen Gleichartigkeit  1),  Und  m  der  Tat  hat  sich  bei  beiden 
die  gleich  verhängnisvolle  Wirkung  geäußert,  denn  darüber  ist 
heute  niemand  mehr  im  Zweifel,  daß  in  dieser  rechtlichen 
Ungleichheit  der  Hauptgrund  für  die  geringe  Widerstands- 
AMgkeit  aller  östÜchen  Staaten  des  Altertums  zu  suchen  ist. 


■)  YgjL  klersu  KAerst,  Geachiehte  des  hellen istiachen  Zeitalters,  BcU  l 
(1903):  Er  geiA&gi  in  der  HeroashebTing  dieBer  Gleichartigkeit  (S*  13  fi., 
fiS4  i)  gMBx.  £am  selben  Ergebnis  wie  die  Darstellung  deB  Bd.  H  meiner 
SU&tiJcbr«  (B,  139,  143,  beaondera  8.  165  ff.,  187  l),  die  Eaenta  Werk 
iiocii  niclit  berückBi<^htigen  konnte. 
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Die  Katastrophe  Athens  im  peloponnesischen  Krieg,  wie  hundert 
Jahre  später  die  des  Perserreichs  im  Alexanderkrieg,  ward  eben 
doch  beiderseits  dadiurch  verschuldet,  daß  die  Hegemoniemacht 
bei  einigen  entscheidenden  Mißerfolgen  von  den  Untertanen  im 
Stich  gelassen  ward.  Die  innere  Abneigimg  der  Unterworfenen 
und  damit  die  Uneinheit  des  Staats  haftete  auch  den  beiden 
reifsten  Staatsgebilden  des  Altertums  an,  trotzdem  daß  schon 
alle  älteren  Orientstaaten  dieselben  Mängel  mit  derselben  Kurz- 
lebigkeit bezahlt  hatten,  —  trotzdem  vor  allem  schon  in  dem 
düsteren  Ausgangsjahrzehnt  des  7.  Jahrhunderts  der  furchtbare 
Zusammenbruch  der  Assyrerherrschaft  und  die  völlige  Ver- 
nichtung des  semitischen  Herrenvolkes,  das  während  eines  halben 
Jahrtausends  der  Beherrscher  Asiens  gewesen  war,  ein  grausiges 
Exempel  für  die  Rache  der  Beherrschten  gegeben  hatte. 

Die  Probe  auf  das  konstante  kausale  Verhältnis  zwischen 
jener  Unvollkommenheit  der  Rechtsordnung  imd  ihren  Folgen 
liefert  die  itaUsch-römische  Entwicklung.  Will  man  sie  in  ihrer 
typischen  Bedeutimg  zusammenfassen,  so  darf  man  sagen:  der 
römische  Staat  verdankt  seine  Größe  und  seinen  dauernden 
Bestand  der  Tatsache,  daß  er  im  Verhältnis  des  herrschenden 
Stadtstaats  zu  den  itaUschen  Untertanenstädten  an  der  Klippe 
vorbeisteuert,  an  der  Athen  scheiterte.  Aber  er  verschuldet 
seinen  schließUchen  Untergang  dadurch,  daß  er  im  Verhältnis 
der  herrschenden  itaUschen  Nation  zu  den  unterworfenen  Na- 
tionen in  denselben  Fehler  verfällt,  wie  Assyrien  oder  Persien. 
Daß  in  der  Durchführung  eines  gemäßigten  Gleichheitsgedankens 
zwischen  der  römischen  (Jemeinde  imd  den  angegüederten  Bimdes- 
genossengemeinden  ItaUens  die  eigenartige  staatsrechtliche  Lei- 
stung gelegen  ist,  die  den  Römern  ihre  miUtärische  imd  damit  ihre 
poUtische  Widerstandsfähigkeit  im  kritischsten  Jahrhundert,  im 
Pyrrhos-Ejrieg  und  in  den  Karthagerkriegen,  verlieh,  ist  ohne 
weiteres  sicher;  es  ist  schon  von  Macchiavelli  als  das  ent- 
scheidende erkannt  worden^).  Im  Gegensatz  zum  athenischen 
Reich  war  der  römisch-italische  Nationalstaat  des  3.  Jahrh.  auf 
dem  Wege,  ein  innerüch  einheitUcher  Staat  zu  werden.  Denn  er 
hatte  damals  bewußt  mit  der  Kurzsichtigkeit  der  beiden  griechi- 
schen Hegemonie-Gemeinden  gebrochen,  hatte  das  Bürgerrecht 
nicht  wie  Sparta  auf  den  Eurotasgau,  nicht  wie  Athen  auf  die 
attische  Landschaft  beschränkt,  sondern  diurch  Begründimg 
detachierter   Bürgergemeinden,    sozusagen    die   Repräsentanten 

0  Discorsi  11  c.  4.  Vgl.  Richard  Schmidt,  Allg.  Staatslehre  11  S.  220, 
236.    Alfred  Schmidt,  Macchiavelli  S.  81. 


ihrer  Landschafteu,  auch  auf  die  Landschaften  außerhalb  Lati- 
uDis  übertrugen.  Aber  schon  darin  legte  auch  der  römische 
Staat  den  Keiui  zu  seiner  Zersetzung,  daß  er  das  System  der 
Aüsgleichiing  nicht  auf  alle  itahschen  Gemeinden  durchfülu'te, 
mnd  der  Schaden  ^^Tixde  unheilbar,  als  nöch  mitten  im  Zustand 
der  Halbheit  die  Welterobemng  das  Mißverhältnis  zwischen 
Italien  und  den  Provinzen  in  größerem  Maßstabe  fortpflanzte. 
Wenn  der  schlecht  und  locker  gefügte  Bau  des  Weltreichs 
die  Republik  trotzdem  zusammenhielt,  so  lag  der  Grund  nur 
in  der  Fügung,  daß  im  letzten  vorchristlichen  Jahrhundert  be- 
drohliehe  Feinde  von  außen  her  ihm  nicht  erwuchsen.  Koch 
waren  damals  die  Germanen  wie  die  Parther  nur  unruhige 
Greoznachbam,  nicht  Eroberer  in  großer  Masse.  Der  eigent- 
liche Gegensatz  lag  fort  und  fort  in  dem  Widerstreit  der  ver- 
schiedeiien  Landesteile  und  er  konnte  auch  durch  die  Verfaa- 
snngs-Reorganisation  des  AugUEtus  nur  gemildert,  nicht  behoben 
werden.  AugnstuB  ordnete  die  bisher  willkürlich  angespannte 
aerlast  der  Provinzen,  aber  die  Steuerfreiheit  Italiens  blieb. 

zog   im  Prinzip   scheinbar    gleichmäßig  Provinscialen    und 

Italiker  zur  Aushebung  heran,  die  römischen  Bürger  der  itali- 

^fche&f  spanischen,  südgallisclien,  afrikanischen  Munizipien  für 

ien  Dieüit  in  den  Legionen,  die  Provinzialen  für  die  Auxilien ; 

aber  an  der  Verarmung  des  italischen  Bauernstandes,   an  der 

phöpfung  seines  Wehrmaterials  war  bereits  nichts  mehr  zu 

em  und  in  rascher  Weiterentwicklung  der  schon  von  der 
Republik  geschaffenen  Zustände  wurden  auch  in  den  westlichen 
Kernlegionen  mehr  und  mehr  NichtJtaliker  eingestellt.  Die 
Preisgabe  des  Prinzips  wurde  nur  zum  Teil  verhüllt  durch  die 
Oküon,  daß  der  Legionär  durch  den  Eintritt  das  Bürgerrecht 
^«nrarb;  sie  wurde  um  so  mehr  befördert,  als  die  Standorte  der 
Legionen  ganz  ebenso  wie  die  der  Auxilien  ausschließlich  an 

Grem&en  verlegt,  diiß  die  alten  Teile  des  inneren  Reichs, 
'tot  aflem  Italien  selbst,  von  der  Ausnahme  des  Gardekorps 
abgesehen,  von  vornherein  garnisonfrei  wurden.  Rechnet  man 
daß  auf  lange  hinaus  aUe  höheren  Militär-  und  Zivilämter 
kehrt  &st  ausscliließlich  aus  Italikern  besetzt  inTirdeu,  nicht 
formulierten  Rechlesatzes,  aber  kraft  Gewolmheitsrechts,  so 
[ergab  sich,  daß  verfeinert  das  Verhältnis  der  Ausbeutung  der  Be- 
'  herrschten  durch  die  herrschende  Nation  andauerte.  Alle  wesent- 
licbeti  Lasten  waren  auf  die  eine  Seite  verlegt,  alle  staatsrecht- 
lichen Vorteile  auf  die  andere.  Nur  bestanden,  wie  sich  die  Staats* 
[techtlichen  Situationen  nie  in  allen  ihren  eigentümlichen  Merk- 
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malen  wiederholen,  so  auch  hier  Besonderheiten.  Sie  lagen  in  der 
schon  erwähnten  Tatsache,  daß  im  römischen  Staat  die  herrschende, 
italische  Nation  mit  den  andern  Lasten  auch  die  Wehrlast  imd 
damit  die  Waffentüchtigkeit  von  sich  schob.  Während  die  asiati- 
schen Eroberervölker,  Assyrer  und  Perser,  doch  immer  den  Kern 
des  Heeres  bildeten,  das  den  Staat  schützte,  hatten  in  ItaUen  jene 
Verarmung  des  Bauernstands  unter  dem  Einfluß  des  Hannibal- 
Kriegs,  der  übermäßige  Ejriegsdienst  in  den  folgenden  beiden  Jahr- 
hunderten der  Welteroberung  und  die  hierdurch  ermögUchte  und 
gleichzeitig  den  Ruin  verstärkende  systematische  Bauemlegung 
durch  das  KapitaUstentum  mid  die  Sklavenwirtschaft  das  Rekru- 
tierungsgebiet im  Hauptland  allmähUch  so  nachhaltig  verwüstet, 
daß,  wie  schon  erwähnt,  die  niedergehende  Republik  und  noch 
mehr  das  erste  kaiserhche  Jahrhundert  die  Aushebung  in  Italien 
immer  weiter  einschränkten  und  schUeßUch  so  gut  wie  ganz 
einstellten.  Man  hat  deshalb  behaupten  können,  und  es  ist  dies 
ganz  neuerdings  erst  wieder  von  einem  amerikanischen  Schrift- 
steller breit  ausgeführt  worden,  daß  im  Grunde  nur  das  Überwiegen 
des  KapitaUsmus  über  den  freien  bäuerUchen  Mittelstand  die 
Schuld  am  allmähUchen  Zusammenbrechen  des  römischen  Staats 
getragen  habe^).  Das  wäre  nun  freihch  ganz  unverständlich. 
Eine  tiefgehende  ökonomische  Zerrüttung,  Entvölkerung  und  Ver- 


')  Vgl.  Brooks  Adams,  Das  Gesetz  der  Zivilisation  und  des  Verfalles, 
mit  einem  Essay  von  Theodor  Roosevelt.  Deutsche  Ausgabe,  1907.  Das 
Buch  würde  nicht  erwähnt  zu  werden  brauchen,  wenn  es  nicht  durch  den 
einleitenden  Essay  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  der  allgemeinen 
Beachtung  besonders  warm  ans  Herz  gelegt  und  diese  Empfehlung  von  der 
Presse  begreiflicherweise  ausgebeutet  würde.  Der  einfache  Gedanke,  der  nach 
Adams  den  ganzen  Verlauf  der  Geschichte  erklären  soll,  ist  der,  daß  die  ver- 
schiedenen Entwicklungsformen  der  Zivilisation  als  Produkt  zweier  Typen  des 
Menschengeistes  zu  erklären  seien,  des  imaginativen  oder  emotiven  Typus, 
der  gläubig  und  kriegerisch  (auch  künstlerisch  leistungsfähig)  ist,  und  des 
ökonomischen  Typus,  der  auf  Industrie  und  Handel,  auf  Kapitalansamm- 
lung und  auf  Beherrschung  der  Umgebung  durch  kapitalistische«  Übergewicht 
gerichtet  ist.  Das  allmähliche  Überwiegen  des  ökonomischen  über  den  ima- 
ginativen Geist  bewirkt  den  Untergang  des  römischen  Reichs:  „Der  stärkere 
Typus  vernichtete  den  schwächeren,  der  Geldleiher  tötete  den  Landwirt,  die 
Soldaten  starben  aus,  und  die  einst  so  blühenden  Anwesen  lagen  öde  und 
verlassen  da.''  Man  erkennt  leicht,  daß  diese  Konstruktion  im  Grande  nur 
eine  Variante  von  Gobineaus  Geschichtsbild  (oben  S.  33)  ist.  An  Stelle  des 
Kampfes  zwischen  höherer  und  inferiorer  Rasse  setzt  er  den  Kampf  zwischen 
dem  vornehmeren  und  niedrigeren  „Geist".  So  trifft  er  mit  Gobineau  auch 
in  dem  Pessimismus  der  Folgerungen  zusammen.  Auch  in  der  modernen 
Welt  will  er  im  Gegensatz  zu  dem  „emotiven"  Mittelalter  ein  allmähliches 
Fortschreiten  des  ökonomischen  Geistes  konstatieren,   seit  1870  in  Europa 
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äiiMiiog  hat  die  Ge^icbiehte  noch  oft  erlebt,  ohne  daß  dies  deu 
Staat  lebeDSunfahig  gemacht  hätte.  Das  Schicksal  der  deutscheu 
Xation  nach  den  Religionskriegen,  wie  andre  Erscliemungen 
liefern  den  Beweis,  daß  sich  eine  Nation  erheben,  daß  die  im- 
gesunden  wirtschafthchen  und  sozialen  Zustande  wieder  ge- 
sunden können,  und  daß  sich  damit  auch  die  militärische 
Leistungsfähigkeit  der  Nation  wieder  herstellt.  Eine  beöonders 
verfiÄngnißToUe  ZuöchtLrfung  des  Verhältnisses  der  Bevölke- 
rungsklaesen  der  so zialen  Schi chten ,  spezi e  11  d es  Gro ßk 0 p i tals 
und  des  Mittelstands,  bildet  also  keinen  Schaden»  der  eine  l>e* 
fondere  Krankheit  der  antiken  Kulturwelt  im  Gegensatz  zu  den 
neueren  Kulturvölkern  ausgemaclit  liätte.  Im  Gegenteil  zeigt  sieb 
liieran  erst  recht  klar,  wie  die  entscheidende  Ursaclie  des  Verfalls 
an  einer  andern  Stelle  gesucht  werden  muß.  Erst  dadurch  wurde 
der  Sieg  der  Kapitalistenklasse  und  der  Ruin  des  Bauenistandes  in 
Italien  für  den  riimiseben  Staat  verhängnisvoll,  daß  der  letztere 
eich  inzwischen  zum  Weltetaat  ausgewachsen  hatte.  Er  trug  nur 
dAfAi  beij  das  Mißverhältnis  awiachen  Italien  und  den  Provinzen 
3tu  verschärfen,  und  dies  war  es,  was  in  der  Folge  den  römischen 
Staat  aus  der  Bahn  seiner  nationalen  Tradition  hinausdrängte, 
B§  bildet  das  Seitenstüek  zu  der  ParallelerscheinungT  daß  auch 
das  verfassungsmäßige  Organ  der  heiTschenden  Nation,  der  Se- 
oMt^  der  bisher  entschlossen  und  niclit  ungeschickt  die  Rolle  des 
konstitutionellen  Überwachers  neben  dem  Kaiser  und  unabhöngig 
von  diesem  gespielt  hatte,  durch  die  Wirrendes  Vierkaiserjalu-es  bei- 
miie  geschoben  und  zum  abhängigen  Staatsrat  des  Princejis  lierab- 
gedrückt  wird.  Die  Provinzen,  etaatsrechthth  machtlos,  waren 
nocli  immer  politische  Machträger  in  den  Truppenteilen,  die  aus 


erneu  tjefergr^ifeiidexi  Üinftchwung  als  je  ip  Büin  oder  sogar  iu  By^atiz,  Er 
pft>phP2^it  deshalb  der  betttigien  Oeeellsübaft  die  gleiche  Dekadenz  nie  der 
il<i  ft|i»trötiiiicbeii  Eeicbs. 

Scroti  Boosev^dt  maeht  auf  die  WiUkürl  ich  keil  auFnxerkHam,  die  in  dieieu 
TlieMB  liegt.  Er  m&cbt  (p.  XIV  seines  EsHay»  itn  Yordruuk  der  deutschep 
Aoa^rabä)  darauf  aufiDerksam,  daß  die  beutige  GeaelUühaft  vor  der  antikeu 
jssrid  Voffwige  vcsraus  habe,  als  daß  eine  so  pessimjHtisclie  VoraußHage  gerecbt- 
teligt  f«i.  Nur  sucht  er  den  Grund  des  rnU^rgangu  des  römiecben  Reichs 
tbentii  willkürbcb  in  dem  He-reinxieh(»n  der  SkiaveuinaASQU  nach  Italien,  der^u 
Xouknm^uz  rret  die  freien  iialisithen  Bauern  ruiniert  habe.  So  sehr  auch 
die«<;r  Fakk^r  eine  Rolle  hei  dem  Ergebnia  des  ^^rteebaft lieben  Rückganges 
lialienä  gespielt  bat,  so  reicht  er  dwb  nicht  bin,  deu  Verfall  der  ganzen 
MitUiaietfrkuitur  zu  erklären,  um  so  weniger  als  SkJavenbetrieb  in  allen  mög- 
üdheo  ZmtMitern  wiederkehrt.  Die  Erklärung  kann  nur  in  dem  unzulänglicbeu 
•IIMt&elies  Aiilbftii  des  Weltreichs  und  in  der  Stellung  gefunden  werdt^n» 
MiB  Itilioi  imcrhilb  ileaaeiben  angewiesen  wird. 
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ihren  Bevölkerungen  ausgehoben  waren,  und  mit  dem  Augenblick, 
wo  die  Truppen  der  Provinz  sich  von  der  Regierungsgewalt  der 
italisch-römischen  Organe  freimachten,  war  die  ursprüngliche  Ge- 
wichtsverteilung im  Staate  verschoben.  Der  kritische  Augenblick 
kam  mit  dem  Zug  der  asiatischen  Legionen  gegen  Rom,  der 
nach  dem  Tode  Neros  und  nach  dem  Thronstreit  zwischen  Galba, 
Otho  und  Vitellius,  nach  dem  Kampf  zwischen  den  abend- 
ländischen Bürgerlegionen  ziu:  Thronerhebung  Vespasians  führte 
imd  der  in  gewisser  Weise  durch  den  Bataveraufstand  des 
Civilis  und  dem  Abfall  der  provinziellen  Auxihen  von  den 
niederrheinischen  Bürgerlegionen  mit  bedingt  war^).  Daß  diese 
Krise  von  den  maßgebenden  Persönlichkeiten  nicht  nur  als 
eine  gleichgültige  Rivalität  zwischen  den  mehreren  Armeekorps 
des  einheitUchen  Staats,  sondern  als  ein  Kampf  zwischen  Italien 
vmd  den  Provinzen  betrachtet  wurde,  beweist  die  epoche- 
machende Maßregel  der  Flavier,  daß  von  mm  an  römische 
Bürger  überhaupt  nicht  mehr  in  die  Legionen  aufgenonmien 
wurden,  mit  einziger  Ausnahme  der  Prätorianergarde,  die  zu- 
nächst noch  ein  aus  Itahkem  und  Angehörigen  der  spanischen  und 
südgalUschen  Bürgerkolonien  bestehendes  Dekorationsstück  blieb, 
bis  auch  sie  von  Septimius  Serverus  aufgelöst  wurde.  Im  Prinzip 
bezeichnet  also  das  Ende  des  ersten  kaiserUchen  Jahrhunderts  den 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  herrschende  Nation,  schon  seit  dem 
Kimbemkrieg  des  Marius  langsam  und  stetig  durch  die  Pro- 
vinzialen  im  Heer  zurückgedrängt,  gänzUch  entwafEnet  wird. 
Und  nunmehr  vollzieht  sich  die  weitere  Entwicklung  im  Sinn 
einer  allmählichen  Umkehrung  des  ursprünglichen  staatsrecht- 
lichen Verhältnisses  zwischen  den  Gebietsteilen  des  Reichs.  Durch 
Hadrian  wird  der  weitere  Schritt  getan,  daß  sich  die  Truppenkörper, 
die  noch  immer  ausschheßlich  an  den  Grenzen  stationiert  sind, 
auch  nur  aus  den  Bezirken  rekrutieren,  in  denen  sie  ihre  Gar- 
nison haben.  Der  lokale,  provinzielle  Charakter  der  Korps, 
unter  denen  mm  der  Unterschied  zwischen  Legionen  imd  Auxilien 
sich  verliert,  wird  also  einerseits  immer  ausgeprägter.  Andrer- 
seits aber  werden  diese  Afrikaner,  Syrer,  Dalmatiner,  Thraker, 
Balkanslaven,    Germanen   immer    entschiedener   aus    den    Be- 


0  Eine  genauere  Analyse  der  Vorgänge  bei  diesen  Ereignissen  s.  bei 
Richard  Schmidt,  Allg.  Staatslehre  II,  1  S.  266  f.,  292  f.  und  zusammen- 
fassend S.  306  ff.  —  Die  Tatsache,  daß  bei  Erhebung  der  Bataver  die  nieder- 
rheinischen  Auxilien  sofort  zu  den  Rebellen  übergegangen  waren,  hatte  zur 
bleibenden  Folge,  daß  Yespasian  nach  Niederwerfung  des  Aufstands  Legionen 
und  Auxilien  getrennt  gamisonierte  und  die  letztem  an  die  Außengrense  legte. 
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heiTsehten  zu  Beherrschern  der  ehemahgen  Hauptlönder.  Recht- 
lieh  treten  sie  ihnen  gleich,  indem  sie  in  immer  größeren  Um- 
fang n-ährend  des  Dienstes  oder  bei  der  Entlassung  das  Bürger- 
recht erhalten,  dessen  allgemeine  Verleilimig  an  aOe  Reirfis- 
iioterlÄnen,  die  radikale  Maßregel  Caracdlas,  damit  vorbereitet 
wird*),  Sie  betreten  damit  die  Brücke  auch  zu  den  höheren 
miUtärisehen  und  zivilen  Ämtern  und  die  Altbürger  verheren 
deshalb  in  zunehmendem  Maße  auch  die  leitenden  Stellen,  so 
wie  ImUen  später  auch  zur  Steuerzahlung  wieder  herangezogen 
wird.  Nur  eine  neue  mihtärische  Disziplinierung  der  alten 
Reichsteile  unterbleibt;  militärisch  werden  sie  also  nun  erst 
recht  Ton  den  Außenländern  abhängig.  Seit  den  Antoninen 
ist  der  Zustand  erreicht,  daß  die  Truppenkörper  zu  Grenz- 
müken,  z:u  Garnisonen  von  Kriegern  barbarischer  Herkunft 
geworden  sind,  die  in  den  Bezirken  der  Außen provinzeu,  ins- 
besaondere  denen  des  Rhein-  mid  Donaugebiets  ansässig  sind, 
JÄ  den  Waffendienst  erbhch  in  der  Familie  versehen.  Mit 
den  alten  Kulturländern  Ttahen,  Nordafrika,  Südgallien,  Spanien 
hai3en  de  äußerlich  vde  innerlich  die  Fühlung  verloren^).  Die 
letzteren  bleiben  ungeschützt  und  unbewaffnet  und  sind  deshalb 
dem  Scliirksal  der  Okkupation  preisgegeben,  sei  es  der  durch 
militörisehe  Usurpatoren,  sei  es^  nachdem  einmal  die  Mihtär* 
grenza  durchbrochen  iat,  der  der  germanischen  Eroberer, 

Der  Untergang  des  römischen  Reichs  hat  also  seine  letsste 
Ursache  in  der  gleichen  Erscheinung  wie  der  des  Assyrer-  oder 
Perserreichs,  ki  einem  staatsrechtÜchen  Privileg  der  herrschenden 
Nation,  das  den  Herrschenden  albiiählich  zum  Unheil  ausschlägt. 
Der  Verlauf  ist  freilich  ein  verschiedener.     Die  persische  Hege- 

')  Vgl,  hierüber  Richard  Sqhmidt,  Allgemeine  Staatslehre  ü,  1, 
g,  96S,  906.  Eine  entepredie.Dde  EDtidcklung  ist  es,  daß  arapranglichei  ÖreüÄ- 
itii4  Kolonialkndf  das  hei  der  Einverkibimg  als  kaiserliche  Domäne  Eine- 
ialili^d€ii  Unternehnieni  zur  Besiedlung  ausgetan  worden  war,  mit  der  Zeit 
(leit  Trajan*  zum  »atonfimen  Gangem eindebesirk  nach  Analogie  der  inner en 
Betclübezjrke  erhoben  wirtl  {vgl.  die  Nachweise  für  das  Gebiet  von  Sume- 
looenii»,  ß<»ttenbiirg,  bei  Fabrieius,  bist.  Zeitsuhr,  98  8.  16), 

*)  Die  Xenemng  der  diokletianiscben  WelirvGrfasßnng  gegenüber  der 
MhiiTc^ii  Zeit  beitand  nur  darin,  daß  von  dem  Gren^heer  künftig  eine  e tändige 
0|M:mtion<»ärin«€  abgesondert  w^urdc,  die  in  der  Cm  gehung  des  Kaisera  bliebt 
comitstensesT  palatiniT  exeroitus  praeftentialifi  (Mommeen,  Abriß  dee 
Stetovchta  8.359,  Fahricins  a.  a,  U.  .S.  27),  Aber  auch  dieseä  Feld-  oder 
Mandibetfr  beruhte  nicht  auf  Hekrutiemng  aus  den  inneren  Beich&ländernf 
pur  auf  dem  Stand ig*\^  erden  der  von  jeher  bestehenden  ühnug^,  für 
grSIkire  krie^eriscbe  0Dtemchninngen  Kontingent«  der  Gr^mgamtsonen  ab- 
iiilumimimlierexi  nnd  £U  konzentrieren. 
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moniemacht  erliegt  im  Kampfe  mit  Alexander,  von  den  miter- 
tänigen  Gebieten  allein  gelassen,  einer  geistig  überlegenen  Nation, 
—  die  Folge  der  Eroberung  ist  die  Hellenisierung  durch  die 
kulturell  näher  stehenden  Eroberer.  Die  römisch-italische  Nation 
macht  sich  freiwilUg  von  den  Bevölkerimgen  der  untertänigen 
Gebiete  abhängig.  Sie  überläßt  ihr  Reich  einer  allmähhchen 
Barbarisierimg  durch  die  eigenen  Provinzialen  und  bereitet  so 
die  schHeßliche  Eroberung  durch  kulturell  inferiore  Nationen, 
durch  reichsfremde  Barbaren  vor.  Aber  die  Hauptsache  ist,,  daß 
diese  geräuschlose  Eroberung  in  ihrem  Gesamtverlauf  erst  die 
Folge  einer  ungerechten  Staatsorganisation  ist.  Es  ist  nicht  so, 
wie  Gobineau  es  darstellt.  Die  Barbarisierung  besteht  nicht  in 
einem  elementar  wirkenden  Naturvorgang  der  Rassenmischung 
und  -verschlechterimg,  der  die  Schwäche  und  damit  den  Unter- 
gang des  Staats  bewirkt.  Sondern  die  Barbarisierung  besteht 
darin,  daß  die  Provinzialen  und  dann  die  Barbaren  bestimmte 
poUtische  Funktionen  übernehmen  und  zwar  die  wichtigsten, 
die  mihtärischen,  im  Laufe  der  Zeit  sogar  die  Regierung  selbst 
und  dies  wird  seinerseits  erst  mögüch  durch  die  Vernachlässi- 
gung jener  Fimktionen  seitens  der  herrschenden  Bevölkerung, 
durch  eine  Willensschwäche,  oder  durch  eine  rechtUche  Rege- 
lung dieses  Mißverhältnisses,  durch  eine  Willenshandlung,  die 
seit  der  RepubHk  imd  des  Kaisertums  mögUch. 

Das  also  ist  es,  was  im  wesentlichen  den  „Typus"  des  antiken 
Staats,  wenn  man  von  einem  solchen  Typus  reden  will,  aus- 
macht. Nicht  in  der  Rassenuntüchtigkeit  oder  in  der  raschen 
Degeneration  der  Rasse  Hegt  das  entscheidende,  sondern  in 
einem  Fehler  des  Verfassungswerks.  Bei  diesem  ist  aber  das 
entscheidende  nicht  die  mangelhafte  Erfassimg  des  Verhältnisses 
des  Bürgers  zum  Staat  (oben  S.  24),  auch  nicht,  wie  jene  neuere 
Lehre  vorträgt  (oben  S.  40),  die  ungerechte  G^staltimg  des 
Verhältnisses  der  Stände  zueinander,  der  Freien  zu  den 
Sklaven,  der  ausbeutenden  KapitaHstenklasse  zu  den  ausge- 
beuteten Bauern.  Noch  einmal  sei  es  vorsichtshalber  betont: 
diese  wirtschaftHchen  Vorgänge  haben  mitgewirkt,  um.  die  im- 
gesunde  Situation  vorzubereiten  und  zu  verschärfen.  Aber  der 
Fehler  ruht,  soweit  er  etwas  für  die  Antike  schlechthin  eigen- 
tümhches  ist,  einzig  in  der  Ungerechtigkeit  des  Verhältnisses 
zwischen  den  verschiedenen  Gebietsteilen  des  Staats,  oder, 
was  sich  damit  nicht  genau,  aber  annähernd  deckt,  zwischen  den 
Nationen  des  Staats.  Da  aber  dies  Mißverhältnis  entweder  mit 
der  frühen  Entwicklung  des  städtischen  Kleinstaats  oder  mit  dem 
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frühen  Hervortreten  des  erobernden  Weltj^üuits  zusammenhängt, 
so  darf  man  äußerlich  als  die  Hauptsache  der  geringeren  Wider- 
gl^ndS'  und  Lebensfähigkeit  der  antiken  Staaten  das  Überwiegen 
der  Tendenz  zur  Stadtstaatabildung  einerseits,  zur  Weltetaatö- 
bUdung  andrerseits  bezeichnen,  die  ihrerseits  wieder  in  der 
gesamten  geographisehen  Lagerung  tmd  den  Schicksalen  der 
Maalsbildenden  Nationen  wurzelt, 

Zugleich  muß  sich  nun,  weim  man  aus  den  Erfahrungen  der 
Antike  durch  Umkehrung  folgert,  erklären,  wariun  die  heutige 
Staaten  weit,  die  sieh  auf  den  Trümmern  der  Antike  erhüben  hat^ 
einegrdßere  Stetigkeit  bewälnt  bat.  Die  neuen  germaiiiBch -romani- 
schen Nationen  übernahmen  aus  den  Traditionen  des  römischen 
Reichs  von  Anfang  an  die  innere  Einheit  in  dem  Süm,  daß  die 
verschiedenen  Landschaften  desselben  Staats  einander  rechthch 
gleichgestellt  waren.  In  der  öffenthclu'echtlichen  Gleichstellung 
aller  Reichsuntertanen,  vor  allem  in  der  Heranziehung  aller 
entweder  zur  Steueri>flicht  oder  zur  Dienstpflicht  hatte  die  Staats- 
ordnung des  diokletianischen  Keichä  geendet,  mid  in  diesen 
Zustand  sind  die  germanischen  Eelierrscher  der  Staaten,  die  sich 
in  den  ehemalB  weströmischen  Landesteilen  bildeten,  hinein- 
gewacbsen.  Nicht  einmal  die  äußerliche  Nachbildung  des  west- 
rümischen  Reichs,  das  Merowinger-  und  das  Karolingerreich, 
waren  auf  dem  Vorrang  einer  herrsehenden  Nation  gebaut,  am 
wenigsten  auf  den  einer  landschaftHch  abgegrenzten.  Im  Laufe 
der  Folgert  aber  wurde  die  Gleichheit  der  verschiedenen  terri- 
torialen Glieder  der  Staaten  um  so  mehr  festgewurzelt,  als  sich 
die  Monarchien,  die  im  Westen  die  poh tische  FüJirung  über- 
nahmen, die  englische,  französische,  deutsche^  sizihsche,  die 
beiden  spanischen  oder  gar  später  die  deutschen  Fürstenstaaten 
ßieli  einerseits  auf  verhältnismäßig  engumschlossene  Volks- 
gruppen von  naher  Zusammengehörigkeit  zurückzogen,  anderer- 
seits unmittelbar  auf  der  Basis  des  von  der  einheitlichen  Fürsten- 
gewalt zusammengehaltenen  Stammes,  nicht  durch  erobernde 
Ängliedenmg  an  eine  lierrschende  Stadtrepnblik  erwuchsen. 
Wie  die  rechtliche  LTngleichheit  der  Staatsteile  im  Altertum 
gaietäscb  mit  dem  Übergewicht  der  Kleinstaats-  und  Weltstaats- 
tendenz,  so  ist  das  rasche  und  entschiedene  Ausreifen  des 
Gleichhejtegedankens  in  der  westeuropäischen  Welt  mit  der 
Wechselwirkung  einer  Vielzahl  territorialer  oder  nationaler 
Grolktaaten  verwachsen.  Das  zeigt  sich  am  besten  an  den 
Anaaahineerscheintmgen,   in   denen   auch   innerhalb  der  west- 


46  Richard  Schmidt,  Wege  und  Ziele  der  Politik. 

liehen  Staatengruppe  die  antiken  Staatsideale,  sei  es  unter 
Einfluß  des  Altertums,  sei  es  aus  eigenen  Lebensbedingungen 
wieder  aufleben.  In  Oberitalien,  in  Flandern,  in  der  Schweiz, 
in  den  hansischen  und  süddeutschen  (Jebieten  sprengt  seit  dem 
12.  Jahrhundert  der  Stadtstaat  den  geschlossenen  Verband  der  noch 
unfertigen  Territorialstaaten  und  sofort  verbindet  sich  damit  das 
Streben  einer  Hegemoniestadt,  Untertanengemeinden  mit  ge- 
mindertem Recht  an  sich  zu  fesseln.  Andererseits  wird  von  Bur- 
gund  und  KastiUen  aus  das  Weltreich  im  römischen  Sinn  erneuert, 
wiederum  mit  der  Tendenz,  die  untertänigen  Länder  Flandern, 
Neapel,  Mailand,  erst  recht  die  überseeischen  Kolonien  für  die 
herrschende  Nation  auszubeuten.  Sicher  haben  auch  diese 
Ausnahmeerscheinungen  intensiv  und  verhängnisvoll  nachge- 
wirkt. Sie  erklären  es,  wanmi  die  beiden  südeiuropäischen 
Nationen  seit  dem  6.  Jahrhimdert  in  der  innerpoütischen  Ent- 
wicklung zurückgeschoben  worden  sind.  Florenz  ist  dem  Schicksal 
Athens  verfallen,  es  verlor  die  Kraft  zur  eigenen  Staatsbildung,  — 
Spanien  verfiel  dem  Schicksal  des  römischen  Reichs,  der  Ent- 
kräftung und  Verarmung  des  Stammlandes.  In  einem  Rückschlag 
ihrer  ungesunden  GUederung,  nicht  durch  Degeneration  der 
Rasse,  wie  Gobineau  meint  (S.  33),  erUtten  sie  die  Lähmung 
ihrer  miUtärischen  Macht  und  der  Fähigkeit,  sich  im  Wettkampf 
der  Nationen  zu  behaupten.  Aber  diese  Erscheinungen  blieben 
eben  Ausnahmen.  Sie  hatten  im  Endergebnis  nur  die  Wirkung, 
daß  die  Führung  im  poUtischen  Leben  auf  die  nördlichen 
Nationalstaaten  England,  Frankreich,  Deutschland  -  Österreich 
verlegt  wurde,  und  nach  deren  Vorbild  konnten  schließhch  auch 
die  beiden  südeuropäischen  Nationen,  in  Wiederanknüpfung 
an  ihre  eigenen  Traditionen  der  mittelalterlichen  Zfeit,  die 
Hemmung,  die  ihnen  die  Episode  der  Weltstaats-  und  Kleiti- 
staatsbildung  beigebracht  hatte,  überwinden,  —  Spanien  von 
dem  AugenbUck  an,  wo  es  durch  die  Schicksale  des  großen 
Kriegs  genötigt  wnrde,  sich  auf  das  Stammland  zu  beschränken, 
—  Italien  von  dem  Zeitpimkt  an,  wo  es  Territorialstaaten  auf 
nationaler  Grundlage  ausbildete,  Staaten  des  Typus,  den  es  schon 
in  der  lebenskräftigsten  poHtischen  Bildung  des  Mittelalters,  im 
sizihschen  Normannenstaat,  besessen  hat. 

Das  Dasein  des  in  seinen  Gebietsteilen  imd  Bevölkerungs- 
elementen ausgegüchenen  Territorial-,  später  Nationalstaats  ist 
also  die  primäre  Tatsache,  mit  der  die  Entwicklung  der  neueren 
Staatenwelt  von  Anfang  an  rechnet.  Das  Prinzip  der  Staats- 
rechüichen  (Jerechtigkeit  hat  hier  einen  Raum,  in  dem  es  un- 
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bestritten  herrscht.  In  allen  andern  Konflikten  stehen  die  m*est- 
üchen  Staaten  unter  keinen  gtiustigern  Bedingungen  me  die 
antiken.  Die  ständischen,  die  socialen  Gegengät^e  YOr 
allem  sind  an  und  für  sich  nicht  minder  schroffe.  Sogar  mit 
der  schwersten  sozialen  Ungleichheit,  der  zwischen  dem  Kauf- 
sklaven und  dem  Freien,  hatte  sich  das  Frühniittelalter  ur- 
^rünglich  in  ähnlichem  Maße  ahzufinden,  me  etwa  die  alte 
Welt  der  nachhonierischen  oder  der  altitalischen  Zeit.  Uud 
auch  nachdem  die  persönhche  Unfreiheitt  mindestens  in  ihrer 
fohesten  Form,  relativ  früh,  —  hier  besonders  dank  der  Gegen- 
wirkung des  Christentums— abgestoßen  worden  war,  blieben  kaum 
QÜBder  heftige  Gegensätze  zwischen  deTi  Klassen  der  freien  Be- 
völkerung zu  überwinden.  Die  Erschütterungen,  die  sie  dem 
neuen  Staate  gebracht  haben,  sind  bekannt.  Sie  sind  es  ge- 
wesen, die  vor  allem  seit  dem  15.  Jalirhundert  in  dem  Gegen- 
sat2  der  miteren  Stände,  Eunächst  des  BauenistandeSj  gegen  die 
herrschenden  Klassen  sich  mit  den  Konflikten  der  großen 
Weltkriege  gekreuzt  und  die  letzteren  teilweise  verschärft  haben. 
Sie  haben  deshalb  dazu  beigetragen,  in  den  sich  ausbildenden 
Großalaaten  die  Verfiaasungsbewegungen  zu  hemmen  und  dem 
Absolutismus  der  Staatsgewalt  Vorschub  zu  leisten,  da  die 
letztere  im  Interesse  der  Erhaltung  der  Staatseinheit  einer  außer- 
aidentUchen  Macht  bedurfte^  ura  die  Klassengegensätze  niederzu- 
halten oder  zwangsweise  zu  versöhnen.  Dadurch  vor  allem  ge- 
waan  in  der  europäischen  Entwicklung  England  seinen  Vorsprnng» 
daß  es  verhältnismäßig  früh  und  mindestens  unter  den  obersten 
Klassen  eine  Art  Ausgleich  ermögUchte,  Aber  die  Existenz  der 
neueren  Staaten  wurde  durch  die  sozialen  Gegensätze  nicht  ge- 
^hrdet  Diese  sind  immer  wieder  überwnmden  worden  und  man 
kann  deshalb  zurückBchauend  die  Probe  auf  die  Beurteilung  der 
antiken  Staaten  machen  und  konstatieren,  daß  die  Kämpfe  der 
Klassen,  —  etwa  zwischen  Oügarchen  und  Demos  im  Athen  des 
peloponnesischen  Kriegs,  oder  zwischen  Optimaten  und  Populären 
in  der  sinkenden  römischen  Repubhk,  —  nicht  genügen,  um  den 
Verfall  dieser  Staaten  zu  erklären.  Der  typische  Gegensatz  der 
antiken  und  der  neueren  Staaten  beschränkt  sich  also  auf  die 
gnmdsätzlieh  verschiedene  Regelung  der  Gebietsteile  oder  die 
territorialen  Glieder  des  Staata. 

Betrachtungen  wie  die  vorstehenden  gestatten  also»  —  und 

zu  veranschaulichen   war  der  Zweck  dieses  Aufsatzes  — 

ebnisse  einer  historischen  Pohtik  systematisch  zu  formu- 
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Heren.  Hier  beruht  das  Ergebnis  in  der  Aufstellung  des  wertvollen 
Erfordernisses,  das  in  der  rechtliehen  Gliederung  des  Staats  den 
Vorrang  vor  allen  übrigen  beansprucht  und  in  dieser  Vorrangs- 
stellung eine  allgemeingültige  Bedeutung  hat,  soweit  wir 
mit  den  Verhältnissen  unseres  Kulturkreises  rechnen.  Man 
sieht  nun,  nicht  das  Ideal  der  verfassimgsrechtUchen  Freiheit, 
speziell  ausreichender  Freiheitsgarantien  in  einer  Volksvertretung, 
nicht  das  Ideal  der  sozialen  Gleichheit,  des  gesunden  Verhält- 
nisses zwischen  den  Bevölkerungsklassen  ist  die  Hauptforderung, 
der  ein  Staat  zu  genügen  hat,  sondern  das  Ideal  der  Gleichheit, 
des  gerechten  Verhältnisses  der  Gebietsteile,  insbesondere  der  in 
bestimmtem  Gebiet  annähernd  abgeschlossenen  Nationalitäten. 
Denn  dies  Verhältnis  bedingt  die  innere  psychologische  Einheit 
des  Staats,  die  gleichmäßige  Ausnutzung  imd  Anspannimg  seiner 
Wehrkraft  und  damit  die  Fähigkeit,  sich  selbst  zu  erhalten. 
NatürUch  bleibt  nunmehr  zu  bedenken,  daß  die  gewonnene  Er- 
fahrungsregel auch  für  die  Zukunft  bis  auf  weiteres  Beachtung 
fordert.  Man  kann  zwar  für  jetzt  auf  empirischem  Wege  eine 
aufsteigende  Entwicklimg  konstatieren.  Aber  gleich  hier  gilt 
es  festzuhalten,  daß  die  empirisch-historische  Politik  nie  —  wie 
die  Geschichtsphilosophie  anstrebt  —  ein  die  Universalge- 
schichte beherrschendes  Entwicklimgsgesetz  nachweisen  kann. 
Denkbar  bleibt  natürlich,  daß  jener  Wert  der  Gerechtigkeit  des 
staathchen  Baues  auch  in  Zukunft  wieder  bei  Seite  gesetzt 
werde  und  daß  deshalb  eine  Rückentwicklung  vom  wert- 
volleren zum  imvoUkommneren  stattfinde,  —  sei  es  in  einzelnen 
Staaten,  sei  es  in  der  gesamten  Staatenwelt. 

Schon  in  der  gegenwärtigen  poUtischen  Lage  ist  an  zwei 
bedeutsamen  Stellen  die  Reinheit  der  Struktur  des  modernen 
Verfassungsstaats  diurch  eine  rechtliche  Ungleichstellung  einzelner 
Landesteile  getrübt  worden,  —  in  den  beiden  Staaten,  die  heute 
am  sichtbarsten  die  Grenzen  des  nationalen  Verfassimgsstaats 
überschritten  imd  in  modernisierender  Umbildimg  antiker  Ideale 
die  Dimensionen  des  kolonialen  oder  des  kontinentalen  Welt- 
reichs angenommen  haben,  —  in  England  und  in  Rußland. 

Das  britische  Imperium  des  19.  Jahrhunderts  hat  gerade 
darin  seine  große  Bedeutung,  daß  es  eine  Gruppe  höchst  ver- 
schiedenartiger Kolonialgebiete  unter  prinzipieller  Wahrung  der 
Rechtsgleichheit  zu  einer  gewissen  staatlichen  Einheit  zusammen- 
zuschheßen  verstanden  hat.  Allerdings  hat  bisher  der  Gredanke 
der  Gleichheit  über  das  Einigungsbestreben  überwogen.  Indem 
den  Kolonien,  einer  jeden  für  sich,  die  volle  Autonomie  und 


Selbstregierung  in  verfassimgSTnäßigen  Formen  belassen  worden 
ist,  Ixat  der  Hauptetaat  jede  eigene  Vorzugsstellung  gegenüber 
den  Kolonien  Tennieden,  aber  freilich  um  den  Preis,  daß  er 
im  Grunde  auf  jede  nennenswerte  direkte  Einwirkung  auf  die 
Kolonien  verzichtet  hat.  Zurzeit  nähern  sieh  in  der  Tat  die 
„British  dominions  beyond  tbe  Seas*\  bei  denen  die  oftijEielle 
Sprache  sogar  den  Namen  von  Kolonien  vernieidet,  unab- 
btogigen  Gemeinwesen  neben  dem  Mutterland.  Sie  sind 
,, Schwesterstaaten**,  nicht  „Gliedstaaten*'*).  Die  Gleichstellung 
der  Kolonien  ist  viehneln*  nur  im  Verhältnis  derselben  unter- 
einander insofern  gefährdet  worden,  als  mancher  von  ihnen, 
vor  allem  der  Kronkolonie  Indien,  die  Selbstregierung  vorent- 
halten worden  ist.  Bekanntlich  fehlt  gerade  diesem  gewaltigen 
Territorialkomplex  in  Asien  die  Teihiahme  der  einheimischen  Be- 
Tdlkerung  am  poh tischen  Leben  in  Form  einer  Volksvertretung 
oder  auch  nur  in  Form  von  Selb8tverwaltungskörj)em  der  einzehien 
Provinzen  voDständig,  Die  politischen  Funktionen  beruhen  dort 
auf  einem  System  bureaukratischer  Zentralisierung  von  solcher 
Strenge,  wie  es  auch  der  absoluteste  Staat  nicht  besser  wünschen 
konnte.  Nur  die  der  englischen  Verfassung  eingeiiigte  Spitze 
der  indischen  Verwaltung,  der  Staatssekretär  für  Indien  mit 
4em  Council  of  India  nnterst-eht  der  —  anerkannt  sehwäeh- 
liehen  —  parlamentarischen  Kontrolle  des  Mutterlandes.  Das 
eigentliche  Haupt  der  Exekutive  in  Indien  selbst,  das  Executive 
Council  unter  dem  Vizekönig,  regiert  im  Lande  unbeschränkt, 
und  ebenso  die  oberen  Verwaltungsbeamten,  die  regelmäßig 
vom  Viaekönig  ernannt  werden,  die  Gouverneure  der  9  Provinzen 
mit  ihren  Räten  wie  deren  Bezirksvorsteher,  die  ca.  250  District 
OfBcere*  Und  dazu  rekrutieren  sich  diese  drei  oberen  Beamten- 
Stegen  faat  aussehüeßlich  aus  Engländern,  erst  zu  den  Vor- 
efaem  der  Unterdistiikte  werden  die  Eingeborenen  heran- 
gezogen*).   So  Hegt  es   in  der  Natur  der  Sache,   daß  in  den 


*)  KKttirlkb  wird  mchi  verk anritt  daß  in  gewiaaem  Um  fang  eine 
die  Kolottien  tm mittelbar  wirksame  staatliche  Tätigkeit  des  HttuptlftndeB 
icbon  jetzt  Plmt^  ^etft;  vor  allem  m  Form  einer  obersten  Eechtsprechimg 
te  Indidfi]  Committee  of  Privy  Conncil  üh^r  Appell« tiouen  &ufl  den  Kolonien, 
iJber  erheblich  tn&  Oe^-iclit  fdlend  für  daa  üesanitverbältni»  itt  sie  nicht, 
bmotäen  wegen  der  Fähigkeit  der  selbst  verwalten  den  Kolonien  dieee  Ober- 
i&flsii£  jhrei^eit*  durch  Gesetz  in  großem  Umfang  auBzusehließen  (vgl.  Hat- 
■chek,  eogK  Sta&tareeht  U,  151). 

*)  Obwohl  auch  die  drei  höhereja  Stufen,  der  sog.  Civil  Serv^ice  of  India, 
im  Priuzip  allen  Cnterlanen  zugänglich  find,  sind  doch  etwa  niar  5  %  dieser 
B«ftmteii  Jndier.     Nur   der   „Pravincial  Service",    die  Vorsteher   d«r  Uater- 
%tHadkriti  llf  Politik.  4 


50  Richard  Schmidt,  Wege  und  Ziele  der  Politik. 

letzten  Jahrzehnten,  seitdem  die  Ungleichheit  im  Vergleich  mit 
der  ausgebildeten  Autonomie  und  Verfassungsmäßigkeit  in 
Kanada,  AustraHen,  Südafrika  dem  gebildeten  Indier  zimi  Be- 
wußtsein gekommen  ist,  mindestens  im  Prinzip  die  indischen  Na- 
tionalkongresse dasselbe  Ideal  auf  ihr  Programm  gesetzt  haben  ^). 
Aber  man  mag  für  jetzt  diese  Ausgleichsbestrebungen  einer 
einzelnen  Kolonie  bei  dem  geringen  Stande  der  Bildung  von 
90^0  der  indischen  Untertanen,  bei  der  Ungleichartigkeit  der 
einzelnen  indischen  Provinzen  in  dem  gewaltigen  Räume  des 
Ganzen,  bei  der  unglückhchen  Mischung  der  Bevölkerung  aus 
zwei  grundverschiedenen,  sich  heftig  hassenden  Rassen,  Hindu 
und  Moslimen,  als  aussichtslos  bezeichnen.  Wie  in  entsprechen- 
den Erscheinungen  des  Altertums  stößt  gerade  hier  die  Durch- 
führung des  Prinzips  der  Gerechtigkeit  zwischen  den  verschiede- 
nen Gebieten  eines  Staats  auf  die  unüberwindlichen  BQnder- 
nisse,  die  die  „organischen",  in  den  natürUchen  Verhältnissen 
begründeten  Bedingimgen  des  Staatslebens  schaffen,  eben  die, 
die  wir  in  dem  Sammelbegriff  der  Rasseverschiedenheit  (oben 
S.  34)  zusanunenfassen.  Statt  dessen  muß  man  sich  nim  fragen, 
ob  die  vereinheitUchenden  Bestrebimgen,  die  sich  neuerdings  seit 
Beaconsfield  imd  Dilke  unter  dem  speziellen  Namen  der  im- 
perialistischen geltend  machen,  nicht  notwendig  zu  einer  Ver- 
schiebung des  Verhältnisses  der  verschiedenen  GHeder  des  Welt- 
reichs zum  Hauptland  führen  müssen.  Denn  der  Imperia- 
Usmus  führt  die  Parole:  einerseits  Vorzug,  imperial  preference, 
der  Kolonie  durch  Zollfreiheit  ihrer  Produkte  gegenüber -dem 
Mutterland,  imter  Errichtimg  von  Zollschranken  gegenüber  dem 
Ausland,  andererseits  Heranziehung  der  Kolonien  zu  dem 
Aufwand  für  Heer  imd  Flotte,  und  es  ist  selbstverständHch, 
daß  die  Durchführung  dieses  Programms  dem  Mutterland  leicht 
ein  Vorrecht  an  staatUcher  Herrschaft,  an  Besteuerung  imd  Aus- 
hebung, zum  Entgelt  für  die  bloß  wirtschaftUchen  Vorteile 
schaffen  könnte,  die  das  System  des  Protektionismus  den  Kolo- 
nien gewährt.  Alles  muß  hier  auf  die  (Jestaltung  des  Organs 
ankommen,  das  eventuell  berufen  sein  wird,  die  einheitUchen 
Hoheitsrechte  der  Finanz-  und  MiHtärverwaltung  oder  die  ein- 

difltrikte  und  die  Hilfsbeamten  der  englischen  District  Officers  für  die  einzelnen 
Verwaltungszweige  (die  deputy  CoUectors  etc.)  sind  fast  durchweg  Eingfeborene. 
*)  Die  ständigen  Forderungen  der  Kongresse  seit  1905  sind  Ausbau  eines  * 
obersten  gesetzgebenden  Körpers  (Supreme  Legislative  Council),  Aufnahme 
von  3  Eingeborenen  in  den  Council  of  India  in  London,  Einführung  be- 
ratender Selbstverwaltungskörper  aus  Einheimischen  in  den  Distrikten. 
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hfitliche  Oe^teUgelmug  niit  Wirkung  für  das  Geaauitreich  zu 
iutiJtiJiaben,  Wurde  der  vom  älteren  Imperialismus  verfolgte 
Phn  Terwirklieht ,  die  Reichsxentralgewalt  in  die  Hand  des 
Parlaments  zu  legen,  so  diii*fte  die  gesetzgebende  und  zentral- 
TfirwAltendi?  KöriKtrsebaft  nicht,  ohne  die  Gerechtigkeit  zu  ge- 
Jen,  nur  üus  den  enghschschottisch-irischen  Abgeordneten 
Vtehen.  Denn  dann  würde  die  Kritik  zutreJEfen,  die  bei  dem 
eowÄrtigen  Zustand  gewiß  ganz  unbegründet  ist,  daß  das 
fliw^hc  Purlanioat  ,, despotische  Macht  über  das  Reicli  als 
besitze''  *).  Nur  ein  Reichs parlameut,  zu  dem  auch  die 
len  Staaten  Vertreter  entsenden,  winde  der  Gleichberechti- 
^BDg  aller  Reichsteile  Genüge  tun;  die  territorialen  Volkever- 
wüxeu  ihm  unterzuordnen.  Aber  sofort  zeigen  sich 
I  technischen  Schwierigkeiten,  die  sich  der  permanenten  Wirk- 
!•  so  ungefügen  Körperschaft,  ihi'er  periodischen 
lÄUug  dujTh  Waiden  an  so  weit  entlegenen  Stelleu 
Qilgegeiisetzen  müßten.  80  war  seit  1904  der  Gedanke  eines 
Bdcl^  *  aents  durch  den  Plan  eines  Reichsrats,  eines  Im- 
ftm\  d,  einer  sUindigen,  au  den  Privy  Council  angeglie- 

dotea  Behörde  abgelöst  worden^},  Angehörige  der  Kolonien 
soülcto  zn  ilini  als  ständige  Ausschußmitglieder  zugezogen 
weiden.  Soweit  diese  Behörde  nur  als  gutachtende  und  be- 
rstende gedaclit  war,  bedeutete  sie  natürhch  nur  eine  geringe 
Abweichung  von  dem  bestehenden  Rechtszustande.  Aber  es 
li<»ß  isi*:h  nicht  verkenuen,  daß  mit  dem  Inslebeurufen  eiutfS 
Btindigeii  Organs  ein  Schritt  von  schwer  berechenbarer  Trag- 
weite getan,  daß  damit  eine  Macht  geschaffen  werde,  die 
außerhalb  von  Parlament  und  Ministerium  stehend  sich  in 
kritiacheti  Zeiten  eine  außerordeutliclie  Initiative  beilegen  und 
ix  den  englischen  Staatsmännern  erst  recht  eüi  unmittelbares 
fen  iü  die  kolonialen  Angelegenheiten  möglich  machen 
>ies  vor  allem  vermöge  des  Umstands,  daß  der  Lord- 
kt  des  Staatsrats  zurzeit  dem  Parlament  nicht  wie  ein 
de«  Kabinetts  verantwortUch  ist.  So  ist  verständlich, 
"  mtcr  der  Kolonien  auch  diesem  Projekt,  so  liarmlos 
_^U  mit  starker  Abneigung  entgegengetreten  sind  und 


'    "  rui^g  dm  •njstrwIiicKen  Premiemiiniiters  Deakien,  die  zurzeit  am 

Am^  litmat  ewcheiut.  weil  das  Parlainent  ülierUauiit  keine  nennen»- 

werten  i-'uiiktir^Deii  mit  direkter  Wij-ks&mkeit   fiir  die  Kolonien  wahrnimmt, 

•)  ZtifTst  von  J^ir  Frr  feri^  k  PoOock  in  einem  Briefe  an  den  Tim  es  1904 

(«I»|i«rri>  ilicb*?r  bepÜDdet*    Vgl  v,  Scliuk^Oävernit«, 


eil. 
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daß  die  Reichskolonialkonferenz  vom  Jahre  1907  nicht  näher  dar- 
auf eingegangen  ist.  Allerdings  sind  nun  die  bisher  ungeregelten 
Konferenzen  selbst  vom  Jahre  1907  ab  zu  einer  ständigen  Ein- 
richtung erhoben  worden.  Sie  sollen  künftig  regelmäßig  alle 
vier  Jahre  abgehalten  werden.  Ihre  Zusammensetzung  empfängt 
eine  gewisse  feste  Ordnung^).  Auch  wird  ihnen  eine  ständige 
Behörde  in  einer  Gruppe  von  Sekretären  beigegeben,  die  unter 
Leitung  des  Staatssekretärs  der  Kolonien  stehen,  Material  für 
die  Konferenzen  sammeln  und  die  Ausführung  der  Beschlüsse 
der  Konferenzen  überwachen  sollen.  Aber  wenn  mit  dieser 
Regelung  scheinbar  der  Gnmdsatz  der  Gleichberechtigung  der 
verschiedenen  Reichsterritorien  zu  endgültiger  Anerkennung 
gelangt  ist,  so  läßt  sich  doch  nicht  verkennen,  daß  mit  Perpe- 
tuierung  der  Konferenzen  das  Problem  als  Ganzes  noch  nicht 
gelöst  ist,  weil  dem  andern  Hauptbedürfnis  der  Reichseinheit 
noch  nicht  abgeholfen  ist.  Die  Konferenz  schafft  kein  un- 
mittelbar auf  die  Teile  wirkendes  Organ  über  den  Teilen.  Sie 
entfaltet  wie  bisher  nur  die  Funktion,  zwischen  den  Ministerien 
des  Mutterlandes  und  den  einzelnen  Kolonien  zu  vermitteln, 
während  die  definitive  EntschUeßung  in  vemeinungsbedürftigen 
Fragen  den  Parlamenten  der  Einzelstaaten  überlassen  bleibt*). 
Die  Konferenz  würde  also  mit  den  Organen  der  älteren  Staaten- 
verbindungen verglichen,  nur  dem  Kongreß  der  Vereinigten 
Staaten  zur  Zeit  der  Unabhängigkeitserklärung,  der  alten 
Tagsatzung  der  Schweizer  Kantone,  dem  Deutschen  Bundestag 
entsprechen.  So  bedeutet  der  gesamte  Fortschritt  von  1907 
nur  eine  dilatorische  Behandlung  des  schwebenden  Organisations- 
problemes.  Für  den  Fall,  daß  wirkHch  einmal  mit  der  Reichs- 
einheit, mit  der  Schaffung  eines  Oberstaats  über  allen  Gliedern 
Ernst  gemacht  werden  soll,  bleibt  die  hier  erörterte  Frage  offen. 
Akut  ist  sie  zunächst  nicht,    solange  die  wirtschaftliche  Basis 

*)  Nach  dem  vom  Kolonialamt  unter  dem  22.  April  1907  veröffentlichten 
Beschluß  soll  der  englische  Premierminister  von  Rechts  wegen  Vorsitzender, 
der  Premier  jeder  selbstregierenden  Kolonie  Mitglied  sein.  Mehr  als  2  Ver- 
treter soll  keine  Regierung  entsenden.    Jedenfalls  steht  ihr  nur  eine  Stimme  zu. 

*)  Inwieweit  hiervon  der  vom  Kriegsminister  Haidane  projektierte  und 
von  der  Konferenz  im  Prinzip  gebilligte  Reichsgeneral  st  ab  eine  Ausnahme 
bilden  wird,  läßt  sich  bei  den  unvollkommenen  Informationen  über  dessen 
eventuelle  Rechtsstellung  zunächst  nicht  sagen.  Es  hat  den  Anschein,  als  ob 
in  dieser  Fortbildung  des  Instituts  eines  „Imperial  Defence  Committee**,  das 
Balfour  begründet  hatte,  die  Idee  des  Imperial  Council  (oben  S.  51),  doch  eine 
fragmentarische  Frucht  getragen  habe,  deren  Bedeutung  für  die  Zukunft 
vielleicht  sehr  groß  ist. 


des  imperialistischen  Programins  so  schwankend  ist,  wie  sie 
riet  gerade  bei  dieser  Konfei'eoz  an  der  verschiedenartigen 
Haltung  der  altem  und  der  jungem  Kolonien  meder  gezeigt  hat  ^), 


I 
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Ernsthafter  läßt  sich  über  die  entsprechende  Schwierigkeit 
diskutieren,  die  sieli  bei  der  Neugestaltung  dm  rusai sehen 
Staats  herausgestellt  hat 

Als  sich  durch  die  Staat^gmndgesetze  YOin  25,  April  1906 
Rußland  aus  einem  absoluten  in  einen  Verfasßungsstaat  um- 
wandehe,  wurden  die  verscliiedenen  Landesteile  in  der  Teilnahme 
a^  den  Waiden  zur  Reichsdunia  und  den  lokalen  Vertreter* 
körperscbaften  grnndsätzhch  gleichgestallt,  aber  die  Rechtsgleich- 
heit wurde  —  umgekehrt  wie  im  englischen  Kolonialreich  ^ 
auf  Kosten  der  Selbständigkeit  der  Territorien  durchgeführt. 
Ihiroh  die  drei  Einleitungsartikel  des  Grundgesetzes  wurde  die 
„.Einheit  und  Unteilbarkeit  des  Staats*'  formuliert.  Nm-  Finn- 
land wurde  überhaupt  als  Territorium,  und  auch  dies  als  un- 
trennbarer  Teil  des  Reichs  erwähnt.  Die  übrigen  Grebiete  mit 
eigner  politischer  Vergangenheit,  das  Zartum  Polen,  Sibirien, 
die  transkaspischen  Khanate,  wurden  überhaupt  nicht  als 
Staatsglieder,  sondern  nur  als  Gruppen  Yon  Gouvernements 
anerkannt  So  ging  die  Gleichlieit  der  ersten  russischen  Ver- 
fassung Hand  in  Hand  mit  einer  ausgeprägten  Zentralisierung, 
and  diese  konnte  auch  durch  diejenigen  Institutionen  der  Selbst- 
Terwaltung,  die  die  neue  Verfassung  in  Fortbildung  der  älte- 
ren Einrichtungen  anerkamite,  nur  wenig  gemildert  werden. 
Die  Organisation  der  besitzenden  Klassen  bewegte  sich  ge- 
flissentlich nur  im  Rahmen  des  einzelnen  GouTeraements  oder 
diesen  Unterbezirks,  des  Kreises  (Ujesd),  Der  aus  mehreren 
Goavemements  bestehende  nationale  Landkomples  wurde  in 
ihnen  nicht  zur  höheren  Einheit,  einem  Zwischenglied  zwischen 
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*)  Der  G^ensate  tml  bekant^tlieh  am  ictiärfsteii  zwischen  der  j angst ea 
Kolonie  Keu-Seeland,  deisen  Parlament  wie  nem  Ministierium  (inabesondere 
der  Pfcioknnintster  SedcJon)  znm  großes  Teil  aus  attigewanderten  Alt-Eng- 
^odefB  bricht,  uad  Kaoada  hervor;  letitere«  gerierte  sicbi  während  die  Kon- 
ienoM  tagte,  wiftach&ftapolittfich  durahati^  als  fidbttindiger  Staat^  indem  es  mit 
UaHeD  mid  DemtiehliiDd  in  Verhandlöiigem  über  Handelsverträge  eintrat» 
Aller  moh  Anitnüien  zeigte  bereits  ein  ScHwatiken  ^wiichen  der  Tendenz  zu 
enm-  kolötiimlen  und  einer  beginnenden  eigenen  Wirtachaftepolitik»  besonders 
dtftn,  daß  der  Einfluß  des  früheren  Vertretert  der  speziüsch  englischen 
Hi&dflipoUtik^  Reid9>  sich  anscheinend  im  Sinken  erwies.  In  gleicher  Weise, 
die  Abkehr  ron  der  föderalistischen  Politik  iteigemd.  wirkte  die  Hakung 
Boditi  fir  SädaMka. 


54  Richard  Schmidt,  Wege  und  Ziele  der  Politik. 

dem  Reichsganzen  und  der  einzelnen  Provinz  ausgebildet,  — 
ganz  abgesehen  davon,  daß  die  polnischen,  weißrussisch- 
lithauischen  und  kleinrassischen  Bezirke  der  Semstwoverfassung 
überhaupt  noch  nicht  teilhaft  geworden  waren.  Auch  die  erstmalige 
Erweiterung  des  Wahlrechts  zur  Duma,  die  sich  im  Gegensatz  zu 
dem  ursprüngüchen  Wahlgesetz  durch  das  Oktobermanifest  vom 
30.  Oktober  1905  vollzogen  hatte,  übte  darauf  keinen  Einfluß. 

Aber  diese  im  Prinzip  geschaffene  NiveUienmg,  mit  der 
sich  der  Verfassungsstaat  Rußland  zunächst  im  Fahrwasser  der 
ehemahgen  Autokratie  weiterbewegte,  ist  an  zwei  Stellen  auf  Wi- 
derstand gestoßen.  In  verschiedenem  Sinn  ist  an  einer  Differen- 
zierung der  national-selbständigen  Reichsteile  gearbeitet  worden. 

Einmal  sind  die  liberalen  Parteien  durch  ihr  Programm, 
die  liistorisch  eigenartigen  Reichsgebiete  mit  Autonomie  aus- 
zustatten, damit  zugleich  zu  einem  Prinzip  staatsrechtlicher 
Ungleichstellung  gedrängt  worden.  Die  Partei,  die  dem  Na- 
tionahtätenproblem  in  diesem  Sinne  nahegetreten  ist,  ist  in 
erster  Linie  die  Partei  der  ,, konstitutionellen  Demokraten"  oder 
„Kadetten'*,  die  —  als  die  treibende  Reformpart^i  der  letzten 
Jahre  —  der  kaiserhch  verliehenen  streng  monarchisch-konsti- 
tutionellen Verfassung  eine  parlamentarisch-monarchische,  also 
eine  demokratische,  aber  im  Vergleich  mit  dem  republikanischen 
Ideal  der  Radikalen  eine  gemäßigte  Demokratie  gegenüberstellen 
möchte.  Zwar  hat  das  Verfassungsprojekt,  das  die  MitgUeder 
des  „Befreiungsbunds",  der  einen  Gruppe  ihrer  Parteiorganisation, 
1905  veröffentlichte^),  das  Nationahtätenproblem  noch  nicht 
berührt.  Aber  andere  Elemente  der  Partei  faßten  die  Autono- 
mie aller  Teile  des  Reichs  von  einer  „scharf  ausgeprägten  ge- 
schichtlichen Eigenart"  ins  Auge,  vor  allem  für  Polen,  Litauen, 
Kleinrußland  und  Transkaukasien.    Im  September  1905  beschloß 

0  Dieser  Entwurf  ist  abgedruckt  im  „Archiv  für  Sozialwissenschaft^ 
Bd.  22  (1906)  S.  229  ff.  („Loi  fondamentale  de  l'Empire  Russe,  projet  d'une 
Constitution  russe  ^labore  par  une  groupe  de  la  Ligne  de  Paffranchissement, 
constitutionalieter  —  dömocrates  reyser),  und  besprochen  von  Giwago.  Nach 
dem  im  Text  bemerkten  gefährdet  es  das  Verständnis  der  Bestrebungen  der 
Partei,  wenn  der  Referent  erklärt,  der  Ent^-urf  wolle  Rußland  nicht  als  de- 
mokratische Republik,  sondern  als  „konstitutionelle  Monarchie  —  etwa  nach 
belgischem  Vorbild  —  wissen".  Denn  die  belgische  Verfassung  bezeichnet 
für  unsere  Anschauung  gerade  nicht  den  Typus  der  konstitutionellen  Monar- 
chie, sondern  den  der  parlamentarischen,  mit  andern  Worten  den  der  modifi- 
zierten Demokratie,   wie   dies  auch  die  Benennung  der  Partei  selbst  anzeigt. 

über  den  im  Jahre  1903  unter  Leitung  von  Perunk jewitsch  gegründeten 
„Befreiungsbund"  vgl.  Max  Weber,  Zur  Lage  der  Bürgerlichen  Demokratie 
in  Rußland,  Archiv  für  Sozialwissenschaft  a.  a.  0.  S.  236. 
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der  wesentlicli  durch  die  konstitutionellen  Demokraten  bestimmte 
Kongreß  der  Semstwoe  und  Städte  nach  den  vorberatenden 
Anträgen  ihrer  Bureaus  Resolutionen  in  dieser  Richtimg.  Und 
bei  der  Frage,  wie  solche  Autonomie  im  einzelnen  durchzuführen 
sei,  ergab  sich  sofort,  die  Notwendigkeit,  Art  und  Maß  der  po- 
Mtifleben  Selbständigkeit  für  die  verschiedenen  Landesteile  ver- 
schieden zu  begrenzen.  Für  Polen  konzedierte  der  Kongi-eß  nichts 
geringeres  als  einen  eignen  frei  zu  wählenden  Landtag,  dessen 
Tätigkeit  in  nationalen  Angelegenheiten  neben  der  Teilnahme 
polnischer  Vertreter  an  der  allgemeinen  Reichsduma  hergehen 
sollte.  Für  Kleinrußland  dagegen,  besonders  im  Hinbhck  auf 
die  Landbezirke  der  Ukraine,  für  Sibirien,  Transkaukasien  sollte 
aündestens  vorläufig  die  ,,Kulturselbständigkeit^\  hauptsächlich 
die  Anerkennung  der  nationalen  Sprache  in  den  Volksschulen 
und  vor  den  Behörden,  genügen. 

Aber  in  der  Reichsduma,  in  der  seit  dem  Mai  1U06  diese 
Ptx>jekte  weiter  verhandelt  werden  mid  greifbarere  Gestillt  er- 
halten sollten,  haben  bekannthch  gerade  die  Parteikräfte,  die 
sich  zu  ihren  Trägem  machten,  in  steigendem  Maße  an  Einfluß 
eingebüßt,  Sdion  die  Auflösung  des  ersten  Reiclisparlanienta 
im  Jnli  19t Ni  wurde  durch  die  Neigung  der  Kadetten  veranlaßt, 
im  halben  Einverständnis  mit  der  radikalen  Opposition  alle 
anderen  Aufgaben  des  Staats  hinter  dem  Maehtbedürfnia,  im 
Widerspruch  mit  der  Verfassung  ehie  parlamentarische  Re- 
gierung zu  errichten,  zurückzustellen.  Inzwischen  ist  die  zweite 
Duma,  in  der  die  konstitutionellen  Demokraten  zusammen  mit 
den  Ejrtremen  mehr  als  drei  Vierteile  der  Stimmen  besaßen» 
ans  dem  gleichen  Grunde  dem  Schicksal  der  er8t4^n  verfallen. 
Aber  der  k&iserhche  Auflösungs-Ukas  vom  16.  Jnni  1907  ist 
von  einem  Staatastreich,  einer  einseitig  von  der  Regierung  be- 
schlos&enen  Abänderung  des  Wahlgesetzes  vom  17,/30,  Ok- 
tober 1905  begleitet  gewesen,  das  die  bisherige  Rechtslage 
grundsätzlich  versclilebt^).  Das  Minister! mn  Stolypin  hat  zwar 
den  Weg  von  sicii  gewiesen,  die  anarchischen  Folgen  der  bis- 
herigen Tätigkeit  des  Reiclistags  einfach  durch  Rückkehr  zum 
früheren  monarchischen  Absolutismus  zu  beseitigen.  Es  hat 
die  Monarchie  als  konstitutionell  hescliränkte  zu  erhalten  gesucht. 
Aber  es  hat  andrerseits  dem  Pariament  die  opjxjsitionellen  Ele- 
Qietite  mindestens  soweit  fem  zu  halten  gestrebt,  daß  die  Oppo- 


*)   Ygh   über   ditj    gnmfMuUclue   Bedeutung   de*   Vorgangs  v*  Tuhr, 
/tir.-Ztf  ^  Bd.  12.  1907.  ?^.  730  ff. 
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sition  die  fruchtbringende  Refonnarbeit  nicht  lahm  legen  soll. 
Eine  doppelte  Beschränkung  des  Wahlrechts  ist  verfügt  worden. 
Die  eine  Einschränkung,  deren  Einzelheiten  hier  bei  Seite  bleiben 
können,    soll  damit  erreicht  werden,   daß  das  bisherige  aktive 
Wahlrecht  immer  mehr  zu  einem  Klassenwahlsystem  in  Gestalt 
zwingender  Normen   über   die  passive  Wahlfähigkeit  der  Ab- 
geordneten  ausgebildet   werde.      Es    sollen   in    den   eigentlich 
russischen  Gouvernements  dieselben  Wählerversammlungen  und 
damit  dieselben  Bevölkerungsklassen  wählen  wie  bisher.     Aber 
jeder  Klasse  ist  eine  Minimalzahl  von  Abgeordneten  zum  voraus 
verbürgt^).     So  ist  die  Zusammensetzung  der  Duma   für  die 
Zahl  von  201  Mitgheder,    fast  die  Hälfte  der  Vertreter,    zum 
voraus  festgelegt.     Vor  allem  aber  ist  die  bisherige  Gesamtzahl 
der  Abgeordneten  von  524   beinahe  imi  100,   auf  442  herab- 
gesetzt worden  dadurch,  daß  den  nur  halbrussifizierten  Grenz- 
bezirken Polen,   Kaukasien  und  Russisch  -  Asien   (Westsibirien) 
imgefähr  ^/s  ihrer  Abgeordneten  entzogen  worden  sind:    statt 
bisher  111,   wählen  sie  nimm  .ir   bloß   37  Deputierte,  —  und 
weiter  dadurch,  daß  den  noch  locker  angegUederten,  neuen  Ko- 
lonisationsgebieten das  Wahlrecht  ganz  entzogen  worden  ist:  in 
Turkestan  (Taschkent,   Samarkand,   Kokand,  KHwa,  Buchara, 
Merw,  Pamir)  und  in  Ostsibirien  (Irkutsk)  bleiben  die  Wahlen 
„einstweilen  ausgesetzt"*). 

')  Im  einzelnen  sollen  gewählt  werden  51  Bauern,  die  selbständig  Land- 
wirtschaft auf  Eigengütem  oder  Gemeindegütem  treiben,  50  Grundbesitzer, 
77  Wahlmänner  der  städtischen  Kurien,  3  Kosaken,  6  Beamte,  8  Eigentümer 
städtischen  Grundbesitzes,  6  Vertreter  der  national-russischen  Bevölkerung  in 
den  litauisch-polnischen  Gouvernements  Wilna  und  Kowno. 

Hiermit  zusammen  arbeiten  weitere  Einschränkungen.  Während  bisher 
neben  den  Gouvernements  noch  26  privilegierte  Städte  als  selbständige  Wahl- 
körper anerkannt  w^aren  (für  zusammen  36  Vertreter),  genießen  dies  Privileg 
künftig  nur  noch  7  (Petersburg,  Moskau,  Warschau,  Kiew,  Lodz,  Odessa, 
Riga)  für  19  Deputierte.  Die  übrigen  großen  Städte  wählen  nur  mit  den 
Gouvernements.  Vor  allem  aber  ist  in  der  ländlichen  Bevölkerung  das  Ver- 
hältnis der  Wahlbeteiligung  zwischen  Grundbesitzern  und  Bauern  zug^unsten 
der  ersteren  verschoben.  Während  früher  die  Grundbesitzer  32  Vo»  die  Bauern 
42  7o  tlcsr  Wahlmänner  wählten,  fallen  jetzt  umgekehrt  den  Grundbesitzern 
45  7o»  den  Bauern  nur  21  7o  der  Wahlmänner  zu. 

*)  Zur  Begründung  dieser  Maßregeln  heißt  es  in  dem  Manifest  des  Zaren 
vom  16.  Juni  1907:  „Ln  Vertrauen  auf  die  Vaterlandsliebe  und  den  politischen 
Sinn  unseres  Volkes  sehen  wir  jedoch  die  Ursache  des  zweimaligen  Mißerfolgs 
der  Tätigkeit  der  Beichsduma  daran,  daß  wegen  der  Neuheit  des  Werks  und 
wegen  der  ünvollkommenheit  des  Wahlgesetzes  diese  gesetzgeberische  Ein- 
richtung sich  aus  Mitgliedern  zusammensetzte,  die  nicht  die  wahren  Vertreter 
der  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Volks  waren.    Infolgedessen  haben  wir, 
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Im   Ralimen    di^  •  -  trachtuiigeu   felilt  der    Anlaß    zur 

oh  die  MuL:   ^  ..  den  imtei'en,  die  extreme  und  ver- 

iidiiklose  Opposition  besonders  nährenden  Volkeklasseo  das 

hon   verliehene  Wahlrecht   wieder    zu   entziehen^    dui"eh   die 

Jotlage    des    Staats    in>Iitigeli,    rnit    anderen  Woiten    aus    der 

iQcktsiettt  auf  höhere  Interessen  dee  Gesaratstaatelebeus  ge- 

i;3:t  werden  kann.    Diese  Frage  hängt  von  der  ftix  den 

.\  F  nicht  KU  beantwortenden  Vorfrage  ab,  ob  man  den 

imehr  privilegierten  liöheren  Klassen  im  Durchschnitt  eine 

iVßere  Beife  und  LeiHtimgisfähigkeit  für  die  dringendsten  Re- 

oniinnfgaben   zutrauen   darf,    als   den    freilich  so  janimervoU 

i^ehildeten    Angehörigen   des    städtischen    oder    bäuerlichen 

\^Iet4iriats  *).     Aber   soviel  darf  nach    allem  frülier   Gesagten 

ahne  weiteres  behauptet  werden,  daß  die  Privilegierung  der  alt- 

Heischen  Landschaften  vor  den  westlichen  und  östlichen  Grenz- 

^Kidem  eine  in  sich  verhängnisvolle  ist.  Sie  stellt  wenn  auch  nicht 

Sf^ie  Elirlichkeit,  so  doch  die  Wirksamkeit  der  Regierungsabsicht 
Frage,  einen  gemäßigten  Kc  fetitutionalisin*is  für  Rußland 
retten.  Die  Maßregel  berührt  sich  nahe  mit  den  Gedanken^ 
die  dl©  ÄugustiBche  Verfassung  auf  die  obersten  Organe  des 
rOtnisrhen  Reichs  anwendete  (o.  S.  41).  Wie  danach  der  Senat 
den  Princeps  überwacheude  und  beschränkende  Funktion 
liglieJi  in  seiner  Eigenschaft  als  Organ  der  römischen  Eiirger- 
weiter  versah,  so  soll  nun  auch  in  Rußland  der  Reichs- 
"^ ledig! ich  ein  Repräsentant  der  herrschenden  Nationali- 
Uen  bleiben.    Der  Erfolg  wird  aber  mit  psychologischer  Not- 


»ir  all«  durch  daa  Manifest  vom  3t.l  Oktober  1905  imBeren  Untertauea 
^im  KerJjt*-  imti  NniiidgeaetÄe  iii  Kraft  la»aen.  den  Etitscblall  gefußt,  das 
ftrfakrefi  für  die  BiTufting  d^r  Volks vertrt't(?r  i&  die  HeiüIisduinB  Rb;5«ÜD(l*^m. 
kit  jrdifT  TuÜ  tmseres  VoJkoa  in  ihr  mn«;  Vertreter  habe.  Da  die  Du  um 
"Urufi'ü  iit.  den  ruiBischeti  Stwnt  %n  feef igen,  muß  »Je  ruHsiech 
»*iß  ihr«*m  Gitiste  ti^ck  Die  anderen  NatiotiuJi täten,  die  titiBerem  Rmche 
«itrf*bon?ii,  loilpn  in  dt'r  Beicb&dtima  ebenfftll«  Vertreter  ibrer  Bedürfnisse 
'iil'*-!!.  ibrr  ■)«*  dürfen  und  wenJen  nicht  in  eiuer  Zabl  in  Erscheinung  treten, 
ii'  ihürü  di<?  Mnglicbkeit  gibt,  in  rein  rijssiacben  Fragen  tu  entscheiden.  In 
'^titit*(fohit*tc'ti,  wo  die  BevfUkerimg  noch  kamn  eine  genügende  Stufe  der 
^«ji^i-rlicbf  n  Ivntwicklung  erreiuht  hat^  müsaen  die  Reicbidumawahlen  einat- 
^"ärti   tttls^rsrtÄt  Werden.'* 

'*  V^fL  TUT  KcnnÄcicbnnng  der   tieiden  Standpunkte  einerseits  die  Aua- 

fülmmurn  ItöJt  Webers,  Areh*  f*  Soä.,  22»  S.  250,  der  in  den  bberalen  Ele* 

Bhrtitrii,  ?*rr  jUlcm  in  der  konatitutionell-demokratiflcben  Oruppe  der  Sematwo- 

^irWt  i'r'Milrrn  difs  cuuj!ig(*n  politiacb  leistungsfähigon  Elemente  des  heutigen 

Bafilai  :irid€*rcrseits  v.  Tubr  n.  a,  0»,  der  durch  die  lelite  Dvimo  die 

StuUfMu^-MMihfit  und  pplitiBche  Unreife  der  Kadetten  für  erwiesen  ansieht. 
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wendigkeit  ein  ähnlicher  sein  wie  damals.  Die  höchste,  das 
Volk  vertretende  Körperschaft  kann  bei  den  minderberechtigten 
Volksteilen  nicht  das  Vertrauen  gewinnen,  das  zu  ihrer  Autori- 
tät erforderlich  ist.  Sie  wird  im  Gegenteil  den  Angriffen  der 
benachteiligten  Provinzen  ausgesetzt  und  in  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit erschüttert.  Mag  es  der  Regierung  unter  Umständen 
ihre  Aufgabe  erleichtem,  wenn  die  Verantwortlichkeit  für  miß- 
liebige Akte  manchen  Grebieten  gegenüber  auf  das  Parlament 
abgewälzt  wird,  —  für  das  letztere  wird  die  Wirkung  doch 
unter  allen  Umständen  die  sein,  in  eine  peinliche  Zwischen- 
stellung zwischen  Regierung  und  Volk  gedrängt  zu  werden, 
die  die  konstitutionelle  Garantie  zu  einem  Scheinkonstitutiona- 
hsmus  verflüchtigt.  Ja,  noch  mehr,  das  verschiedene  Maß  der 
staatsrechtüchen  Befugnisse  muß  auch  zwischen  den  Gebiets- 
teilen eine  neue,  im  bisherigen  Freiheitskampf  nicht  vorhandene 
Gegnerschaft  hervorrufen.  Mit  einem  Worte,  das  Weltreich 
stößt  mit  seinem  Bestreben,  nationale  Grebiete  verschiedener 
Entwicklungsstufen  politisch  zu  vereinigen  und  doch  den  Stanun- 
charakter  der  herrschenden  Kemnation  zu  wahren,  unfehlbar 
wieder  auf  den  Konflikt  mit  der  staatsrechtlichen  Gerechtigkeit, 
der  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten  oder  Reichsgebiete, 
und  es  gefährdet  damit  die  psychologischen  Vorbedingungen 
der  inneren  Einheit  des  Gesamtstaats,  mit  denen  es  im  Interesse 
des  Zusammenhalts  der  Teile  rechnen  muß,  ebenso  wie  die  der 
staatsrechtUchen  Freiheit,  die  ohne  Popularität  des  Verfassungs- 
organs nicht  bestehen  kann. 

Der  geringere  Wert  des  Weltstaats  unter  dem  staatsrecht- 
lichen Gesichtspunkt  tritt  demnach  heute  ganz  in  der  gleichen 
Weise  zutage,  wie  an  der  Antike,  —  unbeschadet  der  Vorzüge, 
die  ein  solches  Staatsgebilde  etwa  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
oder  in  seinem  Nutzen  für  die  Ausbreitxmg  der  geistigen  Kultur 
beanspruchen  mag. 

Es  war  nur  ein  einzelner  Gedanke,  unter  dem  gewisse 
bedeutsame  Momente  der  Universalgeschichte  an  weit  entlegenen 
Punkten  der  Entwicklung  miteinander  verknüpft  werden  konnten. 
Nur  um  eine  einzelne  Rechtsbeziehung  des  Staatslebens  handelte 
es  sich  dabei.  Aber  das  Beispiel  konnte  genügen,  lun  diese 
Rechtsbeziehung  als  eine  besonders  wesentliche  erkennen  zu 
lassen  und  damit  auf  den  Maßstab  für  eine  systematische 
Ausbeutung  der  historisch-politischen  Betrachtung  hinzuweisen. 
Man  wird  nun  sagen  können,  daß  der  geschichtliche  Vergleich 


der  antiken  und  der  neueren  Staatenwelt  zugleich    die  Gruud- 
h^  für  das   erste  Hauptproblem   der  systematischen  Politik,  _ 
fBr  das  der  rechtlichet]  Gliederung  der  modernen  Staaten,! 
Kefert,    Sowohl  die  Frage  des  BnndeB@taat€,  wie  die  der  Selbst- 
TefwaJtung  kann  nur  in  dem  Gedanken  der  Gleichberechtigung 
der  Teile  den  einen  der  Maßstäbe  finden,  nach  dem  der  Wert 
der  jeweiligen  Regelung  zu  beurteilen  ist.     Nicht  nur  die  in- 
diaehe,   auch  die  irische,   die  pohxische,    die  elsaß-lothringisch© 
Frage  muß  von  hier  aus  kritisiert  werden,   so  verschieden  imfl 
citLielnen  diese  Fragen  mitereinander  auch  wieder  hegen;  denn 
ee  kann  ja  natürlich,  um  nur  das   richtige  anzudeuten,  nicht 
übersehen  werden,  daß  von  einer  gleichen  oder  ungleichen  Ver- 
teünng   der  Rechte   z^^ischen   Terschiedenen  Landesteilen  des- 
selben Staats  in  ganz  verschiedenem  Sinn  die  Rede  sein  kann, 
je  nachdem    die  Teilnahme    an  den  Funktionen  des  Gesamt- 
0laats  (z.  B.  die  Wahl  zu  einer  Reiehsvertretung,  die  Anwart- 
dchaft  auf  die  Besetzung  der  Ämter)  oder  die  Ausstattung  mit 
eigenen  autonomen  und  selbstver^altenden  Organen  (z.  B.  mit 
einem  Provinziallandtag)  oder   der  Beitrag  an   den  staatlichen 
ifidten  {?..  B.  Heeres-  oder  Steuerlast)  in  Frage  kommt. 

Weiter  aber  vermag  das  herauagehobene  Problem  überhaupt 
Jils  Beispiel  für  die  Art  und  Weise  zu  dienen,  nach  der  bei 
diesen  oder  bei  andern  staatsrechthchen  Institutionen  die  ganz 
bescmders  hervortretenden  und  berücksicbtigenswerten  Erforder- 
nisse festgestellt,  verschiedene  Erfordernisse  als  melu"  oder 
minder  wesentliche  zueinander  in  Beziehung  gesetzt  werden 
können.  Ist  z.  B.  hierdurch  das  bezeichnet  worden,  was  als 
Grandlage  einer  dezentralisierten  Gliederung  eines 
grdfieren  Staats  festgehalten  werden  muß,  so  stellt  sieh  als  eine 
Art  Gegenstück  nunmehr  das  Hauptstück  der  Zentralisierung 
im  modernen  Staats,  der  homogene  Aufbau  der  vom  Zentrum 
das  Gesamtstaate  ausgehenden  Behördensysteme  dar,  die  die 
Vorbedingung  der  Einheitlichkeit  der  \>rwaltung8organisation, 
der  äußeren  Einheit  des  Staats,  bildet,  so  wie  die  gerechte 
Regelmig  des  Verhältnisses  der  Gebietsteile  die  Vorbedingung 
für  die  innere  Einheit  des  Staats,  für  die  psychologische 
EtrLbeitlichkeit,  das  Zusammengehörigkeitsbewußtsein  der  Be- 
Tdlkerung  ist  Läßt  sich  z.  B.  aus  dem  Gesamtverlauf  der 
antiken  und  neueren  Geschichte  auch  das  Ergebnis  der  stetigen 
Verfeinerung  der  Behördenluerarchie  erkennen  *),  so  würde  die 

*)  Dieser  Nachweis    bildet    ebenfalla    eimm   der   Öesichtspuukte,    untrer 
meine  StAatalehre  (ortlaufend  den  Äun>Bu  der  StÄftten  geacbildert  bmt 
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Entwicklung  auch  in  diesem  Punkte  einen  Beurteilungsmaßstab 
für  den  Wert  der  politischen  Institutionen,  einen  Vergleichs- 
maßstab für  die  Einrichtungen  der  verschiedenen  modernen 
Staaten,  z.  B.  der  Festlandsstaaten  und  Englands  liefern  ^).  So 
deutet  das  paradigmatisch  dargelegte  Einzelproblem  gemäß  dem 
was  (unter  I)  über  Wege  und  Ziele  einer  geschichtlichen  PoUtik 
vorausgeschickt  wurde  auf  die  Aufgaben  der  systematischen 
PoHtik  überhaupt  voraus. 

(vgl.  Bd.  n  Abt.  2  S.  862 — 864  und  die  dort  gegebene  Zusammenstellung  der 
Hauptetappen).  Auch  dieser  G^ichtspunkt  kann  leicht  veranschaulichen, 
wie  nur  die  Schilderung  der  gesamten  Rechtslage  der  Staaten  in  ihrer 
zeitlichen  Folge  das  erforderliche  Material  für  die  historische  Politik  be- 
schaffen kann. 

^)  Wie  sich  s.  B.  England  und  die  Eontinentalstaaten  hierin  noch  heute 
(zum  Nachteil  Englands)  unterscheiden,  betont  gut  Hatschek  in  der  ,,Schluß- 
betrachtung''  seines  en^schen  Staatsrechts  (Bd.  11  1906  S.  660  £L). 


IL 
Marsilius  von  Padna  und  die  Idee  der  Demokratie 

Von  Dr.  Richard  Scholz 


Marsilius  von  Padua  gehört  za  jenen  zahbeicfaen  Scfazifit- 
steilem  des  Mittelalters,  die  viele  im  Munde  führen,  wenige 
lesen  M. 

Wenn  von  mittelalterhchen  StaatsEehren  die  Rede  ist.  fo 
taucht  sein  Name  als  der  des  ersten  VoriLämpfers  der  modernen 
Demokratie  auf  neben  demjenigen  Dantes,  als  des  Venrecefs 
des  mittelalterhchen  Imperiiüismns,  nnd  dem  des  Thomas  von 
Aquino,  als  des  Vertreters  des  päpstfichen  UniveTsalismas.  Man 
betont  dabei  r^elmaßig  den  modernen  GeisL  das  rölfig  Origi- 
neUe  seiner  Ideen;  ganz  isoUert  scheint  seine  Gesiak  anfzoiagen 
über  die  Jahrhunderte  hinweg.  Das  höchste  Lob  glaubt  man 
auszusprechen,  wenn  man  ihn  nicht  mehr  zu  den  Scholastikern. 
ßondem  zu  den  Vorläufern  der  Roiaissanee  zähk.  Man  hat 
MacchiavelU  allen  Ernstes  zu  einem  Schüler  d€£  Marnliiis  gc?- 
macht ').  Die  ersten  Keime  jener  historisch-empiriseben  Methode. 
die  MaccliiaveUi  anwendet,  findet  man  bereits  im  Defensor  Pacis. 


')  Allgemeine  Literatur:  X(oeI)  Y(mloit).  Jeao  df:  Juaiwm  <t  Manije 
^  Pmdooe,  aateon  dn  DefeoMT  Pacn  (Hiit.  btt.  de  k  Ftwe^x  A.  33. 
Ptr.  1906)  p.  528—633.  —  B.  Lmbmncm.  Marnbo  da  Padtc/rm.  rJf/rsais/jn 
politico  e  religioso  del  secok>  UV.  Padorm  1882.  —  S.  Bierler.  I»  H>ra- 
rifchen  Widersacher  der  Piptte  zur  Zeit  Ludvigi  d«  Barere  L^cpzijr  1^4. 
~  VgL  K.  Müller.  Der  Kampf  Lodwigi  d«  Bareni  mit  d^  r>z:^v:£K*fi 
Kohe.  Bd.  1.  Tübingen  1879.  S.  161  ff^  36a  373  und  G^AÖini.  G^  Aia.  1^^. 
-  E.  Friedberg,  Zeitachr.  für  Kirchenrccfat  VIIL  121  IL  —  A^idb  Detifl* 
im  Cliartalariiun  nniTenitatit  Parinent»  t.  IL  p.  158.  n.  1.  ra  sr.  4$^  o.  p.  717: 
p.  186n:  nr.  8^4  p.  301-^303  o.  Amn.;  no.  891  p.  328:  HL  bo.  l¥A  p.  224.  226. 

^  Ch.  Benoist.  L'eCat  ttaüen  et  la  wdeoce  poütiqne  araia  Maeciiiar^ 
(BeT.  dei  deux  mondea  1907,  i.  39.1)  p.  178,  181.  182. 
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Andererseits  wird  freilich  auch  gerade  der  völlig  abstrakte 
Charakter  der  politischen  Ideen  des  Marsilins  hervorgehoben^) 
und  eine  direkte  Einwirkung  derselben  auf  die  Politik  bestritten 
oder  doch  sehr  beschränkt. 

Das  Urteil  wird  erschwert,  weil  wir  noch  allzu  wenig  die 
politische  Literatur  des  späteren  Mittelalters  kennen.  Erst 
müßten  die  so  zahlreichen  und  z.  T.  noch  ungedruckten  poli- 
tischen Traktate  genau  analysiert  werden,  ehe  man  ein  sicheres 
Urteil  auch  nur  über  die  Uterarische  Verbreitung  und  Nach- 
wirkung des  Defensor  Pacis  abgeben  könnte.  Selbst  über  die 
Persönlichkeit  des  MarsiUus  und  die  Entstehung  seines  Werkes 
sind  wir  noch  längst  nicht  genügend  unterrichtet. 

Ist  es  doch  bis  zum  heutigen  Tage  eine  Streitfrage,  wie 
weit  Marsihus  von  Padua  das  geistige  Urheberrecht  am  Defensor 
Pacis  zuzusprechen  ist  2).  Daß  er  nicht  der  einzige  Verfasser 
ist,  steht  jetzt  wohl  fest,  und  ebenso  sicher  ist  es  m.  E.,  daß 
sein  stets  mit  ihm  genannter  und  mit  ihm  verurteilter  Schüler 
und  Gefährte  Johann  von  Jandun  nicht  bloß  die  unbedeutende 
Rolle  eines  Kopisten  und  Übersetzers  gespielt  hat,  wie  man 
früher  bisweilen  dachte^).  Es  wird  meist  zu  wenig  beachtet, 
daß  wir  von  diesem  Mitarbeiter  mehrere  selbständige  philoso- 
phische Schriften  besitzen,  die  seine  Vertrautheit  mit  dem 
sogenannten  Averroismus  verraten,  und  außerdem  eine  höchst 
sonderbare,  satirische  Abhandlung,  die  ihn  als  sehr  feinfühhgen, 
ja  geistreichen  Stilisten,  sogar  mit  ästhetischen  Neigungen, 
kennen  lehrt*).    Man  darf  also  vielleicht  mit  Recht  eine  wesent- 


')  Z.  B.  auch  bei  K.  Müller,  Der  Kampf  Ludw.  d.  B.  1,  217.  — 
Labanca,  1.  c.  p.  216  ff. 

*)  Riezler  p.  195.  —  Labanca  p.  117  ff.  u.  bes.  Noel  Valois 
1.  c.  p.  672,  607. 

*)  Friedberg,  1.  c.  p.  114.  —  Riezler  p.  196,  n.  2,  dazu  M.  Ritter 
in  dem  Theolog.  Lit.-Blatt  1874,  nr.  24,  col.  559  u.  in  Sybels  Hist.  Zeitschr.  42 
(1879)  p.  302.  —  Über  Jean  de  Jandun  vgl.  außer  N.  Valois,  1.  c.  p.  628 
bis  660,  688  ff.,  —  Labanca  p.  117  ff.  —  Riezler  p.  55  ff.,  u.  besonders: 
Le  Roux  de  Lincy  et  Tisserand,  Paris  et  ses  historiens  aux  XTV®  et 
XY®  siecles  (Hist.  O^n^rale  de  Paris  „fondee  p.  M.  le  Baron  de  Haussmann *^ 
publ.  sous  les  auspices  du  conseil  municipal),  Par.  1867,  p.  3 — 20;  Chartular. 
univ.  Paris  H,  nr.  730  p.  186  u.  p.  718,  m,  p.  227  n.  17  zu  no.  1406. 

*)  Philosophische  Schriften :  Quaestiones  in  libros  de  anima,  in  physica, 
in  Averroem  des  ubstantia  orbis,  in  metaphysica  etc.  verzeichnet  Valois 
1.  c.  p.  636  ff.  Die  merkwürdige,  für  das  wissenschaftliche  Leben,  wie  für 
die  Kulturgeschichte  besonders  der  Stadt  Paris  höchst  interessante  Schrift 
De  laudibus  Parisius  gedr.  in  Tisserand,  Paris  et  ses  historiens  p.  32 — 78 
(verwertet  von  A.  Springer,   Paris  im  13.  Jahrb.,  Leipzig  1856),   abgefaßt 
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b«  Beeioflussurig  des  Marsiüus  durch  Jolmiiii  von  Jauduii, 
gütlich  im  ersten,  wesenüieh  auf  Amtoteles  ruheudeD  Teile 
ef  ensor  Pacis  annelimeu,  Pi^eüich  nur  auf  das  Stoffmaterial, 
usw.  würde  sich  dieser  Einfluß  erstrecken,  nicht  auf 
Kt»ptiou  des  Ganzen*).  Denn  auch  eine  genauere  Stil- 
Jeichung  würde  wohl  nur  das  aUgemeiu  angenommene 
besliktigeiu  daß  der  Defensor  Pacis  von  einem  einzigen 
Mann  geechrieben  ißt,  der  nielit  Jean  von  Jan  dun  war,  sondern 
eben  MarsiliuB  von  Padua,  Dasselbe  Resultat  bestätigt  die 
lEÜnlicli  gemachte  .Entdeckung  eines  neuen  Werkes  des  Mar- 
BÜitiSi  mmm  Detentor  minor*)»  d,  h.  eines  späteren,  von  Mar- 
mtiuB  idbet  besorgten  Auszugs  aus  dem  großen  Werke,  der 
beeoodiera  dadurch  Interessant  ist,  daß  der  bisher  Marsihus  ab- 
getprocbene  Tractatns  de  iurisdiotione  iniperatoris  in  causa 
maliiiiiümali^)  sich  jetzt  als  Bestandteil  des  Defensor  minor 
eilt.  Dadm'ch  wird  zugleich  die  alte  Streitfrage  nach 
Todesjahr©  des  Marsilius  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
chieden:   denn   jener  Traktat  über  die   Ehescheidung   der 

sl^  Maultasch  kann  erst  1342  geBchrieben  sein*). 
Ebenso   ungenügend   wie   über  die  Lebensschicksale   sind 
bekanntUch  auch  über  die  geistige  Entwicklung  des  Mar- 


wm  4.  Korbr,  1323,  also  üicht  aHzulftage  vor  der  VoUeudaüg  de«  Defeuaor 
Fft«  (24.  Jimi  1S24);  im  Sommer  1823  hatte  Jean  de  Jandim  sich  auf  seine 
PMade  nmch  Senlia  begeben,  am  19,  Juni  1324  ist  er  aber  noch  in  Paria 
mtxkwmbmr  (ChÄrtülar.  univ.  Pari»,  U,  nr.  864,  p.  3<>3,  n.  &).  tTber  aeiiie 
SteOiuig  £U  den  pkUotophischeiif  tbeologisebeu  und  poüti^eben  Problemen 
dtr  &ti  gibt  die  Selirift  allerbaad^  leider  nur  meist  allzu  daulde  Audeutüngeu, 
t^  da^  Eiiileitaiig  der  Ausgabe  p»  Ö— 13,  u,  dazu  Valoi«,  1.  c,p.  588,  589,  u.  3. 
*)  Vgl  auch  Valoii,  L  c,  p.  572;  607. 

•^  SttlliTsn,  The  manuscriptfl   and  date  of  Maraiglio  o(  Padua'i  De- 
i»fcc»  ^  hst.  Revv  1900,  v.  gO)  p.  293  ff.     S.  fand  die  Sehrift  iu 

Cuileit  iJ'  ,;tna  in  Oiiord,  Mt.  Canon >  Miac,  188,  »aec.  15,  fol,  70  ff. 

ICr  lifti  90  Em.  lie«  UelenAor  Paeis  m  Paris,    Auxerre,   Wien«   Rom,    Florenz, 
LohmIoii,    Oxford,    Bremen    untersucht,    danach    die    Abfassungszeit 
ü  18^)  tu£t  neue  geaiehert.    Daü  Ludwig  in  Dictio  I^  e.  1  den  Kaiser- 
[«liiJQi,  erkürt  S.  dur«^  Hinzüfugung  des  Kapitels  nach  der  Kaiserkrönung. 
Seiion    liOa   hatte  übngens   Yalois    auf    die    Schrift    hingewiesen,    vgL 

»>  G«ir.  (i  o l da ft t ,  l»e  Monardiia  S.  Eom.  Inip.  0,  p.  1286  ff, ;  vgl. E i e  z  1  e r , 
f,$IUÜ.  —  SuUivan  l  c.  p.  300  ff.,  305  i   —  Valois  p.  606  ff. 

^  Ptf»  Angabe  YiUÄuis  L  X,  c.  102  nber  den  Tod  Marsilios  1328  in 
Bot  r  Kler  p.  122.   Lwbanüft  p.  40  ff.)   ist  dimat'h   endgültig  als  Irr- 

tet» vjt'lieieht  Verwechselung  mit  Jean  de  Jandun,  der  Sommer  1328 

Ift   :  »fixier  p*öO),  wie  auch  Vulois  p,  601  f.  meint.    Irrig  ist 

i.ug   Wurms.  His*u>r.  Jidirb.   14,  BÖ  f* 
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süius  unterrichtet.    Nur  das  scheint  mir  so  gut  wie  gewiß,  daß 
sein  politisches  Denken  und  seine  ganze  Weltanschauung  ihre 
entscheidende  Richtung  nicht  in  Italien,  sondern  in  Frankreich 
erhielt.     Das   große  Zentrum   der  theologischen   und  philoso- 
phisc-hen  Wissenschaften,   die  Universität  Paris,   hat  ihm  die 
geistigen  Waffen  geUefert,  die  er  dann  im  Streite  gegen  das 
Papsttum  führte:  die  Theologie  und  die  nominalistische  Philo- 
sophie der  Pariser  Gelehrten  bilden  die  Grundlage  seines  W^issens. 
Wir   wissen  allerdings  durch  Marsilios  Freund  Albertino 
MussatoM,   daß  MarsiUo  in  seiner  Jugend  ein   ziemlich  aben- 
teuerliches  Leben    führte    und    unentschlossen    hin    und    her 
schwankte     zwischen     Juristerei     und     Theologie,      zwischen 
Medizin  und  Philosophie,   und  es  ist  kein  Zweifel,   daß  sein 
eigenthcher  Beruf  schließUch  die  Medizin  wurde.    Als  Leibarzt 
trat  er  in  die  Dienste  Kaiser  Ludwigs*),  und  seine  Schriften 
tragen  an  vielen  Stellen  deutliche  Spuren  der  medizinischen 
Kenntnisse    tmd    der    naturwissenschaftlichen    Denkweise    des 
Arztes  an  sich*).    Diese  Verbindung  philosophisch-theologischer 
Studien  mit  einer  rein  empirischen  Wissenschaft  hatte  die  be- 
deutendsten  Folgen.     Die  empirische  Beobachtungsweise  des 
Arztes    übertrügt   sich   auch   auf   die   Betrachtung   poUtischer 
Probleme.     Auch  darin  stand  Marsilius  nicht  ganz  vereinzelt, 
demi   die   Zahl   der  philosophisch  tmd  theologisch  gebildeten 
Ärzte,  die  auch  eine  politische  Rolle  spielten,  ist  am  An&ng 
des  14.  Jahrhunderts  anscheinend  keine  geringe*),  eine  Folge 
des    Aufblüliens    und    der    zunehmenden   Wertschätzung   der 
exakten  Wissenschaften  mid  der  Beobachtung  der  Natur,  deren 
Einfluß  auf  die  gesamte  Weltanschauung  seit  dem   13.  Jahr- 
hundert   sich    Schritt    für   Schritt    verfolgen    läßt:    einer   der 
wichtigsten    Faktoren   der   Renaissancebewegung.     Mit  dieser 
empirisch-naturwissenschaftlichen  Methode  verbindet  Marsilius 
weiter  auch  die  Kenntnis  jener  rationalistischen  Richtung  in 


')  Labanoa  p.  14  und  Appenii.  Nr.  1,  Ep.  Xu.  Dazu  Valois,  p.öeif., 
der  lion  Briof  in  das  Jahr  1311  12  datiert,  ther  den  Kriegsdienst  des  M. 
im  Hivre  Heinrichs  VIT.  vgl  eb.  p.  5W  f. 

^  Kiozler  p.  35,  40. 

*^  Vgl.  z.  B.  IVf.  Pac.  L  0.  4  (p.  13  des  Drucks  von  Oomarus,  Frank- 
furt 155^^  I.  c.  14  p.  67.  p.  «9.  71 ;  c.  17  p.  90.  ü.  c.  9  über  die  Priester 
al»  .Xrrto  etc.  ^^ 

*)  Jlan  denke  z.  B.  an  den  berühmten  Leibarzt  Bonifaz'  VUi,  Arnold 
V,  ViUano\ii,  nu  Peter  Aspelt,  GuiUaume  Baufet,  Leibarzt  Philipps  des  Schönen 
und  Bi$ohof  von  l^aris  (llist.  Litt.  32.  470),  an  den  politischen  Projektenmacher 
und  Ar«t  Galvano  de  Levauto  (Rev.  de  TOrient  latin  v.  VI,  348—869)  u.  a. 


der  PhiJosophae,   die   unter  deai   Nanieii   des  Averroismus  be- 
kaont  ist.    Das  ließe  sich  an  mehr  als  einer  Stelle  des  Defensor 
Paeis  nachweisen*)  und  ist  ohnehin  wahrscheinUch  wegen  der  ■ 
iuümen  Freundschaft  des  MarsiUus  mit  dem  Averroisten  Johann 
rm  Jandtan*).     Wir  mssen  weiter,  daß  MarsUius  es  war,   der 
das  Hauptwerk  aines  andern  Averroisten,  seines  Landsmannes  i 
Pefrüs  d'Abano,  zuerst  dem  Johann  von  Jandun  bekannt  ge-    ■ 
macht  hat*).    Padua  und  Paris  waren  die  beiden  Hauptzentren 
d^  Averroismuß. 

Und  doch  wäre  es  sicher  falsch,  in  Marsilius  emen  besonders 
cxbi^n  Averroisten  sehen  zu  wollen;  jedenfalls  gibt  der  Defensor 
Paeis  dazu  keinen  Anlaß.  Weit  entfernt  davon  irreligiöse  oder 
ftlheifitische  Ansichten  zu  äußern,  zeigt  sich  Marsilius  vielmehr 
hier  gerade  als  gutgläubiger  Christ*),  der  an  den  Kirchen- 
fehitn  festhält,  und  nur  die  Gebiete  der  Vernunft  und  der 
Offenbarung,  des  Glaubens  und  des  Erkennens  scharf  vonein- 
inder  zn  sondern  sucht. 

Das  ist  aber  vielmehr  ein  Kennzeichen  der  soeben  mit 
l>aüs  Scotüs  und  Occam  in  Paris  zur  Herrschaft  gelangten 
Dominalistisehen  PhDosophie,  als  des  Averroismus.  Die  geistige 
Erifiis  der  Zeit  spricht  sich  allerdings  zunächst  aus  in  deni  zu- 
nehmenden Skeptizismus.  Die  UumögUchkeit,  durch  die  bloße 
Vernunft  die  Glaubensprobleme  zu  lösen,  wird  erkannt;  aber  die 
Folge  ist,  nach  einer  Periode  des  Skeptizismos  und  der  kritischen 
Zersetzung  der  kirchhchen  Lehren,  eine  allmähhche  Abkehr 
von  dem  herrschenden  IntellektuaHsmus,  das  Hervortreten  einer 
wsuen  Denkweise,  die  das  Gemüts*  und  Willensleben  in  den 
Vordergrand  schiebt  (I^imat  des  Willens  bei  Duns  Scotus),  die 
Wendung  vom  Aristotelismus  zum  Augustinismus  und  Plato- 
msmirn,  und  die  Ausbildung  der  Mystik. 

Marsüius  steht  erst  an  der  Schwelle  dieses  neuen  Zeitalters^ 
mit  dem  wir  die  Renaissance  zu  begiimen  pflegen-  Er  ist  aber 
bereits  mannigfach  beeinflußt  von  diesen  neuen  Strömungen, 
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*)  AvtsTTGea  wird  zitiert  f.  B,  I,  o,  11,  p.  43,  ib,  p.  42:  lecimdmii  ttüim- 
ex  Arabico. 

^  Vgl.  E,  Eenan,  Averroes  et  rAverroiime  3™*  M.,  Paris  1869,  p.  269  ff. 
0.  b».  P*  Mandonnet,  Siger  de  BrabaDl  et  raverroiame  ktin  au  XHI"»® 
dMß,    Cöllectaaea  Frib^g.  fatc.  VHI,  Fribourg  1®^9, 

*|  Labanca  p.  93  U.  Appcnd,  Nr.  6,  p.  1ä34.  Diwtt  aber  Valois  1.  c, 
p.S&lf.  —  E.  EeDan,  Ävcrroes  p.  265  C,  2Ö9  £E.,  840  n.;  Ygl  Deuifle, 
CIwrtttkr.  imiv.  Fan»  11,  p.  718. 

*)  Vgl.  f-  B.  I,  c.  6   u,  die  oft  wiederbolten  Warnungen  rot  dem  peo-  j 
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und  seine  WeltÄnschauung  trägt  schon  deutlich  einzehie  Züge 
der  Renaissance  an  sich,  wenn  man  darunter  versteht  die 
Emanzipation  von  dem  alten  Traditionalismus,  die  zunehmende 
Befreiimg  von  dem  kirchüchen  Autoritätsglauben.  Und  das- 
selbe gilt  nun  auch  im  besonderen  von  seinen  poUtischen 
Idealen. 

Der  Boden,  auf  dem  sich  jene  großen  geistigen  Bewegungen 
vollziehen,  sind  ja  die  sozialen  und  poUtischen  Umwälzimgen  des 
13.  Jahrhunderts,  die  in  Kirche  und  Staat  eine  neue  Welt  geschaffen 
haben:  der  Sturz  der  beiden  Universalmächte,  des  Papsttums 
und  des  Kaisertums;  die  Anfänge  nationaler  Staatswesen;  die 
beginnende  Unterordnung  der  Kirche  unter  diese  neuen  Staats- 
gewalten; die  inneren  Verfassungskämpfe  in  der  Elirche  selbst, 
vor  allem  infolge  der  Armutsbewegung,  die  in  eine  demokra- 
tische Reaktion  gegen  den  päpsthchen  Absolutismus  ausläuft, 
um  schheßlich  in  die  konziliare  Bewegung  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts einziunünden ;  analog  dazu  das  Vordringen  des  Bürger- 
tums auf  Kosten  der  alten  privilegierten  Stände  des  Klerus  und 
des  Adels.  All  das  führt  zimächst  zu  einer  gewissen  Atomi- 
sierung  oder  Dezentralisation  der  politischen  Kräfte,  zu  einer 
demokratischen  Auflösung  der  alten  Ordnungen  in  Staat  und 
Kirche,  die  sichwiederspiegelt  in  der  Weltanschauimg  der  Zeit. 

Es  ist  das  Große  in  Marsilius,  daß  er  einer  der  ersten 
war,  der  die  Ziele  dieser  Bewegungen  vorausgeahnt  imd  in 
einem  kühnen,  revolutionären  Systeme  darzustellen  versucht 
hat.  Aus  ihrer  Zeit  heraus  sind  auch  seine  Ideale  geboren, 
und  doch  sind  sie  seine  persönUche  Schöpfung;  denn  er  allein 
hat  sie  zu  formuHeren  verstanden.  Versuchen  wir,  uns  im 
folgenden  seine  Staatsanschauung  historisch  verständlich  zu 
machen  und  dann  die  Nachwirkung  seiner  Gredanken  in  einigen 
Punkten  zu  verfolgen. 

n. 

Wenn  man  den  Defensor  Pacis  richtig  beurteilen  will,  so 
wird  man  sich  immer  gegenwärtig  halten  müssen,  daß  er  keine 
Staatslehre,  sondern  eine  kirchenpoütische  Streitschrift  ist  und 
sein  will.  Die  Lehre  vom  Staat  wird  nur  zu  dem  Zwecke  und 
insoweit  erörtert,  als  es  nötig  ist,  um  die  Anmaßungen  des 
Papsttums  zurückzuweisen^). 

*)  Vgl.  zum  folgenden  außer  den  genannten  Schriften  von  Friedberg, 
Riezler  194—233,  Labanca  125—176,  Valois  p.  673  ff.,  bes.  Sullivan, 
M.  of.  P.  and  William  of  Ockam  (American  Histor.  Bev.  11,  409—426  u.  693 
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DaA  in  dieser  Theorie  des  Stuat«  die  Politik  des  Aristoteles, 
[id   fwar  in    der  lateimscheo    Übersetzung  des  Thomas  von 
loerbe^ke,  die  Grundlage  bildet,  ist  in  der  damaligen  Zeit  eigent- 
aelbsiTerständlich  ^),     Seitdem    Thomas   von  Aquino    diese 
ag  angeregt  hatte,  gibt  es  keine  Untersuelmng  über  den 
*t.  die  sich  nicht  darauf  stützte.    Und  ebenso  selbstveretändhch 
e«,  tiaß  Marsilius,  me  andre  vor  und  nach  ihm  bis  ins  17., 
IH.  JaJirljundert.  hinein,  ihre  i:>olitisehen  Grundbegriffe  einfach 
dtir  arislotelischen  Schrift  entnahmen. 

Aber  mit  dem  Nachweis  dieser  Abhängigkeit  ist  wenig 
awiKmen.  Denn  das  ist  ja  gerade  dos  historisch  Interessante, 
wohl  bei  keinem  Scholastiker  der  so  viel  verscliriene 
[>ritälsglaube  und  Traditionalismus  so  weit  ging,  daß  man 
litigs  die  Lehren  des  Aristoteles  abBchrieb.  Mochte  der 
cfajjche  Weise  immerhin  als  der  Pliilosoph  sclilechtlün,  als 
che  Aiitorititt  gelten,  so  entsagte  man  doch  auch  ihm 
gegenüber  niemale  aUer  Kritik.  Bis  zu  welchen  Konsequenzen 
llw  die  Alnveiehungen  hi  der  Gesamtansehauung  füliren,  lehrt 
tdAlA  ileuthcher,  als  daß  sowolil  Thomaa  von  Aquino,  als  Mar- 
müuB  von  Padua  ihre  Staatelehren  aufbauen  auf  der  Politik 
des  AristüteleB. 

Eß  gilt  also  vielmehr  nachzuweisen,  warum  und  worin  die 
^Inen  Autoren  abwichen  von  Aristoteles,  als  worin  sie  mit 
im  öbereinstimmten.  Daß  auch  Mißverständnisse  des  Textes 
dabei  eine  Rolle  spielen,  wird  niemand  leugnen;  aber  wiclitiger 
M  m^  daß  sich  fast  immer  sachliche  Abweichungen  nachweisen 
li08en,  die  l>edingt  sind  durch  die  mittelalterÜchen  Zustände 
in  Staat  und  Gesellschaft,  Nichts  ist  verkehrter,  als  die  noch 
ler  oft  gehörte  Ansicht,  man  habe  in  politischen  Dingen 
späteren  Mittelalter  einfach  in  ganz  abstrakter  Weise  wieder- 

«10»  bet.  p.  41»  fl,  *-  Weiter:  die  wenige  belangreiebea  ÄnalyBen  von 
Schockrl.  Mnj^ilias  mm  FAdua,  StmÜburger  Schulprogr,  1877,  —  Huriiiit, 
Süfvtlf  ap  Pwioue  {Tli^^Beh  Parii  I8Ö3.  —  Jourdan,  Mariile  de  Padoue 
(Tli^').  Mimtanban  Ißas.  —  J^itnit.  Hsivilio«  yoo  Pm3ua  rfipublikaniflche 
StfiOiiditre.  Hridplk  IHm.  BUmihdm  1898.  «-  Ferwer:  H,  Rehm,  Geschichte 
6gf^  9limtiitKPixs\iUwi»Bvmi^hiLH  (bi  Süjdolfi  Handbuch  des  5S6utL  Reebtt,  Ein- 
kstUDirilmtid.  L  Abt),  Fn*ibijr(^  lßä*ß.  p.  185—197,  253,  259  n»  Ders.,  All- 
Htmami  ^UaU^Mtr*^  (tobend.  S,  Abt.),  Fmb.  18»9,  p,  35,  228  n.  ö.  —  Q.Ya- 
d»U*P»p»lo,  Lc  L^g^ti  nellii  iloUrJua  di  Dante  Alighieri  e  di  Marsüio  da 
^?iii|«rra  ib  Studi  giiiridici  ded.  n  Fr*  yt^hupfer,  voL  U.),  Tririno  1898.  — 
P.  JanitU  Hiitoiri?  di?  U  ««ietice  politique  daziB  te«  rapporte  avec  la  mortde» 
l,  3^  t^..  VmriE  1687,  p,  457- 46  L 

^^  H.  Qtjggrobtim,    Marsilitis    vc*n    Padua   und    die    Staatskbi^    dei 
(Eki,  Vii^HtdjÄhmiickr,  1JI04.  Bd,  7,  p*  343  ff.)- 

6* 
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holt,  was  Aristoteles  lehrte.  Man  verkennt  dabei.  Ton  anderem 
abgesaheu,  den  Charakter  der  meisten  politisclien  Schriften,  um 
die  es  sich  handelt:  sie  sind  Streitschriften,  die  poHtische  Zeit- 
fragen  lösen  woÜeu,  die  also  immer  ausgehen  von  den  le- 
bendigsten Interessen  der  Gegenwart,  ein  Zeitideal  widerspiegeln, 
nicht  schlechthin  abstrakte  Probleme  lösen  wollen.  Freilich 
gilt  es  immer  erst  durch  die  dichte  Schicht  des  schulmäßigen 
Philosophierens  hindurchzudringen,  ehe  man  die  historisch 
wertvollen,  eigenen  ,4jisichten  der  Autoren  verstehen  kann.  Und 
das  ist  nicht  jedermanns  Sache. 

Auch  das  Staatsideal  des  MarsiUus  erscheint  bei  näherer 
Betrachtung,  mehr  als  man  meist  annimmt^  als  ein  mittelalter- 
hohes,  zeitlich  bedingtes. 

Man  darf  freilich  nicht  den  ersten  Teil  des  Defensor 
Pacis  für  sicli  betrachten,  sondern  muß  den  zweiten  mit  heran- 
ziehen. Beide  sind  voneinander  nntrennbar»  denn  die  Lelire 
von  der  Kirche,  die  im  zweiten  Teil  behandelt  wird,  ist  eben 
für  MarsiUus  ein  Teil  der  Staatslehre. 

Es  ist  bekannüich  eine  Demokratie  mit  monarchischer 
Spitze,  die  Marsihus  als  pohtisehes  Ideal  vorschwebt.  Daß  zur 
Aufstellung  dieser  Lehre  ihn  ein  agitatorischer  Zweck  ver- 
anlaßt hat,  erklärt  er  selbst  deutlich  im  Prooemium.  Ähnhch 
wie  Dante,  will  er  jene  besondere  Ursache  des  Unfriedens  in 
den  Staaten  erforschen,  die  neuerdings  kein  Land  zur  Ruhe 
kommen  läßt,  nämlich  die  Eingriffe  des  Papsttums  in  das  Staata- 
leben. Der  Defensor  Pacis  ist  viel  mehr  eine  Kampfschrift  gegen 
den  Papst,  als  eine  Verteidigung  für  den  Kaiser.  Daß  Marsilius 
überhaupt  weniger  vom  Interesse  für  Deutschland,  als  vom 
itahenischen  Interesse  getrieben  wurde,  spricht  sich  mehrfach 
aus^).  Nirgends  war  ja  auch  der  Wandel  der  politischen 
Verhältnisse  infolge  der  Verdi^ängung  des  Kaisertums  durch 
die  Kurie  fühlbarer,  als  in  Itahen.  Wie  Dantes  Monarehia 
ist  auch  der  Defensor  Pacis  z.  T.  ein  Nachklang  der  unerträg* 
liehen  Parteikämpfe  der  italienischen  Guelfen  und  Ghibellinen. 

Aber  dazu  kommt  ein  andres.  Marsihus  war  in  Paris 
erzogen,  hatte  vielleicht  dort  schon  die  kirchen politischen 
Kämpfe  am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  miterlebt  —  denn 
er  spielt  mehrfach  darauf  an  —  und  hatte  sich  jedenfalls  mit 
den  damals  bereits   laut  gewordenen,  neuen  poHtisehen  Ideen 

*'«  Vgl.  I,  B.  Def.  Pac.  I,  c,  19  (Druck  v,  1592,  p.  98,  103,  104;  H,  c.  m, 
20,  p,  396). 
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Tertraut  gemacht.  Er  hatte  weiter  dann  aber  auch  den  un* 
gtecklichen  Ausgang  der  Regierungen  Philipps  des  Schönen  und 
seiner  Söhne,  die  Ständekämpfe,  die  Opposition  des  Adels  und 
des  Bürgertums  gegen  die  zentralisierende  und  fiskalische  Pohtik 
Königtums,  miterlebt'}-  Gehörte  er  seiner  Geburt  nach 
deniokratiaeh  regierten,  italienischen  Stadtstaat  an,  so 
©r  in  Frankreich  auf  die  Seite  der  populären  Opposition 
dtn  Absolutismus  gezogen.  Dazu  kam  der  neue  Ausbruch 
der  mächtigen  kirehlicljen  Bewegung  des  Armutsstreits  unter 
Jobaim  XXII,,  die  ja  ebenfalls  zum  Teil  das  Gepräge  einer 
Opposition  der  untern  Schichten  des  Klerus  gegen  den  Abso* 
hatisEnui^  des  Papsttums  erhielt.  Auch  hierbei  war  die  Uni- 
Tersitäl  Paris  ein  Hauptzentrum,  Daß  schließlich  auch  die  ge- 
Uuscbla  Erwartimg  auf  den  Empfang  einer  Pfründe  bei  Jean 
de  Jazidtm,  wie  bei  Marsilius  mitgewirkt  hat,  um  sie  gerade  in 
di8  Lag^r  der  deutschen  Opposition  zu  treiben,  ist  mehr  als 
wiihfdcheinhch  *). 

So  ißt  es  wohl  verständlich,  wie  Marsilius  durch  seine 
persönlichen  Erfahrungen  im  pohtischen  Leben,  wie  auf  Grund 
ieiner  ganzen  schon  erörterten  Denkrichtung  ein  Verteidiger 
dor  staatlicben  Gewalt  gegen  die  Kirche  \md  des  populären 
gegen  den  Absolutismus  geworden  ist.  Die  allgemeinen 
irehlielien  und  die  besonderen  französischen  und  italienischen 
t  würden  genügend  die  Entstehung  des  Defensor  Pacis  er- 
Der  deutache  Kirchenstreit  zwischen  Ludwig  dem  Bayern 
imd  der  Kurie  hat  nur  noch  einen  letzten  äußei'en  Anstoß  zur 
Veröffentlichung  gegeben.  Läßt  sich  also  die  politisclie  Grund- 
jUMCimuung  des  Marsilius  historiscli  erklären,  so  bleibt  es  doch 
le  perßÖnUihe  Tat,  wenn  er  ans  den  verschiedenen  An- 
ie  seine  Zeit  und  seine  persönhchen  Erfahrungen 
^ein  m  abgeschlossenes  System  entwickelte,  das  die 
berrochenden  Zustände  in  Staat  und  Kirche  anscheinend  auf 
den  Kopf  stellte.  — 


')  IVf*  P*4?.  I,  e,  11,  p.  47  bezieht  sich  der  Schluß:  Et  nos  qoidem  er 
hmm  laciil  in  »di^ertentiA  (A^b^oltitiRtnits!)  t'egtjorum  noti  minimum  modemiii 
tHipm  ibiM  i|tia«i  tolQtn  ntiture  vidimus  dtini  ipeius  pnucepa  quidam  insolitdiM 
tt  fiiiaier  lt*gem  voluit  subditis  eot actio» ein  iuiponere  —  offenbar  auf 
F^mkreicli  mid  wahrscheinlich  nuf  die  bekannte  sog.  maltote  unter  Philipp 
dm  SfifcSncti.  übf^r  die  St&udekiLmpfe  in  Frankreich  am  Anfangs  des  14.  Jahrh. 
ffL  IiftQgloii  m  LiiTi»ic,  Histoire  de  France  IIL  2,  p.  248  ff.  —  Die  Be- 
«ikfaiifitiig  V'nloit'  1.  e,  p.  5ß5  f,,  daß  M.  erst  1311/12  nach  Fans  ge> 
lOMiaeo  tei^  ist  m*  K*  nicht  ^wiiig^end« 

^  Vgl.  dATÜbor  Vaioia,  p.  51^5  u.  &S7, 
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In  seiner  Theorie  vom  Ursprung  und  der  Entstehung  des 
Staats  ist  Marsilius  freilich  in  keiner  Weise  originell.  Er  hängt 
darin  mehr  von  Aristoteles  ab,  als  Thomas  von  Aquino  ^).  Neben- 
einander stehen  die  Anschauung  von  einem  organischen  Wachs- 
tum des  Staats  aus  der  FamiUe  heraus,  also  eine  historische 
Auffassung  der  allmähUchen  Ausbildung  nud  GUederung  der 
Gresellschaft  (I,  c.  3);  daneben  einmal  auch  eine  aus  Ari- 
stoteles abgeleitete,  an  die  Vertragstheorie  erinnernde  Stelle 
(I,  c.  12)*),  und  auch  die  alte  theokratische  Idee  der  Stiftung 
des  Staats  durch  Gott  wird  wenigstens  als  eine  allerdings  un- 
beweisbare Anschauung  erwähnt  (I,  c.  9). 

Wenn  MarsiUus  sodann  im  Anschluß  an  Aristoteles  die 
Autarkie  oder  sufficientia  des  Staats  in  den  Vordergrund  stellt 
und  den  Staatszweck  in  der  zugleich  materiellen  und  religiösen 
Fürsorge  für  die  Untertanen  findet,  so  steht  er  auch  darin  völlig 
im  Einklang  mit  der  herrschenden  thomistisch-aristotelischen 
Staatslehre  seiner  Zeit^).  Wie  sehr  das  antike  Ideal  der  Aut- 
arkie freiUch  auch  ein  mittelalterUches  war  und  im  spätem 
Mittelalter  immer  mehr  wurde,  zunächst  in  der  Stadtwirtschaft 
und  dann  in  der  sich  danach  entwickelnden  staatUchen  Ver- 
waltung, ist  bekannt*).  Die  scholastischen  Theoretiker  waren 
auch  hier  doch  nicht  rein  abstrakte  Philosophen.  Von  Aristoteles 
stammen  femer  auch  die  Erörterungen  über  die  Staatsverfassung 
und  die  beste  Regierungsform  (I,  c.  8,  9)*).  MarsiUus  über- 
nimmt einfach  die  drei  aristoteUschen  Begrüffe  des  Königtums, 
der  Aristokratie  imd  der  Politia  und  ihrer  Entartimgen  in 
Tyrannis,  OUgarchie  imd  Demokratie,  und  weiter  auch  die  fünf 
Abarten  der  monarchischen  Verfassung:  das  Heereskönigtum 
nach  Art  des  itaUenischen  Capitaneatus  oder  der  Contestabi- 
Uaria,  die  orientaUsche,  erbliche  Despotie,  die  Wahlmonarchie, 
das  sogen,  heroische  Königtum,  d.  h.  eine  Wahlmonarchie  mit 
beschränkter  Erblichkeit  der  Dynastie  und  einem  Gesetzgebungs- 
rechte des  Volkes,    imd  die  gesetzlose  reine  Despotie  (I,  c.  9). 

*)  Vgl.  Guggenheim  1.  c.  p.  345,  364. 

*)  I,  c.  12,  p.  61:  convenerunt  enim  homines  ad  ciuilem  commonicationein 
propter  commodum  et  vitae  sufficientiam  consequendam  et  opposita  declinandum. 

■)  Guggenheim  p.  345. 

*)  Vgl.  M.  Maurenbrecher,  Thomas'  von  Aquino  Stellung  zum  Wirt- 
schaftsleben seiner  Zeit,  Leipzig  1898,  p.  30  ff.  —  Meine  Publizistik  zur  Zeit 
Philipps  des  Schönen  und  Bonifaz'  VIII.  (Stutz'  Kirchenrechtl.  Abhandlungen) 
Stuttgart  1903,  p.  103  ff. 

*)  Zwischen  Verfassungs-  und  Begierungsform  unterscheidet  M.  nicht: 
Rehm,  Geschichte  p.  188. 
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Bemerkenswert  ist  dabei  allein  die  BeneiiDODg  der  guten  Staats- 
TerfiiasiiDgen,  die  Marsilius  anwendet:  er  nennt  sie  gemäßigte, 
piiticipatus  temperati  (I,  c.  8)*). 

Die  Mäßiguiig  soll  durch  die  Gesetze  erfolgen.  Die  Ge- 
iilze  su)l!en  herrschen  im  Staate  ganz  im  Sinne  des  Aristoteles 
e.  U».  11}*  Unter  Ctesetx  aber  versteht  MaraiHus  ansdrückUch 
menschliclie  /Viiordnungen,  die  zwingende  Gewalt  haben; 
?geü  sieht  er  von  den  göttlichen,  fiffeiibarten  Gesetzen  vöUig 
ab  (l,  8)*  Ctesetzgeber  ist  nach  Marsilinö  allein  das  Volk,  die 
imi%'endta§  ci\inm,  nder  der  Legislat*jr  humanus.  Es  ist  mit 
Recht  henierkt  worden,  daß  dieser  Begriff,  wenn  er  auch  aus 
I  Ar^  Politik  abstrahiert  wird,    anknüpft    an    den    altern 

itu*.*iM.;üehen  Gedanken  des  universalen  MenBchheitaverban- 
t  *).  Der  Legis latcjr  humanus  ist  identisch  mit  dem  Legislator 
Jis  im  zweiten  Teil  des  Defensor  Pacis,  d.  h.  also  zugrunde 
Kegl  diiJ  ttlte  Vorstellung  von  der  Christenheit  als  einheithchem 
I  Verband,  ak  Ecclesia  oder  Respublica  chrisücolarum.  Aber  sie 
liht  bei  Marsilius  eine  rein  ideale  VorausBel^mig  des  staatliehen 
ms,  et  baut  darauf  nicht  das  System  eines  geistlichen  oder 
weltUehen  Universidstaats  auf,  wie  das  früher©  Mittelalter;  nur 
der  Grundgedanke  der  Einheit  der  cl^istlichen  Religion  bleibt 
I  erballen  als  Grundlage  für  die  Gesetzgebung  aller  EinzelBtaaten. 
Die  Frage»  ob  die  Verwirklichung  eines  Weltreiches  im  altem 
Sinne  des  Mittelalters  nützlich  sei,  läßt  Marsilius  dahingestellt 
(I,  e.  IT).  Aber  indem  er  als  Ausgangspunkt  seiner  Erörterungen 
tiK^t  die  rnonarehische  Universalgewalt,  sondern  den  Begriff 
des  Volks,  der  Menge  nimmt,  wird  von  vornherein  die  alte 
Theorie  abgelehnt,  daß  ilie  geisüiche  oder  weUUche  Universal- 
nicinarchie  notwendig  sei  als  Abbild  der  monarcliischen  Ordnxmg 
der  Natur  und  des  Universums^),  An  ihre  Stelle  tritt  jetzt 
eine  konsetjuent  durchgeHihrte,  demokratische  Konstruktion,  die 
Valkuftouverknitiitölehre  mit  ihren  äußersten  Konsequenzen. 

Audi  diese  Lelire  ist  bekaimthch  z.  T.  ein  Erbe  des  Alter- 
tUEUH,  z.  T-  aber  auch  erwachsen  aus  den  politischen  Voraus- 
•etxungen  des  Mittelalters  und  der  chriBtUch  -  germanischen 
Stiuitiuinmrlmuung  ^),     Hchon  lange  vor  Marsilius  bildet  sie  den 

»;  Vgl  On^g^tiheiTn,  1,  t-.  p.  JMft.  *)  Vgl.  Labftnca  p.  71  ff, 

')V^wird  mihon  xüu  d*>ii  frarizikmcljeii  PubUzi»teu  der  Zeit  Bonifa^' VIH. 
bfiHritili;  tgl  mehiv  PnhVirAmk  ju  299  f.  —  Onggenheim  p.  3§L 

*)  O.  Oiirrki*»  I>i'uHche»  tfeiiö^jsfmcbaftärecht,  Bd,  3,  p.  666.  Ders.j 
iaiwiit»«^  4:t>..fii^t3.  (Vtitt^ratifbutigiNi  k,  deutschen  StuÄU-  u,  Kechl»gi^ioh.,  Bd.  7) 
|L  7«u  ,,   L  iz.  p,  17^  ff,    —   Besiold,    Die*   Uhre  von  dor  Volki- 

•miteFuii;.M  >>:.ori!iid  diTt  lliu<*lalti?r9  (Htst^fr»  Zettscbr.  Bd,  36,  p,  913  ff.)- 
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Ausgangspunkt  politischer  Erörterungen  bei  kurialistischen,  wie 
bei  antikurialistischen  Theoretikern;  der  Einfluß  des  Studiums 
des  römischen  Rechts  und  des  Aristoteles  wirkt  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert darauf  ein.  Aber  noch  von  niemand  waren  daraus  so 
radikale  Folgerungen  gezogen  worden,  wie  von  MarsiUus.  Man 
hatte  sogar  die  Idee  der  absoluten  Monarchie  mit  der  Volks- 
souveränität  in  Einklang  gebracht,  ganz  wie  später  im  17.  Jahr- 
hundert: durch  einen  Vertrag  zwischen  Herrscher  und  Volk 
entäußert  sich  bei  der  Gründung  des  Staats  das  Volk  aller 
seiner  Rechte  ^).  In  der  Regel  war  allerdings  eine  gewisse  Be- 
schränkung der  Monarchie  durch  den  Willen  des  Volks  ge- 
fordert also  das  Ideal  der  sog.  gemischten  Staatsform  aufgestellt 
worden.  Aber  erst  durch  MarsiUus  sind  diese  Anläufe  weiter 
entwickelt  worden  bis  zu  einer  vöUig  republikanischen  Ordnung 
des  Staatslebens. 

Der  populus,  die  xmiversitas  civium  ist  der  poUtische  2Jen- 
tralbegriff,  in  dem  alle  geistUche  und  weltUche  Gewalt  auf 
Erden  vereinigt  wird. 

Daß  MarsiUus  mit  solchen  demokratischen  Ideen  im  da- 
maUgen  Frankreich  nicht  aUein  stand,  lehrt  ein  BUck  in  die 
gleichzeitige  populäre  Literatur.  Die  Opposition  der  Stände 
gegen  den  königlichen  Absolutismus  und  überhaupt  die  Gärung, 
in  der  sich  die  damaUge  GeseUschaft  befand,  haben  noch  weit 
radikalere  Ideen  laut  werden  lassen,  als  der  Defensor  Pacis 
ausspricht.  Wenn  man  die  soziaUstisch,  ja  kommunistisch  ge- 
färbten Äußerungen  im  zweiten  Teil  des  so  viel  gelesenen, 
bekannten  Roman  de  la  Rose,  oder  in  den  Fortsetzungen  des 
Roman  du  Renard  und  ähnUcher  Schriften  Uest,  so  erhält  man 
eine  VorsteUung  von  der  Verbreitung  des  revolutionären  Geistes, 
der  damals  gewisse  bürgerUche  und  klerikale  Bereise  gegen 
kirchUche,  wie  staatUche  Autoritäten  erfüDte  *).  Der  paradiesische 
Naturzustand  mit  seinem  Leben  in  aUgemeiner  Freiheit  und 
Gleichheit,  ohne  Eigentum  und  ohne  Streit,  wird  mit  einer  Be- 
geisterung geschildert,  die  an  Rousseau  erinnern  kann.  Nichts 
mehr  gut  der  Unterschied  der  Geburt,  denn  von  Natur  imd 
im  Tode  sind  aUe  Menschen  gleich,   die  angebome  Vernunft 


*)  0.  Gierke,  Althusius  p.  76.  -—  Eehm  p.  180,  181.  Meine  Publi- 
zistik p.  450. 

')  Vgl.  Langlois  bei  Lavisse,  Histoire  de  France,  HI,  2,  p.  404  ff . 
L.  Petit  de  Juleville,  Hist.  de  la  langue  et  litt,  frang.,  ü,  132  f.,  136  f., 
145.  —  Lenient,  La  satire  en  France  au  Moyen  Age,  p.  147  ff.,  162  ff., 
192  ff.;  auch  Bezold,  1.  c  p.  333  f.    Meine  Publizistik  p.  457  f. 
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und  Freiheit  bedeutet  mehr,  als  der  Adel,  nur  Bosheit  und 
Eigennutz  h&ben  <lie  Standesunterschiede  und  das  Eigentum 
geschaffen^}.  Das  Volk  ist  der  alleinige  Souverän,  der  sich 
seinen  Regenten  wählt,  ihm  den  Schutz  der  Rechte  der  einzel* 
mn  anvertraut,  der  aber  diese  Bewilligung  auch  jederzeit 
2iirücknehmen  kann. 

Diesem  populären  Radikalismus  gegenüber  erscheinen  die 
Th^rien  des  Defensor  Paris  fast  konservativ.  Man  braucht 
also  gar  nicht  einmal  an  die  itaUenischen  Stadtrepubliken  zu 
denken,  wenn  man  nach  direkten  historischen  Vorbildern  für 
Mtrsilius  sucht,  wenn  auch  zweifellos  die  italienischen  Stadt- 
verfassungen  seine  pohtischen  Gedanken  mit  beeinflußt  haben. 

Vor  allem  kommt  es  Marsihus  darauf  an,  das  Volk,  die 
ümrerritas  civium  aut  eins  valentiorem  partem,  als  allein  be- 
fogten,  ja  allein  möglichen  Gesetzgeber  im  Staate  zu  erweisen 
(l.  c.  12,  13),  Die  Gesamtheit  urteilt  immer  besser  über  das 
ihr  Nützliche,  als  ein  TeU,  und  auch  die  Autorität  der  Gesetze 
wird  besser  vom  Volke  geachtet,  die  es  sich  selbst  gegeben 
bat*);  denn  sich  selbst  fügt  niemand  absichtlich  Schaden  zu. 
Ke  Gesetze  sollen  aber  Ausdruck  des  ^''olkswillens  sein,  denn 
weandum  volnntatem  subditonim  sollen  gut^  Staaten  regiert 
werden.  EHe  gute  Staatsverfassung,  so  lehrt  Marsilius,  der 
pmdpatus  bene  temperatus  {I,  c,  10),  ist  nicht  schon  vorhanden, 
wenn  die  Regierung  das  Gemeinwohl  erstrebt,  sondern  erst 
dann,  wenn  dieses  Gemeinwohl  auch  dem  allgemeinen  Willen 
des  Volkes  entspricht.  Das  Entscheidende  also  im  Staate  ist 
der  Volkswille,  der  sich  ausspricht  in  dem  Gesetz. 

Man  hat  gewiß  mit  Recht  daran  erinnert^),  daß  diese 
Lehre  vom  Volkswiilen  als  Grundlage  des  Staats  ihr  Analogon 
findet  in  der  gleichzeitigen  nominalistischen  Philosophie  des 
Dmiß  Scotus,  in  der  auch  die  Lehre  vom  Primat  des  Willens 
im  Miltelpunkte   steht,    also   der  Volimtarismus    den    reinen 


I 


I 
I 


*)  Die  AÜgemeine  Verbreitung  der  ja  Bchon  ftltkirchliehen.  aber  durch 
Sgfctcnweeco  oud  Ideen  dea  Naturrechts  im  18.  Jakrhimdert  neu  belebte» 
Uli«  roa  der  oatürUüben  01eichheit  und  Freiheit  dler  Menfichen.  wird 
ILA.  iiegieiigt  »uoh  dordt  die  oft  zitierten  Arengeii  der  FreilttJsniigBtirkuaden 
F1l£li{ips  des  S^boiaen  ron  1311,  Ludwigs  X,  von  1315,  Philipps  Y.  von  1318 
im  roii  de  France  XII,  387)  —  an  die  bekanntlich  noch  nach 
fruixoibdieit  Eevolution  die  Charte  von  1814  ftusilrikklicb  erinnert! 

*>  Def.  P^.  I,  c.  12:  Lex  ilk  melius  obaenatur  a  quocnnque  civium, 
flUD  äbi  qniUbet  impoeuitBe  videtur.  —  Guggenheim  p.  351. 

*)  Guggenheim  p.  350.    Ygh  Labanca  p*  142  L 
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Intellektualismus  ablöst.  Marsilius  hat  zuerst  dieses  so  ganz 
moderne  Prinzip  auf  die  Politik  übertragen. 

Freilich  setzt  Marsilius  voraus,  daß  der  Volkswille  sich 
decke  mit  der  besten  Erkenntnis  des  Allgemeinwohls. 
Denn  die  Menge  ist  keineswegs  dumm  und  schlecht 
(I,  c.  13),  sie  besitzt  vielmehr  ein  gesundes  Urteil  über  das, 
was  ihr  nützlich  oder  schädUch  ist.  Aber  gleich  hier  bemerkt 
man  doch  eine  Einschränkung  des  demokratischen  Gedankens. 
Das  Volk  im  poUtischen  Sinne  mnfaßt  bei  MarsiUus  längst 
nicht  alle  Staatsangehörigen.  Zu  den  Bürgern  gehört  nur  der- 
jenige, der  teil  hat  an  der  Regierung  und  den  obersten  Staats- 
ämtern, und  zwar  secundum  gradum  suum  (I,  c.  12).  Aus- 
geschlossen sind,  wie  bei  Aristoteles,  die  Unmündigen,  die  Un- 
freien, die  Fremden  und  die  Frauen.  Die  poUtische  Entscheidimg 
liegt  entweder  beim  Volke  in  seiner  Gesamtheit  oder  bei  der 
valentior  pars,  d.  h.  der  Majorität,  —  oder  bei  gewählten  De- 
legierten des  Volks.  Und  dieser  Gedanke  der  Volksvertretung 
beherrscht  Marsilius.  Er  betont,  daß  das  Volk  seine  gesetz- 
gebende Gewalt  immer  immittelbar  oder  durch  Delegierte  aus- 
üben kann.  Aber  er  scheint  bei  der  gesetzgebenden  Volksver- 
sammlung mehr  an  eine  Versammlung  von  Repräsentanten  zu 
denken.  Denn  die  Entscheidung  bei  den  Entschlüssen  soll 
nicht  die  bloße  Zahl  geben,  sondern  die  Erfahrung  und  das 
Verständnis.  Auch  die  Größe  des  Staats  und  die  verschiedenen 
Berufsarten  sollen  in  der  Zusammensetzung  der  Volksversamm- 
lung zum  Ausdruck  kommen.  Jedenfalls  soll  die  Ausarbeitung 
von  Gesetzesvorschlägen  nicht  die  Gesamtheit  übernehmen, 
sondern  eine  gewählte  Kommission  von  Sachverständigen,  die 
ihre  Vorschläge  dann  vor  die  Volksversammlung  bringt;  diese 
diskutiert  sie  und  entscheidet  über  Annahme  oder  Ablehnung, 
entweder  in  pleno  oder  wieder  in  einem  besonderen  Ausschuß. 
Also  das  Schwergewicht  der  poUtischen  Entscheidungen  liegt 
immer  in  den  Kommissionen  der  gewählten  Volksvertreter  und 
Sachverständigen  (I,  c.  13). 

Die  Gesamtheit  des  Volks  aber  bleibt  der  alleinige  Souverän 
des  Staats  (superiore  carens).  Wenn  es  auch  einen  Teil  seiner 
gesetzgebenden  Gewalt  zeitweihg  auf  andre  übertragen  darf, 
dauernd  darauf  verzichten  darf  es  niemals. 

MarsiUus  ist  nun  bekanntUch  der  erste  poUtische  Theoretiker 
des  Mittelalters,  der  im  teilweisen  Anschluß  an  Aristoteles,  eine 
scharfe  Sonderung  der  Staatsgewalt  in  zwei  Teile:  die  Legislative 
und  die  Exekutive,  durchzuführen  gesucht  hat.    FreiUch  ist  die 
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Ab^lniktioTi  des  Begriffs  der  Gewalt  im  Unterschied  vom  Träger 

der  i-tewalt  ooch  nicht  durchgeführt^),    Sie  erscheint  verkörpert 

Volke  oder  vielmehr  in  den  Teilen  des  Volks,    dem  legis- 

hiiraaiies,  der  gesetzgebenden  Gewalt,  und  der  pars  firin- 

jis,  dt'f  exekutiven  Gewalt.    Der  Begriff  ehier  eiuheitlichen, 

[fib€*rgeordiieten  Staatsgewalt  fehlt  TöUig;   Marsihus  identifiziert 

Legkbtive  mit  der  souveränen   Staatsgewalt  schlechthin. 

dne  oberste  Einheit  im  Staate  vorhanden  sein  muß,  hat 

[«r  freilich  deutlich  erkamit  (1,  c*  17),    Mehrere  konkurrierende 

ewalieu  an  der  Spitze  des  Staats  darf  es  nicht  geben,  oder 

CDtetehen  so  unglückliche  Folgen  daraus,  wie  sie  in  Deutsch- 

das  Doppelkönigtuni  eben  danmls  hervorrief. 

Die  Scheidung  der  Staatsgewalt  in  die  Legislative  und  die 

daTon   abhängige,    aber  ganz  gesonderte   Exekutive    war   eine 

vdetii  epi»eheiuacheade  Tat,  die  weit  über  die  aristoteüsehen 

^jlungen  der  Staatsgewalt  hinauareicht  ^)   und  nachgewu^kt 

bis   in   die   Gegenwart,     Daß   sie   historisch   bedingt  war, 

"iSra  durch  das  Vorbild  einer  Stadtverfassung  mit  dem  ge^etz- 

.gebenden   Ratskolleg  an  der  Spitze   und  den  Magistraten  als 

(Exekutive  zur  Seite,  kann  kaum  bezweifelt  werden,     MarsiHus 

elt  öelhet  vielleicht  auf  die  Verfassung  seiner  Vaterstadt  Padua 

wenn  er  zugibt,  daß  in  kleinen  Staatswesen  auch  eine  Reihe 

\ron  Kollegen   nebeneinander  die  oberste  Staatsleitung  haben 

aeö  {I.  c.  17)^)* 

Daa   souveräne  Volk  setzt  also   die   pars   prineipaus  oder 
die  Regierung  ein.     Diese  Regierung  ist  nun  aber  auch  nach 
.Man^ilius  am  besten  monarchisch  geordnet,  und  zwar  entscheidet 
ler  i*ich   in  einer   langen  Auseinandersetzung  {I,  c.  16)  für  die 
|retoe  Wahlmonarchie  als  beste  Regierungsform.     Sein  Staats- 
tat also  eine  auf  der  VolkssouveränitÄt  ruhende,  gesetzlich 
Lbeochrftnkte  Waldraonarchie,  nicht  die  reine  Demokratie.    Frei* 
[lieh  die  Stellung  des  Monarchen  gegenüber  dem  Volke  ist  etwa 
de«  Präsidenten  einer  Republik. 

Die   pars  prineipaus  heißt  auch   pars   instrumentalis  sive 
ativa,  d.  h.  also  sie  ist  nur  Werkzeug  und  Exekutivorgan 

*)  Brbm.  l  c.p,  ISO  f,  *)  Guggenheim  p-  356,  —  Rehm  p.  löO. 

Vgl,  LftHancft  p.  S8,   143,    An  der  Spitze  der  »tadtiachen  Eegiemng 

vier  consi glitt.   —    Man   darf  hier   vielleicht  auch  daran  er- 

»iiii*  ii^lbat  sda  zeitweiliger  Voratand  einer  universitiiS,  mümlich 

■b  B«4tor  <!rr  riävcraität  Piiriö  1312,  praktische  Erfaknmgeu  In  Leitung  und 

.  Tffuraltiiiif  tiLwcr  gT»Jßerea,  ^deiiiokratiacheu*  Kurperachaft  gewönnen  halte; 

TnaHu^gMlkte    fttu    «ei  nein    Hekloriit:    Chariularimm    univerB*      Parii.    II. 
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^es  Volks.  Das  Volk  wihk  seinoi  Monardieii  und  alle  übrigen 
Beamten,  schreibt  dem  Monardien  s&aae  Pflichten  vor,  umgrenzt 
seine  Amt^ewak.  Die  Regi^mig  bleibt  dauernd  dem  Volk 
verantwortlich,  der  Monarch,  wie  aDe  aiulem  Beamten,  können 
Tom  Volk  zur  Bedienscfaaft  gezc^n,  bestraft,  ja  abgesetzt 
werden,  freilich  im  Interesse  der  Staatsordnung  nur  bei  schweren 
Oesetzesäbertretnngen  (L,  c.  18). 

Es  ist  bezeichnend  für  Marsifios'  politische  Auffassung, 
im  Gegensatz  zu  der  der  spateren  Renaissance,  daß  er 
die  moralischen  Qualitäten  des  Herrschers  besonders  betont, 
wenn  er  auch  nicht,  wie  ältere  Theoretiker,  die  Frömmig- 
keit in  den  Vordergrund  stellt.  Aber  er  verlangt  doch  die 
wstotelischen  Herrschertugenden  der  Klugheit,  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit  der  Epieikie,  d.  h.  der  Fähigkeit,  die  Strenge 
der  Gesetze  zu  mildem,  aber  nicht  etwa  das  positive  Recht 
aufzuheben.  Durch  das  Volk  erhält  die  pars  prindpans  auch 
eine  eigene  potestas  coactiva,  eine  Zwangsgewalt  unter  Kon- 
trolle der  Lq^Iative.  Der  Monarch  ordnet  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Volk  die  Tätigkeit  der  übrigen  Staatsämter,  der  offida 
oder  ordines.  Das  Volk  bestinmit,  welche  Ämter,  Berufe  usw. 
es  im  Staate  geben  soll  und  vollzieht  auch  die  Einsetzung  der 
Beamten.  Dem  Fürsten  bleibt  nur  die  Ausführung  überlassen, 
die  Kontrolle,  daß  kein  Unberufener  sich  in  ein  Amt  eindrängt. 

Das  Volk  bestimmt  vor  allem  auch  die  Anzahl  der  be- 
waffneten Macht,  die  nie  eine  gewisse  Größe  überschreiten  soll, 
um  nicht  der  Volksfreiheit  gefährlich  zu  werden,  in  Friedens- 
zeiten unter  Umständen  auch  wieder  aufgehoben  werden  kann 
<I,  c.  14,  15). 

Zu  den  partes  dvitatis  im  weitem  Sinne  rechnet  nun 
Marsüius  im  Anschluß  an  Aristoteles:  den  Kriegerstand,  den 
Priesterstand,  den  Richterstand,  Ackerbau,  Handel  und  Indiistrie 
imd  die  Finanzverwaltung.  Aber  in  der  Auffassung  dieser 
officia  oder  ordines  des  Staats  zeigt  sich  recht  deutlich  der 
mittelalterliche,  gebundene  Charakter  der  sozialpolitischen  An- 
schauungen des  Marsilius.  Wie  Thomas  von  Aquino  *)  schwebt 
auch  ihm  ein  hierarchischer  Aufbau  der  Gesellschaft,  eine 
strenge  Scheidimg  nach  Ständen  vor,  die  staatlich  kontrolliert 
werden.  Nicht  der  Bürger  darf  nach  Belieben  einen  Beruf,  ein 
Amt  im  Staate  wählen,  die  Regierung  soll  vielmehr  Greeignete 

*)  Vgl.  Maurenbrecher  1.  c.  p.  33—36,  67.  —  Meine  Publizistik 
p.  99  f.  —  Die  Abweichung  von  der  antiken  Anschauung:  Guggenheim 
p.848. 
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m  jedem  Berufe  bestiminen  und  muß  vor  allem  eine  gewisse 

Proportiotialität   zwischen   den   Ständen   erhalten,   Überfüllung 

Berufszweiges  verhüten  (I,  c.  15.) 

Alm   von    Freiheit    der   einzehien   Bürger   ist   in    diesem 

tischen  Staate  sehr  wenig  zu  spüren;  jedem  wird  seine 

besondere  Aufgabe  von  oben  her  zugewiesen,  die  Stände  bleiben 

ng  gescliieden   und  nur  secundum  gradniu   suum  (I,  c,  12} 

I  der  Bürger  beteiligt,  an  den  politischen  Rechten. 

So  gelangt  auch  MarsUius  schließhch  i^'ieder  zn  dem  mittel- 
'lichen  Ideal  der  Ständehierarchie,  durch  die  die  demokra- 
tischen Grundlagen  des  Staatswesens  verdeckt  werden.  Freilich 
wllhrend  sonst  diese  soziale  Ordnung  ein  für  allemal  durch 
gOttiichen  Katschiuß  festgelegt  erscheint,  sind  bei  Marsilius  alle 
Stände  nnd  Ämter  nur  Einrichtungen  des  Volts,  von  dem 
Wüleii  und  den  Wahlen  der  Volksgemeinde  abhängig  und 
ederzeit  veränderlich.  — 

Das  eigenthch  Revolutionäre  der  Lehren  des  Marsilius  lag 

T  für  die  Zeitgenossen  und  auch  für  die  nächste  Folgezeit 

icht  in  dieser  Staai^theorie,  die  doch  schließ  lieh  sich  den  politi* 

tchen   und  sozialen  Verhältnissen,  namentlich  in  den  Städten 

Zeit,   annäherte,    als   vielmehr   in    der   Stellung,    die   der 

he  in  dieser  Staatsordnung  angewiesen  wxirde.    Hier  offen- 

sich  der  Bruch  mit  der  mittelalterhchen  Weltanschauung 

deutUcbsten, 

Der  fundamentale  Gegensatz »  der  alles  Leben  im  Mittei- 
ltet beherrscht,  der  Dualismus  zwischen  geistlicher  und  weit- 
er Gewalt,  zwischen  Klerus  und  Laien,  fällt  bei  Marsihus 
:oiluuen  weg.      Beide  Gewalten  werden  schlechthin   unter- 
vorfen  der  Autorität  des  Volks.     Nicht  das  ist  das  Neue,  daß 
U0  die  Kirche  dem  Staate  unterordnet  im  Gerichts-  und 
I  {ü,  c*  8  u,  17),   oder  daß   er   die   weltUche  Macht 
Papsttums  bekämpft,  sondeni   daß   er  Kirche   und  Staat 
höheren  Gewalt  unterwirft,  und  zwar  einer  menschlichen, 
n:  der  Volkssouveränität,  und  daß  er  die  hierarchische 
tsog  der  katholischen  Kirche  überhaupt  ihrer  Bedeutung 

Von  dem  Gedanken  der  ecclesia  spiritualis,  der  universitas 
fidttiam  invocantiuni  nomen  Christi  geht  er  aus  (II,  c.  2);  sie 
^Jd«itifijdert  er  mit  dem  legislator  hunianus  fidelis,  dem  Christ- 
^■dmi  Volke,    repräaentiert  im   allgemeinen    Konzile,    das   in 


^  Labnactt  p,  imu. 


«S  Sckolx.  Jbsnämm  t>ml  Padn»  od  die  Idee  der  Demokratie. 

kirchticheii  Dingten  genfta  atü^pricht  der  staatlichen  Volksver- 
sammtang  IL  e.  21 .  Das  im  Konzil  versammelte  Volk  hat 
alltfn  legxsIadTe  Gewak.  Freilich  auch  hier  macht  sich  die 
ständische  <3Iieiierung  des  Staats  b«nerkbar.  Zwar  hahen  alle 
Gläobigen.  Laien  and  Crdsthehe.  Antdl  an  der  Kirchenregierong, 
aber  Unwissende  nnd  Unerfahrene  s<^n  nicht  zum  Konzil 
berufen  werden.  Also  auch  das  Konzil  ist  eine  gewählte  Be- 
präseniantenversanmihmg.  bestehaid  ans  frommen,  mit  Gottes 
Gesetz  rertramen  Laien  und  aus  Geistheben.  Die  ^uptaufgabe 
haben  die  Geistlichen^  als  die  berufenen  Vertreter  der  tdrehhchen 
Exekutirgewah.  Aber  sie  stehen  doch  unter  der  dauernden 
Kontrolle  des  Laienelements.  Alle  Wahlen  zu  geisthchen  Ämtern 
werden  ja  ToUzogen  vom  legislator  humanus  oder  seinen  Dele- 
gierten :  der  \'olk5monarch  beruft  auch  das  Konzil. 

Die  alte  hierarchische  Ghederung  der  katholischen  Kirche 
hat  damit  nur  noch  wenig  Wert:  Ruckkehr  zu  den  ein&chen 
Zuständen  der  ecclesia  primitiva  ist  MarsiUus'  allgemeine  Forde- 
rung (II.  c.  17).  Die  Gemeinden  sollen  sich  ihre  Priester  wählen, 
wie  es  einst  im  apostolischen  Zeitalter  der  Fall  war;  geisüiche 
Personen  haben  bei  diesen  Wahlen  nur  mit  Zustimmung  der 
Gemeinde  ein  Mitwirkungsrecht  (11,  17).  Alle  Priester  und 
Bischöfe  sind  sich  aber  im  Wesen  des  Amtes  gleich,  die 
L'nterordnung  der  Priester  unter  die  Bischöfe  ist  nicht  im  In- 
halt der  geisthchen  Gewalt  begründet,  nicht  götthchen  Rechts, 
nicht  notwendig,  sondern  nur  äußerhch  zweckmäßig  (11,  c.  15). 
Ebenso  sind  alle  Bischöfe  einander  gleich.  Auf  Grund  gött- 
hcher  Einsetzung  ist  der  Papst  weder  das  Oberhaupt  der 
Christenheit,  noch  auch  nur  der  katholischen  Kirche.  Die  Vor- 
rechte, ja  die  Anwesenheit  Petri  in  Rom  sind  Legende  (11,  e.  16). 
Der  römische  Bischof  ist  nur  primus  inter  pares;  aus  prak- 
tischen Gründen  überträgt  das  Konzil  ihm  eine  gewisse  kirch- 
hche  Geschäftsfühnmg,  \'orsitz  im  Konzil,  Überwachung  der 
Konzilsbeschlüsse  etc.  (II,  c.  22).  Aber  weder  die  Bestimmimg 
der  Dogmen  (11,  19),  noch  das  (Jericht  über  Ketzer  (11,  10), 
noch  überhaupt  irgend  eine  potestas  coactiva  steht  ihm  zu,  so- 
wenig wie  einem  andern  Geisthchen.  Auch  die  Exkommuni- 
kation darf  weder  der  Papst,  noch  sonst  eine  einzelne  Person 
aussprechen,  sondern  nur  die  Gemeinde  bzw.  das  Konzil 
(n,  c.  7).  Die  kirchliche  Ordnung,  der  Kultus  (H,  20),  die  Be- 
setzung der  geistlichen  Ämter  und  Verteilung  der  Pfründen 
(III,  Concl.  21  und  28)  —  alles  ist  Sache  des  im  Konzil  ver- 
einigten Volks. 
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Der  Staat  hat  eben  ein  doppeltes  Ziel;  eiii  irdisches  und 
ein  überirdisches.  Das  hatten  auch  <lie  kirchliehen  Theoretiker 
gelehit.  Aber  wenn  sie  die  Existenz  des  Staates  rechtfertigten 
tls  einer  HilfsanstaJt  der  Kirche,  ihn  gründeten  auf  die  von  der 
Kiiühe  oder  doch  von  Gott  gegebnen  religiösen  Vorscliriften: 
»0  kehrt  sich  das  Verhältnis  bei  Marsilius  um.  Die  religiusien 
Vorschriften,  Kirche  und  Priestertum  sind  ihm  nur  ku  recht- 
fertigen aus  i>oli tischen  Gründen.  "Wie  die  PoHtiker  der  Re- 
naissance im  15.  Jahrhundert,  erkennt  er  nur  die  relative  Notr 
weudigkeit  der  Rehgion  im  Staate  an,  nänüich  insofern  sie  als 
politisches  Machtmittel  dienen  kann  (I^  c,  4). 

Erst  diese  Ideen  gehen  dem  Systeme  sein  radikales,  re* 
voktionäres  Gepräge.  Da0  Marsihus  freilich  auch  hier  nicht 
ohne  Vorgänger  war,  daß  besonders  die  prinzipiell  so  tiefem- 
sehneidende,  epochemachende  Literatur  der  kirclienpolitischeu 
Küimpfe  unter  Bonifaz  \TII.  wesentlich  vorgearbeitet  hatte»  habe 
ich  früher  auszuführen  gesucht*). 

Nicht  nur  in  den  Kreisen  der  kirchenfeindlichen  Sektierer 
%Br  Zeit,  sondern  im  Schöße  der  römischen  Kirche  selbst,  in 
dm  Bettelorden,  wie  im  Episkopat  und  Pfarrklerus,  ja  zimi  Teil 
m  der  Kurie  selbst,  im  Kardinalskolleg,  kündigen  sich  damals 
bereits  die  Reformbestrebungen  der  folgenden  Zeit  an.  Wie 
die  Untersuchungen  über  Ursprung  und  Bedeutung  des  päpst< 
Keb^n  Primats,  durch  die  Unionsverhandlungen  mit  den  Griechen 
ml  dem  Lyoner  Konzil  1274  neu  angeregt,,  seitdem  nicht  mehr 
icifliöfen;  wie  damit  weitere,  folgenreiche  gelehrte  Erörterungen 
ober  den  Sinn  und  Wert  der  hierarchischen  Kirchenordnung, 
Aber  den  Unterscliied  von  Bischöfen  und  Priestern  sich  an- 
gehließen, hervorgerufen  durch  die  Bewegungen  in  den  Bettel- 
acden,  daa  Anwachsen  der  Betteknönche  zu  einer  internationalen, 
uregnifireD  Truppe  des  absoluten  Papstes,  die  die  hierarchische 
Orcbnng  zu  9i>rengen  und  aufzulösen  droht,  die  ordentlichen 
Fauktionen  der  Bischöfe  und  Pfarrer  lahm  legt;  wie  in  diesen 
Kämpfen  schon  am  Ende  des  13,  Jahrhunderts  von  Jobann 
Ton  Paris  n.  a.  Theorien  im  Sinne  des  Gemeindeprinxips,  ja 
der  Beteiligung  der  Laien  am  Kirchenregiment,  aufgestellt 
werden  —  das  kann  lüer  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Jeden- 
IbIIs:  schon  damals  ertönt  der  Ruf  zum  Kampfe  gegen  das 
absolutistische  System  der  Kurie,  zur  Rückkehr  ^.u  der  ein- 
faeben  Verfassung  der  primitiva  ecelesia.     Schon  damals  \rird 


'}  PobljJitttk  ZOT  Zeit  PMüppi  de»  Schöaea  und  Bonifai*  THI*  p.  403  i. 
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die  Volkssouveränitätslehre  auf  die  Kirche  angewandt,  die  Idee 
des  Generalkonzils  als  Vertretung  des  gesamten  christlichen 
Volks  schlägt  Wurzel.  Nicht  nur  die  weltlichen  Machtansprüche 
des  Klerus  werden  zurückgewiesen,  sondern  auch  das  Wesen 
der  geistlichen  Gewalt  zum  erstenmal  mit  juristischer  Schärfe 
analysiert  und  unterschieden  von  dem  Wesen  der  poUtischen 
Gewalt  in  ähnlicher  Weise,  wie  im  Defensor  Pacis. 

In  alledem  ist  Marsilius  nur  der  geniale  Vollender  und 
Zusammenfasser,  der  die  letzten  Konsequenzen  aus  den  ver- 
schiedenen Bestrebungen  zieht,  sie  sammelt  in  dem  klaren 
System  einer  vöUig  neuen  gesellschaftUchen  Ordnung.  Es  ist 
ohne  Frage  eine  Abstraktion,  die  auf  diese  Weise  zustande 
kommt.  Aber  in  ihr  liegen  die  Keime  der  verschiedenen 
Reformtendenzen,   die  allmählich  verwirkücht  werden  sollten. 

Das  neue  Prinzip  des  reUgiösen  Individualismus  war  noch 
nie  so  vorurteilslos  und  wirksam  ausgesprochen  und  als  Grund- 
satz des  staathch-kirchlichen  Lebens  aufgestellt  worden,  wie 
von  MarsiHus,  wenn  auch  der  Gedanke  seit  den  Tagen  des 
Franz  von  Assisi  und  dem  Erwachen  der^  Mystik  bereits  lebendig 
geworden  war.  Der. Grundsatz  der  Toleranz,  die  Beschränkung 
der  kirchhchen  Mittel  auf  die  Pflege  des  reUgiösen  Innenlebens, 
die  Emanzipation  von  den  äußern  kirchhchen  Autoritäten,  findet 
nirgends  in  der  damaligen  Zeit  einen  ähnUchen  Ausdruck,  wie 
im  Defensor  Pacis. 

FreiUch  auch  MarsiUus  hat  noch  nicht  den  letzten  Schritt 
zur  geistigen  Freiheit  des  Individuums  gefunden.  Nicht  die 
innere,  fromme  Gesinnung,  der  „Glaube"  in  Luthers  Sinne,  ent- 
scheidet allein  für  den  einzelnen  seine  Stellimg  zu  Rehgion  und 
Kjrche,  sondern  die  Offenbarimg  der  Bibel  und  der  WiUe  des 
legislator  humanus,  der  die  Glaubenswahrheiten  festsetzt.  Die 
alte  kirchliche  Hierarchie  wird  verworfen,  aber  an  ihre  Stelle 
tritt  die  Bindung  an  eine  neue  äußere,  wenn  auch  höhere, 
Autorität:  an  den  Volkswillen,  den  Staat.  Wer  ihm  zuwider 
handelt,  ist  ein  Ketzer  und  wird  als  solcher  vom  Volk  bestraft. 

Und  wie  im  Religiösen,  so  auch  in  den  übrigen  Beziehun- 
gen des  sozialen  Lebens.  MarsiHus  kommt  der  individualisti- 
schen Auffassimg  nahe,  aber  er  erreicht  sie  nicht.  Entscheiden 
soll  der  Wille  der  einzelnen  Bürger  im  Staate;  aber  daneben 
bleibt  doch  die  ständische  Gliederung  und  Gebimdenheit  der 
einzelnen  an  die  Obrigkeit  in  aller  Schärfe  bestehen.  Von 
bürgerUcher  Freiheit  und  Gleichheit  kann  in  der  Demokratie 
des  MarsiUus  nicht  gesprochen  werden. 
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Der  Broch  mit  dem  Mittelalter  kündigt  sich  überall  an; 
iber  die  neue  Zeit  ist  noch  nicht  heraufgekommen. 

m. 

Die  HuJlere  Nachwii'kimg  des  Defensor  Pacis  darf  nicht 
I  HUmiiiltzt  werden.  Er  war  seiner  Zeit  zu  weit  voraus  in  vielenii 
1^  irar  revolutionär  und  tot  allem  seit  1327  als  ketzerisch  von 
'  itr  Kurie  verboten  und  konfisziert  worden  ^). 

Daß  trotzdem  das  Buch  in  Deutschland  und  Frankreich 
riiK»  weile  Verbreitung  fand,  und  auf  die  Zeitgenossen,  und 
liwür  nicht  bloß  die  Gelehrten,  wirkte,  wie  wenige  älmliche 
Scbnltexi,  steht  fest.  Es  ist  ohne  Frage  auffällig  und  bezeich- 
Deod,  da0  der  Straßburger  Chronist  Fritsche  Closoner  den  De* 
tmsor  Paeis  besonders  erwälint  *),  und  daß  die  Kurie  Marsilius 
Imd  Johann  von  Jandun  mit  einem  Hasse  verfolgte,  wie  später 
Bur  die  Refonnatoren. 

Man  hat  deshalb  wohl  auch  auf  eine  tiefgehende  Wirkung 
er  Hi>xial*  und  kirchenpolitischen,  demokratischen  Lrehren  des 
>r  Pacis  auf  das  deutsche  Bürg*^rtum  geschlossen.  In 
r^orgängen  der  Zunftkämpfe  in  den  deutschen  Städten  in 
"zweilen  Hälfte  des  14,  Jahrhunderts  ^-ollte  man  eine  direkte 
GteniHsdie  Einwirkung  des  Defensor  Pacis  nachweisen  ^).  Wie 
im  Defensor  Pacis  handelte  es  eich  ja  auch  in  der  politischen 
iichkeit  einmal  um  den  Kampf  der  Bürger  gegen  die 
Sehen  Privilegien,  die  Steuerfreiheiten  und  das  geistliche 
Gt-ricbt,  sodann  aber  auch  um  den  ständischen  Gegensatz  der 
ifte  gegen  die  Stadtaristokratie,  um  eine  demokratische  Re- 
Woii  der  Menge.  In  der  Tat  entsprechen  auch  einzelne 
itidtidche  Reforuien  und  selbst  ihre  Begründung  oft  genug  den 
Gnmda&ia&en  des  Marsilius. 

Aber  damit  ist  nichts  beianesen  für  eine  w^kliche  Kenntnis 

Benutzung  des  Defensor  Pacis  in  diesen  städtischen  Unrulien, 

fietmeiir  liegt  die  Sache  umgekehrt:   eben  weil  im  14.  Jahr- 

*)  Vgl.  ChÄFtiikrinrii  Uuiver*,  Paris,  Ft,  tir.  864,  p.  301—303  Schreiben 
SrOtmam  XXH.,  1327»  April  9  au  die  Üüiversität  ober  die  Ketzereien  des 
UMiwQkm  und  Johfiiiu  V,  Jaudiiii;  Lio.  S91,  ft.  326  Pubükation  der  päp&tliühen 
Pfüligit  gW^u  MATiilitiR  iiüd  Jaudmi,  lH2il,  Mai  8L  —  Die  eigetitHcht^  Ver- 
dmvBfiK^tiiilk  ttm  23.  Okt.  1327;  RsynaUi  Ann.  ecd.  ad  a,  1337,  no.  21  bis 

Chronik  (Chron.  der  dont«clieii  Städte  VÜI),  p*  70;    da- 
t  ..  i-,  47a. 

^  J  rgf'T,   Die  kirchenprditiBche  Literiiiur  unter  LiuHig 

1%  nad  '-,.     . -ipfe  romehmlich  in  Mainz  (Weitdt  Zs.  8)* 

I  Ar  P^lUk.  e 
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hundert,  vor  und  nach  dem  Erschemen  des  Defensor  Pacis, 
überall  in  Frankreich,  Italien  und  Deutschland  sich  analoge, 
zugleich  antiklerikale  und  demokratische  Bewegungen  in  den 
bürgerlichen  Schichten  zeigten,  war  ein  politisches  System,  wie 
das  des  MarsiUus,  erst  möglich  geworden.  Seine  Lehren  sind 
aus  der  WirkUchkeit  z.  T.  entnommen,  nicht  umgekehrt! 

Höchstens  in  Frankreich  könnte  man  m.  E.  eine  gewisse 
immittelbare  Nachwirkung  der  Schrift  in  den  kirchenpolitischen 
imd  Sozialrevolutionären  Ereignissen  des  14.  Jahrhimderts  an- 
nehmen; sicher  nachzuweisen  vermag  ich  sie  auch  nur  in  be- 
schränktem Maße. 

Am  frühesten  ist  sie  vielleicht  zu  spüren  in  den  kirchen- 
poUtischen  Schriften,  die  aus  Anlaß  der  bekannten  Disputation 
erschienen,  die  am  8.  Dezember  1329  König  PhiUpp  VI.  ab- 
halten ließ,  imi  die  Grenzen  der  geistHchen  Gerichtsbarkeit 
festzustellen  ^).  Es  kommen  insbesondere  da  in  Betracht  die  Trak- 
tate des  berühmten  NominaUsten  Durandus  de  St.  Porciano, 
De  iurisdictione  ecclesiastica  imd  De  legibus,  des  Herveua 
Natalis  (Brito),  0.  P.,  De  potestate  papae,  des  Petrus  Bertrandus, 
De  iurisdictione  ecclesiastica  et  seculari  imd  Liber  contra 
Petriun  de  Cugneriis,  und  des  Guilelmus  Petrus  de  Grodino 
(gewöhnhch  verwechselt  mit  de  Palude),  O.  P.,  De  pape,  prin- 
cipimi  et  praelatorum  ecclesie  potestate*).  Hier  finden  sich 
lange  Erörterimgen,  die  bisweilen  lebhaft  an  den  Defensor 
Pacis  erinnern,  nur  daß  sie  die  Ansichten  der  päpstUchen  Partei 
verteidigen.  Es  sind  das  Untersuchungen  über  Wesen  und 
Wirkung  der  hierarchischen  Ordnimg  der  Kirche,  über  die 
Frage  der  Gleichheit  oder  Unterordnung  der  Pfarrer  und  Bi- 
schöfe, über  die  Bedeutung  des  päpstUchen  Primats  etc.  — 
also  jene  Fragen,  aus  denen  MarsiHus  so  radikale  Konsequenzen 
gezogen  hatte  ^).    Doch  wie  schon  erwähnt,  die  Probleme  waren 

^)  Darüber  u.  a.  Friedberg,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  DI,  81.  Das 
Protokoll  bei  Goldast,  Monarchia  IT,  1361  ff. 

*)  Sämtlich  gedruckt  Paris  1606. 

*)  Der  handschriftlich  häufig  begegnende  Traktat  des  Petrus  de  Godino 
(de  Palude),  Anfang:  Circa  potestatem  a  christo  collatam  prelatis  ecclesie, 
handelt  z.  B.  1.  von  der  Gewalt  Petri,  2.  von  der  Gewalt  der  Apostel,  3.  von 
der  Gewalt  der  12  Apostelschüler,  4.  von  der  Gewalt  des  Papstes,  5.  von  der 
der  Bischöfe,  und  6.  von  der  der  Pfarrer.  In  den  Gegenargumenten  wird 
immer  mit  der  Verfassung  der  primitiva  ecclesia  operiert.  —  Vgl.  auch  das 
im  Anhang  zu  meiner  Publizistik  p.  486 — 501  abgedruckte  Stück :  De  duplici 
potestate  prelatorum  et  laicorum.  S.  übrigens  auch  Valois,  1.  c.  p.  683; 
Sullivan  p.  596. 


älter  ak  der  Defensor  Pacis,  und  sicher  ist  mir  die  Einwirkimg 
seiner  Aniichten  auf  jene  Schriften  nicht. 

Daß  indessen  das  Erseheinen  des  Defeneor  Paeis  die  ge- 
khn^n  Kreise,  namentlich  der  Kurialisten  lebhaft  beschäftigt 
Md  ihre  Federn  in  Bewegung  gesetzt  hat,  als  der  deutsche 
Eirelienkampf  mit  dem  Amiutsstreit  in  ein©  Bewegung  zu- 
mnmenfloß,  würde  sich  an  der  umfänglichen,  ja  nur  zum  kleinen 
Täk  bekannten  und  gedruckten »  kurialistischen  Literatur  der 
7mt  Ludwig  des  Bayern  wohl  nachweisen  lassen.  Ich  nenne 
hier  nur  die  (ungedruckte)  Gegenschrift  des  Alvanis  Pelagius, 
Collirium  ad  versus  hereses  novas^). 

Eben  die  Verbindung  mit  dem  Armutstreit,  die  Ven^'andt- 
sdiaft  mancher  seiner  Lehren  mit  denen  der  Spiritualen,  machte 
Ibrsiliui?  der  Kurie  besonders  verhaßt.  Dazu  kam  nun  der 
OnswEifelhafte  Einfluß,  den  seine  poütisehen  Ideen  auf  den 
Kaiser  gewannen,  namentlich  wälirend  des  Romzuges.  VolUg 
gemm  abgrenzen  laßt  sich  freilich  dieser  Einfluß  namenthch 
bei  den  bekannten  Ereignissen  der  Kaiserkrönung  in  Rom  nicht, 
su  sieher  es  ist,  daß  Marsilius  dabei  eine  hervorragende  RoUe 
«pielte*).  Neben  den  Lehren  des  Defensor  Pacis  haben  auch 
KiBoritiscIjc  Einflüsse  und  vor  allem  die  der  italienischen  Ju- 
risteo  im  kaiserlichen  Lager  eine  erhebliche  Rolle  gespielt.  Denn 
*üe  Lehre  von  der  Volkssouveränitat,  wie  von  den  kaiserlichen 
Befugnissen  über  Rom,  ja  über  die  ganze  Kirche  und  das 
Papsttum,  ließen  sich  auch  aus  Sätzen  des  altrömischen  Staats- 
miits  ableiten*). 

?>oIche  Erinnerungen  an  die  Antike  und  das  römische  Recht 
haben  wenige  Jahrzehnte  nach  Jener  phantastisehen  Kaiser- 
krönung in  Rom  die  ebenso  phantastische  Weltrepublik  des 
Cola  di  Rienzo  ins  Leben  treten  lassen  %  Als  Knabe  mag  er  den 
Verfasser  des  Defensor  Pacis  in  Rom  gesehen  haben  bei  Lud- 
wigs Krönung,  das  Buch  hat  er  schwerlich  gekannt,  und  eine 
Verwandtschaft  seiner  republikanischen  Ideale  mit  denen  des 

')  II-  a,  in  CcmL  Iftt.  Vfttic,  Ottobon.  2795,  f,  1—133;  über  Mursilius  z.  B, 
fol*  85.  86,  87,  Kftherea  an  andrem  Orte.  V^l.  auch  das  Oedicht  De  BarBri 
tpo«ta<tii  (Nene»  Archiv  25,  712  ff:),  Valois  p*  597  f„  ÖIÖ  t  n,  bei,  SulÜTaiiT 
Ammcan  Hlit  Rev.  U,  5t*3  ff, 

»>  K-  Müller,  l.  e.  Bd.  I,  p,  161  ff.,  bea.  183  ff. 

0  Belim,  1,  c,  p,  181  L  Yg\.  161  f.  Schon  von  Oe^am*  Octo  quneit, 
17,  ©.  6  bemerkt  auf  Grund  der  altrömiBGhpn  Lehre,  daß  d*  iua  cipcii  sacra 
Tiil  d«i  Staatarechts  m^   cf.  Gierke.  Älthnsiua  p,  i2Ö  d,  7, 

*)  Vgl.  Gregoroviua,  Geschichte  der  Stridt  Rom  im  KittelaSter  VI  *, 
p.  217—850.  hm.  237  f.,  965  ff. 
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Marsüius  besteht  nur  insofern,  als  auch  er  die  Lehre  von  der 
Volkssouveränität  einem  System  zugrimde  legt,  das  die  päpstliche 
wie  die  kaiserliche  Gewalt  abhängig  macht  vom  Willen  des 
Volks,  aber  ungleich  stärker  das  nationale  und  römisch-antike 
Element  hervortreten  läßt.  Eine  solche  an  der  Antike  genährte 
Begeisterung  für  die  RepubUk  bringt  ja  bekanntlich  dann  im 
15.  Jahrhundert  die  Renaissanceströmimg  allgemein  in  Itahen 
zur  Herrschaft^).  An  klassigchen  Vorbildern,  aber  mehr  an 
den  römischen  Rhetoren  imd  Historikern,  als  an  der  PoUtik 
des  Aristoteles,  enthusiasmieren  sich  die  Himianisten  für  die 
demokratische  Freiheit.  Ihre  Ideale  stammen  also  aus  ganz 
andern  Quellen,  als  die  des  MarsiUus.  Während  bei  ihm  noch 
die  kirchUchen  Reformideen  zusammenwirken  mit  der  aristote- 
lischen Philosophie,  schwebt  den  italienischen  Humanisten  die 
heidnische  römische  RepubUk  nach  den  Erzählungen  des  Livius 
und  Polybius  als  Modell  vor,  imd  während  MarsiUus  noch 
gleichsam  ein  Zukimftsprogramm  für  das  aufstrebende  Bürger- 
tum entwarf,  schreiben  jene  RepubUkaner  des  15.  Jahrhunderts 
bereits  eine  Apologie  der  städtischen  Freiheit  gegen  die  sieg- 
reiche Tyrannis.  Ausgangs-  imd  Zielpimkt  der  demokratischen 
Ideen  sind  also  verschieden. 

Etwas  anders  ist  es  mit  der  Sozialrevolutionären  Bewegung, 
die  Frankreich  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhimderts  erfaßte,  imd 
die  sich  in  dem  Aufstande  des  Marcel  Prövost  imd  der  Jacquerie 
entlud.  Daß  während  dieser  Revolution  die  poUtischen  Streit- 
schriften aus  dem  Anfange  des  Jahrhunderts  noch  nicht  ver- 
gessen waren,  zeigt  die  große  Mosaikarbeit  des  sog.  Somnium 
Viridarü,  die  nach  Beendigung  des  Aufstandes  von  PhiUppe 
de  M^ziöre  dem  König  Karl  V.  gewidmet  wurde*).  Die  Trak- 
tate der  Zeiten  Philipps  des  Schönen  und  Ludwigs  des  Bayern 
sind  hier  verarbeitet;  auch  der  Defensor  Pacis  ist  namentUch 
mit  seinen  Ideen  von  der  Unterordnung  des  Klerus  unter  die 
staatUche  Gewalt  und  der  Bekämpfung  der  päpstUchen  plenitudo 
potestatis  herangezogen »).  Als  kirchenpoUtisches  Programm 
galt  er  etwas,  nicht  als  demokratische  Staatslehre. 


^)  Bezold,  Republik  und  Monarchie  in  der  itÄlienischen  Literatur  de» 
15.  Jahrh.  (Hist.  Zs.  81)  1896. 

»)  Hierüber  N.  Jorga,  Philippe  de  Mdzi^re  Par.  1896  (Bibl.  de  T^cole 
des  hautes  etudes,  ociences  phil.  et  bist,  fasc.  HO)  p.  429.  —  K.  Müller, 
Zeitschr.  für  Kirchenrecht,  B.  14;    Riezler  p.  276  f. 

•)  Vgl.  bes.  Somnium  Viridarii  c.  102  (Goldast,  Monarchia  p.  91)  und 
c.  82  mit  Def.  Pac.  ü,  c.  8,  23  u.  24. 


Diese  kirehenpolitische  Bedeutung  und  die  Gefahr  der  Ideen 
Marsilius  für  das  Papsttiuii  hat  eben  damals  die  Kurie 
ieder  anerkannt^  als  es  galt  die  Lehren  Wioliffs  zu  bekämpfen. 
T  XI.  betont  in  seinem  Selireiben  Tom  22.  Mai  13TH 
geradezu,  daß  Wicliff  nur  einige  Termini  geändert  habe,  sonst 
aber  ?5ll]g  mit  Marsihus  übereinstimmet)  Auch  hier  handelt 
m  iieh  aber  uio  keinen  literarischen  Einfluß  des  Defeasor  Pacis, 
sondern  um  die  Übereinstimmung  in  den  kirehenpolitischen 
[fTindgedanken,  und  die  ist  sicher  vorhanden.  Das  deinokra- 
iie  Kirehenideal  mit  seiner  Verwerfung  der  Hierarchie, 
«einem  Gemeindeprinzip ^  der  Lehre  vom  aUgemeinen  Priester- 
ton.  der  Bekämpfung  des  dominium,  der  weltlichen  Macht  der 
Kirche  etc.,  all  das  entsprach  den  Ideen  des  Marsilius,  Aber 
alles  ist  doch  bei  Wideff  aus  ganz  andern  Prinzipien  abgeleitet, 
icht  das  politische,  sondern  das  religiöse  Moment  beherrscht 
uiid  die  Quellen,  aus  denen  er  schöpft,  sind  nur  zum  kleinen 
Teil  dieselben,  wie  bei  MarsiÜus,  z.  T,  freilich  handelt  es  sich  um 
Strömungen,  die  —  wie  z.  B.  die  Angriffe  auf  die  hierarchische 
Ordnung  oder  der  Armutsstreit  —  bereits  den  Def ensor  Pacis 
beeinflußt  hatten.  Die  Ähnlichkeit  gewisser  Hauptgedanken 
2tigt  nur,  wie  sicher  Marsilius  bereits  die  Entwicklungstendenzen 
seiner  2Ieit  erkannt  hatte. 

Ähnlich  ist  auch  das  Verhältnis  des  Defensor  Pacis  zu 
konziliaren  Bewegung  des  15.  Jahrhunderts.  Hier  läßt  sich 
aSerdings,  wenn  auch  bisher  nur  in  geringem  Umfange,  auch 
öoeh  die  unmittelbare  Benutzung  der  Schrift  nachweisen.  Und 
in  der  Tat  eignete  sich  hier,  wo  es  sich  i.  W.  um  eine  Reform 
der  kirchlichen  Verfassung,  nicht  um  religiöse  Probleme  handelte» 
der  Defenjsor  Pacis  viel  besser  zum  Vorbild,  als  in  der  w  icleffi- 
tii?chen  Bewegung.  Die  Vertreter  der  konziliaren  Idee  standen 
imn  Teil  dem  Papsttum  gegenüber  noch  ganz  auf  dem  Boden 
der  Streitschriften  des  14.  Jahrhunderts.  Infolgedessen  ist  diese 
ältere  Literatur  in  der  konziliaren  Eptx*he  sehr  oft  und  gilind- 
lieh  benutzt  worden.  Im  Vordergrunde  stehen  dabei  aber  die 
Schriften  Occams,  der  zwar  eine  im  Grunde  der  des  Marsilius 


c 


*)  Nach  Wakmgliam  Eist»  Anglic.  I^  346  S,  (Enlls  Serie»),  vgl  Sullivan 

^e»  p.  42Ö.  —  Bieiler  p,  297.     Denflelben  Standpunkt  vertritt  u-  a.  auch 

ungefiruckter  Traktat  eines  Mag,  Adam.  Defensarium  eccleaii**  Urban  VI. 

"fttridinet    (Vaticana)*    —    Ehen    damalfl,    1375/Ö,    wurde    in    Paris    ahermals 

diie   traterstichTiiig  eingeleitet   wegen  Verbreit utig  einer  fraiysö&ischen  Über* 

irUyEijr  de»  Defensor  Padt:  Cbartular.  nDiver»it»  PariSt  m,  no,  1406,  p*  ü24  ff, 

(laTS.  Sept.  1  —  DfÄ,  ai). 
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sehr  verwandte,  ebenfalls  » demokratische  €  Kirchentheorie  ver- 
treten hatte  ^),  aber  nicht  in  so  exakter  FormuUerung.  Eben- 
deshalb aber  waren  seine  Ideen  für  die  Kreise  der  Reform- 
freunde  viel  annehmbarer,  als  die  radikalen  Fordeningen  des 
Erzketzers  Marsüius,  der  ja  vor  allem  der  weltiichen  Grewalt 
Rechte  über  die  Kirche  einräumte,  wie  sie  auch  die  eifrigsten 
kirchlichen  Reformfreunde  nicht  zugestehen  mochten. 

Da  die  Opposition  sich  vornehmlich  gegen  den  päpstlichen 
Absolutismus  und  gegen  die  Mißwirtschaft  an  der  Kurie  richtete, 
so  sind  es  auch  vor  allem  die  Angriffe  des  Def ensor  Pacis  auf  die 
kirchlichen  Mißstände,  die  übernommen  werden:  die  Bekämpfung 
der  plenitudo  potestatis  des  Papstes,  die  Auslassimgen  über 
Primat  imd  Hierarchie  imd  über  die  Stellung  der  KonziUen. 
Es  bleibt  hier  freiHch  der  Detailforschung  noch  viel  zu  tun, 
um  die  genauere  literarische  Einwirkimg  der  Ideen  des  Defensor 
Pacis  festzustellen.  Ist  doch  ein  sehr  großer  Teil  der  kirchen- 
politischen Literatur  jener  Zeit  überhaupt  noch  nicht  bekannt. 

Von  anderen  Forschem  ist  bereits  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  von  den  beiden  bedeutendsten  kirchenpoHtischen 
Traktaten  aus  der  Zeit  des  Konstanzer  Konzils*),  den  Avisa- 
menta  pulcherrima  imd  der  Schrift  De  modis  uniendi  ac  refor- 
mandi  ecclesiam,  mindestens  der  zweite')  zimi  Teil  wörüich 
abhängig  ist  vom  Defensor  Pacis,  wenn  auch  noch  stärker  der 
Einfluß  Occams  hervortritt  ^).    Mag  man  nun  als  den  Verfasser 

*)  S  Ulli  van  1.  c.  p.  417  ff.  weist  indessen  mit  Recht  auf  die  großen 
Unterschiede  zwischen  beiden  hin. 

*)  Durch  M.  Lenz,  Drei  Traktate  aus  dem  Schriftencyklus  des  Kon- 
stanzer Konzils,  wurde  nachgewiesen,  daß  das  bei  v.  d.  Hardt,  Magnum 
Concilium  Constantiense  I  gedruckte  Stück  m.  d.  T.  De  difficultate  reforma- 
tionis  nur  ein  Fragment  der  ebenfalls  dort  gedruckten  Schrift  De  modis 
uniendi  sei,  und  daß  diese  Schrift  mit  den  ebenfalls  dort  gedruckten  Avi- 
samenta  pulcherrima  (oder  De  necessitate  reformationis)  vielleicht  einem  Vir., 
wahrscheinlich  Dietrich  v.  Niem-  zuzuschreiben  sei.  Die  Verfasserfrage  ist 
noch  strittig.  Vgl.  H.  Finke,  Quellen  und  Forschungen  zur  Geschichte  des 
Konstanzer  Konzils  p.  267  ff.  Ders.,  Römische  Quartalschrift  7,  224  f. 
Dazu  jetzt  J.  Hai  1er,  Papsttum  und  Kirchenreform  I,  Anhang  p.  483  ff., 
bes.  504  ff.,  508  ff.  —  Walters,  Andreas  von  Escobar.  Diss.,  Münster  1901, 
p.  27  ff. 

■)  Das  von  Finke,  Quellen  u.  Forsch,  p.  267  ff.  als  Schluß  der  Avi- 
samenta  herausgegebene  Stück  ist  jetzt  von  Haller  1.  c.  als  ein  weiteres 
Fragment  von  De  modis  uniendi  erkannt  worden. 

*)  Vgl.  Avisamenta  c.  23,  v.  d.  Hardt,  1.  c.  I,  pars  VII  p.  296:  et  ut 
dixit  philosophus:  Entia  nolunt  etc.  u.  Def.  Pac.  I,  c.  17  p,  90  (Goldast).  — 
Finke,  Quellen  u.  Forschungen  267  ff.:  Non  reperio  etc.  =  Def.  Pac.  IE, 
c.  4  am  Ende.  —  v.  d.  Hardt  I,  pars  V,  p.  100  f.    Unde  quidam  alter  mo- 
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Dietrich  von  Nieni  betraeliteii  oder  aieht,  jedenfalls  ergibt  sich 

fm  gPöße  Geistesverwandtschaft  zwischen   dem  Traktate   De 

inodiM  uaiendi  und  dem  kirchenpolitischen  Teile  des  Defensor 

Pacis.    Der  Kirchenmaiin  des  15.  Jahrhonderts  hegt-e  eutscliie- 

Jene  Benrunderung  für  sein  großes  Vorbild  aus  dem  14.  Jahr- 

er  nennt  ihn    niodernum   magnum  theologum,   ohne 

ilen   Namen    aezuführeo,    den    er   vieüeicht   gar  nicht 

nißte;  denn   über   die  Personen   der  Terf asser  jener   älteren 

Stwitechriften   war   man  schon  im   15.  Jahrhundert  sich  sehr 

t)ft  im   unklaren.      Die   wichtigsten   Leliren  des  zweiten   Teils 

im  Defensor  Paeie:   über  die   päpstliche   plenitndo  potestatis, 

über  die  potestas  ooactiva,  die  nicht  2um  Wesen  der  geietUchen 

ikwaii  gehört,  über  die  TeinporaUen,  und  die  prägnanten  Stellen 

I  über  die  Bedeutung  des  päpsthchen  Primats  und  der  liierarclii- 

licheii  4Siiifen  sind   wörtheh  in  diese  sonst  so  eigenartige  und 

ll^lb^ündige  8<L4irift  des  15.  Jalirhmiderts  aufgenommen. 

Nicht  weniger  aber  als  Dietrich  von  Niem  oder  wer  sonst 
in  Verfasser  sein  mag,  hat  auch  anscheinend  der  leidenschaft- 
he  Gegner  der  Kurie  Gregor  von  Heimburg  aus  dem  Defensor 
i^eschopft,  wenn  auch  in  sehr  sclbstiindiger  Weise,  Ins- 
ädere  die  bekannten  Auslassungen  über  den  Ursprung  des 
römischen  Primats  und  das  Verhältnis  der  Apostel  Petrus  und 
Paulus  zu  Rom  stüticen  sicli  m.  E.  auf  MarsUius*). 

Auch   Nieolaufi  CuBanus  kannte  den    Defensor  Pacis  gut, 
reim  er  sich  auch  ihm  gegenüber  sehr  zurückhaltend  zeigt*). 
adlich    ist   auch   nachgewiesen   worden.    daO   die   unter   dem 
Wl  Confntiitio  papae  bekannte,  um  1442 — 43  verfaßte  Streit- 

01  nin.  hxgui  lo*jüt*ns  super  *-od(?m  verbis  ea  mi  exponit:  Verum 

ad  -    priudpatiifi    fiftcerdoi-e&   iimhelaut  *st<:.  bis   in  tali  officio 

||WijiUif  —  IM,  VnL\  II,  ii.  28  tp,  443  hei  Gomany).  —  v.  tl.  Hnrdt  ib. 
,78  ff«:  Nrc  t^t  papa  Tnainr  bia  vjdere  potei  mit  kleiiieu  Kitratung^ou  ^=-  Def, 
c.  IL  c.  4  MfoldÄ*it  p*  \m,  47--I&.  fi9  -  p,  1»6,  a;  1JJ6,  28-2Ö).  -^  v,  d,  Hardt 
p.  79:  Qtiftrt'  oniiieii  —  perducaut  ^  Def.  Faa  L  c.  p,  n*6,  4L— 43,  ^- 
tL  Hardl    p,  7&:    Et    tegitur   de   CtiriBto    —    et   eitemplo    ^    Def*    Pae, 

*)  Vifl*  (h^pjr  V.  Heiuiliurg»  Äpokig:ia  coutra  episcopum  Feltrensem^ 
l»i  L  c.  II.  p,  1615  L  be».  p*  itil9,&8  ff*  u.  li>20,€^7:  quae  omnia  magia 
rid«'ultir  urbem  Kumam  Pauli  quam  Petri  fuis^e  provincitm 
rto  »iUi  iioii  a  Fetro  aftstguätam*  «,  Def.  Pac.  II,  c,  16,  p,  245»  20  ff,t 
IJttod  «n  Cf!rUi  «cripttirae  tr«stimi:»nit>  couviuci  poiest  BomftBOs  epif  copo»  magis 
mm  woöoemw&i  qtiatittitn  ad  pruvineiam  et  geDletn  Pauli  quam  Fe  tri 
fnifiter  tedi»  •»  p  r  u  v  i  ti  c  i  a  v  det^nuitiationis ;  vgl,  ib.  §  92^45,  c.  1 7,  p,  247. 1-25, 
^  Y^.  Hvhurpif.  Har  OurtUimibiscbof  Nik.  v.  Cues.  Tüb.  1871.  p.  33. 
-77^  —  fbrx  AiHi  x^L  T^chaukert»  Peter  \%  Ailli  p.  42  f.  u.  AppeiidiÄ. 
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Schrift,  die  früher  als  emes  der  kühnsten  und  geistreichsten 
Pamphlete  des  15.  Jahrhunderts  galt  und  Gregor  von  Heimburg 
zugeschrieben  wurde  (ihr  Verfasser  ist  vielmehr  in  dem  säch- 
sischen Minoritenprovinzial  Albert  Döring  erkannt  worden),  ihren 
Ruhm  niemand  anders  verdankt,  als  Marsilius  von  Padua.  Denn 
sie  ist  nichts  als  ein  Plagiat  oder  Auszug  aus  dem  Defensor 
Pacis^).  Die  revolutionären  Ideen  des  14.  Jahrhimderts  waren 
eben  auch  im  15.  Jahrhimdert  noch  zeitgemäß,  die  alten  Pro- 
bleme noch  ungelöst. 

Daß  selbst  an  der  Kurie  noch  in  der  Zeit  des  Basler 
Konzils  die  Kenntnis  des  Defensor  Pacis  nicht  vöUig  ver- 
schollen war,  wenn  man  auch  von  seinem  Verfasser  nichts 
wußte,  ihn  mit  Occam  (dem  man  gern  solche  Streitschriften 
damals  zuschrieb)  verwechselte,  zeigt  z.  B.  ein  noch  unbekannter 
großer,  Eugen  IV.  gewidmeter  Traktat  des  päpstUchen  Auditor 
Laurentius  Aretinus*). 

Die  konziUare  Bewegung  verwirkhchte  ja  den  einen  Grund- 
gedanken des  MarsiUus:  die  Idee  des  Generalkonzils  als  einer 
Gesamtvertretung  der  Christenheit,  als  legislator  fidehs,  die  dem 
Papste  übergeordnet  ist  und  Glauben,  Lehre  imd  Verfassimg 
der  Kirche  selbständig  ordnet.  Laien  imd  Kleriker  hatten  teil 
daran  gehabt,  wenigstens  in  Basel  war  der  demokratische 
Grundzug  immer  schärfer  hervorgetreten.  Auch  die  Rolle,  die 
der  Kaiser  übernahm  als  Einberufer  des  Konzils,  entsprach  den 
Vorstellungen  des  Defensor  Pacis  zum  Teil.  Aber  imdurch- 
führbar  erwies  sich  die  Durchführung  des  konziliaren  Ge- 
dankens in  Verbindung  mit  der  Ein-  und  Unterordnung  der 
einzelnen  Landeskirchen  unter  die  Staatsgewalt,  wie  sie  doch 
auch  Marsihus  vorschwebte.  Hier  lagen  der  universale  und  der 
nationale  Gedanke  im  Widerstreit,  imd  es  siegten  in  Wirklichkeit 
die  nationalen  Staaten.  Die  konziUare  Bewegung  und  damit 
die  demokratische  Reform  der  Kirchenverfassung  scheiterte. 
Das  Demagogentum  in  Basel  brachte  den  Konziharismus  in 
Mißkredit;  die  Reaktion  siegt,  das  absolute  Papsttum  wird 
wiederhergestellt.     Die  großen  Monarchien  in  England,  Frank- 

*)  P.  Albert,  Matthias  Döring,  Stuttgart  1872.  Der  Nachweis  der  Ab- 
hänigigkeit  vom  Def.  Pac.  p.  157 — 174. 

*)  In  Cod.  Vatic.  lat.  4110  f.  73,  nach  interessanter  Übersicht  über  die 
kirchenpolit.  Literatur,  die  er  benutzte :  Devenit  insuper  ad  mai^us  meas  über 
quidam  qui  pacis  defensorium  nuncupatur  editus  a  Guighelmo  de  Occam  in 
favorem  Henrigi  Imperatoris  (!)  contra  Romanum  pontificem  et  Rom.  curiam 
et  contra  universalem  statum  ecclesie.    Näheres  darüber  an  anderem  Orte. 


reich,  Spanien   aber   ordnen   ihre  Kirchen   abbald    völlig   der 
sUailicben  Gewalt  unter. 

Doch  mit  der  Reformation  setat  im  16.  Jahrhundert  eine 
mm  Bewegung  ein,  die  nun  tatsächlich  in  einem  neuen  und 
öeferen  Sinne  Ideale  der  kirchÜchen  Freiheit  venrirklicht,  die 
Marsilius  vorgesehwebt  liatten.  Die  moderne  demokratische 
Bewegong,  die  im  Gefolge  der  kirclihch-religidsen  Kämpfe  des 
16  lind  17.  Jahrhundert  sieh  entmdckelt,  fülirt  zu  Organisationen 
and  m  politischen  Theorien,  die  nieht  nur  äußerUch  denen 
des  MargiHuB  ähnetn. 

Es  ist  bisher  m.  W.  keine  direkte,  üterarische  Abhängigkeit 
der  modenien  Vorkämpfer  des  demokratischen  Gedankens  vom 
Defensor  Pacis  nachgewiesen  worden.  Und  doch  ist  es  un* 
iweifelhaft,  daß  diesem  Werk  in  der  Reformationszeit  auch 
literarisch  eine  Auferstehung  feierte,  so  gut,  wie  die  andern 
mitteklterUchen  Kampfschriften  gegen  das  Papsttum,  Schon 
1522  war  der  Defensor  Pacis  zum  erstenmal  gedruckt  w^orden, 
rasch  folgten  dann  im  16,  und  17.  Jahi^iundert  Neudrucke 
and  eine  englische  und  eine  deutsche  Übersetzung,  ein  Zeichen, 
mt  dm  Buch  von  protestantischer  Seite  beachtet  wurde;  die 
Heraosgeber  heben  die  Bedeutung  für  polemische  Zwecke  auch 
gern  hervor.  Und  von  katholischer  Seite  haben  wir  ein  Zeugnis 
Ton  der  Wirkung  und  der  Wichtigkeit,  die  man  noch  jetzt 
&mmn  alten  Erzketzer  beimaß  iu  der  Aufnalime  des  Buchs  in 
die  ersten  indices  Hbrorum  prohibitorum  und  in  Gegeasclu^iften, 
wie  der  des  Alberto  Pigliio,  der  1538  ausdrücklich  gegen  die 
I^lehren  de®  Defensor  Pacis  schrieb,  weil,  wie  er  versichert, 
nametitlieh  an  den  Fürstenhöfen  das  Buch  viel  gelesen  mid 
bewundert  würde.  Am  enghschen  Hofe  hat  nachweisbar  unter 
Heinrich  VllL  der  Defensor  eine  gewisse  Rolle  gespielt^). 

Aber  wichtiger  als  die  literarischen  Anklänge  an  Marsilius» 
die  sich  in  den  Schriften  der  Reformatoren  und  Pubhzisten  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts  vielleicht  noch  finden  ließen,  ist  die 
große  innere  Cbereinstimmung  zwischen  der  Entwicklmig  der 
demokmtischen  Ideale  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  den  Haupt- 
prinzipien des  Defensor  Pacis. 


*)  T|fL  Eiftiler  p.  2^a   —  Snllii-an  L  c.  p.  600  ff,,  632  f.    —    Eine 
>  Übefvelstiiig  erschieii  von  GuiL  Marsball,  Londan  1535  \mtn  Bejpnu 
I  £oiiAikta  mit  dar  Kurie ;  Th,  Cromwdl  und  der  Kardinal  Reginald  Pole 
t;  eiD  c!t*ut8cher  Auszug*  dem  Pfakgrafen  Otthetnricb  gewidmet, 
IW,     Dmdke:  Um.  1592.  1599,  1612,  16U,  ims  etc. 
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Es  ist  bekanntlich  der  Calvinismus,  in  dem  der  moderne 
demokratische  Greist  zuerst  zum  Siege  gelangt,  und  zuerst  in 
religiös  -  theokratischer  Form  die  Verfassung  von  Staat  und 
Kirche  umbildet. 

Der  Gedanke  des  allgemeinen  Priestertums,  der  bei  Mar- 
silius  schon  anklingt,  ist  bei  Calvin  das  oberste  Prinzip  der 
kirchUchen  Verfassung  geworden.  Der  souveräne  Wille  der 
Gremeinde  entscheidet  bei  ihm,  wie  bei  Marsilius,  über  alle  An- 
gelegenheiten der  Kirche.  Wie  MarsiHus  (11,  c.  17),  bekämpft 
auch  Calvin  die  Vertretimg  der  Earche  allein  durch  die  Greist- 
Uchen.  Fast  mit  denselben  Bibelstellen,  in  analogem  Ge- 
dankengange führt  er  aus^),  daß  nicht  immer  das  Amt  der 
Geisthchen  auf  besonderer  göttUcher  Berufung  beruht;  nur 
zur  Zeit  der  Apostel  war  das  der  Fall.  Später  wurden  die 
Diener  des  Gottesworts  nach  Maßgabe  ihrer  Tüchtigkeit  vom 
Volke  berufen,  und  nur  zur  Vermeidung  der  Unordnung  sollen 
GreistHche  bei  den  Wahlen  den  Vorsitz  haben.  Aber  alle  Greist- 
Hchen  sind  Diener  der  Gemeinde,  des  Volks,  wie  bei  Marsihus, 
sie  dürfen,  genau  wie  nach  dem  Defensor  Pacis  (11,  c.  18  u.  21), 
das  vornehmste  luid  einzige  Strafmittel  der  Kirche,  die  Ex- 
kommunikation, nie  allein,  ohne  Hinzuziehimg  der  Gremeinde, 
ausüben. 

Trotz  dieser  Übertragung  des  Prinzips  der  Volkssouveränität 
auf  die  Kirche  gestaltet  sich  das  Verhältnis  von  Staat  und 
Kirche  bei  Calvin  schUeßUch  fast  zu  dem  Gregenteil  dessen, 
was  Marsihus  vorschwebte.  Der  Grund  ist  die  Vorherrschaft 
des  reUgiösen,  theokratischen  Gedankens  bei  Calvin,  des  rationa- 
listisch-staatHchen  bei  Marsihus.  Die  rehgiöse  Staatsauffassimg, 
die  durch  Marsihus  ganz  zurückgedrängt  worden  war,  siegt 
wieder  in  der  Reformation.  Calvin  will  eine  Theokratie,  einen 
Grottesstaat  gründen  nach  mittelalterhchem  Vorbild.  Die  Bibel, 
die  Lex  Dei,  ist  das  einzige,  von  Gott  selbst  gegebene  Gesetz- 
buch für  Kirche  und  Staat;  der  Wille  Gottes  herrscht,  nicht 
der  Wille  des  Volks.  Marsihus  kannte  nur  die  Vernunft  als 
oberste  Norm  des  Volkswillens,  allein  das  menschhche,  auf 
Vemunftgeboten  ruhende  Gesetz  soll  herrschen  im  Staate  und 
auch  in  der  äußern  Kirchenverfassung.  Die  Bibel  ist  ihm  nur 
Norm  für  das  innere,  rehgiöse  Leben,  kein  äußerhches  Gresetz- 


*)  Vgl.  bes.  Institatio  christianae  religionis  (Opera  Calvini  1. 11,  Corpus 
Reformatorom)  lib.  IV,  c  9,  s.  4  u.  7;  c.  3,  s.  13,  14;  c.  11,  s.  6  u.  Def. 
1        —        *"  "L  £1.  —  J»  Kampschulte,  Johann  Calvin,  Bd.  1,  p.  268  ff. 


buclu  Bd  Calvin  kommt  es  schließlich  tnitz  (ies  ileniokmtischeii 
Gmndpdnzips  in  einer  absoluten  Herrschaft  der  Kirche  über 
itn  Staat,  wie  bei  ^tareiliuB  zu  eiiier  völligen  Absorption  der 
Kirche  iin  Staate.  Gememsam  ißt  beiden  nur  der  Kampf  gegen 
die  alte  katholische  Hierarchie,  das  Zurückgehen  auf  die  Ge- 
meifldeverfasöTiiig  der  alten  Kirche,  die  Erhebung  der  Volke- 
gemeinde  zur  Trtgeriu  aller  kirchlielien  wie  staatlichen  Autorität. 

Iji  den  Kämpfen  der  Calvinisten  um  die  reUgiöse  FreOieit 
fiinie  nun  bekanntlich  der  demokratische  Gedanke  von  der 
Kirchen  Verfassung  aus  übertragen  auf  den  Staat:  größere  politi- 
nie  Freiheit  ist  die  weitere  Forderung  und  KousequeuK  der 
freieren  kircldichen  Verfassung  *).  In  den  Kämpfen  zwischen 
PiiritÄnem  und  Episkopalisten  tn  England  wird  bekamithch 
aus  Ende  des  16.  Jahrhunderts  das  kirchliehe  Gemeindeprinzip 
tmm  angewendet  auf  die  Staatsordnung.  Ein  demokratisches 
i^taaiäideal  auf  biblischerj  reUgiöser  Grundlage  wird  aufgestellt 
Too  den  radikalen  Brownisten.  Aber  auch  von  hochkirchlieher 
Sdte  wird  nachgewiesen,  daß  bereits  in  der  bischöflichen  Staats* 
itütbe  Englands  die  puritamschen  Forderuugen  erfüllt  seien. 
Ikr  Theologe  R.  Hook  er  war  der  erste,  der  in  seinen  Laws 
af  ecdediustical  f»ohcy  1593 — ^97  den  Bewci3  dafür  antrat,  gestützt 
Jikci  nicht  nur  auf  die  Bibel,  sondern  auch  auf  Aristoteles, 
Bei  ihm  gerade  wird  die  auffallende  Ähnlichkeit  der  Gedanken- 
lange  und  der  Ausdrucksweise  mit  der  des  MaröiUus  hervor- 
phoben*). 

Hooker  aber  hat  eine  Reihe  der  wichtigsten  politischen 
(ifdanken  an  Locke  vermittelt*),  also  au  denjenigen,  mit  dem 
&  wirkungsvollste  Richtung  der  modernen  Staatslehre  einsetzt. 
Bei  Locke  finden  wir  zum  erstenmal  seit  Mai'siliuB  nieder 
&  sebarfe  Begründung  der  Notwendigkeit  einer  Scheidung  von 
Legislative  und  Exekutive*);  er  erweist  ferner,  wie  Marsilius^  die 
Noiwendigkeit  eines  Reprä^entativßystems,  und  bei  keinem 
früheren  spielt  das  Prinzip  der  staatUcheu  Toleranz  eine  so 
große  Rolle,  das  wir  bei  Warsilius  zuerst  formuliert  fanden. 

*)  Vgl,  Bebnx",  AÜgem.  Suatalehr«  p.  215  ff.  —  Borgeand,  The  Hiae 
^  tDo4eni  Democrscj  in  Old  auU  Kew  England. 

*)  über  Hooker:  Dictbnary  of  National  Bbgr.  voL  27,  289  ff.  — 
H-T»jlor,  The  Origin  aml  Groi^nOi  of  the  English  Conatitutioii  II,  171  L  — 
ßiak*,  Simtl.  Werke,  Bd,  24,  S.  ä38  ff.  —  Gierke»  Althu&ius,  p.  157, 
ö*lOit,  —  Hociker«  Wt?i-k  war  mir  nicht  zugänglich, 

')  ßehm,  StaaUlelire  p,  218,  n.  4. 

*»  Über  das  erat«  Au H Aachen  der  L^hre  von  der  Tretmung  der  Gewalten 
riucbitiao:  Gierke  L  c*,  Bebm  p.  217,  über  Locke:  ib.  p*  2S3  ff. 
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Kehren  hier  also  in  der  ersten  modernen,  auf  demokrati- 
schen Prinzipien  aufgebauten  Staatslehre  die  Hauptgedanken 
des  Marsilius  in  neuer  Fassung  wieder,  so  ist  freilich  die  Be- 
gi'ündung  jetzt  eine  ganz  andere  geworden.  Das  theokratische 
Element,  das  die  kalvinistische  Staatsauffassung  von  der  des 
Marsilius  trennt,  fehlt  zwar  bei  Locke;  aber  das  Fundament, 
von  dem  Locke  ausgeht,  die  Erhaltung  der  individuellen,  bürger- 
lichen Freiheit  im  Staate,  ist  ein  ganz  modernes,  das  dem 
Denker  des  14.  Jahrhimderts  fremd  ist.  LTnbefangenheit  gegen- 
über dem  theokratischen  Gedanken  besitzt  Marsilius  bereits 
ebenso  wie  Locke,  die  individualistische  Auffassung  der  politi- 
schen Freiheit  geht  ihm  noch  ab. 

Und  darin  liegt  auch  der  imüberbrückbare  Gegensatz  zwi- 
schen seinem  demokratischen  Systeme  und  demjenigen,  das 
ihm  in  so  vielen  Einzelheiten  am  nächsten  steht,  das  aber  die 
Spitze,  die  Vollendung  der  individuaUstischen  modernen  Staats- 
auffassung  ist:  der  Staatslehre  Rousseaus^). 

Und  doch  gilt  Marsihus  nicht  mit  Unrecht  als  ein  Ahnherr 
Rousseaus.  Beide  sind  revolutionär,  beide  Verkünder  einer 
neuen  Weltanschauung,  einer  neuen  sozialen  Ordnung.  Aber 
der  eine  bezeichnet  den  Anfang,  der  andere  den  Endpunkt  der 
Entwicklung.  Hatte  das  Reformationszeitalter  einen  Teil  der 
Forderungen  nach  größerer  geistiger  Freiheit  erfüllt  und  die 
kirchliche  Verfassimg  in  vieler  Hinsicht  gemäß  den  Idealen 
des  Defensor  Pacis  umgestaltet,  so  war  es  erst  das  Zeitalter 
der  französischen  Revolution,  das  die  aus  der  kirchlichen  Be- 
wegung entsprungenen,  in  England  vorbereiteten  Ideen  der 
staatlichen  Demokratie  in  einem  an  Marsilius  erinnernden  Sinne 
zur  VerwirkUchung  brachte.  Aber  handelte  es  sich  im  Anfange 
des  14.  Jahrhunderts  um  die  ersten  tastenden  Versuche,  dem 
staatlichen  Prinzip  seine  Sonderexistenz  neben  der  Kirche  zu 
sichern,  so  fallen  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  letzten 
Schranken,  die  das  Individuum  an  traditionelle  äußere  Autori- 
täten banden. 

Rousseaus  Problem  ist:  wie  sind  staatliche  Macht  imd  indivi- 
duelle Freiheit  zu  versöhnen?  Marsilius  sucht  die  Befreiung  der 
politischen,  irdischen  Gewalten  von  der  Übermacht  der  nichtstaat- 
lichen, imiversalen  imd  auf  einem  transzendenten,  religiösen  Prin- 
zip ruhenden  Kirche,  den  Frieden  des  Staats,  nicht  die  Freiheit 


*)  Rehm,  Staatslehre  p.  237  ff.;  Geschichte  p.  267  ff.  —  Gierke,  Alt- 
husius  p.  201  ff. 
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inozelüeu.     Die  Individuen  bleiben  aoeh  in  seinem  Ideal- 

noch  gebunden  und  beschrankt  durch  Tradition  mid  äußere 

Aotdritdi.   Er  kennt  wohl  die  universitas  cirium,  die  eoimnunitas 

fiUsmn  ,        -^  .^^  offieia,  ordines.    Aber  das  sind  eigent- 

jBdi  iciii'  t        -ehen  Elemente,   nicht  die  Individuen. 

rie  Ai«?  nirkUcben  städtischen  Demokratien  seiner  Zeit  immer 

iV  L'ewisser  privilegierter  Schichten  des  Bürger- 

I  L I   Leben  kannten,    nieniaLs  die  der  ganzen 

Tölkerung»  so  geht  auch  die  Theorie  des  Marsihus  meht  aus 

hieti  und  ihren  Rechten  gegen  den  Staat,  sondern 

vom  Staate  und  seineu  Teüen.    Dennoch  nähern 

h  die  beiden  Hauptvertreter  des  demokratischen  Gedankens 

Hiltelalier^   und    der    Neuzeit   in    der   Konstruktion    ihres 

in  auffallender  Weise. 

Der  Gesellschaftevertrag,  der  die  Grundlage  der  Rousseau- 

iViktriü  bildet,    herulit  bekanntlich  ebenfalls  auf  mittel* 

iciimi  Vorstufen,  die  durch  die  Naturrcchtslehre  das  16,  und 

IT.  Jahrhundert«  weiter  entwickelt  worden  waren  ^).    Aber  auch 

hier  ßteht  Rous€*aü   der  Auffassung  des  Marailius   näher,   als 

irgend  einer  seiner  Vorgänger.    Während  sonst  schon  im  Mittel* 

aber  der  Gesellschaftsvertrag   als  Akt  der  Staatabegriindung 

ttDlemchieden  wurde  vom  Herrschaftsvertrag,  der  das  Verhältnis 

[i  lytocben  Herrscher  und  Untertanen  ein  fiir  allemal  rfegeln  soll, 

jHpiinen  Marsihus,  wie  Rousseau  nur   den  einen  Grundvertrag 

^TOT  Gcselisehaft ,  der  den  Staat  griindet  ^).    Der  Herrscher  steht 

in    kaioetii   ^'^ert^agJ5verhältnis   zum   Volk,    sondern    nird   ihm 

ecfafodiihiB   untergeordnet,   ist  einfach  der  Beamte  des  Volks^ 

deeaen  Stellung  auf  einem  (»esetz  des  Volks  beruht. 

WÄhn-nd  al>er  Rnusseau  allen  Wert  auf  die  Konstruktion 
das  So^iidvertrugs  legt,  um  d^aue  die  Geltung  der  Staate- 
gewallt  der  volonte  g^n^rale  zu  rechtfertigen,  wird  er  bei  Mar- 
knom  erwähnt.  Der  Gedanke  der  Bildung  des  Gesamt- 
beschäftigt  ihn  gar  nicht. 
Aber  alleriüngs  sieht,  T^de  oben  erwähnt,  Marsüius,  ebenso 
RouAoeau,  in  dem  Gesamtmllen  des  Volks  das  oberste 
p  de»  Staate.  Der  Volkswille  ist  souverän,  nicht  ver- 
Darauf  grilnden  beide  ihre  demokratische  Lehre, 
moch  Rousseau  sielit  in  der  Gesetzgebung  deu  ausschheß- 


*>  B«l»a.  OiÄchiclile  p,  1«>5  f..    im  L,    löti  f.  —  Gierke,  Althufciu» 
MC 

0  B#lim,  L  13.  p.  257  f.  —  Gi^rke  p.  115  ff. 
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liehen  Inhalt  der  Souveränität,  auch  er  spricht,  genau  wie  Mar- 
silius,  die  Vollziehung  der  Gesetze  dem  souveränen  Volke  ab 
und  weist  sie  einem  abhängigen  Organ  des  Volks  zu,  dem 
gouvemement,  der  pars  principans  des  MarsiUus.  Fast  wörtUch 
stinmien  beide  überein  in  der  Begründung  der  Volksgesetz- 
gebimg:  weil  die  Gresetze  besser  beobachtet  werden,  die  alle 
sich  selbst  geben;  und  genau  so  wie  Marsilius  denkt  sich 
Rousseau  die  Einsetzimg  der  Regierung  in  der  Weise,  daß  zu- 
nächst das  Volk,  der  legislator,  gesetzlich  beschheßt,  daß  eine 
Regierung  in  bestimmter  Form  eingeführt  werden  solle,  dann 
erfolgt  die  Wahl  der  einzelnen  Beamten. 

Aber  während  Rousseau  in  seinem  radikalen  IdeaUsmus 
soweit  geht,  daß  er  eine  Ausübimg  des  Volkswillens  durch  ge- 
wählte Vertreter  für  unmögUch  erklärt,  ja,  das  Repräsentativ- 
system aufs  entschiedenste  bekämpft  und  daran  schließlich  die 
Verwirkhchimg  seines  demokratischen  Staatsideals  scheitern 
läßt,  dachte  MarsiHus  hier  viel  praktischer,  weil  ihm  die  Rücksicht 
auf  das  Individualprinzip  überhaupt  fremd  ist,  weil  er  nur  eine 
Reihe  Korporationen  imterscheidet,  nicht  die  einzelnen  Bürger. 
So  wird  er  gerade  ein  Hauptanhänger  der  Repräsentativ- 
verfassung. 

Nicht  zufäUig  also  sind  die  Ähnlichkeiten  imd  die  Unter- 
schiede zwischen  diesen  beiden  Staatsanschauungen,  die  durch 
die  ganze  Entwicklung  der  modernen  Kultur  voneinander  ge- 
trennt sind.  Ähnliche  historische  Ursachen  erzeugen  ähnliche 
Ideen,  aber  immer  bleiben  sie  abhängig  von  ihrer  Zeit  und 
Umgebimg.  Der  demokratische  (Jedanke  des  14.  Jahrhunderts 
ist  ein  andrer,  als  der  des  18.  Aber  beide  verbindet  dieselbe 
historische  Bewegung,  auf  der  die  moderne  pohtische  und 
geistige  Freiheit  ruht. 


Daß  man  selbst  in  unserer  merkwürdig  festeefrohen  Zeit 

TOD  den  Säkularerinnerungen,  in  denen  wir  jetzt  mitten  inne 

stehen,  in  preußischen  Landen  nur  mit  einiger  Zurückhaltung 

NoüjE   nimmt,   ist  ja   begreiflich.      Und   doch   gehört  der  Zu- 

«Ämmenbruch,   der  vor  hundert  Jahren  das  alte  Preußen,  das 

Friderizianische  System  vemiehtete,  zu  den  weitaus  fnichtbarsteu 

Momenten  unserer  ganzen  Geschichte.     Daß  die  einzig  durch 

jenen  Zosammenbnich  ermöghchte  Steinsche  Reform  trotz  der 

ünvollkommenheit  ihrer  DurcWuhrung  eine  wahre  Wiedergeburt 

¥on  Staat  und  Volk  anstrebte,  daß  ohne  sie  der  Aufstieg  Preußens 

zur  Führung  in  Deutschland  undenkbar  gewesen  wäre,  das  sind 

iiaehg?rade  kaum  mehr  bestrittene  Wahrheiten,  wenngleich  sie 

der  großen  Menge  nicht  so  unermüdhch  eingeprägt  werden  wie 

gewkse  böchat  problematische  Dogmen  der  pseudopatrioti  scheu 

Legende. 

Freilich»  die  Steinsche  Reform  war  ein  Torso  und  ist  es 
bis  beute  geblieben.  Was  der  Meister  in  der  kurzen  Spanne 
emes  Jahres,  eines  von  unzähligen  und  unsagbaren  Nöten  be- 
driB^D  Jatires,  nicht  zur  Vollendung  führen  konnte,  ehe  er 
Beinen  äuQereti  und  namenthch  seinen  inneren  Femden  zum 
Ol*fer  fiel,  das  hat  ein  Jahrhundert  nach  ihm  nicht  zu  voUenden 
vermocht.  Ist  diese  historische  Tatsache  ein  erstaunhches 
Zeugm's  für  die  persönliche  Bedeutung  des  großen  Führers 
der  großen  Reform,  so  zeugt  nicht  minder  beredt  für  die 
icböpferische  Fruchtbarkeit  der  Grundgedanken  des  immer  noch 
unvollendeten  Reformwerkee  die  Tatsache,  daß  während  dieses 
gao^Q  Jahrhunderts  und  noch  heute  jeder  lebensfähige,  tiefer 
ende  und  großzügige  Plan   zur  Reorganisation   staatlichen 
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Wesens  in  Preußen  an  diese  Gnmdgedanken  anknüpfen  muß; 
daß  sein  Verhältnis  zu  ihnen  der  sicherste  Prüfstein  seines 
Wertes  ist. 

Auch  diese  Schätzung  der  Steinschen  Reform  kann  äußer- 
hch  als  unbestritten  gelten;  eine  Reverenz  vor  ihr  gehört  zu 
den  obligaten  Bestandteilen  jedes  legislativen  oder  literarischen 
Reformentwurfs  für  die  preußische  Verwaltung.  Anders  freilich 
steht  es  mit  dem  inneren  Verhältnis  unserer  neueren  und  neuesten 
Gesetzgebung  und  Literatur  zu  den  Prinzipien  des  Steinschen 
Werkes.  Was  dabei  vor  allem  in  die  Augen  sticht,  das  ist 
die  Ignorierung  oder  Verkennimg  oder  geradezu  die  Verleugnimg 
des  eminent  politischen  Charakters  dieser  wie  jeder  fruchtbaren 
Verwaltimgsreform  großen  Stils.  So  stellte  z.  B.  kürzliche 
eine  Erörterung  über  „Stadtverordnete  imd  PoUtik"*)  an  ihre 
Spitze  die  Behauptung,  daß  der  große  Meister  des  fundamen- 
talen Bauwerks  von  1808  nimmermehr  der  Stadtverordneten- 
versammlung einen  mehr  oder  minder  poUtischen  Charakter 
zugedacht  habe.  Und  der  diese  Worte  schreibt,  ist  nicht  nur 
als  hervorragender  Praktiker  der  Verwaltungsjustiz  wie  der 
städtischen  Selbstverwaltung,  sondern  zugleich  auch  mit  Recht 
wegen  seiner  unbefangenen  Anschauungen  hochgeschätzt  und 
verehrt.  Wie  malt  sich  da  vollends  das  Bild  der  Steinschen 
Reform  in  den  Köpfen  von  Theoretikern  und  Praktikern  der 
preußischen  Verwaltung,  die  ganz  anders  als  jener  trefOiche 
Mann  e  vinculis  sermocinantur.  In  Wahrheit  hat  diese  ganze 
Reform,  und  innerhalb  derselben  wiederum  ihr  einzig  voll- 
endetes Werk,  die  Städteordnung,  und  innerhalb  der  Städte- 
ordnung abermals  gerade  die  Stellung  der  Stadtverordneten  als 
der  ersten  Volksvertreter  in  Preußen  einen  ganz  eminent  po- 
Utischen Charakter;  sie  kann  überhaupt  nur  poUtisch  gewürdigt 
imd  begriffen  werden  2). 

Seltsam,  daß  man  das  impolitischste  aller  Kulturvölker 
immerfort  vor  der  bösen  Hexe  PoUtik  warnen  zu  müssen  glaubt, 
während  doch  gerade  das  ewige  Weh  und  Ach  unseres  deutschen 
öffentlichen  Lebens  seit  Jahrhunderten  sich  aus  dem  einen 
Punkte  eines  beispiellosen  Mangels  an  pohtischem  Sinn  im 
deutschen  Volke  erklärt.  Die  sich  zu  Fiüirem  und  Erziehern 
dieses  Volkes  berufen  glauben,  sie  sollte  historische  Einsicht 
veranlassen,  all  ihre  Sorge  auf  die  Heilung  dieses  verhängnis- 

0  J eben 8  im  Preiiß.  Verwaltungsbl.  XXVm,  Nr.  46. 
*)  Vgl.  meine  Entwicklungsgeschichte  der  Deutschen  Städteverfassung 
(1906)  S.  254  f. 
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ToUen  Mangels  zu  riclueii,  unabläj^sig  den  politigchen  Sinn  in 
di^dem  V^olke  zn  wecken  und  zu  pflegen;  statt  dessen  bemülien 
m  sich,  allem  Politischen  das  Stigma  eines  Ekelworts  aufzu- 
drücken,  von  dem  Bich  »ehauderncl  wenden  die  Reinen.  Die 
famoae  Tlironrede,  mit  der  einst  Friedrich  Willielm  IV*  den 
vereinigten  Landtag  eröffnete,  ist  heute  allgemein  als  groteske 
Karikatur  einer  staat^mUnnischen  Leistung  erkannt;  aber  von 
dem  Geiste,  in  dem  er  seine  ,.teut4?chen  Stünde  *  davor  warnte^ 
seh  als  Repräsentant^rn  politischer  Meinungen  zu  betätigen^  ist 
noch  allzuviel  in  unseren  maßgebenden  Kreisen  lebendig.  Und 
doch  wftr  die  politische  Apathie  dieöes  Volkes,  aus  der  es  seihst 
durch  jenen  ungeheuren  Zusamraenbruch  vor  hmidert  Jahren 
nicht  aufgeriittelt  werden  konnte,  das  schwerste  Hemmnis  des 
Steinachen  W'erkes;  sie  vor  allem  verschuldete  es,  daß  die 
ßeform  ein  Torso  blieb  und  in  der  Folgezeit  noch  weiter 
verstummelt  werden  konnte.  Stein  selbst  hat  jenen  Mangel 
seJmierzhchst  empfun^len;  Inhalt  seines  ganzen  Strebens  war 
es.  durch  seine  Reformen  eine  poUtisch  tätige,  lebendige  Nation 
m  bilden;  „man  muß  bei  den  ruhigen  Deutsehen,  die,  wie  einer 
tmser&t  Schriftsteller  sagt-,  unter  allen  Zeiten  am  meisten  die 
Bdienkz^it  heben,  eher  Reizmittel  anwenden,  als  Opiate*. 

Nationale  Erbebung  war  das  Ziel  der  Reform;  aber  daß 
BMjfa  eine  tatkräftige  und  opferfireudige  Erhebung  nicht  durch 
das  bloße  nationale  Dogma,  die  inlialtlose  patriotiBche  Phrase 
erreiclien  läßt,  sondeni  nur  durch  die  Erweckung  poütischen 
Shmes  als  Frucht  der  selbsttätigen  und  selbstbestimmenden 
Teilnahme  des  freien  Bürgers  am  Leben  des  freien  Staates, 
diese  Erkenntnis  gab  der  Reform  Uiren  Inhalt.  Ist  eine  freie 
Staatsverfassung,  die  poUtische  Organisation  eines  mündigen 
Volkes,  an  sich  unvereinbar  mit  der  bevormundenden  Verwal- 
lung  des  absoluten  Obrigkeitastaatee  über  i)olitiBch  rechtlose 
Untertanen,  so  kann  vollends  ein  politisch  unbegabtes  Volk  zur 
Teilnahme  an  einer  freien  Staatsverfassung  nur  durch  seine 
Teihialime  an  der  Verwaltung  von  unten  herauf  erzogen  werden. 
Das  Isi  die  Quintessenz,  der  eminent  politische  Cliarakter  der 
8teinsc*hen  Ver^-altungsorganisa tion . 

II. 

Die  Steinsche  Reform  ist  die  Keimzelle  der  heutigen  preußi- 

sehen  X'erwaltungsorganisation;  aber  diese  ist  durchaus   nicht 

organische  Entwicklung  jenes  Keims,    oder  doch  nur  eine 

pk  degenerierte  Entwicklung.      Unmittelbar  ins  Leben  trat 
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von  den  Steinschen  Entwürfen  ja  nur  die  Städteordnung,  die 
freilieh  dem  Ganzen  die  Richtung  hätte  geben  sollen  und  können. 
Schon  die  Hardenbergsche  Fortführung  der  Reform,  so  vielfach 
sie  auch  an  die  Steinschen  Grundlagen  anknüpfte,  wich  doch 
gerade  in  der  konsequenten  Ausgestaltung  erhebUch  von  jener 
Richtung  ab.  Vor  allem  aber  scheiterte  Hardenbergs  Versuch, 
die  Prinzipien  der  Städteordnung  auf  alle  Gemeinden  des  ganzen 
Staates,  wie  darüber  hinaus  auch  auf  die  Organisation  der  Kreise 
und  Provinzen  auszudehnen,  und  auf  dieser  Grundlage  den 
preußischen  Verfassungsstaat  zu  errichten.  Die  Städteordnung 
bUeb  als  ein  isoUerter  Torso,  ein  heterogenes  Element  im  abso- 
luten PoUzeistaat  stehen;  und  statt  die  fruchtbaren  Gedanken  der 
Städteordnung  fortzubilden,  paktierte  dieser  Absolutismus,  durch 
die  provinzial-  und  kreisständische  Gesetzgebung  der  zwanziger 
Jahre  mit  den  lebensunfähigen  Schemen  des  toten  FeudaUsmus. 
Die  Bewegung  von  1848  erzwang,  was  der  organische  Ausbau  der 
Steinschen  (Jedanken  vermieden  hätte :  die  konstitutionelle  Ver- 
fassung unvermittelt  neben  die  poHzeistaatlich  absolutistische 
Verwaltimg  zu  stellen.  Der  Versuch,  das,  was  ein  halbes  Jahr- 
hundert versäumt  hatte,  mit  einem  Schlage  durch  einen  Akt 
der  jungen  konstitutionellen  Gesetzgebung  nachzuholen,  wie  er 
in  dem  Gesetzesbündel  vom  11.  März  1850  erschien,  ging  schnell 
in  der  reaktionären  Hochflut  imter.  Neue  Ära,  Verfassungs- 
konflikt, die  Epoche  der  großen  ICriege  imd  der  Reichsgründimg 
drängten  die  allseitig  als  unabweisUch  erkannte  Reform  der 
geradezu  trostlosen  preußischen  Verwaltungsorganisation  in  den 
Hintergrund.  EndUch  wurde  sie  mit  der  Kreisordnung  von 
1872  aufgenommen  und  durch  die  beiden  großen  Kodifikationen 
von  1883  nebst  einer  Reihe  späterer  Gesetze,  darunter  nun  nach 
83  Jahren  die  von  Stein  als  nächste  Notwendigkeit  ins  Auge 
gefaßte  östUche  Landgemeindeordnung,  zu  einem  freiUch  höchst 
problematischen  Abschluß  gebracht.  Wohl  knüpft  auch  diese 
Reform  an  Steinsche  Ideen  an.  Aber  indem  sie  die  Erinne- 
rung an  ihr  großes  Vorbild  wachruft,  fordert  sie  die  schärfste 
Kritik  des  Epigonenwerks  heraus.  Und  im  letzten  Grunde 
ist  es  nichts  anderes,  als  gerade  der  Mangel  einer  großen, 
schöpferischen,  politischen  Idee,  was  die  Entwürfe  der  Eulen- 
burg und  Puttkamer  und  ihrer  Grenossen  vom  Werke  Steins 
und  seines  Kreises  scheidet.  Vielleicht  am  handgreiflichsten 
tritt  diese  Entwicklung  in  absteigender  Linie  an  dem  Schicksal 
der  Novelle  zur  Städteordnung  von  1876  vor  Augen,  und  in 
der  Tatsache,  daß  das  damals  als  unbedingt  notwendig  Erkannte, 


aber  Mißlungene,  seitdem  in  eineoi  Menschenalter  nicht  einmal 
tieder  Tergucht  worden  ist, 

Neuerdings  erheben  sich  nun  immer  zahlreicher  die  Stimmen, 
dit  die  Unzulänglichkeit  und  die  diingende  Refonnbedürftigkeit 
der  letzten  Orgartbationsgeset^gebung  betonen,  und  wiederum 
nach  einer  Reform  der  preuOischen  Verwaltung  „an  Haupt  und 
Gliedern*'  rufen.  Und  zwar  ist  es  ktineswep  der  ,,Pöbelsiun 
verworrener  Geister* \  dem  dieser  Widerstand  entstammt;  vielmehr 
iiiid  Männer  von  vielen  Gradeu,  Rate  zweiter  und  erster  Klasse, 
Eegjemngspräaidenten,  mehr  oder  minder  konservative  Parla- 
mant&rier  die  Rufer  im  Streit*).  Da  findet  man  mit  Beifall 
das  Wort  Laskers  zitiert,  daß  die  preußische  Yerwaltimg  an 
Soiigegtionen  nach  dem  Kopfe  leide  ^) ;  und  nur  an  eine  grüud- 
Kehe  Reform  wird  die  Hoffnung  geknüpft,  daß  sich  doch  noch 
etwas  Brauchbares  aus  den  Bezirksregierungen  werde  machen 
las&en^.  Da  wird  von  der  „Misere  der  Regierxmgsorganisation** 
und  dem  ,, vollendeten  Bureaukratismus'\  in  dessen  Zeichen 
heute  die  Regierungen  ständen,  gesprochen*).  Man  hört  von 
der  „vis  inertiae  der  etwas  senil  gewordenen  Bureaukratie**  *) ; 
ood  60  wird  treffend  die  Tatsache  konstatiertj  daß  man  bei  der 
jängßten  VerwaltungsreorganiBation  nü'gends  den  Abaclduß  er- 
reicht habe,  sondern  überall  auf  halbem  Wege  stehengeblieben 
m*}.  Was  einst  am  Beginne  der  letzten  Refonu  der  Minister 
Eüleiiburg  von  der  damaligen  preußischen  Verwaltungsorganj, 
lation  sagte,  sie  sei  halb  noch  Rohbau  und  halb  schon  Ruine- 
das  gilt  also  auch  von  ihrem  heutigen  Zustand  nach  der 
Reform.  Und  daraus  ergibt  sich  die  Anschauung,  daß  heute 
eine  Verwaltungereform  genau  so  in  der  Luft  hege,  wie  1890 
die  Steuerreform^). 

Es  iat  an  sich  ein  gutes  Omen,  daß  solche  Urteile  von 
der  hohen  Bureaukraüe  mid  ihr  Nahestehenden  ausgehen; 
mußte  doch  auch  Stein  die  Überwindung  der  Bureaukratie  von 
der  Spitze  der  Bureaukratie  her  in  Angriff  nehmen.    Und  wie 


*)  r.  Matfow;  Boforra  oder  Revolution,  t.  Äufl,  1B95.  —  v.  Zedlitz 
m  d49i  ?t«oÖ,  .InJirbuch-  Bd.  107,  S.  24  f.  —  Schwarz,  ebenda,  Bd.  121, 
a4fi8  f.  —  LotK  io  Schmolkrs  Jahrb.,  Bd.  XXVI,  S.  227  f.  und  Bd.  XXVÜ, 
S*9S1  ^  Elonsu  in  den  Greii2bot<>ü,  Jahrg,  62,  Nr,  8  und  9.  —  v.  Arn- 
il«di  im  Verwaltungsarcliiv,  Bd,  12.  S,  311  f.  —  Graf  Hue  de  Grais  im 
VcTwmltiiii^w*chiv,  Bd.  15*  S.  325  f, 

^  Arnitedt  a.  a.  G.  S.  315,  •)  Ebenda  S,  345. 

^  Lot«  t.  R.  0,  S.  234, 

^  Zedlitas  a.  a.  0,  8.  42,  *)  Ebenda  S.  d(h  0  Ebenda  S,  43, 
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die  Dinge  bei  uns  nun  einmal  liegen,  wird  auch  eine  neue 
Verwaltungsreform  entweder  von  oben  oder  in  absehbarer  Zeit 
gar  nicht  kommen.  Auch  in  diesen  neuesten  Kundgebungen 
fehlt  es  nicht  an  der  obligaten  Reverenz  vor  der  Steinschen 
Reform;  die  im  Laufe  des  Jahrhunderts  eingetretene  Abweichung 
von  ihren  Gnmdlagen  wird  als  Quelle  der  gegenwärtigen  Übel 
anerkannt^);  und  damit  harmoniert  aufs  schönste  die  gemein- 
same Betonung  der  Dezentralisation  und  der  Selbstverwaltung 
als  der  wichtigsten  Momente  für  eine  neue  Reform.  Aber 
freilich,  wenn  einer  dieser  Reformer  eine  nähere  Verbindung 
zwischen  kommunaler  imd  staatlicher  Verwaltimg  fordert,  weil 
damit  die  „fördernde  und  unterstützende"  Wirksamkeit  der 
kommunalen  mit  der  „anordnenden  und  verwaltenden*'  Wirk- 
samkeit der  staatlichen  Behörden  in  Zusammenhang  gebracht 
werde*),  so  ist  dieser  Vorbehalt  der  anordnenden  Herrschaft 
für  die  staatliche  Obrigkeit  ungefähr  das  Gegenteil  von  der 
Tendenz  Steinscher  Organisation. 

Einmütig,  wenn  auch  etwas  verschieden  in  der  Tonart, 
wird  die  Tatsache  konstatiert,  „daß  der  Apparat  der  allgemeinen 
Landesverwaltung,  welcher  einst  mustergültig  funktionierte, 
nicht  mehr  befriedigend  arbeite.  Die  Mühle  klappert  noch  wie 
früher,  aber  sie  Uefert  nicht  mehr  entsprechendes  Mehl.  Das 
Schreibwerk  überwuchert  in  der  Zentral-,  Provinzial-  und  Lokal- 
verwaltimg,  die  Güte  der  Leistung  steht  aber  nur  zu  häufig  im 
umgekehrten  Verhältnis  zu  der  Vermehnmg  der  Greschäfte"  •). 

Als  wesentUchen  Grund  der  Schwerfälligkeit  und  Langsam- 
keit der  Geschäftsführung  sowie  des  überwuchernden  Bureau- 
kratismus  erkennt  man  die  Häufung  der  übereinander  aufge- 
bauten Verwaltungsbehörden,  die  KompUziertheit  imd  ver- 
wirrende Unübersichtlichkeit  ihrer  Kompetenzverhältnisse,  die 
vielfach  imzweckmäßige  Gestaltimg  ihrer  örtlichen  Bezirke, 
sowie  den  Vorbehalt  der  endgültigen  Entscheidimg  für  höhere 
und  höchste  Listanzen,  die  doch,  je  höher  sie  sind,  desto  femer 
den  zu  entscheidenden  tatsächlichen  Verhältnissen  stehen.  Die 
Vorschläge  zur  Abhilfe  sind  recht  mannigfaltiger  Art.  Von 
den  „kleinen  Mitteln",  wie  da  sind:  Verminderung  des  Schreib- 
werks, ausgiebige  Benutzimg  der  Schreibmaschine,  der  Steno- 
graphie und  des  Telephons,  praktische  Anordnung  der  Bureau- 
räume u.  dgl.  m.  darf  man  fügUch  absehen;  sie  haben  nur  in- 

0  Hue  de  Grais  S.  339.  *)  Ebenda  S.  358. 

»)  Zedlitz  S.  24. 
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tofera  eine  s>TiipU>ma tische  Ikdeutung,  als  sie  bei  einer  voü 
miHlemem  Geiste  erfxiJlten  Verwaltung  Belbstverständlich  wären. 
Damit  in  der  sonst  vielleiclit  etwas  trockenen  Materie  auch 
dfie  —  allerdings  wohl  unfreiwillige  —  Satire  nicht  fehle,  er- 
sehnt ein  sonderbarer  Schwärmer  als  Heilmittel  gpezißseh 
preuOischer  Mangel  eine  Verstärkung  des  persönlichen  Ra- 
pmtnts  und  eine  Erhöhung  der  Einwirkung  des  Zi^dlkabinetts 
«of  die  Verwaltung*)!  So  w^äre  man  dann  glücklich  bei  der 
vollkommenen  Umdrehung  der  Steinschen  Gedanken  angelaugt, 
dessen  Reformwerk  ja  von  der  rücksichtslosen  Bekämpfung  des 
per&>alichen  Regiments  und  der  Kabiuettsregierung  ausging, 
lo  der  Literatur  hat  solcher  Widersinn  freiüch  keinen  Anklang 
gefunden;  ob  auch  sonst  nirgend m^o? 

In  der  Hauptsache  bewegen  sich  jedoch  die  Reformvor- 
edillge  um  die  Frage  einer  Reorganisation  der  drei  Mittel- 
babörden  in  der  Kreis-,  Bezirks-  und  Pro\nnziahnstanz,  Einig 
ist  man  darüber,  daß  gerade  hier  die  Dinge  nicht  bleiben 
kdnnen,  wie  eie  sind,  weil  an  diesen  Stellen  die  Hypertrophie 
m  Lähmungserscheinungen,  die  Überfülle  der  Behörden  zu 
einer  Hemmung  ihrer  Wirksamkeit  geführt  hat.  Einig  ist  man 
femer  im  wesi^ntlichen  darüber,  daß  bei  einer  Reform  der 
Wirkungskreis  und  die  Selbständigkeit  der  Kreiainstanz  als  der 
dem  frif kiichen  Leben  am  nächsten  stehenden  Behörde  erheblich 
f^rstftrkt  werden  müsse.  Einig  ist  man  endlich  auch  darüber, 
daß  jcwei  volle  Mittelinstanzen  zwischen  Kreis-  und  Zentral- 
behurde  des  Guten  zu  viel  sind,  daß  eben  hier  jene  Hypertrophie 
ihren  Sitz  hat,  und  daß  daher  eine  yon  beiden  zurücktreten 
müsse;  sei  es,  daß  mau  sie  ganz  aufhebe;  sei  es,  daß  man  sie 
in  iiirer  Zuständigkeit  wenigstens  soweit  reduziere,  daß  sie  nicht 
metir  als  sell)ständige  Zwiseheninstanz  wirke.  Ob  nun  aber 
diesen  Sehickaal  der  völUgen  oder  doch  teilweisen  Ausmerzung 
die  Bezirke*  oder  die  Provin/Jalinstanz  treffen  sott,  darüber  gehen 
die  >[einmigen  auseinander.  Zugunsten  der  Erhaltung  der  — 
freilich  wesentlich  zu  reformierenden  —  Bezirksregierungen 
wird  vor  allem  die  historische  Kontinuität  angerufen,  die  seit 
dem  l^rnprunge  einer  eigentUcben  Staatsverwaltung  in  Preußen 
den  Scliwerpunkt  der  provinziellen  Administration  in  diese  Be- 
lirfce  verlegt  habe;  dabei  müsse  man  um  so  melu*  verharren, 
^^k  der  räumÜche  Umfang  einer  Provinz  vollends  für  die  Auf- 
^^jben  der  heutigen  Verwaltung  bei  weitem  %n  groß  sei.    Dem- 

i 
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gegenüber  stützt  sich  die  Forderung,  die  staatliche  Verwaltung 
jenseits  des  Kreises  in  der  ProvinziaUnstanz  zu  konzentrieren, 
wesentlich  auf  die  Notwendigkeit  der  Kongruenz  der  Staatd- 
verwaltungs-  mit  den  Selbstverwaltungsbezirken.  Nachdem  die 
letzte  Reform  einmal  Kreis  und  Provinz  als  höhere  Kommunal- 
verbände organisiert  habe,  müsse  sich  der  Aufbau  der  Staats- 
verwaltung an  diese  Einteilung  anschließen.  Die  fast  allseitig 
zugestandene  Degeneration  der  Bezirksregienmgen  erkläre  sich 
in  der  Hauptsache  gerade  daraus,  daß  ihnen  die  nötige  An- 
lehnung an  einen  kommunalen  Selbstverwaltungsverband  fehle; 
es  sei  aber  weit  schwieriger  und  bedenkhcher,  einmal  bestehende 
imd  lebende  Selbstverwaltungskörper  zu  zerreißen,  als  die  Bezirke 
der  Staatsverwaltung  anders  einzuteilen.  Zudem  ermögliche 
nur  die  reichere  Ausgestaltung  der  ProvinziaUnstanz  die  dringend 
notwendige  Entlastung  der  Ministerien  von  Geschäften  der 
Provinzialverwaltung. 

In  diesem  Meinungsstreit  scheint  das  quantitative  und 
qualitative  Übergewicht  wohl  auf  Seiten  der  zuletzt  dargelegten 
Anschauung  zu  sein. 

Daneben  erscheinen  noch  Vorschläge  zu  Reformen  in  der 
Stellung  und  Besoldung  der  Verwaltungsbeamten  mit  der  Ten- 
denz, einerseits  das  Landratsamt  zu  heben,  andererseits  die 
unnahbare  Stellung  der  Ministerialräte  ein  wenig  zu  schwächen, 
auf  daß  sie  nicht  immer  und  unwandelbar  droben  im  Lichte 
wandeln,  sondern  durch  gelegentUches  Hinabsteigen  in  die 
Provinzialverwaltung  der  Erde  näher  gerückt  werden. 

m. 

„Im  großen  und  ganzen  sind  es  dieselben  Erwägungen, 
die  gegenwärtig  von  Jahr  zu  Jahr,  von  Monat  zu  Monat  leb- 
hafter auf  eine  Reform  der  allgemeinen  Landesverwaltimg 
Preußens  an  Haupt  und  GUedern  drängen,  welche  den  großen 
Verwaltimgskönig  Friedrich  Wilhelm  I.  im  Jahre  1723  zur  Ein- 
setzung des  Generaldirektoriums  imd  der  Kriegs-  und  Domänen- 
kammem  bewogen,  imd  welche  zu  der  großen  Verwaltungsreform 
des  Reichsfreiherrn  vom  Stein  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
führten.  Es  ist  gleichsam  ein  Naturgesetz  des  Großstaats 
Preußen,  daß  jedes  neue  Jahrhimdert  neue  Instrumente  und 
Institutionen  fordert,  mn  die  Landesverwaltimg  gedeihlich  und 
wirksam  führen  zu  können^)." 

')  Lotz  S.  227/8. 


Mit  diesea  einleitenden  Worten  stellt  eiuer  der  neuesten 
Beformer  fieine  Vorschläge  auf  eine  breite  liistorische  Basis. 
Das  ist  jedenfalls  anerkennenswert,  auch  wenn  er  durch  An- 
refen  düeser  historischen  Parallelen  seinen  Vorschlägen,  wie 
ihmn  der  Gleiehstrebenden  etwa  keinen  guten  Dienst  geleistet, 
Tielmelir  der  Kritik  einen  für  jene  recht  gefälirlichen  Maßstab 
m  die  Hand  gegeben  hat.  In  der  Tat,  gleichviel  welches  der 
jüngiteu  Reformprojekte  man  herausnehme,  oder  welche  von 
'Mm  man  als  die  besten  miteinander  kombinieren  möge;  in 
ketaeni  Falle  können  sie  irgendwie  den  Vergleich  auch  nur 
mit  der  Verwaltungsreorganisation  Friedricli  Wilhelms  I.  oder  gar 
mit  der  Steine?  aushalten.  Und  zwar  ist  das  WesentHche  dieser 
Cßvergleiciibarkeit  keineswegs  bloß  ein  quantitativer  Unter- 
ichied,  vielmehr  in  eminentem  Maße  ein  quahtativer,  der  darauf 
beraht*  daß  sehließhch  auch  die  besten  dieser  jüngsten  Reform- 
Torschläge  doch  nur  an  Symptomen  herumkurieren,  dem  Kern 
im  Problems  aber  vorsichtig  aus  dem  Wege  gehen.  Anders 
iHÄgedrückt:  es  ist  wiederum  der  Mangel  eines  poUtischen 
PHniips,  der  jenen  Voi^chlägen  sämtUch  anhaftet,  im  Gegen- 
satz nicht  nur  znr  Steinscheu  Reform,  sondern  selbst  zu  der 
Reorganisation  Friedrich  Wilhelms  L,  die  einen  politischen 
(liarakter  gleichfalls  aufweist,  wenn  freilieh  auch  anderer  ;Vrt 
mjd  anderen  Grades  als  das  Werk  Steins.  Damit  soll  aber 
tocliaus  nicht  der  Behauptung  widersprochen  sein,  daß  heute 
die  preußische  Verwaltimgsorgauisatiou  einer  jenen  Vorgängern 
wirklich  verwandten,  also  pohtiseheu  Reform  dringend  bedürfe; 
im  Gegenteil  ist  gerade  der  Mangel  einer  solchen  die  Quelle  der 
alkeitig  anerkannten  und  noch  mancher  anderen  Übel.  Und 
die  Eigenart  politischer  Anschauung  besteht  nur  darin,  daß 
man  im  Zusammenhange  des  Ganzen  jene  Schäden  als  Symptome 
und  nicht  als  Dinge  an  sich  erkennt, 

DieAufgaben  und  Probleme  einer  heutigenVerwaliungsreform 
Lp  Preußen  können  allerdings  dem  Wesen  der  Steinsehen  Reform 
■feci  vornherein  nicht  völlig  ebenbiirtig  an    die  Seite    gestellt 
"  Werden.     Denn  sie  war  eine  Reform  eigenthch  nur  nach  ihrer 
,    Äußeren  Erscheinungsform,  der  Anordnung  von  oben  her;  ilirem 
I    Inhalte  und  ihren  Endzielen  nach  bedeutete  sie  dem  absoluten 
Obrigkeitsstaat  gegenüber  eine  wahre  Revolution,     Ein  solches 
Phänomen  ist  aber  in  Preußen  nur  unter  den  ganz  außerordent- 
lichen Verhältnissen  denkbar,  wie  sie  vor  hundert  Jahren  durch 
die  gewallige  Katastrophe  des  alten  Hlaates  als  Folgeerscheinung 
[    der  großen  Revolution  geschaffen  worden,  und  wie  sie  gegen- 
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wältig  weder  von  innen  noch  von  außen,  weder  von  unten 
noch  von  oben  in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Nicht  um  den 
Ersatz  eines  von  unwiderstehlicher  äußerer  Gewalt  zerschmet- 
terten Alten  durch  eine  völlige  Neuschöpfung  handelt  es  sich 
gegenwärtig,  vielmehr  um  die  Fortführung  der  durch  jene  frühere 
große  Reform  schon  gegebenen,  aber  nicht  voll  verwirkUcht^i 
Prinzipien,  um  die  Beseitigung  der  Rudimente  alter,  vom  Leben 
allmäÜich  überwundener  Zustände,  und  um  die  Anpassung 
der  Organisation  an  die  Erfordernisse  und  den  Geist  der  ^mo- 
dernen Wirldichkeit.  Damit  tritt  allerdings  eine  gewisse  Ahn- 
Uchkeit  mit  der  Verwaltimgsreform  Friedrich  Wilhelms  I.  hervor, 
die  ebenfalls  eine  solche  Aufgabe  in  normalen  und  ruhigen  Zeit- 
läuften in  Angriff  nahm.  Aber  diese  innere  AhnUchkeit  darf 
nicht  dazu  verführen,  das  Wesen  der  Sache  in  einer  äußerlichen 
Nachahmimg  der  Verschiebung  und  Verschmelzimg  etlicher 
Behörden  zu  erblicken. 

Der  pohtische  Gedanke  der  Verwaltungsreform  Friedrich 
Wilhelms  I.  war  es,  die  Rudimente  ständischen  Wesens,  die  ihren 
Lebensinhalt  meist  schon  in  der  vorangegangenen  Epoche  ver- 
loren hatten,  nun  auch  formell  aus  der  staatUchen  Organisation 
auszumerzen,  und  so  die  äußere  Gestalt  für  den  damals  modernen 
Staat  des  absoluten  Fürstentums  zu  vollenden.  Die  Durchführung 
gelang  wohl  für  die  Zentral-  und  MitteHnstanzen,  in  der  Lokal- 
verwaltung im  wesentHchen  für  die  Städte,  nicht  aber  für  die 
Landkreise  und  Landgemeinden.  Mit  dem  in  diesen  Positionen 
verschanzten  FeudaHsmus  schloß  dann  die  Friderizianische  Ver- 
waltungspolitik ihr  Kompromiß,  dessen  Tendenz  mit  dem  Satze: 
Absolutismus  oben,  Feudalismus  unten,  im  ganzen  zutreffend 
gekennzeichnet  wird. 

Nach  beiden  Richtungen  liin  steht  dazu  die  Tendenz  der 
Steinschen  Reform  in  diametralem  Gegensatz.  Ihre  erste  Kund- 
gebung, das  Edikt  vom  9.  Oktober  1807,  ist  die  Negation  des 
gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Ständesystems,  das  die 
Grundlage  der  Friderizianischen  VerwaltungspoUtik  gebildet 
hatte  und  noch  in  der  abscliließenden  Kodifikation  des  ancien 
regime,  dem  preußischen  Landrecht  zu  schroffstem  Ausdruck 
gekommen  war.  Auf  der  sozialen  Grundlage  der  modernen, 
privilegienlosen,  bürgerUchen  Gesellschaft  will  die  Steinsche 
Reform  den  Feudalismus  unten  ersetzen  durch  die  bürgerUche 
Selbstverwaltang  in  Stadt-  und  Landgemeinden,  in  Kreis-  und 
Pro^ '  vat  der  gleichen  Grundlage  will  sie  den 

wem  durch  die  Verfassung  des  modernen 
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RecfatesCafttes,  Hire  tatsächücheD  Erfolge  entäpmchen  mxvh  tillen 
dicaetl  Richtungen  hin  nicht  der  Größe  uiid  Gesehlosseuheit 
ihrer  Konzeptionen,  Ihr  höchstes  und  dauemdsteö  Verdienst  ist 
as«  die  großen  Richthnien  der  Entwicklung  vorgezeichnet  und 
noch  der  Gegenwart  nach  einem  Jahrhundert  ihre  Aufgaben 
gesteUt  zu  haben.  Dir  wirtschaftlieh  soziales  Programm  wurde  mit 
etlicheu  Modifikationen  von  der  Hardenbergsehen  Gesetzgebung 
ati^gpenomnien  und  dann  nach  jahrzelmtelanger  Unterbrechung 
durch  die  konstitutionelle  Gesetzgebung  nach  1848  fortgeführt, 
Wie  Friedrich  Wilhelm  I.  daa  Prinzip  des  absoluten  Obrigkeits- 
0liats^  so  vermochte  die  Steinsche  Reform  das  Prinzip  der 
modernen  SelbstTerwaltung  in  der  lokalen  Organisation  einiger- 
niaOen  für  die  Städte,  nicht  aber  für  das  flache  Land  und  die 
höheren  Verbände  durchzuführen;  hier  überlebte  der  Feudalis- 
ma»  jene  beiden  Reformen  wie  aiicli  noch  die  V^erfinderungen 
infolge  der  Bewegung  von  1848.  Die  Verfassungsorganisation 
kimiite  von  Stein  nicht  einmal  mehr  versucht  werden;  Harden- 
bergs Versuch  seheiterte  völlig;  das  Jahr  1848  braclite  die  kon- 
stitutioneUen  Fonnen,  aber  olme  sie  aus  der  Verwaltungsor- 
ganisation  heraus  zu  entwickeln,  und  ohne  daß  es  gelang,  diesen 
organi^hen  Zusammenhang  nocli  nachträgUch  herzustellen. 

Pie  Reorganisation  der  Zentral-  und  Provirizialbehörden 
der  Slaatsrerwaltung  ward  im  großen  und  ganzen  in  Über- 
einMimmung  mit  den  Ent\\ürfen  Steins  unter  Hardenberg 
durcligefiihrt.  Sie  ersetzte  den  unendlich  schwerfälligen  und 
unübenrichtlichen  Behdrdenapparat  des  ancien  regime  w  enigstens 
grc*Benteils  durch  eine  beweglichere  Organisation  nach  den  An- 
fonlerungen  moderner  Verwaltungstechnik-  Mit  dieser  Um* 
ge^taJtung  sollte  das  Behördensystem  zugleich  für  den  Übergang 
in  die  durch  Selbstverwaltung  und  Verfassung  umgestaltete 
Slaatsorganisation  adaptiert  werden.  Da  jedoch  diese  letztere 
Umgestaltung  noch  jahrzehntelang  auabheb,  und  sich  auch 
Her  nur  teilweise  und  in  einer  von  den  ursprünglichen  Ent- 
rfen  wesentlich  abweichenden  Form  volkog,  so  erliielt  mit 
mnerer  Notwendigkeit  jenes  Behördensyetem  eine  veränderte 
Bedeutung  tmd  Wirksamkeit.  Wenn  man  also  die  heute  in 
der  j»reußischen  Verwaltung  hervortretenden  Mißstände  mit 
Recht  darauf  ?:urückführen  will,  daß  teils  die  tatsächliche  Eni* 
Wicklung,  teils  die  spätere  Gesetzgebung  von  den  großen  Grund- 
Ibien  der  Steinschen  Reform  abgewichen  sei,  so  darf  man  sich 
i&l*ei  doch  nicht  auf  die  isolierte  Betrachtung  des  Behörden- 
•j^gMezti^  an  sich  besclnänken;  vielmehr  muß  man  in  Betracht 
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ziehen,  was  von  dem  Ganzen  jener  Konzeptionen  unausgeföhit 
geblieben  oder  verstümmelt  worden  ist,  und  wieviel  altes,  vom 
modernen  Leben  längst  überwundenes  sich  in  diesen  Organi- 
sadonsformen  forterhalten  hat. 

IV, 

Daß  in  den  neuesten  Erörterungen  über  eine  Verwaltungs- 
reform die  Frage:  Sein  oder  Nichtsein  der  BezirksregieruQgen 
den  Hauptstreitpunkt  bildet,  haben  wir  gesehen.  Das  ist  auch 
nichts  Zufälliges  und  ÄußerHches,  sondern  innerHch  wohlbe- 
gründet, weil  die  Stellung  dieser  Behörde  von  typischer  Be- 
deutung für  eine  Reihe  von  Grundfragen  der  Verwaltungs- 
poHtik.  und  ihr  Schicksal  von  sjTuptomatischer  Bedeutung  für 
die  Entwicklung  der  VerwaltungspoKtik  in  Preußen  ist.  Doch 
bezeichnend  für  die  UnzulängUchkeit  einer  isoUerten  Betrach- 
timg des  bloßen  Behördensystems  an  sich  ist  es,  wenn  z.  B.  der 
neueste  Verteidiger  der  Fortexistenz  der  Bezirksregierungen 
ihre  historische  Bedeutimg  imd  ihr  weiteres  Daseinsrecht  also 
zu  beweisen  glaubt:  „Schon  die  geschichthche  Entwicklung, 
die  unsere  Verwaltungsbehörden  im  Laufe  mehrerer  Jahr- 
hunderte erfahren  haben,  weist  auf  diesen  Weg  (Beibehaltung 
der  Bezirksinstanz  unter  eventueller  Beseitigung  der  Provinzial- 
instanz)  liin.  Die  Kriegskommissariate  und  Amtskammem  dee 
17.,  die  Kriegs-  und  Domänenkammem  des  18.  und  die  Re- 
gierungen des  19.  Jahrhunderts,  sie  alle  stellen  Behörden  dar, 
die  den  heutigen  Bezirks-  und  nicht  den  Provinzialbehörden  ent- 
sprechen. Das  Bedürfnis  für  das  Bestehen  solcher  Behörden 
ist  damit  nachgewiesen,  und  es  würde  widersinnig  sein,  heute, 
wo  die  Aufgaben  der  Behörden  sogar  noch  erhebUch  gewachsen 
sind,  diese  für  größere  Bezirke  zu  bestellen  als  firüher^)." 

Es  ist  ja  ein  altes  Mißverständnis,  in  der  Beibehaltung  des 
einmal  Grewesenen  als  historisch  berechtigt  einen  Ausfluß  ge- 
schichtlichen Sinnes  zu  sehen;  vielmehr  fordert  wahre  historische 
Anschauung  die  ständige  Entwicklung  des  Gewordenen  mit  der 
werdenden  Zeit.  Und  femer  müssen  für  das  verwaltungspoliti- 
sche Urteil  über  die  Stellung  einer  Behörde  im  Organisations- 
system und  über  ihren  Wert  in  Vergangenheit,  Gegenwart  und 
Zukunft  doch  wohl  noch  andere  Umstände  maßgebend  sein,  als 
ihre  Firma,  der  räumliche  Umfang  ihrer  Kompetenz  und  die 
Zahl  ihrer  Joumalnummem. 


')  Hue  de  Grais  S.  351. 


In  der  Tat  waren  die  Kriegs  und  DoDiäneokammern  dus 
wiirlitigste  Werkzeug  der  Ven^'altuugspolitik  Friedrich  Wilhelme  L 
fordie  Stabiliemng  seiner  absoluten  Souveränität  in  allen  L^nde^^ 
Durch  i?ie  und  den  ilineu  aggregierten  Steuerrat  führte 
■rer^altung&politik  ihren  nur  allzu  siegreichen  Kampf  gegen 
dieR€6te  stidtischer  Autonomie-  durch  die  Stärkung  der  Kam- 
mcni  g^enüber  den  ständischen  KreiBen  Tersuchte  der  König 
mm  fifeilieh  wenig  erfolgreichen  Angriff  gegen  den  Feudalis- 
mog  unten.  Die  Kammern  waren  die  Pflanzseh ule  für  das 
^  -  ^-  noch  vielfach  bürgerliche  Beamtentum  der  Verwaltung; 
I  e  KoUegialverfassung  der  Kammern  stand  im  Zusammen- 
iitög  nüt  der  eigentümUchen  Recbtsatellung  dieses  Beamtentums, 
aaf  die  noch  zurückzukommen  sein  wird.  Die  Abweichung  der 
Fiiderizianischen  Verwaltungspolitik  von  der  seines  Vorgängers 
leigte  eich  nicht  am  wenigsten  in  der  Begünstigmig  der  feudalen 
Cnebe  und  des  adeligen  Landrats  gegenüber  den  Kammern^ 
iüd  in  der  Bevorzugung  desselben  Elements  bei  Besetzung  der 
leitenden  Stellen  innerhalb  de^  Beamtentums, 

In  die  Stein-Hardenbergsche  Reorganisation  der  Verwaltung 

Umgeu  die   Kammern   als  Bezirksregierungen   über  mit  einer 

rTreniregulicrung  ihrer  Kompetenz  gegenüber  den  Justizbehörden, 

bdem  äie  diesen  die  früheren  Kamroerjustizsacheu  überließen, 

und  dafür  deren  frühere  Verwaltungszustandigkeit,  namentUch 

in  Kir<:*ben-  und  SchnlFachen  übernahmen.    Der  Gedanke  Steins, 

gldch  an  dieser  Stelle  in  die  idte  obrigkeitliche  Verwaltmigs- 

oiganisation  Bresche  zu  legen  und  Elemente  seiner  neuen  Selbat- 

venaltungBorganisation  hier  einzufügen,   mißlang  und  mußte 

mißttDgen.   weil    ihm    die    organisatorische   Vorbereitung    und 

Omndlage   fehlte.      Denn    die   Regierungsbezirke    waren    und 

imrden  nicht  als  kommunale  Selbstvemaltungskörper  organi- 

«ieit;  und  die  versuchsweise  einzelnen  Regierungen  beigegebenen 

ifc&ndischen    Deputierten    waren    ein    imzulängliches   Aushilfs* 

mittel,    da   die  abgelebten   Landstände,    denen  sie  entnommen 

werden  mußten,   für  die  Einiugmig   in  die  neue  Organisation 

f^nig  angeeignet  waren. 

Wieder,  wie  im  ancien  regime  die  Kriegs-  und  Domänen- 
kamniem,  waren  nun  die  Bezirksregiemngen  die  Hauptträger 
der  abeolutistiBch  gebliebenen  Verwaltung,  Die  prinziplose 
iftumliehe  Abgrenzung  der  Regierungsbezirke,  namenthcli  in 
den  neuen  oder  restituierten  Teilen  des  Staategebiets,  igno- 
faßt  völlig  die  sozialen  Zusammenhänge  der  Bevölkerung, 
id   der   absolutistischen   Auffassung    von    einer   zu- 
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sammenhanglosen  Uutertaiienmasse,  die  als  Objekt  der  obrigkeit- 
lichen Verwaltung  beliebig  gruppiert  werden  könnte.  Anschau- 
lieh schildert  z.  B.  Rudolf  Delbrück  in  seinen  Lebenserinne- 
rungen i)  die  vöUig  \^dllkürHche  Zusammensetzung  des  Regie- 
rungsbezirks Merseburg.  Die  heute  auch  von  den  Verteidigern 
der  Bezirksregierungen  als  ein  dringend  der  Abhilfe  bedürftiger 
Übelstand  empfundene  Tatsache,  daß  sich  die  Regierungssitze 
vielfach  an  unbedeutenden,  von  den  Brennpunkten  des  sozialen 
und  wirtschaftUchen  Verkehrs  fernab  liegenden  Orten  befinden, 
geht  auf  jene  Zeiten  und  auf  die  Anschauung  des  absoluten 
Obrigkeitsstaates  zurück*).  Denn  da  ihr  das  Verhältnis  von 
Regierenden  und  Regierten  lediglich  das  von  Subjekt  und  Objekt 
war,  so  lag  es  ihr  nahe,  die  waltende  Weisheit  der  Regierungen 
nach  MögUchkeit  dem  Getriebe  der  Untertanen  zu  9ntrücken, 
damit  sie  in  Unbefangenheit  über  ihnen  throne. 

Nach  unten  fanden  die  Regierungen  kaum  eine  ernstliche 
Rechtsschranke  ihrer  Kompetenz.  Gregenüber  den  im  Feuda- 
lismus stecken  gebUebenen  Kreisen  imd  Landgemeinden  des 
weitaus  größten  Teiles  des  Staatsgebiets  waren  die  Regierungen 
in  der  Tat  die  Repräsentanten  des  modernen  Staatsprinzips, 
das  sie  hier  um  so  nachdrücklicher  geltend  machen  konnten, 
als  jene  Gebilde  in  der  eigentlichen  Verwaltung  aktionsunfähig 
waren.  Der  städtischen  Selbstverwaltung  gegenüber  zog  frei- 
lich im  Prinzip  die  Städt^ordnung,  auch  wo  sie  nur  in  der 
abgeschwächten  Form  der  Revision  von  1831  Eingang  gefunden 
hatte,  der  bevormundenden  Tätigkeit  der  Regierungen  als  Auf- 
sichtsbehörden gewisse  Grenzen.  In  der  Praxis  lief  jedoch  die 
Sache  im  wesentlichen  darauf  hinaus,  daß  die  städtische  der 
staatUchen  Verwaltung  die  Sorge  für  zahlreiche  Details  imd  vor 
allem  für  die  Aufbringung  der  Mittel  abnahm,  während  es  an 
einer  Rechtsgarantie  kommunaler  Selbständigkeit  bei  der  Un- 
differenziertheit von  gesetzgebender  und  verordnender  Gewalt 
im  Absolutismus  ebenso  fehlte  wie  an  jedem  anderen  Rechts- 
schutz, soweit  ihn  nicht  etwa  die  Kollegialbeschlüsse  eben  der 
Regierungen  gewähren  mochten.  Beruhten  doch  die  erschrecklich 
zahlreichen  Deklarationen  zur  Städteordnung  von  1808,  die  viel- 
fach das  Werk  Steins  auf  das  Niveau  der  revidierten  Städte- 
ordnung von  1831  herabdrückten,  großenteils  auf  den  Berichten 
imd  Anträgen  der  Bezirksregierungen.  Und  so  ergoß  sich  über- 
haupt in  schier  unerschöpflicher  Fülle  durch  die  Amtsblätter 
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liier  Strom  von  Mimsterialreskripteti  uud  Regie- 

^^i'D  auf  die  von  Obrigkeits  und  Amts  wegen  xu 

plfipkendeo   Untertanen   herab,   der  Vieb-egiererei    des  eudä- 

'  EQomstij^elieu  Fnli  fs  im  IH.  Jahrhuiadert  nicht  unähnlich. 

DiK*fi  idem  ;  i[ierideai.    Der  AbsoIuüsmxiE  der  ersten 

lÖÄlfte  des  19.  Jahrhonilerts  war  doch  von  wesentlich  anderer 

fKattir  vind  ,\rt  als  der  des  IS,  Jahrhunderts;   die  E]>oche  der 

IfEnjßenUniwiÜzuugen  war  tn>tz  der  aufrechterhaltenen  oder  wieder- 

Ifiergesiellten  alten  Formen  keinesw^egs  spurlos  vorübergegangen, 

"ini!  diej«?    Wesensverschiedenheit   des   alten    und    des    neuen 

Ahwluti^mas  tritt  wohl  mn  klarsten  im  System  der  \*erwaltung 

Bild  in   der   Stellang   ihres   Beamtentums   hervor.     Will   man 

^lU^sen  Unterschied    mit  einer  Formel  ausdrücken,    die  freilich 

[irie  alle  8<*lche  Formeln  cum  grano  salis  zu  verstehen  iat,  so 

[kann  mau   sagen,   daß  an  die  Stelle   der  Patrimonialität  der 

Bünsaukratismus.  an  die  Stelle  der  persönlichen  Herrschaft  des 

UoQirdieQ  die  Herrschaft  de^  Berufsbeanitentums  als  solchen 

Die  W' urzeln  dieser  Entwicklimg  reichen  freilich  weit  zurück 
bs  in  die  Eotstehungszeit  des  deutschen  Territorialstaats.  Der 
jßigd  Berufsstand  des  gelehrten  Beamtentums  war  in  dem 
iCaUlodefl  Deutsclilaud  der  Träger  einer  zunächst  ledighch  ab- 
ftmJcteu  Staatsidee,  auf  Gnnid  deren  wesentlich  durch  seine 
aus  den  erweiterten  Grundherrschaften  der  deutschen 
ien  alknäbUeh  wenigstens  die  Surrogate  von  Staaten 
Fit«rtanden ').  Aus  dem  Charakter  dieser  Entwicklung  in  ihrem 
slie  stiindisehe  Eigenberechtigung  ergab  sich 
[inng  der  lediglich  abgeleiteten,  anfiragsweisen 
efuguis  des  tieamten  als  Diener  des  allein  eigenberechtigten 
rrn.  Und  diese  Dienerstellung  des  Benifsbeamten 
dem  Fürsten  ist  weder  reehtheh  noch  tat^chheh 
%A  dm  ganzen  ancien  regime  überwimden  worden,  wenn- 
sie  gegen  Ende  der  Periode  vielfach  in  verhüllter  Form 
»eint,  Audi  war  BJe  prinzipiell  die  gleiche  für  den  richter- 
^•m  wii:  für  den  Verwaltung^beamten,  wenngleich  tatsächUch 
Einwirkung  des  Fürsten  auf  die  Justiz  eine  in  der  Regel 
indirekte  und  eine  seltenere  war  da  auf  die  Verwaltung, 
&it3  ließ  die  Tatsache,  rlaß  der  Instanxenzug  und  die 
Verfa&^ung    der   Justiz    auf    die    preeßiBchen   Ver- 


itfugwclliciitff  d^rr  StädteTcrfaMiuig  S.  1 19  f.  und  m  mmsrnm  BtMüwchcn 
^*U.r.^i  (IIQ^  Ä.  17  ff. 
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waltimgsbehörden  im  Zusammenhang  mit  ihrer  prozessualen 
Tätigkeit  auch  in  eigentlichen  Justizsachen  übertragen  war, 
das  Beamtentmn  der  Verwaltung  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
an  der  relativen  Selbständigkeit  der  Justiz  teilnehmen.  An  den 
kollegialen  Verhandlungen  und  Beschlüssen  der  Ejiegs-  und 
Domänenkammem  wie  des  Generaldirektoriums  erlahmte  ge- 
legentlich auch  der  Eigenwille  Friedrich  Wilhelms  I.  Immerhin 
war  diese  Selbständigkeit  des  Beamtentums  doch  eine  höchst 
prekäre  und  von  den  ZufäUigkeiten  der  Sachlage  imd  der 
Persönlichkeiten  abhängig.  An  einem  historisch  ewig  denk- 
würdigen Beispiel  zeigte  sich  die  Dienerstellung  auch  des 
höchsten  Beamten  noch  am  letzten  Ende  jener  Periode,  an  der 
schimpflichen  Fortjagung  des  ungehorsamen  Ministers  Stein 
mitten  im  Zusammenbruch  von  1807. 

In  dem  wiederhergestellten  Staate  ist  dann  die  Stellung 
des  Beamtentums  trotz  des  fortbestehenden  Absolutismus  doch 
wesentlich  verwandelt,  und  zwar  weniger  infolge  ausdrück- 
Ucher  positiver  Satzungen,  als  infolge  der  gewandelten  Staats- 
anschauungen überhaupt.  Der  Gredanke  des  individuaUstischen 
Dienstverhältnisses  zum  Könige,  wenn  auch  formell  selbstver- 
ständhch  beibehalten,  tritt  doch  tatsächhch  zurück  vor  dem 
Bewußtsein  eines  unmittelbaren  Organverhältnisses  zum  Staate, 
ein  Bewußtsein,  das  durch  das  Vorbild  des  von  der  Städte- 
ordnung geschaffenen  Beamtentums  der  kommunalen  Selbst- 
verwaltung als  unmittelbarem  Organ  des  städtischen  Gemein- 
wesens unwillkürHch  gestärkt  werden  mußte. 

Es  ist  ein  merkwürdiges  poUtisches  Phänomen,  dieser  ge- 
wissermaßen in  sich  selbst  ruhende,  regierende  Beamtenstand 
im  klassischen  Zeitalter  der  preußischen  Bureaukratie,  dem 
Menschenalter  zwischen  den  Freiheitskriegen  imd  1848.  Das 
Assessorexamen  war  gewissermaßen  die  höhere  Weihe,  die 
dieses  politische  Priestertum  vom  Laien volke  schied;  ein  auf- 
geklärtes Priestertmn,  das  für  das  Heil  seiner  Gemeinde  nach 
besten  Kräften  sorgte,  wenn  ihm  auch  eine  Mitwirkimg  nicht 
Auserwählter  an  dieser  Sorge  meist  eine  fremde  Vorstellung 
blieb.  Und  die  Basis  dieser  regierenden  Bureaukratie  in  der 
Verwaltung  waren  eben  die  Bezirksregierungen.  Hier  erlernte 
der  Novize  die  Technik  der  Regierungskunst;  von  hier  begann 
er  entweder  den  Aufstieg  zu  den  höheren  Stufen  der  Hierarchie, 
oder,  wenn  ihm  dieser  Aufstieg  versagt  blieb,  verwuchs  er  hier 
dauernd  mit  seinem  Geschäftskreis.  Die  doppelte  KollegiaUtät 
ihrer  Verfassung,  im  Plenum  und  in  den  AbteUimgen,  gab  diesen 


ÜLrem  Bezirke   gegenüber   isolierten    Obrigkeiten   ein   gewissem 
inneres  Gleichgewicht;  sie  wirkte  nach  unten  bin  ab  Surrogat 
der  im  übrigen  fehlenden  Garantieen  gegan  Willkür,  und  nach 
ab^i  hin  ak  ein  Surrogat  der  rechtlich  fehlenden  Unabhängig- 
keit sowie  der  im  absoluten  System  unmöglichen  Dezent raUaation. 
Ferner  ward  das  Prinzip  der  unbedingten  abä^lutistischeti 
Sabordioation  seiner  Schärfe  durch  die  Tatsache  beraubt,   daß 
die  Regierungsbureaukratie  in  den  höheren  Instanzen  auf  Fleisch 
fioö  ihrem  Fleische  und  Geiat  von  ilirem  Geiste  traf;   es  war 
ebeo  eine  homogene  soziale  Schicht.     Abgesehen  davon,   daß 
£e  Oberpräsidien   keine  eigentliche   Zwischeninstanz  zwischen 
Begkiimg  und   Ministerium   bilden   sollten,   waren   die   Ober* 
pr&sid^teti  selbst  doch  nichts  anderes  als  Regierungspräsidenten 
in  gehobener  Stellung,   in   inniger  Verbindung   mit   dem   Re- 
penmgskoUegiuni    ihres    Amtssitzes.       Diese    Tetrarchen    der 
Bureaukratie  haben  in  ihrer  Stellung  bedeutsam  gewirkt.     Die 
Blütezeit   der    Bureaukratie    sah    auch   die    ,, klassischen    Ober- 
präsidenten'\    deren    beste    freilich    wie  Schön,    Vineke,    Sack 
noch  aus  dem  St^inschen  Kreise  herkamen.     Sie  haben  in  ge- 
wissem Sinne  die  preußischen  Provinzen  erst  geschaffen.    Denn 
weiin  auch  die  Behauptung,  die  die  Abgrenzung  dieser  Provinzen 
itif  eine  Stufe  mit  der  Bildung  der  französischen  Departements 
stellt*),  einigermaßen  übertrieben  ist,    da  ein  Kern  landschaft- 
Ücheü  Zusammenhangs   doch   regelmäßig   vorhanden   war,   so 
bedurfte   m   allerdings   noch  einer  intensiven   Arbeit  des  Zu- 
ttminensdiweißenB.     Und  diese  Arbeit  ist   wesentlich  von  der 
biireaukratischen    Verwaltung     der    Oberpräsidenten     geleistet 
rordeu,     nicht    von    den    lebensunfähigen    Mißgeburten    der 
Plrrimziaktände. 

Den  Schlußsteui  dieser  HeiTschaft  der  Verwaltungsbweau- 
kmtie  bildete  die  Ministerialinstanz,  die  sie  freilich  nicht  immer 
«lurch  die  Person  der  Minister,  wohl  aber  durch  die  in  Wahr- 
heit  dominierenden  vortragenden  Räte  beherrschte.  Zum  weit- 
A08  größten  Teile  aus  den  Bezirksregierungen  herv^orgegangen, 
brachte  diese  Ministerialbureaukratie  die  Art  der  Geschäfts- 
bchaiidlang  bei  den  Regieiimgen  mit  hinüber  trotx  der  formell 
bureanmäßigen  Verfassung  der  Reesortministerien.  In  den 
Sitzungen  der  Minis terialabteilungen  fand  der  neu  einberufene 
Hilfsarbeiter  die  ihm  gewolmten  Erscheinungen  seiner  früheren 
itzungen  in  potenzierter  üestalt  wieder, 

">  Zedliti  a  20. 


112  Preuß,  Verwaltungsreform  und  Politik. 

Endlich  waren  sogar  im  Staatsrat,  den  Stein  als  vorläufiges 
SiuTogat  und  als  Platzhalter  einer  künftigen  Volksvertretung 
projektiert  hatte,  während  der  kurzen  Epoche  einer  großen  Wirk- 
samkeit dieses  Kollegimns  wiedenun  die  Spitzen  der  Bureau- 
kratie  das  führende  Element. 

Bedeutsames  hat  diese  herrschende  Bureaukratie  im  Zoll- 
und  St€uerwesen,  in  der  Befreiung  von  Handel  imd  Gewerbe 
geleistet,  wie  in  der  inneren  Verwaltung,  für  die  sie  sich  selbst 
ihre  Verfassung  und  Ordnung  in  den  Instruktionen  imd  Ver- 
ordnungen von  1815,  1817,  1825  gab.  Es  war  ein  in  sich  ge- 
schlossenes Ganze,  dieser  allein  aktive  Beamtenstaat  im  Staate,  ein 
pohtischer  Mikrokosmos,  der  sich  durch  eigenes  Schweben  hielt. 

Nicht  technische  Mängel  der  Behörden -Organisation  oder 
des  Verwaltungspersonals  waren  es,  die  diese  reine  Bureaukratie 
schließlich  zu  Fall  brachten,  sondern  ihre  selbstgenügsame  Iso- 
lierung gegenüber  dem  poUtiRchen  Leben  des  sozialen  Gemein- 
wesens. Daß  die  hier  fehl  ^e  organische  Verbindung  nicht 
durch  unfruchtbare  Versuciife  einer  unmöglichen  Neubelebung 
der  abgestorbenen  ständischen  Gestaltung  geschaffen  werden 
konnte,  das  hatte  bereits  die  völlige  UnzulängUchkeit  der  pro- 
vinzial-  und  kreisständischen  Gesetzgebimg  bewiesen ;  das  kläg- 
liche Scheitern  des  Experiments  Friedrich  Wilhelms  IV.,  durch 
den  Ausbau  seiner  ständischen  Lieblingsschöpfungen  zum  Ver- 
einigten Landtag  den  modernen  Konstitutionalismus  zu  ver- 
meiden, vollendete  diesen  Beweis.  Preußen  ward  ein  konstitu- 
tioneller Staat. 

Die  Steinsche  Reform  hatte  also  nicht  vermocht,  die  Herr- 
schaft der  „Schreiberkast«'*  zu  brechen ;  vielmehr  war  ihre  Organi- 
sation die  Grundlage  eines  neuen  bureaukratischen  Regiments 
geworden.  Aber  in  den  Zielen  wie  in  der  Art  ihrer  Verwaltung 
hatten  die  besten  Vertreter  dieser  klassischen  Bureaukratie  viel 
vom  Geiste  der  Reformzeit  bewahrt.  Aus  der  bureaukratischen 
Verwaltungsorganisation  hatte  die  Verfassimg  nicht  heraus- 
wachsen können;  sondern  sie  war  notwendig  in  Gegensatz  zu 
ihr  getreten,  und  der  Versuch  der  neuen  konstitutionellen  Gesetz- 
gebung, hier  nachträglich  den  Anschluß  wiederherzustellen, 
ging  in  der  Hochflut  der  Reaktion  unter.  Nunmehr  diente  die 
Berufung  auf  das  konstitutionelle  Prinzip  als  Rechtfertigung 
einer  Verwaltungspohtik,  durch  die  die  Bureaukratie  gerade  der 
Vorzüge  ihrer  Blütezeit  beraubt  und  zum  willenlos  abhängigen 
Werkzeug  des  in  konstitutionellen  Formen  sich  entfaltenden 
Ministerialabsolutismus  herabgedrückt  wurde. 


yjm  konstitutioneUen  Staate  muß*\  nach  einem  Worte 
Gnetste^),  ,,6.^y  Weg  Tom  Minister  zum  Gendarmen  kürzer 
sdiL  ab  er  im  absoluten  Staate  war".  Diese  Abkürzmig  des 
Weges  wurde  nicht  durch  eine  Vereinfachung  des  Behörden- 
wjsi/mm,  auch  nicht  in  erster  Linie  durch  wesentliche  Ände- 
rangen  der  Rechtsnormen  erstrebt,  viehnehr  durch  eine  Geltend* 
machtmg  des  aus  dem  Absolutismus  herübergekommenen  Sub- 
ordinationsprinzips in  der  Verwaltung,  wie  cb  in  solchem  Maße 
der  Abeolutismus  selbst  längst  nicht  mehr  y erwirklieht  hatte. 
Vielfach  schwebte  dabei  die  französische  Verwaltungsorganisation 
iß  ihier  napoleonischen  Gestaltung  als  nachahmenswertes  Muster 
fcw.  Ihr  wollte  man  gern  das  Geheimnis  ablauschen,  die  Exi- 
^enz  Ton  Repräsentativkoüegien  in  mannigfacher  Abstufung 
mil  der  unbeschränkten  AUmaeht  der  Zentralverwaltung  zu 
TfiTeimgen.  Jedoch  einmal  konnte  man  weder  die  Klarheit  und 
dnfftcbe  Übersichthchkeit  des  frmizösischen  Behördensystems, 
nocii  die  Eleganz  und  logischer  .iiirundung  seines  Verwaltungs* 
rechte  nachahmen.  Und  femer  konnte  man  weder  noch  wollte 
man  das  Moment  auf  Preußen  übertragen,  das  allein  die  Fort- 
dauer der  französischen  Verwaltmigsorganisation  unter  allem 
Wechsel  der  Verfassungsformen  und  der  Regierungen  seit  der 
großen  Revolution  erklärt.  Denn  die  straffe  ZentraUsation  ward 
erträglich  und  die  ausschließliche  Handhabung  der  ganzen  Ver- 
wültong  und  ihres  Rechts  durch  abhängige,  frei  entlaßbare 
Ageuten  der  Zentralgewalt  ward  in  Öctiranken  gehalten  durch 
die  VerantwortUchkeit  der  Zentralgewalt  selbst,  wenn  nicht  der 
Minister,  dann  des  Staataoberhaupts.  In  den  geschriebenen 
Veifümmgen  mochte  diese  Verantworthchkeit  eine  leere  Plirase 
sein;  Inhalt  und  Wirksamkeit  erliielt  sie  durch  das  neben  allen 
Verfassungen  dieses  Jahrhunderts  stehende  oberste  Institut  des 
modernen  frangösischen  Staatsrechts:  die  Revolution.  Wenn 
^mm  bistttut  seit  der  Konsolidierung  der  dritten  Repubhk 
rinigermaßen  in  abusus  gekommen  zu  sein  scheint,  so  erklärt 
sich  das  vieUeicht  daraus,  daß  es  einen  Ersatz  in  organisierter 
Form  ge:^mdeu  hat  durch  die  freie  Entlaßbarkeit  der  Ministe- 
rieo  seitens  der  Deputierten  des  suffrage  universel  Weder  in 
dir  emem  noch  in  der  anderen  Form  erscheint  dieses  Antitoxin 
der  franzöeischen  Verwaltungszentralisation  ohne  weiteres  auf 
Ppeußen  übertragbar. 


*)  Silrojig  dei  Ahgeordnetenhauae»  vom  U.  Februar  1875.     Sten.  Ber. 
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Die  äußere  Gestalt  der  bureaukratischen  Yerwaltungsorga- 
nisatioD  ließ  die  konstitutionelle  Reaktion  denn  auch  unver- 
ändert. Ihre  Disziplinargesetzgebung  begnügte  sich  damit,  den 
nichtriehterlichen  Beamten  imter  dem  Scheine  eines  Rechts- 
verfahrens jeden  wirkliehen  Rechtsschutz  vorzuenthalten;  und 
im  übrigen  die  eigentUch  „poUtischen'*  Beamten,  die  Ministerial- 
direktoren, Oberpräsidenten,  Regierungspräsidenten,  Landräte 
als  „ad  nutum  amovibel''  von  den  Mimsterial-  imd  Regierungs- 
räteii  zu  scheiden,  die  auch  weiter  von  sich  sagen  mochten: 
„^lir  dienen,  aber  wir  bleiben  stehen''.  So  war  die  alte  Bureau- 
kratie  zwar  nicht  in  ihrer  äußeren  Erscheinimgsform,  wohl  aber 
in  ihrem  innem  Charakter  verstümmelt,  ohne  daß  eine  orga- 
nische Verbindung  mit  dem  poHtischen  Leben  der  sozialen 
Gemeinwesen  hergestellt  war,  weder  in  Gestalt  einer  wirklich 
parlamentarischen  Regierung  noch  durch  Ausgestaltung  der 
Selbstverwaltung.  Nach  dem  Schiffbruch  der  Organisations- 
gesetze von  1850  waren  ledigUch  die  drei  Städteordnungen  — 
in  einer  gegenüber  dem  Steinschen  Werk  erhebUch  verkümmerten 
Gestalt  —  und  die  beiden  westHchen  Landgemeindeordnungen 
wiederhergestellt;  für  die  Landgemeinden  des  Ostens  galt  in 
der  Hauptsache  wieder  das  Landrecht  mitsamt  der  Patrimonial- 
poUzei;  in  Kreis  \md  Provinz  waren  die  doppelt  toten  Stände 
^läeder  auferstanden.  So  impotent  war  die  Verwaltungsgesetz- 
gebung Preußens,  daß  es  für  seine  neuen  Provinzen  in  der 
Tat  nichts  Besseres  tim  konnte,  als  ihnen  —  mit  wenigen  Aus- 
nahmen —  ihre  alten  Verwaltimgsgesetze  zu  lassen.  Li  solchem 
Zustande  trat  Preußen  an  die  Spitze  des  neuen  deutschen  Reichs; 
was  schon  längst  innerUch  unmögUch  gewesen  war,  ward 
jetzt  auch  äußerhch  unhaltbar. 

V. 
Die  Widerstände,  die  während  des  ganzen  Jahrhimderts 
jede  preußische  Verwaltimgsreform  verstümmelt  hatten,  die  sich 
dem  Werke  Steins  entgegengestellt,  die  Entwürfe  Hardenbergs 
vereitelt,  die  Verheißungen  der  Verfassimg  und  die  Organisa- 
tionsgesetze von  1850  vernichtet  hatten,  sie  waren  jetzt  im 
Herrenhause  organisiert.  Den  Widerstand  des  Herrenhauses 
gegen  den  ersten  Schritt  der  neuen  Verwaltimgsreform  zu  über- 
winden, dazu  genügten  auch  die  weitestgehenden  Konzessionen 
an  die  hier  vertretenen  Machtinteressen  nicht;  nicht  der  vor- 
läufige Verzicht  auf  die  in  Wahrheit  imentbehrUche  kommunale 
Organisation  der  östUchen  Landgemeinden;   nicht  der  Ersatz 
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fcr  etndlich  Ix'seitigleti  Patrimonialpoiizei  durch  das  Notiustitut 
des  Amte  Vorstehers,  das  die  Ei'ljaltung  des  Einllusses  der  Groß- 
grandbei*itxt*r  auch  an  dieser  St-elle  eriiiögliohte ;  uieht  die  starke 
natigiing  dieses  Einflusses  bei  der  Wahlordnung  fiir  deu 
und  insonderheit  für  den  Kreisausschiiß.  Trotz  aU 
&r,  für  die  ganze  weiti^re  Gestaltung  verhängnisvollen  Kon- 
iGseJcKnen  he<iurfUi  es  scliließlich  doch  noch  der  ultinia  ratio 
im  Pair^ehuhs5,  um  die  Kreisordnung  durch  das  Herrenhaus 
m  ftriiigen.  Mit  dieser  I^istung  und  allenfalls  noeh  dem  AI>- 
liehlüß  der  Provinz ialor du ung  von  1875  war  dann  aber  die 
Schöpferkraft  der  neuen  Verwaltimgsreform  versiegen  gegangen, 
Oü  im  üäcliöteri  Jahre  scheiterte  die  NoveUe  zur  t^tädteord- 
und  daß  man  seitdem  nicht  einmal  die  Grundlagen 
stAdüscher  Verfassung  in  oi^anische  Verbindung  mit  der  Um- 
^^IX  der  Verwaltung  ^u  Iningen  vermochte,  ist  ein  deut< 
•jichen   des  rapiden  Kräfte verfaUs.     Li  der  Tat  ist  die 

■  |Sii2€  weitere  Entwicklung  der  Verwaltungsreform  eine  Ent- 
^■Mfcluiig  in  ahateigender  Linie,  ein  \msicheres  Herumtasten, 
^Hb  priiiÄipiöses  ExiJ^rimentieren  unter  stückweiser  Aufopferung 
Hder  mmten  ursprünglich  leitenden  Gedanken. 

■  BUekt  inaji  heut^  auf  das  Gesamtresultat  dieser  Verwaltungß- 
fdurm  3&urück,  4^u  begreift  man  kaum  mehr,  wie  noch  bei  der 
Bemtimg  der  Provinzialordnung  der  Abgeordnete  Miquel  im 
Snoe  d€r  großen  Mehrheit  des  Hauses  die  Meinung  aussprechen 

^  koimta,  „daß  kaum  seit  den  Zeiten  der  Steinschen  Gesetzgebung 

^Ma  ühnlieher   kühner  und   mächtiger   Schritt   geschehen   ist'\ 

I^Freitich   sali   er  diese  Külmheit  in   dem  Prinzip   der  Reform, 

.ÄtjÄ  der  Hand  bes^ahlter  und  abhängiger  Staatsbeamten   die 

IpiüÄe  Kommunab  und  Staatsverwaltmig  wesentlich  in  die  Hand 
in  lievnlkerung   zu  legen'*  '},      Ist  dieses   Prinzip   durch  die 
Reguitate  der  Reform  auch  nur  annähernd  verwirklicht?    An 
imt  rk'ispiel  einer  Einzelheit  erhellt  in  fast  verblüffender  Weise 
^i^  ;<eitdem  eingetretene  Rücksclilag,    Als  damals  der  Gedanke 
t^rtert  wurde,   Verwaltungsgericht  und   Besehlußbehörde   für 
rk  zu  einem  Kollegium  zusammenzuziehen,   warf  der 
ive  Abgeordnete  von  Koller  die  Frage  auf,  was  dann 
[mil  dtn  beiden  ernannten  Mitgliedern  des  Bezirksverwaltungs- 
len  soll?    Denn  es  könne  ,,doch  bei  einer  Behörde, 
FeiBe   Akte   der   Selbstverw^altung   zu   ordnen,    die 
ibgdigHabeiteu  der  Provinz  zu  führen  hat,  unmöghch  projektiert 


*\  Siüuuir  v.iiii  9.  Fi'Unifti'  1875,    Sten.  hoi\  3.  138. 
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werden,    zwei   königliche   Beamten    mit   hineinzmiehmen,    das 
wäre   ein  Widerspruch  mit  aller  Selbstverwaltung"' >).     Heute 
sitzen   diese  beiden   ernannten  Beamten   im  Bezirksausschuß; 
und  es  würde  als  ein  2ieichen  von  sehr  weitgehendem  Radika- 
lismus gelten,  an  ihrer  Anwesenheit  dort  Anstoß  zu  nehmen. 
Die  Frage  der  Beibehaltimg  der  Bezirksinstanz,  die  in  den 
gegenwärtigen  Vorschlägen  für  eine  Wiederaufnahme  der  Ver- 
waltimgsreform  eine  so  hervorragende  Rolle  spielt,  war  audi 
in  den  Gesetzentwürfen  und  parlamentarischen  Verhandlungen 
von   der  Kreisordnung  bis  zu  den  Organisationsgesetzen  von 
1883  eine  der  meist  erörterten.     Mit  Recht  weist  neuerdings 
wieder  Geheimrat  Schwarz*)  auf  das   haltlose  Schwanken  der 
Regierung  in  dieser  Frage  hin;   freilich  gingen  hier  auch  im 
Parlament  die  Meinungen  ziemhch  wirr  durcheinander.     Daß 
aber  damals  wie  heute  jene  Frage  so  zum  Brennpunkt  wider- 
streitender Anschauimgen  werden  konnte,  das  ist  eben  nicht  aus 
einer  isolierten  Betrachtung  jenes  Problems  als  eines  verwaltungs- 
technischen zu  begreifen,  sondern  lediglich  aus  seiner  sympto- 
matischen Bedeutimg  heraus.     Und  auf  diese  symptomatische 
Bedeutung   hat  schon   in   seiner   vorhin   erwähnten  Rede  der 
Abgeordnete  Miquel  hingewiesen,  indem  er  für  den  Fall,  daß 
man  die  Bezirksregierung  und  den  Regierungspräsidenten  dau- 
ernd beibehielte,   erklärte:    „Wir  würden   dann  uns  von  dem 
Ausgangspimkt  der  ganzen  Reform  entfernen.     Der  Ausgange- 
punkt war  der:  nicht  Stellimg  der  bürgerlichen  Tätigkeit  neben 
der  der  Staatsbeamten,  sondern  Ersatz  der  Staatsbeamten  durch 
die  freie  Tätigkeit  des  Bürgers.**     Und  er  knüpft  daran  die 
Schlußfrage:  „Ist  dies  eine  Organisation  von  der  Art,  daß  man 
stehen  bleiben  kann,  wenn  ich  so  sagen  darf,  an  der  Elbe,  daß 
man  den  Staat  in  zwei  Teile  teilt,  daß  man  auf  der  einen  Seite 
Selbstverwaltvmg  und  Selbständigkeit  der  Kommunen,  auf  der 
anderen  Seite  Bureaukratie  und  Unfreiheit,   Regierung  durch 
bezahlte  Staatsbeamte  hat»)?" 

Gerade  das,  was  Miquel  hier  als  eine  Verleugnung  des 
Ausgangspunktes  der  ganzen  Reform  bezeichnet,  ist  nun  ihr 
Endresultat  gewesen.  Wohl  hat  sie  die  bis  dahin  nm-  für  den 
untersten  Verband,  und  auch  das  nur  für  seine  städtische  Er- 
scheinungsform bestehende  kommunale  Selbstverwaltung  auf 
höhere  Verbände  und  scliließlich  auch  auf  die  östlichen  Land- 

*)  Sitzung  vom  9.  Februar  1875.     Sten.  Ber.  S.  136. 
»)  Preuß.  Jahrb.  a.  a.  0.  S.  469. 
»)  fcjten.  Ber.  a.  a.  0.  i>.  141. 
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gmiiDdeTi  ausgedehnt,  beides  frei  lieh  auch  i^'iedenim  in  einer 

fjilliieh  verkümmerten  und  unzulänglichen  Art.  Doch  ein  Ersatz 

der  staatlichen  durch   die  kommunale  Lokal-  und   Provina;ial- 

Tcnmltung  ist  nur  in  relativ  geringem   Umfange,   auf  einige 

Materien   beschrfinkt,    eingetreten;    in   der  Hauptsache   stehen 

h  iSptiären  gesondert  nebeneinander.    Alle  Übel  des  gegen - 

Igen    Zufstaiides,    wie    sie    immer    lebhafter    von    den    ver- 

»rfiiederifiten  >^eiteTi  erkannt  und  gerügt  werden,  sind  lediglieh 

SvniiiUime  und  Ausflüsae  jenes  prinzipiellen  Grundübels.     Die 

chaoti^f-he  Unübei-sichtlichkeit  des  Behördensystems,  die  hyper- 

iKjplijR'he  tlberfüUe  von  Amter  nund  Instanzen,  die  Kompliziert* 

hett  ilirer  Zuständigkeiten,  deren  Knäuel  vielfach  nur  mit  Hilfe 

tiücr  esoterischen  Geheim  Wissenschaft   entwirrt  werden   kann, 

»Jl  da«  sind  logische  Konsequenzen  davon,  daß  zwei  heterogene 

'  'mssysteme   neben-,   in*   und  übereinander  bestehen, 

:        :  .1    demgemäß    m   einem   chronischen    Reibungszustand 

befinden.     Daraus   resultiert  nicht  nur  die  heute  allseitig  be- 

kiii^  Ijingsamkeit  und  Schwerfälligkeit  aller  Geschäftsführung 

in  ilö- Verwaltung,  eondem  auch  eine  talsäehlielie  Herabdrüekimg 

itT  Bewegungsfreiheit  der  Selbstverwaltung  noch  unter  das  ihr 

Ton  den  Ct^setzen   selbst   zugemessene   Niveau.      Denn    nichts 

i*t  für  eine  ersprießliche  Entfaltung  kommunaler  Selbstverwal- 

ttinit  notwendiger,  als  prinzipielle  Einfachheit  und  Übersieh tliclj- 

i  der  gesamten  Verwaltungsorganisation   und  ihres  Rechts, 

fiflit  gerade  Gegent^jil  des  von  der  letzten  Reform  geschaffe- 

Zufftandes. 

Die  Bezirksregierungen  erscliienen  so  selir  als  Exponenten 
4r  rein  bureaukratischen  Verwaltungsorganisation,  deren  Be* 
igisng  den  springenden  Punkt  der  Reform  bilden  sollte, 
wenn  wir  uns  in  iliesem  Hause  in  früheren  Jahren  über 
^ere  Venraltüugsrefonnen  und  Neugestaltung  der  Behörden 
mlten  haben,  fiist  das  ganze  Haus  unt^r  dieser  .Reform 
Vcnmitung'  vor  allem  die  vollständige  Beseitigung  der 
Bwirkfrregieningen  und  Bezirkspräsidenten  verstand.  Die  übrigen 
ModifikaticHian,  lÜe  in  der  inneren  Verualtung  vorgenommen 
werden mlll^m,  verschwanden  an  Wichtigkeit  gegenüber  dieser''^). 
Däi  Re^'ultftt  der  Reorganisation  war  jedoch  keineswegs  die 
Peteftigung,  nicht  einmal  eine  wirksame  Reduzierung  der  Be- 
liritaitiitauz,  vielmehr  eine  weitere  Annäherung  an  das  Ideal 
dtr  B(MUction»3^eit,  die  französische  Prä fekten Verwaltung;   aber 
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selbstverständlich,  ohne  daß  ihr  Gegengift,  eine  wirksame  Kon- 
trolle der  dadurch  in  ihrer  Macht  gewaltig  gesteigerten  Zentral- 
instanz, eine  reale  MinisterverantworÜichkeit  in  Preußen  Ein- 
gang gefunden  hätte.  Indem  der  Regierungspräsident  als 
Einzelbeamter  zu  dem  in  Wahrheit  allein  entscheidenden  Chef 
der  Behörde  wurde,  verloren  die  Regierungen  die  bescheidenen 
Vorzüge  ihrer  früheren  Zeit,  während  ihr  bureaukratischer 
Charakter  und  ihre  Abhängigkeit  vom  MinisterialabsolutismiiB 
noch  wesentUch  verschärft  wurde.  Und  daß  man  dabei 
einige  verkümmerte  Reste  der  alten  kollegialen  Verfassung  im 
Plenum  sowie  in  der  zweiten  und  dritten  Abteilung  bestehen 
Ueß,  ist  keine  Vermindermig,  sondern  eine  Steigerung  des 
Übels,  weil  dadurch  ein  falscher  Schein  erweckt  und  die  Kom- 
pUziertheit  der  Organisation  ohne  Schaffung  irgendwelcher 
realen  Garantie  noch  vermehrt  \\drd.  Als  zuerst  die  Absicht 
einer  solchen  (Jestaltung  in  einer  dem  Entwind  der  Provinzial- 
ordnung  beigegebenen  Denkschrift  hervortrat,  protestierte  da- 
gegen sofort  der  Abgeordnete  Virchow  mit  der  treffenden  Be- 
merkung: „So  kann  man  die  Menschen  nicht  umkrempeln  wie 
einen  Handschuh,  daß  man  ilm  einmal  von  der  Rückseite  und 
einmal  von  der  Vorderseite  betrachtet.  Die  Menschen,  welche 
bis  9  Uhr  einfache  Untergeordnete  ihres  Chefe  sind,  dem  sie 
einfach  zu  gehorchen  haben,  können  um  974  Uhr  nicht  mit 
einem  Mal  als  imabhängige  Personen  mit  dem  Gefühl  voll- 
kommener Selbständigkeit  sich  mit  ihm  zusammensetzen 

Männer,  die  einmal  durch  ihre  ganze  Lebensstellung  als  bloße 
Untergebene  sich  entwickelt  haben,  werden  den  Gteist  der 
Selbständigkeit,  der  Unabhängigkeit,  der  wirklichen  kritischen 
Prüfung  sich  nicht  bewahren  können  gegenüber  der  Meinung 
ihres  hohen  Chefs  ....**  ^). 

Die  Vorzüge  des  Präfektur-  oder  Bureausystems  für  die 
Leitung  der  laufenden  Verwaltungsgeschäfte  namentlich  in 
modernen  Verhältnissen  sollen  nun  keineswegs  bestritten  werden. 
So  bekenne  ich  mich  z.  B.  diu-chaus  nicht  als  unbedingten  An- 
hänger der  Magistratsverfassung  im  Gegensatz  zum  Bürger- 
meistereisystem. Die  Leitung  der  laufenden  Verwaltung  durch 
einen  Chef  hat  nicht  nur  die  größere  BewegHchkeit  \md  Schlag- 
kraft vor  dem  schwerfälligen  Kollegialsystem  voraus,  sondern 
vor  allem  auch  die  präzise  Klarheit  der  VerantwortUchkeit. 
Aber  die  unbedingte  Voraussetzung  dieses  größten  Vorzugs  ist 
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Erhiliche  Existenz  einer  ^ärkliehen  Verantwortlichkeit; 
Erfordernis  entspricht,  w«nn  es  sich  nicht  um  rein 
bure^ukmÜHc-hen  Absolutismus  handeln  soll,  nicht  die  Ab- 
liiii^gkeit  von  oben,  sondern  die  Kontrolle  Ton  unten,  die 
^ffganische  Verbindung  mit  einem  Gemeinwesen,  einem  Selbst- 
Tefwaltungskörper,  Ftir  diese  Funktion  aber  versagt  der  dem 
Il*^'j'"-^'^-/^l>räsideQten  durch  die  Reform  an  die  Seite  gestellte 
^  -'hiiß  vollstiindig. 

lüur  springt  eben  die  Verleugnung  des  Ausgangspunktes 
der  ganzen  Reform  durch  ihr  Endresultat  am  klai-sten  in  die 
Aisgen.  Von  irgendeiner  organischen  Verbiadung  der  Re- 
gieniiig  mit  einem  kommunalen  Gemeinwesen  ist  hier  in  Wahr- 
heit gar  keine  Rede.  Das  zeigt  sieb  schon  in  der  Zusammen- 
aetiMg  des  Bezirksausschusses.  Von  seinen  beiden  ernannten 
Mi  '.  !  wurde  oben  bereits  gesprochen.  Doch  auch  die 
gl  Mitglic^der  sind  infolge  der  merkwürdigen  Gestaltung 

der  Walil  ungeeignete  Mittel  zum  Zwecke   jener  organischen 
Vfrtmtdiuig.    Ursprünglich  hatten  diese  Mitgheder  der  Bezirks- 
aotscbSflse   als   bloßer   ortlicher   Sektionen    des   Promizialaus- 
idiujsees  wenigstens  noch  vom  Provinziallandtag  gewählt  werden 
foHen;  aber   schließlich   hat   man   die   Bezirksausschüsse   vom 
Pmirinzialausschuß  im  übrigen  völlig  getrennt,  ihm  jedoch  die 
WaU  ihrer  MitgUeder  übertragen.    Auf  dem  endlosen  Umwege: 
Bezirksausachnß,   Provinzialansschuß,    Provinziallandtag,   Kreis- 
(lg,  KreiÄwahlverbtode  geht  selbstverständlich   jede  lebendige 
fühlung  der  Gewähken  mit  den  Wählern  zum  Teufel.     Aber 
t  nicht  genug.    Das  Hystem  der  Kreistagswahlen  gibt  inner- 
dm  Kreises  fast  ausnahmslos  dem  Lande,  im  Osten  meist 
(fem  Großgrundbesitz  das  Übergewiclit  gegenüber  den  Städten. 
Bei  der  geringen  Zalil  der  St-aidtkreise  projiziert  sich  nach  dem 
Wahls)'8tem   xum   Proviiiziahandtage  dies  Verhältnis  auch  auf 
diaseti,  dm-ch  ilin  auf  den  ProvinzialausBchuß,  und  durch  den 
wieder  auf  die  Beasirksausschüsse,    Und  trotz  —  oder  soll  man 
Tielleicht  sagen:  wegen  —  dieses  überwiegend  antiurbanen  Ein- 
ftuf  ilu*e  Zusammensetzung  bilden  die  Angelegenheiten 
tgemeinden   einen   der   wichtigsten   Bestandteile   ihrer 
CfVtinHtanzlichen  Zuständigkeit. 

Freihch,    wie   der    un/^ulängliehen    Zusammensetzung    der 
slt€ti   Kreis-  und   Pro vinzial  stünde  die  Unmaßgeblichkeit  ihrer 
^Be^'IilCbisie  gegen  überstimd,  so  mag  man  vielleicht  auch  bei  den 
usscluls.sen  ein  Korrektiv  für  die  Fehler  ihrer  Zusammen- 
10  der  Beschränkung  ilu'er  ZustiLndigkeit  erblicken,  hier 
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überall  abgesehen  von  ihrer  Funktion  als  Verwaltungsgerichte. 
Denn  wenn  in  wichtigen  Fällen,  namentUch  bei  der  Handhabung 
der  Kommunalaufsicht,  das  Gesetz  den  Bezirkspräfekten  an  die 
Zustimmung  des  Bezirksausschusses  zu  binden  scheint,  wird 
dieser  Schein  schnell  wieder  vernichtet  durch  die  Ergänzunga- 
befugnis  des  Mhiisters.  So  zerreißt  das  Wesen,  die  in  ihrer 
Form  noch  verschärfte,  rein  bureaukratische  Subordination  den 
leichten  Schleier  dieser  „Ver^'altungsreform  auf  Grundlage  der 
Selbstverwaltung**,  die  sich  als  Fortsetzung  des  Steinschen 
Werkes  ausgab,  dessen  Seele  doch  die  Wahrheit  eines  großen 
poUtischen  Gedankens  gewesen.  Indem  die  Staatsaufsicht  über 
Steins  eigenste  Schöpfung,  die  städtische  Selbstverwaltung,  in 
die  Hände  der  so  gearteten  Bezirksinstanz  gelegt  ist,  kann  es 
nicht  wundernehmen,  daß  hier  Zustände  eingerissen  sind,  deren 
Unhaltbarkeit  selbst  von  den  überwiegend  konservativ  gerich- 
teten Wortführern  der  oben  erwähnten  Reformprojekte  scharf 
betont  wird.  So  sagt  Lotz^):  „Ein  schwer  empfundener  Aus- 
fluß des  Bureaukratismus  ist  es,  daß  auf  dem  Grebiet  der  Stadt- 
verwaltmig  die  staatliche  Oberaufsicht  vielfach  zur  Oberleitung 
geworden  ist,  die  selbst  bis  in  die  Einzelheiten  des  inneren 
Dienstes  eingreift".  Und  der  Wirkliche  Geheime  Oberregierungs- 
rat imd  Regierungspräsident  a.  D.  v.  Amstedt*)  gibt  dem  gleichen 
Bedenken  Ausdruck,  indem  er  hinzufügt:  „Soll  die  staatliche 
Oberaufsicht  nicht  imnötig  hemmen,  und  dadurch  mehr  schaden 
als  nützen,  dann  erfordert  sie  auf  kommunalem  Gebiet  eine 
leichte,  sichere  und  geschickte  Hand.  Da  eine  solche  nicht 
jedem  Kommunaldezementen  eignet,  ....  so  kann  durch  eine 
allzu  ausgibige  Handhabung  dieser  Aufsicht  oft  geschadet  und 
die  beabsichtigte  Wirkung  gerade  ins  Gegenteil  verkehrt  werden. 
Eine  weitere  Einschränkung  der  staatHchen  Aufsicht  auf  dem 
Gebiete  der  gesamten  Kommunalverwaltung  dürfte  nach  meinen 
eigenen  Erfahrungen  auch  kaum  zu  begründeten  Bedenken 
Anlaß  geben  ....  Auf  Grund  dieser  langjährigen  Erfahrungen 
halte  ich  eine  angemessene  Einschränkung  der  staatHchen  Auf- 
sicht nicht  allein  für  imbedenkUch,  sondern  für  eine  ersprieß- 
Uche  und  erfolgreiche  kommunale  Entwicklung  sogar  geradezu 
für  nötig."  Daran  schheßt  sich  ein  rückhaltioses  Lob  der  prak- 
tischen Tüchtigkeit  städtischer  Selbstverwaltung  gerade  im  Ver- 
gleich mit  der  Geschäftsbehandlung  bei  den  Regierungen.  Ea 
ist  gewiß  bedeutsam,  wenn  Solcher  solche  Worte  schreibt.    Der 

*)  Schmollera  Jahrb.  a.  a.  0.  S.  235. 
0  YerwaltangtardiiT  a.  a.  0.  S.  827. 
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der  anerkannten  Übel  aber  ist  iiicht  in  diesen  oder  jenen 
iltungsteehmsdian  Mängeln  zu  suclien,  sondern  darin,  daß 
likf  Kwei  heterogene  lind  unvereinbare  yerwaltungspolitische 
Priüripien  aufeinander  stoßen, 

IMe  Lusianitenli}fT:)ertrophie  ist  ein  natürlicher  Ausfluß  des 
rnrnttukratischeii  Abeolutismus,  der  stets  bei  dem  ihm  eignen 
inDp.'!  der  KontniUen  von  unten  auf  möglichste  Häufung  der 
iüütrnlleu  vonoben  bedacht  sein  muß.  Unter  dem  Regimente 
Friedrich  Wilhelme  I.  hatte  eins  tädtisclier  Etat  bis  zu  seiner  Fest- 
*^llajig  siel.>€n  Instanzen  zu  durchlaufen  ^).  So  zog  mm  auch  liier 
dl*  venw'bärfte  Bureaukratisierung  der  Bezirksinstanz  die  Betonung 
Hetz teneigen Schaft  des  Oberpräsidenten  gegenüber  dem 

,1p i^sprägidenten,  die  Herausarbeitung  seiner  Stellung  zu 

liüer  vollen  Zwischeninstanz  zwischen  Bezirks-  und  Ministeriah 

rinstanit  nach  sich.     Nun   ist  fi*eilich  die  Isolierung  der  Staats- 

Wifirrle  von   jedem   kommunalen  Verband  in  der  Provinzial- 

\T\sUkm  nicht   so  handgreiÜich  wie  im  Regierungsbezirk.     Daß 

rjiumhclie  Zustrindigkeitakreis  des  Oberpräsidenten  mit 

üj-t  der  Provinzialgemeinde  deckt,  während  es  für  den 

j  R«perungffpräsidenten  selbst  an  dieser  äußerlichen  Anlehnung 

I  völlig  mangelt,   das  erklärt   zum  guten  TeU   die  Vorhebe  der 

lAnhÄßger  eines  freieren  Verwaltungssystems  heute  me  früher 

!  Rir  die  Beibehaltmig  der  PrüTin?ialin8tanz  imd  ihre  Abneigung 

die   BezirkshistÄnz,     Nun    soll   eine   gewisse  Bedeutung 

dieser  riiumlichen  Koinzidenz  immerhin  nicht  in  Abrede 

eilt  werden.    Jedoch  eme  organiselie  Verbindung  zwischen 

Staati*'  und  Kornmunalverwaltung  hat  die  letzte  Verwaltungs- 

luforni   aueh   in  der  Pro\'inziahnstanz   niclit  hergestellt;   ja  in 

hfvT  sehließUchen    Gestalt    hat    sie    die    ursprünglichen    An- 

hXie  dazu,    ßo  schwach  und  unzulänglich    auch    diese   schon 

l»aren,    wiederum    rückgängig    gemacht.     Ee    ist   Überaus   be- 

»riclmeüd:  während  man  die  ursprüngHche  DupUzität  von  Be- 

arktvt»nraltungsgericht  und  Bezirksrat  durch  Zusammenlegung 

im  einen   Bezirksausschuß   beseitigte,    beseitigte   man   um- 

rp^krfirt  die  ursprüngliche  Vereinigung  staatlicher  und  kommu- 

I  ii*liT  Funktionen    in   dem   einen  Provinzialausschuß  durch  die 

^püpiiiitül  de«  staatlichen  Provinzialrats   und  des  kommunalen 

hui^sea.    Und  dies  geschah,  obgleich  man  schon 

int  hatte,  daß  sich  eine  irgendwie  klare  und  faßbare 

|Gitai«  sewischen  den   staatlichen  und  den  kommunalen  Funk- 

*|  VfL  mcbw?  Entwidkltiogagt^icliicht^  der  Städtevprfaifiun^  8.  162  f^  und 
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tionen  des  einen  Kollegiums  unmöglich  ziehen  lasse.  Um  so 
imübersichtlicher  und  verwirrender  mußten  sich  die  Zuständig- 
keitsverhältnisse bei  der  Auseinanderlegung  in  zwei  gesonderte 
Behörden  gestalten ;  eine  Unklarheit,  die  dadurch  für  die  Selbst- 
verwaltmig  nicht  günstiger  wirkt,  daß  der  eine  der  beiden  un- 
klar geschiedenen  Teile  zugleich  die  Aufsichtsinstanz  über  den 
andern  ist.  Dafür  könnt«  man  aber  in  den  Provinzialrat  noch 
einen  dem  Oberpräsidenten  subordinierten  Staatsbeamten  hinein- 
bringen; und  das  Verhältnis  des  Oberpräsidenten  zum  Provinzial- 
rat ist  im  wesentlichen  nur  eine  Wiederholung  auf  höherer 
Stufe  von  dem  Verhältnis  des  Regierungspräsidenten  zum  Be- 
zirksausschuß, von  den  vervv^altungsgerichtlichen  Fimktionen  des 
letzteren  wiederum  abgesehen.  Im  Rahmen  dieses  ganzen 
Organisationssystems  konnte  es  mit  logischer  Notwendigkeit 
auch  nicht  anders  sein. 

VI. 

Das  unablässige  Bestreben  unserer  Organisationsgesetze, 
zwischen  staatlichen  und  kommunalen  Funktionen  örtlicher  Ver- 
waltung zu  unterscheiden,  muß  notwendig  imfruchtbar  bleiben; 
und  statt  zu  einem  klaren  Aufbau,  muß  es  zu  einer  heiUosen 
Verwirrung,  eben  zu  der  stets  beklagten  Unübersichtlichkeit 
und  Behördenhäufung  der  ganzen  Verwaltungsorganisation 
führen.  Denn  der  gesuchte  Maßstab  der  Unterscheidimg  ist 
schlechterdings  nicht  zu  finden,  weil  der  Unterschied  selbst 
nicht  existiert.  Der  moderne  Verfassungsstaat  und  der  moderne 
kommunale  Selbstverwaltungskörper  sind  eben  ihrem  innersten 
Wesen  nach  völlig  homogene  soziale  Gesamtheiten,  zwischen 
denen  nur  der  Unterschied  besteht,  daß  der  Staat  das  höhere 
Gemeinwesen  ist,  dem  die  Gemeinde  organisch  eingegliedert 
ist.  Demgemäß  geht  nicht  nur  in  der  Rechtssetzung  das  Staats- 
gesetz dem  Ortsstatut  unbedingt  vor,  sondern  es  scheiden  sich 
auf  dem  Gebiet  der  Verwaltung  die  notwendig  einheitlich  wahr- 
zunehmenden Funktionen  des  Gesamtverbandes  von  denen  des 
kommunalen  Gliedverbandes;  und  auch  für  die  letzteren  ergibt 
sich  aus  der  Einghederung  des  organischen  Teils  in  das  Ganze 
ein  Aufsichtsrecht  des  Gesamtgemeinwesens  über  die  Lebens- 
tätigkeit seiner  Glieder.  Gewiß  kann  die  Grenze  zwischen 
staatlicher  Zentralverwaltung  und  kommunaler  Lokalverwaltung 
in  einzelnen  Punkten  verschieden  gezogen  werden,  ebenso  wie 
der  Umfang  der  staatlichen  Aufsicht  über  die  kommunale 
Tätigkeit  verschieden  begrenzt  und  umschrieben  werden  kann. 


\het  ein  vernicliteoder  Selb8twiclerBi*ruch   iBt  es,   wenn  einer- 

mis  daa    Prinzip    der    Selbst  Verwaltung   als    Fundament    der 

VenrültungBorganisation  proklamiert  wird,  andererseits  die  staat- 

Aafaoht   asur  positiven  Leitung  kommunaler  Verwaltung 

t  %    und  in  ZusamrtieDhaiig  damit  das   logisch   unmög* 

lick  daher  stets  zur  Willtür  fülirende  Bestreben  überwiegt,  aus 

iai  Gebiet  der  örtlichen  Verwaltung  einen  mehr  oder  minder 

polfen  Teil  herauszuschneiden,   um  ilm   als  lokale  Aufgaben 

StÄatever^^altung  der  Kommunaltätigkeit  zu  entziehen.    Eben 

ist  die   radix   malorum  unserer  \"erwaltungsorgaiiisation, 

deren   Beseitigung  jede  Reform  Flick  werk  bleiben  nmß. 

Der  vielbewimderte  Aufbau  des  eughsehen  Selfgovennnent 

mht  auf  dem    Fundament,   daß   alle  Ixikalverwaltung   eigene 

Verwaltung  der  örtlichen  (Temeineehaften   durch   ilire  Glieder 

nch  Maßgabe   des   gemeinen  Rechts  und   der  Parlamentsakte 

k,  unter  einer  staatlichen  Aufsieht,   die  sich  überwiegend  in 

Gtstalt  der  Reeiitskontrolle  der  ordentlichen  Gerichte,  wie  über 

Verwaltnngsakte,  so  auch  über  die  der  kommunalen  Lokal- 

tung    vollzieht.      Wenn    daneben    in    neuerer    Zeit    eine 

Statsaufsielit  für  einzelne  Verwaltungsgebiete  noch  in  anderer 

Form  und   in  gesteigertem  Maße  getreten  ist,  so  kann  doch 

nichts  irriger   sein   als   die  oft  ausgesprochene  Meinung,   daß 

«ich  dadurch  die  enghsche  der  kontinentalen  Verwaltungsorga- 

öisatiou  in  ihrem  inneren  Wesen   angenähert  habe.     Vielmehr 

ist  jenes  Fundauientalprinzip  durch  diese  yereinzelten  und  aus- 

nAfaimBweisen  Maßregeln  in  keiner  Weise  aufgehoben;  auf  der 

inderen  Seite   aber   die  moderne  Gestalt  kommunaler  Organi- 

»tioD  der  Lokalverwaltung  in  voller  Reinheit  herausgearbeitet 

len*). 

r^  nüber  ist  es  der  Grundgedanke  der  französischen 

^i'trwii!       _     iganisation,  jedenfalls  in  ihrer  klassisch  napoleoni- 

^hken  Gestalt,    daß   die   gesamte  eigentliche  Verwaltung,    also 

^^Bich  die  örtliche,   prinzipiell  ötaatssaclie  ist,   und  daher  nicht 

^P^i  den  ortliclien  (jemeinscliaften,    sondern  von  Agenten  der 

Zeiitralgewalt  geführt,  wird.     Auch   liier  wird  wiederum  dieses 

Fundamentalprinzip  dadurch  nicht  beseitigt,  daß  den  Einwolmem 

die!*er   Örtlichen  VerwEÜtungskreise    und   üiren  Repräsentanten 

«ne   mehr   oder    minder   bedeutende    Mitwirkung   eingeräumt 
— ^ # 

*)  Vgh  mein  StEdtiitihefi  Am  Urecht  8.  296  f.  uml  in  eine  Ent^ieklirngB- 
ijcbt«'der  BtiUiteverfasfiuog  S.  S7ti  t 

VgL  hierüber  söwie   über  die  Kritik   der  Gneistschen  Theorie   <3aB 
sichtiete  Werk  von  Joseph  Redlii;li:  Efigli8cheLokalvcn,VRltu»g(1901), 
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wird.  Erst  die  dritte  Republik  hat  etliche  Versuche  zur  Durch- 
brechung jenes  Prinzips  unternommen. 

In  der  heutigen  preußischen  Verwaltungsorganisation  klingen 
Motive  dieser  beiden  heterogenen  Grundthemen  verdrießlich 
durcheinander.  Und  weil  es  sich  eben  um  heterogene  Prinzipien 
handelt,  besteht  keine  Möglichkeit,  etwa  diu-ch  ein  mixtum 
compositum  auf  der  berühmten  mittleren  Linie  zu  einem  gedeih- 
lichen Resultat  zu  gelangen.  Jedoch  wirkt  hier  noch  ein  tiefer 
liegendes  Moment  mit,  das  unsere  Verhältnisse  zu  ihrem  Nach- 
teil von  denen  der  beiden  anderen  großen  Kulturstaaten  gleich- 
mäßig unterscheidet.  Dort  ist  nämUch  die  innere  Struktur  des 
nationalen  und  der  kommunalen  Gemeinwesen  eine  wirklich 
homogene,  während  sich  bei  uns  mit  jenen  Reibimgen  zwischen 
zentraler  und  lokaler  Verwaltung  noch  der  Gegensatz  zwischen 
den  Rudimenten  des  alten  Obrigkeitsstaats  und  der  modernen 
Organisation  kommunaler  Selbstverwaltimgskörper  verbindet. 
Dem  Fortbestehen  dieses  Gegensatzes  kam  es  zustatten,  daß 
in  der  Entstehungszeit  der  jetzigen  Organisationsgesetze  auch 
die  liberale  Meinung  von  Wahnvorstellungen  über  das  Wesen 
der  Selbstverwaltung  als  einer  Verwaltung  wirtschaftUcher  An- 
gelegenheiten im  Gegensatze  zur  obrigkeitlichen  Staatsverwal- 
tung beherrscht  war.  Damit  verquickte  sich  in  unheilvoller 
Weise  die  damals  so  einflußreiche  Lehre  Gneists,  daß  Selbst- 
verwaltung in  Wahrheit  immer  Staatsverwaltung  sei.  Diese 
auf  die  historische  Entwicklimg  Englands  gestützte  Lehre  enthielt 
zwar  den  richtigen  Kern  der  Homogenität  staatlicher  Zentral- 
und  kommunaler  Lokalverwaltung;  tatsächlich  aber  verstärkte 
sie  das  Mißverständnis,  daß  obrigkeitliche  Verwaltung  originär 
nur  dem  Staate,  nicht  den  Kommunalkörpem  eigen  sei.  Darin 
steckt  in  Wahrheit  der  alte  absolutistische  Obrigkeitsstaat  als 
eine  dem  Wesen  der  Gemeinde  diametral  entgegengesetzte  politi- 
sche Erscheinungsform ;  und  dies  um  so  mehr,  als  bei  den  parla- 
mentarischen Verhältnissen  Preußens  eine  andere,  als  eine 
bureaukratische  Staatsverwaltung  eine  Illusion  ist. 

Es  ist  ein  überaus  charakteristisches  Symptom  dieses  chaoti- 
schen Zustandes,  daß  als  Quellen  unseres  geltenden  Verwaltungs- 
rechts neben  allen  neuen  Organisationsgesetzen,  neben  der  Un- 
zahl von  Gemeindeordnungen  immer  noch  die  alten  Regulative 
der  souveränen  Bureaukratie  erscheinen,  von  denen  namentlich 
die  Regierungsinstruktion  von  1817  neuestens  fast  zu  den  Ehren 
eines  Fundamentalgesetzes  gelangt  ist;  ja  daß  noch  dahinter 
zurück    die    abschUeßende    Kodifikation    des    Friderizianischen 
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Systems,  der  zweite  Teil  des  preußischen  Landrechts,  also  der 
diametrale  Gegensatz  der  ganzen  mit  der  Steinschen  Reform 
eiDsetzenden  Entwicklung,  unser  heutiges  öffentliches  Recht 
bestimmen  soll! 

Vergeblich  betonen  imter  solchen  Umstanden  die  Freunde 
einer  neuen  Verwaltungsreform  die  Notwendigkeit  weiterer  De- 
zentralisation. Denn  eine  wahre  und  wirksame  Dezentralisation 
hat  die  Anerkennung  der  örtUchen  Verwaltung  als  Zuständig- 
keit kommunaler  Selbstverwaltung  zur  unbedingten  Voraus- 
setzmig.  So  lange  an  Stelle  der  bloßen  Staatsaufsicht  noch 
eine  staatHche  Leitimg  der  kommunalen  Verwaltxmgstätigkeit 
sich  vordrängt,  so  lange  ein  großer  und  willkürlich  bestimmter 
Kreis  von  örtlichen  Funktionen  der  Staatsverwaltxmg  festgehalten 
wird,  80  lange  muß  jede  selbständigere  Stellimg  der  unteren 
Instanzen  staatUcher  Bureaukratie  mit  Notwendigkeit  zu  einer 
noch  weiteren  Verkümmerung  der  an  sich  schon  recht  kmnmer- 
hchen  parlamentarischen  Verantworthchkeit  der  Minister  führen. 
Diesen  circulus  vitiosus  vermag  nur  die  Ausscheidung  der  zu 
dezentralisierenden  Greschäfte  aus  der  Staatszuständigkeit  und 
ihre  Überlassung  an  die  konununale  Selbstverwaltung  zu  durch- 
brechen. 

Eben  deshalb  ist  auch  das  allseitig  beklagte  Ll)el  der 
CberfüUe  von  Behörden  und  einer  Häufung  der  Listanzen  un- 
ausrottbar, so  lange  die  Rudimente  des  bureaukratischen  Systems 
aufrecht  erhalten  werden.  Für  dieses  System  ist  in  der  Tat 
der  Umfang  einer  Provinz  als  unmittelbarer  Instanz  über  dem 
Kreise  zu  groß;  daher  rettet  das  bureaukratische  System  seinem 
alten  Stanmisitz,  der  Bezirksregierung,  notwendig  das  Dasein. 
Eine  voll  entwickelte  provinzielle  Selbstverwaltung  dagegen 
bedürfte  einer  solchen  Zwischeninstanz  nicht;  es  ist  bezeichnend, 
daß  die  ursprüngUch  dem  Bezirksausschusse  zugedachten  Funk- 
tionen der  provinziellen  Kommunalverwaltung  ohne  irgend- 
welchen Nachteil  fortgefallen  sind.  Welche  Entlastung  der 
«taatlichen  Bezirks-  wie  Provinzialinstanz  wäre  z.  B.  allein  schon 
auf  dem  Gebiete  der  Schule  möglich  und  für  diese  selbst  überaus 
förderlich,  wenn  man  hier  die  Selbstver^-altimg  in  Gemeinde, 
Kreis  und  Provinz  zu  ihrem  natürlichen  Rechte  kommen  ließe. 

Eine  solche  Ordnung  der  Dinge  ^iirde  freilich  auch  die 
^haffung  wirkUeh  leistungsfähiger  und  von  kommunalem  Leben 
erfüllter  Landgemeinden  im  Osten  erfordern,  über  die  schwachen 
Ansätze  der  jetzigen  Gemeindeordnung  liinaus.  Damit  würde 
^r  nach  einem  Jalirhundert  endhch  der  Plan  Steins  ven^'irk- 
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licht.  Und  auch  im  E^reise  müßte  dami  doch  wohl  der  Landrat  in 
eine  innigere  und  natürlichere  Verbindung  mit  dem  Kommunal- 
körper  gebracht  werden,  als  es  heute  bei  diesen  im  wesentUchen 
bureaukratisch  subordinierten  Staatsbeamten  der  Fall  ist. 

Die  Betrachtung  des  besten  und  wertvollsten  Eilements  der 
letzten  Reform,  der  Verwaltimgsgerichtsbarkeit  und  ihrer  doch 
immerhin  nur  provisorischen  Struktur  ist  hier  absichtlich  aus- 
geschieden; sie  mag  einer  besonderen  Erörterung  vorbehalten 
bleiben. 

Eine  Rekonstruktion  der  preußischen  Verwaltung  in  dem  ent- 
wickelten Sinne  würde  sich  als  eine  wirküche  Fortführung  des 
Steinschen  Werkes  seinem  innersten  Gehalte  nach  darstellen; 
nicht  als  eine  Umwälzung,  weil  ja  die  Keime  schon  seit  einem 
Jahrhimdert  gegeben  sind,  imd  die  inmianente  Notwendigkeit 
des  modernen  Staatslebens  auf  diese  Entwicklimg  hindrängt. 
Allerdings  wäre  diese  Fortführung,  wie  es  vor  einem  Jahr- 
himdert der  Ursprung  war,  ein  eminent  politisches  Werk:  das 
poUtische  Erziehungsmittel  für  ein  unpoHtisches  Volk,  ganz  wie 
Stein  die  Aufgabe  seiner  Reform  erfaßt  hatte.  Um  ihre  An- 
fänge vor  einem  Jahrhundert  zu  ermögüchen,  hatte  es  einer 
gewaltigen  Katastrophe  bedurft;  ist  ihre  Fortführung  als  fried- 
liches Werk  einer  inneren  PoHtik,  die  mehr  will  als  nur  ver- 
walten, undenkbar? 


Ziuii  Stand  der  politischen  Probleme 

Rechtsvergleichende  Übersichten 


I. 
Deutsche  Wahlrechtsreformen 

Von  Dr.  Adolf  Grabowsky 

Im  Jahre  1901  erschien  —  von  Jellinek  herausgegeben  —  Georg  Meyers 
Btchgelaaiene«  Werk  „Das  parlamentarische  Wahlrecht".  Noch  auf  lange 
lüuuis  wird  das  Buch  dem  Beobachter  parlamentarischen  Lebens  unentbehr- 
Befa  lein,  und  doch  bietet  heute  schon  das  parlamentarische  Wahlrecht  in 
Dentochland  wie  im  Auslande  ein  wesentlich  verschiedenes  Bild  gegenüber 
dan  Stand  von  vor  sechs  Jahren.  Dabei  scheint  die  Zeit  der  Wahlreformen 
ßngit  nicht  abgeschlossen  zu  sein.  In  Preußen  und  Sachsen  steht  die  Wahl- 
prform  im  Mittelpunkt  der  politischen  Erörterungen,  und  in  Osterreich  werden 
Mn  wohl  nach  der  Reform  des  Beichsrats  die  Landtage  an  die  Reihe  kommen. 
Dizn  letzt  in  Ungarn  eine  große  Wahlrechtsagitation  ein.  Doch  erst  in  den 
•Derletzten  Jahren  ist  das  Tempo  der  Bewegung  so  lebhaft  geworden.  Als 
fiichsrd  Schmidt  Anfang  1905  einen  überblick  über  die  Materie,  soweit  es  sich 
un  Deutschland  handelt,  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung"  gab  (X,  4),  konnte 
er  von  allen  Wahlrechtsprojekten  nur  das  badische  als  ausgereift  anführen, 
hiwiichen  sind  dem  Beispiele  Badens  Bayern  und  Württemberg  gefolgt. 
Ferner  ist  in  Hamburg  unterm  5.  März  1906  ein  neues  Wahlgesetz  für  die 
^«Uen  zur  Bürgerschaft  ergangen.  Geringe  Änderungen  am  Wahlgesetz  hat 
JMn  in  Bremen  vorgenommen.  In  Preußen  hat  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1906 
einige  übergroße  Wahlkreise  geteilt  und  das  Wahlverfahren  vereinfacht.  Weit 
tober  hinaus  erstrebt  man  jetzt  in  Preußen  Ersatz  des  Dreiklassen  wähl - 
'wliti  durch  das  Reichstagswahlrecht.  Ähnliche  Bestrebungen  sind  im  König- 
^ch  Sachsen  im  Gange.  Dem  gegenüber  ist  dort  vor  kurzem  die  Regierung 
*rt  emem  außerordentlich  originellen  Wahlgesetzentwurf  hervorgetreten.  Um 
Weiterung  des  Wahlrechts  wird  femer  gekämpft  in  Lübeck,  in  Sachsen- 
wnbnrg,  dann  auch  besonders  in  den  Großherzogtümem  Hessen  und  Sachsen- 
»»eiair.  Ganz  kürzlich  hat  die  oldenburgische  Regierung  einen  Wahlgesetz- 
•"^^^^  eingebracht.  In  Mecklenburg  schließlich  ist  durch  die  Erklärung  des 
y^'^WwnogB  von  Mecklenburg-Schwerin  vom  4.  März  1907  und  durch  eine 
■^ch  lautende  Kundgebung  des  Herrschers  von  Mecklenburg-Strelitz  eine 
f^  neue  Lage  geschaffen  worden. 
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Für  das  parlamenUrische  Wahlrecht  kommen  ja  in  der  Hauptsache  i 
die  Zweiten  Kammern  in  Betracht;  die  Umgestaltung  dieser  aber  rdU  i 
das  Problem  der  Herrenhäuser  wieder  auf  (das  aus  anderem  Grunde  znmit  I 
kanntlich  auch  in  England  akut  ist).  So  fordert  jetzt  in  Bayern  die  Linke  ebM*| 
falls  eine  Reform  der  Kammer  der  Reichsräte.    In  Sachsen  beschäftigt  sich  i 
Zweite  Kammer  eifrig  mit  der  Umformung  der  Ersten.  Die  badische  Befonil 
schon   die  Erste  Kammer  beinahe   mehr  berücksichtigt  als  die  Zweite, 
auch  in  Württemberg  wunle  im  Zusammenhang  mit  der  Neugestaltung  ( 
Zweiten  Kammer  der  Bestand  der  Ersten  verändert.    Zu  dem  allen  ^ 
noch   die   wichtige   Kinführuug   einer  Entschädigung  an  die  Mitglieder  ln=^ 
Reichstages   durch   Gesetz   vom   21.  Mai   1906.     Dies   Gesetz   hat  nidit 
indirekt  auf  die  Zusammensetzung  des  Reichstages  g^ßen  Einfluß,  sondefi  -<t 
verändert   auch   die  Diätenbestimmungen  der  einzelnen  LandtagswahlgiüihUi  r^ 
indem  Ivei  gleichzeitiger  Tagung  des  Reichstages  und  „einer  anderen  politivta  ^ 
Körperschaft"*  dem  Mitgliede  beider  Körperschaften  nur  einmal  —  und  tk»  Z 
im  Reichstag  —  Entschädigung  gewährt  wird.    Anhangsweise  sei  die  Agitatioi    j 
für  Umgestaltung  des  Gemeindewahlrechts  —  vor  allem  des  preußisdien  -^ 
verzeichnet.    Auf   der   diesjährigen  Tagung  des  „Vereins  für  Sozialpotitä* 
zu  Magdeburg  erhob  sich  gerade  darüber  die  lebhafteste  Debatte. 

Ein  buntes  Bild,  und  nicht  einmal  ein  einheitliches  Bild!    Denn  dordi' 
aus  nicht  überall  erfolgte  oder  wird  erfolgen  die  Umgestaltung  des  WafalreiM 
lediglich  im  demokratischen  Sinne.    So  ist  das  hamburgische  Wahlgeseta  eigen 
mit  der  Absicht  beschlossen  worden,  dem  sozialistischen  Ansturm  zu  begegnok 
Und  in  Hessen  will  die  Regierungsvorlage  zwar  die  direkte  Wahl  an  Stelle  der 
heutigen  indirekten  einführen,  dabei  aber  dus  Budgetrecht  der  Ersten  ir%w>inif 
erweitem.    Doch  auch  die  Fortbildung  des  Wahlrechts  im  Interesse  der  breiten 
Massen  braucht  nicht  identisch  zu  sein  mit  einer  wesentlichen  Fortbildung  des 
öffentlichen  Rechts  überhaupt.     Offenbar  wird  z.  B.  die  einfache  Übernahme 
des  Reichstagswahlrechts  durch  einen  Einzelstaat,  so  wichtig  sie  auch  natürlich 
für  die  praktische  Politik  ist.  doch  rechtswissenschaftlich   kein  prinzipielles 
Interesse  bieten.    Die  praktisch  bedeutsamste  Wahlreform  —  das  bayerische 
Landtagswahlgesetz  vom  9.  April  1906  —  gibt  gerade  der  wissenschaftlichen 
Betrachtung  wenig  Gelegenheit  zur  Betätigung. 

Die  Hauptpunkte  der  bayerischen  Reform  sind  einmal  die  Be- 
seitigung der  indirekten  Wahl,  dann  die  Einführung  der  relativen  Mehrheit, 
schließlich  die  gesetzliche  Festlegung  der  Wahlkreise.  Das  alles  sind  keine 
sonderlich  aufregenden  Xeuenmgen.  Das  Institut  der  Wahlmänner  wird  heute 
fast  durchgehend  für  überflüssig  gehalten.  Die  Wahlmänner  sind  keine  TnafAny 
politisch  gebildeter  Leute,  die  vernünftige  Wahlen  garantiert,  sondern  ein 
lästiges  Hemmnis  zwischen  Wähler  und  Abgeonlnetem.  Aus  dem  Kreise  der 
Wahlmänner  geht  auch  jene  «gesinnungstüchtige**  Schicht  von  Vereinspolitikem 
hervor,  die  aus  Prinzip  alles  besser  weiß,  als  die  Regierung.  Hier  werden 
femer  jene  Abgeortlneten  nominiert,  deren  Interessen  nicht  über  ihr  Stadt- 
viertel hinausgehen.  Nun  hat  zwar  Borgius  vor  kurzem  (in  den  „Volks- 
wirtschaftlichen Blättern"  VI,  9/10)  vorgeschlagen,  das  Institut  der  Wahlmänn^ 
zu  einem  ständigen  Organ  mit  besonderen  politischen  Aufgaben  auszubilden, 
zu  einem  ständigen  Ausschuß  der  Gesamtwählerschaft,  zu  einer  Art  erweiterter 
Form  des  Parlaments  —  doch  muß  dieser  Vorschlag  schon  an  der  Kompliziert- 
heit  der  Ausführung  scheitern.  Borgius  will  dieser,  wie  er  sagt,  Elite  des 
Volkes,  Initiative  und  Referendum  nach  schweizerischem  Muster  gewähren. 
Aber  die  Vorteile,  die  von  solcher,  wenn  auch  sicher  nicht  elitemäßigen,  so 


f4ßA  vtsigiten«  pciHtticb  mterefliieiteii  Gemeinschaft  auBgeheu  konnten, 
ledesifvUi  von  den  Nachteilen  dieÄfj  une3*h6rt  fchwerfslligen  Masse 
iwmlen  Toa  Mensch^ii  weit  ubarwof^eti. 
fibcBBH  gleiehmäBig  wie  die  Ventrt^üufig  der  indirekten  Wahl  iat  die 
(icr  Slidxwmlil.  Hab  kano  niliig  mit  Treititchke  meinen,  daß  erat  einmal  die 
Moni  pottüselier  werdcti  moge^  beror  die  Palitik  moralischer  wird,  und  kann 
iadk  Sm  Faküar«^  imd  S(sbE<.'bemia£.'hei  bei  den  Hei  cbstagse  lieb  wählen  ffir 
TOkiwiHig  imfi  TCTwerfliob  halt^ti.  Um  die  Stichwahl  zu  vertu  ei  den,  fordert 
am  gtn  aar  Wiibt  nur  die  absolute  Mehrheit  der  alrj^e geben en  Stimmen. 
ßm  yte  baypri&che  Wahlgesetz  ¥0n  1881  hatte  diesen  Weg  beHchritten.  Bei 
ifimuM  Sj»tem  jedorh  kann  unt^r  Umständen  eine  Wahl  überhaupt  nicht 
mtfloid«  kommen.  Sü  bat  das  neue  ba^eriecbe  Gesetz  bestimmt,  daß  die 
Wahl  dofteh  rela^Tc  Mehrheit  aller  in  einem  Wahlkreise  abgegebenen  gültigen 
Mtonipn  erfatgt,  mit  der  EinRchränknng,  daß  der  OewäbJte  mindestens  ein 
Dnilel  der  Btimmen  auf  sich  vereinigen  muß.  Stellt  sich  eine  solche  Mehrheit 
toeht  ImtwoSt  iü  iii  eine  weitere  Wahlhandlung  vorzunehmen,  bei  der  die 
rdatm  Jteltrbeit  ohne  Hückiicht  auf  ihr  Yerhältnia  zur  Geeamtzahl  der  ab- 
gtfeli«atfii  Stimmen  entscheidet  (Art.  14),  Indem  schließlich  das  neue  Gesetz 
ibt  ^tdnsg  der  Wahlkrci»e  nicht,  mehr  der  Staatsregicmng  überlaßt,  folgt  ea 
cioeni  mit  Hecht  f&at  überall  angenommenen  Prinzip.  Für  normale  Zeiten 
mm^  maa  )a  den  OediLnken  an  Verwaltungswillkür  bei  mangelnder  gesetzbcher 
WaUkrBiaanüvtinnng  tun  sich  weieen,  man  braucht  jedoch  nur  au  die  beritchtigto 
prenOtacbr  ^Landratskammer^  von  1855  zu  denken,  um  die  Gefahr  der  Willkür 
im  krtttachi*!!  Zeiten  tu  erkennen.  In  j^dem  Falle  aber  ist  im  Interesse  dc>r 
Piftoictk  die  dann  mit  feilten  Verhältnisteu  zu  reebnen  vemiogeUf  die  Wahl- 
knitttiltiTilimg  auf  Grund  de«  Gesetzei  tn  bevorzugen. 

Aach  dai  bayeriacbe  Wahlgesetz  aber  enthalt  eine  Bestimmung,  die  nach 
laaiQittlig«r  demokf&iischer  Ansicht  einen  Rückschritt  darstellt.  Die  Be* 
fi^qkl^giuig  lUia  Wählen  namlifh  beginnt  nicht  mehr  wie  früher  mit  dem  21.» 
toaiicra  «fiFt  mit  dem  25.  Lebensjahre.  Der  Doktrinarismus,  der  in  der  ganzen 
W«MpBdfU6rag6  so  unbeilvoll  haust,  klammert  sich  mit  Vorliebe  an  daa 
WaklShhif^eiti^ter.  Man  fragt,  wanun  der,  den  der  Staat  sonst  für  mündig 
mcbt  auch  politisch  für  mundig  erklärt  werden  solle.    Und  man  ver- 

wohl  gar  daraiLf,  daß  in  einer  Eelbe  von  Scbwfizer  Kantonen  das 
akivvr  Wahlrecht  —  in  früherer  Zeit  wohl  gemerkt  ^-  beroita  mit  dem  14. 
Ckder  lÄ^  I^bentjahre  begann,  Eb  ist  aber  doch  noch  ein  großer  Unterschied, 
ab  |«HiAml  üIkt  seine  Angelegenbeiteu  oder  über  die  der  Allgemeinheit  zu 
v«tfftg«li  bat,  WyJirend  er  eich  dort  in  der  Eegel  seh  od  vorsehen  witd,  um 
lliokl  Köpi  und  Kragen  zu  verlieren,  kommt  es  ihm  hier^  wo  die  Folgen 
•lihntiU   »ichlbar   werden,   auf  ein    Ejtpenment  mehr  oder  weniger 

am  Und  ichliiißlich  haben  sich  gerad«?  in  neuester  Zeit  die  ttaatlichen 
Aaifp»hmm  lo  vemt^hrt^  daß  in  der  Politik  nur  gereiftere  Menschen  mitzu- 
b<*lugt  sind.  Was  volleuds  in  einem  kleinen  Schweizer  Kanton 
«snmal  üblich  war,  ist  uns  beute  nur  ein  Kuriosum,  Für  das  passive 
Walitocht  mag  man  sogar  noch  ein  höheres  Alter  fordern  als  25  Jabre.  Daa 
die  bsyiriache  Gt-^t-tK  verlangte  auch  ein  Älter  von  3<>  Jahren  (ebenso  ja  noöh 
bMii#  a.  B*  daa  prt^tiÖische),  daa  neue  Wahlgesetz  bat  nach  dem  Vorbild  d^a 
B<icbfl«8virablrt»ohiii  demjenigen  auch  (ür  wählbar  erklärt,  der  daa  Bcoht  hat 


Pic  f«liiümu  Wald   findet  iicb   im  neuen  WahlgetetZi    wie  sie  sich  im 
jsihmi  ffdmndmi  hnl.     Mit  itccbt.     Di^  idlgemeine  Ansicht  —  mindeeteus  der 
toHitfcftflftf  FcAtÜt  9 
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der  theoretischen  Politik  —  ging  früher  dahin,  daß  die  geheime  Stimmabgabe 
unmoralisch  sei,  weil  der  Wähler  seine  Wahl  unter  allen  Umständen  ver- 
treten müsse.  Man  ist  heute  im  Gegenteil  der  Überzeugung  von  der  ün- 
moralität  der  öffentlichen  Abstimmung,  denn  bei  ihr  wird  der  Wähler  in 
einer  Unzahl  von  Fällen  gezwungen,  gegen  seine  wahre  Meinung  zu  votieren, 
weil  er  in  abhängiger  Stellung  Maßregelung  befürchten  muß.  In  der  hentigen 
Gesellschaft  vor  allem  sind  die  Abhängigkeitsverhältnisse  so  kompliziert,  daß 
kaum  jemand  von  sich  sagen  kann,  er  sei  völlig  sein  eigener  Herr.  Wenn 
nun  aber  neuerdings  —  das  sei  hier  vorgreifend  bemerkt  —  als  erster  Schritt 
zur  Reform  des  preußischen  Wahlrechtes  von  freisinniger  Seite  eine  Art 
Notgesetz  zwecks  Einführung  der  geheimen  Stimmabgabe  verlangt  wird,  so 
ist  das  ein  höchst  unglücklicher  Gedanke.  Mit  dem  Prinzip  der  indirekten 
Wahl  ist  das  Prinzip  der  geheimen  Stimmabgabe  schlecht  verträglich.  Man 
könnte  daran  denken,  die  Urwähler  geheim  abstimmen  zu  lassen,  für  die 
schließliche  Wahl  der  Abgeordneten  durch  die  Wahlmänner  jedoch  wäre  ge- 
heime Abstimmung  das  überflüssigste  Ding  der  Welt.  Bis  auf  wenige  Aus- 
nahmen nämlich  sind  die  Wahlmänner  längest  vor  der  Wahl  politisch 
etikettiert.  Wie  schon  aus  dem  früher  Gesagten  hervorgeht,  werden  die 
Wahlmänner  nicht  gewählt  als  Vertrauensleute,  sondern  als  Mitglieder  einer 
Partei.  Mit  dieser  Tatsache  muß  man  sich  abfinden.  Wehklagen  taugt  nicht 
für  die  Politik.  Hiemach  kann  die  geheime  Abstimmung  nur  dazu  dienen, 
den  Wahlmann  zum  Verrat  an  seiner  Partei  zu  veranlassen,  ein  Zweck,  den 
man  doch  wahrhaftig  nicht  erreichen  will.  Bei  den  Dumawahlen  in  Rußland 
soll  solcher  Verrat  an  der  Tagesordnung  sein.  Die  Einführung  der  geheimen 
Stimmabgabe  jedoch  nur  für  die  Abstimmung  der  Wahlmänner  lohnt  nicht 
der  Mühe. 

Sehr  viel  erheblicher  als  die  bayerische  ist  für  die  Entwicklung  des 
öffentlichen  Rechts  die  württembergische  Wahlreform.  Oder  vielmehr 
man  muß  hier  von  einer  ausgedehnten  Verfassungs-  und  Verwaltungsreform 
sprechen,  da  nicht  allein  das  Wahlrechtssystem  und  die  Zusammensetzung  der 
Kammern  verändert  wurde,  sondern  auch  Veränderungen  der  Kompetenzen 
der  Kammern  (Budgetrecht),  des  Verhältnisses  des  Parlaments  zu  den  Ministem, 
der  Immunität  der  Abgeordneten  etc.  erfolgten,  und  femer  vor  allem  durch 
eine  neue  Gemeindeordnung  die  Angelegenheiten  der  Stadt^  und  Landge- 
meinden eine  neue  Regelung  fanden.  Das  Verfassungsgesetz  betr.  Abändemng 
des  IX.  Elapitels  der  Verfassungsurkunde  datiert  vom  16.  Juli  1906,  vom 
gleichen  Tage  das  Landtagswahlgesetz,  während  die  Gemeindeordnung  (in 
Kraft  tretend  am  1.  Dezember  1907)  mit  dem  Datum  des  28.  Juli  1906  be- 
zeichnet ist.  Soweit  in  diesem  Zusammenhange  die  Reform  interessiert,  kann 
ihr  Wesen  durch  folgende  Leitworte  umschrieben  werden:  Umwandlung  der 
Zweiten  Kammer  in  eine  reine  Volkskammer  unter  Ausscheiden  der  „Privi- 
legierten" (Vertreter  der  Ritterschaft,  der  Kirchen,  der  Universität);  Umge- 
staltung der  Ersten  Kammer  dahin,  daß  der  hohe  Adel  hier  nicht  mehr  do- 
miniert, vielmehr  der  ritterschaftliche  Adel,  die  Kirchen,  die  Universität,  die 
technische  Hochschule,  Handel,  Industrie,  Landwirtschaft  und  Handwerk  einige 
Vertretung  erlangen.  Über  das  Quantum  der  den  einzelnen  Beru^tänden  in 
der  Ersten  Kammer  zugebilligten  Vertretung  wird  sich  streiten  lassen.  Wenn 
nur  zwei  Vertreter  des  Handels  und  der  Industrie,  zwei  Vertreter  der  Land- 
wirtschaft und  ein  Vertreter  des  Handwerks  vorgesehen  sind  (sie  werden  anf 
Grund  von  Vorschlagslisten  für  die  Dauer  einer  Wahlperiode  durch  den  Konig 
ernannt),  so  scheint  diese  Zahl  gegenüber  der  Menge  des  hohen  und  niederen 


Adrli  GJclit  tn  j^<niii^ti.  Keinem  2weift*l  jc^doth  kann  ilie  Berechtigring  des 
iaiv:licidrti*  tii*r  23  Prirüej^icrten  rtufl  der  Zweiten  Kaminer  imterliegen.  Tat 
füll-  hirrnftstio^ÜBch«  Vt^rtretotig  ia  tl*?r  Wuhfkamaier  eclvon  immer  ein  fremde 
Llfmrnt.  «.o  \(*AicH  sie  auch  tue  letzte  Berechtigung  bei  Vorliegen  des  Zwei- 
kimnimptems.  da  dfliin  phen  dt?f  natiirliche  Pkti  der  atändiicben  Vertreter 
ji  ikr  Ensti'ii   Kummer  sich  befindet. 

Die  gToßo  PrtLge  war  nun,  wb  und  wie  ein  Ersatz  für  die  susseheiden' 

)ljtgliedt!T    drr  ZweiMi   Kamnier    gescbaffen    werden   sollte*     Die    Ee- 

läge   wollt«?   die  Vertrelnug  der  Stadt  Stuttgart   in   der  Kammer 

liielt    aber    im     übrigen   einen  Ersatz   der  Ans  scheiden  den   nicht 

für  n6twen*üg.     Die  Zweite  Kammer   stellte   aicb   jedoch   ^enilieh  allgemein 

ttti  iUm  entgegüi gesetzten   Standpunkt,   und    so   blieb   nur   die   Frage^   wie 

£nat>abg«ord&eteti   zu    wühlen   waren»     Man   entschied   »ich   schließlich 

%  dir   FniportionolwahL      Schon   die   6    Abgeordneten   von   Stuttgart 

kiti*    ajan    nach    der    Listen-    und    Verhältniswahl    zu   wählen    besctdossen, 

toiD  die    Sebwierigkeiten    zu   Termeiden,    die    bei    der    unaufhörlichen   Ver- 
•cbi^bujig  dtr  Großaitiidtbevoikerußg  einer  räumlichen  Bezirkseinteilung  et^ 
wicbf«!.    Jeljt  übertrug  mun  das  Sy»t4.un  auf   das  Land.    Zu   diesem  Zweck 
tolte  Qian  dai  Königreich  in  Kwei  Teile:    N'eck&r-  und  Jagstkreii   einerseits* 
Ummrikl-   und    Drinaukreii   ondefcrseit«.     Dem   crstf^n    Bezirk    gab    man 
'  iin^im  zweiten  acht  Abgeordnete.     31— '38  T&ge  imch  dem  Tag  der  all- 
föftwwo  Wahlen    dt*r   Abgeordueteji  *—  diese  wt^rden    nach   der   Einteilung 
ia  Oberamtmberirke  und  Städte  gewählt  ^  findet  die  Wahl  der  bezeichneten 
17  Tfrtift<T  fctfttt,    nnd   zwar  auf  ftmud  der  Wählerlisten,    tlie    auch   vorher 
hn  »irr  Wahl  d^r  fJberamJflbczirke  und  Städte   verwandt  wunlen.     Während 
im  Wthhrrfahreo  der  allgenieineu  Wahlen  etwa  den  für  den  Reichstag  gül- 
'  %Ri  Vof»chrtften  gleicht^  i»t  alao  für  eine  Anzahl  (17  +  6)  von  Abgeordneten 
'in  WüKlvcrfahrtn    eingeführt   worden,    das    in    den    Monarchien    bisher   in 
Bwitehland  bcü  Eanmierwahlen    noch    nii^ht    üblich    war*    das    obligatoriBch 
MBil  ftberhanpt  nur  im  neuen  Hamburger  Wahlgesetz  —  das  nachher  gleich 
Wirktet  werden  soll  ^  und  hei  den  Wahlen  der  Beisitzer  der  Kaufmanns- 
gmcktc  b^tf^t,     Blan    darf    siuh    auch    nicht    darüber   tänschen*    daß    diese 
ifin  der  unmitttdbaren   und    tfelunmtm  Jlajoritätawahl    mit   der  Pro- 
y  wimiger  tnu  prinstipiellps  Eintreten  für  solche  ILcthode,  alä  eine 
ffjrftgrtntl Hl t agrar t  rg<  b n n . ;  bedeutet.     E»  uiaßte  eben,  ohne  daß  an  der  Wald 
der  At^ffkortinHen   tlnrch   «lie    biaherigea  Wahlkörper    (Oberamtsbezirke    und 
Slidto)  ©twa«  gelindert  werden  soKte*   eiae  Möglichkeit  der  Wahl  von  neuen 
Algtnrdnrf^n  gcm-haffcn  werden.     Aber  min   hat  hier  wohl    nieht  daneben 
flgri^  *Öt  sich  ungemein  viel  engnuiten  einer  derartigen  Verköppelnug 

fwm*      '  i>iL'j\  angeben* 

Ke&o  Wort  braucht  mehr  darüber  verloren  zu  werden,  daß  die  Slajoritäts- 

«r«kU   wi«   ««  heute   fast   allgemein   in  Gültigkeit  ist,    die  Minoritäten  völlig 

iiiTlnlfrt    und  daß  rlie  Proportional wuhl  diesem  t^belataud  abzuheifen  ver- 

n^    AU«r   4i«  t*rox»ortionalwÄhl    bcsitit    auch   mannigfache  Nachteile*    Sie 

mMkit  iln»  Abgri^rtiueten  einem  bestimmten  Bezirk  und  einem  bestimmten 

t^Maitoali  und  laßt  ihn  gleichaam  in  der  Luft  sehweben;  sie  ist  —  wenig- 

•teai  Im«  mnigvsmiaßen  vrillkommencir  Gestaltung  —  kompliziert,  daher  dem 

ii»iad«r  f«liik]et«n  Waider  schwer  verstiiudlich*  daher  dem  polttisehen  Interetac 

fKl^ltnif^H  nU  unt^lieh:  aie  befördert  innerhalb   der  Parteien  Neid  und 

Mirjji^mäß  eint*  d^r  cTatou  .StfÜeu  in  den  Listen  erhalten 

ih   m*^inos   Erachti-uü  dem  System   mit  Unrecht   zum 

9* 


vteheDr  eüi  EAndkiat  d«rf  sieh  tkttr  emfrud 
TcmditigpMiieii  kömieii  f^erbttudeo  weisen, 
PirteieB  g^gmub^  utderoi  Wäkkrreremigiiiifeii  «b  einMttiche  liste  n 
l^eHiB  ▼ermögcii  (,|Terbiuidpne  Lkte&^X  ^Ijcm  Wihler  ist  zn 
geitftttet,    femer  dirf  er  auch  ,lniitttilkf«ii*^.   d.  k.  er  darf 
in«h  Wtedcrbolniig  de«  Kamein  odir  B«fugiuig  toü  ZnlilieiGbeB 
g€bezL    DiB  diese  letztgemamte  HtCkide  gmdft  den 
kommt,  die  iiicbt  parWiamtiidi  ibgeittmpcll  md«  Wuckt  wmhA  mita 
berror^ebobefi  m  werden.  fl 

Bei  da-  ProportioaftlwiJil  —  und  da«  ist  mxKh  an  Tanag  tob  ür  ^ 

man  in  Würtlembaif ,  eba»D  wie  m  Bajvm,  die  Slichwmhl  jetzt  ma^mdumR 
dcM^t  kann  tu  Wirttenibcrg  ein  Awctta  WwMgmng  ksicht^  eiatrcteii  ab  ia 
Bajem,  da  et  dort  tmr  dana  lidfli  erites  Wahlgang  bawaidet,  warn  mehr 
uh  die  Hälfte  (m  B«yeni  wemptem  cm  Dnttel)   der  abgiegebeiiai 

dai  Kaadidateti  TemmgOL  Hat  sidi  eine  wMi^  MdvlKil 
•o  enltcbeidet,  gsut  wie  m  Bajern.  im  zweitai  Wablgang-  die  nfaüf» 
Jfifaibeitt  bei  Stimmetifleichlieii  daa  Lot>  —  Das  aktire  und  passtTe  WaM- 
ncfat  wM  mü  dem  S5.  Lebeof  jalire  «r^orbeJi^  wibresd  &nlsa-  for  die  WiU- 
barfcat  ein  Alter  von  30  Jahrai  raiangt  wurde.  M 

Irt  in  Wäruemberig:  die  Proporiioitalwilil  war  em  Anhiiigad  ntr  10 
joritüvwabl,  to  itt  d»  T^rhiJtiuA  gerade  luigidahit  im  acsesi  Wablgeteti 
för  Hamburg,  das  socb  einige  Monate  tot  dian  wiiittembagisebea  Gesetz 
daitiat,  fiiemacb  bat  die  Hamburga'  Birfas^aft  l&^  Mitglieda,  toxi  denen 
SO  daidä  aüe  Bärger  (sof .  ajlgaaa&e  WaUaiX  40  dnrcb  «fiejaiigen  Bq^i^rt 
die  £i§attäma'  wtm  in  der  Stadt  Megeaai  OEwaditäi^en  sind  (so^.  Gnmd- 
afetttnmerwalik&)  imd  w«it«Tv  40  tbre^  die  Xötebebi  gvwiltlt  wenkn.  Die 
Al)f«miMMii  Wakka  um  im  StaäH^fibitL  die  Gnmdagestiniaw&klen  nnd 
NtitteMBWilikB  crfia(g«ii  ftaek  daa  Pft^po».  wihread  Migbcb  bä  den  all- 
WiMmi  im  I«a4lt«^»«l  ■'■^  Abfeotilnete  auf  Gamd  des  Maiodtals- 
n  «^4ai  «tmi  Aber  die  Kemplikati«i  gehl  madk  weiter.  ^  de« 
aUctwter  d«a  Stedlfebieb  wenlai  «fit 
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Oruppen  geteilt*     Zu  der  ersten  gehören  die] ernten,   die  in  den  letzten 

J«)ir«ii  durchachnitüich   em  Einkoinmen  von   mehr   ak  2500  lUrk  Ter- 

zu  der  zweiten  mUe  übrigen  w&hlberechtig'eii  Bürger  (wer  nicht 

Cbi  11  er  bezahlt,  hat  nberhaupt  keine  Stimme)*     Zwei   Drittel  der 

Ib  |«Hkr  Wnhl  fu  rergebenden  Sitze  bat   die   erat«  Gruppe,   ein  Drittel  die 

6fuppc   zu   besetzen.     Man  sieht,   hier  ist   die  Propoirtic*naiwahl   mit 

Kbnenw&hlr^cbt    verbondent    das  anklingt    an   das   der   prenBise^hen 

9lldttordftiiO||f.    Wichtig  ist  ^hÜeßlichi  daß  dar,  welcher  bei  den  allg^emeinen 

Wilüi^u,   bei    den    Crmndeigentümer^    und    bei    den    Notabebi wählen    stimm* 

Wrrdlttgt    tsU    die  Befuf^is   hat,    das   Wahlrecht   in   alten    drei   Kategonen 

■assudb^Q«    Das  ganze  Gesetz,   ak  Kampfgesetz   gegen   die  Sozisldemokratie 

fnlarlit,  tat  mtAir  ein  Schulbeispiel  für  Wablgeometrie^  als  ein  sjmpathia^hes 

Wfrk,    Ich  wdl  nicht  bean^tandea»  daü  mau  bei  Cinführong  der  FVoportianal- 

kcmsequent  verfaliren  ist  —  die  zeraFplittertexi   landliehen  Bezirke 

j|B|klN»bl  kftttm   zu.    einem    für  den    Proporz  genügend^i    Komplei   zu- 

Migte6USt  werdeiit    uucb   smh  man   vielleicht  die  Landbevöikemng  tucbt 

ib  W«g)ich  genug  für  die»  Wahlsystem   an  — ,  daß  man  jedoch  aufier  den 

*bn  Wihkrkslcgicirieii  nucli  in  dt^r  ersten   Kategorie   zw^  Klflaaen   —    das 

Öo^U  »igt  fjfaatnbaft   „OTuppen"  —  geschaffen    hat^  die  einzig  nach  dem 

Mcritmil  des   Kinkommeufl  geschieden   lindt    mnli  Terbitt^md   wirken.     Zu 

Wdlileo  at   freilich«   dftß  die  HAmburger  Bürgeradiaft  zugleich   auch   die 

Fuultinn  <*iner  KrsUiD  Eanimer  su  erfoUen  h«t. 

Sind  ichon   die  n^ae  württembergisehe  Wahlrecbtageatmltmig  und  das 

Hizhirurgrr  Wablgcftetz  wegen  ihrer  Kambinationen  msBiiig^cher  Prinzipien 

k    voB  |mü«in  recbtbchen  Interesse^  «o  fe»elt  noch  weit  mehr  der  Entwurf 

^1    tocD  Wahlgesetz   für  die  Zweite  Eaminer  der  Stande  Versammlung,   den 

^■rihluniglich  iichiiiehe  Begiernng  Anfajig  Jnli  d,  J.  veroffentücht 

H^Pi   lii^r  i«t  if#T»d*>zu   eine  PnJle  toh  Nenemngen  vorhanden.    In  Sschaen 

■      *i*  man,  wit-  da«  tAndtagswahlgetets  vom  3,  DezeTTiher  1868,   mit 

^^mi  Htlfi^  <i'  iemakrstie  die  Zweite  Kammer  zu  überfluten  drohte, 

^vrok  Hm  Uesetz  vom  ÜB.  Marx  1896  korrigiert.    Der  Zweck  gelang  «o  voll- 

k^MDmea»  daii  die  Begiejnmg  jetzt  telbcrt  Unbehagen  empfindet  ob  der  maii' 

icbdm  Vertretung  großer  Bevolkeningrteile  im  ParlamenL    Auch  die  durch 

^  OwiPta  von  1896  —  neben  dem  Dreiklasaenwahlrecht  —  neu  eingeführte^ 

kärfkit>  Wahl  hat  hier  wie  anderwirti  versagt.    Da»  Problem  ist  nun,  das 

ipuuff  Volk,  a)>er  doch  nicht  die  große  Ma«se^   in  der  Zweiten  Kammer  zur 

VmrHtttig  zu    Imngren.    ULa^n  mchi  das  Problem   zn  losen,   indem  man  an 

i  Proportional  wähl    mit   allgemeinem,    geheimem   nnd   direktem  Wahlredit 

V^Hmlifitem  schließt  and  daneben  noch   eine  Anzahl  von  Abgeordneten 

cimunalverbände    wählen    läßt.      Eine    komplizierte    Methode,    die 

p  den  Wünschen  der  Parteien  die  Diagonale  zieht   und  eben  deahalb 

Ewber  Partei   ^>egriißt  wird*      Die  Wieaeiitchaft  wird  sich  freiUcb  weit 

•lÜieher  zu  dem  Fntwurf  zn  stellen  haben. 

Vdu   den   B^  t^ien  der  Zweiten  Kammer  »ollen   künftig  ü  in 

^hnd  gfiUdttrtt-r  \  wihl,  die  nbrigen  40  durch  Kommonalverbände 

l^wihlt    vrenlrn.      Bei    di?r  ProportioQjdwmhl  bilden   jeder  amtahaaptmsnn- 

•^ththr   B<^rk   und   die  Stidte  Plauen  und  Zwickau  je  einen,  die  Stadt 

^^keoiiiitz  drei,   ilie  StÜdtc  Dresden  und  Leipzig  je  fünf  Wahlkreiie;  bei  der 

WlU  durch  KonijpQJimlverbande  bilden  tlie  amtshauptmaunschaftlichen  Bezirk«- 

v^tinde  »owto  di«  genannten  Stidte  je  einen  Wahlkreis,     Hiennit  fillt  die 

■ttfpnbtMkUch  bestehende  Sdiddung  von  ttidtischen  und   ländlichen  Wahl- 
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kreisen  (37  Abgeordnete  der  Städte,  45  der  ländlichen  Wahlkreise),  die  infolge 
der  immer  zunehmenden  Industrialisierung  des  platten  Landes  doch  sinnlos 
geworden  ist  Der  Kreis  der  Stimmberechtigten  bei  der  Proportionalwahl 
ist  derselbe  wie  in  dem  jetzt  geltenden  Gesetze  von  1896  (Wahlalter  25  Jahre). 
Bei  der  Wahl  durch  Eommunalverbände  wird  in  den  amtshauptmannschaftlichen 
Bezirksverbänden  die  Wahl  von  der  Bezirksversammlung,  in  den  bezeichneten 
fünf  Städten  durch  das  aus  Stadtrat  und  Stadtverordneten  zusammengesetzte 
Wahlkollegium  vollzogen.  Die  Abstimmung  erfolgt  hierbei  geheim  und  zwar 
so,  daß  von  den  Anwesenden  so  viel  Namen  aufgezeichnet  werden,  als  Kandi- 
daten zu  wählen  sind.  Zu  bemerken  ist,  daß  in  der  Regel  von  den  Kommanal- 
verbänden nur  ein  Abgeordneter  zu  wählen  ist,  daß  einige  Verbände  aber 
zwei,  die  Städte  Dresden  und  Leipzig  drei  Abgeordnete  zu  wählen  haben. 

Bei  der  Verhältniswahl  —  das  ist  besonders  beachtenswert  —  erhalten 
drei  Kategorien  von  Wählern  noch  eine  Zusatzstimme :  einmal  alle  zum  Landes- 
kulturrat Wahlberechtigten,  also  die  Gutsbesitzer  und  Bauern,  dann  diejenigen, 
welche  ein  Einkommen  von  mehr  als  1600  Mark  versteuern,  schließlich  die 
im  Besitze  eines  Zeugnisses  für  den  einjährig-freiwilligen  Dienst  Befindlichen. 
Keinem  Wähler  stehen  mehr  als  zwei  Stimmen  zu.  Man  sieht,  dies  ist  ein 
sehr  gemäßigtes  Pluralsystem.  In  Belgien  —  das  im  übrigen  auch  die  Kom- 
bination des  Pluralsystems  mit  dem  Proporz  besitzt  —  kann  dagegen  eine 
Person  zwei  Zusatzstimmen  haben.  Der  Gedanke  des  Pluralsyatems  wird 
allerdings  erst  dann  wahrhaft  deutlich,  wenn  ein  mannigfach  abgestuftes 
Wahlrecht  vorliegt;  die  Anzahl  der  Zusatzstimmen  macht  nicht  nur  einen 
quantitativen,  sondern  auch  einen  qualitiven  Unterschied  zwischen  den  ver- 
schiedenen Pluralsystemen  aus.  Den  Hechtfertigungsgnmd  des  Ploralsystems 
bildet  die  natürliche  Ungleichheit  der  Menschen.  Dieser  Gedanke  hat  sich 
gegenüber  der  aufklärerischen  Theorie  von  der  natürlichen  Gleichheit  „alles 
dessen,  was  Menschenantlitz  trägt**  erst  neuerdings  wieder  durchgesetzt.  Es 
ist  nun  die  Aufgabe  eines  richtig  gestalteten  Pluralsystems,  jeden  Wähler 
gemäß  seinem  Werte  für  die  Gesamtheit  bei  der  Wahl  zur  G^tung  kommen 
zu  lassen.  Daß  die  Einräumung  einer  Zusatzstimme  an  einzelne  Wahler- 
klassen  dieser  Aufgabe  nicht  entspricht,  bedarf  keiner  Erläuterung.  Was  ist 
nun  aber  die  gerechte  Abstufung  des  Stimmrechts?  Diese  Frage  wird  auch 
der  beste  Politiker  nicht  einwandsfrei  beantworten  können.  Wie  man  es  auch 
anfängt,  immer  bleibt  ein  Schematismus.  Man  hat  nun  gemeint,  daß,  wenn 
schon  einmal  schematisiert  werde,  der  Schematismus  des  gleichen  Wahlrechts 
der  beste  sei,  weil  er  wenigstens  kein  böses  Blut  mache.  Das  heißt  aber  denn 
doch,  das  Pluralsystem  zu  leicht  über  Bord  werfen.  Jede  Wahlrechtsbestimmung 
ist  schematisch:  ein  Zwanzigjähriger,  der  nicht  wählen  darf,  kann  eine  größere 
politische  Reife  besitzen,  als  ein  Vierzigjähriger.  Aber  man  gribt  dem  Zwanzig- 
jährigen das  Wahlrecht  nicht,  weil  die  Mehrzahl  seiner  Altersgenossen  politigch 
unreif  sind.  Es  ist  nicht  unwichtig,  sich  auf  diese  Trivialität  zu  berufen. 
Es  gilt  eben,  Kategorien  zu  finden,  deren  Mitglieder  ungefähr  für  das  Ge- 
meinwesen gleiche  Bedeutung  haben.  Und  diese  Kategorien  dürfen  nicht 
allzu  verschieden  behandelt  werden,  weil  nur  so  Schwerfälligkeit  und  Un- 
übersichtlichkeit des  Wahlapparats  vermieden  wird.  Werden  sie  aber  allro 
gleichmäßig  behandelt,  so  fällt  —  wie  schon  angedeutet  —  der  Zweck  des 
Verfahrens  in  sich  zusammen. 

Die  Merkmale,  nach  denen  man  Kategorien  zu  bilden  vermag,  sind: 
Alter,  Stand,  Bildung,  Besitz,  besondere  Auszeichnungen.  Je  mehr  Merkmale 
man  berücksichtigt,  desto  besser;  legt  man  ein  einziges  Merkmal  der  Soheidang 


Wlhler  ftigriiiide,  bo  teilt  man  dag  Volk  mit  Gewalt  in  sich  befehdende 
Derart  int  z.  B*  das  preul3ische  Wahlsjatemr  das,  wie  jedes  Klassen- 
^vtraMrecht,   jwar  kein  Pluralflyatem  im   engeren  Sinne,    aher  dcMjh  ein  abge- 
stuftes Wahlreciht  bedeutet.    Derart  i«t  auch  die  vorhin  gekennzeichnete  Harn- 
tiurg-er    „Gmppeneinteilung^*     Nicht    init   Unrecht  wurde  von   Ärbeiterseite 
^€«a^    wenn   man   gegen   den  EJflgeenkampf  auftrete,  RiÜ8»e  man  doch  erat 
^itimal    den   KJasaenkampf  von  oben   abschaffen.   —  KonserTative   Politiker 
empfehlen  dagegen  immer  wieder  eine  Einteilung  lediglich   nach  Ständen. 
3>ie»er  Tonehla^   der   ständiEchcn   Kontingentierung    der    Mandate    aber   ist 
«clilimmer  als  jeder  andere.    Zunächst:  was  aind  heute  die  i^Stände"*?    Welche 
Stinde  will   man  berüekaichtigen,    wieviel  Mandate   jedem    Enteilen  ?    Femer 
-vörde  man  mit  diesem  System  die  Grundlage,  auf  der  jeder  moderne  Parlamen- 
"tammn»  fußt«   nämlich^   da0  der  Abgeordnete  Vertreter  des  ganzen  Tolkeii 
nicht  einer  besonderen  Interefisengruppe  ist,  mit  einem  Schlage  Temichten« 
Zugegeben^,    daß   unsere  Parteien   in  der  Hauptsache  InteressenTertretuiigefn 
nnd,  muß  man  diesen  nnerfreulichen  Zustand  konserriereis   oder  gar  noch 
weiter    anabaüen?      Der    alte    Ständettaat    machte    schließlich    das    absolute 
Königtum  notwendig,  weil  hier  ein  Kampf  aller  gegen  alle  proklamiert  war^ 
ilen   Iftiigerf?  Zeit   hiDdurcli   kein  Staat   auszuhalten   vermag.     Ein   moderner 
^Sliiidettaa^t  wäre  ebenfatb  nur  Vorläufer  eines  neuen  Äbsolutiamus« 

Nimmt  man  ein  einziges  Merkmal  der  Trennung  an,  so  ist  am  harm> 
lüeeEten  immer  noch  die  Scheidung  nach  dem  Alter.  Der  sächsische  Politiker 
Bewer  hat  gerade  für  Sachsen  vorgetchlagen,  den  Wählern  vom  25,  bis 
40*  Lehens  jähr  eincT  vom  40.^56*  xwei,  den  über  55  Jahre  alten  Wählern 
drei  Wahtätimmen  jcnzu erkennen.  Die  Alten  haben  aber  bei  uns  nicht  mehr 
dieielfae  Bedeutung  wie  in  primitiven  Zeiten,  wo  Erfahrung  allein  durch 
linges  Leben  erworben  wurde,  Bewer  hat  dann  auch  später  das  Kriterium 
de»  Bimkommena  neben  das  des  Alters  gestellt.  Wie  schwer  jedoch  über 
die  Hohe  des  zu  einer  Zusatzstinmie  berechtigenden  Einkommens  Verständi- 
gung £n  erzielen  ist,  zeigt  die  Beurteilung^  die  in  dieser  Hinsicht  der  säch- 
niche  Entwurf  findet.  Dem  einen  ist  die  Grenze  von  1600  Mark  viel  zu 
niedrig  gegriffen,  weil  eine  große  Menge  soziaidemokratischer  Wäliler  ein 
derajtigei  Einkommen  habe,  der  andere  möchte  die  Grenze  heruntersetzen, 
ma  cum  Nutzen  des  Oegenwartastaates  eine  Scheidewand  z\i'ischen  Arbeitem 
enter  und  zweiter  Ordnung  zu  errichten.  Dies  aber  erscheint  denn  doch  als 
em  Yonchlag,  den  man  geradezu  als  „unfair*^  bezeichnen  könnte,  der  wahr- 
idiemlicb  den  beabsichtigten  Zweck  auch  gamicht  erreichen  würde, 

Ak  ein  Merkmal  unter  mehreren  wird  man  freilich  in  den  deutschen 
ftten  beim  abgestuften  Stimmrecht  das  Einkommen  und  die  hieraus 
dtt^^nde  Steuerleistung  ansehen  müsseo.  Denn  in  den  Einzelstaalen  liegt 
Sohwerpunkt  der  Steuerverfassung  in  der  Einkorn  mensteuer ,  und  ea  läÖt 
9omit  wohl  begründen,  wenn  dem  größeren  Steuerzahler  ein  mäßiges 
rieht  eingeräumt  wird.  Es  wäre  sogar  angemessen,  daß  nicht  allein  — 
diea  im  iächsiichen  Entwurf  der  Fall  ist  —  zwischen  Arbeitereinkommen 
Mitlelttandseinkommen  unterschieden  wird,  sondern  daß  man  auch  eine 
aeJit  aswiachen  Mittelatandseinkommen  und  höherem  Einkommen  (etwa 
Marit),  nnd  daß  dann  dem  höheren  Einkommen  noch  eine  weitere 
Kitaatzsiimme  gewahrt  wird»  Zugleich  müßte  aber  diese  weitere  Stimme  nuoh 
aUea  denen  verliehen  werden,  die  einen  akademischen  Grad  erlangt  haben» 
um  gegenüber  dem  Besitz  auch  wieder  der  Bildung  zu  ihrem  Recht  zu  ver- 
hetfen.    Wenn  man  geaagt  hat,   daß  alle  diese  Zusatzstimmeu  in  der  Masse 
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der  Wähler  rettuagalo«  uuti^Tgingen  und  damit  jciemlicH  b^eotutig«loa  würetL, 
BO  itimmt  die»  niülit  mit  dem  Vorwurf  überein,  den  mmn  dem  Plurftlsyitem 
wegen  seiner  angebHch^n  VolkBunfreiindUclikeit  geinft^ht  hat,  Znisches  beiden 
Vorwürfen  wird  die  Mittelüme  zn  hallen  sein^  Bei  richtiger  Ancirdiiiiiig  det 
PiuislayBteni»  haben  die  ZusutEBtimmeu  ihren  Wert^  der  aber  doch  niemils 
so  groß  wird*  daß  er  das  allgemeine  Wahlrei-ht  sfu  einer  Farce  herabdrücken 
kann.  Ich  versage  mir^  in  diefiem  infonnat^iri sehen  Aufsatz  über  das  bemtA 
Angeführte  hinaus  w^eitere»  «ur  Gestaltung  eines  Plural  Systems  ni  sigeo. 
Bemerkt  sei  nur  noeh.  daß  die  Bevorzugung  der  Gutsbesitzer  und  Bauern 
and  die  Nicbtberücksiclitigung  jedes  anderen  Beruf  ei  im  sachHiBchen  Entwurf 
doch  nicht  die  agrarisclie  Einaeitigkeit  in  ticb  ftcblieÜtf  die  man  daraas  ei^ 
kennen  mochte.  Man  wollte  eben  auch  dem  immobilen  Kapital  sein  Eedil 
verschaffen ;  tlie  Angehörigen  anderer  Berufe  in  gleicher  sozialer  Lage  babcn 
ja  fast  alle  ein  Einkommen  von  Über  1600  Mark  und  daniit  ebenfalls  ihf^ 
Zusatzstimme* 

Heute  ist  die  Sozialdemokratie  in  der  Bächiiachen  Zweiten  K&mnier 
durch  einen  einzigen  Abgeordneten  vertreten^  künftig  rechnet  die  Regierung 
eelbft  mit  15  Sozialdemokraten*  Als  mäßigendes  Element  sollen  nun  die 
40  Abgeordneten  der  Kommunal  verbände  zu  den  42  übrigen  Abgeordneten 
hinzukommen*  Wenn  ich  mich  nun  auch  mit  dem  FriuEip  der  Wahl  durch 
Kommunaiv  erbau  de  gut  zu  befreunden  vermag,  so  erscheint  mir  doch  die 
Proportion  4<)  :  42  verfehlt.  Bei  einer  so  großen  Menge  der  kommunsJeu 
Abgeordneten  leidet  der  Charakter  der  Zweiten  Kamn^er  als  einer  Volka- 
kantmer,  Beruf sständiache  Abgfeordnete  —  das  führen  die  Motive  des  Ent- 
wurfs mit  Hecht  aus,  und  das  ist  auch  schon  oben  bei  Wiirttemberg  hervor- 
gehoben worden  —  passen  nicht  in  die  Zweite  Kammer*  Komm  anal  verbände 
dagegen  als  historisch  und  rechtlich  geschlossene  Körperschaften  aind  an  aicH 
sehr  wohl  zur  Wald  pohtisch  erfahrener  Personen  geeignet.  Bas  Houae  of 
Common«  Ivat  ja  überhaupt  von  liier  seinen  Ursprung  genommen.  Voraus- 
ietsmig  freiljofa  ist,  daß  die  Wahl  wiederum  der  Abgeordneten  zu  den  Kom- 
munal verbanden  billigen  Anforderungen  entspricht.  Nur  dann  nämliche  wenn 
aus  dem  Volke  heraus  die  Kommunal  verbände  sich  gestalten  ^  werden  diese 
Körperschaften  Vertreter  ins  Parlament  senden^  die  mehr  sind  als  ein  fremdes 
Element  In  der  Volkskammer. 

Als  Ergänzung  zu  dem  Wahlgesetzentwurf  ist  dem  sächsiBchen  Landtage 
Ende  Oktober  d,  J.  der  Entwurf  eines  Uesetzea  über  die  Bezirks  verbünde 
zugegangen,  das  die  Wahl  der  Abgeordneten  zur  BezirkaverBammlung  regeln 
soll.  Die  BezirkflverBammlung  selbst  sebet  sich  danach  wie  bisher  zu  einem 
Drittel  aus  Vertretern  der  Hochstbeeteuerten,  zu  zwei  Dritteln  aus  Vertretern 
der  Gemeinden  zuaammeu.  Von  den  Abgeordneten  der  Höchstbeateuerten 
füiisen  tnmdettena  ewei  Abgeordnete  Landgüter  von  wenigstens  50  Hektar 
landwirtachafüich  benntzter  Fläche  besitzen  und  mindestens  sechs  Abgeordnet© 
anf  dem  Lande  ihren  wes entheben  Wohnsitz  haben.  Von  den  Abgeordnetem 
der  Städte  und  Dürfer  müssen  mindestens  drei  zu  den  Wahlen  für  den  Landes^ 
kulturrat,  mindestens  drei  zu  den  Drwahlen  für  die  Handelakammem,  minde- 
stens  vier  zu  den  UrwahJen  für  die  Gewerbekammem  berechtigt  und  minde- 
»tens  drei  kranken v  ersieh  ernng^pfliehtige  landwirt  Schaft Uche  oder  gewerbliche 
Arbeiter  sein. 

Die  PreTuidlichkeit  gegen  Landbesitz  und  Vermögt^n  erscheint  mir  hier 
sUm  wn'  fthwohl  das  Bestreben  der  Eegiening^  jede  Erwerbfischicht 

m  berüi-J  \    tit  anerkannt  werden  muß.    Nur  wenn  eine  moghchst 
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ZiBtmiiienBetamiig  der  BezirkEverBammlungen  TorUegt   und  sich  so  die  ver- 
letiedeEujn  Interessen   gegenseitig   ausgleichen,   ist  die  Befürchtungf    mit  der 
Wdil  Ton  Abgeordneten  durch  KommTmalverbände  könnten  eich  Verwaltung^* 
zu   politischen   KonTcntikeln   answachsen^    völlig   unbegründet*     Aber 
dsdnrcb,  daß  die  Verbände  den  Mann  erwählen  uud  nicht  die  Parttri. 
hier  eine   90  slarke  —  ich  möchte  sagen  —  Filtration*   daü   die  Ab- 
p*w^seieRy  ohne  etwa  fremd  in  der  Kammer  zu  sein^  doch  niemals  völlig  in 
d^  Hüne  d<^r  anderen  Erwählten  aufgehen   werden.     Man  kann  tle  deshalb 
BW  ab  Annex  der  Kamioer,   nicht    aJs   integrierenden  Teil  betrachten»   und 
miu  mnfi  dtesen  Umatand  bei  der  Ziffer  der  Abgeordneten  benick&icbtigcn, 
I^i^  IM  von  SO  kommunalen  Abgeordneten  bei  42  anderen  wart?  sehon  hoch 
l^irifo.    Vielleicht  IwJit  sich  durch  einfache  Zusammenlegung  zweier  amts- 
liipIminnidiÄftJicb er  BeJEirks verbände  die$e  Proportion  erreichen.  Der  PrtJÄent- 
löi  di*r  Saa'aldr'mokrnten  in  der  Kammer  wäre  dann  immer  noch  uubedenk- 
^  der  tachsisuhe  Entwurf  aber  bekäme  sofort  ein  weit  gerechteres  Auftseheo, 
Ana  dem  Vorhergebenden  ergibt  eich  schon  unsere  Stellung  zu  der  beut 
^  ödsten   erörterten  Walilrecbtafrtge :    zur  Beform    des   preußischen 
Wthliyatems.    Daß  das  pnc'ußiache  Dreiklaaeen Wahlrecht  den  Anforderungen 
acht  entspricht,  die  man  an  ein  gerechtes  Wahlrecht  stellen  mnß,  —  nämlich t 
diß  lEe  im  Volke  vorhandenen  Kräfte  dadurch   zum  Aosdmek  gelangen  — j 
I       Mm»  für  den  Einsichtigen  nicht  zweifelhaft  sein.    Wie  man  auch  die  Sozial- 
^mokratie  beiirteileu  mag  —  ein  Wabirecbt,  bei   dem   1600000  S02ialdemo- 
bitiiche  Summen   (dies  ist   die  Stirn menzald   der  Soisialdemokratie   bei  den 
^'»toen  Beicbstagtwablen  in  Prenßen)  nicht  vorhanden  sind  oder  nicht  die 
fWtopte  Bolle  spielen,  verdient  nicht  langer  tu  leben.    Die  Wahlmänner  der 
«Hteü  KlaBse  haben   gegenüber  denen  der  ersten  und  zv%*eiten  Klasse  nicht 
*ttf  ^mlg,  sondern  geradezn  gamichU  üu  sagen.     Dabei  ist  der  Anteil  der 
^'rttai  £hme  an  der  GeBamtbeit  der  Wabler  in  stetem  —  wenn  auch  nicht 
itahlbÜigetn  —  Steigen.     Man  vergleiche  nur  z.  B.  die  Klasseneinteilung 
^  W98  mit   der  von   1858,     Die   dritte  AbU^iinng  zeigt  eine  Vennehrung 
Wähler  Ton   81,78  auf  85,38  %.    wahrend   die   Zahl   der  Wähler  in   der 
**tai  £ki»e  ron  4,80  auf  3,20  ^o  graunken  ist.     Ein  solcher  Zustand  knnn 
«  Prestige  der  Regierung  nur  abträgUcb  sein. 

Von  der  Erkenntnis  der  Unhaltbarkeit  des  Drei  kl  as-ien  Wahlrechts  aber 

^  m  der  Forderung  des  Reichstags  Wahlrechts   für    Preußen    ist   ein    sehr 

»QterSobritt,    Man  kmnn  luch  ^  was  so  oft  verkannt  wird  —  ein  erklärter 

I      Aöfeiager  dm  gleichen  Wahlrechte  für  den  Reichstag  sein,    imd  kann  doch 

^R^  Einfubrung  dieaes  Wahlrecbta  in  das  preußische  Abgeordnetenhaus  nicht 

HPr wianiicbens wert  halten.    Auch  wer  gi&ubt,  tlaß  *be  Zeit  des  gleichen  Wabl- 

■^^  vorbei    ist,    wird    nÜmlich    das  Reichstags  Wahlrecht  als  historisch  be- 

^Wadet  ermohten  können.    Es  war  der  stärkste  Agitationsfaktor  zur  Heran- 

^^^k^f  der  S&ddeittiGheiL  m  den  Norddeutschen  Bund  und   hat  deshalb  zur 

Jjiiflttaf    OentscMands     genug    beigetragen.      (Auch    jetzt    wieder    war    es 

itipagifaktor  in   Österreich.)      Das  Wort,    der  deutsche  Kaiser  und    der 

Beiefaitag    seien    an    einem   Tage    geboren,     ist    in    der  Tat   viel 

ib   eine  Phrase.     Wenn    so   das  Deutsche   Reich   eng  verwurzelt  ist 

Bdohitmpwmbl recht,   erscheint   dieses    Recht  auch  vernünftig  und 

Eni  wenn  dies  Wahlrecht,   anstatt  den  Bestand  des  Reiches  zu 

den  Bestand  in  Frage  stellen  würde,  wäre  tbe  Zeit  leiner  Unvernunft 

dunit   seiner  Abschaffung  gekommen.     Die    letzte  Eeiehstagswahl    hat 

igt,  daB  hiervon  noch  keine  Rede  ist. 
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Aus  dieser  Betrachtung  ergibt  sich  nun  ganz  deutlidi,  daß  nidt  -^ 
vorhanden  ist  ein  absolut  gutes  oder  absolut  schlechtes  Wahlrecht,  wi^iE 
unsere  Demokraten  und  Reaktionäre  glauben,  die  in  diesem,  wie  in  videac» 
anderen  Punkten,  die  gleichen  naiven  Ansichten  vertreten.  Wir  leben  imm 
einer  Welt  der  Kelativitäten,  und  auch  das  geheiligte  Wahlrecht  schwellt 
nicht  über  der  Welt.  Was  Deutschland  recht  ist,  das  ist  Preußen  noch 
längst  nicht  billig.  Ganz  abgesehen  von  dem  bereits  hervorgehobenen  Unter- 
schied zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  in  der  Steuerverfassung  und  des 
daraus  zu  ziehenden  Folgerungen  für  das  Wahlrecht  der  Einzelstaaten  — 
was  haben  wir  nötig,  aus  freien  Stücken  ein  Wahlrecht  in  Preußen  einza* 
führen,  dessen  psychologische  Grundlage  uns  verfehlt  erscheint?  Die  Ein- 
führung des  Reichstagswahlrechts  in  Preußen  wird  heute  gern  als  „liberale'' 
Forderung  hingestellt.  Ich  habe  aber  früher  schon  einmal  gesagt  und 
wiederhole  es  hier  mit  allem  Nachdruck:  man  darf  die  Begriffe  „liberal* 
und  „demokratisch*^  nicht  verwechseln.  Der  Liberalismus  leugnet  keineswegs 
die  Wert  unterschiede  zwischen  den  Menschen  und  fordert  dementsprechend  mit 
voller  Überzeugung  eine  differentielle  Zulassung  der  Bürger  zu  den  Staats- 
geschäften. Gegenüber  dem  Konservativismus  unterscheidet  er  sich  fundamental 
darin,  daß  er  die  Staatsangehörigen  wertet  nach  einem  gegenwärtigen,  nicht 
nach  einem  aus  der  Vergangenheit  geholten  Maßstab  und  femer  darin,  daß 
er  allen  Staatsangehörigen  die  Möglichkeit  geben  will,  bei  genügender  Tüchtig 
kcit  emporzuklettem  und  dann  auch  am  Staatsleben  größeren  Anteil  za 
haben.  Wenn  allen  Bürgern  das  Hochsteigen  ermöglicht  wird,  so  werden 
damit  alle  auf  gleicher  Basis  behandelt:  die  Konsequenz  ist  wahlrechtlich  das 
allgemeine  Wahlrecht.  Wenn  aber  den  Wertvolleren  größerer  Einfloß 
eingeräumt  wird,  so  ergeben  sich  daraus  in  bezug  auf  das  Wahlrecht  ZusaiB- 
stimmen.  So  ist  das  allgemeine,  doch  nicht  das  gleiche  Wahlrecht,  so  ist  im 
besonderen  das  bereits  gekennzeichnete  Pluralsystem  eine  im  höchsten  Sinne 
liberale  Forderung.  Der  Demokrat  dagegen,  dem  die  Massen  das  Heil  be- 
deuten, der  eine  Weltanschauung  der  Quantität,  nicht  der  Qualität  vertritt, 
verlangt  das  gleiche  Wahlrecht.  Und  wer  glaubt,  daß  zwar  aus  dem  Volke 
heraus  aller  Segen  kommt,  daß  aber  Volk  und  Segen  nicht  gleichbedentend 
sind,  wird  als  volksfeindlich  verdächtigt.  —  An  die  ausführlich  g^keni^ 
zeichnete  Minoritätenvertretung  endlich  wird  man  denken  müssen,  nm  ein 
Wahlresultat  zu  verhindern,  das  auch  nur  entfernt  dem  1903  bei  der  Reicht- 
tagswahl  in  Sachsen  vorgekommenen  ähnlich  ist,  wo  46  7o  der  Wähler  Gegner 
der  Sozialdemokratie  waren,  diese  aber  bis  auf  eines  alle  Mandate  erhielt  — 
ein  krasser  Gegensatz  zu  dem  sozialistischen  „Erfolg**  bei  den  preußischen 
Landtags  w^ahlen. 

Die  prinzipiellen  Verteidiger  des  gleichen  Wahlrechts  führen  nun  freilich 
zugunsten  dieses  Systems  noch  eine  ganze  Reihe  von  Gh*ünden  an.  Nur  das 
gleiche  Wahlrecht  soll  die  Entfesselung  aller  politischen  Kräfte  zulassen; 
übrigens  habe  jeder  beim  Reichstagswahlrecht  nicht  nur  eine  Stimme,  sondern 
so  viele,  wie  er  durch  Agitation  zu  gewinnen  vermöge,  dadurch  aber  finde 
zugleich  eine  „Auswirkung  der  Persönlichkeit''  statt,  indem  dem  einzelnen 
freistehe,  Menschen  sich  zu  eigen  zu  machen.  Man  erkennt  leicht,  daß  die 
Demokratie  mit  den  beiden  letzten  Argumenten,  der  Zeitstimmung  ent- 
sprechend, ihrem  Programm  ein  aristokratisches  Mäntelchen  umlegen  möchte. 
Auf  diese  Art  vnrd  der  Wahlschacher  und  das  Demagogentum  aristokratisch 
verbrämt.  Was  aber  die  Entfesselung  der  politischen  Kräfte  betrifft,  so  be- 
deutet das  Volk  doch  wohl  noch  etwas  anderes,  als  eine  in  Permanenz  erklärte 


1^'ihJerTersiimmlmag,  Wir  danken  jedenfalls  für  den  ZtiBtind  in  Nordamerika^ 
to  mimcr  schon  einig«?  Jaltre  ?or  der  FräBidentenwiiliJ  sich  alles  in  Ekataae 
b«fiiidt>t.  Das  politiscbe  Tnteresie  wird  durch  das  allgemeine  Stimmrecht 
ffUDgettd  angeregt.  Die  ZusatKatitnmen  aber  tind  gerade  dazu  geeignet,  den 
p^ititeh  wirklich  Interessiefton  im  einer  gewissen  Bewegung  zu  erhalten, 
»«iJ  «T  die  Aussicht  hat,  künftig  —  und  sei  e«  auch  nur  infolge  Xlter- 
venleai  —  größeren  Einfluß  auf  die  W&hl  tu  erlangen.  Wenn  in  der  Tat 
du  EeichitttgswiiLblrecht  so  stark  da*  politische  Interesae  belebt,  warum  haben 
wir  dann  im  Reiche  immer  wieder  hher  mangelnde  poütisühe  Einsicht  und 
ikieht  der  Bürger  %u  klagen? 

tTnd  iioeb  ein  Letzte«  kommt  hinzu ^  um    im   engeren  ^  Preußen  dag 
Bdtdiitagvwalilredit    als    imerwlmscht   erscheinen    m   lassen:    die   historische 
dteOiiiig  und  Aufgabe  Preußens,  man  kann  sagen,  der  Beruf  Preu&ens  in  der 
^eltgeachidite.    Da*  preußische  Wesen   ist  trotz  Treitachke  —  ja  vielleicht 
eben  wegen  der  Übertreibungen  Treiiat^hkes  ^ —  nicht  nur  im  übrigen  Deutsch- 
nnd  im  Aualande,  sondern  sogar  neuerdings   in   PreuBen  aelb«t  wenig 
rentinden.    In  der  preußischen  Monarchie  isl  der  abstrakte  Staats gedanke 
lleicbsam    lebendig   geworden«      Das  Verhältnis   der  Staatsangehörigen    zum 
tat  hier  nicht  mehr  sachlich,  sondern  }>ersönlicb.    Man  bat  die  preußische 
riplin  ak  Drül  Terleumdet:  sie  kann  sicherlich  zum  Drül  werden^  wie  alles 
dfr  Welt  ins  Gegenteil  um*üblagen  kann,   aber  sie   ist  ihrem  Kern  nach 
aus  ehrfürchtiger  Liebe  zur  Ganzheit  mit   freudigem  Bewußtsein  voll* 
ene  Unterordnimg.     Im  Interesse   des  Ganzen  stellt  sich  jeder  an  seinen 
itjLf  weil  er  weiß>  daß  die  Gesamtheit  ihm  seine  Treue  hundertfach  wieder- 
gibt   Tnd  wenn  die  Staalsraison  —  d.  1l  keine  blaase  Theorie,  vielmehr  eine 
blutige  Notwendigkeit  —  es  erfordert^  gebt  der  einzelne  still  zur  ^eite*   Wie 
ntan   sich   auch   zu   diesem  We^eu,   durch    das   der   preußische  Staat  mächtig 
geworden  ist*  verhalten  mag  —  seine  Gescblosscnlieit  und  Großartigkeit  wird 
man   anerkennen   müssen.     Dies  Wesen   ißt  nicht  eigöiitlich  konservativ  oder 
Itberml,   »ondern   organisch.     Auch   der  lebendige  Mensch   ist   ja  niemals  nur 
konaervatir    oder   nur   liberal,      Eines    freilich   wird   man   dem   preußischen 
Weeeii  nicht   nachsagen  können;   Deniokratismus.     Deshalb  richtet  sich  auch 
d^r  Kampf  unserer  Demokraten    vornehmlich   gegen  Preußen.     Dies   ist  der 
StiBt^   in  dem  die  Idee  der  Btaatssouveränität  am  stärksten  die  der  Volks- 
Mjfiirerinität  überwunden  hat;  hier  liegt  Preußens  Beruf.    Daß  aber  ein  so 
in  lieh  gegründeter  Staat  einfach  das  WaJdrecht  der  Demokratie  zu   über* 
Bdmtim  vermag,  erscheint  nicht  denkbar.    Darüber  darf  auch  die  oppositionelle 
Qmiuntmg  der  Massen  nicht  hinwegtäuschen.     Mau  wird  überhaupt  gut  tuu, 
die  Bedeutung  dieser  Opposition  etwas  skeptisch  zu  sein.     Die  nord- 
ke  Sozialdemokratie  ist  —  was  auHwärtige  Beobachter  wiederholt  erkannt 
—  in  ihrer  Disziplin  gut  preußisch,  und  auch  ßonst  sind  die  „eiupürten 
Mengen*,  von  denen   in  der  Agitation  so   vii'l  geredet  wird,   wenigstens  mit 
Bfisn^  «nf  die  Wahlrechtafragc  —  wie  Graf  Androasy  im  ungarischen  Parlament 
neolioii  bemerkte  —  meist  weder  „empört"  noch  „Mengen".   Wenn  eine  sozial- 
dcmokmüscbe  Schrift  der  neuesten  Zeit  sich  nennt  „Gegen  Volksvertlummimg, 
Vdlcaknebdmng«    Volksausbeutung»    Materialien    zur    Beurteilung   der   volks- 
Ffditik  des  Dreiklassen Parlaments",  so   iibt  solcher  Titel  auf  den 
LeacT  nicht  gerade  die  beabsichtigte  Wirkung. 
Man  wird  jetzt    vielleicht  auch  Oldenburg  gegen  Preußen  ausspielen. 
Doft    iikt    am   25.  Oktober  1907  der  Entwurf   eines  Gesctsees   betreffend  Än- 
dm  StaatagrundgesetÄCs  und  femer  ein  Gesetzentwurf  betreffend  die 
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Wahl  der  rtrft  zum  Landtage  der  Kammer  vorgelegt   wonJt^Q 

uatli  i1a*«   ^  "hlrecht   —   jedoch    mit   FortlaBsimg   der   Stichwahl   — 

im  C^r  . 'führt  wenlen  sali.     Und  awar  soll   dies   ohne   jede» 

kons+'i  lit   geschehen^    wema   man   nicht   gerade   die  Verlän- 

gerung der  \V  iihlperitide  von  drei  auf  fünf  Jahre  ao  auHasseu  will*     Um  aber- 
das  vorhiu  Bcbon  gebrauchte  Wort  zu  variieren:  was  Oldenburg  —  und  auch 
was  stiddeutsebeD  Stauten  —  recht  ist,   das  ist  Preußen  noch   langst    nicht 
hillig.     Oldenburg   insbesondere    kann   sich    als   kleine»  Land   mit    seßhafter 
igrarisoher  Beviilkenuig  das  Experiment  mit  dem  gleichen  Wahlrecht  wahr- 
icheittUch   recht  gut   leiKtenT    ohue    daß   deshalb   natüilicli   der  Wert   diese« 
Wahlrecht«  irgendwie  gehoben  wird,  —  Beachtenswert  an  dem  oldenburgisalMO 
Wahlgesetzentwurf  erscheint  noch  die  Bestimmung,    daß  die   oldenburgiauhe 
StAatbangehiJrigkeit  nicht  mehr  Bedingung  des  Wahlrechts  ist.    Wahlberechtigt 
und  wählbar  ist  vielmehr  nach  §  %  des  Entwurf»  jeder  Deutschet  der  zxxr  Zeit 
der  Wahl  das  25.  Lebensjahr  voMendet    und  seit  mindesten»  drei  Jahren  iiji 
GrotShenEOgtum   seinen  Wohnsitz  hat.     Damit  ist  das  gemeinsame  Indigemt 
des  Art.  3  der  Beichsverfassung   auch  auf  die  politische  Oleichstellung  allef 
deutschen  Heichsangehörigen  angewendet.     Die  letzte  Konsequenz   wäre  gv> 
sogen ^  wenn  auch  die  Karenzzeit  von  di'ei  Jahren  wegüele*      Hierdureh  aWr 
wäre  dann  freilich  die  vom  unitari sehen  Standpunkt  gaujt  berechtigte  olden- 
burgische   Bestimmung  zum  Unsinn  verkelirt:   unmöglich    wird  man  jemab 
einem  herumreisenden  Eeichsangehörigen  in  dem  Einzelstaate,  in  dem  er  sieb 
gerade  aufhält,  das  Wahlrecht  geben  können,  ohne  daß  irgendwelche  Pfiiehten 
gegen  deu  Einüel«taat  diesem  Rechte  entsprechen. 

Ein  viel  behandeltes  Problem,  das  gleichfalls  starken  Ätdaß  zu  Schlag- 
worten  gibt»  «ei  am  Ende  erwähnt:  die  Neueinteilung  der  Wahlkreise 
in  Preußen  und  im  Reich.  SiegMed  hat  in  einer  kiindich  erschienenen 
Schrift  „Die  preußischen  Wahlkreite**  (Jena  1£H)6)  geradezu  frappantes 
Material  über  die  von  den  einzelnen  preußischen  Abgeordneten  vntreteike 
Vülkszahl  beigebracht.  Auf  graphischen  Tafeln  ist  der  von  Siegfried  ao  ge^ 
nannte  „Vertretungswert**  des  einzelnen  Ahgeonlneten  genau  dargestellt. 
Hierbei  ergibt  sich  denn,  daß  auf  Seite  der  „schwächsten*'  Wahlkreise 
Ö6V't  Wahlkreise  mit  8250673  Einwohnern  161  Abgeordnete  ins  Parlament 
entÄendeu»  während  auf  ^eite  der  j, stärksten"  Wahlkreise  21 '/i  Wahlkreise 
mit  8249799  Einwohnern  nur  41  Abgeordnete  erwählen.  Zwar  ist  bei  dieser 
Berechnung  das  neue  Gesetz  vom  28,  Juni  1906  noch  nicht  berücksichti| 
doch  wird  infolge  der  hierdurch  hinzugekommenen  zehn  Abgeordneten 
Gesamtresultat  nur  w^enig  verändert.  Die  preußische  Wabikreiseinteilung 
stammt  im  wesentlichen  von  lÖtiO  und  auch  die  Wahl  kreiseinte  düng  im  Reich 
ist  jetzt  as  Jahre  alt.  Inxwiachen  haben  an  Volkszahl  die  agrarischen  Be- 
zirke wenig  oder  gamicht,  die  industriellen  dagegen  außerordeutÜch  zugip- 
nommen*  Wer  also  nur  auf  die  numerische  Repräsentation  sieht,  wird  leicht 
mit  der  Forderung  bei  der  Hand  sein,  die  Wahlkreiseinteilung  im  Reich  wie 
in  Preußen  müsse  geändert  wertien.  Man  l>emft  sich  dann  auch  gern 
auf  den  §  5  des  Reichstags  Wahlgesetzes,  wonach  auf  „durchschnittlich* 
100000  Seelen  ein  Abgeordneter  gewählt  wtrtl.  Aber  es  wird  dort  eben 
lediglich  auf  die  damalige  Bevölkerungszahl  verwiesen.  Eine  Vermehrung 
der  Zahl  der  Abgeordneten  infolge  der  steigenden  Bevölkerung  wird  aus- 
drücklich einem  neuen  Gesetze  vorbehalten.  Ob  dies  Gesetz  ergeht  oder 
nicht  ergeht,  muß  Sache  besonderer  Erwägungen  sein.  Und  in  PrenßeD 
nahm   zwar  die   Kommiaiton   des  Abgeordnetenhauses,   die   das  Gesetz 
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l^^/nm  1860  Torber*?itete.  da  Norm  a«l  je  50500  Einwohner  einen  Abge- 
«nEoft^  m.  schließlich  aber  schwankte  doch  gleich  anfangs  die  in  den 
mueioeii  WaMkreiaen  auf  einen  Abgeordneten  kommende  Seelenzahl  von 
I8O0O  bii  etw»  70000.  E»  gibt  eben  außer  der  BevölJcerungszahl  noch 
todefe  umstände,  die  bei  der  Einteilung  der  W&hlkre^ei^  fn  Eückiicht  zn 
^^m  find*  Efi  gibt  —  wie  man  gana  richtig  bemtrki  hat  —  vor  allem 
mcL  ein  Recht  der  Fläche.  Dies  anßert  ßich  zunächst  allgemein  darin^  daß 
mhi  mir  da«  Qnaiitom  einer  bestimmten  Bevölkerung^  sondern  auch  das 
i^Mtutu  lief  Flicftie,  die  von  dieser  Bevölkerung  gleichBam  beherrscht  wird^ 
bei  der  Repräsentation  tu  berücksichtigen  ist.  Im  besonderen  wird  das  Recht 
dir  Fläche  offenbar  in  der  histoxischen  und  wirtschaftlichen  Zneammen- 
fi^rigkeit  eLozetner  Gebiete.  Der  sächsische  Wahlrecht«entwnrf  hat  deshalb 
für  jeden  atntehanptmattnachaftlichen  Bezirk  einen  Abgeordneten  vorgesebf^n* 
ohwohl  die  Bezirke  sich  in  bezog  auf  die  Bevölkern ngs*  uöd  Wahlerssahlen 
«tbeWich  voneinander  untemcheiden.  Auch  die  VerBchiedenbeitetiT  die  aioh 
m  Preußen  schon  bei  Emanation  des  Geset^^en  von  186Ü  in  dum  „Vertretungs* 
wert*'  der  Abgeordneten  zeigten^  sind  auf  die  bewTißte  Berück Bichtigung  der 
geofraphiAchen  und  wirtachaftlichen  Verhältmiac  b^i  der  WahlkreiKe^iuteilung 
Älörkzuführen,  Schließlich  ist  m  bedenken,  daß  in  den  einzelnen  Walil- 
Wiea  sieh  mit  der  Zeit  eine  Tradition  bildet,  die  kwbt  —  wie  das  in 
Sidwen  vor^gen^en  ist  ^  durch  eine  bessere  Tradition  verdrängt  werden 
liim  und  mnÖ»  die  aber  stets  beachtenswert  bleibt. 

£i  waremahtt  dagegen  einzuwenden,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  eine  mäßige 
Verinderraif  der  Wahlkreiseinteilnng  oder  eine  kleine  Vermehrung  der  Ab- 
gcordnetenjcalil  enttprechend  der  Veränderung  der  Bevölkerungsziffer  statt- 
ikkitf  wenn  nicht  zu  befürchten  wäre,  daß  jedesmal  ein  unsinniger  Kampf 
d»  Pirteien  um  die  Beute  ausbrechen  würde.  Im  Ernste  aber  kann  jeden- 
hlk  nicht  behauptet  werden,  daß  die  Stadt  Berlin  an  Stelle  ihrer  sechs  Abgeord- 
BdOL  deren  20  in  den  Reichstag  senden  solle,  weil  inzwischen  ihre  Bevölke- 
nag  auf  fwei  llillionen  angewadisen  sei.    Schon  Dahlmaun  hält  es  in  seiner 

i.Pölitii''  für  keine  Ungerechtigkeit,  daß  London  —  1847  —  mit  zwei  Millionen 
i  Abgeordnete  in  das  Unterhaus  entsandte ^  Schottland  aber  mit  nur  600  fXK) 
Bbiwohnem  mehr  deren  53,  obwohl  er  einige  Zeilen  vorher  eher  geneigt  war, 
m  Städten  als  „Sitzen  der  mannigfaltigsten  Interessen*^  eine  besonders  starke 
crtretnng  zuzubilligen.  Es  bleibt  eben  richtig,  daß  die  Städte  des  Landes 
»cb  mehr  bedürfen,  als  das  Land  der  Städte,  Im  ganzen  beweist  das  Wahl- 
kmiqnt^blem,  was  wohl  auch  das  früher  Gesagte  gezeigt  hat:  dem  Wahlrecht^ 
das  Stimninng  und  Gesinnung  der  Staatsangehörigen  hervortocken,  dabei  aber 
hmner  das  Gefuge  des  Staata  erhalten  soll,  ist  mit  einem  Prinzip  nur  nicht 
lieisitkonifiiei].  Der  Doktrinarismus  mag  sich  auf  minder  gefährlichem  Gebiet 
vcnociien. 


i 


II. 


Portschritte  der  politischen  Frauenbewegung 
in  Europa 

Von  Fraulein  Dr,  Gertrnd  Bäum  er 

Der  Begriff  poti tische  FT&uenbewegnDg  umfaßt  zwei  verschiedene  Ding 
nämlich  einmftl  die  Frauenbewegnng,  flofem  sie  um  poUtisehe  Hechtd 
kämpft,  und  mndererseita  die  Frauenbewegung»  aofem  sie  ihre  Ziele  — 
nicht  nnr  auf  politiBchem,  sondern  doch  auch  aaf  wirtschaftll ehern ,  Mmale 
erxiehljchem  Gebiete  liegen  —  mit  politischen  Kampfmitteln  zn  erreidiei^ 
bemüht  hL  Im  errten  Siime  umfaßt  der  Begriff  politische  Frauenbewegoiig 
die  Bewegung  für  daa  FraueniBtimmrechi,  sownhl  doa  gemeindliche  wie  dsi 
£ta&t«b  ärger  liehe;  im  zweiten  Simie  alle  Bemühungen  der  Fmuenbewegnngf 
innerhalb  der  pol i tischen  ParteikäDipfe  eine  Macht  tu  werden,  poUtitehe 
Parteien  für  ihre  Forderungen  zu  gewinnen^  auf  Wahlen  Einfluß  zu  haben 
oder  innerhalb  einer  Partei  für  Frauenrecht  nntl  Fraueninteresaen  zu  wirkeo. 
In  dietem  Sinne  gehören  zur  politischen  Frauenbewegung  etwa  die  FVatien 
der  deutachen  Sosrialdemokratie^  »ofem  sie  innerhalb  der  Partei  für  Arbeiter- 
inneninteressen,  die  Lage  der  weihUchen  Dienstboten  usw.  eintreten,  oder 
auch  einige  der  politischen  Frauenorganisationen  in  England,  die  gleichseitig 
für  ihre  Partei  und  innerhalb  der  Partei  insbesondere  für  die  Fraueninterenea 
wirken.  Eier  entsteht  nun  freilich  sofort  der  Konflikt,  der  das  YerhUtnia 
der  Frauenbewegung  zu  den  politiecheu  Parteien,  wo  überhaupt  ein  solches 
angebahnt  wird,  immer  begleitet,  der  Konflikt  nämlich  zwischen  F^^nen- 
intexessen  und  Parteiin tereesen*  Wahrend  z.  B<  in  England  die  große  Liga 
der  konservativen  Frauen,  die  Primrose-League,  aussch Heßlich  ein  Anhingsei 
der  Minnerpartei  ohne  eigene  Ziele  ist,  hat  sich  der  Nationalverband  der 
liberalen  Frauen  Englands  von  vornherein  da^  Ziel  gesetzt,  neben  den  Partei- 
angelegenheiten für  die  Hebung  der  Eechtsstellung  der  Frau  und  für  den 
Schnt2  des  Rindes  einzutreten*  Mit  diefiem  Doppelprogramm  bat  sich  der 
Verband  naturgemäß  zugleich  vor  die  bei  jeder  Wahl  neu  an  ihn  heran- 
tretende Alternative  gestellt,  ob  die  Parteiintereisen  den  spezifischen  Frauen- 
interessen  voran-  oder  nachzustellen  üeieu,  an  einem  praktischen  Bebpiel 
ausgedrückt;  ob  der  Terband  für  einen  liberalen  Kandidaten  arbeiten  solle, 
der  Gegner  des  Fuftuenstimmrechts  ist.  In  immer  neuen  Kämpfen  ist  aber 
die  Taktik  festgehalten  worden,  daß  die  Frauen  die  Parteiinteressen  ihren 
eigenen  Augel^geiihelteQ  voranstellten^  eine  Taktik,  die,  seit  die  liberale  Partei 
ala  solche  da»  Franftnatinim recht  in  ihr  Programm  aufgenommen  hat,  sehr 
erleichtert  is*      **'»cr  »nch  da,  wo  keine  den  pob tischen  Parteien  entsprechen- 
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inn  FriDencrrgani^tioneii    bestehe Hi    tritt   dieser  Konälkt   immer   wieder  an 

dt?  FVaaesbewegniig    beraUp      Einerseits    ht    ee    für    «ie    eine    unerläßUche 

Beängmig,  da0  sie   überbaupt   in   keine  Beziehung  zu   politischen  Parteien 

Wi,  im  eb^i  Pmueti  aUer  Parteien  zur  Vertretung  der  besonderen  Frauen- 

totSMU  sammelci  m  können:  andererseits  liegt  es  für  sie  taktisch  immer 

«ittier  mhe^  Bündnisse  mit  solche  d  Parteien  zu  schließen,   die  für  irgend - 

Rfauenfoniemngen  einzutreten  versprechen.   Die«e  Schwierigkeit  «eigt 

imer   deuüicher,   je   mehr  die  Frauenbewegung  von  der  rein  theore- 

hchen  mr  praktiscb-politiscben  Vertretang  ihrer  Forderungen  übergeht. 

Bin  inlereisantea  Beispiel  dafür  boten   die  Verhandlungen   des  letzten 
llfaraitiOTialea  Socisliitenkongresses  in  Stuttgart  über  das  Frauenslimmrecht. 
Tenchiedene  Meinungen  kümpftim  du  miteinander:  Die  deutaehen  Soxia- 
▼ertrmten  das  Frauenstimmreciht   ijtxr  in  der  Form  des  allgemcmeB 
direkten  WAhlrechts ;  in  der  Ätisdehnutig  eines  Zensuswahlrechtes  auf  die 
nhea  sie  eine  Stärkung  des  Besitzee  und  eine  Schwächung  der  eigenen 
d«r   kerne   ScsiialiiUn    ilire   Stimme    geben   dürfe;    andrerseits   aber 
ten  de  die  aadAlistischefi  Pftrteien   aller  Länder  zu  verpflichten,   ^^daa 
t   als   einen   grundsätzlich    wie   praktisch  gleich  hedetitsamen 
Wahlrechtsprogramms  in  allen  ihren  Wahlrechts  kämpfen  zu  fordern 
^d'  m  vertreten'**     Gegen  den  ersten  Punkt  dieses  Programms  wandte  sich 
Eagimdt  f^^gtn  den  zweiten  Österreich.    Die  Vertreterinnen  der  Independant 
LtbooF  Party  und  der  Women^s  Laboiir  League   betrachteten   auch   ein   be- 
■citinktes  Frauen  Wahlrecht    als    einen   wünschenswerten    und    annebmbax^n 
Forltehritty    wenn    auch    das  Ziel  die  politische  Gleichberechtigung  aller  auf 
Onifld  dea  all  gemeinen  Wahlrechts  sein  müsse.    Sie   vertraten   damit   die  in 
Eofiand  geläufige  praktische  Anschauung:    ,.oue  must  be  thaukfnl  for  smaU 
isertiei*^    und    zugleich    die   Meinung   der   englischen    Frauenstimmrechtshe- 
WifODgt  deren  EinheitliDlikeit  bisher  durch  Bedenken  gegen  das  Zenisuswaht- 
rtöbt  wenig  gestört  worden  ist.    Die  österreichische  Vertreterin  ging  dagegen 
Mcfe  entfegengesetzter  FÜchtung    über   die    deutsche   Resolution   hinaus:    sie 
wünschte  Zurückstellung   des   Frauen  Wahlrechts,    wenn    dadurch   —    wie   das 
wohl  praktisch  stets  der  Fall  sein  dürfte  —  der  Kampf  um  das  allgemeine 
Wahlrecht  erschwert  und   sein  Erfolg  in  Frage  gestellt  werden  würde.     Die 
Frauen  der  österreichischen  Sozialdemokratie  sind  in  den  Wahlrechtakämpfen 
des  letzten  Jähret   dieser  Taktik  gefolgt..     Sie  haben  auf  die  Aufnahme  des 
PrmenwaMrechta  in  die  Agitation  für  das   allgemeine  llännerwahlrecht  ver- 
ziehlet  und  die  Fraueninteressen  den  Parteiinter essen  unUirgeorduet,     In  der 
icUi^ßLich  gefaßten  Resolution   siegte  die  deutsche  Ansicht  ^-  ein  Sieg,  der 
Mficii  mehr  theoretische   als  praktische  Bedeutung  hat,   denn   es   ist   kaum 
ittmehmen,    daß    die  Sozialdemokratie   der  verschiedenen   hier   vertretenen 
IJader  sich   an  dieaen  Beschluß  gebundett  halten  wird,    wenn   er   in   dieser 
Weise  mit  aktuellen  Parteiiuteresaeu  in  Widerspruch  gerät.  Übrigens 
denüiche  Resolution  einen  Partei giinger  in  dem  englischen  Premier^ 
;  der  bei  der  letzten  Debatte  über  das  Fraueuatimmrecbt  im  englischen 
ent  (8.  Mäi^  190TJ  erklärte:  den  zur  Verhandlung  stehenden  Antrag  nur 
il»  oii^ht  mit  voller  Symputhie  begrüßen  zu  könuen:   weil   er   undemo- 
InUsdi  um  and  nur  die  Frauen  der  besitzenden  Klassen  politisch  emanzipieren 
«indi^  Seine  Sjmpathie  würde  er  nur  einem  Frauen wahlr^4it  entgegenbringen 
kSuKii,  dfts  den  Mfiisen  der  Frauen  £Ugute  käme.    Wenn  der  Minister  damit 
^  Fiwiteti  auf  eine  liberale  Wahlrechtsreform  vertröstet,  die  sich  auch  Ihrer 
^^Mc?^u>gen  annehmen  werde,  so  iut  das  freilich  ein  Wechsel  auf  die  Zukunft p 


desaen  Einlöa barkeit  nicht  über  allem  S^w^ifel  itaht*  Ist  es  doch  schon  aft  — 
in  EnglaDd  and  anderswo  —  eo  gegangen^  dai5  die  Yetmntwottting'  der  B^gieniiig 
bei  iolcher  Reform  auch  ohne  das  Frauen  Wahlrecht  groß  genug  erschien,  io 
da£  man  —  n&ch  dem  Wort,  mit  dem  Gladstone  sich  semerzeit  gegen  die  Ein- 
beziehnng  des  Frauenstiuimreehti  in  seine  Reformbill  wehrte  —  ..dem  Schiff 
nicht  mehr  aufladen  wollte,  als  es  mit  Sicherheit  trageo  konnte*'  und  das 
Frau  ensti  nun  recht  Tidiesniftl  noch*'  auf  aich  beruhen  ließ. 

Diest?  politischen  Schwierigkeiten  beweisen  ohne  Zweifel  eines:  dmB  die 
Fraueribewegnng  nicht  hoffen  darf,  dadurch  vorwärts  äü  kommen,  d&6  »ie 
ihr  Schicksal  an  das  einer  einzelnen  politischen  Partei  bildet,  um  tod  den 
Chancen  einer  solchen  Partei  mit  zu  profitieren.  Denn  der  bisherige  Verla.uJ 
Keigt  ^ünz  klar,  daß  die  Parteien  sich  nnr  dann  für  Frauenfordermigen  eib- 
■eizen,  wenn  sie  dadurch  ihre  eigne  Popularität  zn  erhöhen  hoffen  duffeo, 
daB  die  Fmuenstimmrechtebewegung  aber  nicht  erwarten  darf  ^  daß  i  h  r  aeiteiii 
der  Parteien  (Jpfer  gebracht  werden*  Ihre  Siege  hat  sie  nur  dort  erkämpft, 
WD  sie  aus  sich  her&us  Stoßkraft  genug  gewinnt^  um  über  das  Wesen  einer 
Parteifrage  hinaus  zu  wachsen, 

D&£u  gibt  es  —  von  besonderen  politischen  Verhältnissen,  wie  e.  B.  dencQ 
FinnlÄDds  abgeaehen,  —  augenscheinlich  nur  einen  Weg:  den  über  da«  Wriil- 
recht  für  die  Selbstverwal tnngskÖrper.  In  England  ist  man  auf  diesem  Wege 
bis  zum  politischen  Wahlrecht  vorgedrungen.  Gerade  eben  ist  die  letjste  StaÜaii 
vor  diesem  2iel  erreicht:  die  Wählbarkeit  für  die  Orafachaftarate  und  Mmnizipal- 
Yerwaltnngen.  Die  Vorlage,  die  den  Frauen  dieses  letzte  ihnen  noch  vorent- 
haltene Hecht  in  den  Selbstverwaltungakorpem  geben  sollte,  ist,  wohl  ab  eine 
Art  Abschlagszahlung  für  das  politische  Stimmrecht,  von  der  Regierung  aelbtt 
eingebrachtT  während  der  Session  ziemlich  nnwidra^prochen  durch  alle  par^ 
lÄmeiitBrischeü  Instanzen  gegangen  und  kürzlich,  am  26,  August,  endgültig  anr 
genommen.  Das  Überbaus  hatte  eine  Einschränkung  machen  wollen,  durch 
welche  Frauen  vom  Amt  dea  Majors  und  des  Grafschaftsrat- Präsidenten 
ausgeschlossen  werden  sollten;  es  hat  aber  angesichts  der  sehr  de^diertea 
Haltung  des  Unterhauses  auf  diesem  Amendement  nicht  bestanden,  so  daß 
die  Bill  in  der  ursprünglichen  Form  durchgegangen  ist  und  man  nun 
sagen  kann:  in  sämtlichen  Körperschaften  der  englischen  Selbstverwaltung 
genießen  die  Frauen  das  gleiche  aktive  und  passive  Wahlrecht  wie  die  Männer. 
Di#  tateSchlichen  Grenzen  des  aktiven  kommunalen  Frauen  Wahlrecht«  liegen  b 
seiner  Verknüpfung  mit  dem  Besitz.  Verheiratete  Frauen  sind  nur  stimm- 
berechtigt,  wenn  ihr  Hecht  einem  anderen  Rechtstitel  entspringt,  ab  da« 
ihres  Gatten.    Für  das  passive  Wahlrecht  besteht  diese  Einschränkung  nicht 

In  Norwegen  ist  die  politische  Emanzipation  der  Frauen  den  gleichen 
Weg  gegangen.  Im  Jahre  IfKJl  hat  man  den  Frauen  das  kommunale  Wahl* 
recht  verliehen  —  ein  Zensus  Wahlrecht,  während  gleichzeitig  das  allgemeine 
Wahlrecht  für  Männer  eingeführt  wurde.  Hier  also  hat  ohne  Zw^eifel  ein 
parteipolitisches  Interesse  hineingespielt:  konservative  Abgeordnete  habeo  das 
Frauenwahlrecht  in  dieser  Form  unterstützt^  in  der  Hoffnung,  dadurch  die 
Wirkungen  des  allgemeinen  Wahlrechte  der  Männer  zu  paralysieren.  Am 
14,  Juni  dieses  Jahres  ist  der  gleiche  Schritt  auf  staatsbürgerlichem  Gebiet 
getan,  Frauen^  die  entweder  selbst  oder  durch  Gütergemeinschaft  mit  ihrem 
Gatten  300  Kronen  Einkommensteuer  auf  dem  Lande.  400  in  der  Stadt  ver* 
steuern,  sind  politische  Wähler  und  können  für  den  Sttirthing  kandidieren* 
Das  Verhalten  der  Frauen  bei  den  btsherigen  Kommunal  wählen  ist  durch 
swei  Moment«  intereisuit:    einmal  durch  die  auffallend  geringe  Beteiligung 
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4tf  Fmnen  in  den  Lfandbexirkeu^  die  auch  wenif^e  weibliche  KandiilateD  Auf* 

rttUten  und  durchbrach ten  —  während  in  den  Städten  die  Zabl  der  gewählten 

tiätklien  Kandidaten  gleich  bei  der  ernten  Wahl  BfA  betrug  und  lüe  Wahl* 

liitriKfiiiij^f  der  Frauen  pruzentuaE  ftnnähemd  so  utark  war  wie  die  der  Männer. 

dum  aber  verdient   es    erwähnt  eh    werden,    daß   die  Frauen   den  Ver»nch 

Bieibtej],   ^impoljikohe'^   E&ndidatenliaten   aufxuateUeu.     £a   scheint,    daß  in 

lümweg^ti.  die  politische  ParteiateUung  im   allgemeinen  bei  den  Kommunal* 

WAblen    eine    tnoch  größere  Bolle  Bpielt,   als  leider  bei  uns*     Demgegenüber 

die  Frauen  —  mit  Äuinshme  der  Sozialistinnen,  die  in  Eeih'  und 

i^Üed  blieben  —   Münner  und  Frauen«  die  atif  kommunalen  Arbeitagebietcn 

und  tüchtig  waren»  unabhingig  von  der  Pi^teiiteUung,  in  die  Stadt^ 

tmrillQiigeQ  mi  bringen,  ein  Yeranch,  der  natürlich  erst  tn  einer  allgemein 

lignfeneQ  Oepflogenheit   werden   müßte,    nm    den   Traditionen   der   wähl- 

ginroimien  ICanner  ge^renüber  Erfolge  zu  haben.     Gewonnen  als  Partei 

h&ben  bei  den  Wahlen  bisher  die  KonservatiTen,  waa  freilich  begreiflich 

»t>  wenn  man  bedenkt»  daß  das  Franenwahlracht  als  Zensus  Wahlrecht  auto- 

mMtiaoh  ihre  Chanoen  erhöhte. 

Dm  Gegenteil  ist  in  Finnland  bei  den  ersten  auf  all  gemeinem, 
iJachem  und  direktem  Wahlrecht  beruhen  den  Landlagswahlen  der  Fall  ge- 
w«ieii.  Hier  hat  die  Sozialdemokratie  einen  entschiedenen  Sieg  erfochten, 
ha  dem  freilich  der  Anteil  des  Frauenwahlrechts  im  Verhältnis  zu  den  zahl- 
mcben  anderen  poUtiacheo  Faktoren,  die  hier  EOgunaten  der  Sojsialdemokratie 
irirkten.  »chwer  abeohltsbar  sein  wird.  Die  Beteiligung  der  Frauen  an  dieser 
Wahl  i«t  stärker  gewesen  als  die  der  Männer,  Zur  finnischen  Volks* 
gehören  18  Frauen  (von  200  Abgeordneten) ^  ihrer  Berufsstellung 
fticfa  Tonriegend  Lehrenunen.  Auch  das  ist  sicher  kein  Zufall.  Es  sind 
^eHttterinnen  aller  Parteien  dabei,  der  schwedischen  sowohl  als  der  alt-  und 
jatigfiimiicbetu  der  agrarischen  wie  der  sozialdetnokratischen.  Es  «cheint 
■tet  ib  geluige  &i  dieaen  weiblichen  Abgeordneten  doch,  in  einsseluen 
fn^m  ao  etwu  wie  eine  weibliche  Fraktion  jsu  bilden,  oder  wenigstens  auf 
flraod  ggroeiniamer  Verft&ndigung  gemeinsam  für  gewisse  spezifische  Frauen- 
mtpiliüim  dnEtitreten,  die  wichtigste  war  bisher  eine  Änderung  des  Familien- 
raallti,  durch  welche  der  Ehefrau  ein  Recht  auf  eigenes  Vermögen  und 
ffgenen  Arbeitsertrag  gesichert  wenlen  sollte. 

In  den  übrigen  Ländern  des  europäi&chen  Kontinents  ist  die  Entwicklung 
am  poUttseben  Franenbowegung  in  ihren  Erfol geu  noch  nicht  über  das  kom* 
MnnJe  Sünimrecht  hinaus.  Das  Land,  in  dem  nächst  England  die  Ein* 
fiiamig  des  politischen  Frauenstimmrechts  zuerst  zu  erwarten  sein  dürfte, 
■I  Schweden.  Zwar  hat  keiner  der  vier  Frauen wahlreehlaanträge,  die 
dem  Biksdag  im  Lauf  der  letzten  Zession  zugingen,  eine  Majorität  erhalten, 
aber  eine  von  cä.  140000  Frauen  gezeichnete  Petition  hat  doch  den  Erfolg 
fehabi,  daß  der  Biksdag  die  Begierung  um  eine  Vorlage  zum  Frauenstimm' 
redit  ^vncht  hat.  Daraufhin  werden  jet^t  im  statistischen  Zentral bureau 
in  Stockholm  Erhebungen  angestellt,  mit  dem  Ziel,  die  yoraussichtliche 
Wirknng  de»  Frauenstimmrechts  auf  die  Repräsentativverhältnisse  der  ver- 
schiedenen BeruÜBr  und  GeseUschaftaschichten  berechnen  zu  können.  Auch  in 
gehveden  besitzen  die  Frauen  Jas  kommunale  Wahlrecht,  das  aktive  seit 
Hagerer  Zeit,  daa  passive  seit  diesem  Jahre. 

In   Dänemark   ist  die  Stimmung  in   allen   Parteien   dem   politischen 
Fnuensümmrecht    günstig.     Doch   ist   seine    Einführung    dort   nicht   anders 
nöglich  ak  durch  eine  Verfassungsänderung,   zu   der  man  sich  naturgemäß 
Zä^^xÜt  fOr  P^mk.  10 


nur  schwer  eDtschließt;  jedenfallH  genügt  der  vorbaBdene  Wuutch  nach 
fühmiigdeB  Frauetistinimreehts  nicht  als  Anlaß  zu  einer  derartig  weitgi eilend 
polituchen   Aktion,    ee    i^'ird   aber   versichert,    daß   die   nächste  Verfaaau 
revition  fraglos  das  sla&täbürgerliche  Frauenw  ahlrecht  mit  verwirklicheji  ^ 

Eine   solche   Hevision   steht   augenblieklieh    in    Holland    bevor- 
Begierung  bat  eine  Kommission  zur  Vorberat ung  der  notwendigen  Ände 
eingesetzt^   und   diese  Kommission  hat^   einer   ans   der  hollamlischen  Frane 
stimmrechtibewe^ng  hervorgegangenen  stark  unterstützten  Petition  MgfjuiiM 
die  Frage  d^  IVanenwahlrechta  in  den  Kreis  ihrer  Beratnngen  gezogen^ 

In  Österreich  hat  die  bürgerliche  Fraisenbewegung  m  den  Kamp 
de«  letzten  Jahres  um  die  Wahlrechtsreform  die  Forderung  des  Fraueo 
rechts  geltend  gemacht,  ohne  doch|  da,  wie  schon  exwähot,  die  sorialtstisdie 
Frauen  sieh  auiscbloiaen,  eine  sehr  uachdriicldich  und  überzeugend  wirkend 
Massenhewegung  entfesseln  zu  können.  Ja,  die  Gründung  einet  Frane 
Btimm  rechts  Vereins  sogar  scheiterte  an  dem  österreichischen  Vereinerechi, 
wie  fast  überall  bei  uns  in  Deutschland,  die  Beteiligung  der  Frauen 
politischen  Vereine! eben  untersagt.  Es  wird  also  auch  für  die  Österreiche- 
rinnen notwendig  sein,  erst  den  ersten  Schritt^  die  volle  Ko&htiousfreiheil, 
zu  er  kämpf  en^  um  alle  propagan<bs  tischen  älittel  für  weitere  Schritte  in  die 
Hand  zu  bekommen.  Die  Einschränkung  der  politischen  Bewegungsfrmheit 
der  Frauen  ist  in  Österreich  um  so  merkwürdiger»  als  dort  die  Finnen  das 
Qemeiudewahlrecbt  seit  1849  und  in  den  meisten  Kronländem  ein  Landtags- 
wahlrecht seit  1861  besitzen ;  selbstverständlich  in  beiden  Fällen  ein  &n  Grund^ 
besitz  und  Zensus  geknüpftes. 

Daß  die  Einführung  sUatabürgerlicher  oder  kommuBsJer  Vertretungs* 
rechte  der  Frauen  schwerer  in  ganz  demokratischen  als  in  solchen  Staats- 
wesen sich  durchs etzt^  die  auf  Zensuswahlrechten  beruhen »  zeigt  die  Ent» 
Wicklung  in  der  Schweizt  wo  erat  jetzt  von  den  Frauen  ganz  vereinzelte 
Hechte  in  den  Kommunen,  z.  B.  die  Wahlljarkeit  für  Armen-  und  Schul- 
verwaltuugen,  erkämpft  werden* 

Von  den  romanischen  Ländern  kommt  nur  Frankreich^  Italien  und 
Belgien  in  einem  Überblick  über  die  Frauenstimmrechtabewegung  des 
europäischen  Kontinents  in  Betracht,  Italien  hat  gerade  in  der  letztes 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  aller  an  der  Frage  Interessierten  durch  einen  mehr 
juristisch  merkwürdigen  als  praktisch  bedeutaamen  Versuch  einiger  Frauen 
erregtj  das  Gesetz  so  auszulegen,  als  oh  Frauen  da»  Wahlrecht  besäßen. 
Et  ist  im  italienischen  Wahlrecht  keine  Bestimmung,  nach  der  Frauen  klar 
und  unzweifelhaft  von  der  Wahlberechtigung  ausgeschlossen  wären*  Auf 
diese  Tatsache  hin  erhoben  im  letzten  Jahr  einzelne  den  Anspruch^  auf  die 
Wählerlisten  gesetzt  zu  werden  uud  erzwangen  dadurch  ein  gerichtliches 
Urteil  über  ihre  Wahlberechtigung,  das  bei  einzelnen  Appell ationahöfen, 
Ä.  B.  dem  vuo  Florenz,  zu  ihren  Gunsten  atisfiel,  während  der  Kassationshof 
als  oberste  Ins  tan  is  ihre  Ansprüche  ablehnte.  Nachdem  diese  Entscheidung 
gefallen  war^  brachten  Freunde  des  Frauenstimmrechts  in  der  Kammer  einen 
Antrag  auf  Einführung  des  politischen  Frauen  Wahlrechts  ein,  und  erlangten 
gegen  den  Beschluß  der  Kommission,  der  auf  Übergang  zur  Tagesordnung 
lautete,  Überweisung  an  das  Ministerium  des  Innern  zur  Erwägung. 

Und  D  e  u  t  s  e  h  1  a  a  d  ?  In  Deutschland  hoffen  wir  auf  ein  Reiehs- 
vereingeseta,  das  die  Einschränkungen  der  Frauen  durch  die  bundesstaatlichen 
VcreiusffH«*it^e  aufhebt.  Wir  hoffen  auf  die  Gleichberechtigung  der  Frauen 
in   den;  '*fiht   für   die   in   Aussicht  genommenen  Arbeitskammem*     la^ 
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1  ift  der  Zwei!  msgescfiloBsen,  daß  der  Kurs,  der  neiner- 

^diiuö  der  Fr.  i.  Wahl  recht  für  die  Kaufraatmüi^erichte 

le^  l>eibeiiaJteD  wild.     Darüher  hiDans  ist  jedenfalli  eme  Erweitemsg 

ntlichea  Rechte   der   Frauen   hn   Eeich  nicht  au   erwarten,     Etwaa 

f:  _t  die  Sache  der  Frauen  iti  einzelnen  Bundesstaat^?!!.     Die  prin» 

fif'i  -nng  der  Lehrenonen  mr  Wahl  in  die  atädtifleheti  Schuldeputa- 

ÜoiMa  durch  du  preuBttehe  Yolkfiscbnlgesetz,  vor  aUem  aber  die  Berück* 

ocitl^giuig:  der  F^uen  m  der  neuen  badiachen  Qemeindeordnung'  hedenten 

Ikr  ctwM^  Biero  b^timmt,  daß  stidl  Kommissionen  für  Armen-f  Unterrichts*, 

&]itlniiig»-  tind  Oesiindhdteweaen  Frauen  mit  Biiz  und  Stimme  angehören 

Neben  diesen  praktiiehen  Erfolgen   ist   eine   entaehiedene  Zunahme 

lotereues  für  Frauenrechte  innerhalb  der  politischen  Parteien  ra  heob- 

E«  verdient  erwähnt   zu    werden»   daB   in   der  bayriachen  Kammer 

hm  der  Beform   dei  Ländtagifwahlr echtes  im   letzten  Jahre  eine  anaehnlicfae 

JluLiM-itiit.   den   Antrag   auf   Einführung    des   Frauen  wahlrechteB  nntentütcte, 

Minmtat,  in  der  daa  Zentrum  mit  einem  bedeutsamen  Prozentsatz  vei^ 

r.   Es  verdient  femer  Beach tu ng,  daß  die  nationalsoziale  Partei 

h  Baden  bei  der  letzten  Lau  des  Versammlung  „staatabürferliche  Gleichstellung 
4«r  Fnn  mit  dem  Mann  auf  dem  Gebiet  des  kommunalen  und  staatlichen 
WlhlroobtB''  in  ihr  Programm  aufgenommen  hat  —  die  erste  der  bürger- 
Sdben  Parteien  Deutachlanda,  die  offiziell  diese  Forderung  vertritt,  während 
doit  meiiten  Parteiprogramme,  aueh  die  fortschrittlichen,  sich  bezüglich  der 
f^aeaasgelegenheiten  im  wesentUchen  auf  die  praktische  Forderung  der 
fimnfiehnjig  der  fVauen  zur  kommunalen  Armenpflege,  der  weibliohen  ob- 
%iiorisehen  Fortbildungaacbnle  u.  dgL  besL^hränken^  Im  sogenannten  Frank- 
fvuitirILindestprogrammi  das  die  Grundlage  für  die  Einigung  des  Liberalismus 
soll,  wird  der  Frauen  mit  folge» dem  Satz  gedacht:  „Erweiterung  der 
der  Frauen»  inabesondere  Gleit^hHttjlIung  mit  den  Männern  für  das 
der  gesamten  soxialen  Geaetigebung  und  Mitwirkung  der  Frauen  in 
lommunal Verwaltung."  —  Augenscheinlich  zeigt  aber  auch  in  Deutsch- 
dk  fsrhaltiiif mäßig  rasche  Erstarktmg  der  politischen  Bewegung  unter 
to  frmm  selbst,  daß  wir  hier  am  Anfang  einer  Entwicklung  stehen,  deren 
Stidien  einander  in  ateU  wachsendem  Tempo  folgen  werden. 
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Literatur  zur  polnischen  Frage 

Von  Dr.  Otto  Hötzsch 

I. 
A.  Waeber,  Preußen  und  Polen.  Der  Verlauf  und  Ausgang  eines  zweitausend- 
jährigen  Völkergrenzstreites  und  deutsch-slaWscher  Wechselbeziehungen. 
München,  J.  F.  Lehmann.  391  S.  —  Fr.  Winterstein,  Polnische  Auf- 
erstehung. (Polonia rediviva.)  Lissa,  Fr.  Ebbecke.  92  S.  —  W.  v.  Massow, 
Die  Polennot  im  deutschen  Osten.  2.  Aufl.  Berlin,  A.  Duncker.  VU  und 
427  S.  —  K.  Witting,  Das  Ostmarkenproblem.  Berlin,  Pattkammer 
u.  Mühlbrecht  78  S.  —  S.  v.  Turno,  Zum  Enteignnngsprojekt.  Posen, 
Selbstverlag.  29  S.  —  M.  Beigard,  Parzellierung  und  innere  Koloni- 
sation in  den  6  östl.  Provinzen  Preußens  1875 — 1906.  Leipzig,  Duncker 
u.  Humblot.  XV  u.  541  S.  —  Zwanzig  Jahre  deutscher  Kulturarbeit 
308  S.  —  Sämtiich  1907. 

Wenn  die  polnische  Frage  mit  Druckerschwärze  und  Löschpapier  za 
lösen  wäre,  so  brauchte  sich  heute  niemand  mehr  darum  den  Kopf  zu  wear- 
brechen ;  so  groß  ist  die  Flut  der  immer  noch  anschwellenden  Litmitur  dar- 
über. Leider  steht  die  Qualität  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Quantität. 
Denn  Bücher,  die  uns  wirklich  belehren,  die  entweder  die  Entwicklung  des 
Polentums  im  19.  Jahrhundert  oder  die  Unterlagen  und  Lösungsmögliohkeiten 
des  Problems  von  heute  exakt,  grundsätzlich  klar  und  kenntnisreich  schildem, 
sind  sehr  selten  darunter.  Die  beiden  wertvollsten  Sachen:  L.  Wegeners: 
„Der  wirtschaftliche  Kampf  der  Deutschen  mit  den  Polen  um  die  Provinz 
Posen**  (1903)  und  „Neue  Bahnen  der  Polenpolitik.  Skizze  einer  zu  schaffenden 
Polengesetzgebung**  (1903)  von  £.  Herr  bedürften,  um  heute  noch  voll  brauch- 
bar zu  sein,  dringend  einer  Neubearbeitung.  Ein  Buch  aber,  das  die  innere 
Entwicklung  des  Polentums  wirklich  gut  schilderte,  fehlt  heute  noch  voll- 
ständig; auch  den  besten  Veröffentlichungen  darüber  fehlt  regelmäßig  die 
Kenntnis  der  polnischen  Sprache  und  damit  Literatur.  Versuche  einer  Zit- 
sammenfassung  in  dieser  Art  sind  nun  die  an  erster  Stelle  genannten  Bücher 
von  Waeber  und  Winterstein. 

Wie  schon  Waebers  Titel  ausspricht  und  der  Umfang  bestätigt,  will 
sein  Buch  eine  breite  Basis  historischer  Erkenntnis  schaffen.  Diese  ist  indes 
für  den  engeren  Zweck  zu  breit,  das  Buch  behandelt  ja  den  ganzen  Kampf 
der  Germanen  und  Slaven  von  Anfang  an  (w^eshalb  sein  Obertitel  wieder 
zu  eng  ist)  und  muß  darum  auch  allen  Hypnothesen  der  Ethnooraphie,  Spradi- 
forschung  usw.  Beachtung  schenken,  schwierigen  und  für  die  Wissenschaft 
wichtigen  Fragen,  die  aber  für  den  Zweck  des  Werkes  vielfach  unerheblich 
sind.  Der  Fachmann  hat  von  dieser  ganz  geschickt  angelegten,  populären 
Zusammenfassung,  die  allerdings  anscheinend  nirgends  auf  eigener  Forschung 
ruht,  nichts.  Der  Laie  aber  wird,  fürchte  ich,  die  ersten  fünf  Abschnitte 
überschlagen;  was  soll  er  z.  B.  mit  der  langen  Polemik  gegen  Schd^ks 
These  von  der  Priorität  der  Slaven  vor  den  Germanen  in  den  jetzt  teilweis 
von  Slaven  eingenommenen  Landstrichen  (S.  60  ff.)  anfangen?   Dafür  ist  dann 
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die  ileutfche  KolGnisatioik  des  Otteni,  besonders  das  Kapitel  über  den  OnJeBS' 
itut  tiet  EQ  kurx  g^kommea:  für  f,die  Deutschen  in  Pulen"  z.  B*  aind  gane« 
^  'Seitfn  übng.  (Cbr.  Heyars  „Geschichte  des  Landes  Posen"  toüte  übrigen« 
L  moglichfli  wenig  benutzt  werden,)  Die  letzten  drei  KApitel^  attf  die  e» 
tljch  ankommt,  sind  dann  gana  branehbar,  aber  auch  da  wird  die 
T ermißt,  die  man  von  einem  Buche  dieses  Utnfangs  and  Anspruchs 
fnlii3|ft;  io  wird  z.  B.  im  10.  and  11.  Kapitel  in  der  Hauptsache  eine  populäre 
N:lirift  wiL*  Gefftikens  „PreuÜen,  Deutschland  und  die  Polen"  als  Quelle  benutzt, 
li^  wvme  pmtnotiflehe  Ton  d^  Buches  spricht  ja  sehr  an,  inhaltltch  aber 
Nctet  «i  snr  bekaonles  Materiftl  ohne  ei&driaj^ende  und  selbständige  Kritik^ 
lad  för  eine  Wirkung  in»  Breite,  ins  Volk  hinein,  wird  ^,  wie  ich  fürchte, 
nt  miifmngreich  sein. 

Aach  Winter  st  eins  Schrift  „Polnische  Auferstehung"  kommt  nicbt 
iniber  lunauA,  scJion  Bekanntes  zu  wiederholen.  Sie  zerfallt  in  zwei  Teile : 
t^olBiidie  Attferetehnng"  und  gDie  Abwehr"^,  leb  habe  darin  eine  Reihe  von 
plbm  md  intereesantan  Bemerkungen  gefunden.  Aber  das  Gaiue  ist  zu 
iskritttehf  mengt  Wesentliches  und  ^u^Uges  zusam^men;  schiefe  Urteile  sind 
ftidbt  leiten.  Aach  das  „amfasaende  Schriftenverzeichnis  zur  Polenfrage" 
tii^  WertvoUes  und  Ephemeres  Unterschieds  los  zusammen.  Ich  kann  in 
•okbea  Schrift cheo,  die,  in  treffUehcr  nationaler  (lesinnung  und  Absiebt,  ohne 
die  notwendige  histonsche,  volkiwirtsehaftlicbe  und  iuristische  Kenntnis  und 
Kritik')  und  roUitändig  nnsystematiscb  an  die  Frage  herang^ihim,  keine  Be- 
rndvorong  unaerer  „Ostmarken "»Literatur  sehen.  Wie  ein  solches  Buch  aus* 
iekeD  muß,  zeigt  m«  £*  mustergültig  W«  v,  Hassows  „Die  Polennot  im 
deotaj^hfii  Osten*^,  das  eben  in  zweiter  umgearbeiteter  Auflage  neu  erschienen 
iii   Zur  e»t«n  Einführung  ist  dieses  Werk  bisher  unstreitig  das  beste. 

Hgentliche  Streit«cbnlteu,  in  denen  die  Fragen  des  Tageakampfes  viel- 
fwl  iü3i  polemisch  hin  und  her  geschoben  werden,  sind  die  an  vierler  und 
^Iter  Stdie  genau Qten  Broschüren :  aus  dem  deutschen  Lager  die  des  Ger 
ieimnti  Wittin g,  aus  dem  polnischen  die  des  RiitergntsbesitÄers  von  Turno, 
W.  htt  in  seiner  früheren  Stelluug  als  Pofieoer  überbürgermeister  Gelegen- 
Mt  gehabti   sieh  ein  nach  allen  Seiten  begründetes  Urteil  zu  bilden^    das  er  u 

lö»  wiedergibt    Ich  halte  auch  seine  Äußerungen  zur  Entwicklung  und  Lage  ' 

^  l^oblems,  auch  da  wo  sie  kritisieren,  für  im  allgemeinen  richtig  gesehen.  •* 

Jfkht  gut  dies  für  die  Kritik  an  der  Verwalttmg.    Er  bat  darin  vollkomnien  1 

reett,  da£  da«  Problem  der  Polenfrage  ein  einheiÜichee  deutsch  es  Zentrum  ( 

Imderlii  lei  es  ein  besonderes  Ostmark enmintsterium   oder  wo  man  es  sonst  „ 

liiittt0Dl,K    Die  Menge  der  heute  Ln  Frage  kommenden  Ressorts  hebt,  wie  die 
Bdttndhiiig  der  im  Augenblick  brennendsten  Frage  deutlich  zeigt,  jede  Wir-  f 

kaog  und  Stoßkraft  einfach  auf.  Dagegen  ist  die  allgemeine  Kritik  an  der 
TerwiJtang,  die  natürlich  gerade  darum  in  der  Tage&presse  beBouders  be- 
•ebtet  wurde,  nicht  berechtigt;  W,  wird  selbst  wi&sen,  daß  seine  Behauptung 
die  preußische  Verwaltung  werde  im  weaentlicben  geführt  nach  Vor- 
hriftea  mm  dem  Jahre  1817  <!),  irreführend  ist.  Und  noch  mehr  irreführend 
schief  ist  der  Satz,  daß  die  preußische  Verwaltung  in  niliigen  Zeitläuften 
jeder  abnormen  schwierigen  Lage  gegeuüber  versage.  Das  Allgemeine 
m  dieser  Kritik  bleibe  hier  beiseite.  Auf  die  Polenfrage  angewendet,  ist  der 
BfttXf  wenn  er  für  die  Verwaltungstechnik,  -arbeit,  *routiue  in  der  Provinz, 
Sledlniagvfrage  usw.  gelten  soll,  einfach  falsch.  Richtig  ist  davon,  daß  die 
mAdgebenden  VerwaltungKnaiimen  geschwankt  haben,  obwohl  aie  schon  Elott- 
w^  größten  teils  mustergültig  prinzipiell  ausgesprochen  hatte,  und  daß  man 
di€  in  dieser  Frage  —  von  allem  Nationalen  einmal  ganz  abgesehen  —  liegen- 
den Pl^bieme  der  Verwaltungs Organisation  nicht  gelöst  hat  —  trotz  der 
ein^Inen  Anreiie  dazu^  die  die  preußische  Ven^^altungsgeachichte  des  18«  und 
19,  JaJuimnderU  dazu  gegeben  hat.    Ein  Mann  von  der  Bachkenntnia  und 


*}  Waa  sich  besonders  in  der  Verwendung  oft  ganz  zufäUig  gefundener 
polniBChe^  Freßttimmen  zeigt. 


Erfahrung  W.a  bätte  wohl  seine  Worte  etwas  überlegter  setzen  müssen,  um 
die  agitaionsche  Ausnutzung  zu  ^'erliiudern*  Der  Vorschlag  (S.  43) ^  führende 
Männer  aus  LandwirtaGhaft^  Handel  und  Indnatrie  zu  berufen  und  sie  in 
wichtige  staatlicke  Stellungen  zu  briogeu,  gebort  auch  dahin.  Er  Ut,  wenn 
man  ihn  sich  durchdeukt,  entweder  g&nz  vage  oder  schon  durchgeföbrt^  An 
maß  gebendem  Einflnß  von  In  terf'esen  Vertretern  kann  aber  in  dieser  Fn^ 
gar  nicht»  gelegen  sein,  im  OegenteÜ«^  Die  Betrachtung  der  einzelnen  Maüß^ 
nahmen  ist  anregend ,  systematisch  und  nicht  ohne  großen  Zug,  und  tn&n 
hört  sie  aus  einem  solchen  Munde  besonders  gem.  Es  ist  fast  jedem  Satze 
zuzuatimmen,  und  daher  nur  zu  hofFeuT  daß  dieae  Außemngen  betonder«  auf 
die  W.  jetäst  uaheBtebenden  Kreise  einwirken.  Gerade  deshalb  aber  hätte  W. 
nicht  den  Vorwurf  gegen  die  Anaiedlangekommission,  daß  sie  statt  der  Be- 
siedelung  zusammenhänge uder  Oebiete  Enklaven  errichtet  habe^  wiederholen 
sollen.  Die  darin  hegende  Kritik  ist  richtig,  trifEt  aber  nicht  die  ßehdrde, 
Bondera  die  im  Anfang  ihr  vorgeschriebenen  Ankaufsgrundsätze  (nicht  an« 
deutacher  Hand  zu  kaufen  usw«)  und  verlangt,  solange  der  Ankauf  zu  Siede« 
Inngszw ecken  auf  den  freien  Markt  allein  angewiesen  ist,  Unmögliches^  Daa 
letztere  will  auch  W.  geändert  wissen,  auch  er  vertritt  die  Forderung  der 
VerleihuDg  eines  Enteignungsrechts  an  die  AnsiedlungskoninaiBaiou. 

Gegen  letztere  nun  macht  die  Schrift  aus  dem  polniechen  Lager  mobil 
und  zwar  in  sehr  geschickter  Weise,  da  sie  auf  Deutsche,  die  die  DiDge  nicht 
kennen,  wohl  zu  wirken  vermag.  T.  sagt:  l.  Die  Polen  sind  ein  awar  tem- 
peramentvolles, aber  politisch  ruhiges  Element,  2*  Deshalb  ist  ohne  Gewalt^ 
maßregeln  „die  seit  Jahrhunderten  fortschreitende  Durchmischung  beider 
Nationalitäten'^  zu  fördern  oder  wenigstens  eine  Versöhnung,  ein  t^scbiedlich- 
friedlich*  nebeneinander  herbei  zufuhren.  3.  Diet  wäre  besonders  gefördert 
durch  einen  zunächst  aus  den  polnischen  Abgeordneten  heatehenden  Beirat 
der  Regierung^  der  für  objektive  Erkenntnia  der  polnischen  Dinge  sorgt. 
Diese  bestechende  Argumentation  fällt  in  sich  zusammen,  da  die  erste  The»e, 
wie  mit  Hunderten  von  Belegen  zu  bewei&en  wäre,  nicht  zutrifft.  Die  Schrift 
ist  —  im  Einklang  mit  der  augenblicklichen,  von  der  Zentralleitnng  bestimmten, 
wenn  auch  w^eiter  unten  nur  mühsam  festgehaltenen  Ö teilungnah me  der  Polen 
zu  den  schwebenden  Projekten  —  ein  taktisch  geschickter  Versuch,  die  Sach* 
Jage  tu  verschleiern  nnd  auf  die  Sentimentalität  der  den  Dingen  fematehenden 
deutschen  Kreise  zu  wirken. 

Mittelbar  wenigstens  gehört  in  dieeen  Rahmen  auch  Beigar  da  um- 
f  aasen  des  Buch.  Denn  die  Öiedelun^fragen  sind  ja  das  wichtigste  Moment 
der  Polen politik  im  Augenblick*  B,  setzt,  soweit  diese  hereinapielen,  in 
gewissem  8inne  Stumpfes  Buch :  j^Polenfrage  und  Aiisiedlungskommission**  (1902) 
fort,  geht  aber  in  der  Kritik  an  der  Politik  lüeser  Behörde  mit  Recht  nicht 
io  weit  wie  dieaer.  Er  schildert  das  private  Parzellierungsgeschäfl,  Land- 
bank,  Gener&lkommission  und  Amnedlungskommission  und  ihre  ParzellierungB- 
formeni  private  Rentengutsbiklung,  die  polnischen  Kolonisationsbeatrebungen, 
die  Tätigkeit  der  Ansiedln ngskommigsion^  die  wirtschaftliche  Lage  der  ent^ 
stan denen  Kolonien,  Preisgestaltung  und  Viehstand  usw.  Das  Buch  ist  mit 
Material  überlastet  und  hatte  durch  straffere  Zusammen^^iehung  erheblich 
gewonnen.  Hier  interessiert  vornehmlich  Teil  IT  (die  polnischen  Bestrebnngen 
auf  dienern  Gebiete),  der  leider  wenig  Neues  und  Systematisches  bringen  ki^. 
In  der  au  der  Ansiedlungäkommißsion  geübten  Kritik  ist  das  meiste  richtig; 
der  Verfasser  fordert  jetzt  Neuauffülluag  des  Fonds^  lehnt  aber  alle  Maßregeln 
ab,  die  geeignet  sind,  den  Ankauf  von  Gutem  zn  angemesaenen  Freiaen  zn 
erleichtem. 

Gerade  letzterer  Gesicbtspnnkt  ist  nnn,  obwohl  es  an  keiner  Stelle  offen  aua- 
gesprochen  ist,  Zweck  und  Ziel  der  von  der  Ansiedln ngskommission  herans- 
gegebenen  Denk s ehr iftr  ^ 2 wanzi g  Jahre  deutscher  KuJt urarh eit*  Täti gkeit 
und  Aufgaben  neupreuöischer  Kolonisation  in  Westpreußen  und  Posen.^  Diese 
ist  m,  E.  die  bedeutendste  VerdSentliGhung  letzter  Zeit  zur  Polen  frage  und  die 
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beste  Staatsfichnft,  die  ich  seit  langem  g'eleBen.  Mit  diesem  Worte  ist  auch 
gleich  ihr  Charakter  gegeben,  Sie  wiH  und  kann  eine  durchaus  objektive 
Üeschichtedarstellung'  nicht  aeiu,  Ronderu  eine  Denkschrift ^  die  das  Ziel  hat : 
am  Ende  der  Lektüre  muß  der  Leser  die  Überzeugung  haben,  daß  es  ohne 
die  Verleih iiug  eine.»  Eoteignungsrechts  nicht  weiter  geht.  Die»  Ziel  wird 
glänj^end  erreicht,  und  £war  nidit  durch  diaVektisch  geschickte  Aufmachungi 
aondem  viel  mehr  doch  durch  die  Wucht  der  Tatsachen  selbst^  die  sie  mit- 
teilt und  der  tnau  sich  m,  E.  kaum  eutzieheu  kann.  Nach  einer  guten 
hiatoriichen  Einleitung  wird  die  Tätigkeit  der  Eommisiion  hehaudelt:  Land- 
erwerb, 0iterverwaltungt  Siedlung»  dann  die  Wirkung*?u  df*r  SicdJuDgstätig- 
keit  —  die  Hälfte  der  ganzen  Arbeit.  Über  die  ?Jigriinde  liegeudeß  agrai^ 
politiBchen  Anschauungen  kann  sich  ja  Streit  erheben;  ich  halte  sie  für 
richtig,  sowohl  vom  wirtechafts^  wie  vom  nationalpolitischen  Staudpunkte 
aufl.  Die  Ergebnisse  der  zwanzigjährigen  Arbeit  sind  in  der  Tagespresse 
mitgeteilt  worden ;  für  den,  der  überhaupt  eine  aktive  Polenpolitik  will,  sind 
>ie  hei  eller  Einseikritik  erfreulich,  BesoDders  wichtig  ist  die  DareteUung, 
irie  die  Siedlungstatigkeit  auf  die  Entwicklung  der  Städte  gewirkt  hat :  der  Nach- 
weis einer  auiwärtagehenden  Entwicklung  da,  wo  sich  ein  Sranz  von  Bauern^ 
Siedlungen  um  eine  Stadt  schlingt,  und  des  Stehenbleibens  oder  Zuruekgehena^ 
wQ  die  tJmfatsang  durch  mit  polnischen  Arbeitern  wirtschaftenden  Großbesitx 
wie  biaher  gebUeben  ist^  ist  schlagend,  überhaupt  treten  che  wirtschaflspoli- 
tiBchen  Kooseqneuzen  der  Arbeit  dieser  Behörde  mit  berechtigter  Deutlichkeit 
hervor.  Notwendig  ht  nun,  neben  dcj*  Neuauffülluug  der  Mittel  und  dpu  damit 
in  Zusammenhang  steh  enden  Maßnahmen^  citie  Klärung  und  Verselbständigung 
m  der  Stellung  der  Ansied lungskommission  im  Netz  der  preußischen  Ver- 
waJtung»organisation,  überhaupt  regt  diese  so  vielgestaltige  polnische  Frage 
]&  immer  wieder  die  allgemeinere  Frage  mit  an,  ob  daa  b^tehende  preußische 
Verwaltungarecht,  intbe*ondere  nach  seiner  organisatorischen  Seite,  noch  in 
allem  den  Anforderungen  dta  Tages  entspricht.  Vielleicht  bietet  sich  gerade 
in  die«€T  Zeitachrift  Gelegenheit  zu  einer  tief  er  greif  enden  Erörterung  dieser 
Frag^,  die  freiUch  schwieriger  ist  als  allgemeine  Klagen  im  Sinn  der  Witting- 
•chen  Broschüre,  aber  nicht  in  dem  Maße  wie  bisher  über  der  Frage  nach 
Beformen  in  der  Ausbildung  de»  Terwaltuogsbeamten  übersehen  werden  aoUte. 
Fnr  die  polniache  Frage  ist  sie  von  gleicher  Wichtigkeit  wie  diese  oder  wie 
die  gesetsgeberische  Behandlung, 


Ed*  Husgen,  Ludwig  Windthorai  Köln  1907,  Bachern.  477  S,  mit  ISiEluÄtr. 
und  2  Beilagen« 

In  den  führenden  Männern^  die  einer  Epoohe  deutlich  das  Gepräge  ihrer 
Eigeiiart  sufdrückes^  sind  uns  große,  die  Zeit  bewegende  Geistesstromungen 
f^erwiBscrmaßen  verkörpert,  Zu  diesen  führenden  Männern  Deutseblands  in 
der  zweiten  Hälfte  de«  19,  Jahrbundert«  wird  der  Historiker  aber  unzweifel- 
haft auch  Ludwig  Windthorst  rechneu  mus&eu*  Wenu  ihm  politische 
Gegiier  das  Wort  von  dem  Mimen,  dem  die  Nachwelt  keine  Kranze  ÜichtT 
saäiriefen,  »o  war  das  eine  Verirrung  jenes  Purteihasses,  der  so  selten 
die  objektive  Würdigung  des  politisch  Andersgesinnten  gestattet.  Windt- 
horst, der  in  der  Takt:ik  so  oft  wandelbare,  war  a]s  Persönlichkeit  aus  einem 
Oufi.  In  ihm  fanden  sich  mannigfache  aus  unserer  Geschichte  geborene 
Beitfiebimgefif  aof  der  Basis  einer  konstanten  Cliaraktergrundlaget  zu  einer  eub- 
jeküren  £nlieii  Tcnchmolzen.  Hinter  der  Außenseite,  die  nicht  selten  eine 
pewme  Skepsis  Mtw  Schau  trug,  birg  sich  ein  tiefgläubiges,  seiner  Kirche 
im  InnerHen  anhängliches  Gemüt.  Und  aus  ienem  katholischen  Grundton, 
aus  den  hiatorisehen  Traditionefn^  die  leiü  Wesen  von  der  Osnabrückischen 
Muttererde  mitgenommen  batte^  ist  seine  Eigenart  am  besten  zu  verstehen. 
Hierana  erwach»  die  Überzeugung  von  der  beherrschende u  Eechtestellung, 
die  die  Kirche  im  Staate  be^napruchen  müsse,  da*  Kampf esmut,  mit  dem  er 
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für  diese  Überzeogimgen  eintrat.  Aus  ihnen  entsprang  die  großdeotsche  Ge- 
sinnung, die  von  instinktiver  Abneigrnng  gegen  die  protestantische  Vormacht, 
den  MiUtärstaat  Preußen,  erfüllt  war.  In  ihnen  wurzelte  der  legitimistische  Hoch- 
konsenratismus.  der  seine  Rechtspostolate  keiner  Staatsraison  zum  Opfer  bringen 
wollte.  Die  Ereignisse  von  18i>6  bedeuteten  danach  für  den  hannoverschen 
Kronoberanwalt  der  zweimal  des  Weifenkönigs  Justizminister  gewesen  war, 
auch  personlich  eine  Katastrophe.  Nimmermehr  konnte  er,  der  schSrÜBte 
Gegner  des  Nationalvereins,  der  neuen  Ordnung  DentBchlands  mit  der 
preußischen  Führung  sich  bereitwillig  eingliedern.  Wenn  auch  seinem  real- 
politischen Wesen,  das  er  bereits  in  Hannover  bei  der  Übernahme  des  zweiten 
Ministerinms,  trotz  des  Verfassungskonfliktes,  bewiesen  hatte,  jede  Abstinenz- 
politik widerstrebte,  so  trat  er  doch  mit  unversöhnlicher  Abneigung  gegen  das 
Neugewordene  in  die  Volksvertretungen  des  Bundes  und  Preußens  ein.  und 
-  so  schien  er  dazu  verurteilt,  in  fast  völliger  Isolierung  als  „Fraktion  Meppen", 
den  aussichtslosen  Kampf  des  Besiegten  für  seine  Ideale  zu  führen.  Da  fand 
er,  gewissermaßen  als  ein  persönliches  Geschenk  des  Schicksals,  mit  dem 
gleich  nach  der  Reichsgründung  ausbrechenden  kirchenpolitischen  Konflikt 
die  Möglichkeit,  als  Fiärer  einer  großen  Volkspartei  praktisch -politische 
Wirksamkeit  im  großen  zu  entfalten. 

Der  eigentliche  Entstehungsgrund  der  im  Dezember  1870  gegründeten 
Zentrumspartei  war  das  Herannahen  des  kirchenpolitischen  Ungewittere, 
das  der  in  den  parlamentarischen  Körperschaften  zur  Herrschaft  gekommene 
Liberalismus  deutlich  ankündigte.  Die  verschiedensten  Elemente  von  rechts 
und  links  wurden  dadurch  zum  Schutze  der  bedrohten  katholischen  Kirche 
zusammengeführt  und  durch  den  gemeinsamen  Kampf,  den  die  nächsten  Jahre 
brachten,  dauernd  zusammengeschlossen.  In  diese  Gemeinschaft  mußten 
Windthorst  seine  ganze  Natur  und  seine  Vergangenheit  hinführen.  Fanden 
sich  doch  dort  zur  gemeinsamen  Abwehr  mit  den  katholischen  Preußen  auch 
jene  Besiegten  von  1866  zusammen,  die  in  dem  kirchenpolitischen  Kampfe 
eine  manchen  nicht  unwillkommene  Gelegenheit  sahen,  ihrer  grundsatz- 
lichen Abneigung  gegen  das  Preußen  tum  deutlichen  Ausdruck  zu  gfeben. 
Es  ist  gewiß  ungerecht  gewesen,  wenn  Parteihaß  dem  „Weifen"  Windt- 
horst den  Makel  bewußter  Reichsfeindschaft  wieder  und  wieder  aufzuprägen 
suchte.  Kein  gerechter  Zweifel  kann  die  Ehrlichkeit  seiner  oft  wiederholten 
Versicherung  antasten,  daß  er  auf  dem  Boden  des  Reiches  „angebrachter- 
maßen", d.  h.  des  Reiches  mit  preußischer  Spitze,  durchaus  stehe.  Aber 
ebensowenig  wird  man  verkennen,  daß  die  Eigenart  seiner  durch  die 
politischen  Schicksale  determinierten  Persönlichkeit  auf  die  Art  der  Führung 
des  Kampfes,  und  darüber  hinaus  auf  den  Charakter  der  von  ihm  geleiteten 
Partei,  ja  auf  die  Gesinnung  des  durch  diese  Partei  vertretenen  Volksteils 
von  gewaltigem  Einfluß  gewesen  ist  So  ward  der  legitime  Schutz  der 
katholischen  Minderheit  gegen  die  kirchenpolitische  Vergewaltigung  durch 
den  sog.  Kulturkampf  in  verhängnisvoller  Weise  mit  den  Rac^ünen  des 
Großdeutschtums,  dem  Weifenhasse,  dem  zentrifugalen  Partikularismus,  dem 
Polonismus,  dem  liberalen  Antimilitarismus  belastet.  Welcher  sachliche  Grund 
lag  wohl  vor,  dem  deutschen  Katholizismus  die  Gemeinschaft  mit  diesen 
Gespenstern  der  Vergangenheit,  mit  diesen  reichsbedrohenden  Doktrinen 
aufzuzwingen?  Mußte  er  sich  mit  der  mürrischen  Reichsfeindschaft,  der  ein 
Edmund  Jörg  Jahrzehnte  hindurch  in  der  vornehmsten  katholischen  Zeit- 
schrift Ausdruck  gab,  identifizieren?  Mußte  er  sich  die  liberale  Militärfeind- 
Schaft  zu  eigen  machen,  die  hinter  dem  mißverstandenen  „Konstitutionar 
lismus"  sich  barg,  der  1887  zum  sogenannten  Septennatskonflikte  trieb? 
Mußte  er  sich  die  ganze  Abneigung  aufladen,  die  die  freudig  auf  dem 
Boden  des  Reiches  stehenden  Gegner  jenen  gefährlichen  Gesinnungen  be- 
rechtigter Weise  widmeten? 

Man  wird  diese  Entwickelung,  die  durch  den  frühen  Tod  oder  das 
Zurücktreten  anderer  berufener  Fairer  den  Einfluß  Windtbonta  lum  fmat 
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tUeuLbtüTtcKendeii  m  der  Eentmmspart^i  mfteEte,  beklagen  dürfen.  J&,  wer 
•eOiit  «nuelimen  mochte,  daß  ein  Mann  wie  WindÜioni  «eitie  kir^beupoü^ 
tätA$  KAmpleacrteUiiiig  toIÜ^  von  tdnjer  tcnostagteii  Gegmenehmft  gegen  den 
'  ~  oei  Beidi€9  habe  trennen  könaen,  wM  der  £rkeiiiiliiia  lieli  uithi 
daß  die  Gegner  wcaiig  Veruilastttng  haben  mc»chtent  an  di««0 
XU  gUal*en.  So  wtirde&  der  Zcntramapartei  durch  daa  in  der 
FühreTB  liegvsde  »tUltehweigende  Progranm]  einersei U  Elemente 
HfifTiliil  die  wdt  Über  dis  itreitige  kirchen|K>litbche  Gebiet  hinaus  die 
Eecikiqiolitik  rfj^«!iii|i*ti,  anderexieits  eine  erbitterte  Gegnenmb&ft  groÖ* 
pK^OL,  die  dii?  kirehenpolitische  Delen»ire  allein  nie  gezeitigt  hätte* 

Difae  ßedankeii  werden  änrth  daa  vorliegende  Werk  angeregt*  das 
froiieb  votn  Zentrtunntmndpiinkte  im  reinen  Stile  der  Hei  den  Verehrung  ge- 
ühritheii,  dne  kritische  Würdigung  der  historischen  Parteidoktrin  und  Über- 
lidareag  nicht  einmal  verBiichL  Es  if t  im  übrigen  mit  Freuden  zu  begröfleii, 
4l6  ftne  '  '  ilende  Peraönlichkeit  wie  Windtiiorst  noch  au  einer  Zeit, 
wo  piSifiF  unerung^u  gesammelt  werden  konnten,  einen  Biographen 

pfiiti^an  rmu  i'*tm  der  fast  erblindete,  peinlich  vorsichtige  und  diskrete 
Piriiaien tarier  hat  einen  hantbciirift liehen  Nachlaß  anscheinend  nicht  biuter- 
liÄf"  ^'-  •  "  --  ■■^-  -j"  ^^  wünschenswert  geM^esen  wäre^  daß  der  Biograph 
umjmachauen  Tersucht  und  über  das  Niveau  der 

Piru,,,,..- -,  langen  »ich  erhoben  häti^,  »o  bleibt  sein  Versuch 

ftb  tmp  Vfirar  ;  damkenswert  und  bietet  als  n:»!cbe  einen  wertvollen 

B<ülii^   «IT    T  nncrpolitischen    Geschichte,      Unbedenklich  wertvoll 

ÜTftU  hatipt:  ir  den,   der  die  parteiischen  Mangel  aus  Eigenem  eu 

kom^fic^en  w»  r  tteht  leider  eu  befürchten^  daß  die  Parteigenossen, 

alUu    gimeigt  sind,   aus  einer  Quelle  ihre  Geistesnahning  ^u  ent* 

KU,   wiederum    ein    tchieles    Bild    der   Wirklichkeit   erhatten*      Welch 

fefriviardigea  Bild  muß  s.  B.  der  gläubige  Leser  sich  von  der  Bedeutung 
d«  tnim  Beichskanzler»  machen!  Wie  leer  und  hohl  muß  ihm  die  innere 
G«ebchte  der  zwei  ertten  Jahrzehnte  des  Reiches  erecheinent 

^Vlf  gehen  im  Verlaufe  der  Darstellung  den  hannoverschen  Advokaten 
m  I^ndt&g  die  Sporen  verdienen  und  in  rascher  Folge  zu  großem 
11   EintiuÖ  gelangen*    Ja,   der   spätere    UpposÜionsmann^    dem    der 
ilai  Wort  vom  G eistet   der  steti  verneint,    entgegenhielt,    erscheiiit 
f  Jttttistministcr  in  der  EoUe  de«  Schopf era  der  musteii^ltigen  Justi^- 
Die  Etappen  des  Kulturkampfes  werden  uns  sodann  vorgeführt»  in 
gKk^klich   gewählte  Beispiele  uns  den  unvergleichlichen  Debatter  auf 
dat  WSI»  »einer  parlamentariflclien  Leistungen  ieigen,    So  aus  der  Distanz; 
miilliP^    «scheint  »eine    politische  Wirksamkeit    oft    von    einem    wahrhaft 
■taalMiiiaiLisclr  <'  der  Mäßigung  beherracht;  jener  Mäßigung,  die  auch 

im  mld«»len  '  Kampfe«  nie  gams  vergißt,  daß  alier  Streit  seh  ließ- 

des  iri+itu«    willen   ausgefochten  werden  «oll.    Bewundernd  steht 
s.  B,  vor   der   jioli tischen  Intuition^   die  1875,   du  der  Kulturkampf  in 
Maienblüte  »titnd  ujkI  Fürst  Bismarck   mit  der   ganzen  Leidenschaft- 
fcioer  Natur  die  Kampfgesetze  überstürzte^  die  Idee  des  Minister- 
ff,.*    A..,    ^L.tik  :f'rttng   zurückwies.    „Fürst   Bismarck   ist   der  einzige 
d»  ine   den  Frieden    wiederln-ratellen  kann  und  wieder- 

leii   :  L  Tftß:e.  wo  er  sich  überzeugt j  daß  er  auf  dem  falschen 

yt^   Und  djrsö  f  berjJCtigiing  wird  ihm  kommen»  glauben  Sie  mir  da»/ 
wird    man    tsodaun    die    taktische   Geschicklichkeit   verfolgen, 
|cr  ckr  Führf*r  in   ileni   kommeudeu  Jahrzehnt  des  allmählich  wieder- 
__     lielUini    kirr!irTjpr,]itischeu    Friedens    die    ganz    in    die    rücksichtslose 
iOp^botion   ci  i    Schritt   für  Sehritt   zu   positiver  Mitarbeit  an 

dt«  Staatsanf  ;j  u^n  ließ.    Fast  komisch  wirkt  freilich  die  von  dein 

KoCrB^eo  inö|^Ldü»L  v*-i>ihleierte  Episode  von  1886,  wo  der  Zentnmisführer^ 
b^BUcIrtCid,  daß  von  Rom  aus  über  seinen  Kopf  hinweg  der  Frieden  ge- 
wttd«,   aicb  viel  päpstlicher  als  der  Papst  gebärdete.     Die  glück- 
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liehe  Wand! HD g  der  Partei  unter  Windthorsts   Führung   in   der   Richtung 

poflidv^  Mitarbeit  am  Staate  war  ichließlich  so  augenfaüig^  diiß  man  woU 
nagen  mag,  ob  es  nicht  ein  auch  für  die  Allgemeinheit  Im^s  Geftcbick  war, 
das  die  Zügel  der  Parteileitung  ans  den  erstarrtet!  Händen  des  auf  dem 
Höhepunkt  sein  er  Erfolge  dahingegangenen  Greises  in  die  weniger  staat«' 
mauDisch  veraDlngter  Führer  gleiten  ließ.  Ein  Zeugnis  von  der  Bedeutnng 
de«  Munnei  gibt  besonders  aueb  das  Verhalten  seines  großen  Gegners*  der 
bia  eum  Ende  in  Windthorst  den  ernsteste a  politischen  Feind  sah^  haEte 
und  achtete.  Wir  werden  nn»  die  persönlichen  Werturteile  des  Reicba- 
gründerst  dem  die  Gabe^  dem  Gegner  gerecht  rji  werden,  nie  geschenkt  war, 
nicht  aneignen  ki^nnen.  Das  sei  auch  dem  Autor  gesagt »  der  rucksicbtslose 
Augenblicksäußerungen  des  Bismarckscben  Unmuteii  über  Männer  wie  B^^ 
nigsen  nnd  Hiqüel  wenig  loyal  verwertet.  Auch  da»  wo  wir  Windthorsts 
Wirksamkeit  als  verhängnisvoll  ansehen  müssea,  werden  wir  darin  nicht 
machiavellistische  Keichafeindscbaft  erblicken  dürfen,  sie  vielmehr  ans  den 
Gtgensätzen  verstebeOf  die  das  junge  Reich  aus  setner  Entstehungsgeschichte 
äbeg^ommen  hatte  und  die  en$t  die  Zeit  und  eine  neue  Generation  innerlich 
überwinden  konnte. 

Wer  die  Dinge  im  ganzen  uberschantT  wird  in  der  Geschichte  ttnserei 
Parlamentarismus  den  nnvergleichlieheu  Techniker,  den  anfrechten  und 
gesinnnngstreuen  Mann,  den  im  Streite  stets  sachlichen  und  oft  vem^bn liehen 
Farteiführer^  den  musterhaft  uneigennützigen  Politiker  nicht  missen  wollen. 

Das  Interesse  der  Publikation  wird  durch  die  Ausstattung  mit  mannig* 
fachen  Abbildungen  und  faksimilierten  Beilagen  erhöht.  Auch  das  Kapitel 
„Windthorst  in  der  Karikatur"  weckt  in  anschaulicher  Weise  die  lebendige 
Erinnerung  an  eine  politisch  bewegte  Zeit^ 

Leo  V,  Savign^. 


Wirtschaftspolitische    Annale n.      Ein    Kalendarium    der  Wirtachaft»-, 

Sozial-  und  Finanzpolitik  der  Kultnrstaaten,  ihrer  Kolonien  nnd 
Dependenzen,  Erster  Jahrgang  1906,  Herausgegeben  von  Friedrich 
Glaser.  Stuttgart  und  Berlin  1907,  Cotta,  lY  und  468  S, 
Dieses  Buch  gehört  zu  der  immer  anwachsenden  Kategorie  von  Werken, 
die  dem  modernen  Abkür^ungfbedürfnis  enteprungen  sind*  Auf  allen  Gebieten 
schwillt  die  Literatur  so  beängstigend,  daß  selbst  für  Fachleute  Antbologien, 
Bibliographien  mit  längeren  oder  kürzeren  Heferaten,  Jahrbücher  usw.  nötig 
geworden  sind.  Und  zu  dem  allen  beschert  man  uns  noch  bibliographische 
Institute.  Wie  gesagt:  das  Bedürfnis  ist  vorhanden;  das  Problem  aba-  fehlt 
dämm  dieser  ganjsen  bieneneifrigen  Tätigkeit  doch  nicht  Das  Problem  liegt 
in  der  Art  der  Auswahl  des  St-offes,  Ihre  Objektivität  pfiegen  ja  die  Her- 
ausgeber sämtlich  hoch  und  heilig  sm  versprechen^  und  aneb  im  vorliegenden 
Falle  heißt  es  im  Vorwort,  daß  die  Auswahl  ,ohne  jede  Bevorzugung  partei- 
politischer  oder  wirtschaftlicher  Scnderiniermen'^  getroffen  sei,  Siebt  man 
aber  näher  zu,  so  erkennt  man  in  dem  Verfasser  unschwer  den  Freihändler 
nnd  Antiagrarier,  So  ist  der  „Fleiachleuerung*  ein  Raum  gewidmet,  der  zu 
der  sonstigen  Raum  Verteilung  in  gar  keinem  Verhältnis  steht,  und  in  liebe- 
voller Ausführlichkeit  werden  freihändlerische  Vej^ammlungsreden  zitiert. 
Das  soll  kein  Vorwurf  sein,  soll  vielmehr  oiir  die  Unmöglichkeit  einer  wirkhch 
objektiven  Anawahl  auch  bei  äußerstem  Streben  nach  Objektivität  daiinn« 
Denn«  daß  sich  hier  der  Herausgeber  große  Muhe  gegeben  hat,  unparteilich 
au  sein,  kann  nicht  verkannt  werden. 

Nur  etwa^  im  Falle  der  Herauageber  überhaupt  keine  eigene  Meinung 
hat,  wird  der  Vorwurf  mangelnder  Objektivität  nicht  zu  erheben  sein.  Dann 
aber  madit  sich  im  schärfsten  Maße  ein  anderer  Übelstand  geltend:  dai 
mangelnde  Vertranen  dm  Leser«  in  die  richtige  Auswahl  des  Stoffe«  inner- 
halb der  Heferate  tdibst  OSenbar  wird  einer  festen  Stellungnahme  nur  der 
winen^chafüiche    Anfangs    entbehren.     Da    ihm    die   Materie    noch 
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^■Mnngenden  Funkte  zeigt,  wird  er  das  Ganze  leicdit  Dach  einem  gleich- 
HnRnoigen  Schema  behandeln  könneu.  Doch  damit  hängt  zusammeiiT  daß 
»Hell  im  einzelnen  die  apringenden  Punkte  für  ihn  fehlen,  Ilerrorbebung 
&ber  dea  Weaentlicheti  —  dm  gerade  ist  der  Zweck  dler  Kondensierung  von 
Gi96larai  nnd  Reden^  von  Abhandlungen  imd  gerichtlichea  Urteilen.  Und 
tiahfii  wir  die  Gewißheit,  daß  der  Neuling  Wichtiges  und  Unwichtigem  en 
imtcrBcheiden  weiBi*  Wobei  zn  bemerken  ist,  daß  sich  die  Adepten  mit  Zu- 
•ammenBiellungen  betonders  gern  zu  befassen  pdegen^  da  eigene  Gedanken 
dabei  »b  Luiua  gelten  und  Verl^fer  für  solche  Arbeiten  tchnell  zu  finden 
find«  Sa  dürfen  wir  weder  dem  oubjektivenT  noch  dem  objektiven  Beferenteu 
fnckhalüoa  v^trauen.  Wenn  nun  aber  die  Aus  wahlbände  eben  das  Durch - 
«rb^ten  dei  ffesftmteD  Materials  überHüssig  machen  sollen,  welche  Daseins- 
bere^litiguiig  nabem  sie  beim  Fehlen  dieae«  Ümfltande«  noüb? 

Die  Frage  soll  gleich  tmten  weiter  verfolgt  werden.  An  dieser  Stelle 
möge  nur  betönt  s^ein*  daß  in  Wirklichkeit  die  EAlamität  deshalb  sich  noch 
^ergroÖert,  weil  bei  solchen  —  sagen  wir  einmal  —  „Anthologien'^,  die  in 
dfir  Megel  weite  Gebiete  behandeln,  sieb  die  Grenze  zwischen  Lehrling  and 
Ueäater  knum  riehen  laßt*  Der  Herausgeber  ist  vielleicht  für  ein  Teilgebiet 
iaehvcfet&ndig,  anderen  Gebieten  seine»  Rahmens  aber  steht  er  gänzlich  un- 
Wchwert  von  TJrteüen  und  Vorurteilen  gegenüber.  Während  nun  der 
•säiMere  Beobachter  bei  selbständigen  Arbeiten  ohne  Mühe  zu  erkennen 
vemif.  ob  er  e*  mit  einem  WisfieudeUt  einem  Halb  wissenden  oder  einem 
^i«^twüiendeu  zu  tun  hat,  ist  dies  bei  Beferaten  nicht  ohne  weiteres  möglich. 
Dif  Schald  an  Irrtümem  und  Unklarheiten  kann  ebenso  gut  derjenige^  über 
^  fefmört  wird,  wie  der  Beferiexende  tragen.  Und  es  ist  dabei  noch  eine 
^ficIHcibe  AuanahmCf  wenn  der  Leser  überhaupt  positiv  von  Mängeln  des 
Befent»  sprechen  kann.  Über  alle  Gebiete j  die  ihm  vorgeführt  werdeUt  ist 
^  NenftUs  meist  tuch  nicht  unterrichtet^  ja  er  wird  gerade  auch  auf  sokhee 
Gebieten  zu  Übersichten  greif eUf  wo  ihm  eine  intensivere  Anteilnahme  ver* 
J^  irt*  So  füMt  denn  eine  lebhafte  Unsicherheit,  wer  das  in  solchen 
™ittE  aufgespeicherte  Usteäal  zu  einer  Arbeit  benutzen  will,  die  über 
deo  Tsg  hinaus  dauern  soll.  Es  scheint  ihm,  als  ob  er  eich  einen  KonipagnoE 
"*"in€ii  i»jll^  den  er  gar  nicht  kennt,  oder  als  ob  er  einen  Führer  anwirbt^ 
vim  dem  er  nicht  weiß,  ab  er  auch  wegc kundig  ist.  Es  kommt  eben  hier 
ftti  laf  das  Vertrauen  an»  da«  man  von  vornherein  bat  oder  nicht  bat  und 
"■  lidi  in  der  Regel  nur  einstellt,  wenn  man  von  der  Heiaterschaft  des 
ywfn  tmcb  allen  Richtungen  hin  überzeugt  ist.  8okhe  Meister  aber  vei^ 
"■•«ö  wieder  nur  selten  ÄnÜiologien. 

Die  Herausgeber  dieser  Sammelwerke  haben  derartige  Bedenken  denn 
W^hiufig  gefühlt  und  haben  dann  ihren  Stoff  in  Batiunen  zur  Verteilung 
*Jicht.  Der  W^ahispruch  hieß:  Jedes  Gebiet  seinem  Fachmann,  ÄaeU 
****■  Standpunkt  jedoch  ist  nur  dann  völlig  unbedenklich,  wenn  nicht  Aus- 
"^  io  Frmge  stehen,  sondern  Berichte,  Auszüge^  die  so  gestaltet  sind,  daß 
Bidi*  ^....^t||^]j|>a^  dgj  (jgjjj  Original  eigen  ist,  fehlt,  gehören  überhaupt  zu 
.t4?^n  Seltenheiten  und  werden  nur  von  einem  Manne  geliefert 
-  -  -ixiitfu,  der  hierin  jahrelange  Technik  besitzt.  Es  kommt  hier  wirklich 
^t  to  iiof  iie  Gelehrsamkeit  an,  als  auf  Technik.  Jeder  auff^  atz  mäßige 
J^t;iit  ibcT  zeugt  davon,  daß  sein  Verfasser  frei,  also  subjektiv  gi-wälüt  bat, 
jj  l^ier  weiß  demnach  aofdri»  woran  er  ist,  und  steht  ein  Teilgebiet  in 
r*!**  du  der  einzelne  BerichterstatteT  sehr  wohl  ganz  und  gar  beherrachen 
**J^i  irt  dem  LeBer  außerdem  der  Berichterstatter  und  dessen  wisaenschaft- 
^1^^^  Grundftnticbt  bekannt,  so  wird  er  mit  einsichtigeru  Vertrauen  der  Führung 
jJjKtitt,  Solche  Berichte  würden  freilich  den  Charakter  von  Beferaten  ein- 
Y**üi  WHren  sie  cum  ira  et  studio  geachrieben.  Diese  beiden  Eigenschaften 
«'ö"  können  —  entgegen  einem  weit  verbreiteten  Glauben  —  durt^haua  fehlen, 
^^  dail  deshalb  die  peraÖnliebe  Meinung  unterdrückt  ist.  Derart  sind  viele 
***nciite  d6r  wiisenachaftbchen  Zeitaehriften,   und  auch  in   der  vorliegenden 
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Zeitecbrift  ioU  tiücli  diee^m  PrloEip  verfahren  wenlen.     Vci^^iügt   alle 
€111  Herausgeber  au  lebe  Berichte  id  einem  Bucb,  io  t  erlang  man  Sjwtema 
Emfugnng^  des  einzelneD  Berichte  in  ein  getchlosaaiai  G^iuie.    Hierbei  koti 
dann  entweder  dex  Hemuageber  jq  kim  oder  der  BerichtervbiUer. 

Man  hatr  ntii  bei  ÄuaEÜg^en  mit  Sicherheit  das  Wesentliche  za  erhali4 
die  Autoren  selbBt  zu  Referaten  auf g'ef ordert.  Da  hat  man  jedoch  die  Bechnu 
ohne  die  Eitelkeit  der  Öchrift^eUer  gemacht.  Ei  witrdeD  Eeferate  geh* 
die  womöglich  noch  mehr  boten  ala  da^  Originale  Man  weiß  ja^  daß  ein  A 
nicht  zu  Btreieheu  verBteht,  weU  er  eben  allea  für  weftentlich  hälL  Au«  a^-m- 
selben  G runde  vereteht  er  auch  nicht  herauszuheben.  Sanunel werke  gar^  in 
denen  Eigenreferate  mit  Fremdreferaten  vermiucht  sind  —  dies  iit  t,  B.  in 
dem  ^Jahrbuch  dei  Verwaltuugareehte'*  von  Stier* Somlo  der  Fall  —  wii^ea 
im  höchsten  Grade  unorganiBch«  Schlimmer  noch  «lud  jene  Bücher  jsät  Auf- 
zügen, hei  denen  zwar  der  Stoff  an  eine  Reihe  von  Arbeitskräften  verteil 
worden  ist,  aber  mehr,  um  dem  Einzelnen  die  Arbeit  zu  erleichtcsn,  als  weil 
hier  verschiedene  Fachmänner  vorhanden  waren.  Dies  ist  ein  einlaebei 
Lotteriespiel:  bekanut  ist  nur^  was  man  einsetzt^  was  hearaoskommt,  weid 
niemand.  So  ist  z.  B.  das  von  der  kriminal  -  psychologischen  Sektion  dei 
kriminalistischen  Seminars  der  UniYereität  Berlin  herausgegebene  Sammelbnch 
pMateri  ali€3i  zur  Lehre  von  der  vermmderten  ^nredtnungsfahigkeit"  eatr 
standen.  Neben  Partien  mit  sehr  hühBchen  Inhaltsangaben  tinden  sich  hi^ 
änderet  deren  Bearbeiter  gänzlich  versagt  haben.  Di^e  Untetscheidnng 
jedoch  versteht  nur  der  zu  machen^  der  die  Literatur  einigermaßen  kennt 
(der  also  das  Buch  im  Grunde  uicht  braucht) ^  der  andere«  der  nur  einmal 
mißtrauisch  geworden  i&t,  wird  ewig  versucht  seini  hinter  die  Kulissen 
zu  sehen. 

Angenommen  ist  natürlich  immer  der  wissenschaftliche  Arbeiter-  Wer 
sich  nur  —  etwa  im  journalistischen  Zwecken  —  flüchtig  informieren  will 
oder  wer  mehr  die  Titel  von  Büchern  sucht  ais  die  Biicher  selbst,  dem  werden 
auch  schlecht  zusammengestellte  Aus  wahlbände  von  Nutzen  sein-  (Damit 
beantwortet  sich  die  früher  gestellte  Frage.)  Der  oberfiachliche  Arbeiter  hat 
aber  schließlich  immer  noch  andere  Hilfsmittel^  wahrend  das  wichtige  Ab- 
kürzungsbedürfnis des  Gelehrten  auch  sonst  onbefriedigt  bleibt. 

Sollen  die  oben  gewonnenen  Ergebnifise  auf  das  Glasersehe  Buch  an* 
gewendet  werden,  so  ist  zu  betoneni  daß  wir  uns  seinen  Auszügen  gegeui: 
nicht  sicher  fühlen.  Er  berücksichtigt  ja,  entsprechend  einer  sehr  richtig: n 
Tendenz  unserer  Tage  —  die  auch  in  der  Staatslehre  ihren  Ausdruck  ündet 
(vgl.  Jellineki  „Verfassungsänderung  und  Verfassungswandlung")  —  neben 
den  Parlamentsverhandlungen  auch  die  Verhandlungen  der  Intereetenverbände^ 
Scheinen  mir  aber  schon  seine  Auszüge  aus  den  Pariamen tsdebatten  sehr 
anfechtbar,  so  verstärken  sich  meine  Zweifel  —  besonders  hinsichtlich  der 
größeren  oder  geringeren  Menge  des  Gebotenen  —  bei  der  Umsahl  der  vefr- 
schiedenen  Generalverfiammlungen.  Darüber  aber  läßt  sich  gamicbt  red; 
Man  vertraut  dem  Führer  Glaser  oder  man  vertraut  ihm  nicht  —  W 
ist  mir  das  Fehlen  eines  Personenregisters  und  eines  alphabetischen  Schiag- 
wortregitters  aufgeMlen.  Auch  die  Druckauordnung  konnte  verbesseK  werden: 
die  angenommenen  Anträge  wären  im  Druck  hervorzuheben.  Ohne  Ein* 
■chränkung  jedoch  muß  man  den  Fleiß  Glasers  anerkennen.  Das  Material 
ist  ungeheuer,  sogar  über  die  amerikanischen  Kaubstaaten  wird  berichteU 
Die  besondere-  Berücksichtigung  der  Kolonien  entspricht  dem  Bedürfnis  der 
Zeit.  Die  Arbeit  ist  nach  Staaten  eingeteilt;  innerhalb  der  Staaten  wii*d 
chronologisch  vorgejrangen.  Zuletzt  st*i  die  Haodiiehkeit  des  Buches  erwibnU 
l>iese  Eigenschaft  läßt  sich  leider  nicht  allen  Jahrbüchern  nachsagten» 

Adolf  Grabowsk'T, 
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Abhandlungen 


Die  französische 
Eevohition  und  das  neunzehnte  Jahrhundert 

Von  Dr.  Adalbert  Wahl 

l 

Wenn  der  Historiker,  der  zusammenfassende  Betrachtung 
Bei»!  und  wagt,  sieh  aus  den  Zeiten,  in  denen  wir  lehen  und 
»n   ümen   unmittelbar  vorausgehenden   und   ihnen  ähnlichen 
Me  zehnten  Jahrhunderts  zurückversetzt  in  die  Welt  des 

acM  len,  so  wird  ihm  in  den  führenden  Ländern  vor  allem 

IxDBBcher  große  Unterschied  zwischen  den  beiden  Saecula  anf- 
1  fallen.  Auf  den  ersten  Bhck  wird  er,  um  nur  einiges  Wenige 
^  JTO  Deonen,  dort  absolute,  hier  konstitutionelle  Regiermigsweise 
beobachten,  femer  dort  rechtliche  Gebundenheit  in  mEmehen 
Hin^chtän,  wo  heut«  rechtliche  Freiheit  herrscht,  dort  rechthche 
Abgrenzung  der  Stände  von  einander,  liier  Rechtsgleicliheit, 
kuTZ^  er  wird  in  der  Jetztzeit  sehr  viel  von  dem  verwirklicht 
gpj..„  ,,,gg  ^j^  achtzehnte  Jahrlmndert  als  Freiheit  in  ihren 
Vi  jensten  Formen,  was  es  als  Gleichheit  ersehnte.     Hat 

er  diese  Tatsache  des  bedeutendsten  Unterschieds  konstatiert 
and  ßücht  er  nach  ihrer  Erklärung,  so  wird  er  nicht  lange  ver- 
legen sein:  er  findet  zwischen  den  beiden  Jahrhunderten  oder 
zwischen  den  drei  Generalionen  von  1700  bis  1789  und  den 
dreien  zwischen  1815  bis  zur  Gegenwart  die  Zeiten  der  fran- 
cOfiifK'hen  Revolution  und  fühil  auf  sie  in  erster  Linie  den 
«aßerordenUichen  Wechsel  zurück.  Bestärkt  wird  er  in  dieser 
sxxng  durch  die  Betrachtung  Englands,  desjenigen  der 
iden  Kulturländerj  welches  von  der  französischen  Revo- 
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lution  weitaus  am  schwächsten  beeinflußt  wurde,  und  hier  findet 
er  in  der  Tat  den  Gegensatz  zwischen  dem  achtzehnten  und 
dem  neimzehnten  Jahrhundert  dem  Kontinent  ^^enüber  sehr 
stark  abgeschwächt:  das  neimzehnte  Jahrhimdert  hat  in  Eng- 
land noch  sehr  viel  mehr  vom  achtzehnten,  als  in  den  Staaten 
des  Kontinents. 

Mag  nun  eine  derartige  Beobachtung  des  vergleichenden 
Historikers  so  richtig  sein  wie  sie  will,  sicher  ist,  daß  sie  nicht 
übermäßig  interessant  ist.  Er  möchte  mehr  wissen,  er  möchte 
das  Wie  der  Wirkimgen  der  Zeiten  der  französischen  Revolution 
kennen  lernen  und  auch,  was  im  einzelnen  sie  denn  geändert 
habe.  Um  weiterzukommen,  wird  er  zunächst  den  allgemeinen 
Begriff  „Zeiten  der  Revolution"  durch  einen  inhaltreicheren 
ersetzen:  er  ^vird  statt  der  „Zeiten"  das  ungeheure  Ereignis  selbst 
nennen,  wird  nicht  mehr  von  den  Wirkimgen  der  Jahre  von 
1789 — 1815,  sondern  von  den  Wirkimgen  der  französischen 
Revolution  selbst  im  weitesten  Sinne  reden  wollen.  Hierbei 
aber  werden  sofort  die  Schwierigkeiten  beginnen.  Philosophen 
pflegen  den  Historikern  vielfach  vorzuwerfen,  daß  sie  häufig 
mit  nicht  genügend  scharf  definierten  Begriffen  arbeiten  oder 
daß  sie  bei  der  Anwendung  ihrer  Begriffe  zu  Unrecht  voraus- 
setzen, es  bestände  eine  Übereinstimmung  in  bezug  auf  sie. 
In  diesem  Falle  würde  ein  philosophischer  Kritiker  fragen,  was 
denn  miter  „französischer  Revolution**  im  weitesten  Sinne  zu 
verstehen  sei;  es  liege  in  ihr  doch  ein  ungeheuer  komplexes 
Ereignis  vor;  der  eine  könne  dabei  an  diese  Seite  der  großen 
Erscheinung  denken,  der  andere  an  jene.  Darauf  dürften  die 
meisten  Historiker  antworten,  daß  ihnen  der  komplexe  Charakter 
der  französischen  Revolution  selbstverständüch  bekannt  sei,  daß 
man  aber  dennoch  in  einheitlichem  Sinn  von  ihr  reden  könne, 
da  ihre  Wirkungen  eben  doch  im  wesentUchen  in  einer  Richtung 
lägen,  die  durch  die  Wegweiser  „Freiheit  und  Gleichheit"  bezeich- 
net sei,  ja  die  bleibenden  Leistungen  Napoleons  gehörten  auch 
ihrerseits  noch  zu  denen  der  französischen  Revolution  im  weitesten 
Sinne  (der  legitim  anzuwendende  Begriff  „französische  Revolution" 
umfasse  nach  Napoleon),  denn  die  Sachlage  sei  die:  die  fran- 
zösische Revolution  schaffe  das  Neue  in  Frankreich,  der  neue 
Cäsar  verbreite  es  über  den  Rest  des  fülirenden  Europa.  Und 
ebenso  wie  die  große  historische  Erscheinung  selbst,  so  sei  auch 
ilire  Wirkung  eine  einheitliche:  sie  sei  die  eine  große  das  Jahr- 
hundert bestimmende  Aktion,  die  freiUch  auch  eine  überaus 
bedeutende  Reaktion  erweckt  habe.    Zur  Prüfung  dieser  Sätze, 


wdcbe  fast  allgemein  vertreten  werden,  möchten  die  folgenden 
Zrilm  eimge  Beiträge  liefern,  die  freilich  mehr  darauf  hinaus- 
InlieiL,  einige  Fragen  aof zu  werfen,  als  sie  zu  beantworten.    Es 

Pfte  eich  dabei  herausstellen,  daß  jene  Zweifel  unseres  Philo- 
heu  berechtigter  waren,  als  sein  Gegner  zuzugeben  geneigt 
Bei    näherer  Betrachtung    der   ReTolution    ergibt  es  sich 
ztmictist  sehr  bald,  daß,  selbst  wenn  man  sich,  wie  gebülirhch, 
j    wü  die  großen  imd  entsclieidenden  Erscheinungen  beschränkt, 
Too  einer  einheitlichen  Wirkung  der  gewaltigen  Bewegung  keine 
Rede  sein  kann,  daß  vielmehr  schon  innerhalb  der  Geschichte 
T  Revolution  im  engeren  Sinne  (d.  h.  der  Zeit  von  1789 — 1799, 
der  Zeiten  vor  Napoleons  ÄlleinherrschELft)  ein  tiefer  Riß 
bemerkbar  macht  oder,  wenn  man  das  folgende  Bild  er- 
leb finden  mag,  daß  der  Betrachter  sieht,  wie  dem  wilden 
:bach  an  einer  Stelle  ein  mächtiger  Damm  entgegengestellt 
der  ihn  zwingt,  seine  Wasser  in  fast  entgegengesetzter  Richtung 
fließen  zu  lassen.  Diese  Behauptung  vollgültig  zu  beweisen,  müßte 
die  Gesehichle  der  Revolution  neu  geschrieben  werden.   Es  kann 
Ijjiier  daher  nur  weniges  herausgegriffen  werden ;  freilich  sei  daxu 
Gegenstand   von   entscheidender  Bedeutung   gewählt:   das 
imle  Problem  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Bürger. 
Ee  kann  kein  Zweifel  bestehen,  daß  in  dieser  Kernfrage 
«fa  politischen   Lebens  die  Literatur,   welche   zur  Revolution 
fOhrte,  ebenso  wie  die  beginnende  Revolution  selbst,  fast  ans- 
ntbndos  ^)  den  nach  einer  Riclitung  hin  radikalsten  Standpunkt 
verbat  —  aus  Tausenden  von  Stimmen  der  Bücher  läßt  es  sich 
beweisen  — :  der  einxelne  Mensch  mit  seinem  Glück,  das  übrigens 
fikat  identifiziert  wm-de  mit  seinem  materiellen  Wohlergehen,  ist 
«Ifes;  der  Staat  ist  nichts ;  er  hat  keine  eigenen  Zwecke ;  er  ist 
fiUigchließlich  Diener  der  Zwecke  des  Einzelnen,  sein  Nacht- 
'»'äeliter,  wie   man   es  ja  so  prägnant  ausgedrückt  hat.    Aus 
dieser  Geistesverfassung  in   letzter  Linie  stanamen  jene  Über- 
««ijfungen  und    Stimmungen,    deren    Summe    den  'Menschen 
<1^  danialigen  Zeit  so  viel  Charakter   und  Einheitlichkeit  ver- 
^iht,  die  uns  freilich  einzeln  betrachtet  von  einer  gerade^eu  kläg- 
Ifcbea  Oberflächlichkeit  zu  sein  scheinen.     Hierher  gehört  das 
^ftllige  Mißversteben  oder  vielmehr  Nichtvei^tehen  von  alle  dem, 


'>  Eine  AaBnahme  macht  in  der  Literatur  die  eine  Seite  der  RouBseau- 
Auffiiaiaiig.  R.  wurde  indessen,  überdiea  in  diesem  wichtigen  Punkt 
irodisroll,  \ne  er  war,  erheblii^h  mehr  geleften  und  aitiert.  »la  ver^ 
Cbi»r  Tnrg-ot  s.  D. 

ir 
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was  der  Staat  im  Interesse  seiner  Macht  unternahm.  So  war 
z.  B.  jeder  Krieg  für  das  Gefühl  der  jener  Richtung  angehörenden 
Autoren  ein  sinnloser  Greuel,  der  lediglich  auf  die  perverse 
Ehrsucht  eines  Monarchen  oder  eines  Ministers  zurückgeführt 
werden  konnte.  Im  Zusammenhange  damit  wurde  jede  Zu- 
mutung, die  sich  auf  den  Waffendienst  bezog,  wie  z.  B.  der  se 
leichte  Milizdienst  in  Frankreich,  mit  einer  unbeschreiblichen  (uns 
zurückblickenden  imd  wissenden,  fast  komisch  anmutenden)  Ent- 
rüstimg behandelt.  Da  war  der  Versuch,  die  Ordnung  im  Innem 
aufrechtzuerhalten  —  imd  wie  milde  ging  man  in  dem  in  dieser 
Literatur  führenden  Lande  Frankreich  in  diesem  Punkte  vor !  — 
jedesmal  nichts  anderes  als  empörende  Härte  und-  Grausamkeit« 
Kein  Wunder:  hatte  doch  der  empörte  einzelne  der  Natur  der 
Sache  nach  immer  Recht,  der  Staat  inuner  Unrecht,  indem 
und  weil  er  jenem  entgegentrat.  Ebensowenig  VerständniB 
wurde  im  Gnmde  dem  Steuerwesen  entgegengebracht  und  es 
stand  für  das  Gefühl  der  meisten  Franzosen  z.  B.  fest,  daß  er- 
zwimgene  Steuerzahlimg  ein  schweres  Unrecht  sei,  oder  minde- 
stens, daß  nachweisbar  der  einzelne  wieder  immittelbaren  Vorteil 
von  dem  Gelde  haben  mußte,  das  er  in  der  Form  von  Steuern 
an  den  Staat  abgegeben  hatte.  Von  diesem  naiven  Individua- 
lismus her,  mn  eine  weitere  Richtimg  anzudeuten,  gelangten 
die  Menschen  zu  ihren  kosmopolitischen  Idealen;  über  dem 
(nach  ihrer  Anschauung  in  allen  Zeiten  und  Völkern  gleichen) 
Individuum  sahen  sie  lediglich  die  Menschheit,  deren  gemein- 
sames, friedliches  Glück  die  Staaten  nur  hinderten.  Für  den 
Wert  der  historischen  Eigenart  der  Staaten  fand  sich  nur  aus- 
nahmsweise Verständnis. 

Dieselbe  Richtung,  wie  sie  eben  an  einigen  Beispielen  aus 
der  Literatur  charakterisiert  wurde,  beherrschte  nun  durchaus 
Theorie  und  Praxis  der  ersten  Zeiten  der  Revolution,  die  man 
eben  deswegen  als  Jahre  des  Sieges  der  ungebrochenen  und 
unbeschränkten  Freiheitsidee  feiern  kann  und  gefeiert  hat. 
Für  jenen  naiven  Individualismus,  der  den  Staat  ledigUch 
knechten  und  ausbeuten  will,  finden  wir,  was  die  Theorie 
betrifft,  die  stärksten  Belege  in  dem  großen  Dokument  des 
Zeitgeistes,  der  Erklärung  der  Menschenrechte  von  1789  (1791), 
und  zwar  in  einer  ganzen  Reihe  seiner  Artikel.  Nur  wenige 
Beispiele  indessen  mögen  hier  angeführt  werden.  Hierher  ge- 
hört, daß  in  diesem  Dokument  der  Begriff  „Staat"  sorgfältig 
vermieden  wird  und  an  seiner  Stelle  immer  von  der  association 
poütique  oder  der  soci^tö  gesprochen  wird.    Der  Abschnitt  11  der 
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enrechte  bezeichnet  bekanntlich  als  (alleinigen)  Zweck  jeder 
len  Vereinigung  ,,die  Aufrechterhaltung  der  natürlichen 
tmyerjährbaren   Rechte   des   Menschen'*.     In    demselben 
el   ist  als   viertes   dieser  Menschenrechte   das  ,,Recht  des 
VidersUndes  gegen  die  Unterdrückung''  genannt,  das,  wie  jeder 
Einsichtige  sofort  sieht,   die  Auflösung  des  Staates  überhaupt 
bedeutet.     Scliließlich  sei   für  diese  Anseliauungsart  der  Ver- 
fertiger der  Menschenrechte  noch  ein  drittes  Beispiel  genannt: 
wo  von  der  Notwendigkeit  der  bewöfiEüeten  Macht  die  Rede  ist, 
ibo  des   vornehmsten   Machtmittels   des   Staates,    mrd    diese 
wiederum   ansschieOlich   mit  den  Interessen  des  einzehien 
motiviert    nnd    in    deren    Dienst   gestellt:    „die    Garantie   der 
;ben-    und    Bürgerrechte    oiaeht    eine    bewaffnete    Macht 
publique)  notwendig*'  (Art.  XII).    Man  sieht,  von  eigenen 
wecken  des  Staats,  von  seinem  besonderen  Leben  ist  nirgends 
die  Rede,   ja  so   weit  sind  die  Verfasser  der  Jlenschenrechte 
iTOü  der  Anerkennung  derartiger  Ideen  entfernt,  daß  sie  seine 
Organe,  wie  seine  Unternehmungen  immer  sogar  unmittelbar 
in  den  Dienst  der  Individuen  stellen  möchten. 

War  so  die  Theorie,  so  erscheint  die  Praxis  der  Gesetz- 
g^büBg  jener  ersten  Zeiten  der  Revolution,  wenn  auch  gelegent- 
liche Ansätze  xu  einer  andern,  der  später  siegreichen,  Auffassung 
1  nicht  fehlen,  von  genau  denselben  Ideen  und  Stimmungen  ge- 
I  feifcet  und  beherrscht.  Hierfür  wiederum  ist  das  ganze  Werk 
I  ist  Konstituante  ein  einziger  Beleg,  ebenso  wie  die  Reden 
I  iDiP  Mitglieder  der  in  ilir  herrschenden  Persönlichkeiten  und 
■  Parkigruppen.  Es  ist  notwendig  dabei  festzustellen,  daß  diese 
P  Stimmimg  auch  schon  in  jenen  Zeiten  zutage  trat,  als  der 
pegiereode  König  noch  keinen  Anlaß  zn  Mißtrauen  gegeben, 
■1«  alles  überfloß  von  seinem  Lobe,  als  mit  wenigen  Ausnahmen 
fitjenigeu  in  ihm  den  ,, guten  König'*  par  excellenee  sehen 
Wollten,  welche  so  leidenschaftlich  für  die  Einseliränkimg,  Ja 
dit  Unterwerfung  der  staatlichen  Gewalt  eintraten.  Was  die 
Gesetze  der  Konstituante  betrifft,  so  seien  wiederum  nur  wenige 
Bemerkungen  darüber  gestattet.  Bei  der  Einführung  der  Selbst- 
^  Verwaltung  oder  vielmehr  der  Ausdehnung  der  Selbstverwaltungs- 
H  ^inrichtimgen,  welche  Ludwig  XVL  dem  Lande  schon  geschenkt 
M  jWe.  ging  man  bekanntUch  in  der  staatsfeindlichen  Riehtimg, 
r  in  der  tatsächhchen  Unabhängigmachung  der  Städte  und  der 
ÖBpartements  von  der  Zentralgewalt  über  jedes  vernünftige 
^  weit  hinaus,  so  weit,  daß  ein  Eingriff  von  seiten  der  Re- 
|i«rQQg  in  die  Departementalverwaltmig  etwa,  oder  auch  nur 
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ihre  Kontrolle,  in  der  Theorie  fast  ganz,  in  der  Praxis  ganz 
unmöglich  war.  Hatte  man  doch  den  Gremeinden  —  und  nicht 
nur  den  städtischen  —  die  unmittelbare  Verfügung  über  die 
bewaffnete  Macht  gewährt!  Wir  meinen  hier  nicht  die  selbst- 
verständliche über  ihre  eigene  Nationalgarde.  Nein,  jedes  Dorf 
durfte  die  Linientruppen,  die  ihm  gerade  erreichbar  waren,  für 
seine  Zwecke  —  der  Stabsoffizier  als  Untergebener  eines  Bauemi 

—  benutzen.  So  sehr  beraubte  man  den  Staat!  Nur  nebenbei  sei 
hier  erwähnt,  daß  unter  dem  genannten  Zug  der  Zeit  die  Städte 
ihrerseits  wieder  ihren  Bürgern  gegenüber  litten.  Eine  ähnliche 
Stellungnahme  zeigt  sich  in  geradezu  imzähligen  Fällen  in  den 
Gesetzen  der  Konstituante,  deren  oberste  Sorge  es  eben  war,  das 
Individuum  (selbst  das  verbrecherische)  gegen  jeden  staatlichen 
Zwang,  so  weit  das  nur  immer  anging,  zu  stützen  und  zu  ver- 
teidigen. Einige  einsichtige  Kritiker  der  Zeit  haben  das  auch 
schon  empfunden,  wenn  sie  auch  (selbst  jenem  naiv-individuali- 
stischen Zeitalter  innerlich  angehörend)  den  innersten  Kern 
der  Frage  nicht  so  gut  erkannten,  wie  das  dem  aus  der 
Entfernung  schauenden  Betrachter  möglich  ist.  Wenn  jene 
Kritiker  der  Konstituante  immer  wieder  vorwerfen,  sie  hätte 
die  exekutive  Gewalt  zu  schwach  ausgestattet,  so  war  das  durch- 
aus richtig,  aber  einseitig;  denn  der  Satz  hätte  auf  die  legisla- 
tive Gewalt  ausgedehnt  werden  imd  lauten  müssen:  die  Konsti- 
tuante habe  die  staatliche  Gewalt  überhaupt  zu  sehr  geschwächt. 
Wie  machtlos  war  nach  wenigen  Monaten  die  Konstituante  selbst! 
Diese  wenigen  Worte  mögen  genügen  für  das,  was  als  die  eine 
der  zwei  Gnmdrichtungen  der  Arbeit  der  Konstituante  allge- 
mein anerkannt  werden  sollte.  Wenn  man  von  der  andern, 
von  den  Bemühungen  mn  die  Gleichheit,  hier  absieht,  bildet 
diese  Grundrichtung,  der  Kampf  mn  die  Freiheit,  noch  heute  den 
vornehmsten  Ruhmestitel  der  ersten  Nationalversanmilung.  Die 
meisten  würden  nun  hinzufügen:  „imd  der  Revolution  überhaupt" 

—  denn  sie  sind  der  Ansicht,  daß  auf  der  hier  gefertigten  Grund- 
lage auch  in  den  Jahren  1793  imd  1794  weiter  gebaut  worden 
sei,  vielleicht  imter  Preisgabe  gewisser  Übertreibimgen,  vielleicht 
unter  vorübergehender  notwendiger  Aufhebimg  gewisser  Frei- 
heitsrechte —  aber  eben  doch  im  wesentlichen  weitergebaut. 
Wir  dagegen  möchten  behaupten,  daß,  umgekehrt,  die  Jahre 
1789 — 1791,  die  so  offenkundig  die  Ideen  und  Bestrebungen 
der  vorhergehenden  Generation  fortsetzten,  nicht  nur  deren  glän- 
zenden Höhepunkt  bedeuten,  sondern  auch  ihr  Ende;  daß  in 
der  Freiheitsfrage  die  Bahnen  der  Konstituante  in  den  Jahren 
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493  und  1794  dauernd  und  endgültig  verlassen  worden  sind; 

daß  damalB  —  wenn  auch  den  Mitlebenden  unbewußt  —  eine 

voHkominene   Umkehr   stattfand;    daß,    wie   das   Jahr    1789 

^rückwärts  schaut  ins  achtzehnte  Jahrhundert,  so  das  Jahr  1793 

Kironrärts  in  unsere  Zeiten;  daß  das  Jalu*  1793  einen  Einschnitt 

V  bedeutet  in  der  Geseliiehte  der  letzten  Jahrhunderte,  der  gewiß 
™  ID  seiner  Wirkung  tiefer  greifend  nnd  dauernder  gewesen  ist, 

ils  der  des  Jahres  1789.    Es  bedeutet  die,  anfangs  gewaltsame, 

Zurückfübrung    des    Menschen   zum    Staat   und    seine    Unter- 

werftmg  unter   den  Staat,  die   eine  Vollständigkeit  einninnnt, 

I      wie  sie  selbst  die  Tage  Richeheus  und  Ludwigs  XIV.  nicht  ge- 

kanDt,  wobei  freihch  den  neuen  Herrschern  einige  Maßregeln 

der  Konstituante,  die  jene  um  der  Gleichheit i)^  nicht  um  der 

HerrBcbaft  willen,  getroffen  hatte,   zugute  kamen.     Auch  hier 

ist  der  Krieg  der  fruchtbare  Schoß  des  Neuen  —  jener  so  ge- 

ftttrtieh  erscheinende  Koalitions krieg  des  Jahres  1792.     Nach 

riaigen  Monaten   unbeschreibhcher  Anarchie,   der   Agonie   der 

^  fVeiheit,  ersteht  nun  1793  wieder  eine  mächtige  und  furchtbare 

H  Zentralgewalt,  die  das  Individuum,  das  sieh  vermessen  hatte, 

V  die  Interessen  und  das  eigene  Leben  des  Staates  zu  leugnen 
p  md  ihn  den  Zwecken  des  persönUchen  Wohlergehens  unter- 
I       mordnen,   eines   besseren   belehrt  und   mit  allen  Mitteln  des 

Blutes  und  des  Schreckens  sich  wieder  imtcrordnet.    Von  dem 

Moment  an  waren  zunächst  in  Frankreich,  dann  bald  in  einer 

Reihe  anderer  führender  Staaten  des    Kontinents,   die   Zeiten 

der  Milde  und    der    Gleichgültigkeit   der   Staaten    —    die    in 

L    Frankreich  etwa  um  1715,    dann  verstärkt  von  etwa  1750  an 

■  tmaetaen  und  bis   1791   dauern,   zuletzt  ins  maßlose  gesteigert 

~   —  Toruber  und  zwar  vorüber  bis  zum  heutigen  Tage.    Wieder- 

jn      um  kann  es  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  diesen  Umschwung  in 

H  aflea  seinen  Einzelheiten  zu  schildern.    Vielmehr  sollen  wieder 

~    nur  einige  charakteristische  Momente  aus  Theorie  und   Praxis 

herausgegriffen   werden.      Was    erstere   angeht,    möchten    i^^ 

öasem    BUck    wieder    auf    die    Erklärungen    der    Menschen- 

^te  lenken,  welche  in  den  späteren  Zeiten  der  Revolution 

«ötgtanden,     Freihch  dürfen  wir  nun  selbstverständlich  nicht 

*^ftrten,   daß  aus  ihnen  alle  die  eindrucksvollen  Stellen  über 

^Freiheit,   wie    sie    das   Jahr  1789   formuliert   hatte,    ver- 

schwunden    seien!     Vollzog    sich  doch   der    angedeutete   tief- 

9ca£mde   Umschwung   in    dem   Wesen    der   Revolution   unter 

'l  Hierbei  ieigt  sich  wieder   der  ZusammenliMig   von   Oleichlieit   und 
L'Äfoeüieit. 


i 
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voUfltändiger  Aufrechterhai tting  der  bisherigen  Phraseologie  und 
fast  aller  Schlagwörter  aus  iliren  ersten  Jaliren!  So  lesen  wir 
denn  in  diesen  späteren  Menschenrechten  kaum  weniger  von 
der  Freilieit  als  in  denen  von  1789.  Und  doch  finden  wir  bei 
näherem  Zusehen  der  charakteristischen  Unterschiede  genug! 
Auf  wenige  nur  machen  wir  hier  aufmerksam.  War  1789  der 
Zweck  des  Staates  rein  individualistisch  gefaßt,  so  erscheint 
er  in  der  Erklärung  von  1793  doch  schon  zum  mindesten  zwei- 
deutig: ,,der  Zweck  der  Gesellschaft,  lesen  wir  da,  ist  le  bonheui 
commun**,  —  Scbon  in  diesem  Dokument  ferner^),  das  di€ 
radikalste  Verfassung  der  Revolution  einleitet,  fehlt,  wie  man 
mit  Staunen  feststellt,  unter  den  Menschenrechten  im  engeren 
Sinne  das  Widerstandsrecht  I  Dasselbe,  sehr  beredte,  Schweigen 
beoabachtet  mit  Bezug  üut  diesen  politischen  Eckpfeiler  des 
Jalires  1789  die  Erklärung  der  Menschenrechte  von  1795.  Hier 
ist  dann  noch  manche  bedeutsame  Weiterbildung  in  dem  an- 
gedeuteten Sinne  zu  beobachten.  Die  wichtigste  und  auffallendst« 
unter  ihnen  ist  diese^  daß  nun  —  eine  für  unsere  Begriffe  ja 
notwendige  und  selbstverständliche,  aber  nach  den  Ideen  von 
1789  durchaus  überraschende  Ergänzung!  —  neben  die  Er- 
klärung der  Rechte  eine  solche  der  Pflichten  des  MenscheE 
und  Bürgers  tritt.  Und  unter  ihnen  finden  wir  {Art,  3)  nebei] 
dem  Militärdienst  (d^fendre  la  sociöte)  ganz  aUgemein  die  Ver 
pflichtung  aufgeführt,  ,,der  Gesellschaft  zu  dienen^';  wir  finden 
diesen  Gedanken  sogar  wiederholt  (SchluJJartikel  9)  in  dei 
Fonn  „jeder  Bürger  schuldet  dem  Vaterland  seinen  Dienst*' 
wobei  noch  besonders  das  konkrete  ,,patrie"  auffällt.  Man  kanii 
sagen,  dies  sei  die  vollständige  Umkehrung  der  Ideen  von  178S 
über  das  Verhältnis  von  Mensch  und  Staat, 

Daß  die  Praxis  der  Schreckenszeit  sich  in  derselben  Rieh 
tuog  bewegte,  bedarf  kaum  der  Ausfühnnig.  Von  einer  Beteili 
gimg  am  Staate,  von  pofltischer  Freiheit  war  allen thalber 
nur  für  diejenigen  die  Rede,  welche  sich  der  herrschender 
Partei  anschlössen.  Die  Selbstverwaltung  wurde  einstweilei 
praktisch  aufgehoben,  indem  jene  immer  harten  und  oft  blut 
befleckten  Konventskommissare  in  Städten  und  Departemente 
die  Macht  an  sich  rissen  und  so  die  ganze  Verwaltung  dej 
Landes  in  der  Hand  des  Konvents  konzentrieren.  Von  Frei 
heit  der  Presse,  von  Freiheit  der  Meinunpäußerung,  vor 
Freilieit  der  Religionsübung  konnte   entfernt  keine  Rede  sein 

')  Auf  die  folgenden  Tftt«acben  habe  ich  z.  1\  schon  einmal  (Histor 
Zdtachr.  9fl  S*  168)  beiläufig  aofmcrkaam  gemacht. 


Adtiberl  W&hlf  Die  franzoebclie  Revolutioü  and  das  netmzehnte  JmhrL   L65 

&  durfte  nur  gedruckt,  gesagt,  geglaubt  und  bekannt  werden, 
was  der  Regierung  genehm  war.  Das  bedeutßaiiiste  aber 
rielleieht  wurde,  daß  diese  starke  Regierang  es  verstand,  Gut 
mi  Blut  der  Bürger  in  vorher  überhaupt  unerhörter  Weise 
m  deo  Dienst  des  kriegshedroliten  Vaterlandes  zu  stellen  — 
in  diesem  Volke,  das  vor  vier  Jahren  noch  jede  Steuer 
als  Unrecht  empfand  und  über  das  bischen  Milizdienst  zeterte. 
Xim  wurde  jedem  sein  Geld  genommen,  wurde  jeder  Taug- 
liche mit  allen  Mitteln  des  Schreckens  zum  Soldaten  ge- 
macht, der  nun  nicht,  wie  vor  1789,  zu  einigen  Tagen  MiMz- 
üboogen,  sondern  sofort  in  die  Schlacht  und  in  unzäliligen 
FSllen  in  den  Tod  gefülirt  wurde-  In  diesen  Jahren  (nach  1792, 
BJcht  schon  von  1789  an)  hat,  um  Gneisenaus  Worte')  zu 
g^bmuchen,  ,,die  Revolution  die  ganze  Nationalkraft  des  fran- 
zi^dscben  Volkes  in  Tätigkeit  gesetzt^*.  Eine  Erscheinung  von 
außerordentlicher  Größe  1  Mag  es  wabr  sein»  dafl  damals 
Frankreich  sieh  durcli  die  angewandten  Mittel  mit  Schuld  und 
I  Sdunde  bedeckte,  daß  die  Härte  und  Grausamkeit  dieser  Mittel 
tnmötig,  ja  vielfach  schädlich  war  und  noch  heute  verhängtüs- 
Voll  Dachwörkt,  so  darf  uns  das  über  die  Bedeutung  des  Geleisteten, 
&  großartige  Znsammenfassung  der  Kraft  des  Staatee  mm 
Zwecke  des  Krieges,  doch  nicht  irre  führen. 

\*on  dieser  Methode  der  Unterjochung  des  Bürgers  ist  man 
ia  deo  fünf  Jahren,  die  auf  die  Niederwerfung  der  Schreckens* 
ijemchaft  folgten,  nicht  prinzipiell  abgewichen.  Es  ist  ein  un- 
^IiätEbares  Verdienst  Albert  Vandals  für  die  ganze  Directorial- 
Alt  eödgültig  nachgewiesen  zu  haben,  daß  von  Freiheit  unter 
äir  keine  Rede  sein  konnte*).  Man  wurde  etw^as  milder  in 
dea  Mitteln,  —  so  trat  an  die  Stelle  des  Massenjustizmordes 
die  Massendeportation,  —  aber  von  einer  Geltung  der  von 
1189  an  verkündeten  freiheitlichen  Grundsätze  konnte  auch 
«ottenit  keine  Rede  sein.  Weder  konnte  das  \"olk  als  solches 
Eofluß  auf  die  Gesetzgebung  ausüben,  wie  die  fast  zur  regel- 
"öABigen  Institution  gewordenen  Staatsstreiche  beweisen;  noch 
*ir  Ton  Selbstverwaltung  eine  Rede;   gegen  die  Preßfreiheit 

')  Pertz  I  S.  302. 

•)  Die  herrschende  französische  Schule  üUersieUt  die  ganie  auf  den  obigen 
fSlilai  diu^elegte  Entwickelung  fast  völlig,  Sie  redet,  tief  unhistonacb 
[wie  fie  iBt,  von  Rückfallen  der  Schreck ena zeit  in  die  Methoden  des  Äncien 

ae,  ¥Oö  vorübergehender  Aufh ebnn g  d er  Freiheit,  dl e  dann  1 795  bis 
ITO  herrhch  regiert  habe,  um  von  dem  ^freibeitmordenden^  (liberticide) 
TyMnuen  Bonaparte  beseitigt  tn  werden. 
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wurde  fortwährend  von  der  Begierung  auf  das  schwerste  ver 
stoßen,  die  sich  auch  am  E2igentum  mehrfach  vergriff;  nad 
halb  ehrlichen  Versuchen  mit  der  Toleranz  setzte,  hier  heftiger 
dort  milder,  die  religiöse  Verfolgung  wieder  ein,  welche  vor 
der  Regierung  vielfach  mit  geradezu  abscheuUchen  Härten  odei 
Schikanen  ausgeübt  wurde. 

Im  Jahre  1793  Hegt  also  in  dieser  wichtigsten  aller  poli 
tischen  Fragen  ein  tiefer  Einschnitt.  Die  Zeiten  von  1793  bii 
1799  bedeuten  die  Umkehrung  dessen,  was  die  Jahre  1789  bü 
1791  erstrebt:  hier  Freiheit  vom  Staate,  dort  vollständige  Knecht 
Schaft  des  Individuums.  Wenn  nun  auch  zugegeben  werden 
muß,  daß  bei  dem  zweiten  Hauptgegenstand  der  Tätigkeit  dei 
Revolution,  der  Gleichheit,  die  Dinge  keineswegs  so  einfacb 
liegen,  so  hat  sich  jedenfalls  herausgestellt,  daß  die  Auffassung 
(s.  oben  S.  158),  wonach  die  französische  Revolution  in  ihren 
wichtigsten  Unternehmen  eine  einheitUche  Bewegung  war, 
welche  eben  die  Freiheit  schuf  und  förderte,  unhaltbar  ist 
Wenden  wir  dann  einmal  den  eben  gewonnenen  Gresichtspunkt 
unmittelbar  auf  das  eigentlichste  Thema  unserer  Ausfuhrungen  — 
den  Einfluß  der  Revolution  auf  das  neimzehnte  Jahrhxmder< 
—  an,  so  ergibt  sich  zunächst  hier  schon,  daß  das  Problem 
doch  erheblich  kompüzierter  ist,  als  angenommen  zu  werden 
pflegt.  So  einfach  liegen  die  Dinge  doch  nicht,  daß  die  Re- 
volution die  neue  Freilieit  gebracht  und  daß  alles,  was  ihrei 
unbeschränkten  Anwendimg  im  neunzehnten  Jahrhundert 
widerspricht  auf  das  Schuldkonto  des  Tyrannen  Napoleon 
oder  der  reaktionären  Monarchen  imd  Minister  gesetzt  wer- 
den müsse,  welche  ihn  schließUch  gestürzt  hatten.  Die  Re- 
aktion ist  im  letzten  Grunde  nicht  im  Gegensatz  zur  Re- 
volution, sondern  mitten  in  der  Revolution  geboren  worden. 
Infolge  der  Überspannimg  der  Freiheitsidee  und  durch  die 
Gefahren  des  Krieges  ist  sie  entstanden.  Die  unerhörte  Zu- 
sammenfassung der  Kräfte  des  Staates  aber,  die  sie  vorstellte, 
zwang  auf  die  Dauer  die  anderen  Staaten,  wenn  sie 
nicht  untergehen  wollten,  ihrem  Beispiele  zu  folgen, 
von  der  Lässigkeit  des  achtzehnten  Jahrhunderts  ab- 
zulassen, die  fast  alle  maßgebenden  Staaten  und  zuletzt  auch 
Preußen  ergriffen  hatte,  staatliches  Handeln  zu  erzwingen  und 
von  den  Staatsbürgern  die  größten  Opfer  an  Gut  und  Blut, 
hohe  Steuern  und  persönUchen  Militärdienst,  zu  heischen.  Welche 
Richtung  aber  ist  im  Grunde  folgenschwerer  gewesen,  die  von 
17S9— 1792,  oder  die  von  1793—1799  herrschende?  Wir  möchten 


tms  meht  unterfangen,  diese  und  die  folgenden  Fragen  zu  be- 
antirorten,  sondern  dies  dui'chaus  dem  Leser  überlassen.  Was 
bat  im  Grunde  auf  die  Art  und  Leistungen  des  Deun5!;elmten 
Jahrljimderts  stärker  eingewirkt^  daß  1789 — 1791  zu  den  schon 
rerfareiteten  Ideen  von  der  Beschränkung  der  Monarchien  nun 
noeh  ein  weithin  leuchtendes  Beispiel  kam  - —  oder,  daß  auf 
KB  wesentlich  künstlerisch-äathetisch  gerichtetes,  vom  Staate  ab- 
gewaudtes  Zeitalter  infolge  der  Wendung  von  1793  ein  im  Grunde 
p(ditigche6  folgte,  in  dem  die  Dinge  des  Staates  durchaus  im 
Vordergrund  des  Interesses  stehn?  Derm,  wenn  die  Zeiten  vor 
der  Revolution,  in  die  wir  uns  in  gewissen  Stimmungen  ebenso 
ttark  zurücksehnen  könnten,  wie  sie  in  die,  als  die  Götter 
Griechenlands  noch  die  schöne  Welt  regierten,  wenn  diese  Zeiten, 
m  denen  die  Freude  und  die  Kunst  so  recht  eigentlich  das 
Gtschift  auch  der  Tüchtigsten  waren,  in  denen  der  Staatamann, 
icf  Offizier,  der  Beamte  zugleich  der  Dichter  und  der  Forscher 
Wir  —  so  gering  waren  die  Anforderungen,  die  der  Staat  selbst 
m  seine  eigentlichen  Diener  stellte  — ,  wenn  diese  Zeiten  so 
wthenweit  verschieden  sind  von  den  imsrigen,  so  liegt  der  vor- 
nehmste Grund  für  diese  Erscheinung  in  den  Taten  und  Lei- 
togen  der  französischen  Männer  von  1793  und  1794.  Oder, 
ton  emer  andern  Seite,  in  anderer  Beleuchtung  gesehen,  ihr  Ver- 
rtieüst  ist  es,  wenn  an  die  Stelle  eines  im  Grunde  weichlichen, 
ja  man  möchte  sagen  weibischen  Zeitalters,  ein  hartes,  starkes 
ond  männliches  trat  und  an  die  Stelle  eines  vielfach  spielenden 
fiiü  fftchmännisches.  Was,  fragen  wir  weiter,  hat  tiefer  und  nach- 
W%r  auf  das  neue  Jahrhundert  eingewirkt,  daß  die  Männer 
^  1789  den  allgemeinen  Frieden  im  Munde  führten  und  die 
Verbrüderung  der  ^"ölker  verkündeten,  oder  daß  die  Männer 
^^  1792  —  gleichgültig  unter  welchen  Phrasen  —  den  Welt- 
Weg  von  23  Jahren  tatsächlich  entfesselten?  Auch  der  fol- 
?widen  Frage  dürfte  die  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden : 
Was  hat  im  Grunde  den  Charakter  der  Völker,  als  Ganges  be- 
Eiltet,  allmälilich  tiefgreifender  umgestaltet:  die  Aufhebung 
fe  mehr  oder  weniger  unbedeutenden  Reste  von  Unfreiheit  und 
Hörigkeit  auf  dem  Lande  —  also  eine  EntT^ickelung  im  Sinne  der 
Freiheit  —  oder  aber  die  Einführung  und  allmähliche  Durch- 
Mtamg  der  allgemeinen  Dienstpflicht  aller  Schichten  der  Be- 
völkerung—  also  eine  Entwiekelung  im  Sinne  der  Gebimdenheit? 
VnA  weiter:  was  hat  nachhaltiger  eingewirkt,  daß  1789  mid 
nW)  Grundsätze  und  Gesetze  über  die  freie  Meinungsäußerung 
verkündigt  wurden,   welche  den  Ziveck  hatten,    die  unerhörte 
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Freiheit  der  Kritik,  wie  sie  wenigstens  in  Frankreich  schon  vor 
1789  bestand,  noch  weiter  auszudehnen  —  oder  daß  von  1793 
an  der  Staat  anfing,  mit  den  letzten  und  furchtbarsten  Strafen 
den  zu  belegen,  der  Äußerungen  tat,  welche  an  eine  Kritik 
der  Regierung  nur  anzuklingen  brauchten?  Gewiß  wurde  die 
Härte  dieser  Strafen  nach  1794  imd  vor  allem  nach  1815  wieder 
gemildert.  Allein  die  Freiheit  in  diesem  Punkte,  wie  sie  vor 
1789  geherrscht,  sie  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  wieder- 
gekehrt! Und  schließUch,  was  wiegt  schwerer,  daß  sich  über 
die  oft  erwähnte  Reaktion  von  1793/94  hinüber  einige  der 
freiheitlichen  Gedanken  imd  Schöpfungen  von  1789  und  vor- 
her gerettet  haben,  oder  vielmehr,  daß  sie  wieder  erneuert 
worden  sind,  wie  z.  B.  die  Volksvertretung,  oder  daß  inmitten 
freiheitlicher  Institutionen  die  wahrhaft  freien  Menschen  gegen- 
über der  ileit  vor  1789  in  traurigem  Maße  zurückgetreten  sind? 
Denn,  daß  diese  Institutionen,  so  wertvoll  sie  gewesen,  nicht 
alles  das  Unermeßliche  gehalten,  das  man  von  ihnen  erhofft, 
wer  wollte  das  verkennen*)?  Auf  der  anderen  Seite,  daß  die 
in  Anschauungen,  in  Lebensfühnmg,  in  Txm  und  Lassen,  in 
Dichten  und  Denken  wirldich  freien,  selbständigen  und  mutigen 
Menschen  gegenüber  den  Zeiten  vor  der  Revolution  gelinde 
ausgedrückt  sehr  viel  weniger  zahlreich  sind  —  wer  dürfte 
diesem  Satze  iiidersprechen?  Sollte  doch  der,  der  sich  in 
unseren  Zeiten  nicht  in  jeder  Beziehung  wohl  fühlt,  statt  in 
•den  Chor  derer  einzustimmen,  die  nach  Änderung  der  Insti- 
tutionen schreien,  Heber  nach  mehr  freien  imd  imgleichen 
Menschen,  nach  Individuaütäten,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  ver- 
langen !  Diese  Wandlimg  in  den  Charakteren  nun  hängt  un- 
zweifelliaft  —  so  viel  darf  man  bei  aller  Vorsicht  behaupten*) 
—  mit  jener  Wiederherstellung  der  staatUchen  Gewalt,  wie  sie 
in  Frankreich  1793/1794  gelang,  und  in  anderen  Ländern  in 
notwendiger  Nachahmung  Frankreichs  herbeigeführt  werden 
mußte,  auf  das  engste  zusammen. 

Weiter  kompliziert  wird  das  Problem  der  Einwirkung 
der  französischen  Revolution  auf  das  neunzehnte  Jahrhundert 
durch  die  Taten  Napoleons.     Freilich  die  übüche  Auffassung 

0  Mail  vgl.  II.  a.  Jellinek,  Verfassungsänderung  und  Verfassungs- 
wandlung, und  die  dort  angeführte  Literatur. 

*)  Daß  auf  diesem  Gebiet  große  Vorsicht  geboten  ist,  versteht  sich  von 
selbst.  Ein  gutes  Beispiel  dafür,  daß  eine  staatlose  Kultur  nicht  immer 
eine  Fülle  von  selbständigen  Charakteren  hervorbringt,  bieten  die  Ver- 
einigten Staaten. 


Adtilbert  Wahl,  Die  £nuiz&ilsehe  EeTolution  und  daa  neimzelinte  Jahrb.  169* 


¥ 


N 
^ 


macht  sieh  die  Sache  recht  leicht.  Für  sie  ist  er  derjenige, 
der  die  ,, Anarchie'*  beseitigt^  also  einig©  Auswüchse  der 
Revolution,  im  übrigen  aber  ihr  „Erbe  und  VoUender"  und 
vor  allem  der  Verbreiter  der  Ideen  von  1789  auf  andere 
Länder  Europas »  wie  Deut-schland  imd  Itahen.  Eine  Auf- 
fassung, an  der  doch  das  meiste  schief  oder  gar  falsch  ist. 
Napoleon  ist  in  seiner  starken  Beherrschung  Frankreichs  in  der 
Tat  der  unendlich  größere  und  erfolgreichere  Fortsetzer  der  von 
seinen  unmittelbaren  Vorgängern  in  der  Regierung  des  Landes 
vertretenen  Tendemten,  also  gewiß  der  Erbe  und  Voll- 
ender der  Revolution,  aber  der  Revolution  von 
1793  und  1794,  nicht  der  von  1789.  Wie  haben  sich 
denH  die  großen  Freiheitsrechte  und  die  damit  ^usammen- 
bängenden  Ideen  und  Gesetze  unter  ihm  gestaltet?  Daß  die  poli* 
tische  Freiheit  im  engeren  Sinne,  d.  h.  der  Anteil  des  Volkes 
an  der  Regierung,  unter  ihm  ebenso  sehr  wie  von  1792 — 1799 
nur  Schein  war,  dürfte  allgemein  anerkannt  sein.  Der  Unter- 
schied ist  nur  der^  daß  er  dieses  Resultat  im  wesenthchen 
durch  die  ingeniösen  Einrichtungen  seiner  Verfassungen,  auch 
durch  die  überragende  Größe  und  Furchtbarkeit  seiner  Persön- 
Ucbkeit  erreichte  und  weit  seltener  als  seine  Vorgänger  zu 
dem  brutalen  Mittel  des  Staatsstreiches  zu  greifen  brauchte^ 
Alinlich  war  seine  Wirkung  auf  einem  andern  Gebiete  von 
kapitaler  Bedeutung,  dem  der  Selbstverwaltung-  Daß  diese 
durch  ilie  Maßnahmen  des  Kouvents  de  facto  ganz  und  gar  auf- 
gehoben wm*de,  ist  oben  dargelegt  worden.  Eine  der  ersten 
gesetzgeberischen  Handlungen  des  ersten  Konsuls  war  es  be* 
kannthcb,  daß  er  sie  auch  de  iure  begrub.  Wie  vor  1787  der 
Intendant  als  Alleinherrscher  an  der  Spitze  der  Generahtät 
gestanden  hatte,  so  ist  seit  Februar  1800  bis  auf  den  heutigen 
Tag  der  Präfekt  der  Alleinlierrscher  des  Departements  ^  nur  ein 
noch  viel  absoluterer  Monarch  als  jener  es  war.  Daß  die  freie 
Meinungsäußerung  unter  Napoleon  genau  wie  von  1792 — 1799 
nur  ein  Wort  war,  im  Gegensatz  zu  den  Idealen  von  1789, 
ist  nur  zu  wohl  bekannt,  ebenso  wie,  daß  die  Verbannungen  und 
sonstigen  Bestrafungen  auf  administrativem  Wege  und  die 
Verurteilungen  durch  Ausnahmegerichte  an  der  Tagesordnung 
waren.  Auf  aheu  diesen  wichtigsten  zur  Freiheitsfrage  gehören- 
den Gebieten,  auf  denen  die  Jahre  von  1789 — 1791  ihr  Bedeu* 
tendstes  überhaupt  geschaffen  hatten,  ist  Napoleon  schlechter- 
dings nicht  anders  aufzufassen,  denn  als  der  Vernichter  — 
der  Beendiger  der  Revolution,  nicht  ihr  Vollender! 
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Komplizierter  liegen  die  Dinge  auf  dem  religiösen  Gebiet; 
auf  diesem  ist  das  Verhältnis  Napoleons  zur  Revolution  nicht 
auf  eine  so  einfache  Formel  zu  bringen,  wie  bei  den  eher 
berülirten  Gegenständen.  Er  führte  zunächst  bekanntlich  un 
gefähr  die  nämUchen  kirchenpoUtischen  Verhältnisse  wiedei 
ein,  wie  sie  im  alten  Frankreich  bestanden;  er  machte  voi 
allem  die  auf  der  Freiheitsidee  beruhende  fast  vollkommen 
Loslösung  der  französischen  Kirche  von  Rom,  wie  sie  die  Kon 
stituante  vorgenommen,  wieder  rückgängig,  und  stellte  die  alti 
Verbindung  wieder  her.  Femer  suchte  er  die  katholisch« 
Kirche  in  doch  noch  weit  strengerer  Abhängigkeit  zu  halten 
als  es  die  alte  Monarchie  getan.  Zeigte  er  in  dieser  Hinsich 
wieder,  wie  so  oft,  seine  Gleichgültigkeit  der  Freiheitsidee  gegen 
über,  so  bedeutet  umgekehrt  seine  Regierung  einen  wirklichei 
Fortschritt  in  der  Richtung  der  Freiheit  *)  der  Revolution  gegen 
über,  indem  unter  ihm  bekanntlich  die  religiösen  Verfolgungei 
allmählich  aufhörten,  ja  in  einem  Punkte  ausnahmsweise  soga 
dem  alten  Frankreich  gegenüber,  indem  den  Nichtkatholikei 
nunmehr  eine  —  freilich  streng  beaufsichtigte  —  Freiheit  de 
Kults  eingeräumt  wurde.  Was  schließlich  die  Idee  der  Frei 
heit  der  Erziehung  vom  kirchlichen  Einfluß  betrifft,  so  is 
Napoleon  darin  der  Wirkimg,  wenn  auch  nicht  der  Absicht 
nach  fast  ausschließlich  reaktionär.  Diejenigen  Erziehungs 
anstalten  femer,  die  nicht  der  Kirche  ausgeUefert  sind,  werdei 
vom  Staate  in  vollkommenster  Abhängigkeit  gehalten,  und  ei 
ist  eine  noch  ungelöste  Frage,  welche  Unfreiheit  die  härten 
war,  die  welche  die  Kirche  oder  die  welche  der  damalige  Staa 
also  dem  Geiste  auferlegte.  Sicher  ist  nur  das  eine,  daß  di« 
kirchliche  Erziehung  vor  der  Revolution  eine  sehr  viel  freien 
war,  als  die  kirchliche  und  die  staatliche  unter  Napoleon. 

Auf  dem  Gebiet  der  Wirtschaft  wieder  ist  Napoleon  in 
wesentlichen  der  Fortsetzer  der  späteren  Jahre  der  Revolution 
Unter  Aufrechterhaltung  eines  Teiles  nur  der  Gewerbefreiheit 

—  eine  Art  von  zünftlerischem  Regime  wurde  wieder  eingefülu: 

—  wurden  die  übrigen  Ideale  der  wirtschaftliclien  Freiheit  bekannt 
lieh  preisgegeben.  —  Uneingescliränkt  aufrechterhalten  wurd 
von  den  größeren  freiheitlichen  Errungenschaften  der  erstei 
Jalire  der  Revolution  nur  einiges  auf  dem  Gebiet  des  Zivil 
rechts,  vor  allem  blieben  die  Reste  der  Hörigkeit,   blieben  di< 


*)    Herbeigeführt    freilich    nicht    um    der    Freiheit,    sondern    um    de 
Friedens  willen. 
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ouaWösbaren  Abgaben  des  Grund  und  Bodens  und  ähnliches 
mehr  beseitigt. 

Wenden  wir  unsem  BHck  nunmehr  einen  Augenblick  auf 
die  preite  der  beiden  großen  Fragen,  welche  die  Revolution 
beschäftigten,  die  Gleichheitsfrage.  Hier  zeigt  sich  ein 
wesentlich  imderea  Bild,  In  bezug  auf  eie  wurde  im  Verlauf 
der  Revolution  und  unter  Napoleon  doch  weit  mehr  von  dem 
behauptet,  was  der  Idealismus  der  ersten  Wochen  erstrebt«. 
Zwar  war  in  den  Jaliren  von  1792 — 1799  von  einer  wirklichen 
DufcbsetÄUng  des  Gleichheitsgedankens  in  dem  Sinne,  daß  der 
eioe  Bürger  im  Staataleben  dieselbe  Bedeutung  gehabt  hätte,  wie 
der  andere,  auch  entfernt  keine  Rede,  Vielmehr  zerfiel  das 
Volk  in  zwei  TeUe,  einen  regiertmgsfreundKchen  und  einen  regie- 
ruDgsfeindliclien,  von  denen  der  letztere  (eben  infolge  der  Miß- 
achtung aller  Freiheiteideen},  in  ecblimmerer  Lage  als  der  der 
Rechtlosigkeit,  von  einem  gleichen  Anteil  am  Staate  nicht  ein- 
mal träumen  konnte.  Immerhin  blieb  die  Aufhebung  der  Pri- 
vilegien bestehen,  femer,  in  der  Theorie,  die  gleiche  ZugMng- 
lichkeit  aller  Ämter  und  Stellen  für  alle,  schUeßHch  wurde 
Wenigstens  einmal  (zum  Konvent)  nach  allgemeinem  und  gleichem 
^^ähirecht  —  der  Form  nach  —  gewählt.  Von  der  Gleicliheit 
bat  auch  Na[x>leon  erheblich  mehr  aufrechterhalten,  als  von 
der  Freiheit,  Gerade  zwei  der  eben  schon  erwähnten  Gegen- 
^de,  der  erstere  von  unabsehbarer  Wichtigkeit,  die  gleiche 
Zjig&ügüchkeit  der  Ämter  und  Stellen,  selbst  der  höchsten 
tjrcUiehen  Stelleu,  und  die  Aufhebung  aller  Privilegien,  ver- 
dienen besondere  Erwähnung.  Die  im  engeren  Sinne  politische 
Gkicliheit  selbst  durch  seine  Scheinverfassungen  einzuführen, 
^  er  eich  dagegen  bekanntlich  nicht  entschlossen. 

Nach  diesen  Betrachtungen  dürfte  es  möglich  sein,  eine 
^twag  korrektere  Formulierung  des  Verhältnisses  Napoleons  zur 
*^^o]ution  zu  geben,  als  die  landläufige,  wonach  er  „die  Er- 
•^tigetiBchaften  der  Revolution  (worunter  man  immer  die  Frei- 
st und  Gleichheit  versteht)  auf  das  übrige  Europa  ausdehnte" 
^*der auszudehnen  zwang.  Er  hat  vielmeljr  zunächst  in  der  wichtig- 
^ß  Frage,  der  Freiheitsfrage,  im  wesentlichen  das  umgekehrte 
^OQ  dem  getan,  was  die  Jahre  1789 — 1791  erstrebten.  Er  ver- 
yf^itete  den  —  gegenüber  den  Zeiten  vor  1789  oder  gar  den 
'^^mn  1789 — 1791  —  unermeßlich  gestärkten,  den  streng 
^ßtmlisierten>  hart  und  gebieterisch  seine  Ziele,  ohne  Rücksicht 
^^tlas  Wohlergehen,  den  Reichtum,  das  lieben  der  Untertanen 
^^erfolgenden  Staat,  wie  ihn  schon  die  Sehreckenszeit  geschaffen 
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(wie  er  ja  in  seinen  RegierungsmeÜioden  den  Schreckensman 
nie  ganz  abgestreift  hat).  Diese  bedeutende  nnd  zukunftschwei 
Tatsache  verbarg  er  vor  den  Völkern,  soweit  es  ging,  einerseti 
durch  die  Scheinverfassungen,  durch  die  er  die  von  ihm  eing 
richteten  Despotismen  verbrämte,  suchte  er  annehmbar  zu  madie 
andererseits,  indem  er  einige  wenige  freiheitliche  Rechte  vo 
1789  (im  wesentlichen  die  Aufhebung  der  Hörigkeit),  vor  allei 
aber  einen  Teil  von  dem  einführte,  was  man  damals  unt« 
„Gleicheit**  verstand,  vornehmlich  die  Einführung  der  Recht 
gleichheit  auf  bürgerUchem  Gebiet  und  die  freie  Zugänglichke 
aller  Ämter  für  alle.  Er  gab,  wenn  ein  Bild  gestattet  ist,  de 
wehrlos  und  schwach  gewordenen  Staaten,  die  sich  hatten  übe 
reden  lassen,  daß  sie  auch  ohne  Schwert  imd  Schild  sieb- 
seien, eine  neue  und  furchtbare  Rüstung,  an  die  er  freiUch  e: 
paar  Fetzen  und  Lappen  von  dem  Freiheitsmantel  von  17S 
gehängt  hatte,  um  den  grausamen  Glanz  des  Eisens  zu  verhülle 

Nachdem  wir  versucht  haben,  festzustellen,  was  Napolec 
so  für  das  innere  Leben  seines  Landes  imd  das  derjenigi 
Länder,  in  die  er  immittelbar  oder  mittelbar  eingriff,  bedeutete 
verlohnt  es  sich  noch  folgende  Unterscheidung  zu  machen.  Wi 
er  in  der  Freiheitsfrage  brachte  —  vor  allem  die  Aufheboc 
der  Hörigkeit  und  die  teilweise  Gewerbefreiheit  —  kam  i 
wesentlichen  den  unteren  Schichten  der  Bevölkerung  zugai 
(ebenso  wie  das  meiste  in  der  Gleichheitsfrage);  was  er  in  d< 
Freiheitsfrage  als  Fortsetzer  der  späteren  Zeiten  der  Revolutic 
(1793—1799)  nahm,  gegenüber  den  Schöpfungen  von  1789,  ab< 
auch  gegenüber  den  Zeiten  des  Individualismus  vor  1789,  raub 
er  im  wesentUchen  den  höchstgebildeten  Ständen,  denen  « 
nicht  nur  die  „Freiheiten"  zerbrach,  sondern  —  er  imd  d 
dem  seinen  nachgebildeten  Staaten  —  auch  die  innere  Freihc 
in  weitgehendem  Maße  raubte  oder  an  der  Wurzel  vergiftet 
Wer  zu  einem  Werturteil  darüber  vordringen  wollte,  was  d 
französische  Revolution  und  Napoleon  schließhch  für  die  Freihc 
getan  und  was  sie  an  ihr  gesündigt,  der  müßte  abwäge 
zwischen  dem  Gewinn  einer,  soweit  das  noch  nötig  war,  äußerli< 
und  rechtlich  befreiten  untersten  Schicht  der  Bevölkerung  m 
dem  Verlust  einer  Fülle  von  innerer  Freiheit  im  Adel,  Ellen] 
in  der  Beamtenschaft  und  im  höheren  Bürgertum. 

Von  1815 — 1870  fanden  sich  in  Frankreich  milde 
Herrscher    als    1793 — 1815,    die    auch   etwas   von    poUtisch 

*)  Von  seinen  Wirkungen  als  „Vereinfacher  der  politischen  Geographi 
sehen  wir  hier  ab,  da  sie  durchaus  auf  seiner  auswärtigen  Politik  beruhe 
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Freiheit  wieder  einführten.  Es  gelang  melirfach,  diese  zu  über- 
rumpeln und  zu  stürzen.  Es  könnte  scheinen  j  daß  sich  damit 
die  Vorgänge  von  1789—1793  wiederholt  hätten  und  daß 
hnih  diese  Tatsache  die  obigen  Gedanken  über  die  Stäi'kung  der 
StMtsgewalt  seit  1793  ohne  weiterea  widerlegt  bürden.  Wer  sa 
Äifumentierte,  der  haftete  n,  u.  A.  durchaus  an  der  Ober- 
flache.  1789  wurde  der  ganze  Staat  zertrümmert  und  die  Staat- 
liehe  Gewalt  selbst  zersU^^rt.  1830,  1848,  1870  wurde  lediglich 
der  Herrscher  verjagt  oder  abgetan,  die  Struktur  des  Staates  blieb 
unangetastet»  wie  sie  die  Jahre  1793 — 1815  geschaffen,  der 
Bürger  der  nämlichen  TjTannei  und  Vielregiererei  derselben 
Behörden  und  Beamten  ausgehefert  und  keine  dieser  Revo- 
lutioßen  bedeutete  aucli  nur  einen  Ansatz  zu  einer  gesetzlichen 
Befreiung  des  Bürgers  von  der  Allgewalt  des  Staates  oder  von 
tdner  Wiederkehr  der  tatsächlichen  Freiheit,  wie  sie  vor  1789 
geherrBcht, 

Noch  fügen  wir»  gleichsam  anhangsweise,  diesen  Gedanken- 
gliig^n  einige  Sätze  hinzu.  Selbstverständlich  darf  das  obige 
oicht  in  dem  Sinne  mißverstanden  werden,  als  ob  die  Ande- 
nmg  der  Charaktere,  welche  wir  seit  dem  achtzehnten  Jahr- 
linndert  beobachten  \md  welche  —  zum  Teil  —  auf  der  Wieder- 
emchtung  einer  starken  Staatsgewalt  beruht,  nun  plötzlich  oder 
ftber  überall  gleichmäßig  eingetreten  wäre.  Ferner  folgt  aus 
fe  willigen  äußeren,  fast  grenzenlosen,  vielfach  würdelosen 
Untemrdnung  unter  den  Staat,  die  wir  trotz  allen  Reden  an 
list  allen  Bürgern  ausnahmslos  beobachten,  die  ja  bei  uns  und 
^  allem  in  Italien  und  Frankreich  so  weit  geht,  daß  der  W^ert 
äc«  Mannes  im  allgemeinen  nach  der  Etikette  beurteilt  zu 
werden  pflegt,  die  der  Staat  ihm  aufklebt,  noch  nicht,  daß 
Ißen  eine  wahrhaft  staatHche  Gesinnung  innewohne,  daß  sie 
*^h  in  denjenigen  Punkten  zugunsten  des  Staates  und  des 
Volbganzen  handeln,  in  denen  sie  nicht  gezwungen,  gemaßregelt 
o<fer  al>ergangen  werden  können.  In  der  Gesinnung  ist  vielfach 
'Jet  ödest«  InJividuaÜsmus,  genau  wie  im  achtzehnten  Jahr- 
Wflert,  verbreitet  und  er  muß  noch  immer  als  ein  gefähr- 
lieher  Feind  betrachtet  werden.  Das  wichtigste  und  verhängnis- 
vollste Beispiel  ist  jene  finstere  Erscheinung,  die,  ebenfalls  aus 
<fetti  Frankreich  des  achtzehnten  Jahrhunderts  übernommen,  im 
^letttiiehnten  ihren  Siegeszug  angetreten  hat:  wir  meinen  die 
freiwillige  Beschränkung  der  Kinderzahl,  jenen  feigen  Selbst- 
Word  der  Völker  aus  Bequemlichkeit,  an  dem  Frankreich  wahr* 
«^lieinlich  EUgrunde  gehen  wird   und  der  auch  die  Zukunfts- 
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aussiebten    unseres   Volkes    —    sonst   so   freundliche   —  ve^ 
düstert. 

Das  oben  von  den  fübrenden  Staaten  des  Kontinents  Ge- 
sagte gilt  für  England  nicbt.  Wenn  die  falsebe  Stellung  der 
Frage:  „ist  der  einzelne  Menseb  alles  oder  ist  der  Staat  alles?**, 
die  bald  so,  bald  so  beantwortet  wurde,  vor  allem  Frankreich 
verheert  hat,  so  daß  nach  dem  Worte  Taines  dort  weder 
Achtung  vor  dem  Individuum  noch  Achtung  vor  dem  Staate 
zu  finden  ist  —  weder  kann  der  Staat  dem  Bürger  seine 
Bedrohung  von  1789,  noch  der  Bürger  dem  Staat  seine  Unte^ 
werfung  von  1793  verzeihen,  —  so  ist  das  von  der  Revolution 
verschonte  Inselreich  von  diesen  sich  ablösenden  Alternativen 
befreit  xmd  der  uralte  xmd  ehrwürdige  Gedanke,  daß  die  wohl- 
verstandenen Interessen  von  Staat  und  Bürger  im  Grunde  identisdi 
sind,  lebendig  geblieben.  Dort  enthält  sich  der  Staat  noch 
immer  aller  nicht  im  strengsten  Sinne  notwendigen  Eingriffe 
in  die  Sphäre  des  Individuums;  doch  bringt  umgekehrt  der 
Bürger,  ohne  Zwang  zu  empfinden,  wie  von  selbst  die  dem 
Staate  notwendigen  Opfer;  die  Kultur  ist  unendlich  viel  weniger 
rein  staatlich,  als  etwa  in  Frankreich.  Dort  verschlingt  noch 
nicht  in  dem  Grade  wie  bei  ims  der  staatUche  Beruf  allein  die 
beste  Kraft  des  Menschen;  dort  finden  wir  noch,  wie  im  acht- 
zehnten Jahrhundert  allenthalben,  wie  den  GeistUchen,  der  her- 
vorragender Jurist,  Philolog  oder  Dichter  ist,  so  den  Staatsmann, 
den  Offizier,  der  Philosoph,  Philolog,  literaturkenner  ist;  dort 
denkt  kein  Mensch  auch  nur  entfernt  daran,  den  Wert  des  Mannes 
nach  der  Stellung  zu  beurteilen,  die  der  Staat  ihm  einräumt, 
oder  nach  dem  Range,  den  er  ihm  verleiht.  Dort  finden  wir 
noch  immer  eine  größere  Mannigfaltigkeit  der  Charaktere  und 
freiere  Selbsttätigkeit  auf  den  verschiedensten  Gebieten.  Frei- 
Uch  wirkt  dazu  die  glückhche  Lage  der  Insel  auf  das  stärkste 
mit,  welche  z.  B.  die  allgemeine  Dienstpflicht  bis  auf  den 
heutigen  Tag  nicht  als  unbedingt  erforderHch  erscheinen  läßt. 

U. 

Ergibt  sich  so  aus  der  oben  versuchten  Zerlegung  der  Zeit 
der  Revolution,  wie  uns  dünkt,  ein  neuer  Gesichtspimkt  für 
die  Betrachtung  ihrer  Einwirkung  auf  das  neunzehnte  Jahr- 
hundert, so  dürfen  noch  zwei  weitere  nicht  vernachlässigt 
werden.  Der  eine  davon  ist  allbekannt  und  oft  angewandt  und 
braucht  deswegen  hier  nur  angedeutet  zu  werden :  daß  nämlich 
mehrere    der    bedeutendsten   Wirkungen    der    Revolution    in 
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3er Tat')  eine  bewußte  Reaktion  gegen  die  Geistesverfassungen 
tedeuten,   welche   in   der  Revolution   siegreich    waren:   so   die 
H^edererweckung  der  positiven  Religion  als  Gegensatz  gegen 
'fe  FeindBcliaft  ihr  gegenüber;   so  das  historische  Denken  als 
ßöckijclilag  gegen  die  Lengnung  der  Bedeutung  des  Gewordenen. 
Etwas  länger  möge  bei  einem  dritten  Gesichtspunkt  ver- 
galt werden,  der  bei  der  Betrachtung  des  Einflusses  der  fran- 
«öäsc'hen  Revolution  auf  das  ärgst«  vernacidässigt  zu  werden 
pflegt.    Mtin  hat  sich  daran  gewöhnt^  alle  die  Ideen  und  Be- 
«trebungen,  welche  schon  Generationen  lang  vor  der  Revolution 
die  Kopfe   und  Herzen   der   besten  Männer  in  den  fülirenden 
lAndem  Europas  erfüllten   und  bewegten,   ohne  weiteres  der 
Hcrokition  zugute  zu  sehreiben  und  als  ,Jdeen  von  1789^*  zu 
pffiisen.      Dem   gegenüber   ist   zunächBi   festzustellen,  ^  dem 
Keüner  jener  Zeiten  sagt  man  damit  wolil  nichts  Neues  — ,  daß 
t€  ,, Ideen  von  1789*'  gar  nicht  gibt  in  dem  Sinne  von  Ideen, 
T^'elche  damals   entstanden   seien.     Es   sollte   also   damit  ohne 
Weiteres  klar  sein,  daß  man  vorsichtig  2u  Werke  gehen  muß, 
«ach  wenn  man  von  dem  Einfluß  der  Revolution  redet.     Hat 
tuaa    in    diesem   oder   jenem    Falle    nicht   vielleicht   ein   ein- 
Caehes  Fortwirken  vorrevolutionärer  Ideen  vor  sieh,  der  Ideen 
Smiths  etwa  oder  der  Josephs  IL  oder  aber  der  Männer  der 
Hdorm  unter  Ludwig  X\^.?     Hat  man  also  nicht  in  diesem 
oder  jenem  Falle  fälsclihch  von  einem  Einfluß  der  Revolution 
geödet?  Bei  aller  Schmerigkeit  der  Beantwortung  dieser  Fragen 
^1  ach  doch  wohl  bei  genügender  Vorsicht  fester  Boden  ge- 
winnen.   Es  ißt  selbstverstitndlich,  daß  in  den  meisten  Fällen,  in 
^nm  die  Revolution  in  eindrucksvoller  Weise  vorrevolutionären 
Umn  Leben  und  Form  gegeben  hat,  es  ihr  Beispiel  war,  das  auf 
4e  Nachwelt  gewirkt  hat  weit  über  die  Worte  der  Scliriftsteller 
^  Pliilanthropen  hinaus.    Sicher  auch,  daß  ilire  knappen  For- 
fQidierungen  in  den  Menschenrechten  wirkungsvoller  waren,  als 
<ii^  Deduktionen  der  Vorgänger.    Ferner  ist  folgendes  zu  berück- 
siditigen:  wo  die  vorrevolutionären  Ideen  durch  ihre  Hinüber- 
fültruug  in   das  politische  Leben  w^ährend  der  Revolution,   in 
<Jie  Praadö,    modifiziert,    gebrochen,    ausgedehnt    oder    einge- 
•chraukt  werden  mußten  oder  w^urdeu,   wird  man  selten  mehr 
«in  reines  Weiterwirken  der  vorrevolutionären  Ideen  unter  Aus- 
JcWtnng  der  Revolution  annehmen  können.    So  wird  kein  Ein- 
iKbdfer,  so  groß  die  Versuchung  dazu  aucli  sein  mag,  bei  den 

*)  Von   deti  oben  benilirten  Ericheinungon  wird  diea,   wie  wir  gexei(?t 
"t  Uca  glauben,  irrtümlich  behauptet. 
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nach  1815  wieder  ehrlich  unternommenen  Versuchen  mit  der 
Beschränkimg  der  Monarchien  die  Bedeutung  des  Beispiels  der 
ersten  Jahre  der  Revolution  leugnen  wollen.    Es  ist  zwar  auf 
der  einen  Seite  sicher,   daß  die  Ideen  von  der  Beschränkung 
der  Monarchien  schon  vor  der  Revolution  weit  verbreitet  waren, 
und   daß    sich   einige    Fürsten    schon    mit    ihnen    befreundet 
hatten,  vomehmhch  Leopold  von  Toskana,  der  spätere  Kaiser*), 
der  in  den  Jahren  vor  der  Revolution  sich  mit  Projekten  be- 
schäftigte,  die   eine   Beschränkung   seiner  Monarchie  in  aller 
Form  bedeutet  hätten.    Es  kann  mit  voller  Sicherheit  behauptet 
werden,   daß   auch   ohne   die  Revolution  die  Staaten  Europas 
sich  mit  dieser  poUtischen  Zukunftsidee  auf  das  energischste 
hätten   auseinandersetzen  müssen,    daß   sie   in   vielen  Staaten 
siegreich  durchgedrungen  wären.     Femer  ist  es  ebenso  sicher, 
daß  die  wahnsinnigen  Übertreibungen  der  Konstituante  bei  der 
Verfertigung  ihrer  Verfassung,   welche  die  königliche  Gewalt 
nicht  nur  beschränkte,  sondern  nahezu  vernichtete,  daß  alle  die 
Übeln  Folgen  dieser  Erscheinung,  darunter  der  Königsmord,  beiden 
Regierungen,  wie  bei  allen  gemäßigt  Denkenden  abschreckend 
und  also  retardierend  für  diese  Idee  gewirkt  haben  müssen.  Leidit 
könnte  man  hieraus  den  Schluß  ziehen,  daß  die  Einführung  dff 
Verfassungen  nach  1815  mit  dem  Beispiel  der  Konstituante  gar 
nichts  zu  tun  habe,  daß  sie  ledighch  auf  den  vorrevolutionären 
Ideen  beruhe,   ja,   daß  sie  nicht  wegen,  sondern  trotz  der  Ee- 
volution   erfolgt  sei.     Dabei   würde   man   aber  nach  imserer 
Ansicht  sehr  schwer  irren,     Grerade  hier  gilt  das  Wort,  daB 
Taten  (auf  die  Massen)  mehr  als  Bücher  wirken.    Auf  die  radi- 
kalen Massen,    die  Gebildeten,  wie  die  Ungebildeten,  machte 
die  von  mächtiger  Reklame  begleitete  Art  und  Weise,  wie  hier 
eine  tausendjährige  Monarchie  zu  Boden  geworfen  wurde,  den 
gewaltigsten  Eindruck.  Die  Tat,  welche  die  Gemäßigten  schreckte, 
rief  zur  Nachahmung  auf;  gerade  das  Groteske,  daß  der  milde 
und  gütige  König,  der  mit  vollen  Händen  weggeschenkt  hatte, 
vernichtet  und  getötet  wurde,  entfaltete  werbende  Kraft.  Mancher 
Gemäßigte  schließlich  wurde  durch  einen  auch  heute  noch  nicht 
beseitigten  Irrtum  gewonnen,  den  nämhch,  daß  die  ungeheuer- 
liche Machtsteigerung,  die  Frankreich  nach  wenigen  Jahren  der 
Revolution  erfuhr,  in  irgendwelcher  geheimnisvollen  Weise  auf 
die  Schwächung  seiner  Zentralgewalt  und  Monarchie  zurückzu- 
führen sei,  wie  sie  die  Verfassung  von  1791  darstellte,  während 

0   S.  darüber  vor  allem  Zimmermann,   Das  Verfassungsprojekt   des 
Großherzogs  Peter  Leopold  von  Toskana,  Heidelberg  1901. 
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ID  Wirklichkeit  uingekehrt  auf  die  Herstellung  einer  über- 
starken,    fast   gäözlich    unbeechränkten    Zentralgewalt   — 
ensherrschaft,    Direktorium,    Napoleon    —    zurückging, 
diese  Elemente  nun  setzten,   entgegen  den  retardierenden 
lenten,   die  Beschränkimg  der  Monarctiien  nach  1815   all- 
ich  dureh.    Alinliches  gilt  auf  mehreren  anderen  Gebieten. 
wo   die  Revolution   selbst  die   Bahnen   von  1789—1791 
endgültig  verHeß,  begannen  trotzdem  vielfach  die  Kund- 
gebungen und  Taten  dieser  Jahre  bald  wieder  mächtig  einzu- 
wirken. 

Anders  aber  wird  doch  das  Urteil  auf  einigen  anderen 
Gebieten  von  unabsehbarer  Bedeutung  für  das  neunzehnte  Jahr- 
hundert  und  unsere  Zeiten  lauten,  trotzdem  Unklarheit  und  Un- 
wiinenheit  auch  sie  der  Revolution  zugute  zu  schreiben  pflegen. 
Dl  ist  zunächst  die  wirtschaftliche  Freiheit  Auf  diesem 
biet  ißt  unbedingt  der  vorübergehende  Sieg  im  neunzehnten 
iluhundert  unmittelbar  auf  die  Männer  des  Gedankens  vor 
der  Revolution,  auf  die  Physiokraten  und  A.  Smith,  nicht 
auf  die  Männer  der  Tat,  zurückzuführen.  Denn  sieht  man  von 
der  vorübergehenden  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und  der 
Abschaffung  der  Binnenzölle  ab,  zwei  Gegenstände,  in  denen  das 
^^te  Frankreich  selir  erheblich  vorgearbeitet  hatte,  femer  von  der 
^Be&einog  des  Grund  und  Bodens,  so  bedeutet  die  Revolution 
^■ftilieiiL  iu  ihrem  weiteren  Verlauf  bekanntlich  auf  dem  Gebiet 
pHS'wrtBchaftlichen  Freiheit  eher  eine  Reaktion  gegen  das  alte 
Frankreich,  als  das  Gegenteil  Vor  allem  gilt  das  von  der 
Baadelafreiheit  und  im  engeren  Sinne  von  der  Freiheit  des 
Cftieidehandels,  worin  die  alte  Monarchie  bei  allen  Schwan- 
koBgen  im  allgemeinen  liberaler  war,  als  die  Revolution. 
Auch  ist  es  schon  deshalb  ziemlicli  ausgeschlossen,  daß  die 
fie?olution  oder  Napoleon  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiet 
Vorbildlich  gewirkt  haben,  weil  sie  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht, wenn  man  von  einigen  eng  begrenzten  Gebieten  und 
Z*iten  absieht,  doch  nur  zerst<3rend  und  verheerend  gewirkt 
haben;  wenn  Je,  so  mußte  hier  das  Wort  gelten:  veetigia  terrent. 
so  finden  wir  denn  auch,  wie  die  Vertreter  der  wirtschaft- 
icbeo  Freiheit  nach  den  Zeiten  der  Revolution  fortfahren, 
ii  im  wesentlichen  theoretischer  Argumente  im  Anschluß  an 
^  Smitli  und  die  Physiokraten  zu  bedienen  —  sehr  im  Gegen- 
satz etwa  zu  den  Vertretern  der  konstitutionellen  Anschauungen, 
bei  denen  ja  gewiD  die  Tlieorie  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
och  ihre  Rolle  spielt  aber  doch  befruchtet,  umgestaltet,  hier 


178  Adalbert  Wahl,  Die  französische  Bevolution  and  das  neunzehnte  Jahrh. 

eingeengt,  dort  erweitert,  durch  die  Erfahrungen  der  Revolution, 
so  daß  man  sagen  möchte,  bei  den  Debatten  über  diese  Dinge 
sei  er  den  Vertretern  aller  Richtungen  die  Erfahnmgen  der 
Revolution  immer  gegenwärtig  gewesen.     Derartiges  läßt  sich 
in  keiner  Weise  von  den  wirtschaftUchen  Konflikten  behaupten. 
Und  nun  zu  einem  weiteren  Gebiet,  das  unsere  Zeiten  auf 
das  tiefste  beschäftigt  und  bewegt,  dem  sozialen,  wie  man  es 
merkwürdigerweise  nennt:   den  häufig  im  Gegensatz  zu  den 
eben   besprochenen  Ideen  der  wirtschaftUchen   Freiheit  unter- 
nommenen Bemühungen  für  die  ärmsten  imd  elendsten  Schichten 
der  Bevölkerung  im  allgemeinen  und  die  Lohnarbeiter  im  be- 
sonderen.    Auch  von  allen  sozialen  Bestrebungen  hat  man  es 
verstanden  zu  behaupten,  daß  sie  auf  die  französische  Revo- 
lution zurückgehen.    Es  ist  das  z.  B.  einer  der  Grundgedanken 
der  im  Erscheinen  begriffenen  französischen  Histoire  Sodaliste 
von  1789  an,  deren  erste  Bände  (die  die  Zeiten  der  Konstituante 
und  Legislative  behandeln)  der  Feder  des  bekannten  sozialisti- 
schen Politikers  Jam'^s  entstammen.    Wenn  man  näher  zusieht, 
ist  an  dieser  Auffassung  nahezu  alles  falsch.    Richtig  ist,  daß 
der  Gedanke  des  revolutionären  Klassenkampfes  an  sich  auf 
die  Revolution  als  sein  Ideal  zurückgeht.     Der  Arbeiterstand 
konnte   und   kann    sich    an   dem  Vorbild  des  dritten  Standes 
begeistern  und  dessen  Vorgehen  dem  Adel  gegenüber  seiner- 
seits nun  den  Bourgeois  gegenüber  nachzuahmen  hoffen.    Er 
kann  von   den  Methoden  des  dritten  Standes   lernen,   seinen 
Stimmungen  vor  allem  (gewisse  Stimmungen  sind   nicht  die 
kleinste  Folge  der  Revolution);  er  kann  sich  seine  Verachtung 
für   das   positive  Recht  aneignen,   seine  Betonung  des  Mate- 
riellen xmd  die  geschickte  Art,  wie  man,  fortwährend  erobernd, 
dennoch    den    Anschein    erwecken    kann,    fortwährend   verge- 
waltigt  zu  werden.     Aber  damit  hört  auch   der  Einfluß  der 
französischen   Revolution  auf!     Denn   schon   das   Ziel   selbst 
der  revolutionären  Arbeiterschaft  —  sei  es  der  Kommunismus, 
sei  es  die  Verstaatüchung  nur  der  Produktionsmittel  —  wider- 
spricht ja  auf  das  schroffste  den  Grundideen  der  Revolution, 
die  von  Anfang  bis  zu  Ende,   in  allen  ihren  Kundgebungen, 
voran    allen    Erklärungen    der    Menschenrechte,     gerade    die 
Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  in  den 
stärksten  Wendungen  betont  hat,  während  sie  bekanntlich  den 
Verkünder  eines  kommxmistischen  Systems,  den  Nachfolger  der 
vorrevolutionären  Mably  und  Morelly  —  es  war  in  ihren  ge- 
mäßigten  Zeiten   —   aufs   Schaffet  schickte.    Will  man    sich 


imn  von  den  Träumereien  dieser  Richtungen  abwenden  xmd 
Mch  den  Quellen  der  mrUichen  und  erfolgreichen  sozialen 
Atkit  unserer  Zeiten  fragen,  so  wird  man  ihre  Herleitmig  von 
der  Revolution  auf  das  energischste  ablehnen  müssen.  Lenkt 
man  den  BUek  auf  die  Lohnarbeiter  im  engem  Simie,  so  findet 
man  in  der  Revolution  --  und  zwar  sogar  schon  in  den  Zeiten 
<ler  Konstituante,  also  der  Freiheit  —  ihre  energische  und  harte 
Unterdrückung;  vor  allem  wurde  es  itmen  nicht  nur  de  iure, 
wndem  auch  de  facto  unmöglich  gemacht,  sich  zum  Zwecke 
i^T  Vertretung  gemeinsamer  Interessen  irgendwie  miteinander 
in  Verbindung  zu  setzen.  Was  die  andern  grundlegenden  Ge- 
iankeii  und  Stimmungen  der  modenien  Sozialpolitik  angeht,  so 
stammen  sie  alle  aus  dem  achtzehnten  Jahrhundert  vor  der  Re- 
^olotion,  und  zwar  finden  sie  sich  da  in  zahllosen  Werken  der 
ReförmschriftateUer,  wie  in  ebenso  zahlreichen  Kundgebungen 
der  Regierung  und  der  Behörden.  Von  der  Hebung  der  ärmsten 
Schichten,  vom  Soulagement  du  peuple,  lesen  wir  da  tausendfältig. 
NAturgemäß  dachte  man  freilich  damals  in  erster  Linie  an  die 
ländliche  Bevölkerung.  Da  waren  schon  Gedanken  ausgespro* 
chen  —  z,  B,  im  Schoß  der  französischen  Provinzialversamm- 
feapE  von  1787  — ^,  deren  Verwirklichung  erst  viel  späteren 
Gobostionen  vorhehalt^n  war,  von  denen  aber  die  Revolution 
ilweraeits  nicht  einmal  geredet  zu  haben  scheint.  Hierher  ge- 
l^rtx.  B,  der  Gedanke  der  staatlichen  Altersversicherung^).  Den 
Vorten  waren  längst  Taten  gefolgt.  Wenn  das  Los  der  ärmsten 
Sdiiehten  der  Bevölkerung  sich,  wenigstens  in  den  meisten 
Teilen  des  Landes,  bedeutend  gehoben  hatte,  wenn  Bettel  mid 
Vigabondage  in  erhebhohem  Rückgang  begriffen  waren,  so  war 
^  ohne  Zweifel  zum  Teil  wenigstens,  wenn  nicht  ausschheß- 
^A,  die  Folge  dieser,  man  möchte  sagen,  einmütigen  Stimmung 
der  Regierungen  und  der  höheren  und  höchsten  Schichten  des 
^jäkes.  Die  Revolution  ilirerseits  hat  selbstverständlich  auch 
<feie  Stimmungen  und  diesen  Schatz  an  Idealen  des  Ancien 
%iia©  übernommen.  Feme  sei  es  von  uns  zu  leugnen,  daß 
W  nämliche  hohe  Idealismus  auf  diesem  Gebiete  die  Brust 
**^  Mitglieder  der  Konstituante  bewegt  und  geschwellt  habe, 
^^  die  der  großen  Reformer  und  Minister  vor  der  Revolution. 
*^ö  den  späteren  Nationalversammlungen  wird  das  Urteil 
^h  ächoD  anders  lauten  müssen I  Vor  allem  aber  gilt  eines: 
Wenn  wir  fragen,  wie  sahen  denn  die  Taten  aus,  die  in  der 
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Revolutionszeit  den  Worten  folgten?  so  werden  wir  nur  ein 
vernichtendes  Urteil  fällen  können-  Übergehen  wir  die  Zeiten 
der  wildesten  Zuckungen  und  wenden  wir  uns  denen  verhältnis- 
mäßiger Ruhe  zu,  denen  des  Direktoriums  —  welches  Bild  bietet 
eich  uns  dar?  Nur  wenige  Symptome  der  sozialen  Krankheit  seien 
hier  genannt:  eine  ungeheure  Zunahme  der  Verbrechen  —  nicht 
nur  der  politischen!  —  eine  erschreckende  Auedelanung  des 
Bettler-  und  Vagabmidenwesens  und  —  auf  das  engste  da- 
mit verknüpft  —  eine  Zunahme  der  Straßenräuberei,  deren 
Wurzeln  bekanntlicli  doch  nur  zum  Teil  politische  waren. 
In  den  Gefängnissen  verhungern  die  Insassen,  wenn  man  sie 
nicht,  um  dies  zu  vermeiden,  auf  den  Straßen  aufsichtslos 
betteln  läßt,  in  der  Hoffnung,  daß  sie  sich  abends  wieder 
einfinden  werden.  Die  Spitäler  —  im  Ancien  Regime  in 
manchen  Städten  wenigstens  Musteranstalten  —  sind  Höhlen 
des  Lasters  und  der  Verbrechen  geworden;  Krankenwärter  be- 
stehlen, berauben,  morden  die  Kranken  oder  diese  gehen  aus 
Mangel  an  Nahrung,  in  Schmutz  und  Elend  zugrunde,  oder  sie 
werden  auf  die  Straße  geworfen  und  die  Krankenhäuser  aus 
Mangel  an  Mitteln  geschlossen.  Die  Findhnge  —  wohl  hat 
man  ihnen  den  stolzen  Titel  „Kinder  des  Vaterlandes**  ge- 
geben —  aber  man  läßt  sie  zu  vielen  Tausenden  zugrunde 
gehen*  Nur  einige  wenige  vom  Hundert  bleiben  am  Leben  ^). 
So  hat  die  Revolution  trotz  ihrer  tönenden  Phrasen  ihre  soziale 
Pflicht  den  Elendesten  dieser  Erde  gegenüber  erfüllt!  Verhun- 
gernde Gefangene,  verhungernde  Kranke,  verhungernde  Find- 
linge I  Wie  man  siebt:  im  Gegensatz  zu  anderen  Gebieten  fehlt 
auf  diesem  durchaus  die  weithin  sichtbaxe  und  anregende  posi- 
tive Leistung  der  Revolution.  Bei  dieser  Sachlage  und  nach 
den  übrigen  oben  dargelegten  Tatsachen  dürfte  man,  selbst 
mit  der  bei  so  sehr  verwickelten  kausalen  Zusammenhängen 
freilich  notwendigen  Vorsicht,  mit  aller  Bestimmtheit  behaupten 
können,  daß  von  einer  irgendwie  bedeutenderen  und  segens- 
reichen Einwirkung  der  Revolution  auf  das  soziale  Programm 
unserer  Zeit  durchaus  keine  Rede  sein  kann.  Die  große,  I>e- 
Btimmende  und  fruchtbringende  Anregung  eutstaromt  durchaus 
den  vorrevolutionären  Zeiten. 

Waren  wir  auf  den  beiden  eben  berührten  Gebieten  bei 
der  Lage  der  Forschung  mehr  oder  weniger  auf  allgemeine 
Betrachtungen  angewiesen,  so  läßt  sich  auf  anderen  der  strikte 


^)  Die  obigen  Sätee  nach  VandaL 
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Beweis  führen,  daß  auf  entecheidende  Männer  der  nachrevo- 
iationäreD  Zeit  auf  den  wichtigsten  Gebieten  Gedanken  und 
VofbUder  aus  den  Zeiten  vor  der  Revolution  gewirkt  haben, 
ohne  daß  die  große  Umwälzung  viel  anders  denn  als  ab- 
schreckendes Beispiel  betrachtet  wurde.  Für  ein  einziges  Gebiet 
sei  es  erlaubt,  hier  auf  einige  Einzelheiten  einzugehen,  das  der 
Sdbst Verwaltung  nämlich,  wobei  sich  noch  einmal  Gelegenheit 
bieto  wird,  das  Problem  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Böiger  zu  he  rühren. 

Der  Anfang  der  modernen  Selbstverwaltungsidee  im  alten 
Frankreich    mrd   bezeichnet    durch    das    Werk    dea    Marquis 
Tüa  Argenson,  Consid^rations  sur  le  gouvemement  de  la  France*), 
das  im  Jahre  1737  entstanden  und  seitdem  handsclnifthch  ver* 
weitet,  1764  in  erster  Auflage  im  Druck  erschien.     Indem  Ar- 
Jenson  den  Zustand  beklagte,   wonach  in  Frankreich  aUe  Ob- 
liegenlieiten  der  Verw'altung  din'ch  Staatsbeamte  vorgenommen 
itirden,  ohne  Mitwirkung  des  Volkes  selbst,  schlug  er  die  Ein- 
föhrung  von  Volksbeamten  vor,  welche  in  Zukunft  die  Steuer- 
Verteilung,   die  Erhebung  der  Gelder   für  die  Beamtengehälter 
nnd  öffentliche  Arbeiten,   schließlich  die  Polizei  an  Stelle  der 
^önigUchen  Beamten  übernehmen  sollten.     Später  hat  er  diese 
Gedanken  weiter  ausgebaut  3).     Nur  soviel  sei  hier  aus  seinem 
Werk  hervorgehoben,  daß  sich  in  ihm  im  G  gensatz  zu  der  über- 
wältigenden   Masse    der   Reformschriften   keine   Spuren   jenes 
nberindividualistischen   Geistes    finden,    de*'   die   Zentralgewalt 
::hwächen   oder  vernichten  möchte;   vielmehr  erwartet  er  von 
ier  geplanten  Einrichtung  eine  Stärkung  der  st^athchen  Gewalt, 
Bekannter  als   dieses  Werk   ist  die  berülimte  Denkschrift  aus 
dem  Jahre   1775^    die  Dupont  de  Nemours  im  Auftrag  seines 
freundes  Turgot  und  nach  seinen  Ideen  verfaßte,  der  sogenannte 
luni^ipiahtätenentwurf^).      Er   beruht,    bei  Abweichungen    im 
einzelnen,    durchaus    auf  den  Argensonschen  Gedanken.     Nur 
findet  sich  mancherlei   breiter  ausgefülirt  und  zwar  mit  einer 
Reinheit  und  Größe  der  Ideen,  die  bis  zum  heutigen  Tage  vor- 
hildlich  sind.     Als  ein  Hauptzweck  des  Ganzen  wird  die  Er- 
nenemng    oder    vielmehr   die  Wiedererweckung  des   verloren- 
gegangenen  Bürgersinns   in   Frankreich   bezeichnet.     Die  Be^ 
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')  Vgl,   zum   folgeaden  meinen  AufsatjE   über  TurgotB  Muuizipalitat^D- 
Ltwnrf  in  den  Ännalen  dea  deatsclicn  Eeicbe»  1903* 
")  Näherea  a,  a.  0. 

*)  Gedruckt  tj,  a,  bei  Daire,  Oeuvres  d<?  Turgot  11  S,  602 — 550  und  in 
^Karl  FriedHcha  brieflidtier  Verkehr*^  etc.  herauagegeb,  t.  C,  Knies  S*  244—283, 
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teiligung  an  der  Lösimg  der  Aufgaben  des  Staates  sollte  staat- 
lichen Sinn  wieder  ins  Leben  rufen.     Dabei  sollte  aber  die 
Selbstverwaltung  noch  einen  zweiten  Zweck  haben,  den  nämlich, 
daß  alle  Aufgaben  der  Verwaltung  schneller  und  besser  erledigt 
würden,  als  es  durch  die  Beamten  möglich  sei,  deren  zentedi-    - 
sierte  Verwaltung  der  Kritik  anheimfällt.   Durch  diese  Neuerung .  - 
hofften  Turgot-Dupont,   schüeßlich  werde  die   wahre  nationale 
Einheit   gefördert  und   dadurch  auch  die  Regierungsmaschine 
bedeutend  verstärkt  werden.    Träger  der  vorgeschlagenen  Selbst- 
verwaltimg, über  deren  Einzelheiten  hier  nichts  gebracht  werden 
kann,    sollten    wie    bei  Argenson    die   Eigentümer   werden. 
Das  Wesentlichste  an  diesen  Vorschlägen  scheint  uns  zu  sein, 
daß   in   ihnen   der  alte  Gedanke  von  der  Gemeinsamkeit  der 
Interessen  des  Ganzen  und  der  Einzelnen  festgehalten  wird.  Die 
neuen   Einrichtungen    sollen    nicht   dazu   dienen,  die 
Freiheit,    die   Macht,    den   Einfluß   des  Einzelnen  auf 
Kosten  der  Zentralgewalt  zu  verstärken;  vielmehr  sollen 
zwar  die  Freiheit,  die  Macht,  der  Einfluß  des  Einzelnen,  zu- 
gleich aber  die  Macht  der  Zentralgewalt  verstärkt  werden.   Di« 
letztere  soll  durch  die  Reform  nicht  in  ihrer  Aktion  behindert, 
sondern  umgekelirt  aktionsfähiger  gemacht  werden.    Der  egoisti- 
sche Individuahsmus  der  Einzelnen,  der  Gemeinden,  der  Pro- 
vinzen wird  ausdrückUch  getadelt,  als  Hauptzweck  derRefonö, 
wie  gesagt,  die  Erweckung  staatiicher  Gesinnung  bezeichnet.  Ab 
Motto  über  diese  Denkschrift  könnte  man  die  Worte  setzen: 
„Freiheit  und  Staat."   Wir  haben  hier  also  zwei  hervorragende 
Denker  vor  uns,  welche  jenem  naiven  und  blinden  Individua- 
lismus der  überwiegenden  Mehrzahl  ihrer  Zeitgenossen  nicht 
huldigen,    sondern    zugleich   die  Interessen   des    Ganzen   und 
des  Einzelnen  im  Auge  behalten.    Dementsprechend  war  auch 
die   neue  Selbstverwaltung  gedacht,   welche  bei  weitgehender 
Selbständigkeit   doch    den    staatlichen   Organen    untergeordnet 
bleiben  sollte.     Vor  allem  kamen  hierbei  die  Intendanten  in 
Betracht,    deren   Beibehaltung   von   Turgot-Dupont   zweifellos 
beabsichtigt  war^). 

Ähnliche  Gedanken,  wie  die  hier  verkündigten,  kamen  dann, 
in  etwas  beschränktem  Umfange  gegenüber  den  Turgotschen 
Plänen,  nach  verscliiedenen  Versuchen  im  Jahre  1787  tatsächlich 
zur  Ausführung.  Damals  hielt  eine  weitgehende  Selbstverwaltung 
in  die  ländlichen  Gemeinden,  die  Kjeise,  die  Provinzen  ihren 
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Ebiug.    Die  Revolution  hatte  aof  diesem  Gebiete  nichts  neues 
laiehaffen,  sondern  nur  schon  vorhandenes  auszudehnen.    Daß 
dies  gesc^hehen,  daO  tatsächlich  von  der  Konstituante  auf  dem 
eitmial  gelegten  Grunde  weitergebaut  wurde,  läßt  sich  leicht  an 
zahlreichen  Einzelheiten,  vor  allem  ihrer  Gesetze  vom  14.  und 
Ö. November  n89  nachweisen*).     Freilich  aber  war  die  Aus- 
dehüimg  eine  so  weitgehende,  daß  etwas  anders  Geartetes  ent- 
stand.    Die  Selbstverwaltung  blieb  niclit  mehr  deni  Staate  ein- 
geordnet, sondern  —  es  ist  dies  schon  in  anderem  Zusammen- 
hm^  ausgeführt  worden  —  die  Gemeinden  und  Departements 
wurdeu  viel  xu  selbständig  gemacht.    Es  entsprach  das  durch- 
aus  der  nunmehr  siegreich  durchgedrungenen  rein -in  di  vi  dualisfei* 
sehen  staatsleugnenden  Richtung,    Dalier  dann  zum  großen  Teil 
ü«  kaimi  glaubliche  Anarchie,  ivelche  Frankreich  unter  dem 
Regime  der  Konstituante  verheerte.    Das  Beispiel  mit  der  Ein- 
ftlirnng  der  revolutionären  Selbstverwalttmg  mußte  absclireckend 
^tQ  höchsten  Grade  wirken,  vor  allem,  seitdem  die  Gesundung 
der  inneren  Zustände  des  Landes  mit  der  gesetzlichen  Wiederein* 
abrang  einer  schroffen  Zentralisation  durch  Napoleon  geradezu 
'^^nnen  hatt^.   Es  gehörte  ein  mächtiger  Idealismus  mid  Glaube 
^13  die  Freiheit  dazu,  in  den  Jahren  der  napoleonisthen  Herr- 
^^haft    in    irgend   einem    Lande    die    Einführung   der   Selbst- 
verwaltung zu  planen,  und  ein  genialer  Einblick  in   das  Ver- 
^^tnis  von  Staat  und  Bürger,  um  zu  erkennen,  daß  daSj  was 
^mh  der  Erfahrung  Frankreichs  sich  ausschloß  ~  politische 
.-^reUieit   und    starker    Staat   —    wohl   vereinbar   sei.      Diesen 
^tteaüsmus,  diesen  Einblick  besaß  der  Freiherr  vom  Stein, 

Bei  der  unabsehbaren  Bedeutung,  die  Steins  hierher  gehörige 
^S^daaken  und  vor  allem  seine  Städteordnung  gehabt  haben  und 
^och  haben,  wird  die  Frage  den  Historiker  immer  reizen,  aus 
"Velchen  Quellen  sie  stammen.  Nachdem  man  früher  mehr  im 
^gemeinen  angenommen,  daß  ihm  im  wesentlichen  das  englisehe 
Beispiel  vorgeschw^ebt  habe,  hat  Max  Lehmann  bekanntlich  den 
Nachweis  im  einzelnen  versucht^  daß  Stein  —  außer  durch 
andere  Quellen  —  bei  Abfassung  der  Nassauer  Denkschrift  in 
etwa,  in  der  Städteordnung  aber  auf  das  stärkste  von  den 
Gesetzen  der  Konstituante  beeinflußt  worden  sei*).    Ein  in  der 

*)  et  m.  «itierUm  Aufsatz  S.  876  ff. 

*)  Prcoß.  Jahrbücher  93.  Auch  in  seinem  Stein  sucht  Lehmann  immpr 
wieder  nachzuweisen,  daü  sein  Held  von  der  französischen  Revolution  gelernt 
bAbe.  JUtein,  wie  oni  Bciieint,,  nicbt  immer  mit  Erfolg!  Wa»  L.Stein  I  S*  2fi3 
tar  Stütze  feines  Sfttzefl  ».Je  tiefer  man  in  die  Geschichte  jener  Zeit  eindringrt. 
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Tat  mehr  als  erstaunliches  Resultat  I  Stern,  der  die  Revolution 
so  leidenschaftUch  haßt.  Stein,  der  Feind  der  Anarchie,  soll  in 
weitgehender  Weise  ein  Oesetz  nachgeahmt  haben,  das  vor 
seinen  Augen  eine  Hauptquelle  der  Anarchie  geworden  war, 
das  Napoleon,  den  er  bekämpfen  mußte,  als  solche  wieder  be- 
seitigte! Die  Sachlage  ist  in  WirkHchkeit  die:  Frey,  der  Indi- 
vidualist, hat,  wie  Lehmann  imzweifelhaft  nachgewiesen  hat, 
bei  seinen  Vorarbeiten  für  die  Städteordnung  starke  Entlehnungen 
aus  dem  französischen  Gesetz  vorgenommen.  Daß  dag^en 
Stein  bei  Abfassung  der  einschlägigen  Partien  der  Nassauer 
Denkschrift  die  betreffenden  französischen  Gesetze  vor  Augen 
gehabt  oder  gar  ausgeschrieben  habe,  —  das  zu  beweisen  ist 
Lehmann  nicht  gelungen^).  Auf  alle  Fälle  aber  gilt  es,  eines 
auf  das  energischste  festzustellen.  Auch  der  Umstand,  daß 
durch  Frey  zahlreiche  Einzelheiten  der  Gesetze  der  Revolution 
in  den  Text  unseres  großen  Reformgesetzes  übergegangen  sind, 
kann  die  Tatsache  nicht  aus  der  Welt  schaffen,  daß  der  (reist 
und  Zweck  der  SelbstverwaltungsmfiJJregeln  bei  Stein  und  den 
Männern  der  Revolution  ein  durchaus  verschiedener  ist.  Galt 
es  diesen,  trotz  den  wenigen  Bestimmungen  imd  Motivierungen, 
die  dagegen  zu  sprechen  scheinen,  die  Zentralgewalt  zu  schwächen 
und  zu  unterwerfen,  so  war  Stein  von  einer  solchen  Absicht 
weit  entfernt.  Stärkung  imd  Belebung  der  Staatsgewalt  war 
vielmehr  sein  —  vielleicht  von  allen  am  eifrigsten  erstrebtes  — 
Ziel.  Ist  somit  die  Annahme  einer  maßgebenden  Beein- 
flussung durch  das  Beispiel  der  französischen  Revolution  un- 
bedingt abzulehnen,  so  bleibt  die  Frage  nach  der  Herkunft 
von  Steins  Grundideen  noch  offen.  Selbstverständüch  wird  das 
englische  Beispiel  sehr  stark  in  Betracht  kommen,  aber  inwie- 
weit im  einzelnen,  darüber  können  nur  wenig  Vermutungen 
gewagt  werden.  Vielleicht  führt  das  Studium  der  fast  ver- 
gessenen Schriften  des  Genfers  Ivemois,  eines  der  heftigsten 
damaligen  Bekämpfer  der  französischen  Revolution,  die  in  jenen 
Tagen   bezeichnenderweise    Eindruck    auf   Stein   machten,    in 

desto  mehr  überrascht  es  zu  sehen,  wie  gewaltig  die  französischen  Vorgänge 
fortdauernd  auch  auf  Deutschland  einwirkten"  anfährt,  beweist  doch  eher 
das  Gegenteil!  Auch  gegen  I  S.  276  und  11  S.  86/7  wäre  in  diesem  Sinne 
mancherlei  einzuwenden. 

^)  Die  von  ihm,  Preuß.  Jahrbücher  93  S.  509,  nebeneinander  gedruckten 
Stellen  sind  in  diesem  Falle  nicht  beweiskräftig.  (Hier  4000  Seelen  — 
dort  4000  Taler!)  Über  die  Herkunft  des  dort  von  Stein  gebrauchten  Wortes 
communaut^  s.  m.  öfters  zitierten  Aufsatz  S.  877  Anm.  1. 
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diesem  Punkte  weiter.  Ich  wage  es  nun  zu  behaupten^  daß,  neben 
Äödemi,  weniger  mchtigen  Vorbildern,  Turgots  Ideen,  und  zwar 
gerade  der  nach  ihnen  gearbeitete  Mnnizipalitätenentwnrf  Du- 
poute,  den  Freiherrn  vom  Stein,  ala  er  an  der  Einfülimng  der 
Selbstverwaltung  arbeitete,  auf  das  stärkste  beeinflußt  haben  — 
vemulüch  unmittelbar,  vielleiclit  aber  auch  durch  die  Ver- 
Kiitdüng  irgend  eines  Lehrers  oder  Autors, 

Wie  groß  sind  überhaupt  die  AJinhchkeiten  zwischen  den 
JNiden  bedeutenden  Männern  in  iliren  Charakteren  nicht  nur, 
•Oßd^m  auch  in  ihren  Schicksalen!  Beide  sind  von  altem  Adel 
mjd  mit  Gütern  reich  begabt,  von  schroffer,  ihres  Wertes  wohl  be- 
tußter  Art,  die  ihnen  jeden  Dienst  schwer,  fast  unerträghch 
tnacht;  beide  haben  sich  dann  nach  ernstesten  und  vielseitigen 
Studien  dennoch  dem  Staatsdienst  zugewandt  und  sich  in  ilim  zu- 
mi  auf  kleinerem  Gebiet  mit  großartiger  sitthcher  und  geistiger 
wi£t  wohl  bewährt.  Dort  haben  sie  gelernt  zu  regieren  und 
sind,  bei  aller  Güte  und  Menschenfreundlichkeit,  die  unerbitt- 
licheii  Feinde  der  Disziphnlosigkeit  von  unten,  der  Schwäche 
TOG  oben  geworden.  Dann  werden  sie  an  die  Spitze  von  Mi- 
iiisterien  gestellt  und  so  in  die  Nähe  des  Hofes  gezogen.  Dort 
»aadeln  sie  wie  Fremdlinge.  Zwar  finden  sie  manches,  waa 
^5  atizieht  —  beide  waren  empfänglich  für  eine  edle  und 
Tomehme  Geselligkeit  —  aber  weit  überwiegt  doch  das  ihrem 
flf^e&en  abstoßende.  Die  moralische  Rigorosität,  die  sie  eben- 
^  gemeinsam  kennzeiclmet  —  Turgot  machte  nur  eine 
ABaöahme  zugunsten  derjenigen  Sünden,  welche  auf  Natur- 
trieben  beruhen  —  wurde  bald  durch  alkuviele  Erschein 
Qtingeii  beleidigt.  Die  Reinheit  iln^er  sittlichen  Emptindung 
^i  wohl  auch  ihr  unleugbarer  Stolz  und  Hoclunut,  machten 
**  ihiifin  unmöglich,  die  Kompromisse  zu  schließen,  die  an 
^  Spitse  fast  jeder  Regierung  nun  einmal  vonnöten  sind, 
Aß  eines  sei  schheßfich  noch  erinnert;  beide  wurden,  ohne 
S^fude  Bahnbrecher  der  Wisenschaft  zu  sein,  von  allergrößter 
Deutung  für  je  eine  Wissenschaft,  der  eine  für  die  National- 
^bnomie,  der  andere  für  die  Geschichte, 

Sieht  man  dann  mehr  im  einzehien  nach  beider  Schatz 
^^n  Ideen  und  Überzeugvmgen,  so  fallen  freihch  schwerwiegende 
Ctit^rschiede  auf.  Bei  Turgot  finden  wir  die  Ablehnung  des 
Hiakirischen,  bei  Stein  die  Verankerung  im  Historischen.  Bei 
Turgot  —  wohl  im  Zusanuneuhang  damit  —  eine  ablehnende 
SteUüDg  nicht  nur  dem  kirchlichen,  sondern  auch  dem  religiösen 
gegenüber,  von  der  bei  Stein  Ja  nichts  zu  finden  ist.    Bei  Turgot 
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weit  mehr  Interesse  für  das  Wirtschaftliche,  als  bei  Stein!  Ur 
trotzdem  bei  beiden  in  den  Ansichten  über  die  Dinge  d 
Staates  eine  überaus  auffallende  Ähnlichkeit!  Bei  beiden  d 
heilige  Überzeugung,  daß  die  Staaten  reformiert  werden  müßt< 
nicht  nur,  sondern  auch  Übereinstimmung  darin,  wie  s 
reformiert  werden  sollten.  Schon  eine  Einzelheit  der  Tätigki 
Steins  im  Westen  der  Monarchie  erinnert  an  einen  Ldeblinf 
gegenständ  derjenigen  Turgots.  Als  märkischer  Kammi 
direktor  verzichtet  er  beim  Chausseebau  auf  die  Fronen  d 
Bauern,  wie  jener  zuerst  als  Intendant  für  Limousin,  dann  e 
Minister  für  das  ganze  Reich  die  Natundfron  abgeschafft  hati 
Uns  interessiert  hier  am  meisten  die  AhnUchkeit  der  Gedank< 
beider  über  die  einzuführende  Selbstverwaltung.  Diese  möj 
ein  Vergleich  des  Munizipalitätenentwurfs  mit  den  einschlägige 
Partien  der  Nassauer  Denkschrift^),  auf  die  wir  ims  heute 
den  folgenden  kurzen  Andeutungen  fast  ganz  beschränkt 
müssen,  dartun.  Dabei  kann  selbstverständlich  keine  R© 
davon  sein,  daß  ein  so  reger  und  origineller  Geist,  wie  Stei 
aUe  seine  Gedanken  einem  Vorbild  und  nun  gar  einem  einzig 
Vorbild  entlehnt  habe.  Vielmehr  finden  wir  ja  auf  Schritt  ui 
Tritt  andere  Quellen  für  Gedanken  und  vorgeschlagene  Ine 
tutionen  zitiert*):  u.  a.  das  englische  Beispiel,  Montesquieu 
Ivomois,  bestehende  preußische  Institutionen,  wie  die  schlesisch 
Dorfverfassungen,  einmal  bei  einem  ims  hier  nicht  beschäJ 
genden  Gegenstand  eine  von  Napoleon  übernommene  Einrichtu 
der  Konstituante.  Aber  von  dem  Grundgedanken  der  Refoi 
einerseits,  von  einer  erheblichen  Zahl  von  gerade  bedeutender 
Einzelheiten  andererseits  gilt  dennoch  das  (oben  S.  185)  Gesag 
Turgot  und  Dupont  woUen  in  erster  Linie  eine  Erneuerung  c 
Seelen  erzielen,  eine  Umwälzung  in  den  Menschen.  Sie  woD< 
sich  als  Erzieher  im  großen  Stile  fühlend,  Bürgersinn  u: 
Patriotismus  wieder  erwecken.  „II  n'y  a  point  d'esprit  publi< 
sagen  sie.  Ein  Hauptgrund  dieser  Erscheinung  ist,  daß  —  c 
Denkschrift  ist  an  den  König  gerichtet  —  „Ihre  Nation  kei 
Verfassung  hat**.  „Jeder  ist  kaum  mit  etwas  anderem  beschäftij 

*)  Ähnliche  Gedanken,  wie  die  hier  ausgesprochenen,  finden  sich  1 
Stein  häufig:  s.  z.  B.  für  die  Zeit  vor  der  Nassauer  Denkschrift  Lehman 
I,  S.  251. 

•)  Vgl.  zum  folgenden  ebd.  n  S.  82  ff. 

■)  Es  handelt  sich  dabei  um  die  berühmten  Stellen,  welche  die  N 
wendigkeit  der  Ungleichheit  im  Interesse  der  Freiheit  in  der  (gemäßigte 
Monarchie  aussprechen. 


ah  mit  seiöem  ausschließlichen  Interesse*',  Und  ebenso  selbst- 
fieht%,  wie  die  einzehien,  sind  die  Gemeinden  und  die  Provinzen. 
Ak)  ^t  es,  staatliche  Gesinnung,  freiwilligen  GehorBam  dem 
!  Tiber»  zu  en;ieleii.  Es  pp.It  die  —  bisher  ausein- 
iden  —  Kräfte  ond  Mittel  der  Nation  zu  vereinigen, 
und  xwar  in  der  Hand  des  Königs,  und  sie  „leicht  lenkbar  zu 
^..ifb€ö'\  Die  Familien  müssen  mit  den  Gemeinden,  diese 
i  »len  Kreisen  und  Provinzen,  diese  mit  dem  Staate  verknüpft 
werden.  Um  diese  Zwecke  zu  erreichen,  soll  einerseits  eine 
neuartige  Er/Jehurig  xur  Bürgertugend  und  zum  Pflichtbewußt* 
ittQ  »,der  Gesellschiift  mid  der  Königlichen  Autorität  gegenüber'', 
idererseitd  aber  die  Üherlaesmig  der  wichtigsten  Aufgaben  der 
Verwaltung  an  die  Regierenden  dienen. 

Wie  man  sieht  —  weltenweit  verschieden  von  dem  Staats- 

;  llichen  Geist,  in  dem  die  Revolution  an  äußerlich  so  ähn- 

^^  Aufgaben  herantrat,    sind  die  Gedanken   des  großen  Mi- 

:» TS.     Er  hat  gesehen,    daß  es  die  vornehmste  Aufgube  ist, 

ilefi  schwach   gewordenen   Staat  zu  stärken,   seine  Aktions- 

f&hjgkeit  zu  erhöhen:   diesem  Zwecke  in  erster  Linie  sollen 

lebe  Reformen   dienen;   deswegen  hauptsächlich  wiH  er  dem 

Unde  die  8elbi^tverwaltung  verleihen. 

Genau  dasselbe  gilt  von  Stein*).     Man  kann  zunächst  im 

andere,   als  die  uns  hier  beschäftigenden  Teile  der  Nassauer  ^, 

fcikschrift*)  eriimem.    Der  Staatsrat,  auf  den  sie  zurückkommt,  i 

die  entscheidenden  Änderungen  in  den  Ministerien,  die  sie  vor- 

^Ittgl,  sollen  biiui>tsäehlich  eben  den  Zweck  haben,  die  Staats-  i, 

oia«ehine   leistungö fähiger  zu  machen.     Wo  er  dann   die   uns  '■ 

hier  beschäftigende  Einführung  der  Selbstverwaltung  vorsclilägt., 

keliren    durcliauB   die   Tnrgot-Duf)ontschen   Gedanken   wieder. 

Der   Vorschlug    der    Verbesserung    des    Erziehungswesens    im 

fTJEcr^n    Sinne   tritt  in   der  Nassauer  Denkschrift  bei  der  Be- 

*  •  hun^  der  polnischen  Zustände  auf  (Pertss  I  S.  436),  Wichtiger 

üind  *  '        Ir  (Tbereinstimmungen:  Ideen  Turgot-Duponts  kehren 

rie»i'  m  Stein  meint  (ebd.  S,  426),  indem  mtm  den  Eigen* 

lütiii^  von  der  Verwaltung  entferne,  töte  man  den  Gemeingeist 

(vgL  oben:  il  n*y  a  point  d'es}>rit  pubüc)    und  den   Geist  der 

Monarchie^).    Die  Älmlichkeit  ist  auf  fallend  im  höchsten  Grade 


*)  EicJiL'^f'  iliciiefrCTniudg(!dntjkrtt  kehn*n  übngeiu  auch  bei  Marwitz  wieder* 
*'h  Horb  Kalilrrit'br  »onfiUgi.'  Xtißorungeii  Steio».  Derselbe  Aus- 
IfMim  i  i'^  bfi  Twri^nt-Dupfmt  (vgl,  tibea)  s*  B»  ia  der  Aprildenk^cbriff 

YiMa  IBOt:  ,nrr  preuüincbr^  Stuat  hat  keine  £5taat«verfaa&[iug»** 

•^  Di^cs  h*UU*Tv  aus  Montr^Biiiiicu,  &,  O- 
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in  dem  Satze  Steins  (Pertz  I  S.  427),   richtig  gebildete  St&nde 
seien  ein  kräftiges  Mittel,  die  Regierung  durch  die  KenntniBse 
und  das  Ansehen  aller  gebildeten  Klassen  zu  verstärken,  sie 
alle  durch  Überzeugung,  Teilnahme  und  Mitwirkimg  bei  den 
Nationalangelegenheiten  an  denStaatzuknüpfen  (vgl.  at- 
tacher  ä  l'^tat),    den   Kräften  der  Nation   eine  freie 
Tätigkeit  und  eine  Richtung  auf  das  Gemeinnützige 
zu  geben  (vgl.  qui  fit  concourir  les  f orces  et  les  moyenB 
de  votre  nation  au  bien  commun).    Ich  glaube,  nachdem 
Nachweis  dieser  wörtUchen  Übersetzungen  wird  selbst  ein  vo^ 
sichtiges  Urteil   sich    sogar   für  eine   unmittelbare  Benutzung 
des   Munizipalitätenentwurfs   durch   Stein   aussprechen.     Aber 
weiter!     Ohne   derartig  auffallende,   größere,   wörtliche  Übe^ 
einstimmungen   ist  folgender  Passus  der  Nassauer  Denkschrift 
doch  auch  Geist  vom  Turgotschen  Geist:  Die  (ebd.  S.  432)  vo^ 
geschlagene  Teilnahme  der  Eigentümer  an   der  Provinzialve^ 
waltimg  werde  als  wichtigeres  Resultat  die  Belebung  des  Ge- 
meingeistes imd  Bürgersinns  zur  Folge  haben.     Man  sieht,  ee 
kehren  die  wichtigsten  der  großen  Grundgedanken,  die  Turgot 
mit  der  Einfühnmg    der   Selbstverwaltung    verband,    wieder: 
sie  sollte  in  erster   Linie  zu  einer  großen  Schule  staatlicher 
Gesinnung  werden  und   die   staatüche  Gewalt  stärken  helfen. 
Erst  in  zweiter  Linie  kamen  in  den  Augen  dieser  immer  das 
Ganze  imd  das  Große  bedenkenden  Reformatoren  die  Vorteile 
der  besseren  imd  billigeren  Erledigung  der  Geschäfte  an  sich. 
Bei  den  Erörterungen  hierüber  läßt  sich  auch  die  eine  oder 
andere  verschiedene  Nuance  mühelos  feststellen.    So  wird  von 
Stein  (ebd.  S.  425)  die  bisherige  Verwaltung  der  Beamten  mit 
ihrem  Mietlingsgeist  und  ihrer  Gleichgültigkeit  sehr  viel  herber 
kritisiert,   als  von  Turgot,   der  nur  milde  bemerkt,    daß  weder 
die  Minister,  noch  die  Intendanten,  noch  vor  allem  deren  Sab- 
delegierte  die  Lage,  die  Bedürfnisse  und  die  Leistungsfähigkeit 
der  Regierten  genügend  kennten.    Überhaupt,  wir  wiederholen 
es,    sind   der  Unterschiede   zwischen  Stein   imd  Turgot  geni:^ 
vorhanden.    Wenn  ersterer  den  Begriff  „Nationalehre"  anwendet, 
so  wird  man  diesen  bei  letzterem,  dem  Feind  des  Kjieges,  der 
wenig  Verständnis  für  auswärtige  PoUtik  überhaupt  hat,   ver 
gebUch  suchen. 

Zalilreiche  Abweichimgen  bei  Übereinstimmung  der  Grund- 
gedanken —  so  möchte  man  auch  das  Verhältnis  der  konkreten 
Vorschläge  in  den  einschlägigen  Partien  der  Nassauer  Denk- 
schrift zu  Turgots  MunizipaUtätenentwurf  kennzeichnen.     Da 
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Tor  allem  die  physiokratische  Fundamentalidee  in 
-fetracht,  daß  nämlich  die  Träger  der  Selbstverwaltung  durch- 
aus nur  die  Eigentümer  sein  sollten.  Turgoi-Ihipont  begründen 
dime  bekannthch  auefülirhch;  Stein  spricht  davon,  me  von  etwas 
ÄdbitTerstandüehem  (etd.  S.  425  1^.):  ^Jßt  der  Eigentümer  von 
«ilei  Teilnahme  an  den  Provinzialgescliäften  ausgeschlossen", 
schreibt  er,  usw.  ,,Man  tötet  also,  indem  man  den  Eigen- 
triimer  von  aller  Teilnahme  im  der  Verwaltung  entfernt,  den 

Eemeingeist"  usw.      „Wie   richtig  es  ist,   dem   Eigentümer 
id  zwar  allen  Klassen,  einen  Anteil  an  der  Provin2ial-  und 
tiaizipalverfasflung   zu   verschaffen*'   usw.      Auch   in   diesem 
T^uakte  weicht  er  auf  das  tiefgreifendste  von  den  Gesetzen  der 

tR<;valution  mit  ihrem  niedrigen  Zensus  ab.  Beide,  Stein  und 
T'urgot,  bezwecken  auf  das  ernsteste,  den  nichtadehgen  Grund- 
besitzer wie  den  Edelmann  heranzuziehen;  beide  aber  bevor- 
iugen,  jeder  in  seiner  Weise,  den  größeren  Grundbesitz  (für 
ftda:  ebd.  S.  430).  Eine  im  höchsten  Grade  auffallende  Über- 
äöfitimraung  (bei  vollständiger  Abweichung  von  dem  viel 
iompMzierteren  System  der  Konstituante,  das  auf  das  Gesetz 
kon  17S7  zurückgeht)  findet  sich  femer  bei  der  Stufenfolge 
ier  Selbstverwaltungsorgane,  wie  beide  Männer  der  Reform  sie 
vorechlagen.  Bei  beiden  bilden  den  Unterbau  die  an  sich 
gleichstehenden  städtischen  und  ländlichen  Ge- 
meinden*), Ein  zweiter  Selbstverwaltungsbezirk  ist  hier  der 
i^IMetrikt  (Arrondissement  etc.),  dort  der  Kreis.  Die  Distrikts- 
^ersammlung,  der  Kreistag  bestehen  bei  beiden  aus  gewählten 
"'eputierten  der  städtischen  und  ländlichen  Gemeinden,  Nur 
lisl  Stein,  hier  wie  sonst,  insofern  mehr  historisch  gerichtet, 
joder^  wenn  man  will,  aristokratischer  denn  Turgot,  als  er  ,,die 
jidlieLe  Gutsbesitzer"  ohne  weiteres  als  solche  an  den  Kreis- 
'iBgpü  teilnehmen  läßt,  woran  Turgot  nicht  dachte.  Über  den 
Distrita^versammlungen  Turgot-DupontSi  über  den  Kreistagen 
Steins  dann  als  dritte  Stufe,  für  die  Provinz,  die  Assemblöe 
PrüTinciale  bei  ersteren,  der  Landtag  bei  letzterem;  bei  beiden 
sind  diese  Versammlungen  —  ganz  gleichmäßig !  —  zusammen- 
gmut  auB  Deputierten  der  Distriktsversammlungen,  der  Kreis- 
ele. Bei  Stein  fehlt  die  Turgotschc  Reichsmuniztpalität.  Was 
^  im  Selbstverwaltungsorganen  zugedachten  Aufgaben  angeht, 

')  Wir  mocht^E  annehmen,  daB  Stein  diesen  Gedanken  direkt  au«  Tnrgot, 
jöicljt  aus  dem  Gesetze  der  Eonttitnante  entnommen  habe,  wie  Lehmann  El 
86  meint.     Daß  Tnrgot   in  diesem  Punkte  die  Quelle  auch  für  die  Kon- 
ZiiiLte  bt,  h&b^  ich  a,  a.  0.  8.  B78  ausgeaprochen. 


80  findet  sieh  bei  nicht  unbeträchtliclieri  Abweichungen  doda 
manche  Übereinstimmung.      Auch   sonst  sind  in   Einzelheitam 
Bo  viele  Ähnlichkeiten  z\x  beobachten,  daß  man  fast  nicht  uinliio 
kann,  eine  direkt«  Entlehnung  anmnehmen-    Der  Gedanke,  daß 
die  (gewäldten)  Gemeindebeauiten  den  ,, Eigentümern''  (TurgQl' 
Dufjont),  den   ,»Hausbesit5fiem''  (Stein,  Pertz  I  S.  429)  Rechen- 
schaft ablegen  sollen,  stimmt  überein.     Dabei  ist  noch  he^YO^ 
zulxeben,  daß  erstere,  wenn  sie  auch  in  diesem  Zusammenhaiig 
von  „Eigentümern'*  reden,  vorher  in  ziemlich  breiten  Ansföh- 
rungen  den  atäd tischen  Eigentümer  eben  als  HausbesitB 
definiert  haben  I     Stein  wahrt  den  staatlichen  Standpunkt  m\ 
giflcher  durch  folgende,  wie  uns  dünkt,  oflensichtHche  Mi 
kationen  der  Turgot-Dupontschen  Vorschläge :  er  will  alle 
stratspersouen,    auch   in    den    kleinen  Städten,   vom  Staat 
st&tigen  lassen.     In  den  ,,großen  über  3(KX)  Seelen  habeni 
Städten"  wählt  der  Staat  einen  Stadtdirektor  aus  drei  von  A 
Bürgerschaft  präsentierten  Subjekten  aus  (ebd.  428).    Bei  Turgot 
wählt  nur  in  den  ,,sehr  großen*'  Städten   der  König  aus  von 
der  Stadt  präsentierten  Kandidaten  aus.    In  ihnen  will  er  ferner 
einen   vom  König   frei   ernannten  Beamten   an  der  Spitze  der 
Polizei  sehen.    Nahe  Verwandtschaft,  wie  man  sieht,  bei  g^ 
meiusamen   beträchtlichen,  ja  prinzipiellen  Abweichungen  von 
den  Gesetzen  der  Konstituante. 

Derartige  Ähnhchkeiteu  lassen  sieh  noch  zahlreich  auch 
in  den  späteren,  vielfach  von  denen  der  Nassauer  Denkschrift 
abweichenden  Gedanken  Steins  nachweisen.  Heute  kam  es 
indessen  nur  darauf  au,  zu  zeigen,  daß  die  Grundgedanken 
Steins  bei  der  Einführung  der  Selbstverwaltung  den  Turgotsehen 
auf  das  nächste  verwandt  sind.  Er  folgte  der  französischen 
Revolution  nicht  auf  iliren  verhängnisvollen  Wegen.  Deswegen 
konnte  er  Preußens  Refomi  m  eme  heilsame  Bahn  lenken  und 
so  auf  das  wirksamste  dazu  beitragen,  daß  dasjenige  erhalten 
wurde,  durch  das  Preußen  groß  und  stark  geworden  war.  Er 
ersparte  Preußen  die  verderbenbringende  Alternative,  an  der 
Frankreich  noch  heute  leidet:  ,, Freiheit  oder  Staat*',  indem  er 
auf  die  Parole  des  großen  Physiokraten:  ,, Freiheit  und  Staat'' 
zurückgrlff.  So  blieb  Preußen  aU  das  unvergängliche  B5se 
erspart,  das  Frankreich  dadurch  erhtt,  daß  dort  ein  paar  Jahre 
lang  eine  allzu  schrankenlose  Freiheit  herrsehte,  dami  von  1793 
an  eiue  alku  grofe  und  vollständige  Unterwerfung  des  Bürgers 
unter  den  St  itnit.     Dort  also  ein  verhängnisvolles  Nach- 

einander,   h  jHJgensreichea  Miteinander,     Mit   dadurch 
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Preußen    stark    für   seine   erstaunlichen   Leistungen   im 
iten  Jahrhundert. 

hier,  um  jetzt  auf  den  Zusammenhang,  in  dem 
d  steht,  zurückziikommeu,  also  ein  Fall  Yor»  in 
km  vorrevolutionäre  Ideen,  auch  auf  einem  Gebiete,  mit  dem 
'A  die  Revolution  intensiv  beschäftigt  liatte,  noch  nach  ihrem 
mt  mit  ganzer  Wucht  nachwirkten. 

■  An  dieses  Beispiel  möge  iioclj  ein  letzter  Gedanke  ange- 
P  werden.  Es  hat  sich  für  die  Nassauer  Denkschrift  bei 
km  Vorwiegen  der  Turgotschen  Gruiulgedanken  eine  große 
ibl  von  Quellen  ergeben  i).  Ähnliches  aber  dürfte  sich  bei 
SD  meisten  hervorragenden  naehrevolutionären  Reformen  und 
etcmnvoreelilägen  finden.  So  läßt  sich  selbst  bei  oberfläch- 
dier  Prüfung  der  groüen  Denkschrift  des  Grafen  Speranski*) 
otn  Jahre  1809,  die  Schiemann  ^)  im  weseuthcheu  nur  auf  die 
nnsdeiBcbe  Veifassung  von  1799  zurückführen  möchte,  nach- 
''^-       daS   in  üir  Gedanken   des  Staatsrechts'  des  vorrevolu- 

ii  Frankreich,  solche  Turgots,  Formuherungen  von  1789 
oid  Einriclitungen  des  ersten  Konsuls  mit  unverkennbar  ori* 
hineilen  Ideen  des  Russen  vereinigt  sind.  Eine  nähere  Prüfung 
ttrde  wohl  noch  mehr  Quellen  ergeben.  Auf  dem  Gebiet 
ler  Ideengeschichte  im  engeren  Sinne  —  um  ein  weiteres 
Seiapiel  zu  nennen  —  ist  mis  jüngst  eine  Untersuchung 
^ichenkt  worden*),  welche  in  glänzender  Weise  die  in  der 
KoiQpIejdtät  der  Quellen  hegenden  Schwierigkeiten  übermüdend, 
)e?otiders  energisch  auf  sie  aufmerksam  macht  r  nie  wieder 
riri  man  <las  Erwachen  der  Nationalstaataidee  in  Deutschland 
^  einfach,  wie  es  zu  geschehen  pflegte,  erklären  wollen. 
rt'eiler  *-  um  nun  noch  ein  hervorragendes  Beispiel  dafür  zu 
untien,  wie  bei  Behandlung  unseres  Problems  nicht  argu- 
maü^n  werden  sollte  — ,  wenn  Ch.  Schmidt,  der  Verfasser 
ntf  verdienstlichen  Monograpliie  über  das  GroßherEOgtuui 
Berg,  immer  wieder  meint,  die  Einrichtungen  dieses  künstUchen 
ikiäigebildes,  und  zwar  auch  die  verhaßtesten,  hätten  in 
id   diese   und  jene   au   sie   nur   irgend   erinnernden 


^  Vrf.  Lehm  an  ß  U  S,  8S  ff. 

^  •.Schilder,  Alexander  I,  n  S.  B72— S95. 
")  OttaGluobte  ßußlandi  tiuter  Kaiser  Nikolmut  T,  T  S.  35(3. 
^  Meinecke,  Weltbürgertutn  und  Nationnlfitftat,  erst<?r  TeiL    Aus  dtm 
Tdl  (S.  452);    als   Quellen  für  ei  neu  Gedauken:   „Reichaeriunemag 
iad  KlemitAaterei,    Friedrich   der  Groöe,    1789,    Napoleon   und  Rheiubimd, 

CklektieiäinUB  und  Rationalismus"', 
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Reformen  hervorgerufen,  so  liegen  hier  zunächst  ledig^ 
hauptungen  vor;  mühsame  Einzeluntersuchungen  erst 
Sicherheit  in  diesem  Punkte  gewähren,   und  zwar  yem» 
doch  in  dem  Sinne,  daß  die  Bergschen  Einrichtungen 
andern  Vorhildem  und  Quellen  der  Reformgedanken  eine 
kleine  Rolle  gespielt,  ja  wohl  auch  abschreckend  gewirkt 
Möchte  sich  die  Forschung  häufiger  als  bisher  in 
Untersuchungen  diesen  so  überaus  anziehenden  und  lehrrei< 
Abhängigkeits-  und  Unabhängigkeitsverhältnissen  der  Ideen 
Institutionen   zuwenden.     Dabei  möge  sie  zweierlei  im  Aqga 
behalten:  erstens,  daß  die  Quellenfrage  meist  eine  sehr  t» 
kompUziertere  ist,  als  es  zunächst  scheinen  möchte,  zweitaa 
imd  hauptsächUch  aber,  daß  es,  was  die  innere  Bedeutung,  dtt; 
Greist  imd  die  Richtung  der  Reformen  angeht,  ein  anderes  vi, ! 
ob   Yomehnüich  die   Zeiten    vor    der  Revolution   (A.  änid^j 
Josephinismus,   Reformen   imd   Projekte  Ludwigs  XVL)  od« 
deren  erste  Jahre,  ob  die  Zeiten  von  1793—1799  und  Napo- 
leon, ob  schUeßUch  das  Jahr  1814  (besonders  die  so  viel  nadt- 
geahmte  Charte  Ludmgs  XVIII.)  als  Vorbild  gedient  habea 


V, 


Das  monarchische  Prinzip  in  Preußen 

Von  Dr.  Eduard  Hubrißh 

Angesiclits   der    Erschüttenmgen    des    politischen    Lebens 

die  Stöße  der  Mär/bewegung  von  1848  proklamierte  Kömg 

ich  Wilhelm  IV.  noch  in  den  letzten  Märxtagen  offen  und 

tiolt  die  Verheißung  „einer  konstitutionellen  A^erfassung 

den  breitesten  Gnindlagen"  mit  ,, einer  auf  Urwahlen  ge- 

ffnmdeten,  alle  Interessen  des  Volks  ohne  Unterschied  des  reli- 

[fiösen  Glaubensbekenntniäseg  umfassenden  Vertretung''.  Aus  der 

litte  der  preußischen  Bevölkerung  sprach  ebenfalls  in  seiner 

vom  2.  April  1848  der  IX.  Vereinigte  Landtag  als  das 

ige  ,, gesetzmäßige  Organ  des  Landes''  das  Anerkenntnis 

Itos,  „daß   die   konstitutionelle   Monarchie   auf  der   breitesten 

Gnmdlage   von  nun   an   die  Staatsfomi  Preußens  sein   wird". 

l^t  war  dem   bisher  die  Staatsrecht^ordnung  Preußens  be- 

^rrachrnden  Prinzip  der  absoluten  Monarchie  allseitig  die 

Ablösung  angekündigt,  die  dann  aueli  mit  den  Verfassungs- 

^Thnden   vom   5.  Dezember  1848  und  3L  Januar  1850  wirk- 

''■1  eiiirrat. 

Die  Rezeption  des  konstitutionellen  Systems  in  Preußen 
erfolgte  nun  aber  bekanntermaßen  nicht  in  der  Weise,  daß  in  bei- 
ä^  Verfassnngsurkunden  vom  5.  Dezember  1848  bzw,  31.  Januar 
1^  eine  erschöpfende  Neukodifikation  der  ganzen  Staatsrechts* 
o^terie  vorgenommen  wurde.  Im  Verhältnis  zu  dem  bisherigen 
i^wen  preußischen  Staatsrecht  weisen  beide  Verfassungsur- 
^im  den  Cliarakter  von  Novellen  auf.  Der  unter  den  ,,3il* 
B^weiBen  Bestimmungen'*  befindliche  Art.  108  oct,  Verf.  bzw.  109 
'^'  Verf.  stellt  ausdrückÜch  die  salvatorische  Klausel  auf:  ,,Alle 
^ßttiDQmungen  der  bestehenden  Gesetzbücher,  einzelnen  Gesetze 
und  Verordnungen,  welche  der  gegenwärtigen  Verfassung  nicht 
Zuwiderlaufen,   bleiben  m  Kraft.'*     Allerdings  sind  beide  Ver- 
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fassungsurkunden  Novellen  mit  Bestiintnimgen,  welche  m  di 
obersten  StaaterechtsprinzipieD  modifizierend  eingreifen.  Unb 
rülirt  ist  jedoch  vorerst  auch  für  die  konstitutionelle  Zeit  I 
sich  „das  monarchische  Prinzip"  gehheben  ^).  Den  preußisclM 
Verfassungsurkimden  fehlt  zwar,  obwohl  ihr  ^\'ortIaut  soi3 
erheblich  die  Spuren  der  Nachahmung  der  belgischen  Kons 
tution  vom  7,  Februar  1831  verrät,  eine  Vorschrift,  wele 
analog  dem  Art.  25  belgischer  Konstitution  (Tons  le^  pouToi 
^maxient  de  la  nation)  den  Gedanken  der  Volkssouveränit 
atiBSpräehe,  so  gut,  wie  eine  unmittelbare  Formuherung  „d 
monarchisehon  Prinzips''  etwa  in  der  Art  anderer  deutsch 
Verfassungen,  z,  B.  der  bayerischen  vom  26.  Mai  1818:  „D 
König  iBt  das  Oberhaupt  des  Staats,  vereinigt  in  sich  alle  Bech 
der  Staatsgewalt  und  übt  sie  imter  den  von  ilim  gegebene 
in  der  gegenwärtigen  Verfassungsurkunde  festgesetzten  Bestii 
mungen  aus.*'  Nichtsdestoweniger  hat  die  in  Theorie  undPraa 
herrschende  Meinung  nicht  gezweifelt,  daß  durch  die  beid< 
Verfassungsurkmiden  nicht  die  positiv  gesetzUche  Fassüi 
alteriert,  sei,  welche  „das  monarchische  Prinzip"  in  vorkonstit 
tioneller  Zeit  gefunden;  in  dem  §  1 II  13  Allgem.  Landrechts.  £ 
hat  diesen  Paragraphen  nicht  nur  für  den  Verfassung^urkundi 
nicht  zuwiderlaufend,  sondern  sogar  als  die  rechthche  Urrc 
aussetzung  der  Vorschriften  der  letzteren  erachtet.  Erst  ^ 
allerjüngster  Zeit  sind  in  der  Literatur  Bedenken  hinsicbtti< 
der  Verwertbarkeit  des  §  1  IT  13  für  die  konstitutioneUe  Epoel 
des  preußischen  Einheitsstaats  aufgetaucht:  Man  hat  geltei 
gemacht,  daß  die  staatsrechtHche  Anschaumigsweisej  welc 
ursprünghcb  dem  §  1  n  13  Allgem.  Landrechts  das  Leben  j 
geben  und  in  den  Vorstellungen  des  Natm-rechta  wurzle,  sich  do' 
wesentlich  von  dem  ^.monarchischen  Prinzip**  unterscheid 
das,  zuerst  1814  in  Frankreich  an  das  Tageslicht  getret-en,  i 
Zeit  des  deutsclicn  Bundes  im  Art.  57  der  Wiener  Schlußakte  u 
in  deutsehen  Verfassungsbestimmungen,  wie  der  zitierten  bayi 
sehen,  zur  Formulierung  gelangt  sei  und  auch  in  Preußen  t 
in  Hardenbergs  Denkschrift  vom  August  1819  sich  önde.  I 
Zurückgreifen  auf  §  1  II  13  Allgem,  Landrechtß  für  die  h 


')  Vgl  Bericht  dm  ZentrakuBSchuwe«,  StenBer.  I  K.  1849  S.  läS7: 1 

die  SpitEe  ht,  dem  moiiarchbehen  Prindpt  den  Gmndsiitzeti  and  ö«wo 
helfen  des  deitt«chei]  FüTHteoreohti*  und  den  HauegeseUen  des  EönigL  H« 
gemÄß,  die  Regel  zu  stellen,  daii  beim  Einbritt  einer  BeJiinderung  des  Kon: 
selbst  zu  regieren,  derjenige  majorenne  Agnat,  welcher  der  £rone  am  nächi 
steht,  die  Regentichaft  übemimmt^'^ 


atitutionelle  Epoche  Preußens  sei  relativ  jüngeren  Datums, 
Noch  bei  Gerber,  Mejer  und  in  Sehulzes  Einleitung  in  das 
deutsche  Staats reeht  fehle  es.  Es  begegne  zuerst  bei  Roenne 
(Prenß.  St,  I  S.  151,  auch  Nr.  4,  S.  IOC»  Nr,  2)  und  noch  Brock- 
haus (das  LegitinütiltHprinssip  1868  S.  140  Nr,  2)  führe  die 
Roennesche  Paraliehsierung  des  Art.  57  Wiener  Schlußakte  und 
des  landrechtUchen  Paragraphen  als  neu  an  ^).  Diese  Beanstan- 
dung des  §  1  II  13  AUgem.  Landrechts  widerspricht  indessen 
öli«r  vertieften  Betrachtung  der  preußischen  Staatsrechtsent- 
wiokluiig. 

Richtig  ist  zwar^  daß  der  Ausdruck  ,  ^monarchisches  Prinzip** 
ätuerst  in  Frankreich  a\iB  Anlaß  der  Beratungen  über  die  Charte 
eoöftitutionelle  vom  4.  Juni  1814  auftaucht.  Die  erste,  das 
alte  Künigshaus  noch  konservierende,  französische  Konstitution 
^om  3.  September  1791  hatte  bekanntermaßen  die  Souveränetät 
<ler  Nation  selbst  zugeschrieben,  aber  als  die  Repräsentanten 
der  Nation,  durch  welche  die  in  der  Souveränetät  liegenden 
pöUYoirs  par  deMgation  auszuüben  seien,  den  Corps  Mgislatif 
^i  den  König  bezeichnet,  dem  erster en  le  pouvoir  Mgislatif, 
ätm  zweiten  le  pouvoir  ex^cutif  (pour  etre  exerc^  sous  son 
^^torit^  par  des  ministres  et  autres  agents  responsables  de  la 
mam^re  qui  sera  detenninee  ci-aprfes)  zuweisend  (Helie  I  272), 
^  das  Regime  Napoleons  zum  erstenmal  1814  zusammen- 
B^bpochen  war  und  die  Restauration  König  Ludwigs  XVIU,  in 
Aussicht  stand,  suchte  das  provisorische  Gouvernement  zunächst 
[ißü  Gedanken  der  Volkssouveränetät  zu  retten.  In  der  von 
iflm  veranlaßten  Konstitution  vom  6.  April  1814  hieß  es:  le 
{«uple  fran<^  appelle  librement  au  tröne  de  France  Louis- 
8taaislas*Xavier  de  France,  fr^re  du  dernier  Roi  (H^he  IH  880). 
Ludwig  X\Tn.  erkannte  jedoch  den  ihm  angesonnenen  Erw^erbs- 
ötel  der  Krone  Frankreichs  nicht  an,  sondern  repi'enait  la 
<5öuioBne  en  vertu  du  droit  divin  (S,  882).  In  einer  Kommission 
von  Notablen,  die  sich  mit  der  Verfassungsfrage  zu  beschäftigen 
l^tte,  erklärte  der  Kanzler  Darabray-),  que  le  roi  n'avait  pas 
1  iotention  de  promulguer  de  nouveau  toutes  les  lois  politiques 
*^U  royaunie;  que  les  antiques  lois  restaient  en  vigueur  sauf  les 
d^rogations  qui  seraient  exprim^es  dans  la  charte ;  que  Tinten- 


^)  E,  Kaufmann,  Studieo  tor  Staatslehre  des  monarchiacben  Prinzipa, 
Ifi'JS,  S,  45  f,  und  itn  Vergleich  dazu  Jellinek,  AUgemeine  StaatslehrCt  1&05, 

^  Capef  igtie,  Hiatoire  de  la  Hestauration  11,  S,  2b  L  —  Kauf  mann 
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tion  du  roi  n'^tait  pas  qu*il  füt  mention  du  principe  saccessoiial, 
ni  de  la  r^gence,  ni  de  tout  ce  qui  tenait  ä  Vordre  de  succeflakm 
ou  de  famille.    Im  Schöße  dieser  Kommission  gebrauchte  Dam- 
bray  auch  das  Wort  vom  „principe  monarchique".    Die  Tag- 
weite  des  letzteren  enthüllte  dann  die  von  Ludwig  XVm.  sank- 
tionierte  Charte  constitutionelle  vom  4.  Juni  1814  der  breiten 
Öffentlichkeit.     Schon  ihr  Eingang  verkündete,  daß  Louis  par 
la  gräce  de  Dieu  roi  de  France  et  de  Navarre  durch  la  diyine 
Providence  nach  langer  Abwesenheit  in  seine  Staaten  zuiüdc- 
gerufen    sei   und  nunmehr,    bien   que  Tautorit^  toute  entiiae 
r^sidät  en  France  dans  la  personne  du  Roi,  nur  hinsicht- 
lich der  Ausübung  der  ihm  zustehenden  autorit^  suprbne 
und  zwar  volontairement  et  par  le  Ubre  exercice  der  kOnig- 
Uchen  Autorität  sich  gewisse  zeitgemäße  Schranken  setzen  wolle.    ^ 
Demgemäß  behielt  in  Art.  13  der  als  chef  suprßme  de  Vtigt 
persönlich  „unverletzliche  imd  heihge"  König  sich  allein  die 
Ausübung  der  „exekutiven   Gewalt"   vor,   \xm  sich  allerdiug» 
dabei   „verantwortlicher"   Minister   zu  bedienen;   und  Art.  67 
betonte,  daß  tout  justice  ^mane  du  roi,  daß  sie  aber  im  Namai 
des  Königs  durch  von  ihm  ernannte,   unabsetzbare  (Art.  58) 
Richter  ausgeübt  werde.    Der  Art.  15  benannte  auch  nur  hin- 
sichtlich der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  als  die  hier 
gemeinschaftlich   berufenen   Faktoren:    den  König,   die  Pairs- 
kammer,  die  Deputiertenkammer,  ohne  den  drei  auf  diesem 
Gebiete  vollkommen  gleiches  Recht  zubilligen  zu  wollen.    Die 
beiden  Kammern  erhielten  neben  dem  Königtum  nur  ein  Recht 
auf  Mitwirkung  bei  Formuherung  des  G^setzesinhalts  ^).    Das 
jus   der  Gesetzgebung  war  allein  beim  König,   der  auch  hin- 
sichtlich der  Ausübimg  sich  sowohl  die  Gesetzesinitiative  (a.  16 
le  roi  propose  la  loi),   wie  die  Erteilung  des  Gresetzesbefehls 
allein  reservierte  (a.  22  le  roi  sanctionne  et  promulgue  les  lois). 
Daneben  legte  der  Art.  14  dem  König  auch  die  Macht  bei,  les 
rfeglements  et  ordonnances  pour  Tex^ution  des  lois  et  la  süret^ 
de  r^tat  zu  erlassen.     Bezeichnend  für  die  Art  der  von  Lud- 
wig XVin.  inaugurierten  Regierungsform  waren  sodann  auch 
die  Worte  des  Kanzlers  Dambray   am  4.  Juni   1814   bei  der 
Bekanntgabe  der  Charte  constitutionelle  an  die  Volksvertretung: 

^)  Hub  rieh,  Die  parlamentarische  Redefreiheit  und  Disziplin,  S.  104. 
Verfehlt  ist  die  Anzweifelung  von  Zorn,  Verwaltungsarchiv,  VU,  S.  577,  der 
Übersicht,  daß  die  Unterscheidung  von  Geeetzesinhalt  und  Gesetzesbefefal  ein 
altes  Gut  der  neueren  Publizistik  seit  Bodinus  ist.  Hancke,  Bodin,  1884, 
S.  61.    Dock,  Der  Souveränitätsbegriff,  1697,  S.  70. 


Eduard  Hubrich»  Das  mooarchiflühe  PriüEip  in  Preußeu. 


197 


Eü  pleine   posseseion   de  ses   droits   h^r^ditaires   sur  ce  beau 
foyaüme,  le  roi  ne  veut  exercer  lautorit^  qu'il  tieiit  de  Dieu  et  de 
di  Bei  p^ree,  qu'en  posant  liii-meme  les  boraes  de  sod  pouvoir. 
fl  m  yaut  #tre  que  \e  chef  supr^rae  de  la  grande  famille  dont 
il  eft  le  p^re  *}.    So  scharf  nun  auch  die  staatsrechtliche  An- 
^chuaungs weise,   welche   Ludwig  XVllI.  der  Restauration    des 
^Iten  Königshauses  zugrunde  legte,  mit  den  publizistischen  Ideen 
der  Revolution  und  insbesondere  niit  dem  Prinzip  der  Volkssou- 
^ßitoität  kontrastierte,  so  lag  doch  darin  selbst  für  die  franzö- 
sische Staat6rechtsentwicklung  nichts  unbedingt  Neues.  Im  Gegen- 
^i]  ähnelt  die  Staatsrechisauffassuiig  der  charte  vom  4,  Juni  1814 
^hr  stark  den  Gedankengängen,  wie  sie  gerade  im  Frankreich 
^€8  XVI.  Jahrhunderts  von  einem  für  die  Folgezeit  sehr  einfluß- 
reichen Schriftsteller  geäußert  werden.    Kein  andrer  als  Bodinus 
'^«rgleicht  bereits  die  majestas  {=^  summa  potestas,  Souveränität) 
^cr  Könige  mit  der  majestas  Gottes,  nennt  den  stunmus  prin- 
^^ps  das  imago  vivens  ac  Spirans  Gottes,   den   zum  Heil  der 
übrigen  Menschen  geschaffenen  göttlicben  Gesandten*}.    Indem 
-Bodinus   dann   untersucht,   welche  Befugnisse   notwendig  dem 
^feegriff  der  majestas  iBhärieren,  und  gerade  in  dem  legem  um- 
^erais  ac  singuhs  civibus  dare  posse  das  primum  ac  praecipuuni 
cisapot   raajestatis   findet,   imterscheidet  er,   obwohl  er  den  Ge- 
danken, daß  der  summus  princeps  die  jm^a  majestatis  mit  einem 
Cenossen  teilen  könne,  auf  das  bestimmteste  ablehnt^),  doch 
Ijereits  als  erster  Publizist  zwischen  Besitz  und  Ausübung 
der   jara   majestatis*).      Hinsichtlieh    des    Majestätsrechts    der 
Cfesetzgebung  vindiziert  zwar  Bodinus  die  Erteilung  des  Gesetzes- 
befehls  auBschheßlich   dem  Besitzer  der  majestas,   aber  soweit 
füe  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechts  sich  auf  die  Feststellung 
des  Gesetzesinhalts  bezieht,  gestattet  er  die  Übertragung  dieser 
Befugnis  auch  auf  andere  Elemente,  die  allerdings  ihr  Recht 
nur  als  Mandatare  des  Souveräns,  im  Namen  desjenigen  aus- 
üben,  dessen  Genehmigimg  erst  den  Entwurf  zum  Gesetz  er- 


^)  Cttpefigue  n  S,  36,  VgL  Eingang  il^  Charte  vom  4,  Juni  1814: 
IQ  iem  de  la  grande  fflmille  ,  .  ,  tou»  les  Franyaia  vivent  en  Mres* 

')  BodinuB.Dei'epublica,  1594,  S.  230,  234.  Hancke.Bodin,  1894,  S.  2g, 

•)  Hancke  B*  234:  quia  ijummus  i»  dicitur  qui  uec  »uperioretn  nee 
eniKlt^ni  imperii  Bocium  habet.  Et  quemadmodiim  Deus  opt,  max,  Deuni 
«hi  purem  efficere  non  polest,  qnia  infinitae  sit  potestatta  ac  magriitudiniB; 
diio  T«ro  ijdfinita  ut  gint,  fieri  niillo  modo  poteet;  ideüim  naturae  perapicuifi 
d<93a0iMrtr»tianibii9  patet:  ita  nee  Prineepa  BummuB  esae  posait,  qui  subditym 
hopcaü  sociuiQ  ene  paüatur, 

*)  Hincke  a  44. 
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hebt  *).    Und  an  einer  anderen  St-elle  seines  Werks  De  republii 
hält  es  Bodinus,   obwohl   er  das  Besteuerungsreeht  für  eben 
der  majestas  eigentümlich  als  das  Gesetxgebtmgsrecht  erachte 
duK^haus  für  xuläsaig,   daß   der  König  bei  Ausübung  des 
ßteueriiügsrechts  sich  au  den  Konsens  der  Stände  bindet,  jedi 
mit  der  entscheidenden   Klansei:   si  tarnen   urget  Heipublicj 
neceesittts,   qaae  non   patiatur  comitionim   vocadonem  habei 
nou  est  expetenda  conseusio  popnli,   cuius  salus  agitur,  qi 
poöt  Deum  imniortalem  in  Principis  pmdentia  consistii  (S.  U: 
Biese  Formulierungen   von   Bodinus   wurden   nun   alsbald  d* 
geistige  Rüstzeug,  init  welchem  auf  dem  europäischen  KontinetI 
der  von  Koeer*)  mit  Recht  so  genannte  ..praktische  Absotatäl 
mus''  der  Fürstengewalt  die  ihm  gegenüberstehenden  8tändis<?hfll 
Verfassungen  nach  und  nach  durchlöcherte.     Das  FürsteutuJi 
und  namenthch    seine  Verfechter  in   der   Praxis   stellten  df| 
Fürsten  als  den  von  Gott  unmittelbar  eingesetzten  Landesvat^ 
als  den  ausschließlichen  Träger  der  irdischen  majestas  oder 
]ura  niajeatatica  majora   hin  und  verwarfen  ein  Kondoi 
der  Stände  als  direkt  dem  göttlichen  Willen  entgegen^.     Ni 
quoad    exereitiuro     der    spezifischen    Majestätsrechte    mocJ 
man    die    Stimme    der    Stände,    sei    es    als    eine    beraten» 
sei   es   als   eine   mstinimende,   neben   dem   fürstlichen  Willi 
gelten  lassen  und  auch  nur  für  reguläre  Zeitläufte.     Der  Sd 
,,Not  kennt   kein   Gebot"   hebe   aber  auch   eine    so   zwischl 
Fürstentmn    und   Ständen   gestaltete   Rechtsordnung   auf   m] 
berechtige  den  Fürsten  nach  schlechthin  einseitigem  Emiesd 
alles  der  gemeinen  Woldf alirt  Ersprießliche  anzuordnen  *),  El 


^)  Hancke  S*  51,    Vgl.  Dock^  Da* Souveränitäisbegriff  von  Bödin  1 
zu  Friedrich  dem  Grolieu,  1897»  S.  68,  70. 

*)  Die  Epochen   der  absoluten    Monarchie  in  da*  öeneren    Getchiol 
Sybeb  Hist  Zeitschr.  Bd.  61  8.  246. 

^)  Urkunden  und  Äkteiistivcke  küt  Geechichte  des  Kiirfarit«n  Ftiedi^ 
Wilhelm  von  BrEtidenbiirg»  V,  S,  662.  Weimonn,  Ckv.  geh.  Eath  imd  Euui 
THe  flt^idisehen  Dq>xitirtfin  ^möchten  daher  zurücktreten  und  S,  CK  D,  regi 
lassen;  demflelben  competirte  solches  qIb  dem  Landesfünten  ,  .  .  Beinon 
imd  Suchen  «tun de  den  ünterthauen  frei,  aber  vor  ihrer  Obrigkeit  . 
ea  nach  Greueln  schmeckte,  wenn  Unterthanen  »elhst  «u  regiö-en  mcht 
S,  aelbat  J,  J.  Umer  „Von  der  Teutechen  HeichsatÄnde  Landen,  1769,  S, 
^Land-Stlüjde  seynd  nicht  Vor-  oder  Mlt-Hegeaten  ihre»  Landea-Herremj 
S.  851 :  ^Wiinn  ein  Regent  bedenckt^  da0  Er  Landes- Vater,  die  Unterthagl 
seine  Einder^  und  die  Land- Stände  ein  Coqius  Beyen,  m  das  ganxe  Tat  er  Im 
voMtellet."  j 

*)  Urk.  %Vl  S,  901 :  ^So  ist  diete»  m  ein  unßtreitiger  casus  rece^itttfl 
drnn  wann  die  Unterthanen  durch  Verssägönng  öder  Yerwägerung  der  Mitj 
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nachdem  das  Fiirstentom  durch  eine  sich  stetig  mehrende  Be- 
rufung auf  die  Gebote  dringender  Not  die  Mitwirkung  der 
Stände  tatsächlich  fast  ganz  zurückgedrängt  hatte,  wandelte 
äeli  der  fürstliche  Absolutismus  aus  dem  ,, praktischen'*  in  den 
Mprinzipi eilen*  \  welcher  ein  ständisches  Recht  in  politicis 
überhaupt  nicht  anerkennen  mochte  und  in  dem  Fürsten  nicht 
WoG  den,  wenn  auch  von  Gott  unmittelbar  eingesetzten,  so  doch 
iiumerldu  menseldichen  und  anderen  menschlichen  Rats  wohl 
bedürffigen  Landes vater  8Äh|  sondern  ihn  sogar  zum  über- 
uienschüehen,  zur  willkürlich  einseitigen  Verfügung  über  alle 
Untertanen  und  alles  tote  und  lebende  Gut  im  Lande  berech- 
tigten Pro-Deus  proklamierte^).  Als  Ludwig  XVIIL  1814  auf 
den  Thron  seiner  Väter  zurückkehrte,  mochte  es  nun  freilich 
üicht  angehen,  diesen  prinzipiellen  Absolutianiua  eines  Richelieu, 
emes  Ludwig  XIV,  wieder  zu  erneuern.  Allein  Ludwig  XVIII. 
vollzog  die  Reorganisation  der  französischen  Staatsverfassung 
öach  den  von  Bodinus  angedeuteten  Richtlinien  des  ,,i>rakti* 
8chen"  Absolutismus  2).  Das  1814  in  Frankreich  proklamierte  und 
iß  der  Charte  constitutionelle  vom  4.  Juni  1814  yerwirklichte 
.tmoiiarchische  Prinzip*'  besagte  demnach,  daß  der  König 
^on  Frankreich  als  der  von  Gott  unmittelbar  ein^ 
ge^elKte  Landesvater  der  ausschließliche  Träger 
der  vollen  Souveränität  sei^  daß  er  aber  bei  der 
Ausübung  der  Souveränitätsrechte  an  die  Mitwir- 
kung anderer   Faktoren    sich    binden    könne.     Doch 


^«  Lm4^  Defenftion  verbind  am  odder  mit  Gewalt  aufhalten  wollen,  bo  vBt 
^^^  Lami€?herr  auf  alle  Weise  und  Wege  befuget^  auch  Kraft  h eines  Amts 
^«rtnijulen^  die  ÄnBechreiben  in  das  Land  ergeieii  2ti  lassen,  und  ist  dann 
*^'khn  ttUe»^  was  bei  und  aiiB  solcher  Nezasilät  gescbiebet  und  geschehen 
^^^  denen  privilejafli»  und  Gerechtigkeit  tu  dee  L^ndeB  oder  denen  von  dem 
H*?ru  dariiber  gegf^bmen  Versieh erungen  nicht  eotg^^en  und  zuwider,  viel- 
^eb  fl(aiengdbigen  und  allen  Reebten  gemäß/  Pufendorf^  De  jure  nnt. 
"S.  ^1;  Cum  iU»,  qiti  liinitatum  Imperium  in  regem  contulenint,  hautquid- 
*i^^  pr*esmimntur  ,  ,  ,  civitatom  yolniöfle  deatruere^,  .  ,  .  inde  ifetarum  con- 
^«^tioüuro  ita  «emper  facienda m  e&Be  mterpretationem,  nt  enmmmii  onmium 
•^l^ti  conveniant  ,  .  .  Quodsi  «utem  eiusmodi  easu»  contingat,  tonveniens 
fuerit,  ai  re«  moram  patiatur,  in  conveutu  popub  aut  cirdinum  eundeni 
,  Dbi  ho<!  fi«!  ne<|Uoat,  penee  regem  erit  pacta  in  eJ^Jtimji  civitatis 
^ptura  dextre  corrigere.  Id  quod  etittm  circa  recepta*  publice  legea 
^*^«t.  quai  aliquando  silere  summa  lex,  »alus  populi,  iubet 

V  Kot  er  K  c,  S.  268  f.  Lavifi&e,  HiBtoire  de  France,  VU,  190&,  8.  IBS  f- 
fi- Schmidt,  Allgemeine  Staatskhre^  IT.  a  «62, 

■)   B*   ftucix   tue   Angaben   bei    C-  Welcker,    Grundgesetz  und   Gmnd- 

g,  2.  Ana,  8,  65,  67,  verb,  mit  S,  61. 
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auch  diese  Bindung  bestand  nach  der  Charte  vom  4.  Juni  1814 
nur  für  reguläre  Zeitläufte.  Der  Satz  des  Art.  14:  le  roi  6dt 
les  .  .  .  .  ordonnances  pour  la  süretö  de  l'^tat,  berechtigte 
den  König  eben  nach  dem  Grundsatz  „Not  kennt 
kein  Gebot"  in  außerordentlichen  Verhältnissen 
sich  über  alle  sonstigen  Verfassungsbestimmungen 
hinwegzusetzen  und  alles  durch  das  Interesse  der  Staats- 
sicherheit Gebotene  anzuordnen.  In  solcher  Auffassung  seines 
„Notverordnungsrechts"  nach  Art.  14  erließ  auch  Karl  X.  seine 
Ordonnanzen  ^)  vom  Juli  1830,  welche  indessen  die  Julirevolution 
hervorriefen  und  ihm  den  Thron  kosteten.  Die  revidierte  charte 
constitutionelle  vom  7.  August  1830  stellte,  wenn  auch  nicht 
mit  nackten  Worten,  so  doch  der  Sache  nach  das  Prinzip  der 
Volkssouveränität  als  die  Rechtsbasis  der  Staatsverfassung 
Frankreichs  wieder  her.  Der  Eingang  der  Charte  vom  4.  Jimi 
1814  wurde  als  blessant  la  dignitö  nationale  unterdrückt,  des- 
gleichen das  königliche  Notverordnungsrecht.  Art.  13  der  charte 
constitutionelle  vom  7.  August  1830  lautete  jetzt:  le  roi  .  .  . . 
fait  les  röglements  et  ordonnances  n^cessaires  pour  l'ex^utioD 
des  lois,  Sans  pouvoir  jamais  ni  suspendre  les  lois  elles-mSmes, 
ni  dispenser  de  leur  exöcution^). 

*)  H^lie  m  S.  975.  Nous  ayons  reconnu  la  n^cessit^  d'uaer  du  droit 
qui  nous  appartient  de  pourvoir,  par  des  actes  ^man^s  de  nous,  ä  la  sibret^ 
de  r£tat  et  ä  la  repression  de  tonte  entreprise  attentoire  k  la  dignit^  de 
notre  couronne.  S.  977;  Toutes  dispositiona  contraires  k  la  pr^ente  ordon- 
nance resteront  sans  effet. 

*)  Helie  IV  S.  987  f.  Alfred  Friedmann,  Geschichte  und  Stmktui 
der  Notverordnungen,  1903,  wendet  sich  mit  Hecht  gegen  Hatscheks  Annahme 
daß  ein  besonderer  rechtshistorischer  Zusammenhang  zwischen  dem  Notver 
ordnungsrecht  des  Art.  14  Ch.  v.  4.  Juni  1814  und  der  englischen  Theori« 
des  Staatsnotstandes  bestehe,  aber  verkennt  hier  die  Verbindungslinie  zwischec 
den  Zuständen  des  ancien  regime  in  Frankreich  und  dem  Recht  der  Chart« 
V.  4.  Juni  1814,  obwohl  VitroUes  Äußerung  (S.  23)  ihn  darauf  hätte  bringer 
können.  Über  die  Verbreitung  des  Grundsatzes  „Not  kennt  kein  Gd)Ot" 
namentlich  in  der  monarchistischen  Richtung  der  neueren,  naturrechtlicl 
beeinflußten  Publizistik  vgl.  noch  Grotius,  De  jure  belli,  1661,  S.  86,  116, 171 
(in  Omnibus  iis  quae  humani  simt  instituti,  excepta  videtur  necessitas  sommi 
quae  rem  reducit  ad  merum  jus  naturae/  Puf  endorf ,  De  jure  nat.,  II,  1764 
S.  225.  J.  J.  Moser,  Von  der  Teutschen  ßeichsstände  Landen,  1764,  S.  841 
Gierke,  Joh.  Althusius,  S.  178  (Hom).  —  Gegen  Hatschek  neuerdings  ancl 
Spiegel,  Zur  Lehre  vom  Ursprung  der  Notverordnung,  Gruenhuts  Zeitschr^  84 
S.  497.  Spiegel  ahnt  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Notverordnungsreoh 
der  modernen  Verfassungen  imd  der  Lehre  von  dem  „Notrecht"  der  Monarchen 
welche  sich  in  der  neueren,  naturrechtlich  beeinflußten  Publizistik  seit  Bodinn 
findet.    Aber  wenn  er  dafür  hält,  daß  aus  einem  auf  die  finanzrechtliche  Materi 


EJainrd  Habrichi  Bas  monarchiBche  Prinzip  in  Preußen. 


201 


Auch  im  werdenden  HoheiuolleniBchen  Gesamtstaat  erfolgte 
iUMchst  die  ÄuseinanderBetzung  zwischen  dem  Großen  Kur- 
fßisteD  und  seinen  partikulären  Ständen  nach  Maßgabe  der 
getennzeichneten  Grundsätze  des  ,, praktischen*^  Absolutismus^). 
Der  „prinzipielle''  Ahsolutiemus  der  Ftirstengewalt  fand  dagegen 
mm  energischen  Vertreter  in  König  Friedrich  Wilhelm  L 
Kiaer  betrachtete  sich  wirklich  als  den  Ton  Gott  zum  schlecht- 
Wn  abeolut^n  Herrn  bestellten,  keines  sonstigen  menschlichen 
ßats  bedürftigen  Pro  -  Dens  ^).  Nachdem  Friedrich  Wilhelm  L 
von  solcher  Bbsib  ans  die  partikulären  Stände  seiner  Territorien 

tietcluiükten  Notverordnungsreclit  erst  neuerdiiig»  ein  allgemein ee  Notverord* 
ßHügsrecht  g^eworden  td,  m  itt  die«  mi  eng.  Gewiß  wird  in  der  neueren 
r^lidiök  seit  Auflgang  de»  18,  J&brb.  das  vog.  jus  emmens  vorÄUgsweiae 
Ol  Veriimdtoig  mit  emem  Vorgdaeti  gegen  einen  einzelnen  gewürdigl;  aber 
*^ebai  seigt  iicli  in  Theorie  imd  Francis  &\Lck  —  und  zwar  nicht  bloß  be< 
■duriuikt  auf  da»  fLoanjErechtliche  Gebiet  —  die  Ansicht,  daß  kraft  ^Notrechta'* 
*bwecheiid  von  der  lege«  fundamentales,  aber  auch  sonstigen  leges  pubhce 
f^eptie  (vgl.  2,  B.  Puf endorf)  der  Monarch  schlechthin  verbindende  Anord- 
umiien  goa  ereil  er  Nattir  treffen  darf,  die  uui'  darum  nicht  ak  Ausflüsse  der 
^Qtiitii  legidatoria  charakterisiert  werden,  weil  man  letztere  alii  eine  für 
ISpliPi  Vcrh^tnüse  bestimmte  staatliche  Ordnung^funktion  auzuaehan  liebte. 
^tB,  3nare«  bei  Kamptz  Jahrb.,  4L  S.  ö7a,  ö3a,  Wbb  ipezidl  der  Große 
wfüfst  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg  kraft  Notrechti  voimahm,  ver- 
achte «"  den  Ständen  g^enüber  durch  flog,  aiaecurationei  de  non  praejudi- 
^■^0  EU  heilen. 

'i  S,  über  das  Werden  des  Hohen^Eolltsrnitaates  jetzt  Hubrich,  Zur 
^titeluiüg  der  preufliachen  Staats einheit,  in  Bnmdenb.-Preuß.  Forschung en. 
^^  20j  S,  347,  woselbst  genaue  QueUenangaben  dch  finden^ 

*)  Wie  Ludwig  XIV.  kraft  sein  es  absoluten  Berricherrechti  »ich  als 
%«jlnmer  dei  Laodea  und  alles  darin  befindUcben  lebendigen  und  toten 
^^%  iller  weltlichen  und  selbst  aller  kirchliehen  Güter  betrachtet  (Dock, 
^loiiün  und  Bestauration  über  die  Souveränität,  S*  2),  so  läßt  sich  ähn- 
^  iuch  Friedrich  Wilhelm  I.  die  Verfügung  über  das  Vermögen  der  Städte 
^^  der  Kirchen  nicht  nehmen  (Gnndliich,  Bauateine  zur  preuß,  GeBchichte^ 
**»«  Folge,  1906,  S.  84),  Gundlach  urteilt  ebenfalls  von  dem  unbeschränkten 
löiiigtüm  Friedrich  Wilhelms  1.,  „daß  ea  sich  mit  der  Macht  auch  alle  Ein- 
**8t  and  Fähigkeit  zur  Verwaltung  zuschrieb'^,  und  zitiert  S.  65  folgende 
ÄMiitt*'  der  Kammer  zu  dem  Entwurf  eines  rathäuBlicben  Eeglements  für 
^daü  aber  die  Conen!  es,  Syndici  und  Senator  es  lediglich  durch  den 
Cfwältlet  und  dann  nm*  von  S*  K5n*  Majestät  konfirmiret  werden  sollen, 
Jt  wider  die  bieberige  Maxime  und  Verfassungen  bei  dem  ra^thäuslicben 
^^m  therhflupt :  Principia  fiepublicana  bringen  dem  Publico  mehr  Schaden 
*k  Katzen,  sind  schon  längst  wohlbedächtlich  supprimiret  und  abgeachafft  und 
*öniiefi  einfolglich  ohne  Verletzung  der  Königlichen  Autorität  nicht  von  Neuem 
^iti^efiihret  werden;  sondern  es  werden  S.  K.  Maj.  und  De-o  geordnete  hohe 
'<4egi«  besser  ak  der  Magistrat  urteüen  und  wissen,  wie  dae  Rathaus  be- 
'^^  die  Sladt  r^eret  und  das  gemeine  Be&te  gehandhabt  werden  müsse. " 
^*  lach  Acta  Bor-^  Behördenorgan isation,  11,  3.  36. 
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vollstÄndig  zurückgedrängt  und  sein  „Reich"  zu  einem  pays 
monarchique  et  despotique  gemacht,  gelang  es  dem  Wirken 
Friedrichs  des  Großen,  der  Absolutie  des  Hohenzollemkönigs 
einen  anerkannten  Platz  in  der  gemeinen  Rechtsüberzeugung 
der  gesamten  „preußischen  Nation"  zu  verschaffen,  sie  aus 
einem  rein  tatsächlichen  Machtverhältnis  in  eine  walure  Rechts- 
institution zu  wandeln.  Freilich  die  Ansicht,  daß  der  Hohen- 
zollernkönig  zur  absoluten  Herrschaft  als  der  von  Gott  unmittel- 
bar bestellte  Landesvater  oder  übermenschliche  Pro -Dens  be- 
rufen sei,  wurde  nicht  Bestandteil  der  gemeinen  Rechts- 
überzeugung des  Preußentums.  Betrachteten  auch  viele  die 
Stellung  des  Hohenzollemkönigs  in  einem  derartigen  Lacht,  so 
gab  es  doch  auch  andere  Bevölkerungsteile,  welche  unter  Aus- 
scheidung des  Gedankens  an  eine  überirdische  Anordnung  den 
Staat  grundsätzUch  nur  als  eine  Bildung  von  diesseits  der  Erde 
und  von  dieser  Basis  aus  den  König  weiter  nur  als  das  freilich 
zur  unumschränkten  Repräsentation  des  Staatswillens  berechtigte 
Organ  der  selbst  als  Subjekt  der  Staatsgewalt  anzusehenden, 
Fürst  und  Volk  in  sich  schließenden  Staatspersönlichkeit 
erachteten.  Die  letztere  Auffassungsweise  ging  gerade  auf 
Friedrich  den  Großen  selbst  als  Urheber  zurück,  sie  wurde  ins- 
besondere auch  von  Suarez  und  überhaupt  dem  gebildeten 
Beamtentum  zu  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  geteilt. 

Die  Entstehung  der  „preußischen  Monarchie"  —  des  Hohen- 
zollemschen  Gesamtstaats,  dessen  „Provinzen"  in  gewissen  Be- 
ziehungen ihre  partikuläre  Staatsnatur  noch  bewahrt  hatten  — 
erklärte  diese  Richtung  unter  Heranziehung  des  natmrechthchen, 
angeblich  überhaupt  der  Bildung  eines  Staates  zugrunde  liegen- 
den „bürgerlichen  Vertrags".  „Der  preußische  Monarch  —  führte 
Suarez  in  seinen  anno  1791  und  1792  vor  dem  Ejonprinzen 
gehaltenen  Vorträgen  aus  ^)  —  ist  vermöge  der  Verfassung  des 
Landes  das  Oberhaupt  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  Cle  sieb 
unter  ihm  vereinigt  hat,  an  den  Zwecken  ihrer  Verbindung, 
d.  h.  an  der  Erhaltung  ihrer  Rulie  und  Sicherheit,  an  der  Be- 
förderung ihrer  Frivatwohlfahrt,  mit  vereinigten  Kräften  zu 
arbeiten.  Sie  hat  vermöge  des  bürgerlichen  Vertrags  den 
Gebrauch  und  die  Disposition  über  alle  ihre  vereinigten  Kräfte 
ihrem  Souverän  übertragen;  sie  hat  ihm  niemand  an  die  Seite 
gesetzt,  der  ein  Recht  hätte,  ihm  bei  den  Maßregeln,  die  er 
zur  Erreichung  der  Zwecke  des  Staats  nötig  findet,  bei  der  An- 

')  Kumptz,  Jahrb.,  41,  S.  46a.  S.  auch  Suarez,  Aphorismen  zur  all- 
t(tuiiiuii<Mi  RfM'hUlehre,  in  Siewerts  Materialien,  4  H.,  1801,  S.  7  f. 
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wendong,  die  er  Yon  den  vereinigten  Kräften  des  Staate  machen 
will,  Schranken  vorzuschreiben,  oder  ihn  in  der  Ausübung  der 
beschJossetien  Maßregeln  zu  hindern.  In  ihm  vereuiigen  sich 
ak)  alle  Rechte  der  bürgerliehen  CTesellschaf  t,  und 
dies  ist  es  eigentlicli,  was  seine  Souveränität  ausmacht/*  Aller- 
dings ließ  sich  aus  der  Welt  der  Tatsachen  keineswegs  der 
Nad]weis  erbringen,  daß  die  Bevölkerung  der  Hohenzollernschen 
lAnde  durch  förmhchen  Vertragsschluß  mit  dem  angestammten 
Herrecherhause  die  Absolutie  des  HohenssoUemkönigs  in  der 
von  Suarez  angenommenen  Weise  begründet  habe,  doch  der 
Zeitaaschauung  gemäß  erachtete  Suarez  es  schon  für  genügend, 
daß  die  Idee  des  bürgerlichen  Vertrags  ,,philoBophisch  wahr  und 
fcifie  edir  bequeme  Hypothese  sei,  um  daraus  die  Hechte  und 
Pflidsten  zwischen  Regenten  und  Untertanen  zu  erklären'}^*. 
Gerade  das  Verdienst  Friedrichs  d,  Gr.  war  es  aber,  daß 
dieser  zuerst  unter  den  Publizisten  der  im  Naturrecht  wurzeln* 
^ßn,  monarchistischen  Htaatsreclitsschule  auch  bei  der  Verfas- 
s^pform  der  Monarchie  den  Staat  nicht  schlechthin  in  der 
Herrscherpersünlichkeit  aufgehen  ließ,  sondern  Fürst  und  Volk 
gleichmäßig  als  Bestandteile  einer  einheithchen  Staatspersön- 
Hchkeit  hinstellte,  deren  Rechte  nur  der  Fürst,  wenn  auch  ab- 
^Tpüv,  auszuüben  berufen  sei.  In  dieser  Hinsicht  auf  den 
Schultern  Friedriciis  d.  Gr.  stehend,  sehrieb  auch  Suarez  ,,deni 
IWßiachen  Monarchen'*  nur  „die  Ausübung  aller  dem 
Staat  gegen  seine  MitgHeder  zukommenden  Rechte''  zu*). 
^We  Rechte  der  Obergewalt  oder  die  Souveränitätarechte'^  als 
^tren  eigenthches  Subjekt  ihm  die  im  Staat  vereinigte  ,,btirger- 
Ü^e  Gesellschaft*'  galt,  gliederte  Suarez  dabei  bereits  naeli 
dem  Vorbild  von  Montesquieu*)  in  die  gesetzgebende  {..welche 
i^  dem  Recht  besteht,  Vorschriften  äu  einteilen ,  nach  welchen 
^wohl  der  ganze  Staat  als  die  einzehien  Mitgüeder  desselben 
ihre  Handlungen  einrichten  sollen**),  die  vollziehende  und  die 
rielil^rliche  Macht*).  In  der  „Preußischen  Monarchie'*  war  ihm 
J^er  Hohenzollenikönig  —  mit  Rücksicht  auf  die  ahsorptive 
tWrtmgung  „aller  Rechte  der  bürgerliehen  Gesellschaft'*  auf 
%  Regenten  —  nicht  nur  „Quelle*'  der  richterhchen  und  der 
^^»llziehenden  Macht,  sondern  demselben  kam  auch  ,,das  Recht 
^^  gesetzgebenden  Macht  selbst  allein  und  ungeteilt*'  zu  und 

V  StoclÄel»  SuareK,  1885,  S,  384, 
TSloeijiel  8.  384. 

")  Httfeland.  Naturrecht,  1795,  8,  250. 
*)  Siewerta  Mat.,  4,  S.  11, 
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nur  „für  die  Ausübung  der  gesetzgebenden  Macht"  gab  es 
gewisse  äußere  einschränkende  Formen.  Als  solche  bezeichnete 
Suarez  ausdrückUch  einerseits  die  Vorschrift,  daß  „kein  neues 
Gesetz  dem  Landesherm  zur  Vollziehung  vorgelegt  und  pu- 
bliziert werden  solle,  worüber  nicht  zuvor  die  GesetzkommissiQn 
mit  ihrem  Gutachten  vernommen  worden  (KabO.  14.  April  1780, 
Patent  29.  Mai  1781)";  andrerseits  die  Kompetenz  der  provinzial- 
partikulären  Stände:  „Die  Stände  der  verschiedenen  Provinzen 
sollen  über  die  zu  gebenden  neuen  Gesetze  vernommen  werden, 
wenn  dieselben  Rechte  der  Bürger  des  Staats  unter  sich  oder 
gegen  den  Staat  bestimmen,  insofern  es  dabei  auf  Landesv^ 
fassung  und  Privilegien  der  Stände  ankommt;  diese  Einrichtung 
gründet  sich  auf  Privilegia  und  Verträge  zwischen  dem  Landes- 
herrn  und  den  Ständen,  welche  bei  jedesmaügen  RegierungsverSn- 
derungen  erneuert  und  bestätigt  werden^)."  Diese  von  Suares 
anerkannten  äußeren  Einschränkungen  der  Ausübung  des  Gesetx- 
gebungsrechts  des  Königs  waren  jedenfalls  an  sich  dem  ab- 
soluten Recht  des  Herrschers  nicht  entgegen,  da  sie  nur 
auf  einer  beratenden  Stimme  der  Gesetzkommission  und  dor 
Stände  basierten,  von  welcher  der  König  selbst  jederzeit  ab- 
strahieren konnte  %  Andrerseits  trat  auch  infolge  der  Beteiligung 
der  Gesetzkommission  imd  der  Stände  bei  der  landesherrlichen 
Gesetzgebimg  bereits  für  den  Hohenzollemschen  Gesamtstaat 
des  18.  Jahrhunderts  der  Unterschied  zwischen  Gesetzesinhatt 
und  Gesetzesbefehl  (Sanktion)  recht  deutlich  hervor'). 

So  großen  Beifall  nun  auch  im  einzelnen  diese  die  positiven 
Rechtsinstitute  der  preußischen  Monarchie  betreffenden  Kon- 
struktionen in  der  „preußischen  Nation"  ünden  mochten  —  so 
herrschte  doch,  wie  gesagt,  innerhalb  der  letzteren  in  bezug 
auf  den  letzten  Endes  in  Betracht  konunenden  Ursprung  des 
absoluten  Herrscherrechts  des  Hohenzollemkönigs  eine  klaffende 
Meinungsverschiedenheit,  indem  eben  viele  gerade  „den  König 

*)  Siewertß  Mat.,  4,  S.  27—29,  82. 

V  Vgl.  Koaer  in  Hiat.  Zeitschr.,  61,  S.  265. 

•)  KabO.  V.  17.  November  1793,  die  Umarbeitung  des  Allgemeinen  Ge- 
BetzbuchB  betreffend:  „müssen  keine  Yerordnmigen  darin  enthalten  sein,  die 
specialiter  die  landesherrliche  Sanction,  mithin  die  Gesetxei- 
kraft  noch  nicht  erhalten  haben.  Um  deswillen  müssen  alle  ^tce,  die 
das  Staatsrecht  and  die  Regierungsform  betreffen,  ingleichen  aUe  neue,  aus 
den  bisher  bestandenen  Gesetzen  nicht  fließende  .  .  .  Vorschriften  und  Ver- 
ordnungen aus  diesem  Gesetzbuche  weggelassen  werden,  bevor  Ich  desselben 
Bekanntmachung  in  der  Absicht,  solchem  Gesetzeskraft  bei- 
zulegen, verordnen  kann"  Kamptz,  Jahrb.,  62,  S.  141. 
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*!er  Könige**  als  den  unmittelbaren  Reehtsurheber  der  absoluten 
ilacht  der  preiißiscben  Krone  angaben  *).  Diese  Differenz  fand 
fach  keinen  endgültigen  rechtUchen  Anstrag,  als  das  Allgem. 
liuidrecht  für  den  ganzen  üiufang  des  damaligen  HobenzoUem- 
scbea  Ge-samtataats  dem  Hohenzollernabsolutismus  eine  formal* 
gesetiüche  Fassung  verlieh.  Die  §§  1  f .  H  13  -.Ulgem.  Laiidrecbts 
lieiSen  allerdings  den  Standpunkt  erkennen,  daß  der  Hohen- 
zollernkdnig  das  an  sich  zur  unumseliränkten  Repräsentation 
des  Staatswillens  berufene  Organ  der  selbst  als  Subjekt  der 
I  Staatsgewalt  gedachten  juristischen  Staatspersönlichkeit  sei.  Jhni 
[legten  auch  die  §§  5  f .  II  13  im  einzelnen  zwar  nicht  nach 
j  8mrea'  Gliederung  die  gesetzgebende,  vollziehende  und  richter- 
Macht,  wohl  aber  in  relativ  vollständiger  „Enumeration*)'*  die 
'  ?iM&J6stätßrechte*'  ausachheßhch  bei,  welche  man  damals  vom 
Standpunkt  des  jus  pubUcum  universale^)  und  der  deutschen 
^tsrechtstheorie  *)  als  spezifische  Elemente  des  Souveränitäts- 
begriffs  ansah.  Auch  deutet€  die  Einleitung  zum  Allgem.  Land- 
recht  mit  Bezug  auf  die  Gesetzkommission  direkt  {§§  7 — 9),  mit 
r  B^Qg  auf  die  provinzial-partikulären  Stände  *}  indirekt  (§  2)  an, 
1^  selbige  dem  Landesherm  nur  ratgebend  bei  der  Aus- 
öWng  seines  Gesetzgebnngsrechts  (§§  6,  7  II  13)  nach  Belieben 
KOT  Stnte  standen.  Im  übrigen  aber  sanktionierte  das  Allgem, 
Laiidrecht  weder  formell  die  Theorie,  daß  die  absolute  preußische 
^^'niarchie  durch  einen  ,, bürgerlichen  Vertrag'*  entstanden  eei^ 
■ '^'li  fand  in  ihm  der  Gedanke,  daß  in  den  Institutionen  des 
Hohenzollemschen  Gesamtstaats  eine  übermenschhche  Anord- 
nung sich  direkt  verwirkliche,  eine  unzweideutige  Anerkennung, 
^h  auch  —  umgekehrt  —  Verwerfung,  In  einzelnen  Insti- 
tutionen des  Allgem,  Landrechts  verrät  sich  freilich  indirekt 
eine  Anschauung,  welche  in  dem  Staat  grundsätzlich  eine  Bildung 
™  diesseits  der  Erde  zu  sehen  geneigt  ist®).  Doch  werden 
fcrchaus  nicht  alle  entscheidenden   Konseqnenzen  einer 


*)  Tgl.  auch  FreihejT  von  Moser  uudSchlözer  über  die  öberate  öe- 
'»it  bn  Staate  mit  Anmerkungen  eine»  Ünpartejischen,  Heißen  1704*  („Zwei 
^ßftiicT  .  ,  .  Todfemde  de»  DesiK>tiftmiiß  [antworten  auf]  die  alte,  aber  in 
'"■•enj  Tagen  verjüngte  Frage:  Wie  erlangt  der  Herrscher  das  Eeiilit  zu 
^«n%elim?  .  .  ,  der  eine:  Nicht  anders  ala  durch  Oqü;  der  andere i  Nicht 
«•lim  all  durch  Vertrag/^ 

*)  Koch,  Korn.  z.  ALR.,  IT,  S.  768. 

*)  S  ti a  r  e  £  ^  AmÜ.  Vortr.  bei  der  Schliißreviflion  in  Kamptz  Jahrb.,  41»  S,  14Ö, 

')  Ptietter,  Inslitutiones  Juria  Piiblici  Qerm.,  1S02,  XXXH  f* 

^)  HnbrJchf  Annalen  dee  Deutschen  Reichaj  1907,  S.  114. 

♦)  8.  §  1  f.  n  11. 
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solchen  prinzipiellen  Vorstellungsweise  gesetzlich  sanktioniört, 
insbesondere  ist  nicht  das  volle  Staatsbürgerrecht  einem  jeden 
Einwohner  des  HohenzoUemstaats  ohne  Rücksicht  auf  die  rÄ- 
giöse  Überzeugung  verliehen.  Mit  dem  in  den  §§  1  f.  11  IS 
Allgem.  Landrechts  sich  ausprägenden  Satz,  daß  der  Hohen- 
zoUemkönig  das  zur  unumschränkten  Repräsentation  des  Staate- 
willens  berufene  Organ  der  selbst  als  Subjekt  der  Staatsgewalt 
gedachten  StaatspersönHchkeit  sei,  bUeb  bei  diesem  Tatbestand 
in  gewissem  Sinne  sogar  die  Anschauung,  welche  in  dem  Eöiug 
den  von  Gott  bestellten  Landesvater  oder  sogar  Pro-Deus  e^ 
blickte,  vereinbar.  Sie  zog  auch  für  die  Folge  bis  in  das 
19.  Jahrhundert  hinein  in  gewissem  Sinne  Nahrung  aus  dem 
fortgesetzten  Gebrauch  der  offiziellen  Praxis,  den  Hohenzollem- 
könig  „Landesvater"  und  „von  Gottes  Gnaden"  zu  nennen. 
Jedenfalls  konnte  aber  die  auch  in  der  Folgezeit  nach  Ema- 
nation des  Allgem.  Landrechts  im  gesamten  Preußentum  sidi 
fortsetzende  Differenz  darüber,  ob  in  der  absoluten  Hohen- 
zollernmonarchie  eine  unmittelbar  gottgewollte  Einrichtimg  oder 
das  Produkt  einer  rein  irdischen  Entwicklung  zu  sehen  sei, 
nicht  den  §§  1  f .  II  13  Allgem.  Landrechts  die  verbind- 
liche Kraft  formalgesetzlicher  Anordnungen  nehmen. 
Die  Bestimmung  des  §  1  11  13  Allgem.  Landrechts,  daß  der 
König  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Staats  gegen  seine  Bürger 
und  Schutzverwandten  in  seiner  Person  vereinige,  traf  auch  in 
der  ihr  eigenen  Formulierung  das,  was  den  eigentUchen  Kern 
des  Begriffs  „monarchisches  Prinzip"  im  Gegensatz  zum  „de- 
mokratischen Prinzip"  ausmacht,  nämhch  den  Gedanken,  daB 
der  Fürst  und  nicht  „das  Volk"  als  das  spezifische  Organ  zor 
Repräsentation  des  Staatswillens,  der  an  sich  der  Staatspersönlid»- 
keit  selbst  als  Subjekt  zustehenden  Staatsgewalt  anzusehen  sei^)' 

^)  So  8])raoh  auch  Siiarez  selbst  ohne  weiteres  Bedenken  von  dtf 
„^loiiarchischeii  Regierungsform**  der  dem  HohenzoUemszepter  nnterstehendc^ 
Lande,  Stoelzel  S.  384;  S.  378:  „in  dem  AGB.  von  1791  sei  kein  einzig«* 
Satz  namhaft  zu  machen,  der  mit  den  Gnmdsätzen  einer  Souverainen  wfi 
narchischen  Verfassung  nicht  völlig  cornj)abil)le  wäre,  der  in  unserer  gegtf^ 
wärtigen  Staatsverfassung  nicht  schon  wirklich  gegolten  hätte/  Femer  «dx' 
den  imterm  28.  Mai  1821  m  betreff  der  Verfassungsfrage  dem  König  Fried 
rieh  Wilhelm  III.  eingereichten  Bericht  (Preuß.  Jahrb.,  29,  S.  453):  „Di 
Verfassung  des  preußischen  Staats  steht  unzweifelhaft  fest  als  eine  rein  mc 
narchische,  darüber  bedarf  es  keiner  neuen  Urkimde.  Sicherheit  des  Eigei 
tums  und  der  Person,  Handhabung  der  Rechte  für  und  über  alle  beruhe 
auf  dem  Land  rechte,  und  die  Gerichtsverfassungen  bedürfen  ebenfiill 
keiner  neuen  Urkunde.  ...  Es  bleibt  da,  wo  eine  Verfassungsnrkande  ei 
lassen   werden   soll,  nur  die  offene  Wahl,   entweder  das  rein  monnrchiMl 
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Kser  Gedanke  blieb  überhaupt  allein  gerade  in  der  positiven 
(fassmig,  welche  ihm  §  1  II  13  Allgeni.  Landrech ta  verliehen, 
luid)  naclidem  aus  dem  Hohenzollenischen  Gesamtstaat  zu  Beginn 
[dt»  19.  Jahrlnmdert^  der  preußische  Einheitsstaat  geworden,  die 
[sutallverbhidhchem  Gehorsams?. wang  ausgestattete  Rechtsnorm, 
jimd  es  läßt  sich  durchaus  jedenfalls  bis  zu  den  Märzereignissen 
ITan  1848   kein   Akt   der   Reelit^ordnuag   nachweisen,    welcher 
Im  St*inde  gewesen,  den  §  1  II  13  in  seiner  formalgesetzlichen 
EU  alterieren.    Bürgerte  sich  aneh  der  Ausdruck  „monar- 
^lisehes  Prinzip*'  erat  seit  den   französischen  Ereignissen  von 
lUA  allmählich  in  Deutschland  und  auch  speziell  in  Preußen 
Nitt,  80  iet  damit  doch  nicht  ausgemacht,  daß  alle,  die  den  Aus- 
limok  anwandten,  Dm  in  dem  Sinne  König  Ludwigs  XVITI,  ver- 
IstDideii  und  daß  dieser  Gebrauch  ilira  sofort  für  das  positive 
1  Staatsrecht  Preußens   und   anderer   deutscher  Staaten   die  Be* 
Deutung  verschaffte,  die  er  für  die  Tragweite  der  Charte  vom 
4  Juni  1814  allerdings  besaß.     Namentlich  ist  die  Denkw^eise 
|«iie8  Ludwig  XVIII,   nicht   von   Hardenberg   bei   dessen   be- 
kannter liberahsierender  Geisteerichtung  anzunehmen.    Harden- 
fc«^  veretand  unter  ,, monarchischem  Prinzip^ ^  nichts  anderes 
[  »b  eine  Verfassungseinrichtuug,  die  dem  Fürsten  die  alleinige 
I  TrÄgerscbaft  der  Staatsgewalt  beließ,  und  weder  ,,das  Volk'\ 
noch  dessen  Repräsentanten  zu  wahren  Mitträgem  der  Staats- 
gewalt machte.     In  diesem  Sinne  wollte  Hardenberg  schon  in 
mntT  über  die  Reorganisation  Preußens  abgefaßten  Denkschrift 
Tom  September  1807  die  „Idee  einer  Nationalrepräsentation 
ohne  Abbruch  der  monarchischen  Verfassung^*  adoptiert 
«hm.    Indem   er  dabei   die  „Repräsentanten''  mit  den  staat- 
Üthen  Verwaltungsbehörden    zu    gemeinschaftlicher    Tätigkeit 
vemnigen  wollte,    bemerkte   er   (Ranke,    Denkw.  des    F.  von 
Hai-deoherg    IV    S.  26):    „Der    Begriff    gefährlicher    National^ 
^«rgammlungen  paßt  nicht  auf  sie*    Durch  die  Amalgamierimg 


^ 


PfiiüQp  {«sUetiluUten  aiiil  daher  sich  auf  berat Ih ende  Lftöilfltände  zu  beachränken, 
**«r  tlmi  <Ui  demokra tische  Prinzip  wirklieh  beiztxfügen.*^  —  Angesichts  der 
ioifalirtiiijifen  des  Textes  eiw^beint  e«  jedenfaUt  für  die  Frage  der  Fortdauer 
^^  S  1  11  13  ALR,  une-rheblicb»  daß  einerseite  Stein  in  seiner  Denkachnft 
^^  18(W  an  eine  ^Teilung  der  Staatsgewalt*'  zwischen  dem  StaBt^oherhatipt 
ia»(j  4^  f%teüvertreteni  der  Nation  dachte,  andrerseits  ein  bü  kotiiervativer 
I^^Tiüiiclier  Staatsmann  wie  Äncillon  in  «einer  Schrift  über  Souveränität 
^  St««yverfaBfFiingeny  2.  Aufl.,  S.  lö  »ich  eine  liesclirankte  MonarL*hie  nur 
*^  tiem  Prinzipe  der  rwischen  Mcmarch  und  Standen  geteilten  Staatsgewalt 
bebtet  vtjrstellen  konnte.  JelHnek  S»  457.  Kaufmann  S.  43.  S.  auch 
ä  1  E<likt  und  Hauagesetz  vom  17,  Dezember  1808,  pubU  6.  November  180B. 

14* 
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der  Repräsentanten  mit  den  einzelnen  VerwaltimgsbehördflD 
wird  sie  den  Nutzen  gewähren,  ohne  den  Nachteil  zu  haben.  . 
Sie  soll  keinen  besonderen  konstitutiven  Körper,  keine  eigne 
Behörde  bilden^)/'  Nicht  minder  wollte  das  durch  von  Schöa 
entworfene  poUtische  Testament  des  Freiherm  von  Stein  vom 
24.  November  1808  bei  seinem  noch  bestimmteren  Hinweis  auf  ■ 
die  Notwendigkeit  „einer  allgemeinen  Nationalrepräsen- 
tation" im  Grunde  keine  Schwächung  der  königlichen  Voll- 
gewalt: „Regierung  kann  nur  von  der  höchsten  Macht  ausgehen. 
Sobald  das  Recht,  die  Handlungen  eines  Mituntertans  zu  be- 
stimmen xmd  zu  leiten,  mit  einem  Grundstück  ererbt  oder  e^ 
kauft  werden  kann,  verliert  die  höchste  Gewalt  ihre  Würde  . . . 
Nur  der  König  sei  Herr,  insofern  diese  Benennung  die  Poli» 
gewalt  bezeichnet  und  sein  Recht  übe  der  aus,  dem  er  es  jedee- 
mal  überträgt  .  .  .  Derjenige,  der  Recht  sprechen  soll,  hänge 
nur  von  der  höchsten  Gewalt  ab,  die  Aufhebung  der  Patrimoniel- 
Jurisdiktion  ist  bereits  eingeleitet  .  .  .  Das  nächste  Beförde- 
rungsmittel scheint  mir  eine  allgemeine  Nationalrepräsentation. 
Heihg  war  mir  und  bleibe  uns  das  Recht  und  die  Gewalt 
unsers  Königs.  Aber  damit  dieses  Recht  und  diese  unum- 
schränkte Gewalt  das  Gute  wirken  kann,  was  in  ihr  liegt,  schien 
es  mir  notwendig,  der  höchsten  Gewalt  ein  Mittel  zu  geben, 
wodurch  sie  die  Wünsche  des  Volkes  kennen  lernen  und  ihren 
Bestinmaungen  Leben  geben  kann*)."  Hiemach  sollte  audi 
nach  Einführung  einer  allgemeinen  Nationalrepräsentation  dem 
Hohenzollemkönig  die  „höchste",  „imumschränkte"  Gewalt  ve^ 
bleiben  und  dieselbe  noch  durch  Aufhebung  der  gutsherrUchen 
Polizeigewalt  und  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  in  ihrem  Kern 
verstärkt  werden,  während  die  allgemeine  Nationalrepräsentatic» 
für  den  König  ledigUch  ein  Mittel  zur  Erkimdung  der  Wünsche 
des  Volks  und  mithin  nur  mit  beratender  Stimme  begabt  sein 
sollte.  Dabei  fußte  die  Ausarbeitung  von  Schöns  gerade  arf 
einer  Anschauungsweise,  welche  in  dem  Staat  gnmdsätzUch  keine 
überirdische  Einrichtxmg  sehen  mochte:  „Der  imerschütterliche 
Pfeiler  jedes  Thrones,  der  Wille  freier  Menschen,  ist  ge- 
gründet", heißt  es  daselbst.  Fehlte  also  auch  vor  1814  im  Hohea- 
zollemstaat  der  Ausdruck  „monarchisches  Prinzip**  —  der  Sadi« 
nach  war  sein  eigentUcher  Kern  wohlbekannt  und  zwar  bestand 

^)  „bei  dem  Ministerium  nur  eine  ConsultativBtimme  .  .  .  könnten  di« 
Repräse.  tauten  den  Beisitz  haben.  Ihnen  müßte  der  freie  Zutritt  la  dtf 
Person  des  Koni  s,  auch  allein,  stets  offen  stehen.** 

^  Roenne,  Staatsrecht,  I,  S.  38. 
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r  gerade  in  der  positiven  Formuliertmg  des  §  1 II 13  AUgein.  Land- 
ete EU  Recht,  welch  letzterer  überhaupt  die  fomialgesetEÜche 
titsbasis  für  alle  späteren  in  den  leitenden  Kreisen  gehegten 
igsbestrebungen  blieb,  die  vor  1848  an  sich  nicht  über 
Beschränkung  der  kömglichen  Vollgewalt  als   nur    durch 
beratende  ständische  Stimme  hinausgehen  mochten.    Dem 
ig  traft  des  §  1  11  13  Allgera.  Landrechts  das  ganze  jus  der 
fttögewalt,  den  ,, Landesrepräsentanten'*  und  den  Provinzial- 
□den  nur  ein  gewisses  votum  consultativum  auf  dem  Gebiete 
;  exercitium  der  Staatsgewalt  —  das  war  besonders  der  Grund- 
le  sowohl  der  Verordnung  vom  22.  Mai  1815i  wie  der  die 
nzialständiöche  Einrichtung  betreffenden  Gesetzgebung  von 
und  1824;  es  war  ein  Grundgedanke,  mit  welchem  auch 
Jenbergs   ,Jdeen    zu    einer  landstündischen  Verfassung  in 
&n"i}  harmonierten^  in  welchen  er  im  August  1819  einer- 
die  Befestigung  des  jetzt  ausdrücklich  so  genannten  „mo- 
ifiarchisehen   Prinzips"   betonte,   andrerseits   die   Bildung  eines 
'•Dgemeinen  Landtags  wesentlich  bloß  mit  beratendem  Votum 
hei  der  Gesetzgebung  und  ohne  alle  Einmisehung  in  die  Ad- 
MiBistration   empfahl.*)     Auch    die   LTnterscheidung    zwischen 
JUS  und  exercitium  der  Staatsgewalt  bürgerte  sich  nicht  etwa 
eiBt  als  Folge  der  Charte  vom  4.  Juni  1814  in  Preußen  ein; 
öe  war  in  Deutschland  schon  seit  der  Zeit  Bodins  bekannt  ge- 
worden  und  niemals  in  Vergessenheit  geraten.^)    Als  dann  der 
rDeuteche  Bund  im  Artikel  57  der  Wiener  Schlußakte  vom  8.  Juni 
[1^20  die  Wahrung  des  „monarchischen  Prinzips*'  bei  der  Lösung 
[der  Verfassungsfrage   in    der   Forniuliei-ung    als   Bundespflicht 
Uer  Gliedstaaten  beschloß,   daß,    „da  der  Deutsche  Bund  mit 
bme  der  freien  Städte  aus  souveränen  Fürsten  bestehe, 
wm  Iderdurch  gegebenen   Grundbegriffe  zufolge  die  gesamte 


*)  Treitflchke»  Deutictte  Gesdiichte,  U*  S.  635.  Preuß.  Jahrb.,  Bd.  519, 
I  Ä.  Ö8^  450,  451. 

^  Preaß,  Jahrb.,  Bd.  29,  S.  351,  443, 

*)  Kicht  nreret  in  dem  von  Könifr  Wdhclm  1.  den  württembergifichfm 
8tiB4ai  Torgdegten  Verfa«tmgsentwurf  v.  a  März  1817  (Poelitz  I,  377) 
fc<3«l  lieh  die  ancb  im  Art.  67  W8chA,  rezipierte  FusHimg  „des  manarchiflchen 
J*>mriiiB*  (saJellinek  S,  45^,  Kaufmann  S.  45);  schon  in  der  Recle  König 
^rifdndai  L  am  16.  März  1815  bei  Eröffnung  der  württembergifichen  Stände 
T«mmmkng  heißt  rs:  ^Die  jjemäulu'he  Freiheit  and  die  bürgerlichen  Ret^hte 
^v  einzeln €m  sind  darin  (d,  h,  in  den  „GmndÄÜgen  der  vom  König  Friedrich 
'S«!  Stloden  vorgelegten  VerfaBSimgsurknnde" )  gesichert  und  die  Nation  wird 
^trcfa  Stellvertreter  berufen,  aich  mit  dem  Staatsoberhaupt  zur  Ausübung  der 
^•dütfadsten  Hechte  der  Begiemupgewalt  xii  vereinigen"  (Poelitz  Ij  366), 
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Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staats  vereinigt  bleib 
müsse  und  der  Souverän  durch  eine  landständische  Ver&ssu: 
nur  in  der  Ausübimg  bestimmter  Rechte  an  die  Mtwirkuj 
der  Stände  gebunden  werden  könne",  besagte  dieser  Wortlaut 
doch  nicht  unmittelbar,  daß  „das  monarchische  Prinzip"  als  eii 
unmittelbar  gottgewollte  Einrichtung  in  dieser  Weise  zu  wahre 
sei.  Mögen  auch  derartige  Vorstellungen  bei  der  Beschliefloo, 
des  Artikels  57  zu  einem  guten  Teil  mitgewirkt  haben*),  insbesoi 
dere  nach  dem  Vorbild  der  französischen  Charte  vom  4.  Juni  1814 
so  war  sein  Wortlaut  doch  auch  mit  einer  Auffassung  vereinbar 
welche  in  der  allmähUch  vom  deutschen  Fürstentum  erlangtoi 
Trägerschaft  der  gesamten  Staatsgewalt  das  positive  Resultat 
einer  rein  irdischen  Entwickelung  erbUckte,  welches  um  so  mehi 
zu  wahren  sei,  als  sein  Gegensatz,  „das  demokratische  Priniip" 
„die  Volkssouveränität",  nach  Ausweis  der  neueren  Geschieht 
mit  einer  schweren  Störung  des  bürgerUchen  und  staaüichei 
Friedens  verknüpft  gewesen  sei.*)  So  konnte  die  Wägung  de 
unmittelbaren  Wortlauts  von  Artikel  57  Wiener  Schlußakte  iin< 
von  §  1  II  13  Allgem.  Landrechts  an  sich  keine  Unvereinbarke' 
beider  Bestimmungen  miteinander  geben,  und  das  preußiscb 
Königtum  hat  selbst  nicht  gezaudert,  im  Dezember  1831  Ac 


^)  S.  auch  Bundesbeschluß  v.  16.  Augost  1824:  „I.  Es  soll  in  allen  Bond« 
Staaten,  in  welchen  landständische  Verfassungen  bestehen,  strenge  darüb 
gewacht  werden,  damit  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  durch  die  lais 
ständische  Verfassung  zugestandenen  Rechte  das  monarchische  Prinz 
unverletzt  erhalten  bleibe."     Zacharia'e,  Verfassungsgesetze,  I,  S.  30. 

*)  In  seiner  berüchtigten  Denkschrift  über  den  Unterschied  zwisch« 
einer  „landständischen"  und  einer  „Repräsentativ"-Verfassung  sprach  Gen 
von  den  „unvertilgbaren,  von  Gott  selbst  gestifteten  Standes-  und  Rechtsnntc 
schieden".  C.  Welcker,  Wichtige  Urkunden  1844  S.  222.  Treitschl 
n  S.  667.  Hubrich,  Die  parlamentarische  Redefreiheit  S.  181.  Vgl.  Deutsdi 
Fürstentum  S.  80. 

')  Vgl.  Treitschke  m  S.  21 :  „Der  Wortlaut  des  Artikels  erschien 
dehnbar,  daß  sich  jede  der  bestehenden  Verfassungen  zur  Not  damit  vertr 
und  Bayern  ebenso  unbedenklich  wie  Sachsen  und  Hannover  zustimm 
konnte.  An  den  vorhandenen  Zuständen  änderte  die  Verkündigung  des  n 
narchischen  Prinzij)8  nichts."  Der  Paragraph,  daß  der  König  das  Oberhan 
des  Staats  sei,  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  in  sich  vereinige  und  sie  unl 
den  von  ihm  gegebenen  Bestimmungen  der  VU.  ausübe,  wurde  in  die  baj 
rische  Verfassung  v.  26.  Mai  1818  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Ministeri 
konferenz  v.  21.  April  1818  nach  einem  Antrag  Zentners  eingefügt,  um  „d 
Charakter  der  Monarchie"  gegenüber  den  den  Ständen  eingeräumten  Recht 
^schärfer  auszudrücken".  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht,  I,  S.  862,  3c 
Vgl.  Treitschke  H  S.  617,  538,  669. 


dem  Satz  zu  bekennen*):  „Was  siu  den  Hoheitsrecht^n  des 
ftteoberhauptes  gehört  und  was  unter  dem   Fiskus  zu  ver* 

?teben  sei,  ist  in  den  Titeln  13  und  14  des  2.  Teils  des  Land- 
miiU  genau  bestimmt*',  und  damit  auch  die  Fortdauer  des 
§  1  11  13  AUgem,   Landrecht^  zu   bejahen.      In   der  poeitiven 

^Fiseuüg  der  preußisciien  Gesetzgebung  kommt  selbst  ..d^s 
nonarchische  Prinzip'*  xuerst*)  in  der  Zensur- Instruktion  vom 

|31.  Jauuar  1848  vor:  ,Jn  Beziehung  auf  die  Verfassung  dürfen 
bm€ Äußerungen  gedruckt  werden,  welche  das  monarchische 
Prinzip  des  preußischen  Staats  oder  die  den  bestehenden 
itäütJischen  Institutionen  desselben  grundsätzHch  vorgezeicbneteu 
Grundlagen  angreifeuj  oder  zur  Unzufriedenheit  mit  deni  mo- 
üarchischen  Prijizip,  oder  mit  den  gedachten  Institutionen  auf* 

l'XQmsen  suchen^)/*  Gewiß  haben  vor  1848  während  der  Re- 
gierung sowohl  Friedrich  Wilhelms  III,,  wie  Friedrich  Wilhelms  W. 
emflußreiehe  Kreise  in  Anlehnung  an  die  von  dem  ,3<?ötaurator 
der  Staats^assenschaft''  von  Haller  ausgestreuten  Ideen  imd  in 
dem  Könige  nicht  einen  bloßen  Menschen,  sondern  einen  Ver- 
Ureter  Gottes  sehend*)  gegen  die  dem  staatsrechtlichen  Gebiete 
ingehOrenden  Rechtssätze  des  Allgem,  Landreehts  wegen  der 
anders  gearteten  prinzipiellen  Staatsauffassung^  welcher  die  Ver- 
faBser  des  AUgem.  landreehts  gehuldigt,  stark  geeifert^).  Jedoch 
bunte  dadurch  den  positiven  staatsrechtlichen  Sanktionen  des 
AUgem.  Landrechts  in  keiner  Weise  die  Kraft  formal- 
gesetzlicher  Anordnungen  genommen  werden.  Selbst 
4ie  von  Friedrich  Willielm  IV.  persönlich  bei  feierlichen  An- 
liaeeii  wiederholt  abgegebene  Erklärung,  daß  er  „die  ganze 
ffeibeit  der  Köuighchen  Machtvollkommenheit''  als  ein  un- 
^ttelbares  Lehen  von  Gott  empfangen,  wurde  niemals  zu  einer 
ttinualgesetzHchen  Anordnung  erhoben,  so  daß  auch  unter  diesem 
Herrscher  dem  §  1  11 13  Allgem.  Landrechts  die  einmal  erlangte 

*)  Eib.O«  V.  4,  Dezember  1631,  Berickt  des  StaataminiBteriiiina  v.  16.  Ho- 
^eaher  1831  (GS,  1831  S,  255).    Die»  tmd  zahlreiche  ähnliche  BeiBpiele  über- 
^t  Lanri^olle.  Köuij^Tim,  S.  Ö9* 
*)  Lanrizolle  S.  16. 
■)  GS.  1S43  S.  29. 
*)  v,  Lanri^fjUe  S,  ö3,  6L 

*^)  Hall^r.  Restauration  der  StaalHwii^Bensdiaft,  I,  S.  185  f.  W,  ▼*  K^ 
*%t  Worte  über  die  im  Preaß.  ALE.  aua;2:eBpn:)chenen  staabireclitlidiGn 
"^adsftU*.  Berlin  u.  Stettin  1828.  Lanrizolle,  Über  Königtum  mid  Land* 
iJjÄftdc  in  l*reußeJi,  184*?,  S.  61  f.  Dagegen  Buch  holz,  Yerteidignnff  der 
dea  Preuß.  LR,  gegen  die  B es cbuldi jungen  eiii<^  ün genannten, 
18^8.    Vgl.  T  b  o  en  e ,  Preuß.  Privatrechi,  I,  S,  24  f .    H.  S  i  m  ü  n  n  S.  37. 
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Bedeutung  als  gesetzliches  Fundament  für  die  königliche  Trägei 
Bchaft  der  preußischen  Staatagewalt  Terblieb  ^),  Die  Stürme  dei 
Jahres  1848  änderten  in  Preußen  nichts  an  dem  Grundsatz 
daß  der  König  alleiniger  Träger  der  gesamt-en  Staatsgewalt  sei, 
wenngleich  er  nunmehr  verfassungsmäßig  hinsichtlich  der  Aus- 
übung der  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Befugnisse  an  die  Mit* 
Zustimmung  bestimmter  Organe  gebunden  sein  sollte.  In 
keinem  Augenblick  hat  Friedrich  Wilhelm  IV.  neben  sich  einen 
andern  Mitträger  der  preußischen  Staatsgewalt  anerkannt*).  De* 
§  1  n  13  Allgem.  Landrecbts  blieb  nacli  wie  vor  die  fimdÄ* 
mentale  staatsrechtliche  Wahrheit  hi  Preußen.  Die  Richtsehiiir, 
nach  welcher  die  preußische  Staatsregiemng  auch  nach  dem 
18.  März  gehandelt,  kennzeichnete  der  Ministerpräsident  Camp- 
hausen  am  30.  Mai  1848  in  der  Berhner  Nationalversammlmigj 
mit  den  Worten*}:  ,,Keinesweg8.bahen  wir  die  Lage  so  aufgefaßt» 
als  sei  durch  die  Märzereignisse  eine  vollständige  Umwäkung 
eingetreten,  als  sei  die  ganze  Verfassung  unsers  Staates  mt 
geworfen  worden,  als  habe  alles  Vorhandene  aufgehört,  recbüici 
2U  bestehen,  als  müßten  alle  Zustände  rechtlich  neu  begründel 
werden.  Im  GegenteiL  Im  Augenblick  seines  Zusammentretend 
bat  das  Miniat-erium  sich  darüber  geeinigt,  dies  als  eine  Frag 
seiner  Existenz  anzusehen,  daß  der  damals  zusammengemfeD 
Vereinigte  Landtag  wirklich  und  ungeachtet  der  dagegen  eil 
gegangenen  Petitionen  zusammentrete,  daß  aus  der  bestehende 
Verfassung  heraus  mit  den  gesetzHchen  Mitteln,  die  sie  darbe* 
in  die  neue  Verfassung  übergegangen  werde,  ohne  das  Born 
abzuschneiden^  welches  das  Alte  an  das  Neue  knüpft/'    Geraj 


^)  8.  auch  die  Bernfniig  üut  §  6,  6,  11  13  ALE,  im  Gntacliten  ä 
JaBtizftbteüimg  des  Staaterats  v,  28.  Oktober  1845,  Hubrieht  Verwaltmi| 
archiv,  XIII,  S.  479. 

•)  Das  von  Friedrich  Wilhelm  IV.  entworfene  Prüg^ratnni  v,  8.  NoTemb 
1040  «tdlte  dem  neaen  Miiiist^rpriflideiiteQ  Gr.  v.  Brandenburg  tu  er^t« 
Linie  die  Aufgabe,  „die  Soiiverftnität  der  Krone  gegen  die Sonverämtätegelüs 
dtsT  preuß.  log.  Nation  aJveirBnmmhing  entscliiedeti  nnd  »iegreich  aufrechl 
xuerhalten''.  t.  Peteredorf  f,  1900,  S.  114.  Thronrede  Friedriab  Wilhelms 
bei  Erotnung  des  l,  VL.  v.  IL  Aprü  1847:  „Mein  Yolk  wOl  nicht  da» 
rsgiermi  von  RepräaeDtanten,  die  Schwächung  der  Hoheit^  die  Teilung 
Sonveritiitat,  das  Brechen  der  Vollgewalt  seiner  Könige,  die  ihm  seine 
eohichte,  aeiue  Freiheit,  seinen  Wohlfitftnd  begründet  und  seine  leuer»tJ 
Emm  (jen  schuften  all  ein  »chä  \z  en  könn  en/  Lanristollef  Bechtsqnell  en,  S,  101 
a  Wich  A.  EHaÖ  v,  10.  September  1848  (MBl  f.  d,  i.  ¥en*%  S.  249):  BilUi 
dm  PriniipB^  dnß  ili^r  Nationalversamnünng  ^die  Festsetzung  von  Verwaltui 
mä&p^elü  ni 
Stettin 


die  Kontinuität  der  Rechtsentwicklung  zm  sichern,  wurde 
iaher  nach  Einliolung  des  Rates  und  der  Zastimmung  des 
E,  Vereinigten  Landtags  als  des  derzeitigen  ».gesetzmäßigen  Or- 
ions des  Landes**  neben  der  Krone  die  Verordnung  vom  6.  April 
1848  ,,über  einige  Grundlagen  der  künftigen  preußischen  Ver- 
ÖBSung"  und  das  ,, Wahlgesetz  für  die  zur  Vereinbarung  der 
preußischen  Staatsverfassung  zu  berufende  Versammlung''  vom 
8.  April  1848  erlassen.  Obwohl  sodann  manche  Stimmen  der 
Berliner  Nationalversammlung  die  Rolle  einer  den  souveränen 
Volkswillen  repräsentierenden  Konstituante  beimaßen,  bat  die 
Staatsregierung  einen  derartigen  Standpunkt  niemals  anerkannt 
mA  fortwährend  betont,  daß  die  einzige  Rechtshasis  der  National 
Versammlung  das  Gesetz  vom  8.  April  1848  sei,  ein  aus  dem  recht- 
lich freien  Gesetzgebungswillen  des  Königs  hervorgegangener 
Akt  Am  16.  Oktober  1848  verwalirte  sich  der  Ministerpräsi- 
dent von  Pfuel  entschieden  in  der  Nationalversammlung  gegen 
die  Folgerung,  j.als  habe  die  Krone  nicht  das  Rechte  Beschlüsse 
der  Versammlung  über  die  Verfassungsfragean^unehmen  oder 
iiichl  anzunelunen'*:  „Die  Versammlung  beschließt  und  die 
Kttme  erwägt,  ob  sie  die  Beschlüsse  der  Versammlung  annehmen 
oder  nicht  annelimen  will  Das  ist  das  Recht  der  Krone  und 
auf  dieses  Recht  gründet  sich  die  Vereinbarung  für  die 
Verfassung,  zu  welcher  die  Versammlung  berufen  ist".*)  Die 
oki,  Verfassung  vom  5.  Dezember  1848,  welche  einerseits  den 
obersten  Grundsatz'  einer  ,,auf  demokratischer  Grundlage  zu 
gBvthrendeo  Konstitution",  „daß  alle  Gewalten  vom  Volk 
Ausgehen  und  auf  die  von  der  Konstitution  festgesetzte  Weise 
Tollzogen  werden"  vermissen^),  andererseits  hinsichtlich  der 
gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richterUclien  Gewalt  nur 
lüit  einschränkenden  Bestimmungen  über  die  Ausübung,  nicht 
über  das  jus  dieser  Staatshoheitarechte  sich  vernehmen®)  ließ, 


*)  StenBer,  S.  ISO*. 

^)  So  die  ÄGsicht  v.  Hoennes  im  Jahre  1848  (»,  Kritische  Bern  erkaufen 
filw  den  Entiflmrf  dee  VerfaBaungBgeset^ei  für  dm  preuß.  Staut.  Den  Ah- 
fcoTibietai  der  preuß.  Nationalyeniainmiaiig  gewidmet. "  Stuhrache  Buch* 
imdhiQg).    Wolff,  Berliner  Revolütion«cbronik  III  S.  65. 

•)  Auch  der  £s.  l  Art.  43  oct  Verf.:  ^Dem  Köuig  allein  uteht  die  voll* 
siehenile  fTeifalt  zq'*,  be^^weckt  rnitnittelijar  nur  einen  ÄnsBpnicjh  über  da^ 
fltereiljmm»  aicht  über  das  jus  „der  volki  eh  enden  Gewalt" ;  der  Ton  liegt 
ittf^iUem^,  Die  Fawimg  ent sprich ht  nicht  dem  Art.  29  belg,  Konst»^  »ondern 
»Ifln  Art.  13  der  Charte  conat.  v.  4,  Juni  1814:  Au  Roi  Beul  appartiene  b 
ce  exet-utive.  Vgl.  StenBer.  I  K,  1849  8,  1214  Boieht  des  Zimtral- 
^Mit   Recht  «ind   tlie  ünverleUlichkeit  der  Königlichen  F^^on 
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setzte  ganz  naturgemäß  die  Fortdauer  des  im  §  1  11  13  AUgen 
Landrechts  gesetzlich  formulierten  Prinzips  als  ihr  eigene 
Fundament  voraus.  Gewiß  gedachte  man  bei  der  Nachprüfun 
<ler  okt.  Verfassung  vom  5.  Dezember  1848  in  den  sogenannte; 
Revisionskammem  nicht  immer  mit  besonderer  Klarheit  de 
Zusammenhänge,  welche  nach  der  obwaltenden  Rechtslag 
zwischen  dem  vorkonstitutionellen  Staatsrecht  Preußens,  insln 
sondere  der  staatsrechtUchen  Partie  des  Allgem.  Landrechts,  mü 
dem  Inhalt  der  Verfassungsurkunde  unvermeidhch  bestanden 
Doch  mehrfach  zeigen  sich  gerade  bei  den  führenden  Rednen 
die  unverkennbaren  Spuren  dieser  Erkenntnis  ^),  und  insbesonder 

und  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  als  die  ersten,  im  engen  Zusammec 
hange  stehenden  Grundsätze  der  konstitutionellen  Monarchie  in  bezug  ao 
die  Krone  an  die  Spitze  der  einzelnen  Bestimmimgen  des  Titels  „vom  Könige 
jrt*8tellt.  Im  weiteren  Verfolg  der  letzteren  beziehen  sich  die  Festaetzunge 
der  Verf.  auf  die  Rechte  und  Attribute  der  Krone  mit  denjenigen  Beschräi 
kungen,  welche  die  Stellung  derselben  zu  den  Kammern  bedingt.  Es  gehöre 
zu  diesen  Rechten  die  alleinige  Ausübung  der  vollziehenden  Ge 
walt,  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Minister,  die  Verkündigung  un 
Ausführung  der  Gesetjse,  der  Oberbefehl  über  das  Heer,  die  Besetzung  alle 
Stellen  in  demselben  und  in  den  übrigen  Zweigen  des  Staatsdienstes,  di 
RwJit,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schließen,  das  Recht  der  Begnad 
gung  und  Strafmilderung,  die  Verleihung  von  Orden  imd  anderen  Auazetd 
uungen,  sowie  das  Recht  der  Berufung,  Schließung,  Vertagung  und  Auflöson 
der  Kammern."  Gut  hierüber  auch  Schmid  in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staat 
Wissenschaft  57  S.  330  f. 

*)  S.  z.  B.  Abg.  Simson  am  9.  Oktober  1849  in  der  IL  Kammer,  St« 
Ber.  S.  595:  „Daß  der  Art.  60  unserer  Verfassung,  der  zu  dem  Zustand 
kommen  eines  Gesetzes  die  Mitwirkung  der  sämtlichen  drei  Gewalten  forda 
eine  unerläßliche  Regel  alles  verfassungsmäßigen  Lebens  enthalte,  das,  m.  £ 
habe  ich  hier  von  keiner  Seite  bestreiten  hören.  Wollte  man  in  diesem  B 
tracht  näher  auf  unsem  vaterländischen  Rechtszustand  eingehen,  so  wün 
sich  auch  hier  die  Erinnening  an  das  Gesetz  vom  6.  April  v.  J.  darbiete 
imter  dessen  vorläufige  Grundlagen  einer  künftigen  Verfassung  bekanntli( 
auch  die  ausdrücklich  aufgenommen  ist,  daß  den  künftigen  Volksvertretei 
unter  andern  Rechten  jedenfalls  auch  das  der  Zustimmung  zu  allen  Gesetz« 
zustehen  sollte.  .  .  .  (S.  597):  Der  Herr  Minister  d.  I.  bezeichnete  dama 
als  die  bestehende  Lage  der  Dinge  in  Preußen  in  diesem  Betracht  den  Sat 
.das  sei  Gesetz,  was  rite  publiziert  sei*.  .  .  .  Ich  kann  aber  dem  Hen 
Minister  unmöglich  zugeben,  daß  das  auch  nur  vor  dem  Jahr  1848  das  b 
uns  bestehende  Recht  gewesen  ist.  Ich  verweise  in  diesem  Betracht  auf  d 
ausführlichen  Erörterungen  von  Bergius  in  einer  weitläufigen  Vorrede  zu  ein 
von  ihm  besorgten  Ergänzung  der  Gesetzsammlimg.  Sie  ergeben,  daß  über  d 
Frage,  was  in  dem  absoluten  Preußen  vor  1848  zu  dem  Begriff  eines  Gesetz 
gehörte,  ob  man  zu  diesem  Behuf  e  die  vorläufige  Erörterung  eines  Gesetzentwnz 
im  Staatsministerium,  im  Staatsrat  oder  vor  dem  Provinziallandtag  fordet 
dürfe,  schon  damals  viel&ich  geetritten  worden  ist.  Aus  meiner  Richtererfa' 
rung  könnte  ich  dr  ""^  FUle  anführen,  z.  B.  den,  daß  ein  hohes  Richte 


neitigteD  die  RevisionskainnieTO  einige  Beschlüsse  in  der  be- 
ftjuiiüifiü  Absieht,  das  Königshaus  der  HohenzoUem  nicht  von 
ifer  Reclitsbasis,  die  ihm  nach  der  Entwickelung  des  preußischen 
Eolieiusf^iats  zu  eigen  geworden,  beim  Übergang  zum  modernen 
Koijßtitutlonahsniiis  loszulösen.  So  hieß  mau  bei  Regelung  der 
SoDDessionsfrage  in  der  Verfassmig  (Artikel  53,  ,,Die  Krone  ist, 
den  Königlichen  Hauägesetzen  gemäß,  erblich  in  dem  Mannes- 
fitiiDaie  des  Königlichen  Hauses  nach  dem  Rechte  der  Erst- 
pburt  mid  der  agnatiachen  Linealfolge'')  den  ausdrücklichen 
Binweis  auf  die  Hohenzollenischen  Hansgesetze  in  der  Über- 
zeugung gut,  daß  die  bestehenden  Hansgesetze  es  sind,  auf 
WBlehe  sich  diese  Successionsordnung  unzweideutig,  aber  auch 
allein  stützt,  und  daß  mithin  die  Erwähnung  der  König- 
Iksben  Hansgesetze  von  unmittell>arer  politischer  Bedeutung  ist/' 
Ferner  beschloß*)  zwar  die  IL  Kammer,  die  Verfassungsbe- 
Stimmungen  über  die  Rechtsstellung  des  Königs  mit  dem  Aus- 
^pmch  zu  beginnen:  ,,Der  König  ist  das  Oberhaupt  des  Staats'*, 
^e3  Tt^in  Satz  an  die  Spitze  gehöre,  welcher  die  verschiedeneu 
in  der  Verfassung  enthaltenen  Attribute  des  Königs  in  einem 
ibaimok  bezeichne  und  das  eigen thche  Wesen  der  Monarchie 
•lüt  Be^immtheit  ausspreche. '*  Wie  wenig  mdessen  mit  dieser 
Iteschlußfassnng  ein  Bruch  mit  der  Vergangenheit  herbeigeführt 
Verden  soUte,  ergab  die  Erläuterung  des  Abg.  v.  Kleist  Retzow 
(ly,  September  1849) :  „Die  Verfassungsurkunde  soU  unser  Staat s- 
r^it  fortbilden  mid  neu  gestalten,  aber  auch  da,  wo  etwas  daraus 
mem  Zweifel  unterlegen  hat,  diesen  Zweifel  durch  einen  klaren 
UQd  bestimmten  Ausdruck  beseitigen.  Gerade  in  dieser  letzteren 
B«aehung  ist  mir  dieser  Ausdruck  von  W' ichtigkeit,  als  Zeugnis 
ß'&geu  die  im  vorigen  Jahre  laut  gewordene  Lehre  von  der 
Volkssouveränität,  als  Anerkennung  der  Stellung  S.  Maj. 
•leß  £5nigs  auch  in  der  konstitutionellen  Monarchie 

■oibgitim  dB  er  Provinz  die  Verbindliclikeit  ehaes  Gesetze»,  welchem  Künig 
P^iedrich  Wilhelm  I,  über  das  den  SchatiiUbauem  in  Litauen  zustehende 
WjI  auf  Bau-  und  Brenn h alz  erlapßen  hatte^  einer  materiellen  Erörterung 
»»d  iWÄT  mit  Erfolpf  unterwarf.  Aber  ich  gebe  zu,  daß  diese  Erörterunjf 
»fir  dem  Jahre  1848  kein  großee  Interesse  hatte;  denn  das  war  cloi^^h  damals 
uiibi^trejtbare»  StÄatarecht  in  PreuÜen,  daß  xiiiiteriell  entgeh  eidejid  ilafür,  ob 
"tili  6eiei£  werden  fioUte  oder  nichts  niehta  war,  als  der  Wille  des  Monarchen; 
^w  ihrige  war  Vorberatung-  und  im  äiiß ersten  Falle  Fonn/*  VgL  hierzu 
B «brich.  Annalen,  1904,  8.  804,  836  f.  Ferner  &,  über  dae  Gesetz  v,  3»  April 
184*).  SteiiBer.  U.  Kammer,  S.  564;  über  m  06,  69  11  10  I  K,  S.  688,  U  K* 

im. 

'}  L  Kammer  B.  1^25.    U,  Kammer  S,  »33  f. 
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aüd  als   Ausdruck   der   Kontinuität  in   dem   früherei 

und  gegenwärtigeu  Verhältaisse   AUerhöchsdeseelbei 

«um  Staate/'     Die  I.  Kammer  fand  jedoch  in  jenem  Auä 

iprnch  das  Bedenken,  daß  derselbe  der  mißverständliclien  „Ide< 

Raum  geben  könne,  als  ob  die  Übertragung  der  Oberhaapta 

^jTÜrde  an  S,  Maj.  den  König  erst  jet^t  vertragsmäßig  festgesetz 

würde**,   und   meinte^    ,,daß   schon   die   Überschrift  dm  Titel 

^Vora  Könige*  vollkommen  klar  mache,  wie  die  Oberhauptöfrag^ 

bei  uns  geregelt^}  ist/*  Sie  strich  daher,  um  nur  ja  keinen  Zweife 

gegen  das  Verbleiben  des  Hohenzollernkönigs  in  der  Stelluni 

als  Staatsoberhaupt,  d.  h.  als  alleiniger  Träger  der  preußischei 

Staategewalt  aufkommen  zn  lassen,  und  demnach  die  gesetzliche 

Fortdauer  des  §  1  11  13  Allgem.  Landrechts  mitbejahend,  die 

auBdrückliche  Quahfiziening  des  HohenzoDemkömgs  als  Staats 

Oberhaupt  in   der  Verfassung,   und  die  IT.  Kammer  gab  siel 

gehließlicli  damit  auch  zufrieden,   da  der  fragliche  Satz  „aucl 

ohne  besondere  Aufnahme  in   die  Verfassimg  im  Bewnßtseii 

^  Volkes  lebe  und  durch  den  Gedanken  der  konstitiitionellei 

llonarchie  unwandelbar  darin  erhalten  werde' '  (S.  1698).   Sowii 

dgim  nach  Publikation  der  rev.  Verf.  vom  3L  Januar  1850  ai 

^  Wissenschaft  die  Aufgabe  einer  eystematisehen  Darstellunf 

j^  g^samt^n  preußischen  Staatsrecht^ordnung  herantrat,  bestanc 

^j  den  wirklichen  Kennern  der  spezifisch  preußischen  Becbts 

entwickUmg  nicht  das  mindeste  Schwanken  in  betreff  der  an 

j^i^bnienden  Zusammenhänge  zwischen   dem  Inhalt  der  '^''er 

fg^ungsiirkuude  und   den  vorkonstitutioneUen  Rechtsnormen 

^ju^ntlich  der  staatsrechtUcheu  Partie  des  Allgem.  Landreehta 

t[^  andrer  als  der  bei  der  Verfassungsemanation  hervorragen« 

^^^gjggte  Professor  der  Rechte,   Obertribunalsrat  von  Dauielj 

^^  schon  in  seinem   Preußischen  Privatrecht  I,   Berlin  1851 

^^rede  vom  Oktober  1850)  bei  der  Darstellung  der  ,,Quell< 

'      ij^getÄgebung''   auch    für  die  konstitutionelle  Epoche   voi 

iLi  Übersatt  aus,  daß  nach  Allgem.  Land  recht  II  13  §  1 

jSi  iraeamte  Staatsgewalt  sich  in  der  Person  des  Königs  ver 

•^^^*ii\  und  seinen  Fußstapfen  nur  folgte  von  Roenne,  Staats 

jo^der  preußisclien  Monarchie  I»  1856,  S.  107  Nr.  7  mit  dei 

^  0as  Allgem.  Landrecht  erkennt   (den  Grundsatz  voi 

^^^y  ^^jjxigung  der  gesamten  Staatsgewalt  im  Staatsoberhaupt 

^'VjäIjx   seit   dem   Karlsbader    Kongi*eß    von  1819  als    „da: 

«WP^^j^j^Ij^  Prindp*'  bezeichnet)  bereits  in  seinen  Staatsrecht 

.B€r.  S.  mi 

dtijtii  Hubricb,  Annalen,  1904,  S.  854  f. 
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Meü  Bestimmmigen  (Tl.  2  Tit  13  §§  1—16,  vgl.  EinL  §  81) 
au,  und  es  ist  derselbe  in  Preußen  unzweifelhaft  von  jeher 
Eechfcens  gewesen.  Die  Verfassung  yom  31.  Januar  IBoO  hat 
ihn  nicht  ausdrücldieh  aufgenommen  ^  allein  sie  liat  ilin  in 
biner  Weise  verletzt.** ')  Angesichts  (lieses  Tatbestandes  ml\  es 
wemg  besagen,  daß  bei  Gerber,  Mejer,  Brockhaus  und  anfangs 
iDch  bei  Hermann  Schulze  nicht  sofort  die  v*>lle  Bedeutung 
d^  §  1  n  13  Allgem.  Landreehts  auch  für  das  preußische 
Stuatsreeht  der  konstitutionellen  Periode  hervortritt.  Jedenfalls 
bat  auch  die  Rechtsprechung  des  preußischen  Obervenv^altungs- 
gmchts  bis  in  die  neueste  Zeit  grade  in  dem  §  1  II  13  die 
gwtzhche  Wurzel  der  Gerechtsame  des  konstitutionell  be* 
schränkten  HohenzoUernkömge  gefunden  (II  S.  16,  II  1898 
Bitßeh.  Bd.  33  S.  2  £.,  U  8.  19,  IX  1905  Bd.  47  S.  33). 

Die  beiden  Verfassungen  vom  5.  Dezember  1B48  und  31.  Ja- 
üoar  1850  haben  freilich  ausdrücklicli  die  notwendigen  Konse- 
qoeoien  der  prinzipiellen  Anschauungsweise,  welche  in  dem 
Stait  ^n  sich  nur  eine  Bildung  von  diesseits  der  Erde  sieht, 
{otogen.  Sie  proklamieren  fonneU  die  Prinzipien  der  Rechts- 
^<Meit  aller  Preußen  vor  dem  Gesetz  und  der  vollen  Re- 
ligioiisfreiheit  und  erklären  den  Genuß  der  bürgerlichen  und 
«taatßbürgerlichen  Rechte  für  unabhängig  vom  religiösen  Be- 
kenntnis *).     Seitdem  ist  es  allerdings  —  «mgesichts  auch  der 


ygyädii 


*)  Auf  dfti  äLE.  verweist  auch  in  betref  der  Stellung  dea  Königs 
'icobton,  Art,,  Preußen  in  WeiskcB  E4*clitslexikon  VIII  1854  S.  325,  Gut 
^mt  die  Bedeutimg  dea  vorkonötitutionellen  Beclits  für  die  Befugnisse  des 
iKMiititiitkiiiell  beschränkte D  Hoheuzollemköui^  die  vom  Patriotipchen  Verein 
aiKüiiigiberg  veranstaltete  AuBgabe  der  VL\  1863  S.  11,  HI,  18,  32. 

*J  Der  Art.  14  Verf.:  ^Die  chriitliche  Religion  wird  bei  denjenigen 
ittingen  des  Staatd^  ^^' eiche  mit  der  Eeligiousübüng-  im  Zusammerdiange 
imbeicihadet  der  im  Art.  12  gewährleiflteten  Relig-ionefreiheit^  zum 
ide  gelegt**,  bat  die  Natur  einer  wesentlich  nur  den  staatlichen  Schutz 
%  cJiriBtUchen  Feste  bezweckenden  Ausnahmevorschrift.  Der  Antragsteller 
%.  von  Viebahn  begründete  (U.  E.  12.  NoYember  1849,  StenBer.  S.  11S7): 
J^  prettBiBche  Staat  hat  bisher  die  Sonn  tags  fei  er,  die  Feier  der  chriBtlichen 
Pate  g^^cihütÄt;  gleichzeitig  mit  der  Anordnung  denselben  in  kirchlicher  Be- 
^(iimg  wurde  auch  durch  die  StÄatsbehörden  die  Durch ftüirung  derselben 
in  den  bürgerlichen  Verhältnissen,  die  Einwirkung  derBelben  auf  die  Staata- 
ftidiÄfte  in  geeigneter  Waiee  gdbandhabt.  Es  wird  kedne  Verschiedenheit  d^ 
lebnngen  stattfinden,  daß  auch  feTUCTbin  eine  aolche  Enckaicht  auf  die  gemein- 
>iMc  chriiihcbe  Beligionfiübung  notig  nei.  Es  iit  dem  entgegengesetzt  worden, 
«  bedürfe  keiner  ausdräcklichetj  B Stimmung  darüber  in  der  Verfaisung  .  * 
Ich  tonÄ  dieear  Ansicht  widersprechen.  Es  Bind  beatimmte  Geaetae^  welche 
<ti<f  Sonntagifeier  imd  die  Feier  der  ttbrigen  Feste  regeln.  Eb  werden  auch 
ilUiftig  bestimmte  Anordnungen  darüber  und  über  verwandte  Gegenstände 
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bei  der  vollberechtigten  preußischen  Staatsbürgerschaft  ta 
sächlich  herrschenden  großen  Verschiedenheit  der  Gotte 
auffassung  —  unmögüch  vom  Rechtsstandpunkt  den  Hohei 
zollemkönig,  in  welchem  sich  auch  für  die  konstitutionell 
Epoche  gemäß  §  1  11  13  Allgem.  Landrechts  „alle  Rechte  ud 
Pflichten  des  Staats  gegen  seine  Bürger  und  Schutzverwandte 
vereinigen'*,  in  eine  unmittelbare  Beziehimg  zu  dem  göttliche 
Willen  zu  bringen.  Die  konstitutionell  beschränkte  Monarch] 
ist  seitdem  in  Preußen  vom  Rechtsstandpunkt  aus  die  Ve 
fassungsform  eines  grundsätzlich  im  Mutterboden  dieser  Erd 
wurzelnden  Staatswesens.  Wenden  beide  Verfassungen  auc 
(im  Eingang)  noch  die  alte  Titulatur  „von  Gottes  Gnaden 
an,  so  wollen  sie  damit  doch  durchaus  nicht  den  Hohenzollen 
könig  rechtlich  als  den  von  Gott  bestellten  Landesvater  od< 
sogar  Pro -Dens  charakterisieren.  Die  rechtliche  Bedeutun 
dieser  alten  Formel  besteht  vielmehr  seitdem  nur  in  einer  Hii 
deutung  auf  die  in  beiden  preußischen  Verfassungsurkunde 
anerkannten  Prinzipien  der  Erbmonarchie  und  der  Unverlet 
lichkeit  der  königUchen  Person  ^).  Der  Wortlaut  des  §  1  11 1 
Allgem.  Landrechts  („alle  Rechte  und  Pflichten  des  Staats  . 
vereinigen  sich  in  dem  Oberhaupt")  läßt  andrerseits  über  de 
einheitlichen  und  unteilbaren  Charakter  der  preußischen  Staat 
gewalt  keinen  Zweifel  zu,  und  da,  wie  bereits  bemerkt,  die  B 
Stimmungen  der  beiden  preußischen  Verfassungen  über  d 
„vollziehende**  (Art.  43  S.  1  bzw.  45  S.  1),  die  „gesetzgebend! 
(Art.  60  bzw.  62)  und  die  „richterliche"  (Art.  85  bzw.  86)  Gew8 
nur  die  Seite  des  exercitium  dieser  „Gewalten"  betreffen,  sii 
die  fraglichen  Verfassungsartikel  sowohl  formal-  als  materie 
rechtlich  mit  dem  §  1  II  13  Allgem.  Landrechts  wohl  vereinba 
Die  vom  preußischen  Verfassungsgesetzgeber  erwähnten  vc 
schiedenen  „Gewalten"  gehen  im  Grunde  in  der  einheitliche 
unteilbaren  preußischen  Staatsgewalt  schlechthin  auf  und  ruh< 
quoad  jus  gemäß  §  1  11  13  Allgem.  Landrechts  verbunden  b 
dem  einen  König  aus  Hohenzollerngeschlecht  (Art.  53). 

unvenneidlich  sein,  und  wir  werden  nicht  wollen,  daß  Anordnungen  dl« 
Art  ergehen  Bollen,  ohne  daß  nie  einen  richtigen  und  begründeten  Anhalt 
den  Bestimm  ngen  der  Verfaeeung  finden.  Denn  wenn  wir  die  wichtige»  I 
Stimmungen  des  Art.  12  ohne  einen  Zusatz  der  von  mir  vorgeschlagenen  i 
festsetzen,  dann  würden  die  Bekenner  anderer  Religionen  allerdings  ein 
begründeten  Einspruch  gegen  die  Berücksichtigung  der  Sonntagsfeier 
staatlichen  Angelegenheiten  erheben  können."  StenBer.  I  K.  S.  1»43.  Vj 
Hubrich,  Konfessioneller  Eid,  1900,  S.  75  f. 

*)  S.  hierüber  Hubrich  in  den  Brandenb.Preuß.  Forschuneen,  Bd.  I 
S.  412  f. 


VI. 
Soziologie  und  Politik 

Von  Ferdinand  Tönnies 

I. 

Daß  das  Studium  der  sozialen  Tatsachen  noch  in  den 
erechuhen  steckt,  bewährt  sich  auch  darin,  daß  eine  all- 
gCßieine  Einteilung  ihres  gesamten  Gebietes  schon  seit  Aristoteles 
^bahnt  worden,  aber  von  den  Wissenschaften,  die  sich  dar- 
auf beziehen  sollten,  noch  nicht  einmal  die  Namen  feststehen; 
von  einer  kontinuierlichen  Entwicklung  solcher  Wissenschaften 
1^88611  sich  auch  nur  mit  Mühe  die  Spuren  entdecken.  Es 
Weibe  dahingestellt,  wie  weit  Aristoteles  selber  an  richtiger 
Unterscheidung  der  Disziplinen  beteiUgt  ist,  aber  es  scheint 
4)ch,  daß  in  seiner  Schule  die  Einteilung  in 

Ökonomik  —  PoUtik  —  Ethik 
geläufig  war,  und  daß  die  Wörter  auf  —  ixa^)  dort  zunächst 
Dicht,  oder  doch  nicht  ausschließüch  den  Sinn  hatten,  Normativ- 
lehren zu  bezeichnen,  sondern  den  allgemeineren :  Erörterungen, 
die  sich  auf  1.  Erwerb  und  Wirtschaft,  2.  auf  das  Gemeinleben, 
die  Polis,  imd  endlich  3.  auf  die  individuelle  Sittlichkeit  und 
Charakteristik  bezogen,  deren  soziale  Bedeutung  den  Griechen 
Dait  der  poHtischen  gleichbedeutend  war. 

Es  wäre  praktisch  ersprießlich,  wenn  dieser  allgemeine 
Smn  der  drei  Wissenschaftsnamen,  der  für  Ökonomik  (neuer- 
dings als  Sozialökonomik  von  Adolph  Wagner  beglaubigt)  und 
fär  Politik    sich  einigermaßen   erhalten   hat,    auch   für  Ethik 

*)  Bei  Eodemos  (Eth.  Eud.  8,  1218,  6,  13),  auf  den  Zell  er  (Philos.  d. 
Griechen  EI«  *  S.  181)  die  Einteilung  zurückführt,  heißt  es  freilich  noXtxixrj 
Dnd  oucoyofuxi]  und  die  Ethik  wird  einfach  als  (pQovrjaig  bezeichnet.  Aber 
Aristoteles  selber  hat  bekanntlich  die  Titel  H^ixa  und  IloXitixa,  während 
Oueoro/uxa  nicht  sicher  sind. 
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wiederhergestellt  würde;  aber  die  Aussieht,  daß  sich  dies  ver- 
wirklichen lasse,  ist  sehr  gering,  wenn  auch  z.  B.  Wundt  seine 
Ethik  „eine  Untersuchung  der  Tatsachen  und  Gesetze  des 
sittlichen  Lebens''  nennt  und  auf  den  Weg  der  anthropologisehen 
Forschung  als  den  nächsten  Weg  zur  Au&uchung  der  ethische 
Prinzipien  hinweist.     „Politik"  hat  sich  in  einem  sehr  allge* 
meinen  theoretischen  und  zugleich  in  einem  bald  allgemeinen, 
bald    speziellen    praktischen   Sinne   im   Sprachgebrauche  fest-    j 
gesetzt.     Es  scheint  schon  wieder  aufgegeben   zu  sein,  sie  ab 
Wissenschaft  von  der  allgemeinen  Staatslehre  oder  dem  „philo- 
sophischen" Staats-Rechte  so  zu  unterscheiden,  daß  jene  aus- 
schließlich die  Lehre  von  den  Staatsmitteln  oder  von  der  Staats- 
klugheit  bedeuten  sollte,  wie  Mo  hl  gemeint  und  mit  seiner  Auto- 
rität zu  zeitweiUger  Geltung  gebracht  hat.    Vielmehr  ist  Politik 
in  der  Tat  der  passendste  Name  für  die  Gesamtheit  der  politischen, 
d.  h.  sich  auf  poUtische  Gegenstände  beziehenden  Wissenschaften, 
die  man  dann  freilich  nicht  ohne  weiteres  mit  „Staatswissea- 
schaften"  gleichsetzen  sollte;  zumal  wenn  danmter  auch  (oder 
sogar —  ganz  sinnloserweise  —  ausschließlich)  die  National^ 
Ökonomie    verstanden    wird,    die   allerdings   in  den  zwei  Al>' 
teilungen,  wo  sie  mehr  oder  weniger  „praktische"  oder  „ange- 
wandte" Lehren  darstellen  will:  der  Volkswirtschaftspolitik  und 
der  Finanzwissenschaft  ebensowohl  als  Zweig  der  Politik  wi^ 
der  Ökonomik  behandelt  werden  kann,  wie  denn  der  alte  xxnA 
internationale  Name,  der  „poütischen  Ökonomie",  davon  herrührt, 
daß  man  noch  gar  nicht  das  Bedürfnis  empfand,  die  ökonomi- 
sehen  Tatsachen  ganz  für  sich,  gleichsam  als  Naturerscheinungen 
zu  begreifen. 

Die  Verwahrlosung  der  Terminologie,  die  sich  überall  fühl- 
bar  macht,  und  allerdings  oft  gefühlt,  aber  sehr  selten  richtig 
erkannt  und  bedacht  wird,  ist  vielleicht  nirgends  so  groß, 
wie  im  gesamten  Bereiche  der  „soziologischen  Wissenschaften" 
—  wenn  es  erlaubt  ist,  diesen  zusammenfassenden  Ausdruck 
einzuführen.  Und  man  muß  inmier  wieder  betonend  hervor- 
heben, wenngleich  es  einstweilen  noch  ganz  vergeblich  zu  sein 
scheint,  daß  die  Hauptursache  dieser  Verwahrlosung  in  der  herr- 
schenden Unklarheit  über  das  Verhältnis  von  Wörtern  zu  Be- 
griffen, von  Begriffen  zu  Vorstellungen  und  Wahrnehmungen 
gesucht  werden  muß. 

Aber  gerade  wer  unter  gegebenen  Voraussetzungen  aufe 
dringendste  postuUert,  daß  sich  der  Gedanke,  der  Betriff,  vom 
gedankenlosen    allgemeinen    Sprachgebrauch,    aber   auch    von 
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einem  nicht  hinlänglich  durchdachten  wisseuselmftliclien  Sprach- 
brauch freimacht,  wird   andererseite,  wenn   einmal    geboten 
in   der    lebendigen    Muttersprache   (die   eich    oft   dagegen 
Lubt  und  wehrt)  wissense haftlich  zu  denken,   nicht  olme 
[otwendigkeit    den    Sprachgebrauch    kränken    und    ihn    will- 
en heißen,  wenn  er  den  Bedürfnissen  und  Zwecken  des 
ens  entgegenkommt,  oder  —   als  wissenBchaftlieher   — 
dafür   präpariert  worden    iat.      Das   aber   ist   der   Fall, 
irenn  wir  die  Worte  Pohtik  nnd  politisch  so  weit  f aasen,   daß 
über  die  Bereiche  des  Staates  und  Staatlichen  hinausgelien. 
Denn  ob&chon  die  Bedeutung  des  Staates  (d.  h,  des  auch  modern 
gim&Dnten   Staates)  so   überwältigend  ist,    daß  er  immer  und 
OiTermeidlich  im  Vordergrimde  steht,  wenn  von  fjoli tischen  An- 
lelegenbeiten  geredet  mrd;  wenn  auch  für  bestimmte  Zwecke» 
t  B,  die  einer  Zeitschrift,  es  angezeigt  sein  mag,  den  Sinn  des 
Wortes   Politik   auf   che    Probleme    und    ibigelegenheiten    des 
Staate«  einzuschränken;  —  so  wird  man  doch  keinen  genügen- 
äea  theoretischen  Grund  finden,  den  Sprachgebrauch  zu  ver- 
leugnen, der  z.  B.  die  Kommunalpohtik,  im  Sinne  eines  Systems 
Von  Grundsätzen  oder  Maßregeln,  die  einer  politischen  Gemeinde 
p  Richtschnur  ihrer  Verwaltung  dienen  oder  dienen  sollen, 
ifi  den  allgemeinen  Begriff  politischer  Tatsachen  einschheßt. 
fch  eage:    politischer  Tatsachen   —   denn  nur  wenn  Politik 
=^eehthin,  als  Lehre  von  den  pohtischen  Tatsaciien  bestimmt 
*ird,  folgt,  daß  die  Lehre  von  der  Kommunalpolitik  einen  Teil 
fe  Politik  als  Wissenschaft  ausmacht.     Denn   das  Uegt  ja 
ätif  der  Hand,  daß  man  PoUtik  als  Lehre  oder  als  Inbegriff  von 
Lehren,  von  Politik  als  Technik  und  Praxis  streng  unterscheiden 
mcdl.   Auch  im  Verstände  Mohls  ist  Politik  etwas  anderes  als 
ir  Gegenstand,  obgleich  beide  den  gleichen  Namen  tragen ;  ein 
rmstand,  der  Mohl  getäuscht  zu  haben   scheint,   wenn  er  im 
Emgange   seiner   Abhandlung   XV   (Allgemeine   Literatur   der 
Politik}  sagt:    „Der  Sinn,   in   welchem  Pohtik  hier  genommen 
^rd,  ist  Staatökunst  im  engeren  Sinne,  d.  h.  also  die  Wissen- 
schaft von  den  richtigen  Mitteln  zur  Erreichung  der  Staats- 
iwecke/'    Daß  aber  die  Kunst,  richtige  Mittel  anzuwenden  und 
die  etwanigc  Wissenschaft  der  richtigen  Mittel  zweierlei   sind, 
'>edarf  keiner  Erläuterung;  wenngleich  es  oft  übersehen  wird. 
Bekannthch  wird  aber  der  Gebrauch   des  Wortes  Politik 
in  dem  Sinne,  der  jene  Kunst  oder  Technik,  meint,  so  weit  aue- 
gedehot,  daß  es  alle  Arten  von  Handlungsweisen  bedeutet,  die 
ils  bewußte  Mittel  für  irgendwelche  Zwecke  gedacht  werden  — 
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mit  dem  häufigen  Nebensimie,  daß  auf  Klugheit  oder  Schlauheit  j 
in  der  Walil  solcher  Mittel  gedeutet  wird,   darum  dann  femer  £ 
auf  die  Ersinnung  heimücher,  verschlagener,  raffinierter  Mittd,   « 
ausgesponnene  Pläne  und  Intriguen,  wodurch  der  Homo  po- 
liticus    Typus    des    berechnenden,    dann    des    gewissenlosen 
Menschen  wird,  dem  jedes  Mittel  „recht**  ist,  wenn  es  nur  rnm 
Ziele  führt.     Die  Verfolgung   einer  gewissen   Politik  wird  in 
diesem  Sinne  auch  isolierten  Individuen  im  Kampfe  für  ihre    ^^ 
Interessen   zugeschrieben,    um   so  mehr  aber  ganzen  sozial«!     ; 
Gruppen,   sei  es,   daß   sie  lose  in  ihrem  Bewußtsein  oder  in 
geschlossenen    Körperschaften    zusammenhängen.      So  spridit 
man   heute   von   Politik   der  Gewerkschaften,    der  Afbeitgebw- 
verbände,  aber  auch  der  Unternehmer  schlechthin,   der  Hand- 
werker oder  der  Großgrundbesitzer.    Und  unmerklich  gehtdiesa 
Gebrauch  des  Wortes  über  in  den  Begriff  der  Partei-Politik, 
die  freilich  nicht  immer  Politik  von  politischen  Parteien  sein 
muß.     Aber  nur  als   solche  gehört  offenbar  Politik  dieses  e^ 
weiterten  Sinnes   in  den  Bereich  der  Politik  als  Wissenschaft, 
und  zwar  nicht  als  Politik,  sondern  als  zum  Wesen  oder  doch 
zur  Naturgeschichte  poütischer  Parteien  gehörig. 

Die  „PoUtik",  wenn  sie  doch  im  Sinne  einer  Wissenschaß 
oder  Theorie   zugelassen   werden   muß,    schlechthin   als  Lehr« 
von  den  politischen  Erscheinungen  oder  Tatsachen  zu  bestimmen;     | 
darauf  weist:  1.  der  Name,  2.  die  Tradition  mit  dem  klassischem     \ 
Vorbilde  des  Aristoteles,  3.  das  Bedürfnis  eines  international^ 
für  die  modernen  Sprachen  neutralen  Namens,  4.  der  tatsächlicb« 
Gebrauch  in   der  englischen   und  der  französischen  Literattu^^ 
dem  ein  wenigstens  partieller  und  an  Bedeutung  nicht  gering^^ 
Gebrauch  von  gleicher  Art  in   der  deutschen   zur  Seite  stel>** 
Hingegen    hat    das    Wort    „Ethik"    wohl    in    allen    moderne'^ 
Sprachen  auf  den  Begriff  einer  Lehre  vom  „Seinsollenden"  si^'^ 
fixiert,  der  aber  bald  enger,  bald  weiter  gefaßt  zu  werden  pfl^** 
Die  Ansicht  vom  guten  und  richtigen  Verhalten  oder  auch  v<7^ 
der  musterhaften  Beschaffenheit  des  einzelnen  Menschen  deht^* 
sich  leicht  aus  auf  das  Verhalten  und  die  Beschaffenheit  vo^ 
Gemeinwesen,  von  Ordnungen  und  Rechten,  und  also  auf  Fcr 
Utik  und  Natur-  oder  Vemunftrecht,   das  bald  als   Stück  def 
Ethik,  bald  auf  ihrem  „Grunde"  aufgebaut,  oder  wie  von  Ean^ 
als  „metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre"  zum  ersten 
Teil  einer  „Metaphysik  der  Sitten"  gemacht  wird,  dem  als  der 
andere  Teil  ebensolche  Anfangsgründe  der  „Tugendlehre"  ver 
bunden  werden.    Wie  das  Wort  „metaphysisch"  andeutet,  war 
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Br  Um  die  Betrachtung  der  Wirklichkeit,  die  er  auf  diesem 
kbiete  ganE  der  Anthropologie  zuwies,  durch  eine  unüber- 
ür&ckte  Kluft  vou  der  Normen-  und  Pflichtenlehre  geschieden; 
imngleieh  er  auch  jene  „in  pragmatischer  HinBicht*\  d.  h.  in 
»Abdcht  auf  das,  was  der  Mensch  ,,als  freiliandelndes  Wesen  aus 
»A  selber  macht,  oder  machen  kann  und  solP\  behandelt 
i.  St,  MlQ  hat  das  Wort  ,, Ethologie''  vorgeschlagen,  uni  eine 
mi  ilim  postulierte  Wissenschaft  zu  bezeichnen,  in  der  die 
Cham kte rar t  erforscht  werde,  die  ,Jn  Übereinstimmung  mit 
im  allgemeinen  Gesetzen  des  Geistes  durch  irgend  eine  Reihe 
Km  physischen  und  moralischen  Umständen  erzeugt  wird^\ 
S&  sollte  der  Erziehungskunst  —  und  also  wohl  der  Theorie 
«Üeßer  Kunst  —  ,, entsprechen**;  sittliche  Anlagen  und  Bildung 
and  hier  aber  lediglicli  als  individuelle  Tatsachen  oder  Probleme 
^^fStanden;  wenn  neuerdings  mit  Recht  der  Begriff  einei' 
Sotial  Pädagogik  sich  erhoben  hat,  so  dürfte  vielleicht  der  all- 
gemeinste Begriff  einer  Lehre  von  dem  gesamten  Gebiete  dieser 
Titaacben  als  sozialer  Tatsachen  am  schicklichsten,  und  in 
Aoreihung  an  Ökonomik  und  Politik,  den  Namen  „Moralistik*' 
erhalten.  —  Auf  jeden  Fall  aber  ist  es  erlaubt,  und  in  der  Tat 
pim  und  gar  üblich,  von  ,,nioraUschen^'  Tatsachen  neben 
ÖkiEomischen  und  politischen,  und  im  UnterBchiede  von  diesen, 
IQ  reden.  Diese  Tataachen  alier  möchte  ich  insgesamt  auf  den 
Begriff  der  Verhältnisse  zurückführen,  und  suche  ein  ganz 
4l)«tmkte^,  also  formales  Kriterium  zur  Bestimmung  der  drei 
Anea  in  iliren  eigentümlichen  Merkmalen. 

In   folgenden    Sätzen    sollen    die    Umrisse    einer    Bolehen 

Chatakleristik  gegeben  werden; 

A.  (ökonomisch):  die  Verhältnisse  zwischen  den  einzelnen 
^d  primär,  die  Verhältnisse  zwiselien  allen,  und  die  der  ein- 
gehen zu  allen,  beruhen  darin, 

B.  (politisch):  —  umgekelirt  —  das  Verhältnis  zwischen 
AtL  und  des  einzelnen  zu  allen  ist  primär,  die  Verhältnisse 
SWben  einzelnen  sind  daraus  abgeleitet  und  dadurch 
bedingt. 

C.  {toorahsch):  die  Verliältnisse  zwischen  einzelnen  sowohl 
ab  iwißchen  allen  usw.  beruhen  in  gemeinsamen  Verhältnissen 
IQ  etnem  Dritten:  einem  wirkhchen  oder  vorgestellten  Wesen, 
öder  zu  einer  Vorstellung,  einem  Gedanken,  einer  Idee. 
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Auf  die  richtige  Unterscheidung  ökonomischer  und  pd 
tischer  Verhältnisse  muß  hier  zunächst  aller  Nachdruck  gde; 
werden.  Als  Verhältnis  aber  wird  hier  ein  Zustand  positive 
Wechselwirkung  zwischen  Personen,  oder  ein  Zustand  wenif 
stens  überwiegender  gegenseitiger  „Bejahung"  verstanden,  wi 
auch  immer  diese  motiviert  sein  möge.  Ein  ökonomische; 
Verhältnis  ist  im  Keime  vorhanden,  wenn  zwei  Menschen  ein 
ander  fordern  und  helfen,  oder  miteinander  tauschen  und  han 
dein,  oder  sonst  auf  irgend  eine  Weise  in  Verkehr  miteinande 
stehen.  Wenn  die  übhchen  Vorstellungen  von  Ökonomie  sdiwi 
die  Hereinziehung  des  unendHch  bedeutsamen  Verkehrs  dei 
Geschlechter  nicht  zulassen,  so  kann  doch  der  Begriff  nidii 
umhin,  diese  Konsequenz  zu  ziehen;  es  handelt  sich  um  Be 
friedigung  eines  elementaren  Bedürfnisses  und  um  persönlicfaf 
Dienstleistungen  zu  diesem  Behuf;  die  Begründung  des  „Han» 
haltes''  auf  das  eheliche  Verhältnis  macht  den  Zusammenhang 
besonders  deutüch.  Das  Zusammen  wohnen,  der  Bau  dfl 
Höhle  oder  des  Nestes,  schUeßt  auch  bei  höheren  Tieren  un- 
mittelbar an  die  Paanmg  sich  an.  Unter  den  Menschen  wirf 
das  Haus,  das  also  auf  dem  Verhältnis  zwischen  Mann  nnJ 
Weib  beruht,  die  Burg  und  Heimat  für  eine  Schar:  Kindei 
und  Enkel,  Knechte  und  Mägde  und  Schutzverwandte.  AO* 
Verhältnisse  der  Famihe  bleiben  aber  durch  die  VerhältniBS 
der  einzelnen  zu  einzelnen,  namentUch,  in  der  Regel,  aller  Al 
hängigen  zu  dem  Hausvater  und  Herrn  bedingt. 

Ein  politisches  Verhältnis  ist  im  Keime  vorbände 
wenn  mehrere  Menschen  sich  unmittelbar  als  einer  „Scha 
zugehörig  empfinden,  die  als  Ganzes  tätig  ist;  welche  Scb 
also  möglicherweise  auch  durch  die  Familie  dargestellt  wir 
ohne  daß  jedoch  diese  ihrem  Wesen  nach  eine  solche  Seh 
wäre.  Mit  dem  Dasein  der  Schar  ist  aber  nicht,  wie  so  leic 
angenommen  wird,  das  Wesen  einer  sozialen  Verbindimg  g 
geben.  Eine  soziale  Verbindung  ist  erst  vorhanden,  wenn  t 
in  Gefühlen  und  Gedanken  ihrer  MitgUeder  selber  vorband 
ist.  Dafür  aber  genügt  nicht  die  Empfindung,  einer  Schi 
anzugehören,  sondern  die  Verbindung  muß  als  ein  unsichtbar 
Wesen  gefühlt  und  also  gedacht  werden,  das  eine  objekti 
Reaütät  habe,  also  eine  Realität,  wenn  auch  nicht  unabhäng 
von  Gedanken  überhaupt,  so  doch  von  den  Gedanken  ihrer  jed< 
maligen  Subjekte.  Eine  Schar  kann  vernichtet  werden;  sie  i 
dahin,  wenn  Mann  für  Mann  getötet  sind,  oder  wenn  sie  zu 
stoben,   in   ihre   „Atome"   aufgelöst  wird.      „Die   Korporati( 
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i  nicht**,  Sie  lebt  nicht  nur  trotz,  sondero  vermöge  des 
.iQSseheideDs  ihrer  Glieder.  Offenbar  kann  es  nur  als  Ergebnis 
langen  geistigen  Entwicklungsganges  begriffen  werden, 
ein  solcher  Gedanke  zuerst  gedacht  worden  ist.  Hier  tritt 
soziale  Wollen  als  vermittelndes  Moment  ein,  das  ein 
gemeinsames  Denken  insohiert.  Nur  ein  soziales  Wollen 
schafft  die  soziale  Verbindung.  Unklarheit  über  die  Schöpfer- 
kraft des  sozialen  Wollens  läßt  regelmäßig  für  die  bedeu- 
tmdsten,  ^.heiligsten'*  Verbände  göttliche  Schöpferkraft  und 
Öiftimg  eintreten.  „Gottgewollt"*  ist  der  mythologische  Aus- 
diaek  für  den  wissenschafthchen  ,,selbatgewoUt**.  In  der  Tat 
hü  zur  Entstehung  der  Verbindung  das  moralische  Verhältnis, 
das  im  Verhältnis  zu  den  Göttern,  d.  i.  ursprünglich  zu  den 
Vorfahren  beruht,  am  mächtigsten  mitgewirkt.  Aber  daneben 
iteht  immer  die  gemeinsame  ökonomische  Beziehung  auf 
gemeinsam  besessene  Güter,  namentlich  also  auf  das  Land, 
4ä  Gebiet^  mit  dem  die  Grabstätten,  die  Tempel  und  andere 
Heiigtümer  verwachsen  ^Gegenstände,  also  nicht  der  Phantasie, 
iOödem  der  Wahrnehmung,  und  doch  bleibende,  die  Genera- 
tionen verbindende  und  überdauernde  Elemente.  Der  Zusammen- 
hang  ist  greifbar.  Grabstätten  sind  noch  heute,  selbst  imter 
m%  Profanen,  Orte  des  Kultus,  -wie  die  Tempel  und  Kirchen. 
DieUrgemeinde  istKultgemeinde.  Gemeinsame  Abstammung 
imi  gemeinsame  Opferpflicht  macht  ihren  Zusammenhang  und 
ihre  Erhaltung  für  die  eigenen  Gefühle  der  Beteiligten  not- 
wendig, ihre  Einheit  wesentlich.  Die  Gens  oder  der  Klan  hat 
danmi  für  die  soziologische  Ansicht  eine  so  hervorragende  Be- 
deutung, weU  diese  „Geschlechtsgenossenschaft'*  Familie,  poh- 
Hitaie  Gemeinde  und  Kultgemeinde  zugleich  ist,  also  die  un- 
PBbrenxierte  Einheit  ökonomischer,  politischer  und  moraüscher 
"  Verbindung.  In  der  griechisch-römischen  Abstufung  von  Stamm, 
Phiatrie  und  Gens,  die  Morgan  bei  den  Iroquoia  wiederfand, 
Paktiert  sich  der  dreifache  Charakter,  In  der  Gens  erhält 
«iA  am  meisten  die  ökonomische  (häusliche)  Natur  der  Gemein- 
sdiaft,  wie  sie  noch  in  der  südslavischen  Hauskommunion,  der 
litdischen  Joint  Family,  der  germanischen  Ganerbschaft  un- 
gebrochen leuchtet;  in  der  Phratrie  tritt  die  religiös-morahsche 
Bedeutung  am  stärksten  hervor,  im  Stamme  bildet  sich  am 
oieiaten  die  politische  Seite  aus,  die  Einheit  nacli  außen  lün, 
beruhend  auf  gemeinsamer  Sprache  (dem  moralischen)  und  ge- 
lüeinsamem  Territorium  (dem  ökonomischen  Moment).  „Für 
omeo  Fremden  ist  der  Stamm  sichtbar  und  nicht  die  Gens" 
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(Morgan).  Die  Stämme,  zmiäehst  in  dauernden  Bündnisse 
verbmiden,  wachsen  endlieh  zusammen  in  ein  „Volk",  di 
seiner  als  rein  politische  (und  als  solche  regelmäßig  kriegeriscb€ 
Genossenschaft  sich  bewußt  wird  und  die  allmähliche  Um 
Schichtung  der  blutsverwandten  in  lokale  Verbände  bewirkt, 
mit  der  die  erste  große  Phase  der  sozialen  Entwicklungs- 
geschichte der  Menschheit  abgeschlossen  wird.  Die  politifldie 
Gemeinde  —  oft  wird  dafür  gesagt  „der  Staat",  welchen  Begriff 
aber  viel  enger  und  schärfer  zu  bestimmen  zweckmäßiger  sdn 
dürfte  —  löst  sich  selbständig  von  ihrem  gentilen  Ursprung 
ab  und  tritt  in  den  Vordergrund. 

m. 

Als  Lehre  von  den  sozialen  Verhältnissen,  vom  sozialen 
Willen  oder  genauer,  vom  sozial  Gewollten,  und  endlich  gan» 
besonders  von  den  sozialen  Verbindungen  bestimme  ich  die 
reine  theoretische  Soziologie.  Ich  unterscheide  sie  streng  von 
der  biologischen  und  von  der  psychologischen  Ansicht  d^ 
menschhchen  Zusammenlebens,  auf  welche  beide  sie  aber  fort 
während  sich  zurückbeziehen  muß. 

Die  biologische  Ansicht  betrachtet  die  Tatsachen  des  menflcl 
liehen  Zusanmienlebens  als  sehr  spezielle,  hoch  entwickelte  ^ 
scheinungen  des  Lebens.  Sie  beobachtet  daher:  1.  Entsteh^ 
und  Vergehen  einer  gegebenen  zusammenlebenden  Mensch^ 
masse  —  das  Geboren  werden  und  das  Sterben;  in  Zahlen  C 
Geburten  und  Sterbefälle.  Sie  erforscht  die  Ursachen  die^ 
Ereignisse:  die  nächsten  LTrsachen  der  Geburten  sind  die  wei 
liehen  Konzeptionen,  die  nächsten  Ursachen  der  Sterbefä^ 
sind  höchst  mannigfach.  Sie  kann  diese  Ursachen  weiter  zurüc 
verfolgen :  a)  des  Geborenwerdens.  Sie  findet,  daß  die  Menschi 
zumeist  in  Gruppen  von  Männern  und  Frauen  dauernd  nebe: 
einander  leben,  und  durch  Paarungen,  die  sich  zwischen  de: 
selben  Lidividuen  wiederholen,  gemeinsame  Eltern  geboren 
Kinder  werden.  Es  ist  der  biologischen  Ansicht  gleichgültig,  : 
welcher  Ausdehnung  diese  dauernden  Geschlechtsgruppierung« 
im  Verhältnis  zu  bloß  gelegentlichen  st^tfinden;  ob  sie  H 
heißen  oder  Konkubinat,  Verlöbnis  oder  Verhältnis;  ob  die  EI 
polygynisch,  polyandrisch  oder  monogamisch,  ob  ebenbürt 
oder  morganatisch ;  sie  muß  aber  in  Betracht  ziehen,  daß  dun 
diese  Gruppenbildungen  die  MögHchkeit  der  Empfängnis  eini 
Kindes  durch  Paarung  der  Frau  mit  einem  ihr  sonst  unvc 
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|bQEuleiieD  Manne  60  wenig  ausgeschlossen   iet,  wie  die  Erzeu- 
]pmg  eineB  Kindes  durch   einen  Mann   mit  einem  ihm   eonst 
uärerbuodenen  Weibe.     Für  sie  gilt  nicht  der  Satz  allgemein 
juflti  ijot wendig:    Pater  est  queni  nupüae  iJeniönstrant^  sondern 
fö  ^It  nwT  eine  mehr  oder  weniger  holie  Wahrscheinliclikeit 
Wür.    Alle  Paarungen  sind  in  dieser  Ansicht  Erscheinungen 
^r  Ausdrücke  der  dringenden  Tendenz  zur  Reproduktion,  die 
'  i  i  reifen  Menschen  mit  allen  reifen  Produkten  der  organischen 
SatüT  gemein  ist.     Sie  sind  Naturereignisse  wie  die  Geburten 
selber.     Was  b)  die  Todesursachen  betrifft,    so   ist   auch    für 
fe  die  biologische  Ansicht  in  der  Lage  sie  zu  einem  erheb- 
Üebtn  Teile   auf  Umstände   oder  Vorgänge  des  menschlichen 
ZoiaHimenlebens  zurückzufuhren.  Zum  menschlichen Zusammen- 
teb^Q  in  diesem  Sinne  gehören  aber  ebensowohl  feindliche  Be- 
pgDungen,  Kriege,   Duelle,   Selilägereien,  wie  das  Zusammen- 
tohnen  in  Häusern,  Dörfern  und  Städten,  das  Gegeneinander- 
irirkeu  in  W^etteifer  und  Konkurrenz,  wie  das  Zusammenwirken 
ia  einem  Geschäft  oder  ehier  W^erkstatt.     Aus  Tatsachen  der 
einen  wie  der  andern  Ordnmig  zieht  der  Tod  seine  Nahrung.  — 
I  Die  biologische  Ansicht  untersucht  aber  nächst  dem  Entstehen 
Imd  Vergehen  einer  gegebenen  Menschenmenge  auch  die  Be- 
dingungen iln:es  Lebens  und  der  Reproduktion  ihres  Lebens, 
aiflo  vor  allem  die  Tatsachen   ihrer  Ernährung,  woran  sich 
fe  des  Schutzes  gegen  lebengefährdende  Einflüsse  unmittelbar 
,iDSchließen.    Sie  erkennt  das  menschliche  Zusammenleben,  wie 
h&  Leben>  in  seiner  Abhängigkeit  von  der  Natur,  in  seinem 
apfe   gegen   widrige,    seiner   Aneignung    fördersamer  Wir* 
Sie  sieht  den  Menschen  als  höchst  intelligentes  Tier 


» 


Bch  Vorräte  schaffen,  Wohnstätten  bauen,  Nahrung  zubereiten, 
Verkxeuge  erfinden,  Naturkräfte  benutzen  —  arbeiten.  Sie 
geht  also  über  in  die  Ökonomik  und  reicht  also  auch  in  die 
^f>2iologisehe  Erkenntnis  ökonomischer  Verhältnisse  hinein. 

Die  psychologische  Ansicht  der  Tatsachen  des  mensch* 
«icbö  Zusaounenlebens,  zunächst  in  der  biologischen  enthalten, 
lüid  von  ihr  sich  ablösend,  betrachtet  diese  Tatsachen  als  Tat- 
*«lieii  des  Seelenlebens.  Das  Seelenleben  ist  dem  Menschen 
«Is  animaUschem,  wie  das  Leben  sehlechtliin  als  organischem 
Veeen»  eigen;  wenn  wir  auch  den  Pflanzen  ein  Seelenleben 
*Q8chreiben,  so  ist  dies  doch  schwach  entwickelt  und  durchaus 
^  die  Lebensvorgänge  gebunden ;  das  Gefühl  und  den  Trieb, 
^r  in  ihnen  ist.  Das  eigenthche  Seelenleben  entsteht  erst 
dareh  Empfindung,  Wahrnehmung,  Vorstellung, 
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Aber  es  bleibt  von  Gefühlen  tind  Trieben  abhängig,  auch 
beim  Menschen.    Die  psychologische  Ansicht  des  mensdilicbeD 
Zusammenlebens  läßt  mis  erkennen,   wie  die  Menschen  tdls    - 
durch   Liebe    und   ihr   verwandte   (Jefühle,    durch   instinktive 
Sympathien,  aber  auch  durch  Bewußtheit  und  Berechnung  ihres 
Nutzens  und  Vorteils,  durch  Interessen,   zusammengeführt,  fli- 
sammengehalten,  wie  sie  andererseits  durch  Haß,  Rachsucht, 
Eifersucht   und   natürliche  Antipathien  entzweit,    auseinander- 
gerissen,  verfeindet  werden,   aber  auch  durch  bloße  entgegen- 
gesetzte Interessen  und  durch  den  klaren  rationalen  I^ismuB,    i 
der  auch  die  natürlichen  Bande  und  Verhältnisse  sprengt  oder 
ignoriert.    Wir  lernen  femer  die  Macht  kennen,  die  das  Wollen 
eines  Menschen  über  andere  hat,  Nötigung  und  Zwang,  die  der 
Herrscherwille  ausübt,  wodurch  möghcherweise  antisoziale  Ver- 
hältnisse begründet  werden,  d.  h.  Verhältnisse,  in  denen  der 
Mensch  ohne  und  sogar  wider  seinen  Willen  mit  anderen  zu- 
sammenlebt.    Auch  führt  uns  aber  die  psychologische  Ansicht 
den  Einfluß  vor,  den  das  verbundene  und  gleichgerichtete  Wollen 
vieler  auf  den  einzelnen,  zumal  den,   der   sich  als  derselben 
Schar  zugehörig  empfindet,   geltend  macht;   dies  ist  also  ffir 
das  politische  Verhältnis  vorzugsweise  wichtig.    Das  politische 
Verhältnis  weist  auch  durch  das  Bedürfnis  des  Schutzes  und 
Kampfes,  aus  dessen  Bewußtsein  es  entspringt,  auf  die  anima- 
Usche  Natur  des  Menschen  hin;  auf  sie  ist  die  physische  Gewalt 
berechnet,   deren  der  verbundene  Wille  als  Herrscherwille,  ^ 
wenig  als  ein  individueller  Herrscherwille,  entraten  kann.  Also 
reicht  die  psychologische  Ansicht  des  menschlichen  Zusammen* 
lebens  speziell  in  die  Theorie  der  politischen  Verhältnisse,  also 
in  die  Politik  hinein. 

Die  soziologische  Ansicht  des  menschlichen  Zusamme^' 
lebens  hat  es  ganz  und  gar  mit  dem  Menschen  als  Vemun>^' 
wesen  oder  wie  man  auch  sagen  mag,  mit  seinem  Geiste^' 
leben  zu  tmi.     Ganz  und  gar;  denn  auch  die  früheren  X^' 
sichten  können  nicht  daran  vorbeigehen,  und  die  soziologisch^ 
Ansicht  ist  nur  ein  entwickelter,  selbständig  gewordener  Auf- 
druck der  psychologischen  Ansicht.    Selbständig  wird  sie  durch 
Gewinnung   besonderer  Objekte;    und   diese  Objekte   sind  die 
Gebilde,    Geschöpfe,    Produkte    des    sozialen    menschlichen 
Geistes,   als  Gesetze,  Rechte,  Institutionen,  Götter  und  andeie 
Figmente,   die  für  das  Zusammenleben  Wert  und  Bedeutung 
haben,  ganz  besonders  aber  die  sozialen  Verbindungen,  Vereine, 
Gemeinden    und   zuletzt   über   alle  hinausragend  Kirche  und 
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Staat.  Alles,  was  der  Kultur,  im  Unterschiede  von  den  Natur- 
iödmgungen   des   menschlichen  Lebens,    eigen   ist,    kann  nur 
Auch  die  soziologische  Ansicht  erkannt  werden,  nämlich  durch 
fiöi  Denken,   das  alle  jene  (Jebilde  als  in  seinem  besonderen 
äbme  wirklich  anschaut,  also  auch  ihr  Entstehen  und  Vergehen 
«u  erforschen  vermag.    Darum  ist  auch  das  moralische  Ver- 
hfihnis,   insofern  es  in  den  Beziehungen  zu  solchen  Grebilden 
bernht,  der  soziologischen  Ansicht  allein  zugängHch  und  ver- 
stehbar.    Die  „MoraUstik"    ist  ein  Inbegriff  von  Lehren,   die 
ganz  und  gar  durch  die  soziologische  Ansicht  vermittelt  sind, 
wShrend  die  PoUtik  auch  aus  der  psychologischen  Ansicht,  die 
Ökonomik  auch  aus  der  biologischen  hergeleitet  werden  muß. 
Ab  Lehre   von   den   sozialen   Verhältnissen   berührt  sich   die 
Soadologie  am  stärksten  mit  der  biologischen  Ansicht;  denn  die 
Bedürfnisse,   denen  jene  entspringen,   sind  Lebensbedürfnisse. 
Als  Lehre  vom  sozialen  Wollen  und  seinen  Hervorbringungen 
Überhaupt,    ist   sie   an   die   psychologische  Ansicht   gebunden. 
Als  Lehre  von  den  sozialen  Verbänden  ist  sie  am  meisten  un- 
abhÄngig  und  auf  sich  selber  angewiesen.    Von  MoraUstik  aus 
durchdringt  sie  die  PoUtik  und  die  Ökonomik,   ist  aber  nicht 
^eich  der  Summe  dieser  drei,  eher  könnte  man  (in  Anlehnung 
^  die  früher  erwähnten  Kantechen  Titel)   von   den  „soziolo- 
pschen  Anfangsgründen"  der  Ökonomik,   der  Politik  und  der 
Moralistik  reden. 


m 

Die  An^abeo  des  modernen  Staates') 

Voc  Dr.  Hans  t.  Frisch 

IVr;  Zi2Sfc;iLiDec:sehhiS  ein^  Gesellschaft  zu  einem 
V«rtisr>i  «§i!L5iehs  immer  zu  dem  Zwecke,  gemeinsam  er- 
5;:r«Ci^  Zä^  Söchasr  m^  acfaoer  zn  erreichen.  Hmidertbch 
k:czM«i  wir  i=::  Lel)€n  die  Beobadimng  machen,  wie  sich  ?&- 
rt.Ger  x:i  VetidDdei  organisierai  und  bestimmte  Aufgabe 
fc^oec  T^:<i:  Ke^E^eikhzb  in  einem  kleinen  Dorf e  ange&ngen  bis 
2:1=:  Wf^hp^rt^crercöi  mMl  den  Rehgionsgemeinschaften,  den 
Kzr'^'cs.  O^coec^sune  Zde  zn  erreichen  ist  aber  auch  der 
ZwYck  oer  grofianigsten  mMi  wichtigsten  Oigamsation  der 
Meofi-Lben.  deren  Wirkungen  sich  niemand  entziehen  kann, 
-iei'  Ssaa:es.  Zu  aDen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  kommen 
iec  Scsfca:rc  die  hedentendslen  An^ben  zn,  welche  die  mensch' 
:>:i3r  0^ct?^rt}5chaft  überhaiqK  zn  erfüDen  hat.  Aber  die  Auf- 
j^fcSfc  w^e-eL^In  mit  dem  Fortechreiten  von  Zivilisation  roA 
K:ilTur  :i::d  man  i^t  genötigt,  sich  von  Zeit  zn  Zeit  immer 
wtroer  Recc>efischaft  daräber  zn  geben,  ob  der  Staat  in  den 
Aufpü'r^r..  die  er  dch  stelh.  anch  Schritt  gehalten  hat  mit  dem 
F^rrrjvhrine  der  Zeit. 

Jede  v^Tpinisierte  Gesellschaft  beruht  auf  vereinbarten  Grund- 
>;3i:^tn.  auf  Reditsätzen.  an  welche  die  einzelnen  Mitglieder 
sirt-^buixier.  siini.  Ke  staatliche  Ordnung  beruht  auf  staaüicbem 
RfX  !.i.  Aber  das  Redit  ist,  ebenso  wie  die  staatUchen  TäüJ' 
kt^iti::.  e:w>as  ewig  Wechselndes,  es  ist  in  stetem  Werden  und 
W  r^^hi^n  begriflfen,  unbekümmert  um  die  geschriebenen  Gesei*^» 
die  e^i  in  ein  starres  System,  aus  einzelnen  Paragraphen  be- 
:^telunid,  einiw^gen.  Recht  im  streng  juristischen  Sinne  i^ 
nur  da:?,  was  ein  Staat  für  Recht  erklärt.  Darin  aber  ist  der 
Staat  nicht  frei,  er  ist  gebunden  an  die  sozialen  Mächte,  die 

"^  Kxne  abk^K^iuisc^e  Antrittsrede,  gehalten  zn  Basel  am  14.  Dezember  1906« 
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der  GeaallBchaft  wirken ,  er  daif  sie  iiieht  außer  acht 
)mm,  sie  sind  stärker  als  stÄatUche  Gesetze.  Nicht  in  diesen 
Bfigt  der  Urgrund  desReclits,  sondern  in  der  Rech tsüberzeugung^ 
in  den  Bechtsansehauungen  der  niensehÜcheu  Gemeinschaft, 
Gesetze  sollen  nur  eine  Konstatierang,  eine  Fixierung  deegen 
eutklten,  waß  naeh  der  allgemeinen  Überzeugung  als  Recht 
Angesehen  werden  so  IL  Darum  empfindet  man  Gesetze  als 
OD^recht,  wenn  sie  gegen  die  herrschende  Reehtsüberxeugmig 
ver9t()jJen.  darum  können  Gesetze  veralten ,  wenn  sie  nicht  mehr 
<üe  Reditsansehauungen  der  Gesellschaft  wiedergeben.  Ein 
moderner  Staat  kann  es  auch  nicht  wagen,  veraltete  Gesetze 
e^Wäiteam  aufrecht  zu  erhalten  oder  neue  zu  erlassen,  die  den 
l^iTBchenden  Anschauungen  T^ndersprechen. 

Von  diesen  Anschauungen  also  ist  das  Recht  und  alle 
«tsatliche  Tätigkeit  abhängig  und  gemeinsam  sind  sie  fori> 
^Ährtüder  Veränderung  untern'orfen.  So  ni  u  ß  t  e  der  Staat 
dfeä  Jhttelalters  sieh  andere  Aufgaben  stellen  als  der  moderne 
Staat  des  20,  Jahrhunderts. 

Die  Aufgaben  des  Staates  —  das  ist  ein  Punkt,  an  dem 
«if'h  Theorie  und  Praxis,  Recht  und  Pohtik,  die  Lehre  vom 
♦'^ieaden  und  vom  Seiu-soUenden  immer  berührt  haben  und 
Jamer  berüJiren  werden.  Es  ist  eine  Frage,  die  in  Jedem  Jahr- 
hundert, wieder  gestellt  wird:  wozu  existiert  der  Staat?  Erfüllt 
^  wirklich  Aufgaben,  welche  alle  die  Pflichten  rechtfertigen, 
^  er  mis  auferlegt?  Und  mehr  noch  —  nicht  nur  an  den 
Staat  als  solchen  wii-d  diese  Frage  gerichtet,  sondern  man  kommt 
'üibewußt  dazu,  jede  einzelne  staathche  Tätigkeit  nach  ihrer 
Zweckmäßigkeit  2U  untersuchen;  so  haben  die  Interpellationen 
^  den  Parlamenten  in  der  Regel  eine  vermeintliche  Unzweck- 
^igkeit  von  Regierungshandlungen  zum  Gegenstand  imd  die 
Mwtivenberichte  neuer  Gesetze  sind  nichts  weiter  als  eine  Dar- 
^&mg  der  Zweckmäßigkeit  jeder  Gesetzestoderung.  Aber  nur 
^h  subjektive  Ansichten  sind  liier  möglich  und  deshalb  müssen 
we  weit  auseinander  gehen.  In  den  Programmen  der  politischen 
Pftrtaen,  die  nichts  anderes  sind  als  Ansichten  über  die  Auf- 
ICabea  des  Staats,  kommen  sie  als  Prinzipien  zinn  Ausdruck*). 
^  Aber  wie  schroff  die  Gegensätze  immer  sein  mögen,  in 
^imm  Punkte  treffen  sich  die  verschiedenen  Richtungen,  in 
^ttiem  sind  sie  prinzipiell  einig:  darin,  daß  Staatszwecke  und 
»»«Ätliche  Aufgaben  nicht  etwas  ein  für  allemal  feststehendes 

*)  Vgl*  V*  Mo  hl,  Eneyklopädie  der  StantewiBsenschaften,  §  100,     Jel- 
tia^-k,  Mgemeine  Staaielelirti,  2,  ÄuS,  S.  229  f. 
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seien.     Der  Staat  muß  gleichen  Schritt  gehen  mit  der  Ze 
sonst  verknöchert  er  mid  verliert  seine  Existenzberechtigui 

So  einfach  es  nmi  scheinen  mag,  im  allgemeinen  die  sta 
liehen  Aufgaben  zu  erkennen,  so  ist  es  doch  oft  außerordentli 
schwierig,  die  Grenzen  der  Möglichkeit  staatlichen  Wirke 
festzustellen.  Es  ist  ein  leichtes,  die  Vergangenheit  zu  kri 
sieren  und  den  Staaten  früherer  Zeiten  Mißgriffe  vorzuwerfc 
Aber  damit  ist  die  Aufgabe  des  Forschers  noch  nicht  erfü] 
es  ist  nur  die  negative  Seite.  Über  die  Vergangenheit  ist  u 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  ein  objektives  Urteil  möghch,  do 
wir  müssen  es  für  Gegenwart  und  Zukunft  zu  verwerten  v 
stehen.  Es  ist  wiederholt  hervorgehoben  und  nachgewies 
worden,  daß  sich  der  Staat  früherer  Zeiten  nicht  Rechensdu 
gegeben  hat  über  die  Grenzen  seiner  Macht;  namentlich  in  ein 
Richtung  hielt  jahrhundertelang  ein  schwerer  Irrtum  mens« 
liebes  Denken  und  staatliches  Handeln  befangen,  das  war,  d 
der  Staat  mit  äußeren  Machtmitteln  auf  das  Innenleben  c 
Menschen  einwirken  könne.  Der  heutige  Staat  gibt  sich  best 
Rechenschaft  über  die  Grenzen  seiner  Macht,  wenigstens  sehe 
es  uns  so;  SittUchkeit,  ReUgion,  Kunst,  Wissenschaft  kann  ki 
Staat  erzeugen,  er  kann  mit  seinen  Mitteln  nur  auf  das  äuA 
Verhalten  der  Einwohner  wirken.  So  kann  er  nur  ein  äuße: 
sittliches  Verhalten  von  den  Untertanen  erzwingen,  ein  1 
kennen  zu  einem  Glauben,  also  eventuell  Heuchelei,  nie  a1 
den  Glauben  selbst.  Dies  erscheint  uns  heute  selbstverständli< 
aber  es  ist  nicht  lange  her,  seit  der  Staat  versucht  hat,  A 
gaben  zu  lösen,  die  er  nie  und  nimmer  lösen  konnte,  weil  il 
die  Mittel  fehlten.  Für  die  Erkenntnis  der  staatlichen  A 
gaben  ist  es  von  allergrößter  Wichtigkeit,  die  dem  Staate 
Gebote  stehenden  Mittel  im  Auge  zu  behalten. 

Betrachten  wir  die  vielgestaltete  und  mannigfaltige  Tai 
keit  des  heutigen  Staates,  so  können  wir  sie  in  drei  Grupj 
sondern,  die  uns  als  die  dpei  Aufgaben  des  modernen  Staa 
erscheinen.  Zwei  von  ihnen  kommen  heute  dem  Staate  all( 
zu,  sind  exklusiv  staatliche  Tätigkeiten,  die  dritte,  die  wichtig« 
übt  er  konkurrierend  mit  dem  Individuimi  aus.  Die  beic 
ersten  seien  hier  nur  kiu'z  erwähnt,  über  sie  selbst  sowie  ül 
die  Mittel  zu  ilirer  Erfüllung  ist  man  heute  ziemlich  einig;  i 
kommt  es  hier  vielmehr  nur  auf  die  dritte  Aufgabe  an. 

I.  Ausschließliche  Aufgabe  des  Staates  ist  es,  sein  Geh i 
und  seine  Einwohner  zu  schützen  gegen  Angriffe  v 
außen   und  Störungen   der  Ordnxmg  im  Innern.     Es  ersehe 
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Qm  heute  selbstverständlich,  daß  diese  Tätigkeit  lediglicli  etaat- 
licb^  Aufgabe  sei;  aber  es  war  nicht  immer  so;  zur  Zeit  der 
ftivatfehden  hat  jeder  Einzelne  für  sich  und  seine  Familie  zu 
den  Waffen  gegriffen,  Staat  und  Individuum  haben  nebeneiu- 
auder  die  schützende  Tätigkeit  ausgeübt.  Heute  hat  nur  der 
Staat  die  Machtmittel,  und  nur  er  hat  das  Recht  und  die  Pflicht, 
^iim  Schutze  des  Ganzen  und  der  Glieder  tatig  siu  werden. 

U.  Die  zweit«,  heute  exklusiv  staatliehe  Tätigkeit  ist  die 
l^ewußte  Fortbildung  des  Rechts*  Auch  dies  war  nicht 
tnnaer  so;  früher  Ijestand  Ewißchen  dem  Staate  und  den  ihm 
^angegliederten  Verbänden,  den  FamiheUj  Stänmien,  Fürsten* 
gBSchlechtem,  eine  Konkurrenz  auf  dem  Gebiet  der  Rechte- 
B/^mng,  die  Verbände  hatten  ihre  eigenen  Satzungen  und  ihre 
besondere  Gerichtöbarkeit.  Es  war  ein  langwieriger  geschicht- 
licher Prozeß,  in  dem  der  Staat  sich  das  ausschließhche  Recht 
^ur  Fortbildmig  mid  Aufrechterhaltuug  der  Rechtsordnung  an- 
gmgnet  hat.  Mit  Ausnahme  der  Bildung  von  Gewolmheits- 
^nh,  was  unbewußt  vor  sicli  geht,  kommt  rechtserzeugende 
7Mtigkeit  heute  lediglich  dem  Staate  zu^). 

in.   Mit  Recht  hat  der  moderne  Staat  diese  beiden  Auf- 
ßimk  für  sich  allein  in  Anspruch  genommen  und  jede  andere 
r^mon  von   der  Mitwirkimg  ausgeschlossen.     Es  liegt  im   In- 
^Cließße  der  Gesellschaft,  im  Interesse  der  Sicherheit  und  Ordnung 
^  Gemeinwesen,  daß  Machtschutz  und  Rechtsschutz  nur  vom 
Staate  geübt  werden.     Wollte  sieh   der  Staat  aber  darauf  be- 
*oliräiiken,  nur  diese  Aufgaben  zu  erfüllen,  die  ihm  allein  zur 
^föUung   zugewiesen    sind,    dann    hätte  Lassalle    recht   mit 
deiner  Charakterisierung,  der  Staat  sei  einem  Nachtwächter  zu 
^^fglßichen,  der  nichts  tue  als  immerfort  nachsehen,  ob  nirgends 
^Higebrochen   wird.      Es   wäre   ein    trauriges  Zeichen   für   das 
^I^nschengeschleeht,   wenn  es  sich  nur  zu  diesem  Zwecke  zu 
^^r  straffen  Organisation  im  Staate  zusammenschließen  würde, 
^em  Tiqrkhcb  Macht-  und  Rechtsschutz  allein  den  Staat  recht- 
fertigen müßten.     Damit  mögen  die  Aufgaben  minderwertiger 
^tauten,  halb*  oder  unzivilisierter  Gemeinwesen  erschöpft  sein, 
**^^r  der   moderne,   mitten   in   der  Zivihsation  stehende  Staat 
^"m  dadurch  in  unsem  Augen  noch  nicht  gerechtfertigt.     Er 
®^11  mehr  sein   als  ein  Schutz-  und  Trutzverband  nach  außen 
^^^d  ein  Gerichteverband  nach  innen,   und  ihm  kommt  noch 

*)  Er  muß  ne  aber  nicht  unbedingt  seihst  ausüben,  kann  sie  Tielmelir 
^^li  mdtJrtsi  Verbänden  übertragen;  aber  Quelle  der  bewußten  Keclita- 
***l<l«iog  bleibt  immer  der  Staat 
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eine  große  und  schwierige  Aufgabe  zu,   welche  die  beiden  j 
nannten  heute  an  Bedeutung  weit  überragt  und  von  Tag 
Tag  an  Bedeutung  gewinnt:   der  moderne  Staat  soll  Kulti: 
Staat  sein. 

Bevor  wir  näher  auf  diese  staatliche  Aufgabe  eingehe 
müssen  wir  uns  über  den  Begriff  Kultur  Rechenschaft  gebe 

Kultivieren,  auf  deutsch  pflegen,  heißt  etwas  umgestalt 
zum  Bessern,  Hohem,  am  Maßstabe  der  Zeit  und  der  Gre« 
Schaft  gemessen.  Man  spricht  von  höherer  xmd  tieferer  Kulti 
stufe,  es  gibt  also  eine  Reihe  von  Graden  der  Kultur,  der 
Grenzen  aber  nicht,  wie  das  Wort  Kulturstufe  anzudeut 
scheint,  scharfe  sind,  sondern  sie  gehen  unmerklich  ineinand 
über.  Zunächst  denkt  man  dabei  nur  an  quantitative  Unt« 
schiede,  bei  fortschreitender  Kultur  an  ein  Höhersteigen 
Bildung,  Wissen,  ethischen  Anschauungen;  doch  gibt  es  au 
quahtativ  verschiedene  Kultur,  man  spricht  z.  B.  von  der  eige 
artigen  Kultur  der  Japaner,  d.  h.  von  einer  Kultur,  die  sich 
anderer  Richtung  als  der  xmserer  Gesellschaft  angemessen 
entwickelt  hat.  Man  spricht  femer  von  Hyperkultur,  von  eine 
Cberaiaß  der  die  Kultur  ausmachenden  Eigenschaften,  das,  ^ 
alles,  was  den  Höhepunkt  übersteigen  will,  notwendigerwei 
wieder  abwärts  führen  muß. 

Das  Wesen  der  Kultur  ist  schwer  zu  bestimmen.  Kult 
l>ildet  zunächst  einen  Gegensatz  zu  Natur,  es  ist  ein  Abwend 
von  der  Natur.  Man  kann  darin  ein  Vorrecht  des  Mensch 
vor  dem  Tier  sehen,  unnatürlich  werden  zu  können,  d.  h.  kulti 
fähig  zu  sein.  Es  ist  interessant  zu  beobachten,  wie  die  Myth 
über  die  ersten  Menschen  übereinstimmend  berichten  von  c 
Üborti-etung  eines  Gebotes,  das  den  Zweck  hat,  dem  Mensch 
Erkenntnis  höheren  Strebens,  über  den  Naturzustand  hinaus 
versagen.  So  sollte  das  erste  Menschenpaar  im  Paradies  nie 
vom  Baume  der  Erkenntnis  essen,  so  wird  Prometheus  v 
Zeus  bestmft,  weil  er  dem  Menschengeschlecht  das  Feuer  brin 

Und  weil  Kultur  etwas  Widernatürliches  ist,  darum  wi 
immer  wieder  von  Zeit  zu  Zeit  von  Leuten,  die  mit  d 
heri-schenden  Zuständen  unzufrieden  sind,  die  Rückkehr  i 
Natur  gepredigt  und  alles  Unglück  in  der  Welt  auf  das  Üb 
maß  an  Kultur,  auf  das  zu  weite  Entfernen  vom  Naturzusta 
zurückgeführt.  „Alles  ist  gut,  wie  es  aus  den  Händen  i 
Schöpfers  der  Dinge  her\'orging;  alles  verdirbt  xmter  den  Hand 
des  Menschen*',  beginnt  Rousseau  sein  Werk  „Emil**.  AI 
dieser  Ausruf  ist  nicht  wörtlich  zu  nehmen.     Kultur  ist  es 
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%aa  den  Menschen  über  den  Naturzustand,  in  dem  das  Tier 
Übt  emporhebt,  und  treffend  sagt  Schopenhauer:  ,,Was  da 
terdient,  Würde  des  Menschen  genannt  zu  werden,  fängt  erst 
^  an,  wo  er  seine  Natur  verleugnet/*  Das  ist  klar,  daß  sich 
der  Mensch  mit  fortschreitender  Kultur  iimuer  mehr  vom  Natur- 
öistand  entfernt,  aber  ebenso  sicher  ist,  daß  es  eine  Grenze 
phi,  die  zu  überschreiten  verderblicli  ^ird.  Hyperkultiviei-t^ 
Staaten  versehwinden  und  die  Völker  fallen  in  einen  verrohten 
Zustand  zurück,  wenn  sieh  auch  noch  jahrhundertelang  die 
Spureß  alter  Kultur  bei  ihnen  zeigen.  In  mannigfacher  Weise 
tritt  Hyperkultur  nach  außen  hin  zutage,  z.  B.  in  dem  Zurück- 
gaben der  Bevölkermig,  und  die  staatlichen  Gesetze,  die  Rom 
iö  seinem  Verfall  dagegen  erheß,  waren  nutzlos,  ebenso  wie 
heute  Frankreich  dieser  Erscheinung  machtlos  gegenübersteht, 
ü  sind  das  geschichtliche  Prozesse,  die  nach  uns  unbekannten 
Gesetzen  außerordentlich  langsam,  aber  unatifhaltsam  vor  sich 
^hen,  sowohl  die  Aufnahme  der  Kultur  als  auch  der  Verfall. 
Völker,  die  sich  noch  nahe  dem  Naturzustand  befinden, 
pe^ichnen  wir  mit  Recht  selilechtweg  als  kuiturunfähig,  weil  | 

^Q    absehbarer  Zeit  die  Kultivierung  ausgeschlossen  erscheint; 
"tiit  Gewalt,  von  heute  auf  morgen,  ist  eben  Kulturarbeit  nicht  | 

^  vollbringen,  J 

Wie  das  Wesen  der  Kultur  schwer  zu  erkennen  ist,  so  ist 

*Uch  ihr  Inhalt  nicht  leicht  festzustellen.     Namentlich  die  po-  j] 

^itive  Aufzählung  der  Qualifikationen,  die  einem  Kulturmenschen 

^^er  emem  Kultim^olk  eigen  sein  müssen,  um  als  solches  zu 

Selten,   wäre   niclits   als   ein    Katalog   von   einzelnen   BegriÖs- 

*^erkmalen,  der  immer  unvollsUmdig  bUebe.     Im  allgemeinen 

^Ur  wird  man  sagen  können,  daß  zum  Begriff  der  Kultur  ein 

B^wisser  Grad  allgemeiner  und   ethischer  Bildmig  gehört,   im 

Öbrigen  aber  wird  man  negativ  vorgehen  müssen.     Mau  wird 

^iB  Volk  nicht  als  Kultnmation  bezeichnen,  wenn  es  die  auf 

<äeü  Solidarinteressen    der   Menschen    beruhenden   Regeln   des 

Völkerrechts   nicht  anerkennt,   wenn   es   für  Literatur,   Kunst 

QDd  Wissenschaft  nichts   übrig  hat,    oder  gar,   wenn  es  zum 

g^ßen  Teil  aus  Analphabeten  besteht;  fem  er  werden  wir  einem 

Volk  die  Kultur  absprechen,  das  gewisse  Sitten  und  Gebräuche 

pftt*  die  uuB  roh  und  barbarisch  erseheinen  ^  ^ir  müssen  ja, 

ui  Ermanglung  eines  andern  Maßstabes,  immer  an  uns  selbst 

niesen,  —  wie   z.  B.    grausame   Strafen,    mangehides  Pflicht- 

*nid  Rechtsbei^Tißtsein,   Korruption,   Polygamie   u.  dgl.     Eine 

Reihe  von  sozialen  Erscheinungen  wird  femer  für  uns  maß- 


gebend  für  den  Kultur^uataiid  eines  Volkes,  wie  die  Stellung 
der  Frau  m  der  Gesellschalt,  die  Behandluiig  der  Haustiere, 
Reinlichkeit,  das  Verhalten  der  großen  Massen  bei  politiseheii 
Tätigkeiten,  wie  bei  Wahlen  oder  bei  großen  nationalen  Unglüeks- 
fäUen,  u.  dgL  mehr*  Je  nachdem  nun,  ob  sich  bei  einem 
Volke  mehr  oder  weniger  die  Merkmale  vorfinden,  die  wir  ata 
notwendigen  Inhalt,  als  Elemente  des  Begriffes  Kultur  erkennen 
und  empfinden,  werden  wir  in  ihm  eine  Nation  auf  mehr  oder 
minder  hoher  Kulturstufe  sehen. 

Verschieden  von  dem  Begriff  der  Kultur  ist  der  der  Zivi- 
lisation, Er  ist  dem  der  Kultur  nahe  verwandt,  auch  Zivi- 
Usation  ist  Widernatürlichkeit,  GegeusatK  zur  Natur.  Aber  der 
Inhalt  des  Begriffes  ist  ein  anderer.  Zivilisatiorische  Tätigkeit 
hat  nichts  mit  Bildung  und  Ethik  zu  tun,  sondern  sie  hat  die 
A^ervollkommnung  und  Ausbildung  dei  Außenwelt  zum  Zweck. 
Zivilisiert  ist  jener  Staat,  der  moderne  Verkehrsmittel,  Anstalten 
und  Institute  aufweist,  der  nach  einem  geordneten  Rechts- 
und  Finanzsystem  verwaltet  wird, '  usf.  Der  SprachgebiBUch 
freiUch  wirft  die  beiden  Worte  oft  durcheinander  und  macht 
keinen  Unterschied  zwischen  Kultur  und  Zivihsation');  und  es 
gibt  auch  gewisse  Grenzgebiete,  die  man  sowohl  der  Kultur 
me  auch  der  Zivilisation  zusprechen  kann,  aber  gleichwohl 
besieht  der  Unterschied.  Man  wird  Gottfried  Kellers  Novellen, 
Mozarts  ,, Figaro*'  oder  BöckUns  Toteninsel  nicht  eine  Frucht 
der  ,,ZiviUsation*'  neimen  können  und  rein  technische  Tätigkeiten, 
wie  den  Bau  des  Simplontunnels  oder  die  Verwendung  von 
künstlichem  Dünger  nicht  als  ein  Kulturwerk  bezeichnen  dürfen. 

Kultur  und  Zivilisation  gehen  in  der  Regel  Hand  in  Hand» 
aber  sie  halten  nicht  immer  gleichen  Schritt*  Ziviüsation  ist 
eine  Vorstufe,  eine  Vorbedingung  der  Kultur,  denn  Kultur  ohne 
Zivihsation  ist  nicht  denkbar;  wohl  aber  kann  ein  Staat  ver- 
hältnismäßig weit  vorgeschritten  sein  in  der  Zivilisation,  ohne 
eine  besondere  Kultur  aufzuweisen.  Als  Beispiel  dafür  möchte 
ich  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  anführen;  man 
hört  von  dort  von  den  überraschendsten  Fortschritten  der 
Technik,  den  schnellsten  Eisenbahnen,  den  höchsten  Häusern  usw,, 
wohl  auch  von  amerikanischen  Ärzten,  welche  Kriegsgefangenen 
zu  experimentellen  Zwecken  Festbazillen  einimpfen;  aber  von 
amerikanischer  Literatur   und  Kunst   hört   man   kaum   etwas. 


*)  Bdmarketiäwert  iit,  d&&  die  frwi^ösische  Sprache  den  Aus  druck  „ciü- 
ture"  in  der  ubertrageiieo  Bedeutung  mcht  kennt;  sie  gebraucht  für  beide 
Begriffe  das  Wort  uciviliaatioii**. 
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ivilisation  ist  eben  übertragbar,    nicht  aber  Kultur;   Kultur 
luß  ererbt  und  erarbeitet  werden. 

Wir  kehren  nun  zu  der  dritten  Aufgabe  des  Staates  zurück. 
Tenu  ich  sagte,    der  moderne  Staat  muß  Kulturstaat  sein,   so 
jeißt  das  zunächst,  er  muO  auf  einer  gewissen  Höhe  der  Zivi- 
lisation stehen^  die  Vorbedingung  für  jede  Kultur  ist. 

Die  zivilisatorische  Tätigkeit  der  modernen  Staaten  ist  eine 
^^aiigeheure.     Es  best-eht   förmlich   ein  fortwährender  Wettstreit 
^kwischeu    den  Staatswesen,    immer   die   neuesten  Erfindungen 
^iiud    Entdeckungen j    die    im   Interesse   der  Allgemeinheit   ver- 
wendbar sind,  einzuführen  und  zu  verwerten.    Überhaupt:  das 
Gemeinwesen,   die  Gesellschaft  ist  es,    für  die  der  Staat  heute 
die  größten  Opfer  bringt  und  bringen  muß,  um  nicht  zurück- 
-     zubleiben. 

^ft  Es  handelt  sich  hier  um  staatliehe  Aufgaben,  die  durch 
^solidarisches  Vorgehen  zweckmäßiger  erfüllt  werden,  als  durch 
individuelle  Tätigkeit.  Briefe  befördern  und  Versicherungs- 
anstalten errichten  kanu  becser  durch  eine  Organisation  erfolgen 
als  durch  Privatpersonen.  Und  je  leichter  die  Aufgabe  durch 
eine  einheitliche  Organisation  gelöst,  je  sicherer  das  Interesse 
befriedigt  wird,  desto  größer  ist  auch  der  Anspruch  des  Staates 
darauf,  diese  Aufgabe  2ur  Erfüllung  zugewiesen  zu  bekommen 
und  desto  berechtigter  ist  umgekehrt  die  Forderung  des  Indi- 
viduums an  den  Staat,  daß  dieser  die  Aufgabe  als  die  seinige 
betrachte.^  Auf  diese  Weise  ersetzt  oder  ergänzt  der  Staat  die 
Tätigkeit  des  Einzelnen. 

Ursprünglich  waren  alle  diese  Aufgaben  privater  Tätigkeit 
überlassen;  erst  im  letzten  Jahrhundert  hat  ein  großartiger 
Prozeß  der  Enteignung  individueller  Tätigkeiten  und  deren  Zu- 
weisung an  den  Staat  begonnen,  ein  Prozeß  der  Verstaat* 
IJjchung,  der  Zentrahsation,  der  noch  lange  nicht  abgeschlossen 
^u  sein  scheint.  Die  Verwaltungstätigkeit  hat  im  modernen 
Staate  einen  Umfang  angenommen,  der  früher  nie  und  nirgends 
^kannt  war.  Es  gibt  schon  kein  Gebiet  mehr,  auf  dem  der 
Btaat  nicht  tätig  ist,  sei  es,  indem  er  das  Individuum  unter* 
srtützt,  sei  es,  indem  er  vollkommen  an  dessen  Stelle  getreten  ist. 
Es  ist  eine  segensreiche  Tätigkeit,  die  der  Staat  entwickelt 
in  den  wahllosen  Gesetzen,  durch  die  er  dem  Einzelnen  hilft 
im  Kampf  ums  Dasein.  Land-  und  Forstwirtschaft^  Handel 
und  Industrie,  Gewerbebetrieb  und  Verkehrswesen  wären  olme 
die  tatkräftige  Unterstützung  durch  den  Staat  nie  zu  der  Blüte 
gekonimeu,  die  sie  in  den  letzten  hundert  Jahren  erreicht  haben. 


838  Hans  y.  Frisch,  Die  Aufgaben  dea  modernen  SUates. 

Dazu  kommt  die  enorme  Tätigkeit  des  Staates  anf  dem 
Gebiete    der    Sozialpolitik.     Unter    dem    Einfluß    sozialdemo- 
kratischer Ideen,  die  mit  dem  allen  extremen  Parteirichtungen 
eigenen  Terrorismus  auftreten,  nimmt  die  Sorge  für  die  Allge- 
meinheit den  heutigen  Staat  derart  in  Anspruch,  in  finanzieller 
und  anderer  Richtung,  daß  ihm  für  die  Beobachtung  des  In- 
dividuums nur   wenig   übrig   bleibt.     Die   moderne   B'ürsoige- 
gesetzgebung,  die  sich  mit  den  Untertanen  von  der  Wi^e  bis 
zum  Grabe  befaßt,  weist  dabei  einen  Zug  von  SentimentalitSt 
auf,  der  gleichfalls  eine  Erscheinung  der  neueren  Zeit  ist,  mid 
neben  den  nicht  zu  bestreitenden  guten  Wirkungen  wohl  auch 
manche    Schattenseite   aufweist.     Man  könnte    in   dieser  Be- 
ziehung den  heutigen  Staat  in  Gegensatz  setzen   zum  Staate 
der  Spartaner,  die  ziu*  Heranbildung  eines  kräftigen  GeschledtB 
auch  vor   einer   Institution   wie   dem  Taygetos   nicht  zurück- 
schreckten. 

Aber  diese  einzelstaatliche  Organisation  der  Verwaltung»- 
tätigkeit   scheint   noch    nicht  das   Ekide   des  Zentralisierungs- 
prozesses  zu  sein.     Die  Staaten  beschränken  sich  nicht  mehr 
auf  ihr  Staatsgebiet,  und  sie  können  das  nicht  tun,  ihre  Sorg^ 
für  die  allgemeinen  Interessen   reicht  vielmehr  weit  über  fi^ 
Staatsgrenzen  hinaus,  es  sind  die  Solidarinteressen  der  Mensdi' 
heit,  für  die  jeder  zivilisierte  Staat  tätig  ist.     Es  gibt  schon 
eine  i  n  t  e  r  nationale  Verwaltung,  die  auf  völkerrechtlichen  Grund-     l 
Sätzen  beruht  und  tägUch  an  Bedeutung  gewinnt.     Die  inter 
national-gemeinsamen   Interessen   treten   immer   mehr   in  den 
Vordergrund  und  die  Schranken  der  Landesgrenzen  verHeren 
zusehends  an  Bedeutung.   Es  ist  für  uns  schon  selbstverständlich, 
daß  die  Eisenbahnwagen  ungehindert  über  die  Staatsgrenzen 
laufen,  ebenso,  wie  Briefe  und  Telegramme,  daß  die  Staaten 
gemeinsam  das  geistige  Eigentum  schützen  wie  das  gewerbhche, 
daß  sie  uns  durch  gemeinsame  Maßregeln  vor  den  Gefahr^i 
der  Pest,  schädlichen  Insekten  usf.  zu  bewahren  streben  —  es 
gibt  xmgezählte  Beispiele  dafür  und  sie  nehmen   täglich    zu. 
Man  denke  nur  an  die  zahhreichen  sogenannten  internationalen 
Ämter,   die   in   Bern  ihren   Sitz  haben  und  von   da  aus  die 
Fäden  der  Zivilisation  um  den  ganzen  Erdball  spinnen.     Ein 
Staat,  der  sich  mit  einer  chinesischen  Mauer  umgeben  wollte, 
würde  in  kürzester  Zeit  jenem  Millionenreiche  gleichen,  das  dies 
wirklich    getan    hat.     Kein    modemer    Staat    also    kann   sich 
diesen  nationalen  und  internationalen  Verpflichtungen  entziehen. 
Übrigens  brauche  ich  mich  wohl  bei  diesem  Punkt  nicht  weiter 
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a^ifEuhßdt^D,  heute  wird  über  diese  Tätigkeit  so  viel  gesprochen 

und  geschrieben,  daß  sie  aUgemem  bekannt  ist,  sie  ist  Modesaohe. 

^         Das  ist  Zivilisation,  aber  noch  nicht  Kultur,   diese  Tätig- 

^rit   genügt   nicht,    um    einen  Staat   zum   Kulturstaat  in   des 

■Tortes  höchster  Bedeutung  zu  stempeln. 

■  Daß  der  Staat  nicht  selbst  Kultur  schaffen  kann,  ist  klar; 
Hkem  Staat  kann  eine  Symphonie  komponieren  oder  ein  Gedicht 

■  machen,  niid  sei  er  noch  so  mächtig;  das  ist  und  wird  immer 
Jer  iDdividuellen  Tätigkeit  überlassen  bleiben. 

Aber  indirekt  kann  der  Staat  für  die  Kultur  tätig  sein ; 
«r  kann  durch  seine  zivilisatorische  Tätigkeit  dafür  sorgen » 
diß  die  äußern  Bedingungen  für  die  Bildung  und  Fortentwick- 
limg  der  Kultur  so  günstig  als  möglich  seien.  In  zweifacher 
Richtang  kann  er  dabei  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
tußem  Mittel  zur  Anwendmig  bringen,  einmal  positiv,  indem 
«r  1.  B,  Schulen  und  höhere  Bildungsanatalten  haut  und  er- 
hält, indem  er  Kunst  und  Wissenschaft  unterstützt  —  und  ne- 
gHti?,  indem  er  Störungen  der  EntT^icklung  vom  Individuum  fern- 
liftit.  Aber  Träger  der  Kultur  sind  und  bleiben  immer  die 
tnÜTiduen,  und  diesen  kann  der  Staat  ebensowenig  Kultur  auf- 
ptmpfen,  als  er  sie  selbst  erzeugen  kann. 

Die  Entwicklung  der  Individuen  ist  es,  auf  die  der 
Staat  m.  E.  heute  zu  wenig  Wert  legt.  Aus  ümen  besteht  der 
Staat  und  durch  sie  ist  er  bedingt,  wie  jedes  Ganze  durch 
Beine  Glieder  bedmgt.  ist,  und  darum  muß  ilire  Ausbildung 
Äuch  von  allergrößter  Wichtigkeit  für  ihn  sein.  Nicht  die  Zuhl, 
^e  Quantitüt  der  Untertanen  macht  heute  einen  Staat  stark, 
Bondem  die  Qualität,  und  je  hölier  ein  Mensch  geistig  und 
ethisch  steht,  desto  ausgeprägter  wird  seine  Individualität  sein, 
Nicht  Herdenmenschen  soll  sich  der  Staat  in  seinen  Untertanen 
eniehen  —  das  mögen  unzivilisierte  Staatswesen  tun  —  sondern 
^Bdividuali täten.  Das  ist  die  hohe  Kultmaufgabe  des  heu- 
:eß  Staates.  Sie  zu  erfüllen  stehen  ihm  hunderterlei  ver- 
Wedenartige  Wege  offen;  er  braucht  sie  nur  zu  betreten. 

Wohl   daß   wichtigste   Mittel   liegt   in   der   Erziehung   der 
alertaneu  zu  Bürgern,    wobei   es   auf  mancherlei  scheinbare 
(imgkeiten  ankommt. 
Schon  der  Lehrplan  für  die  Jugend   muß   daraufliin   ein- 
richtet sein.    Lehrpläne,  die  von  vornherein  jede  Selbständig- 
it  im  Zögling  vernichten,  die  alles  nivellieren  und  alles  über 
nselben  Leisten  schlagen  wollen,    sind  ein  Unding  und  eine 
für  Individuum  und  Staat.    Wird  von  allem  Anfang  an 
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den  Menschen  der  Trieb  eingepflanzt,  alles  auszugleichen,  alles 
mit  den  Gesetzen  der  Symmetrie  in  Einklang  bringen  zu  wollen, 
alles  Höhere  auf  das  Durchschnittsniveau  herabzudrücken,  so 
könnten  nie  solche  architektonische  Meisterwerke  entstehen,  wie 
das  Basler  Münster   mit   seinen   beiden  individuellen  Türmen. 

Wichtiger  noch  als  die  Art  des  Unterrichts  ist  der  Inhalt 
desselben.     Im  einzelnen  darauf  einzugehen,   ist   nicht  meine 
Sache,  aber  eines  will  ich  hervorheben,  das  mir  unumgänglich 
notwendig  erscheint  zur  Heranbildung  eines  geistig  freien  und 
sozial  hochstehenden  Geschlechts,    das  den  Anforderungen  d» 
modernen  Gesellschaft  gewachsen  ist,  das  ist  das  Studium  d^ 
klassischen   Sprachen.     Nicht   darum    ist   festzuhalten  an 
dieser  Forderung,  weil  man  nie  genug  Sprachen  kennen  kann, 
auch  nicht  darum,  weil  das  Lesen  der  klassischen  Meisterwerke 
im  Urtext  unvergleichlich  wertvoller  ist  als  in  Übersetzungen, 
endlich  auch  nicht  darum,  weil  man,  wie  Jakob  Burckhardt 
sagt,  soviel  Herzen  hat,  als  man  Sprachen  kann,  sondern  des- 
halb,  weil  erstens  im  Studium  der  formal  so  unvergleichlich 
hoch  entwickelten  klassischen  Sprachen  die  beste  Schiüung  des 
Geistes  Hegt  und  zweitens,   weil  wir  nur  dann,   wenn  wir  die 
klassischen  Sprachen  gelernt  haben,  auch  für  die  hohe  Kultur 
der  Antike,  auf  der  ja  unsere  ganze  europäische  Kultur  basiert, 
ein  richtiges  Verständnis  haben  können. 

Es  gibt  ungezählte  Beispiele  dafür,  welcher  Wert  für  die 
Geistesbildung  im  Erlernen  der  alten  Sprachen  liegt.     Nich^ 
nur  für  den  Juristen  und  Philosophen  gehört  es  zu  der  unum- 
gängUch  notwendigen  Vorbildung,  auch  der  NaturwissenschafÜeT 
und  der  Techniker  erringen  sich  dadurch  einen  Schatz,  der  sie 
weit  empor  hebt  über  jene  Kollegen,  denen  das  Glück  huma- 
nistischer Bildung  nicht  vergönnt  ist.     Gar  mancher  Instituts- 
leiter hat  die  Beobachtimg  gemacht,  wie  ausnahmslos  der  Unter 
schied  in  der  Vorbildung  immer  wieder  zum  Ausdruck  kommt, 
zu  Gunsten  der  humanistisch  Gebildeten,  und  mancher  hat  diese 
Wahmehmxmg  laut  verkündet,  ich  nenne  nur  einen:  Justus 
Lieb  ig,  der  Begründer  der  modernen  Chemie. 

Und  was  den  zweiten  Grund  betrifft,  das  Verständnis  für 
die  Antike,  so  ist  es  wohl  klar,  daß  uns  nichts  dem  Kultur- 
kreis der  Hellenen  und  Römer  so  nahe  bringen  kann,  als  das 
Studium  ihrer  Sprache;  nur  dadurch  werden  wir  einen  lebendigen 
und  frochtbringenden  Zusammenhang  mit  den  Geistesheroen 
jener  Zeit  anfredit  eilialten.  Es  ist  ein  sehhmmes  Zeichen  für 
md'dbenao  fOr  jeden  einzekien  Menschen,  wenn 
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begiimt,  die  klassische  Bildung  gering  ku  achten;  er  rüttelt 

t  an  den  Fundamenten  des  Kulturstaates. 

Und  noch  einen   dritten  Punkt  möchf«  ich  hervorheben, 

mit  bei  der  Erziehung  zu  Bürgern  von  groCer  Wichtigkeit 

eint,   das  ist  die   Erziehung  zur   Disziplin.      Freiheit  für 

Einzehien  im  Staate  ist  nur  dann  möglich,  wenn  Disziplin 

frscht.    Der  stramme  Heeresdienst  in  den  modernen  Militär- 

ÄiÄten,  die  feste  Organisation  junger  Leute  in  etudentischen 

erbindungen,  wo  der  Einzelne  gezwungen  wird,  sich  eine  Zeit- 

prindpiell  und  bedingungslos  einem  Gesamtwillen  unter- 

rdnen,   hat  einen  großen  erzieherischen   Einfluß,   der  von 

lUemdem  Wert  für  das  Leben   eines  Mannes  ist.     Nur  wer 

eh  einem  fremden  Willen  unterzuordnen  versteht,   wer  stets 

it  ist,  die  eigenen  Interessen  denen  einer  Gesamtheit  zum 

if  zu  bringen,  nur  der  wird  auch  sich  selbst  zu  beherrschen 

Imitände  sein. 

Wer  heute  Schüler  ist,  bildungsfähig  nach  vielen  Seiten 
bin,  der  ist  später  einmal  berufen  zu  führen,  hat  die  Macht 
^  Staate  in  der  Hand  und,  wer  die  Macht  hat,  kann  sie  auch 
Diiflbrauchen.  Kein  staatliches  Gesetz,  keine  Strafandrohung 
kanü  vor  Mißbrauch  der  Macht  schützen,  wohl  aber  kann  das 
Bildung,  Kultur. 

l  Je  höher  ein  Individuum  geistig  steht,  desto  leichter  und 
fciiclierer  wird  es  die  Gesamtinteressen  von  den  eigenen,  egoisti- 

■  sehen  zu  trennen  verstehen,  desto  freudiger  wird  es  sich  in  den 
HKenst  des  Gemeinwesens  stellen,  desto  mein*  wird  es  für  das 
Btiemeinwesen  leisten  können.     Es  liegt  also  im  ureigenen  In- 

■  terease  des  Staates,  seine  Einwohner  in  diesem  Sinne  heran- 
Biübilden,  sie  zu  Individualitäten  zu  erziehen.  Persönlichkeit 
H^  Erdenkinder  bleibt  auch  für  den  Staat  das  höchste  Glück. 
B£b  Staat,  der  diese  Aufgaben  erfüllt,   wird  nach  innen  stark 

Md  gefestigt  dastehen  und  pohtieclie  wie  sociale  Revolutionen 

Iund  Krisen,  die  sich  immer  und  überall  einfinden  können, 
l^erden  unvermögend  sein,  ihm  ernstlich  Gefahren  zu  bereiten. 
Kui  auch  Ausartungen  des  Individualismus  in  Partikularismus 
tod  Separatismus  werden  in  entscheidenden  Momenten  über- 
'Tmden  werden. 

Aber  auch  gegen  Gefahren,  die  im  internationalen  Verkehr 
jbeitehen,   die   von   aussen   einen   Staat  bedrohen   können,   ist 
idtur  ein  nicht  zu  miterschätzender  Schutz,     Ich  sehe  ganz 
n  der  oft  zu  beobachtenden  Tatsache,  wie  leicht  kultivierte 
en  minder  kultivierte  im  internationalen  Wettstreit  über- 
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äugeln.  Aber  eine  andere  Erscheinong  will  ich  erwähnen, 
die  gleichfalls  wiederholt  in  der  Geschichte  zu  beobachten  i^ 
nämlich,  daß  numerisch  schwache,  aber  kultivierte  Nationen, 
mächtige  unkultivierte  Völkerstänune  verdrängten,  aufsaugten. 
Um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen,  das  sich  auf  Schweizerboden 
findet,  sei  lüngewiesen  auf  das  Verschmelzen  des  eingewanderten 
Barbarenstammes  der  Burgunder,  der  so  empfänglich  für 
höhere  Kultur  war,  mit  den  Römern,  mit  denen  er  das  Liand 
teilte^);  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  waren  aus  den  Germanen 
Romanen  geworden,  und  das  war  das  Werk  klassischer  Kultur; 
die  rohe  physische  Übermacht  hat  sich  vor  der  geistigen  ge- 
beugt. In  dem  Pflichtenheft  eines  jeden  Staates  steht  an  erster 
Stelle  die  Pflicht,  sich  selbst  zu  schützen ;  nicht  weniger  sicher 
als  mit  Armeen  wird  dies  erreicht  durch  Kultur. 

Es  wäre  nxm  ein  dankbarer  Abschluß  dieser  kurzen  Unter- 
suchxmg,  die  einzelnen  Staaten  und  Nationen  der  Erde  darauf- 
hin zu  prüfen,  wie  sie  sich  zu  Kultur  und  Zivilisation  verhalten, 
wie  die  Staaten  im  einzelnen  die  Kulturau^be  zu  erfüUoi 
suchen.  Es  würde  sich  zeigen,  daß  die  Handlungen  manch« 
Staaten  von  krassem  Egoismus  diktiert  sind,  daß  sie  lediglich 
Bereicherung  des  Säckels  der  eigenen  Untertanen  und  des  Staates 
selbst  zum  Zweck  haben,  daß  die  Staaten  unter  dem  Deckmantel 
eine  Kulturmission  zu  erfüllen,  andere  Völker  ausbeuten  und 
vernichten.  Das  ist  nicht  Kultur  und  das  ist  es,  wogegen  sidi 
die  Völker  anderer  Weltteile  zur  Wehre  setzen.  Mit  Recht  w- 
ziehten  sie  gerne  auf  die  Segnungen  dieser  sogenannten  Kultur, 
die  sie  doch  nur  erhalten  gegen  Aufgabe  ihrer  Freiheit,  ihres 
Friedens  xmd  der  ihnen  heiUgen  heimischen  Institutionen.  Eb 
ist  bUnde  Überhebung  der  Europäer,  wenn  sie  meinen,  die 
eigenen  Einrichtungen  mit  roher  Gewalt  fremden  GemeinweseD 
aufoktroyieren  zu  müssen,  von  der  kleirJichsten  Verwaltungs- 
vorschrift an,  z.  B.  dem  Pfeifen  der  Lokomotive,  bis  zu  den 
heiligsten  Gütern  der  Menschheit,  bis  zur  ReUgion. 

Wenn  wir  die  Staaten  einer  weiteren  Prüfung  in  dieser 
Richtung  imterwerfen  wollten,  würde  sich  ferner  zeigen,  daO 
bei  den  zahlreichen  Übergangsstufen,  die  es  gibt,  in  manchei: 
Staaten  Kultur  und  Barbarei  hart  aneinander  wohnen.  Währenc 
z.  B.  Holland  nach  wie  vor  mit  zynischem  Egoismus  seini 
indischen  Kolonien  knechtet  und  aussaugt,  wie  es  seinerzei 
Multatuli  so  ergreifend  beschrieben  hat,  steht  das  europäisch 

')  Dändliker,  Geschichte  der  Schweiz  (4.  Aufl.)  I  8.  108f. 
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intterland   hoch  oben  in   Zivilisaüoii   und   Kultur,   in   Kunst 

tidWissenschÄft,  und,  um  auch  das  noch  zuerwälmen:  Holland 

den  größten  Verbrauch  an  Seife  aufzuweisen. 

Es  wurde  zu  weit  füllten,  die  Staaten  im  einzelnen  weiter 

dieser  Weise  zu  untersuchen;  auch  müßten  die  Ergebnisse 

[öotwendigerweise  für  die  einzelnen  tTntersucIienden  verschieden 

Uuifalleii,   denn   die  Wertschätzung   der   Elemente  der  Kultur 

m  idne  ungleiche.  — 

Fassen  wir  noch  kurz  zusammen,  was  wir  als  Aufgaben  dea 
iemen  Staates  erkannt  haben,  so  ergibt  sich  folgendes: 
Eratens  muß  der  Staat  für  Beinen  mid  seiner  Glieder  Schutz 
Isofgen,  eine  Aufgabe,  die  keinem  Staate  je  gefehlt  hat,  auch 
liicht  Staaten  in  rudimentären  Formen,  aber  eine  Aufgabe,  die 
[erst  in  neuerer  Zeit  dem  Staate  allein  zukommt. 

Als  zweite  staatliche  Aufgabe  erscheint  uns  die  planmäßige 

I  Fortbildung  des  Rechts  und  dessen  Aufrechterhaltung  mit  Hilfe 

der  staatliclien   Zwangsmittel     Gesetzgebung  und  Justiz  sind 

die  beiden    staatlichen   Funktionen,   dnrch   die  diese   Aufgabe 

\tdWt  werden  soll. 

Endhch  als  dritte  staatliche  Tätigkeit  die  Sorge  für  Gemein- 
ichaft  und  Individuum,  die  Verw^altungstätigkeit  im  umfassend- 
to  Sinne  des  Wortes,  die  Kultm-pflege,  worin  der  Staat  mit 
im  Individuum  konkurriert.  Nach  drei  Richtimgen  hin  er- 
Mt  der  Staat  diese  Pflicht:  für  die  Menschheit,  für  sein  Volk 
'lud  für  das  Indi\iduum;  demgemäß  ist  diese  Tätigkeit  des 
^les  eine  allgemein  menscliheitliche,  eine  nationale  oder 
«ine  individuelle.  Diese  letztere,  die  Sorge  für  das  Individuum 
i^t  die  heiligste  und  nichtigste  Aufgabe  des  Staates,  aber  auch 
«fie  ichwierigste. 

Wo  eine  Reihe  von  Staaten  sich  ^u  einem  Gesamtstaate 
^^isaminenBchlossen,  pflegte  mau  diese  drei  Aufgaben  auch  in 
die  gemeinsame  Verfassung  aufzunelimen,  so  in  den  drei  großen 
Bundesstaaten  der  Schweiz,  Deutschland*)  und  der  Nord- 
^^merikani sehen  Union^}.  Art.  2  der  Schweizer  Bxmdea- 
iung  sagt: 

Der  Bund  hat  zum  Zweck:  Behauptung  der  Unabhängigkeit 
dw  Vaterlandes   gegen   außen,    Handhabung  von   Ruhe   und 


*)  Eingang  kut  BeicIlsverfaiSTmgj    ebflUBö  in  der  Verfa«aung  de»  Nord- 
mmkm  Blinde* 

^  Biogang  zat  Bundes veHaatuiig. 
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Ordnung  im  Innern,  Schutz  der  Freiheit  und  der  Rechte  der 
Eidgenossen  und  Beförderung  ihrer  gemeinsamen  Wohlfahrt." 
Was  immer  wir  aber  als  die  Aufgaben  unseres  Staates  er- 
kennen mögen,  eines  dürfen  wir  dabei  nicht  vergessen:  wir 
stehen  in  unserer  Zeit  und  können  über  sie  nicht  hinaus.  Für 
die  Gegenwart  ist  unser  BUck  immer  getrübt,  wir  werden  von 
den  Anschauungen  der  Zeit  beherrscht,  mehr  als  wir  uns  ein- 
gestehen können.  Schon  Wesentüches  von  Unwesentlichem  zu 
unterscheiden  gehört  zu  den  seltensten  Fähigkeiten  der  Menschen. 
Jede  Zeit  hat  ihre  ungelösten  Probleme  und  sucht  nach  einer 
Lösung,  xmd  jede  Zeit  gibt  sich  ihre  Lösung.  Wie  wir  heute 
für  manche  Ideen  unserer  Vorfahren  nur  ein  mitleidiges 
Lächeln  übrig  haben,  so  wird  es  dereinst  auch  uns  ergehen, 
auch  unsere  Ideen,  die  wir  erringen  und  durchzusetzen  streben, 
werden  überholt  und  beiseite  geschoben  werden;  das  mögen 
wir  stets  bedenken.  Zu  glauben,  man  wisse  die  Wahrheit,  ist 
Hochmut;  niemandem  aber  steht  Hochmut  schlechter  an  als 
der  Wissenschaft. 


Zum  Stand  der  politischen  Probleme 

Rechtsvergleichende  Übersichten 


III. 


Die  deutsche  Zivilprozeßreform  und  ihr  Verhältnis 
zu  den  ausländischen  Gesetzgebungen 


Von  Dr.  Richard  Schmidt 


k  .^ __. 

^Bkni  Gebiet«  der  Zivdrechtapfle^e  im  Laufe  des  Jahre»  1907  von  der  Reiche- 

^i  fegiöwig  redigiert  worden  sind  und   zurzeit  den   Eeiehstag   äu   beschäftigen 

Wgimieii*),  können   im   Rahnien   dieser  Zeitschrift   nicht  nach   der  Seite   des 

pti>£efiteehnischea  Details  gewürdigft  werden.    Die  rech ti vergleichende  Politik 

hat  fie  DUr  in  ihrer  Gesaratbedeutnng   für  unsere   öffentliche  Rechtsordnung 

ai  prMen.    Sie  maß  die  geplanten  Neuerungen  in  der  Gerichtsverfassung  im 

Talultiits  zum  staatlichen  Behördenorganismus  beurteilen  und  die  Änderungen, 

^  die   Novellen    in   den    Formen   des   Rei-htssehntzes    vorsehen,     in    deren 

Bfideutuiig   für    das   öffentÜchrechtliche    Verhältnis    des    Bürgers    zum    Staat 

^*«*ittlleii.    Aber  eine  Betrachtung  der  Entwürfe  in  dieser  Richtung  verlohnt 

■^  in  der  Tat.    Darin  dürfte  gerade  die  Schwäche  des  Rcformprojekt«  liegen, 

^  «üe  Gesetzearedaktoren  die  ZivilrechtspHege  alknweuig  in  ihrem  Zusammen- 

'^tof  ttiit  dem  Staatsganzen  ins  Auge  gefaßt  haben-    In  Wahrheit  berühren  sich 

*Me  *uge»trebt€n  Rechlsänderungen  mit  grundlegenden  Interesseu  Staatsrecht* 

*^^^T  N*tur.     Ja,  eine  ganz  spezifische  Beziehung  zu  politischen  Probieuieu 

*)  ,^Ent^^^lrf  eines  Gesetzes  betr.  Änderungen  des  GeriahteverfaeBnngs- 
J2^*«es,  der  Zmlprozeßordnungi  des  Gerichtakoetengesetxes  und  der  (Tcbühreu- 
J'^femg  für  Rechteanwälte'*.  Abgedrackt  in  der  Sammlung  amtlicher  Vei^ 
^örtichmtigen  ans  dem  Reich»*  und  StaAtaanzeiger  Nr.  4L  Preis  0,00  M. 
Jpirt  Heymunni  Verlag,  Berlin.)  —  In  vergleichender  Znwunmenitellung  mit 
^1  bUherigen  Gesetz  abgedruckt  in  der  Sonderbeilage  zur  Deutschen  Juritten- 
«eitimg  Nr.  20  vom  15.  Oktober  1907. 


erhalten  die  ^^orelleD  vor  aliem  dadurch,  dftß  sich  hinter  dem  Streit  um  ihre 
Berechtigujig  —  fär  den  Unemge weihten  nicht  ohne  weiteres  erkennbar  —  der 
Oegenifttz  zweier  Rechteideaie  veraehi edener  Zeitalter^  teilweiae  anch  ver- 
eehiedener  BevolkerongtldaMen  mnaerea  Zeitaltera  verbirgt.  I>ie  politische 
Einsichi,  daß  die  Gestaltung  de«  öffentlichen  Bechts  das  Objekt  dea  Kampfes 
der  Gruppen  nnd  der  Parteien  im  weitesten  Sinne  bildet  und  sich  ni&  Produkt 
dieses  Kampfes  je  nach  der  Verteilung  der  sozialen  Macht  der  Streitenden 
herausringtf  Viewahrheitet  sich  ganz  besonders  auch  au  diesen  nüchternen 
FVageu  der  ZivÜprozeßreform. 


Faßt  man  zunächst  zusainmen,  wai  die  Novelle  anstrebt,  so  ist  nach 
der  Begründung  von  der  Heicharegierüng  kein  Zweifel  darüb^x^  gelasaent  daB 
ea  noh  in  dem  neuen  Gei^^ix,  obwohl  dieses  in  seinen  vier  Hauptabschnitten 
(Art  I^IV)  in  Gericht« verfassangsgeaetiiT  ZivilprozeÜordnüng,  Genchtakofteo- 
getets  und  Gebührenordnung  eingreift^  nur  um  eine  proviaonschef  absehki^- 
mifiige  Verbeu^ruug  dm  bisherigen  Eechtszustandes  handelt.  Die  Motive 
der  Novelle  geben  zu,  daß  unleugbare  Mißstände  die  «, Notwendigkeit  einer 
auf  da«  gesamte  Gebiet  des  Zivilprozeisei  sich  erstreckenden  Revision  nahe 
legen**  muBten.  Die  Diskuasion  über  die  Art  nud  Weise  der  Geaamtxeviaion 
sei  aber  nocsh  niclit  hinlänglich  geklärt.  Dagegen  bestehe  schon  jet^t  Eiu- 
veretä&dnis  darüber ^  daß  mindeatens  der  Ämtageriobtsprozeß  ,, durch 
Annäherung  an  das  Verfahren  vor  den  Gewerbe-  tmd  Eaufmaunagerichten 
einfacher  und  schleuniger"  gestaltet  werden  müsse  und  daß  zugleich 
dem  Gesamidurchschuitt  der  Zivilsachen  von  diesen  Verbessemngeu  dadurch 
Vorteil  gebracht  werden  mCiasef  daß  das  Gebiet  dea  Ämtsgerichtsprozea^ea 
auf  Kosten  des  KollegialgerichtaverfaJu^ns  ausgedehnt  werde.  Demgemäß 
spitzt  sich  der  Entwurf  auf  zwei  grundsätzliche  Neuerungen  zu^ 

L  Innerhalb  der  Gerichtsverfassung  wird  der  Einfluß  des  Einzel- 
richters gegenüber  dem  Kollegialgericht  geateigert  Die  Novelle  verzichtet 
darauf»  diesen  Effekt  in  der  Weise  £U  erreichen,  daß  sie  die  amisgerichtlichen 
Streitigkeiten  mit  Rücksicht  auf  dia  xu  entscJieidende  Rechtsverhältnis  ohne 
Rücklicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenitandea  vermehrt^  daß  sie  etwa^  wie 
bisher  ttietrinmongs-^  DiengÜohDitreitigkeiten  so  künftig  auch  R^rpotheken^ 
Darlehns-,  BesitziloruugH-,  Wechsel-,  NachbarrechtsBachen  u,  a,  (§  23  Nr  2 
GVG.)  an  das  Amtsgericht  verweist.  Das  sei  nicht  wünschenswert,  weil  in  diesem 
Fall  die  mit  solchen  Streitaachen  verknüpften  Rechtsfragen  ganzlich  der  dritt- 
initau zl ich en  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  entzogen  würden.  Vielmehr 
vrird  die  Wertgrenze  der  mit  Rücksicht  auf  den  Streitwert  dem  Amtegericht 
überwieaeneD  Sachen  von  300  auf  800  Mark  erhöht»  Die  Novelle  ist  sieh 
bewußt,  daß  damit  das  schon  jetzt  sehr  bedeutende  numerische  Übergewicht 
der  Amtsgerichtskompeteuj;  noch  mehr  verstärkt  werde.  Verhalten  sich  zur- 
zeit die  Ämtagerichtssachen  zu  den  Landgerichtssachen  etwa  wie  7  zu  1  (im 
Jahre  1905:  2117602  gegen  31  a  787),  so  würde  das  Verhältnis  künftig  un- 
gefähr wie  14  zu  1  steheuT  —  anders  ausgeflrückt ,  vou  den  bisherigen 
Landgerichtssachen  würde  beinahe  die  Hälfte  (48  7|,)  den  Amtsgerichten  m* 
wachsen,  von  den  Haudelssachen  sogar  mehr  als  die  Hälfte  (57 — 58  "/^),  Daxu 
wird  gefügt,  daß  die  Amtsrichter  bis  zn  einem  Betrage  von  50  Mark  in- 
appellabel  entecheiden  sollen  (§  51  la)  außer  in  den  Sachen^  die  den  Amt»- 
L  '  i  ohne  Rucksicht  üuf  deu  Wert  des  Streitgegenstandes  zugewiesen 
IIb).    Endlich  sucht  die  NoveUe  den  EiuEuß  des  Amrarichters  auch 
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äiteb  m  steigern t  daß  sie  das  ausechlieülicli  —  auch  in  Sachen  höchsten 
fftftci  ~  amtfigencht liehe  Mabnverfahren  erleichtert ^ ) '), 

Die  VeraehiebuBiäf  des  Bedarf»  nach  richterlidien  Mitgliedern,  die  alles 

am  iwiichen  Amtfr  und  Landgericht  im  Gefolge  liah^n  mu-ö,  toll  ^um  Teil 

[ioi  m  hergesieUt   werden,  daß  künftig   die  LandgerichtsmitgliedeT  ak 

iQch  gleichzeitig  Amtsrichter   am  Sitze  de»  Laudgenchts  »ein  konneu 

§  58  Aha,  2), 

2.  Innerhalb    des  Verfahrens  aind  gewiase  Fereinfaehungen  für  alle 

Ziiilprojeste   ?orge«ehen,  «o  vor  allem  die  Erleiehtenmg  des  Kostenfest" 

wtimigfeTerfahrenff  dessen  Entseheidungf  der  Kostenfestaelzungsbeauhlnßj  vom 

Bkiiter  auf  den    Gerichta&ehreiber  abgewälzt    wird    (ZPO,   §§  103  bis   106). 

Dbe  Neaernngeo   berühren   sich  srain  Teil  mit  den   im  Gerichtsko&teugesetz 

koid  in  der  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  vorgesehenen  JCndeningen, 

[ItModom  mit  den  neuen  Vorschriften,    daß   für  bare  Auslagen  des  Gerichts 

(GIG.  §  80b)  und  für  Schrei bgeböhren  des  Rechtsanwalt«  (GO.  §  06)  künftig 

Fiiichiätse  berechnet  werden  toUen.    Aber  diese  Beatimrnnngen  der  Ko^ 

Nie  lind  verschwindend  gegen  die  eine  große  Hauptgmppe  ihrer  Normen, 

^dunch  neue  Fassung  der  §§  495  ^611  ausschließlich  dem  Amtegericht»- 

Ttrfihren    einfachere  Formen  zu  v«*leihen  strebe n.     Sie  folgen  fast  durch- 

1^  dnem  einzigen  Eechtsgedanken,   die  Partei    im  Amtegerichts  verfahren 

"^  (ier  Unterttützung  des  Anwalts  unabhängiger  £U  machen').     Für 

die  Zustellung  der  EÜlsge,   dea  Einspruchs,  der  Yorbereitenden  Schriftsätze^ 

'b^npt  aller  st^hriftlichen  Erklärungen,  mit  Ausnahme  der  Urteile  {§  317), 

wÖ  künftig  nicht  nur  in  Ermangelung  abweichender  Parteidirektive  (§  168), 

*wdem  gnindsätzlich  der  Gerichtsschteiber  aorgen   (§  496)*),     Ebenso   be- 

*)  Aligeaehen  von  der  Zustellung  des  Zahlungsbefehls  von  Amts  wegen 
^5  6S3  n,  F»ss,)  liegt  die  Vereinfachung  vor  allem  darin,  daß  die  VoU- 
*tfeckb»rerklärung  des  Zahlungsbefehls  künftig  durch  den  Gerichts- 
»hr^iber  erfolgen  soll.  Nur  w€*nn  der  Gcrichtsschreibcr  daa  Gesuch  des 
'j^Hiiiiigers    ablehnt^    hat    er   Entscheidung   des   Gerichts   einzuholen.      Der 

Itsencbtaschreiber  hat  auch  für  die  Zustellung  des  Vollstreckungsbefehls  Sorge 
jo  Ingen,   wenn  nicht  der  Gläuliigcr  selbst  die  Beitreibung  sich  vorbehalten 
T  Eine   intensive  Steigerung  der  amtsrichterlichen  Tätigkeit  kommt 
®>of«m  hinzUf  als  der  Ämtsrichter  „auf  Antrag  auch  andere  Sachen",  als  die 
ö?p.  I  2i*3  genannten^  /äi  F e r i e n » b c h e n  an  b e )£ e i t h n e u  hat.    In  Land- 
P^'litwachem  wt  die  Erweiterung  der  Ferienaachen  auf  Antrag  ins  Ermessen 
**  Gerichts  geteilt, 
*)  Nicht   aUc   Vorschriften    habeu    allerdings    diese   Tendenz,     Man  ehe 
«wff  ukht  näher  iutercisiereude  BeitiiTimungen  bezwecken  schJechthin  gewisse 
•'OnDeHe  Vereinfachungen   des   amtageriuhtlichen   Verfahrens:    so    die  gering- 
^ÖÄTg«  weitere  Abkürzung  der EinlasBungsfrisl  (g499);  —  die  Unanfechtbar- 
«rtliratig  des  Besehluswes,  welcher  die  Sache  auf  Einrede  der  Unjeustandigkeit 
1^*»  d«a  mständige  Gericht  verweist  (§  505)  oder  wegen  Klag eer Weiterung  etc. 
H^'mi  4inlagencht  an  das  Landgericht  verweist  (§  506),    B  e  w  e  i  ii  a  u  f  n  a  h  ni  c  n 
^*«Bi  ohne  Anberaumung   besonderen  Termins  (j^sofort'')   erfolgen^    soweit 
Widi,   insbesondere   Zeugen-   und  Sacbverständigenveniehmnug,    wenn   die 
Ankttuftsperson  ^nr  Stelle  oder  ihre  sofortige  Geetelluüg  möglich  ist  (§  50Ö  % 
Bfsidigurig  von  Zeugen  und  Sachvei^standigen  soll  nur  als  Mittel  aur  Herbei* 
ilbiaag  waarheitfigemäÜer  Aussage   oder   auf   Antrag   einer  Partei   erfolgen 
"*50fl*),  —  Vereinfachende  Vorschrifteu  für  die  Form  der  Vollstreckung  und  für 
^lostenrochLnung  mögen  hier  bei  Seite  bleiben  (vgl,  darüber  weiter  unten)v 
*)  Sogar  nuf  die  Lrteile  wird  (in  Durchbrechung  des  §317)  derOfiniial' 
'  «h  erstreck t^    wenn  es  sich  um  Versäunmisurteile  handelt  (neuer  §  606). 
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tmbi  der  Gerkhtiechr^iber  and  der  Riskier  die  Aoberftumtuig  der  T« 
Die  Ztiiiti?lliuig  der  mit  Termtiiftftziberftuiiiuitg  Terselieneii  Schriffcsätse  oder' 
der  ofludellaii  TerminabeMshlüiee  eneiit  die  Ladniig  dtircb  die  Partei« 
iVie  nicht  tufihr  itattfindct  (§  iWt)%  bUweÜ^B  ist  Didii  mmnal  eine  Zu- 
•iellung  des  Terminsb^fchlntsei  mitig  (§  i97')«  Die  AofklEmngspEiclst  de« 
Amtsiichiers  in  der  Verhaiidlimg  (§  50B)  wird  ^u  einer  PflicJit  der  voUstiyi- 
digen  „ISrdrterung  de»  Srncb-  und  StreitverKEltniRsefl  mit  den  Parteien* 
weitert  (neuer  §  502).  Vor  allem  aha*  wird  dem  Amtsrichter  f&knitativ 
Macht  gegebeUf  schou  vor  der  ntundiieben  Verbiindlung,  also  nacb  Uaßgal 
der  KJ&getchrift  and  der  anderweiten  Tor bereitenden  Scbrift^tze,  Am 
nungen  jen  treSen^  die  zur  Aufklärung  des  BachverhältniBsee  dienlieb  ervcbeinen. 
Er  kann  den  Parteien  die  Vorlafife  von  Urkunden  an f erleg en»  Behörden  nm 
Mitteilung  von  Urkunden  oder  amtliche  Auskunft  ersuchen^  daa  per^nlitrhi? 
Ertch einen  der  Parteien  anordnen  und  gan^  besonden  auch  sani  voraus  die 
Ladung  von  Zeugen  und  Bach  v  er  ata  n  digen  und  eine  Augenscheine* 
einnähme  anordnen,  di^  6'eilich  vor  der  kontradiktorischen  mündlichen 
Yerhandlung  nur^  wenn  der  Beklagte  in  einer  Ktagebe&ntwortung^sclirift  der 
Klage  widersprochen  hat  und  die  Beweiaanfnahme  kostenloa  oder  besonders 
erheblich  zu  sein  versprieht'). 

Sonach  bat  die  pro|ektierie  Novelle,  wenn  man  ihren  Gesamtcharvkt^r 
bezeichnen  will,  iwei  weaentlieh  verschiedene  Seiten*  Sie  zielt  ni<3bt  nur 
auf  Entlastung  oder  Zurtiekdrängung  des  Kolleg ialg er ichts  sn  Gunsten 
des  Einzelrichteri,  sondern  sie  bat  anßerdem  auch  die  Tendena,  die 
Anwaltschaft  in  ihrem  Einfluß  anf  den  Prozeß  zu  Gtmsten  des  Hicbters 
7urück£ndrängen,  Anders  ansgedrückt:  das  Ziel  der  Beform  ist  eine  Kräf te- 
ert parnis;  es  ifit  die  B«duktioti  der  &n  der  Eeuhtspüege  bete^gten  jarts ti- 
schen Organe,  aber  nicht  nur  durch  die  YereiiJachn&g  dea  gerichtlichen 
Organs,  sondern  auch  durch  Eimchranloing  der  Konknrrenji  von  Qeriabt 
und  Anwalt  im  Verfabrem 

Der  Doppelcbarakter  der  XoveUe  hat  denn  auch  bereite  der  Kritik  üire 
Richtung  gegeben,  I>ie«e  begann,  ak  im  Laufe  des  Sommert  W^l  der  mm 
90.  Februar  vom  Staatssekretär  angekündigte  Entwurf  in  einer  vom  RejcbsjiHiiB- 
amt  aufgestellten  vorläufigen  Form  einer  internen  Begutachinng  nnterbreilel 
wnrde«  Einerseits  HOgen  die  Land  es  Justizverwaltungen  von  den  Gerfisliteiit 
inabeaondere  den  Amts-  und  Landgerichten,  Berichte  ein,  andereneiti  wunleit 
die  Anwaltfikamraem  darüber  gehört  Schon  Ider  ergab  sich  eine  dofipelte 
Spaltung  der  Ansichten,  Die  Gerichte  sprachen  sieb  teds  oignnatcn  der  He- 
gierungsvoracldäge,  teils   gegen    sie  aus*).     Einhellig   aber  wnrde   von  den 


')  Hauptkonsequenx  für  den  Fall  de»  Ausbleiben»  beider  Parteien  im 
Termin :  das  Verfahren  ruht,  bia  neuer  Termin  beantragt  wird  (§  503>.  — 
Weitere  Konsequenz:  §510*  (Subne versuch) .  §924  (Termin  zur  Verhandlung 
über  den  Widerspruch  gegien  einen  Arrest beschlnß),  §  6M  (Terrain  nach 
Widereprucb  gegen  einen  Zahlnngsbefehl). 

*)  Letzteres  soll  an|enommen  werden,  wenn  die  Beweißaufnahme  zur 
VerTneidnng  wesentlicher  rf achteile  geboten  eracbeint  oder  von  beiden  Par- 
teien l)eantragt  wird, 

*)  Besonders  häufig  halfen  sieb  die  begutachtenden  Gerichte  nut  dem 
Kompi^'"'**  *^^B  aie  gern  der  Aufidebnung  der  Amt«gericbtokompetenjE  m- 
tümn]  nicht   bis   mtr   Höhe   von   800  Mark,   sondern    nur   hii    500, 

000  >I  nhht^sotidere  mit  der  Motivierung,  daf^  beim  Sinken  des  Geld* 

M|e^  Wertbetrag  von  &00  Mark  heute  ungeBhr  dem  damaligen 

Q^k^  Mark  eBtuprccbe. 
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illKiliAHeo  eine  tolulie  teilweise  Befomi  des  ZivilprozesseH,  inMbesondere 
F  laf  dos  »mtsf^erii^htliche  Verfahren  be^chräiLkte^  wie  sie  die  Novelle  an- 
[ititbt^  in  ablehnendem  Sinoe  begntaehtet.  Der  Anwalt«tag  £n  Hannheim 
[yte  die  Ee«oiution:  eine  Beform  des  ZivilprozeHseef  der  öerichUTerfasiung 
dei  EoitenwesenB  könne  ^nnr  einheitlich  und  gleichzeitig  erfolgen^. 
Widerspruch  der  Anwaltuchaft  solhc  vor  den  Olireii  der  Regierung 
gÄnziii:h  angehört  verhallen.  Der  jetzt  der  ÖffenÜichkeit  übergebene 
itirarf  entepricht  in  der  Gesamt tendeüz  and  in  der  Fassung  der  Einzel» 
g:enaa  dem  Vorentwarf-  Nur  iehr  vereinzelt  Bind  in  leigtcr  Linie 
VcKTBchligen  der  Eeelitsanwal tschaft  Zugeständnisae  gemaclit  worden* 
|iber  daüiit  war  in  der  Kritik  der  Gegensatz  nicht  aus  der  Welt  ge- 
i%  Soweit  »ie  in  Resolutionen  oder  in  literari&ehen  Xalkrongen  eu 
kommt,  hat  sie  zum  größeren  Teüe  gegen  die  Novelle  Stellnag 
'tcnonuneii,  «o  in  den  Beachlüasen  des  außerordentlichen  Anwaltstages  in 
Leipdg  njid  des  bajeriechen  Riehterrereins,  in  den  Aufsätzen  und  Broschüren 
Vm  ABgCT,  Stein^  Hellwig,  Wach.  Aber  vielfach  hat  neben  seltenen  gan;s 
^tMiftlligeii  Stimmen')  auch  eine  Sonderling  der  Gesichtspunkte  sich  geltend 
cht,  in  dem  Sinne,  daß  die  Erweiterung  der  Einzelrichte rkompeten^ 
JBgt,  die  Beseitigung  des  Anwalts s^wangea  in  Sachen  von  300 — 800  Mark 
[«flgcn  gemißbilligt  worden  ist|  wie  beeonden  in  der  Äußerung  Lobes* 

So  ma£  auch  hei  dem  Versuch  einer  Zueammenfassung  der  hauptaäch* 
Nien  Ergebnisse  der  Kritik  auf  die  Sonderung  der  verschiedenen!  den 
^twtirf  beherrschenden  Gedanken  Bedacht  genommen  werden* 

*)  Ans   der  Zeit  der  Vorbereitung  des  Entwürfe,    au»  dem  Jahre 

Wft  und  dem  ersten  Teil  des  Jahres  1907  kommen  in  mehr  oder  minder 

«öiiittelbarer  Beziehung  auf  die  deutsche  Reform   in  Betracht:    Adick  ea, 

Gmndhinen    durchgreifender   Justizreform    1906,     Hamm,  Englische  Justiz 

••f  4eatBchem  Boden,  JurZtg,  1906  8,  105 L     Stein,   Zur  Jnatiffl*eform  — 

i  ydii  Vortrage  1906.    v,  Lewinaky,  England  als  Erzieher ^  Grieüh.  Beitr.  1907, 

I  loblsen,  Wenige  Richter  in  hoher  Stellung,  Preuß.  Jahrb.  Bd.  IM  (1906) 

^■*2&ff,    Hirsch feld,  Englische«   und   deutschea  Justizweaen,    ebenda  125 

ilWl)  S.  449.    Weißler,   Advokatiu-  und  Prokurator,    JurZtg.  1907  S.  260, 

^^|«r,  Zur   Erhöhung  der    amtsgerichtlichen   Zuatändigkeit .  JurZtg,  1907 

^^*    Mendel  so  hn-Bartholdy,  Jnetiz  reform ,  Jahrh ,  d.  ötf ,  Rechts  Bd.  I 

jl&at,  (1907).     L.  Fischer,  Binzebiehter  und  Kollegium,    JurZtg.  1907 

^  ^  Sl6 f ,^  699 f .     Hachenburgi   Referat  auf   dem    Mannheimer   Anwaltstag 

MJOfc  September  1907,  Jur.  Wochenschr,  1907  Nr.  18,  Referat  auf  dem  Leipziger 

Asvtltttag  (nebst  Korreferat  von  Hinrichseji)  in  Bunderhan  über  Gesetzea- 

JW^»B  1907   Nr,  5,     Aachrott,    Prozeßkoaien    in    England,    JnrZtg.  1907 

^'i7S,   Goldachmidt,  Justizreform  und  Kosteufrage,  JurZtg.  1907  B.  748. 

Adiftlfee,  Zur  Verständigung  über  die  Juatizreforms  1907. 

Ättt  der  Zeit  nach  Veröffentlichung  des  Entwurfs  atammen: 
ff  kl,  ZurHeform  des  Zivilprozefirechts,  JurZtg,  1907  S.  1163.  Heinita, 
V  S,  1170,  Aitmann,  ebenda  S,  1S36.  Stein,  Zur  Reform  de«  Zivii- 
firechte,  ebenda  S.  1283,  Lenhardt,  Der  junge  Amt*rit;hler,  ebenda 
►  läS7.  Willibald  Peters,  Das  englische  bürgerl,  Streitverfahren  und  die 
plich**  Zivilprozt'ßreform.  1906.  Hellwig,  JustiKreform,  190S.  Lobe, 
Dj6  ÖkuD*jmi«:  des  Zivilprozesses  und  leine  Beform,  wissen  seh.  Beilage  der 
^MupEiger  Zeitung  Xr.  49  (7,  Dez.  1907).  Oerland,  Die  englische  Gerichts- 
ing  in  ihrer  gegenwärtigen  EntwickeluDg  und  die  deutsche  Gerichts- 
1908,  Wach,  Die  Justiznovelle,  JurZtg,  1908  8,9,  Koellreutter, 
und  Master,  ein  Beitrag  Eur  Würdigung  des  englischen  Zivilprozesflea, 
Schmidt«  prozeßrechtl,  Forschungen  Heft  1  (1908). 
^/  So  t,  B,  den  Koffkas  a.  a.  0, 


Efl  i«t  kein  ZweÜet^  daß  die  Frage^  aus  welchen  Stirn miuigen  heran» 
die  NoTelle  gelKiren  ist,  vor  allem  diircb  die  Unklarheit  ihr««  VerhallnisBei 
xnm  ftQtl&iidifcbeD  Recht  verdunkelt  wird.  Der  Einfluß  fremdländischer 
Eeohtilgedankeji  auf  da«  deutsche  Zivilprozet^Fecht  hat  tich  im  letzen  Jahr» 
aelmt  m  verwirrender  Weii«  gciteigert*  Wahrend  die  Redaktoren  der  Zivil- 
projseßorduimg  von  1877  wesentlich  nur  zwischen  fran^Ssi scheu  und  ^mein* 
reclitlich-ileatacben  Priniipien  ihren  Ansgleick  trafen,  hat  teit  1805  öit erreich 
mit  seiner  neuen  Zlvilprateßordiiong  einen  eigenen  Weg  beachiitten.  Dieser  wich 
■owohl  in  der  Gericbtaverfaiming  wie  im  Terfahren  von  Dentaehlands  Grund* 
fiateen  ab,  und  sein  Bebpiel  wirkte  auf  die  deutsche  Gesetigebimg  um  so  ein* 
drucksvoller,  aJs  der  Kundige  rascb  erkannte,  wie  hinter  den  anschemend 
Denen  osterreiehi^hen  Ideen  wiederum  nur  äJtere  deutsche,  nämlich  aVt- 
prtnß lache  Becbtat endenden  Btanden,  r>azu  kam^  daß  in  den  letzten  Jahren 
auch  Frankreich  in  manchen  Punkten  seine  früheren  PrindpieD  modifi^erte« 
Und  zu  allem  machte  sieb  onter  dero  EinßnB  von  Adickes'  r^GrondlinieD 
dnrchgreifender  Frozeßreform*^  seit  1006  auch  englisches  Beispiel  geltend, 
das  bis  dahin  noch  nie  jemand  ge^en  die  deutsche  Justiz  auszuapielen  die  Kühn- 
heit hatte.  Neuerliche  Bestrebungen  in  den  Niederlanden  können  hier  beiseite 
bleiben,  da  sie  ganz  unverkennbar  erat  durch  die  jetzige  deutsche  Novelle  auBgel5at 
sind  und  sich  im  we«enUiühen  mit  deren  (:Fruniisätzen  decken.  Aber  die  Frage 
maß  beantwortet  werden:  woraselt  die  Novelle  in  aoBländiBchea,  franzTiaJadi- 
engliachen  ßewegrungent  oder  fließt  sie  aus  eigenen  heimiBchen,  im  dentiefar 
Sstcrreichiacben  Rechtukreja  vof^ebüdeten  Öegensatuen  herauf? 


Daß  die  engliaebe  Zivilrechtspflege  für  die  deutsche  Reform  bedentung»- 
loi  tit^  kann  glücklicherweise  jetzt  schon  als  featetehend  angesehen  werden. 
Der  auf  den  ersten  Blick  scheinbar  tiefe  und  nachhaltige  Eintlnick  der  Vot^ 
schlage  des  Oberbürgermeisters  A^Uckes  hat  sich  sehr  rasch  verflüchtigL 
War  von  vornherein,  von  den  Vertretern  der  Reichsregierung  und  der  preußi- 
achen  Regierung  eine  Anknüpfung  an  sie  abgelehnt  worden'),  so  hat  auch 
die  Literatur  in  immer  neuen  Variationen  und  mit  stets  steigender  Ent- 
achiedenheit  betont,  daß  die  englischen  Zustände  so  andet^sartig  seien  als 
die  deut»cheD^  daß  von  vornherein  die  Vergleichsbasis  fehle.  Auf  dem  Mann- 
heiraer  Anwaltatag  widmete  man  dem  Verfechter  des  englischen  Systems  noch 
huldigende  Worte  der  Anerkennung  dafür,  daß  er  die  Übelstände  der 
deutschen  Justiz  mindestens  in  den  Vordergrund  des  Interesses  gerückt  und 
im  allgemeinsten  Sinn  am^egend  für  die  Reform  gewirkt  habe.  Aber  selbst 
diese  va^en  SyrnpathiekundgebuDgen  kommen  im  örunde  nur  dem  angesehenen 
Politiker  und  detn  aasgezeichneten  Verwaltungsmann  zu.  Über  den  Kritiker 
der  BechtflpBege  wird  man  heute  vor  dem  Urteil  nicht  znrückscheuen 
dürfen,  daß  seine  Kritik  nur  verwirrend  und  das  Wesentliche  Terhnllend  ge- 
'^'irkt  hat. 

Es  bedarf  deshalb  hier  nicht  der  Rekapitulation  aller  der  Argumente, 
die  gegen  Ailickea^  Aufstellung  geltend  gemacht  worden  sind.  Wenn  er  die 
These  aufgestellt  hat,  daÜ  England  seinen  Rechtspflegeliedarf  mit  einer  un- 
Ttrgleicbbar  geringeren  Anzahl  von  Richtern  deckt  als  Deutschland  und  dsB 


')  VgL  die  Zusammenstellung  der  Äußerungen  des  Staatssekretärs  Niebei^ 
ding,  des  Justissministers  Beieier  u,  a.  bei  Adickes  selbst.  (Zur  Vetständigujig 
über  die  Juatizreform  S,  20A.2.) 
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tntfileiii  die  off  entliehe  Meinang  mit  dem  Ergebnis  in  Engknd  ebenso  znfriedi^rt 
•eir  «i&  iii  Dent^cbland  unzuMeden,  so  dnd  von  dieser  Behauptung  mit  ße^'ht 
bflfie  Glieilemngen  für  anziitT«ffend  erklärt  worden.  Allerdings  läßt,  sich 
büTPoliii^n^  daß  ganz  England  nttr  mit  ungef&lir  B60  Eichtem  arbeitet ')«  denen 
aub  Maßgabe  der  Bevölkenu^srerhaitBiise  ca.  420  tieuteche  entsprechen 
i|rd«B.  während  in  Wahrheit  Dentechland  mit  8 — 90f)0  Richtern  seine  Justiz- 
teilti«aeD  erfüllt.  Aber  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Zahl  von  250  nur 
^  n^gulären  Gerichte  trifft^  daß  dabei  eine  große  Anzahl  lokaler 
Scuhkriafitanasen  mit  znm  Teil  nicht  unbeträchtlicher  Tätagkeitsaphire 
lidit  Biitgere«hnet  iind^)^  ist  die  Oeschäftslaat  der  englischen  Hichter 
fliidettais  relativ  betrachtet  nicht  entfernt  so  groß  aU  die  der  detttachen. 
h  ^agland  werden  nur  ca*  50000  Urteile  jährlich  erlassen,  denen 
wh  Maßgabe  der  YerBchiedenheit  der  recht&schatzbediirftigen  Bevölkerung 
«twa  88000  dentsche  Urteile  entsprechen  würden.  Statt  dessen  entfallen 
wf  die  deutschen  Gerichte  ca.  300000  Urteile  im  Jahr*  So  sseigl 
vk^  daß  in  England  andere  Faktoren  maßgebend  sein  müssen,  am 
&  Bedittpflege  zu  entlasten.  Allgemein  werden  sie  jetzt  mit  Recht  in  der 
^terhäitmamäßig  höheren  Kostenlast  des  englischen  Zivilpro^esses  gesucht, 
fe  Höhe  mat^ht  die  Rechtspflege  den  unteren  und  mittleren  Klassen  nahezu 
CBiBgliiglich  *).  Damit  berührt  sich  aber  bereits  die  Einsicht  in  die  Unrich- 
(äijieit  der  zweiten  Prämisse  von  Ädickes*  Schrift,  daß  tiämUch  tlie  engUache 
'wtu  im  Volke  und  zwar  in  allen  Bevölkerungsschichten  Vertrauen  genieße, 
^ilihaft  zufrieden  ist  mit  der  englischen  Zivil  Justiz  nar  das  Großkapital, 
^em  die  Erstareitung  des  VoUstreekungstitela  als  die  Erfüllung  einer  lästigen 
Pcfiniiität  erscheijit,  die  man  sich  mit  Geld  möglichst  rasch  vom  Halse 
^fAaSi.  Aut  dieser  oberen  Schichte  des  Verkehnlebena  stammt  auch  bei 
CDi  ^or  allem  das  Schlagwort  von  der  rasch  und  praktisch  arbeitenden 
*ngliieken  Justiz,  der  die  deutsche  als  iebensfremdj  unittandlich  und  for- 
Siliitiich  j?egen übergestellt  wird.  Auch  EiisrichtaBgeo,  die  durch  ihren 
^Wichen  Wert  mit  zu  den   vorzüglichsten  t    sorgsamst  zu   konservierenden 

Prozeaaea  gehören,  werden  für  solchen  Standpunkt  pedantisch  aud 
ert.     Man   denke  nur  etwa  an  den  Tatbestand  des  deutaehen 

dessen  Ausarbeitung  mit  seinem  alles  Bohmaterial  des  Verfahrens, 
.  ...^--,  Gegenerklärungen  und  Beweisan  trettun  gen  zusammenstellen- 
**»  Wettiauligkeit  eine  der  kräfteanspannendsten,  zeitraubendsten  Amt«- 
™*tioaen  des  deutschen  Gerichtes  wird  uod  der  doch  einer  der  wirk- 
**^^a  Znchtmittel  zu  Gründlichkeit  Gewissenhaftigkeit  und  Unparteülch- 
■***  Weiht  und  auf  die  Geschäftsbehandlung  jedes  einzelnen  Prozesses  vom 

*)  Vgl.  die  Art  der  Berechnung  unten  S.  253  f. 

^)  Der  Darlegung  die^je»  von  Adickea  vemachlEüigtem  UmHtands  gilt 
JP^  Toil  Üerland,  Die  englische  Gerichteverfaseung  in  ihrer  gegenwärtigen 
MmcUüiig,  1908,  S.  18  ff. 

*)  Hierüber  vgL  bes.  Äschrott,  Prozeßkosteu  in  England,  JurZtg, 
1%7  S^  178,  Goldachmidt^  Juiitizrcform  and  Kostenfragc,  JurZtg.  1907 
^'  T4U,  Letzterer  berechnet,  daß  z.  B.  ein  Streitobjekt  von  20  Pfund 
f400Sfnrk),  detsen  Erledigung  in  Deutschland  ca.  87  Mark  erfordern  würde, 
">  i'n^hmd  10  Pfund  Ib  Schilling  hh  44  Pfand,  ako  220—880  Mark  Kosten 
'''foritem  wurde.  Die  englischen  Kosten  sind  danach  vom  3 fachen  bis 
nitn  fifMitlien  höher  als  die  deutschen.  Noch  viel  bedeutender  werden  die 
in  der  Bechtsmittelinstanz.    Vor  dem  House  of  Lords,  der  englischen 

iciusjnstanz,    belaufen    sie    tich    dmx^hschnittlich    auf    414    Pfand    (über 

Mark).     VgL  Koellreutter  S.  85. 
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Beginne    der   Verhandlungen    an,    auf    die    Vorbereitung    des    Beferenten. 
auf  die  Anlegung  seiner  Extrakte,   auf  die  Ausübung  des  Fragrechts  nach- 
haltig   zurückwirkt.      Ein    formelles    Einzelinstitut    wie   dies   ist    mit    dem 
ganzen    Aufbau    des    Verfahrens,    mit    der     Ökonomie     der    richterlichen 
Geschäfte  auf  das  engste  verwoben.    Und  doch  wird  es  in  seiner  intimen 
prozeßtechnischen  Eigenart  dem  Laien  ganz  unverständlich  bleiben,   and  eB 
bekundet   deshalb    auch    das  Laienhafte   von   Adickes'  Kritik,    wenn    dieser 
Gesichtspunkte,    wie  die  genannten,  gänzlich  ignoriert.     Es  zeigt  sich  eben, 
daß   der  Engländer  die   populären  Garantien   der  gerechten  Justiz  an  ganx 
anderen  Stellen  zu  suchen  gewohnt  ist,    als  der  Deutsche.     Die  geringe  Zahl 
der  englischen  Richter  ermöglicht,  wie  oft  besprochen,  die  persönliche  Verant- 
wortlichkeit  des   einzelnen  richterlichen  Beamten   in   besonderer  Weise  ant- 
zunutzen,  insofern  der  Richter  lange,  oft  lebenslang  am  gleichen  Wirkongt- 
kreis  tätig,  dem  Publikum  individuell  bekannt,  der  Kontrolle  der  öffentlichen 
Meinung   in    viel   stärkerem   Maße   untersteht,    als   die  halb  fungible,  st^ 
wechselnde,  in  der  großen  Zahl  der  Beamten  sich  verlierende  Person  omni 
festländischen  Richters.   Es  ist  also  nur  das  Äquivalent  für  diese  persönliche  Ver- 
antwortlichkeit, wenn  dem  Richter  auch  ein  größeres  Maß  von  Autorität,  von 
Freiheit  der  Bewegung  in  der  Handhabung  der  prozessualen  wie  der  privat^ 
rechtlichen    Normen,    vulgär    gesprochen,    ein    größeres    Maß    von    richter- 
lichem Ermessen,   zugestanden   wird.    Damit  aber  trifft  der  Gegensatz  der 
Gerichtsverfassung  auf  die  tiefsten  Fundamente  der  nationalen  Rechtsordnungea. 
In  Deutschland   das    Ideal    eines  technisch  frei  ausgebildeten   Prozeß-  und 
Zivilgesetzes,  das  der  richterlichen  Entschließung  einen  relativ  beschrankteD 
Spielraum  des  individuellen  Willens  läßt,  —  in  England  ein  unvoUkommenei, 
kasuistisch  fortgebildetes,  stark  lückenhaftes  Gesetz,  dessen  Fortbildung  txm 
großen  Teil  den  Richtersprüchen  selbst  anheimfielt  — ,    das  sind  die  Haupt- 
gegensätze,   von   denen   auch   die   äußeren  Verschiedenheiten  der  Justiz  nur 
ein  Spiegelbild,  eine  entferntere  Konsequenz  darstellen.  Und  sie  sind  und  hieben 
in  absehbarer  Zeit  unverrückbar,  oder  doch  —  sie  würden  sich  nur  um  den 
Pi'eis  völliger  Anarchie  im  Rechtsleben  verschieben  lassen^). 

Aber  auf  eine  Vergleichung  der  deutschen  und  der  englischen  Bechti- 
pflege  in  ihrem  allgemeinen  Zuschnitt  kommt  es  zur  Beurteilung  der  jetrt  vor- 
liegenden Novelle  nicht  an.  Sie  muß  nur  die  Diskussion  allzusehr  erschweren. 
Nur  zwei  Punkte  interessieren:  die  größere  Vorzüglichkeit  des  Einzelrichtff- 
tums  und  die  Entbehrlichkeit  der  Anwaltschaft,  und  es  genügt  deahnlb 
zurzeit,  aus  dem  Wust  des  Unwesentlichen  das  als  die  wesentlichste  W 
Sache  festzustellen,  daß  das  englische  Recht  weder  in  dem  einen  noch  m 
dem  anderen  Hauptgedanken  der  Novelle  für  diese  maßgebend  gewesen 
sein  kann. 

Für  das  Verhältnis  zwischen  Anwaltschaft  und  Gericht  ist  eben- 
falls in  neuester  Zeit  oft  wieder  betont  worden,  daß  England  nicht  du 
Land  der  Anwaltsfeindlichkeit,  sondern  im  Gegenteil  das  klassische  I^ 
des  Anwaltscinflusses  ist.  Es  kommt  äußerlich  in  dem  ausgebildeten  Systo»^ 
der  Zweistufigkeit  der  Anwälte  greifbar  zum  Ausdruck,  das  zwar  schon  tf^ 
Beginn    des    modernen    Zeitalters    im    italienisch  -  kanonischen  Prozeß   d* 

*)  Der  Streit  um  die  Gerichtsverfassung  tritt  damit  in  letzter  Linie  n» 
dem  Streit  in  Verbindung,  den  neuerdings  die  sog.  „freirechtliche"  AnBchan" 
u^g  gegen  die  in  Deutschland  überlieferte  und  eingebürgerte  Gestaltung  d« 
Verhältnisses  zwischen  Gesetz  und  Richteramt  sehr  zum  Unheil  und ohn^ 
klares  Bewußtsein  der  Tragweite  des  Angriffs  hervorgerufen  hat. 
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13^  JahrhuDderla  in   dem   Dnali&mcLB  des   advoeattis   und   defl  pmcumtor  als 

lOf^emeine   europäisehe    Grundlage    des    Anwaltstandes   vorgebildet    war,    in 

E^md  aber  die  weitanB   eing-ehendste    Darchbildang    erhalten    bat.     Der 

Solle itor,  deiT  Schreibanw&lt  und  Geschäftsfreund  der  Partei,  mit  dem  dar 

HfichtincheQde  aoBitchließlich  verkehrt,  —  der  Barrister*  der  Pliidieranwalt 

mA  dem  Gericht  in  der  rechtlichen  Beurteilung  vorarbeitende  HechtsigutachteF 

rpilfea  bei  ilirem  Zusammenwirken  im  Prozeß  in  einer  Weise  ineinandert  dad 

der  Eechtflgang  auf  ihre  Tätigkeit  zttgeBchnitten  worden  ist,  sowie 

I  Korpontioii  der  vornekmen  Barrist-ers  als   alleiniger  Träger  dea  ganzen 

Eitemcliti  trnd  de»  juriBtischen  Prüf  angewesen»  und  als  ausschließlichen 

I Mi uÜ*ii  LUigtkreia  der  Richterstellen   den    Unterbau   der  Gerichts verfaBsuag 

1  bildet*)*    So  ifit  das  Publikum,  wenn  auch  ein  gesetzlicher  Anwaltszwang  fehlt, 

I  Mi  dmv^b  die  EechUgewohnheit  oder  mindestens  durch  die  Sitte  in  allem 

'  «iiigertnaßen    w^ichtigen    Recbtaaachen    auf    die    Mitwirkung    der    Anwälte^ 

In^dcüiena  eines  8olicitoTB,  regelmäßig  eines  Solicitora  und   eines  Barristers 

I  i^bcueiniinder  angewiesen,  und  es  versteht  sich  von  selbst,  daß  um  einen  Über* 

iteMsf^  ül>er  den  Aufwand  au   juristiachem  Personal   flir   die   gesamte  Rechts- 

piep  £U  gewiimeu  die  Zahl  der  Anwälte  mit  der  Zahl  der  Richter  zusammen- 

LgBfidiiiet  werden  mußte.     So  war  es  Ädickea'  weiterer  Fehler^   wenn  er  die 

lAmillicliftft  bei  der  Obarftkierlitik  der  Justiz  nicht  in  die  Rechnung  einstellte, 

'  l^T(!islite  Vergleich  ergibt  sich  erst  utjter  dem  Oesichtspunkti  daß  der  Minderzahl 

^  ttiglisieheu  Eichter  gegenüber  Deutachland  eine  bedeutende  Mehr^ald  eng- 

liicli^  Anwälte  gegenüberstehen')* 

Nicht  Tninder  wichtig  aber  und  bisher  längst  nicht  genug  gewürdigt  iat 
^i*TitBicbe,  daß  die  englische  Rech tip flöge,  so  wie  sie  sich  heute  entwickelt 
■i^T  keineiwegB  so  ausschließlich  auf  dem  Einaelrichterge danken  auf- 
f*titiit  ist,  wie  Afückes  dies  ohne  weiteres  annimmt*  Man  verwechselt  hier 
1*  in  Tielen  andern  Punkten  des  englischen  Staatslebens  frühere  Zustande 
^\.  4^  heute  bestehenden.  Der  reine  Einzelrichterprozeß  bestand  so  lange, 
wi  fiir  das  Bedürfnis  des  Zivilrech taschutzes,  abgesehen  von  der  älteren^  nn- 
^wlkftDMijeneren  Form  der  Bagatelljustiz,  dem  Friedenerichterprozeß,  nur  die 
^^n  Genchtahöfe  zu  London  mit  ihrer  über  gan^  England  sich  erstrecken- 
**ö  u^atraien  Kompetenz  in  Betracht  kamen.  Sie,  insbesondere  die  beiden 
«fiptiicWicbsteUi  der  Kings  Bench- Gerichtshof  wie  der  Kanzleigerichtshof, 
""k^fperten  sich  in  der  Tat  dem  Publikum  gegenüber  in  Ein^bdamten,  die  die 
*^nvliterlich  eAmtsgewaltin  sich  schlössen .  Aber  schon  damals  stau  d  diesem 
l'trutftnd  gegenüber,  daß  abgesehen  von  der  machtvollen  Mitwirkung  der  Anwälte, 
«i«  whon  erwübnt  wurde,  mindestens  die  Richter  des  einen  und  früher  einfliiß- 
J^'wbstifü  Hofe,  die  Biobter  von  Kings  Bcnch  sich  regelmäßig  die  Mitwirkung 
flCT  Oewebworeneu,  der  Zivil  jury,  also  eine  Teilung  der  Richterfunktion  ge- 
**n«>ii  lüssen  mußten.  Sie  nahm  dem  Beamten  die  gesamte  Beweisprüfung 
■*■'  Die  ReforuigeBeb£gebtmg  der  Jndicature  -  Act  von  167S  hat  nun 
^^  die  allgemeine  Kompeteujs  eines  zentralen  Gerichtabof»  erster  Instanz^ 

*)  Vgl,  hierzu  bes.  Weißler,  Advokatur  und  Proknratur,  JnrZtg,  1907 
I, 
_  *)  Hamm,  EngHsche  Justiz  auf  deutschem  Boden,  JurZtg.  1906 
1 J  1051  ff.  Er  berechnet,  daß  allerdings  nach  dem  Maßstabe  der  Bevölkerung 
t^ft  2W>  r=T]£rli8chen  Hicbtern  nur  41Ö  deutscho  gf^genüberatehen  würden, 
■  -hland  8700  Richter  besitzt,  dajl  aber  den  gOiXX»  in  London 
:  ii  Barrifiteri  nnd  Solicitors  35t>00  deutsche  entsprechen  müßten, 

*jid  DcuUi.4iljkud  nur  über  8000  Anwälte  verfügt, 
^■iütthnlt  für  Pohtik.  L7 
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Aui  englischen  und  fransösi sehen  Eioflüasen  erklmrt  sich  aJio  die  »chwe^ 
bende  Novelle  nicht*  Die  Wurzel  ihrer  RechtÄgedanken  mxS  ataisohlieBLich 
im  deatechen  Recht skrelfi  geiaabi  werden.  Gelegeatiü^h  —  wenn  von  den 
vorbereitenden  richterlichen  Anordnnngeni  die  der  Anfldärniig  dee  Sftcbver- 
hältEUneB  dienen  Bollen^  gesprochen  wird  (zu  §  501  des  Kntw,)  —  verweiceii 
die  Motive  anf  daa  Muster  des  österreichischen  Zivilpro^eaees,  nnd  tat- 
tichUch  ist  die  Novelle  nicht  nor  hierin,  sondern  in  allen  ihren  Grundsätzen 
disr  deterreichiBchen  Zivilprozeßordnung  vom  15.  Ängnst  189Ö  gefolgt»  Aneh 
diese  aber  ist  in  ihren  leitenden  Gedanken  nicht  originell  ^  sondern  die 
Wi^derftnftiahme  altpreuBischer  Eechtsgedanken^  überhaupt  einer  Im  älteren 
deutschen  ZivilprozeB  auftretenden  Tendenz,  die  mit  derjenigen^  die  in  der 
Beichszivilprozeßonlniing  von  1879  ihren  Höhepunkt  fand,  im  Gegensatz  steht. 
AnsBchiaggebend  für  die  Benrteilung  der  Novelle  ist  mit  anderen  Worten  der 
Umstand,  daß  in  Deutschland  von  altersher,  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
jEwei  verschiedene  Strömungen  miteinander  im  Kampfe  liegen,  deren  Gegen* 
«atz  dem  Ausland  fremd  geblieben  ist  Es  handelt  sich  am  den  Gegensatz 
Ton  Gericht  und  Anwalt  —  um  den  Streit  der  beiden  Bechtspflegeideale 
eines  durch  Anwälte  beschränkten  Gerichts  und  einer  nur  in  den 
Gerichten  verkörperten,  alle  froieaeualen  Funktionen  in  einer  Hand  koo- 
sentrierenden  Justiz.  -  - 

Ursprünglich,  als  sich  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  in  Deutach- 
land zuerst  ein  Zivilprozeß  modernen  Gepräges  ausbildete,  zog  unter  italie- 
nischem Einfluß  neben  dem  rechtagelehrten  Gericht,  ja  ihm  einen  Schritt 
voraus  eine  rechtserfahrene  Anwaltschaft  ein  und  zwar  ganz  wie  in  England 
und  Frankreich  eine  AnwaltBcbaft  in  der  doppelten  Stufe  der  Schreib-  und 
der  PlädieranwaltachÄft^  der  Advokatiir  und  der  Prokiiratur.  Am  KMumet^ 
gericM,  an  den  Hofgerichten  der  Territorieui  n  zahlreichen  Unlergerichtem 
war  bis  zur  Mitte  des  16*  Jahrhunderts  der  zweifache  Anwaltatand  bereits 
fertig  ausgebildetf  —  eine  f einer e^  differenzierte  Organisation,  die  dem 
hohen  Wirtschaft! ichen  Kulturniveau  der  deutschen  Renaissance  und  deren 
ebenbürtigem  Aufstreben  neben  Italien^  England  und  Frankreich  genau  ent- 
sprach ^).  Da  wxirde  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  Deutschland 
Ton  der  schleichenden,  bald  darauf  offen  ausbrechenden  Krisis  seines  Kultur- 
lebens erfaßt,  die  nicht  durch  seine  ursprüngliehe  Konstitution  bedingt  war, 
aondem  gewaltaam  durch  den  Znaammenstoß  seiner  partikultrittieehen  Tradition 
mit  dem  extremen  Gegensatz  der  spanisch-öflterretchiacben  IroperialpoUtik  in  sie 
hineingetragen  wurde*  Wie  in  der  Beicbsverhiasung^  oder  in  der  Organisation 
der  Strafrecbtspflege,  führte  sie  aach  in  der  2iviljiistiz  zu  einer  Entwicklung, 
die  die  bereits  aufstrebende  Bewegung  des  Bei^talebens  durchkreuzte  und 
niederzog.  Bie  allgemeine  Verarmung  und  Barbarisiening  des  Verkehre  be^ 
wirkte  die  Dürftigkeit  der  Hilfsmittel  und  Organe  der  Rechtspflege.    An  und 


^}  Das  Material  zur  Beurteilung  dieser  Verhältnisse  und  der  folgenden 
Entwickdung  liefert  Weißler,  G^chichte  der  Reohtaanwaltschaft,  190Ö. 
Über  den  Zustand  zn  Beginn  des  16*  Jahrhundert«  im  Reitibakammergericht 
und  den  partikulären  Hofgerichten  vgl.  bes.  S.  123  ff.  Hier  steht  die  Sache 
noch  so,  daß  der  Prokurator  zu  allen  Prozeßhandlungen  ennächtigt  ist,  d«r 
Advokat  d^egen  nur  zur  Anfertigung  der  Schriftsätze.  „Der  Prokurator 
kann  den  ft-ozeB  ohne  Advokaten  führen,  der  Advokat  aber  nicht  ohne 
Prokurator,  der  ft-okurator  ist  Vollanwalt,  der  Advokat  Minder  an  w  alt* 
(S.  134).  Die  ^tere  Prozeßliteratur  ignoriert  den  Advokaten  überhaupt  (S.  169). 

*)  VgL  darüber  Richard  Schmidt,  AJJgem,  Staatslehre  H,  2  3.  67B. 
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fir  sich  ichou  grub  sie  einer  reicheren  Entfaltung  der  Änwdi*ühaft  den 
Skmiomiioben  Boden  ab*    Einem  doppelten  Rechtäb einfand  der  Parteien  wurden 
die  Subffiitenzmittel  eotxogenp  Dabei  aber  brachte  es  die  aich  ausbildende  Form 
des  Verfohreoi  mit  aichf  daß  gerade  die  vornehmere  Bchiebie  der  Anwälte,  die 
PlädieranwftlUiultaft,  am  rsBchesten  und  naehhaltigaten  an  Einßuß  verlor.    Die 
mimdüche   Verband] ung    vor    dem    erkennenden   Geriebt ,    die    in   England 
and  Frankreich  in  gewiBsem  umfang  da^  HauptMück  des  Zivilprozesse«  blieb 
und  flieh  in  dieser  Funktion  von  der  Renai^iance  an  hh  in  die  neueste  Zeit 
fori   erhielt,    um    im   lU.  Jahrhundert   nur   in   ihrem  Einfluß   getteigert  zu 
werden^   verkümmerte   in   Deutschland   ganz.     Entweder   machte   sie   einem 
neuen  Schrift wechjelverfabren  Platzt  oder  der  Termin  der  mündlieben  Ver- 
Eandlnng  sank  zu   einem  Seheintermin  herab»  in  welchem  die  Parteianwälte 
ihr    Vorbringen    entweder    in    Schriftaatzen   überreichten    oder    vom    Mund 
in   die  Feder  diktierten.     Der  Prokurator   wurde  im  Grunde   damit  zweck- 
los  und    achon    gegen  Ende    des   16,  Jahrhunderts    wurde    er    in    den    süd- 
und     westdeutschen    Territorien     entweder    vom    Advokaten,    dem    Schreib - 
an  w  alt,     aufgeflogen     oder     er     kam     in    seiner    materiellen    und    sozialen 
SteUung    so    herunter,    daü    er    die    traurige    Rolle    eines    proletarisch    ge- 
wordenen Sehmarotzers   der  Justiz    zu   spielen    begann*).      Ganj;   besonders 
B&grant  gestalteten   sieh  die  lÜlistände  in  Brandenburg.     Hier  häufte  sich 
das  Anw^alte-,  besonders  das  Prokuratorenproletariat,    unter  dem  Einfluß  der 
wirtacbaftlichen  Verarmung  imd  der  sozialen  Verrohung  im  Laufe  des  17,  Jahr- 
hunderts eo  sehr,  daß  gegen  das  Ende  der  Regierung  dea  Großen  Enrfürsten 
jene  ftbiclireckenden  Zustände  hervortraten,    die   als  Bintergnind    der  Ver- 
waltung»-  imd   Justizorganisaltion*  der    bedeutenden    preußischen    Regenten 
neuerdings  so  oft  geschildert  worden  sind.    Die  Öegemnaßregebi,  die  Friedrich 
Wilhäm  h  ergriff i  um  die  Kettitapreebung  der  Gerichte  von  der  lähmenden 
überwxücliemngT    von    einer  Überproduktion  von  Anwälten    zu    befreien,    — 
laOregeln,    die  einer  einseitig  preußischen  Geschichtsschreibung  heute  leicht 
»U  Ausfluß  einer  eigenartigen*  und    einzigartigen  Politik   dieses  Fürsten   er* 
f  icfaemen,  —  waren  demnach  in  Wahrheit  nvu*  eine  gesteigerte  und  besonders 
«shroße  Durchführung  der  Entwickelnng,  die  im  deutschen  Westen  sich  damals 
'jfimti  vollzogen  hatte.    Allerdings  wurde  sie  in  Preußen  von  einem  geradezu 
imponierenden  Radikalismus  getragen.    Der  berühmte  oder  berüchtigte  große 
BeJmguagsakt  des  Jahres  1713,  durch  den  Friedrich  Wilhelm  von  8S7  Advo- 
^tCQ  feiner  Monarchie  alle  bis  auf  836,  von  165  Prokuratoren   alle   bis   auf 
^  davonjagte  mit  der  einfachen  Weisung,  ^i^hr  Handwerk  niederzulegen  und 
^  andere  Profession  anzufangen"  \   war  der  Anfang  eines  direkten  Ver- 
^uehfeQUgtkiieges   gegen    den  An  waltat  an  d^    der   nur    durch    die  Gesnukenheit 
ta  Slsndea»   vor  allem    durch    die  Veräcbtlichkeit    der   Prokuratoren,    „die 
««irerenteilE  Lakaien  gewiesen**,  verständlich  wird.    1725  wurde  den  Prokura- 
*W«ti  die  Fähigkeit  zur  Vollmachtannahme   entzogen,    1737    die   Prokuratar 
*l«  idbständiger  Stand  prinzipiell  aufgehoben^   1739   der  Bagatellprozeß   mit 


')  Schon  in  Bayern  und  Ötterreich  kommt  die  Verschmelzung  von 
n^&kuratnr  und  Advokatur  im  Lauf  de»  17.  Jalirhundertfl  tatsächlich  zu- 
binde (Weiß  1er,  S.  178^  279).  In  Sachaen  werden  die  Prokuratoren 
nh  änß^^te  eingeschränkt  (S,  272),  In  Württemberg  scheinen  «ie  gar 
iMtt  iQ^gebüdet  worden  zu  sein  {S.  260). 

*)  Genaue  Übersicht   der    bis   dahin   vorhandenen  Advokaten    und  Pro- 
Inntaren  und  die  vom  König  dagegen  festgesetzten  für  die  einzelnen  Landes- 
|t<?ilfl  bei  Weißler  S.  302  ff. 
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Untersuchungsmaxime  eingeführt,  worin  anch  den  Advokaten  das  Auftretec^s 
untersagt  wurde.  Dann  setzte  nach  einer  zwanzigjährigen  Unterbrechung  de^ 
Bewegung  Friedrichs  des  (Großen  Justizminister  Garmer  den  Schlußstein  icB. 
das  von  Friedrich  Wilhelm  I.  und  seinem  Kanzler  angelegte  Oebaude :  aucls. 
aus  der  höheren  Gerichtsbarkeit  wurde  durch  die  Prozeßordnung  von  1781- 
der  Advokat  verdrängt,  und  seine  instruierende  Tätigkeit  wurde  einem  staat — 
liehen  Assistenzrat  und  —  nach  der  unmittelbar  darauf  notwendig  gewordeneiK 
einlenkenden  Verordnung  —  an  die  durch  die  Parteien  wenigstens  frei 
wählbaren,  aber  freilich  noch  immer  staatlich  angestellten  und  diszipliniertexB. 
Justizkommissarien  übertragen. 

Es  ist  nun  heute  eine  wahre  Mode  geworden,  diese  Maßregeln  ganz  aus^ 
schließlich  in  verherrlichendem  Licht  zu  schildern.    Das  läßt  sich  verstehen. 
Gewiß  entbehren  sie  der  Großartigkeit  nicht   Sie  haben  den  bestechenden  Zog  ^ 
den  jede  gewaltige  und  rücksichtslose  Eraftanstrengung  für  den  ästhetischeis. 
Betrachter  hat:  eine  schwächliche  und  halbe  Zeit,  wie  die,  in  der  wir  selbst 
leben,  spürt  überall  mit  Vergnügen  dem  Walten  der  Übermenschen  nach,  auda. 
wo  er  auf  dem  trocknen  Gebiet  der  Justizverwaltung  sichtbar  wird,  und  die^ 
ist  es,  was  auch  der  Schätzung  des  von  Carlyle  sogenannten  „herkulischen** 
Cocceji  wie  den  Maßregeln  Friedrichs  des  Großen  selbst,  der  hier  nur  }>ei  Coccej  ^ 
in  die  Schule  ging,  zugute  kommt.  Auch  ist  ja  klar,  daß  als  DurchgangsstadioncB. 
diese  ganze  Justizpolitik   nicht  zu  entbehren  war.     Sie   arbeitete  reinigend.  ^ 
konzentrierend,  pÜichterzichend.     Ihr  einfacher  und  gesunder  Gedanke  war*^ 
daß   vor  allen  feineren  gesetzgeberischen  Maßregeln  im  Gebiet  jeder  Staat^^ 
fnnktion  als  erstes  die  Basis  eines  gut  disziplinierten  und  Verantwortlichkeit^^ 
bewußten  Beamtenpersonals  da  sein  muß,    wie  es  im  wesentlichen  auf  allezs 
Gebieten    des  Staatslebens   der  Grundgedanke  in   dem  aufg^eklärten   Despo*— 
tismus  der  älteren  preußischen  Könige  war.     Wenn  aber  die  Verherrliche^  ^ 
der  Friderizianischen  Keformen  diesen  einen  absoluten  Wert  beilegen,   dl^e 
ganze  Prozeßstruktur  Coccej  is  und  Carmers  als  ein  in  sich  berechtigtes  on^^ 
lebensfähiges  System  preisen,  so  ist  das  eine  geradezu  unbegreifliche  Verbiet»— 
düng   und  besagt  ungefähr   ebensoviel,   als  wenn  man  die  Staatsverfassun.  ^$ 
Friedrichs  des  Großen  als  das  deutsche  Verfassungsideal  aller  Zeiten  festlege*^' 
wollte.    Darüber  sollte  doch  kein  Zweifel  herrschen,  daß  positiv  wertvoll  er^* 
die  Rechtspflege  war,  die  auf  dem  vom  Schutt  des  18.  Jahrhunderts  befreite^^ 
Boden  das  neunzehnte  Jahrhundert  schöpferisch  neu  erbaute.    Das  Hauptstüc'B^ 
dieses  Reformprozesses  aber  war  der  freie  Anwaltstand  mit  seiner  Doman^^ 
der  schriftlich-vorbereitenden  Prozeßinstruktion  und  der  mündlichen  VerhanA  — 
hing,  und  gerade  dies  für  den  neuen  Prozeß  charakteristische  Stück  ging  vo^^ 
den  west-  und  süddeutschen  Rechtsgebieten  aus,  wurde  aus  Frankreich  herüber"^' 
genommen,  oder  war,   wie  man  besser  sagen  kann,   die  Wiederbelebung  de^* 
Prozeßstruktnr,  die  Deutschland  schon  in  der  Blüte  seiner  Renaissance  besessec^ 
hatt^;  und  durch  die  Ungunst  der  Verhältnisse  damals  nicht  hatte  ausreifeiP»- 
lassen  können;    Preußen  schloß  sich  ihm  selbst  halb  widerwillig  unter  den^- 
Einfluß  seiner  rheinischen  Gebiete  an.     In  diesem  modernen  Prozesse, 
wie  ihn  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  schon  die  westlichen  Territorien 
nnnähcmd  ausbildeten  und  wie  er  1850  von  Hannover  mit  den  gemeinrecht- 
lichen Verfahrensformen  zu  einem  neuen  Typus  verschmolzen  wurde,  war  gerade 
das  entgegengesetzte  Prinzip  lebendig  im  Vergleich  zu  dem  altpreußischen. 
Nicht  das  eine  allwissende  Gericht,  das  mit  seinen  Hilfsbeamten  die  gesamte 
Verantwortlichkeit  für  die  Klärung  der  Streitsache  trägt  und  die  Parteien 
zur  Tatlosigkeit  verweist,  soll  die  treibende  Kraft  sein.    Maßge1)end  soll  ein 
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fr*»ifi  Wechflelspiel  von  Kriifteu  BeiriT  V^ei  denen  die  Uriabhangi^- 
t*jt^d«r  von  der  Pftrtei  gewählten  Anwiüt^?  von  den  Stftat&orgftnen,  die 
koqiorativ*itäiidisdiö  Geschloi^enheit  dpr  Äiiwaltftchaffc 
btliohe  bildet 
B«iiuilie  settiitrverfitändUch  war  es  freiHch,  daÜ  die  Anwaltschaft  nicht 
I  vm  Aalmg  wm  muitergnltige  Lei^rtangnn  nufs&u weisen  hatte.  Nehen  dein  voa 
illif  IVttditioti  entogeöen  dents^^hen  RichtPrtnm  konnte  die  »weite  Stütsse 
irr  Bflcbtspflegc^  nicht  i^leich  ala  fertig  ansgehant  gellten.  Kam  m  doüh  dar- 
«rf  ]iii,  hier  die  ohgerissene  Üherliefemng  erat  allmiihlii^li  wieder  anitn- 
bäpfütt  nnd  iletn  Anwalüitand  in  allen  Gegend eTi  DetitacUlandfi,  an  den 
l^nt«TjterLL'htt*n  vrie  an  den  Obergericht^n,  möglichst  gleichmäßig  günstige 
i^benibf^rlingnngen  7.n  schaffen.  Da»  rngliick  wollte  es^  daß  «ich  gerade  m 
«Üöittu  wichtigen  Punkt  der  OesetKgeher  liei  der  Neuorganisation  verjfriff, 
für  das  Gebiet  des  Anwaltfizwange  nnd  für  den  amtsgenohtlichen 
etlprozeü  eine  reinliche  Scheidung  des  WirkungskreiBei  der  Anwälte 
Q&dliufnLr^n^  verstand  er  aiüh  zu  einem  unheilvollen  KompromiÖ,  Die 
As«i)t4ordnang  sah  vor^  daß  der  Anwalt  ani  Lajul gerieht  auch  hei  einem 
A)iU*|fmchi  des  Landgeriditsiprengeli  jtwar  ÄUgekflseji  werden  könne, 
»bw  iiiclit  miisii^,  und  in  Verbindung  mit  anderen  Vorschriften  legte  sie  ao 
'b  IhTind  jni  der  anglücklichen  Halbheit^  daß  die  Jnatizverwaltnngen  den  land- 
Ä«rii!hUichen  Anwälten  die  Zulassung  nm  Anitsgerieht  dea  Landger ichta- 
*Hiea  rrteilteji,  diifi  dagegen  die  Anwälte  der  Provinzialaratsgerichte 
bt  nicht  gleichzeitig  praktizieren  dnrft^!n.  Die  Folge  war,  daß  die 
ase  sich  mit  Anwälten  ilherfüllten,  daß  das  an  sich  heü&ame 
op  iler  freien  Konkurrent  aich  hier  in  entarteter  Anwendung  Geltung 
k'^iH'liEäte,  während  ilie  Amtegerichte  aieh  zunächst  der  Anwälte  entleerten 
oiid  mt  idlmahlich  Juristen  den  Mut  fanden,  aich  aüsacbließlich  der  PraxJa 
_^Pn)*-inÄialamtagenchten  xu  widmen.  Die  Anwaltachaft  entfaltete  eich  tles- 
anier  allen  fiestandteilen  der  einheitlichen  Justixorganisation  am  niüh- 
_„_  ,  nbwohl  »e  mt  allen  anderen  hätte  gefordert  werden  Rollen.  Immei^ 
^^h%x  fic  ftirh  bi»  heute  fortentwickelt.  Sie  hat  sich  nicht  nur  erhalteui 
•"ödwin  innerlich  konsolidiert  und  an  Gesund  tu  ig  gewonnen.  Das  äußere 
*y^pt*jm  clmfÜr  ist,  daß  gerade  die  Am tagerichtsan walte  der  Provinäjatädte 
*idi  lu  ihrem  Unachränkten  Kreise  eine  meist  au»k*;)mmliche  und  befriedigende 
'>irkmigHg,tStt<?  zu  Rchnffpu  gewußt  haben^  imrl  daß  wich  dtmientsprechend 
'1"^  Ztlij  der  ganz  anwaltlofien  Amtsgerichte,  m*sijningUeh  melir  als  10(K* 
■ft  Zilü,  am  ea,  35  %  vei-ringert  hat. 

Allo   *lii"«e    EnungeriNi haften   schienen   in    ihrem  Wert   unbestritten,  in 

l'wfnn  Bp*fiind  «icher  gehorgen   zu  icin.     Und    doch    iRt   nim    gerade  gegen 

]  ^*^^  •■•  ■    tcn  Gedanken  der  Kefom^  die  RcÄktion  eingetreten.    Denn  eine 

*^'^^'  ■  atet    unzweifelhaft  das  System  der  öfiterreiehiHcheu  ZPO*^ 

*md  guf  ^if^  veriätigerten  Bahn  der  letzteren   bewegt   sich   auch   in   Deutach* 

»«>d  die?  Emfidming  nnd  MinditverBtärknng  der  Oewerbf-  und  der  Kanfmanns^ 

ÄOTTht*-  und  jetjjt  dio  Novelle  de«  Jahre**  1907.    Noch  einmal  wird  der  reiche 

hoMl  ftine  F(>rm<>Tva [»parat   der  Justiz  des    l^,  Jahrhunderts  von    der  Gefahr 

\*^  RiickfoU»    in    di<^    Ärmlichkeit    bedroht.      Nocli    einmal    fliegt    ikr    den» 

Bommenf*  Itlaube^   als  sei  Hir  die   Güte  der  BechtspHege  am 

wenn  dan  Gericht  mit  TOi%lichHt  großer  pro^ieseualer  Macht 

tund  mriglichst  von  allen  mitwirketiden  Einflüssen  anderer  Kräfte 

'**'^pii  wird   «uil  i-rnt   reeht,  winui   diese  ganze  Eechtspflegcgewalt  noili   in 

kihiriduum   des  Einzelrichten   konÄentriert   werde»     8o   bt  die   ganz© 
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Bewegung    in    erster  Linie    anwaltsfeindlich,    in    zweiter  Linie   dem 
Kollegialgedanken  abgeneigt. 

Man  hat  ihre  Anwaltsf  eindlichkeit  allerdings  bestritten.  Schon  die  Freonde 
der  österreichischen  Prozeßreform  gerierten  sich  fo,  als  ob  dem  Anwaltstand 
kein  Abbrach  geschehe,  auch  wenn  die  Einzelrichterkompetenz  ohne  Anwalts- 
zwang bis  zu  dem  Betrag  von  500  Gulden  —  der  Entwurf  verlangte  sogar 
die  ungeheuerliche  Grenze  von  1000  Gulden  (1700  Mark)  *)  —  erhöht  werde. 
Es  hält  schwer,  an  die  bona  fides  dieses  Optimismus  zu  glauben.  Und  nicht 
minder  unwahrscheinlich  ist  die  Verteidigung  der  jetzigen  Novelle,  wenn  sie 
erklärt,  man  wolle  dem  Anwaltstand  damit  nicht  schaden.  Die  Möglich- 
keit bestehe  ja  fort,  daß  sich  die  Partei  in  allen  Sachen  eines  Anwalts  be- 
diene. Das  versichert  man,  während  man  sich  anschickt,  das  Gebiet,  wo 
Anwälte  nötig  sind,  um  die  Hälfte  zu  verringern,  und  während  man  in  dem 
Gebiet,  wo  der  Anwalt  nicht  nötig  ist,  alles  tut,  um  den  Anwalt  so  sehr  ent- 
behrlich erscheinen  zu  lassen  wie  möglich.  Es  ist  klar,  daß  diese  Maßregd 
—  mag  sie  augenblicklich  dem  fähigen  Individuum  im  Anwaltstand  die 
Chance  des  Fortkommens  nicht  allzusehr  verschlechtem,  —  doch  auf  die 
Länge  der  Zeit  eine  indirekte  Wirkung  äußern  muß:  sie  wird  gerade 
die  tüchtigsten  und  ehrgeizigsten  Elemente  der  praktischen  Juristen  ab  kalten, 
in  die  Anwaltschaft  einzutreten,  in  einen  Beruf,  der  so  offenkundig  als  der 
inferiore,  nebensächliche  Stand  der  Justiz  hingestellt,  in  seiner  Gesamtbedeutung 
so  unzweideutig  herabgedrückt  wird.  Nicht  einmal  die  Anwaltschaft  am 
Amtsgericht  wird  —  wie  man  vielleicht  denken  könnte  —  notwendig  von 
der  Novelle  Vorteil  haben.  Allerdings  müßte  ja  die  Erweiterung  der  amts- 
gerichtlichen Kompetenz  den  Anreiz,  die  Zulassung  an  einem  Amtsgericht  za 
begehren,  verstärken.  Aber  vorläufig  sind  eben  noch  immer  über  ein  halbes 
Tausend  deutscher  Provinzialamtsgerichte  anwaltslos,  und  an  dieser  einlachen 
Tatsache  kann  die  Einführung  der  Novelle  an  sich  nichts  ändern.  Zuizeit 
also  müßte  auch  jetzt  noch  an  zahlreichen  Amtsgerichten  dem  Publikom  jener 
Ersatz  geschaffen  werden,  den  schon  die  unheilvolle  Vorschrift  der  Zivilinrozeß- 
novelle  vom  17;  Mai  1898  inauguriert  hat,  nämlich  die  Ermächtigung  von 
Volksanwälten,  bei  dem  Amtsgericht  zu  plädieren.  Diese  Aushilfsmaß- 
regel,  die  zur  Zeit  nur  in  geringem  Grade  bedeutsam  geworden  ist,  würde 
also  nun  in  viel  größerem  Umfang  an  Boden  gewinnen  und  man  darf  prophe- 
zeihen,  daß  der  einzige  greifbare  Erfolg  der  jetzigen  Novelle  eine  überaus 
mächtige  Stärkung  des  Bechtsagententums,  der  Minderanwaltschaft,  sem 
würde,  des  schmarotzenden  Konkurrenten  der  rechtsgelehrten  und  zunftmaßigen 
Berufsanwaltschaft.  Die  Möglichkeit  wenigstens,  daß  die  Entwicklung  diesoi 
Gang  nehmen  werde,  ist  nicht  zu  bestreiten,  und  sicher  ist,  daß  dio  Novelle 
den  bisher  ruhigen  Verlauf  des  äußern  und  innem  Ausbaus  unserer  Anw^t- 
Schaft  wieder  in  einer  in  den  Folgen  nicht  berechenbaren  Weise  unterbrechen 
würde.  Man  unterschätzt  eben  auch  hier  meist  ganz  ungebührlich  die  in- 
direkten Wirkungen  der  Gesetze.  Wie  es  z.  B.  unserer  Bechtspflege  un- 
heilbaren Schaden  zugefügt  hat^  daß  die  bisherige  preußische  Gesetzgebung 

0  Auf  deutsche  Verhältnisse  übertragen,  würde  die  Kompetenz  des 
Amtsrichters  nach  Maßgabe  der  bisherigen  Justizstatistik  ca.  97%  aller 
Streitsachen  umfassen.  Den  Landgerichten  würden  höchstens  8 — 47o  bleiben! 
Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  das  eme  konventionelle  Lüge  sein  würde,  —  ein 
Privileg  der  Reichen  in  der  Prozeßführung  um  ganz  große  Objekte.  Dann 
täte  man  besser,  das  Kollegium  aus  der  erstinstfuizlichen  Gerichtsverfassung 
zu  streichen. 
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de&  antketau^Iicheii  Bichter   m   der  Gehaltaskala   niedriger   stellte    nh   die 

VerwaItutig»b«amteQ,  wie  sie  dadurch  das  gesellschufilicbe  Ansehen  der  G^ 

fidite  herabdrückte,  Unlu&t  in  ihren  Mitgliedern  erzeugte  und  auf  die  Länge  der 

Zttl  litt&derte  und   aberhundert«  von    der  Eichterkarriere  verBchenchte    und 

im  „TCkrnehmeren"  Verwaltungsbehörden  zufiihrte,  so  würde  genau  daa  gleiche 

dnrdi  die  XaireUe  dem  Anwaltsfttand  zugefügt  werden«  der  ohnehin  dem  Ge- 

jitkifi  ge^eoiiber  als  der  minder  Yomehme  gilt  und  nun  geradezu  einen  de- 

pnüereüden  Stempel  erhalten  würde*    Das  also  kann  nicht  beatritten  werden, 

dlifi  die  KoTelle  nicht  nur  kollegiumafeindlich|  aondem  aueh  anwaltsfeindlich 

in  ihrem  Ktsrn  ifit^    genau   ^o  wie  die  Gesetzgebung  Coccejis  und  Oarmers. 

TateichUch   sind   denn   anch   die  Motive   für   daii  Wiederann ahem  der 

(iiMtsgebttiig   «n   das   scheinbar  schon   überwundene  über  ganges  tadium  der 

Jnitlt  g&nx  ihnÜche  wie  damals.     Teilweise  ii;t  für  Bie  wiedernm  die  Dürf- 

ii^krit  fler   wirtachaftlichen  Verhältninse   verantwortlich.     Andere  Aufgaben 

4ei  imatß  drängen  die  Bedürfnisse  der  Justiz  ökonomisch  zurück ^   und  alli^ 

bobWn    hat    man    ans    Begierungskr eisen    den   Wunach    nach    Budget* 

iitiiiii;    auf    dem    Gebiet    der    JustizverwaUung    ansgeaprochenf    ala    daB 

I  ffuLu  joUX  dieo^n  Gesichtspunkt,  wie  man  gerne  mächte,  als  einen  gar  nicht 

'QU  bewicht   fallenden   ai>leugnen   könnte*).     Bis   zu  einem  gewissen  Grade 

libo  miiß  tich  das  Gesetz,  das  sich  die  Ersparnis  an  rechtagelehrtem  Personal 

rh  der  JuDlij^   an  llichlem  wie  an  Anwälten,  zum  Ziel  setzt,  gefallen  lassen 

I  ^  ♦Kofltencrftpami»-Novelle**  gescholten  zu  werden.    Aber  freilich,   nur  aus 

rdiü^tti  Gciichtapunkt  erklart  sich  die  Novelle  nicht*).    Was  dem  Kückichlag 

I  n  den  Tendeniien  dc^  18,  Jahrhundert«  fiir  Dent«chland  wie  für  Österreich  eine 

«n»ß«  und  ernste  Bedeutsamkeit  verleiht-,  das  ist  die  unverkennbare  Wahrheit, 

4iü  die  ilt preußische  Grundform  der  Gerichtsverfassung,  daa  preußische  System 

4er  Macht  Verteilung  im  Verfahren  ein  Ideal  der  RechtöpÜege  verkörpertj  dae 

[itt^iiimalt  im  18.  Jahr  hundert,   wie  jetzt  im  ^p,  auf  bleibende,  allgemein- 

'  ifttttotlithe  Überzeugungen  und  Bestrebungen  zurückführen  läßt.    Es  wird 

'  Menschen  und  vor  allem  immer  Richter  geben,  die  ienes  Gleichgewicht 

iikatiir,  wie  es   die  deutyche  Reform  des  19.  Jahrhunderts   nach  fran- 

MtiAter   uod   im    Einklang  mit  den   engliachen   Formen   geschaEon 

eiwaa  Minderwertiges»    als   eine   Halbheit  anzusehen   geneigt  sind. 

mancheti  besonders  idealistischen  Mitgliedern  des  Richt^iitaiidea,  die 


i\  V  .^  ~|(ptn  kompromittierend  für  die  in  der  Begienmg  tetlweise  herr- 

lo  Uli  gen  mis  dar  AnfiatK  des  vortragenden  Rata  im  preußischen 

..iitn   Hügel   (JurZtg,    1906   8.   1109  C;    „Zur   Reform   unaerer 

iniBaUon"),   der  mit  schonunga loser  Nüchternheit  von  der  „Unter* 

Ai,  mit  der  die  Jnstisverwaltung  arbeitet,  von  dem  „Mißverhältnti 

Einnahmer>    und    Aungaben    der   Ja&tizverwaltung^    und    von   der 

itjTfen    „Minderung   des  Zuichuisea   zur  Justizverwaltung **   sprach, 

die  JiifitiK   ein   staatlicher  Betrieb   sei,   der  seioe  Unkosten  decken 

mogiich,    wie    die   Eisenbahn  Verwaltung,    einen   Überschuß   herausr 

chafiKti  müsse. 

*>  So  war  es  tjinö  einseitige  und  tendensdaae  Polemik,  wenn  vor  allem 
AnwatHntagcn  von  Mannhi^ini  und  Leipzig  (oben  S,  249)  und  überhaupt 
AKilAtion    der   Anwaltschaft    gegen    die   KovelJe,    deren   Führer   der 
^iMnwah  HHih«4riburg*Manidieim  ab  Referent  auf  beiden  Tagen  war, 
fivir  sMif  AW*  Bndsfotpolitik  di-r  preußischen  Regierung  abgehoben  wurde, 
Qaop'  1  inijiilaiiaung  mußte  der  ^^achvveis  sein,  daß  die  Wurzeln 

iii9  lü    .  zea  viel  tiefer  hegen  und  in  einem  lautereren  Erd* 
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sich  fjrediegener  Kenntnissef  starker  Pflichtenergie  und  Arbeitskraft,  persönlichei 
Vorurteilsfreiheit  bewußt  sind,  wird  ein  Prozeß  der  bessere  scheinen,  der  dem 
Richter  die  gfanze  ungeteilte  Verantwortlichkeit  auferlegt,  ihn  weder  auf  die 
Mitwirkung  der  Anwälte  noch  auf  die  Beobachtung  allgemein  bindendei 
Formalien  des  Verfahrens  anweist,  ihm  dafür  aber  auch  die  volle  Freiheit 
gewährt,  seine  eigenen  geistigen  Kräfte,  seine  autoritäre  Beamtenmacht 
walten  zu  lassen,  d.  h.  eben  einen  Prozeß,  wie  er  den  Juristen  FriedrichB  dee 
Großen  vorschwebte.  Denn  auch  sie  —  ein  Cocceji,  ein  Garmer,  ein  Svarei 
—  gehörten  zu  solchen  hochgespannten  Enthusiasten  der  Richterpflicht  und 
Richtermacht.  Mit  diesen  Naturen  wird  sich  aber  immer  der  ganze  Troß  dei 
Beamten  verbinden,  die  aus  „Ressortpatriotismus^  die  möghchste  Ausdehnung; 
der  eigenen  Amtssphäre  ä  tout  prix  vertreten  oder  die  in  sanguinischen 
Dilettantentum  die  Ausübung  der  richterlichen  Praxis  eigentlich  als  etwai 
verblüffend  Einfaches  anzusehen  gewohnt  sind,  etwas,  was  durch  Rücksicht 
nähme  auf  Anwalt  oder  Form  nur  in  dieser  Durchsichtigkeit  getrübt  werds; 
könne,  —  weiterhin  die  Gruppe  der  Liebhaber  der  Bequemlichkeit  oder  der  Ver 
herrlicher  des  sachgemäßen  und  schneidigen  Betriebs,  der  sich  bei  Bedenken  dei 
Entscheidung  nicht  allzuviel  aufhält.  Und  mit  solchen  Stimmen  im  Richter 
Stande  werden  sich  endlich  die  Klassen  des  rechtsuchenden  Publikums  ver 
bünden,  die  —  wie  früher  schon  (S.  251)  gekennzeichnet  —  die  Erledigung  de« 
Rechtsganges  nur  als  die  mit  Anstand  und  guter  Miene  zu  erfüllende  Formar 
lität  betrachten,  die  um  so  besser  ist,  je  rascher  sie  verläuft^).  Aus  der  Muste- 
rung der  Seelenstimmungen  und  Naturellqualitäten,  die  den  Rechtsidealen  dei 
österreichischen  Zivilprozeßordnimg  oder  der  jetzigen  deutschen  Novelle  ah 
Nährboden  dienen,  erklärt  sich  der  Nachdruck,  mit  dem  trotz  ihrer  atavistischen 
rückständigen  Bedeutung  diese  Rechtsgedanken  heutzutage  wieder  gegenüber  dei 
Reformpolitik  des  19.  Jahrhunderts  zur  Geltung  gekommen  sind,  erklären  sidi 
die  ekstatischen  Beifallsausbrüche,  die  sich  gelegentlich  zugunsten  Franz  Kleine, 
des  Redaktors  der  österreichischen  Prozeßordnung,  in  einer  Weise  entladen^ 
die  des  Optimismus  der  Anhänger  des  aufgeklärten  Absolutstaats  im  18.  Jahr 
hundert  würdig  sind').  Hier  zeigt  sich,  wie  in  der  Tat  zwei  Rechtspflege- 
ideale  miteinander  ringen,  wie  das  Recht  stets  das  Kampfobjekt  zwischen 
streitenden  Gruppen  und  Parteien  bildet,  deren  jede  ihre  Überzeugung  durch- 
zusetzen imd  zur  alleinherrschenden  zu  erheben  oder  als  solche  zu  erhalten 
bemüht  ist  —  das  Ideal  der  Justiz  des  Rechtsstaats  und  das  der  Kadi* 
Justiz. 

Sieht  man  aber  die  schwebende  Gesetzesfrage  in  diesem  Licht,  so  kam 
eigentlich  der  Entscheid  zu  Gunsten  des  jetzt  bestehenden  deutschen  Recht» 
pflegesystems  nicht  zweifelhaft  sein.    Er  ergibt  sich,  wenn  man  die  zurzeit 


*)  Auf  diese,  den  modernen  Reformbestrebungen  Sukkurs  leistend« 
Stimmung  der  wesentlich  kapitalistischen  Rechtsschut^interessenten  hat  mil 
verdienstlicher  Offenheit  neuerdings  besonders  Mendelsohn -Barthold} 
im  Jahrb.  d.  öff.  Rechts  S.  159  hingewiesen. 

^  Das  Non  plus  ultra  an  Huldigimg  liefert  der  Aufsatz  von  Friedricl 
V o n  E  n  g e  1 ,  Mitteilungen  der  Vereinigung  der  österreichischen  Richter  I  (1908' 
Nr.  6  „Das  Jubiläum  der  Zivilprozeßordnung" :  „Auch  wir  Richter  blicto 
heute  bewundernd  zu  dem  Manne  empor  und  beugen  ims  willig  vor  aeina 
Würde,  noch  mehr  vor  seiner  Größe.  Ja,  wir  beugen  uns  nicht  nur  vor  ihm 
wir  verehren  ihn  auch  in  seiner  dreifachen  Eigenschaft:  als  großen  Juristen 
als  großen  Rechtslehrer,  als  großen  Gesetzgeber.**  Freilich  wml  dies  Eloginn 
dann  als  Folie  zum  Tadel  des  Justizministers  Klein  verwendet 


ifcöcli  immer  za  «ehr  vernacliläasig'te  Grundlage  der  Kritik  za  ßnden  eucht^ 

die   die  Wbtenecliftft   für  alle  Rechtugebiete   ichäffen  boII,    die  aber  gerade 

t^  dftB  Gebiet  de»  Zivilprozesaee  besonders  not  tiit  —  nämlich   wenn   man 

■X-v  V pmebiedenen  Bechtflaatze  oder  Eechtsüjstitate  auf  ihre  p&ychologiBchen 

■  jungen  zurückfülirt*    Die  p«ycbologi«ch€  Tertiefuug  der  2ivüproaeß- 

*  A  ii«eiis(.'bftf t   miili  letiren^  daß  wie  überhaupt  im  ataatlichen  Leben,   so 

ri«ll  m  der  Tätigkeit  der  Jnsti?*  da»  System  der  Verteilung  der  Funk* 

üoii«D  an  mehrere  Organe,  an  Gericht  und  Anwälte,  an  die  mehreren  Mlt- 

ier  ei  Res  Kolleg  iuni»  auf  einer  gesunderen  und  er|>robteren  Bereehnung  der 

iichen  Eigenschaften^   tiie  die  Eecbtepflege  voraussetzt,  beruht  alß  da» 

öifche  SyiBtem  der  iselbatherrliehkeit  det  Gericht»  oder  gar  eines  Eiiuel- 

Daa   let^ere   i!^jBtem   mag   unter   ganz  bestimmten   extraordinären 

zutreffen^  etwa  für  etnen  kleinen  Schweizer  Kanton,  der  in  der 

itt,   das  halbe  Dtitieend  Richter,  das  seine  Rechteptiege  yersehea  soU, 

ftUÄZuwälilen.     Aber   für    den   Durehschniita bedarf  der  Justiz  eines 

pn  OrüÜfttaat«  mit  seiner  gewaltigen  Bichterzahl  iat  ein  wohlerwogenes 

cn   und  Sichergänzen   der  Kräfte»  eine  weehaeläeitige  UnterBtützung 

atroOe  der  beteiligten  Personen,  das  bessere  und  zuveH aasigere.    Unter 

Gesitktjpunkt  betrachtet   wai*  die   Reform  des   19.  Jahrhanderta   ein 

lonicliriU  in    den    (irnndgedanken    der  Reehtapflege  *)♦     Sie   bedeutete  den 

at,  Wi>  Deutachland  den  Vorsprung,  den  England  und  Frankreich  dank 

oudcra  be  nach  teiligten  sozialen  Lage  der  detitschen  Nation  auf  dem 

der  Zivilrecbtapflege  gewoimen  hatten,   wieder  einholten.     ITnd  dem* 

iDi£  wurtle  die  Erhebung  des  dem  Reichstag  jetzt  vorgelegten  Entwurfes 

einen  Rückschritt  bedeuten,  der  —  wenn  er  unbedaehtsam erweise 

[irefden  Mjllte,   —  früher  oder  später  unbedingt  wieder  ungeschehen 

ht  wenleu  und  zu  einer  neuen  Reform  führen  müßte. 

Nur  das  ist  zuzugeben,  daß  hei  der  Polemik  gegen  den  Entwurf  unter 

Ctesichtspimkt  die  beiden  Leitgedanken^   denen  die  Novelle  folgt,  ge- 

lieuiteilt  werden  müssen. 

L  Die  Hauptfordcriing,  die  im  Gegensatz  zum  Entwurf  gestellt  werden 

ist  die,    dati   die   bisherige   EinHußsphäre   des  Rechtsanwalts   erhalten 

rblttb«,    Sollte  also  die  Erweiterung  der  ÄmtsgericKtskompetenz 

tVib^bl  werden f  so  mfißte  doch  der  AnwaltsjEwang  insoweit  an- 

UrtaDnt  bleiben,   alu  er  es  jetzt  ist,   d,  b.  von  BOO  Mark  an,  auch  in 

pwi  Sadiea,  die  wegen  des  höheren  Wertbetrags  den  Amtagerichten  zufallen 

Damit  trifft  diese  Kritik  mit  der  anderer  Schriftsteller  zusammen, 


'>  Vgl  meinen  Aufsatz  in  dieser  Zeitachrift  o.  S.  20  f, 
jiaÜ    die    deutiche    Zirilprozeliordmmg    von    1877    sogar    den    relaltiv 
■^      Stand  in  der  Kllrnng  der  zivilpro?!es»ualen  Gedanken  enthielt,  w4rd 
,   wenn  man  verfolgt,  wie  ihre  beiden  Wurzeln,  das  französische  und 
iit«che   gemeine   Rechts,   jede«   für  »ich    bereits   eine   planmäßige  Yei^ 
der    beulen    Hauptseiten    des   römischen   und   des    germanischen 
bit«,  mir  nach  sswei  grundsätzlich  verschiedenen  Gefficht^punkten  der 
ifclkuitL'^   bewirkt  hatten,   —  wie   also  der  Kompromiß,  den  die  Zivil- 
vwiBchen  französischem  und  deutschem  Recht  voUs&og,   seiner- 
l*-;  Auslese   der  lebensfähigen    und   erfirobten   Bestandteile   der 

äitt^cai  ProäseBiy^teme  dArstellten.  Die«  an  der  Gesamtübersiclit  über 
t'bicbf  e  des  iVozeßref'hts  ansehanlich  lu  machen,  war  die  Hauptanfgabe 
fien  Teils  mein  es  Lehrbuchs  dea  Zivil  Prozeßrechts  (2.  Änfl,  1906 
-w*   ich   zur  Vei-tiefung   dar  hier   dargelegten  Kritik  verweiseil 
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die  ebenfalls    ^aii£  tmabhattgig  tou  der  koUe^lgeiichtsfeiiidlicheii  Haltung 
der  Novelle  deren  anwaltifeiüdliche  Tendenz  Terurleilen '). 

2,  Über  den  andern  Putiki,  die  Veraehiebung  der  sachlicben  Kompetenz- 
grenze«  läßt  iicb  verschiedener  MeLnnng  Bein*  Ja^  unter  bestimmten  Bedingungen 
ist  eine  gewii&e  Erweiterung  des  am  tag  ericht  liehen  GeBchäfUkreises  sogar 
warm  £U  beforworten  0*  Aber  freilieb,  die  radikale  Macht^weitamng  der 
Arotsgejichtei  die  der  Entwurf  plant,  —  geschweige  denn  die  ganz  exorbi- 
tante, die  in  den  Vorstadien  des  jetzigen  Novellenprojekts  genannt  wtirde 
(bis  2u  1500  Harkl)f  würde  einen  Bcbweren  Hißgriff  bedeuten.  Auch  diese 
Neuerung  wäre  ein  Bückacbritt,  Yielleicbt  nicht  ein  so  grundsätzlicher,  wie 
nach  dem  Auagefuhrten  die  Unterbindung  der  Anwaltschaft,  aber  doch  ein 
ähnlicher  Eilekachritt.  Auch  der  Übergang  vom  Einzelricbter  zum  Kollegial- 
gericht wurde  an  der  Wetide  des  IB*  zum  19.  Jabrhundert  und  im  Yerlauf  dea 
letzteren  ak  eine  Errungenicbaft  gefeiert,  und  mit  Recht«  Man  mag  in  noch 
RO  hoben  Tönen  dm  Zutrauen  in  unsem  Ämtarichterstand  betonen,  man 
mag  die  Neuerung  dimjb  nocb  so  yiele  Klauseln,  wie  die  Mahnung  zu  sor^* 
lamer  Auswahl  der  Personen^  salvieren*)p  davon  ist  für  den,  der  in  dar 
Praxift  gearbeitet  bat,  nichta  weg  zu  disputieren,  daß  für  die  Prüfung  des 
Streitfalb  im  engen  geschlossenen  Kollegium^  in  der  überaus  bebaghchoi, 
freundnacbbarliehen  und  deshalb  so  fruchtbringenden  Beratung  der  dr^ 
Männer  einer  Zivilkammer  oder  auch  einer  Kammer  für  Handelasachen, 
durchschnittlich  mehr  herauskommt,  als  bei  der  Entscblußfasanng  eines 
einzelnenf  der  selbst  bei  bestem  Willen  und  exaktester  Schulung  nnver- 
meidlich  manches  vom  tatsächlichen  oder  reobtlicben  Material  überBiebt  und 
für  die  momentan  einseitige  oder  übereilte  Anschauung  eines  Streitpunktes 
kein  Komgens  im  Zweifel  oder  in  der  Einwendung  eines  unbefangenen  KoHegea 
findet  Deswegen  soll  nicht  behauptet  werden,  daß  die  Klage  über  Kräfte- 
▼ergeudung  im  Kollegium,  der  Euf  nach  stärkerer  Verwertung  dea  Einzel- 
richtera  ganz  grundlos  sei.  Aber  dem  hier  schwebenden  Bedürfnis  muß  in 
anderer^  feinerer  Form  Abhilfe  geschaffen  werden,  als  es  die  Novelle  verandii 
Man  kann  nicht  in  lo  plumper  Weise  ganze  große  Maasen  von  Bechtaeaehen 
in  ihrer  Totalität  dem  Einzelricbter  zuweilen.  Vielmehr  wäre  der  richtige  Weg 
der,  aus  den  einzelnen  RecbtssÄchen  die  Funktionen  auftznsocdem,  die  als 
die  untergeordneteren  Tätigkeiten,  als  die  grobe  Arbeit  des  Prozesses  den  -^ 
Kammern  b  eis  er  erspart  und  dem  einzelnen  überwiesen  werden*  Mit  andern_j^ 
Worten:  nicht  der  Amtsrichter,  sondern  das  einzelne  Kollegial mitgÜed»  »ei 
der  Vorsitzende,  sei  es  einer  der  Beisitzer,  haben  das  Kollegium  zu 
Hier  liegt  der  Punkt,  wo  Dentachland  von  der  englischen  Justiz  lemen  katu 
Einer  der  fruchtbarsten  der  englischen  Gedanken  ist  gewiß  der,  die  Hilfskraft 


*)  Vgl,  ichon  oben  S.  249.  Ebenso  bes.  Lobe,  in  der  wissensduftL^ 
Beilage  der  Leipziger  Zeitung.  Ibnlicb  Wacht  JurZtg,  1908  S,  15» 
*)  Vgl  darüber  weiter  unten  am  Schloß  dieses  Aufsatzes* 
■)  Hit  der  etwas  wohlfeilen  Erörterung,  daß  es  in  erster  Linie  auf  dii 
gute  Auswahl,  nicht  auf  die  Zabl  der  Bichter  ankomme  (Hellwig»  Ju^tis.^ 
reform  S.  9  u.  a.)  ist  es  ako  nicht  allein  getan.  Wer  der  auch  diesm^  wiede 
zum  Überdruß  g*? predigten  Lehre  „men,  not  meaaures^  huldigt,  braue bt  ül>er 
baupt  keine  Rccbtsregeln  und  deshalb  kein  gesetKgeberiechet  Kopfzerbrechen* 
mehr.  Denn  in  letzter  Linie  sind  die  Rechtsnormen  nur  die  Mittel^  am  A%^ 
meu erblichen  UnvoUkommenbeiten  zu  paralysieren  und  nach  Möglichkeit  eii»^ 
zuschninkeii.  Aber  die  Sache  ist  eben  die,  daß  diese  UnvoUkommeoheiteffi 
nnvermeidJicb  sind. 
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f^  die  Infttruktiön  der  Streitsaehe,  Entj^egennahme  der  SchriflBätze,  informato- 

riicJfce  Eröfftiiiiigaverhandlungt  Ansacheidung  der  vergleichafähigen  Fälle,   der 

Teniamiiiseachen    hbw*^    für    die   vorläufige   Sammlung    des   Bewelsmaterialt 

imoffpaiiDeiiT  damit  der  „Richter^  die  Bache  bereits  geklärt  und  durcbgeknetet 

^ur  letzten  entscheiden deo  Verhandlung  imd   zur  Entscheidung  überkomme, 

Abef  man  braucht  in   dieaem  Punkt  gar  nicht  nach  einem  Muster  üh^  den 

Kaaiü  zu   greifen.     Für  uns   liegt  viel   näher   der  Verfahr enatyput,    den  die 

^ch weiser  Kantone   in   ihren  Prozefiordnuugen    ausgebildet  und   zum  Teil 

äutth^  neue   Gesetze  der  letzte u  15  Jahre  fortgebildet  haben.     Hier  ist  daa 

jN^rozeßeLoieitungs verfahren"  oderT^Instruktioiiaverfahren^  oder  die  „Referenten- 

Anj^eaa'*   fertig  vorgeieichnet^   durch  die  ein  Einzelmitglied  des  KaUegiuma, 

VoTiitaeDder  oder  Beisitzer,  die  Vorfragen  oder  den  Rohstoff  präpariert»  ehe 

I  dat  Cresamtkollegium  in  Aktion  tritt.    In  die  Bern  Verfahren  löst  sich  auch  die 

^itüktion  unsere»  wenig  prakti kabeln  vorljcreitenden  Verfahrens  in  Rechnungs- 

^cljea  auf,  das  die  Boh&toffsiclitung  in  unzweckmäßiger  Weise  an  eine  vor- 

^itngige  Verhaaillung   vor  dem  Kollegium    bindet,   ebenso    wie    der   öster- 

^^pichische  „Vorterniin**,  die  „erste  Tagsatzung",  die  —  in  andrer  Eichtung 

^Hiaeittg  —  nur  die  Ausscheidung  der  uichtetreitigen  Sachen  durch  den  In- 

*^tilctionsricbter,  nicht  die   vorbereitende  Stoffsammlung  erstrebt.     Aus  den 

**^^ei«eri8chen  Kanionalrechten  also,  besonders  dem  Baseler,  Zur ic her» 

^«i"üischen^  Aargauischen   Prozeßrecht,    werden   wir  ztt  lernen   habeni 

^c^ua  wir  dem  Biuzelrichtergedauken  sinnvoll  und  ohne  GewRltsamkeit  großerB 

^^^Itang  verBcbaffen   und   haushälterischer  mit  der  kollegialen   Tätigkeit   in 

"^*iiderwichtigen   Gegenständen   der  Kechtapflege   werden    wollen*).     In   der 

•^«STwertung  seiner  Grundsätze  würde  zugleich  das  Problem  der  Verzögerung 

Kd«^«  Prozesaes  an  seinem  Beginn,  die  die  häufigen  Termins  Verlegungen  mit 
*^  bringen,  seine  Lckuug  finden. 
Nacb  allem  bleibt  nur  die  Frage  zu  beantworten,  ob  die  projektierte 
^o\elle,  wenn  sie  im  Hauptpunkte  abznlehnen  ist,  nicht  doch  immerhin 
^^  den  sekundären  Neuerungen  Zustimmung  verdient,  die  sie  im  Verfahren 
P*%iit,  —  ob  nicht  mindestens  auch  teilweise  die  Eratreckung  der  amta- 
E ^rechtlichen  Kompetenz  befürwortet  werden  sollte.  Der  Entwurf  nimmt 
J*  aelbsi  den  Standpunkt  ein,  daß  er  nur  eine  Übergang^maßregel  bedeute 
****d  einer  utTtfassend^fn  Revision  der  Zivilprozeßordnung  nicht  vorgreifen 
^^oUe,  Ganz  gewiß  ist  an  8o]€ilie(r  Standpunkt  dea  Gesetzgebers  nicht  gnind- 
L***^t.Ähdi  von  der  Hand  zu  weisen.  Vorausgesetzt,  daß  es  dem  Gesetzgeber 
S^^lingt,,  die  wichtigsten  Übdstände  mit  Picherer  Hand  zu  packen  und  durch 
_^*^lineii^  die  in  das  sonstige  Verfabreu  nicht  allzutief  emschneiden,  eine 
^^Vihilfe  sn  schaffen,  dürfen  auch  solche  Äbsehlagsaabliingen  daneben  an- 
? kommen  werden.  Die  von  den  Anwaltstagen  demonstrativ  betonte  Haltung: 
^W  U4ler  nichts,  entspricht  nicht  der  in  der  Geachiehte  da*  gesetzgeberischen 
^»»twicklung  erprobten  Teclmik,  Gerade  ss,  B.  England  hat  durch  ein 
^teiid^,  fttihrittweiaea  Eefonnieren  die  Stetigkeit  seiner  Bechtspflege  wesent- 
^  gefordert, 

AVier  auch  wenn  die  Kritik  sich  auf  diesen  Standpunkt  stellt,  kann  sie 
^^  Lovelle  keiue  Sympathie  entgegenbringen»    Die  Redaktoren  haben  jene 


')  Vgl,   darüber   näheres    in    meinem   Lehrbuch    des   Zivüproieflrechts, 
»  Aofl.,  S.  117,  451, 
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glÜokllobi?  Himd  nicht  bewiesen,  Ihe  r^eaeruiigfii.  tli<^  ^le  vtirvchla^eii^  sind  mi' 
Wimillioh  und  uDwirksauL  Sie  flind  mit  flcbüehterDer,  ^Agluiftcr  Bescfai'iiikiuifr 
dnndlfifiiiirt.  Andere  auf  der  Hand  liegende  Scbldeti,  di«  muh  mit  ra^ 
|yßtllliiaii%  leichter  Mühe  beheben  ließen,  sind  if^oriert  worden« 

Di^  ai»te  Sdta  dieao'  Tbete  mn^  hier  nur  kurz  berührt  ws^en.  Sie 
ist  diiR-li  die  tctxtliin  encbi^eneß  Kritik  im  eingehend  beleuchtet  wortoi 
und    hängt  ttusficIiUeBlich   mit    der  Bitixeltei^hnik   des  VefahreoA  imawuniH 

Von  den  geplft&ten  Yerbgssenmgen  des  üaßeren  Yeriahr^tagaingm  wt 
niobt  viel  xu  »rwAit«n,  —  um  so  w«üger,  als  a-ie  ausdräekbeh  nur  fär  den 
AmUgeriobtiproiefl  vorgeschlagen  werden.  Diiü  die  Kiage  und  die  TOr- 
bs^lindai  Sohriflsitte  wie  die  Ludungen  in  Zukunft  auaschließbch  von  Amts 
irif«ii  im  Betneb  dei  Üenohteschreibers  zugailelit  werden,  ist  oberhAnpt 
Icilnt*  N 011  «mag;  tAMdiüeb  ist  ei  im  Amtegerichteprcizeß  auch  bisber  mit 
g«ingor  Au$inabme  tdiOD  auf  Gnmd  der  fakultativen  Vorschrift  der  §§  166, 
168  80  gcbaüilhabi  worden*  DttB  keine  förmliche  Parteiladtiiig  mehr  statt* 
find«!  (I  497),  ist  nur  eine  unbedeuiaade  Formerldchtening.  Denn  selbst  im 
ThiSl  dif  Ruhe  des  VerfaliretiE»,  beeonderB  nach  beiderseitigem  AuBbldben  der 
Ftttidißt  bedarf  et  imnierhiu  ein^  Parteiantraga  auf  „Anset^ong  eines  neuen 
VerllilldlinigftterminB'^,  nur  daß  dieser  Antrag  nicht  mehr  in  schriftliche 
Vormotiflniag  eingereicht  zu  werden  brau^rht  (§  503).  Was  fem  er  die  von  den 
MotlYttl  Im  Hinblick  auf  das  ciaterreichiscbe  Muster  besonders  betonten  In* 
formaiivilekrete  des  Amtsrichters  angeht,  so  ist  ilir  Nutzen  für  mne  Be* 
•ohlsuniinil^  dei  Verfahrens  von  verschiedeuen  Bedingtingia  abhängig.  la 
ntloil«Uer  Wdie  kuiu  der  Htchter  dieses  beschränkte  Untsmchungiredil 
vor  der  mündbohen  Yer handlang  nur  da  handhaben,  wo  eine  schriftliche  Vcr- 
bareituiig,  Klagstilirift  luul  eventuelle  SchriftsatÄe,  die  Handhabe  bieten,  und 
die»  ist  häufig,  beinahe  stets  unsicher*  Bei  den  vom  Gerichtsschreiber  m 
Protokoll  genamnTenen  Klagen  wird  der  Erfolg  mindesten a  eine  angehendere 
Befragung  de«  Klägers  durv'h  ilen  Gericbteschreiber  voraussetÄen,  also  eanc 
besHore  Schulung  de»  letzteren,  als  sie  bisher  üblich  war.  Im  allgemelnai 
lehrt  die  Praxis,  daß  erst  die  mündliche  Verhandlung  auch  dem  Bichter  die 
Augeu  öffnet,  wo  er  den  Hebel  auEusetzen  hat.  Fast  regelmäßig  wird  & 
alai)  die  Erfahrunj^  iiuichen,  daß  er  mit  seinen  Anordnungen  nicht  das  richtig« 
oder  dotih  nicht  «las  erschöpfende  Material  herbeigeschafft  hat,  und  die  be- 
abBiohtigte  Ersparnis  eines  Termins  und  der  Ladung  der  Zeugen  usw.  jum 
neuiju  Termint^  wird  hinfalUg  werden.  Überdies  sind  gerade  die  wichtigstem 
Formen  der  riehterlitjhen  Beweisinitiative  ^  Ladung  von  Zeugoi  und  Sacb- 
veritäudigeu  und  Anordnung«!  eines  Augenaiiheins  (§  öOI  Nr*  4,  6)  —  nach  dem 
Entwurf  (g  501  Ab».  2)  von  einem  Klagbeftntwortungaschriftsatz  des  Beklagteii 
(auf  den  im  Amtsgericht  doch  nur  «selten  zu  reclmen  ist)  und  außerdem  von 
Gefahr  im  Vt^risng  oder  beiderseitigem  Parteianlrag  abhängig;  insoweit  \$i 
also  <ks  abkürzende  Eingreifen  üea  Richten*  jdemlich  piaton iich.  AUei  in 
alleui  bleibt  als  Vereinfai; hutig  de«  Verfahren»  nur  die  Kürzung  der  Fristei] 
und  eine  Reihe  von  EiUÄellieiten,  wie  die  Üffizialzustellung  der  Versäuiimis- 
nrtcile,  oder  die  Sanktion  des  Grundsätze»,  daß  der  Glaubiger  aus  dem  Ur- 
teil die  voUatr eckbare  Ausfertigung  schon  dann  erhalten  dürfei  wenn  nui 
die  örtcikformel  beurkundet  ist,  ehe  also  Tatbestand  und  Gründe  redigieii 
worden  sind  (§  496  neuer  Abs.  6),  fem  er  die  Erleichterung  der  Erbebung  amts- 
gerichtbcher  Bachen  zu  Ferieiisaeheti  (GVG.  §  209)  u.  a.  Aber  auch  sie  sind 
untermischt  mit  anderen,  anfeüht barerem,  Problematisch  im  Wert  sind  z.  B^ 
die  geplanten  Veränderungen  des  Mahnverfahreus,  besonders  die  Ausantv 
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tuEg  desErkssee  der  VoUstreckun^liefehiti  aii  den  iJerichtaachreilier  {§  699  ff«)'), 
—  die  Bindiiiig  der  Berufung  ge^Gn  aintagerit'htliche  Urteile  an  einen  Be- 
•djwmlegej^enatiind  von  50  Mark,  alao  di^  Emfiihrung  inappellabler  Ämt»- 
gffkJifaiirtede  bis  zu  50  Mark  (§  511a).  Und  soweit  wie  in  den  soeben  ge- 
fiiaül4»n  Fällen  die  Neuerungen  praktikabel  Bin  dt  erhebt  sieh  sofort  daa 
wotere  Bedenken:  warum  diese  Verbesserungen  nur  für  den  Amtsgerichtfl* 
poifiü?  Ist  nicht  die  Zustellung  der  VerBäiimnisurteile  im  OffiEialbetrieb, 
die  Ätttfertiguiig  des  Vollstreekungititels  unter  Weglassuug  von  TatbeetÄnd 
^d  Gründen,  für  die  landgerichtljchen  Sachen  giinz  ebenso  zti  empf^en 
üiid  etjenio  leicht  durch  führbar?*)  Endlich:  auch  innerhalb  dea  Amt«- 
l^ericht«  Verfahrens  wären  die  Vereinf  achuugen  und  Er  leichte - 
ruDgen  des  Verfahrens  wfHloe,  wenn  man  nicht  audererseit«  gleichzeitig 
^nm  Steuer  der  öriindlichkeit  dieses  Verfahrens  im  erschwerenden  Sinne 
fortbilden  wollte.  Man  muß  daran  erinnern,  daß  dein  Amtageriehtsprozeß 
^^TtDem  andern  eines  nottut,  nämlich  die  Durchführung  des  Protokoll» 
KViAf^i  in  der  mündlichen  Verhandlung,  der  hier  als  Gegengewicht  gegen 
dfo  Hingel  der  vorbereitenden  Schriftsätze  und  zur  Abhilfe  des  unvoU- 
■onuneDeD  Einzelrichtertatbestands  ununi gänglich  ist,  Eiuer  der  früheren 
Anwaltctage  (1885)  hat  sich  schon  dafür  ausgesprochen,  und  es  ist  fast  un- 
uefreiflich,  daß  man  heute  an  solche  Forderungen  nicht  einmal  in  einem 
iojfenbljck  denkt,  wo  man  versucht,  den  AmtugerichtsproÄeß  an  Einfluß  un- 
pk*Der  m  steigem.  Daß  der  §  609  der  Zivilprozeßordnung  auch  m  der 
Fttun^i^  die  üun  die  Novelle  von  1898  gegeben,  nicht  ausreicht,  ist  klar. 
IJi*  idaifthche  Fixierung  des  Streitmaterials  liegt  danach  im  richterlichen 
l^^wen  und  stets  damit,  wie  immer  in  solchen  Fallen,  auf  dem  Papier. 


I 


So  »eigt  sich  recht  deutlich,  daß  die  vorgeschlagenen  Reformen  des 
Väii|i|ieD«,  10 weit  sie  abgesehen  von  der  Erweiterung  der  amtsgerichtlichen 
■^oitipetenz  vorgeschlagen  werden,  dürftige,  nebensächliche  und  halbe  sind. 
^-^p  kommen  kaum  in  Betracht  neben  der  wichtigsten  Verbesserung  des  Ver- 
Wfiagj  deren  Notwendigkeit  schon  oben  hervorgehoben  wurde,  nämlich  der 
Aödenmg  der  Geiamtstmktur  des  Verfahrens,  die  eine  Abwälzung  der  grölieren 
^ffiUoaem  wd  emetj  Stell vertret^^r  des  Gerichte,  eine  Ansscheidimg  der  nicht- 
•^^tHi^ea  Sacben  mxi  Beginn  det  Prozesses  ermöglicht  (s,  S,  269), 

Nmi  wurde  ja  freUJdi  bereits  zugegebenj  daß  sich  diese  Verschiebung 
^Stmktor  und  Funktionenverteüung  im  Verfahren  nicht  so  obenhin  einführen 
^t  Sie  feboft  eq  denen,  über  die  nach  der  eigenen  Meinung  der  Novelle 
di«  Heiniingen  nooh  mchi  geklart  sind,  die  zurzeit  noch  nicht  spruchreif 
^^  Statt  denen  aber  gibt  es  andere  Mißstände,  die  sich  schon  jetzt  be- 
isen  nnd  deren  Beseitigung  eine  viel  wirksamere  Besserung  der 
l|«räften  Langsam  k  et  t  unserer  Justiz^  so  wob!  am  Amts  geriebt  wie  am 
■icht  erwarten  lassen.  Sie  sind  so  bedeutende,  daß  ohne  ihre  Hebung 
■uch  die  für  künftig  ins  Ange  gefaßte  freiere  Umbildung  des  Verfahrens 
virfcutigilüs  bleiben  müßte,  and  et  ist  fast  nicht  zu  begreifen,   daß  vmn  die 


*)  Hiergegen  mit  Recht  Hellwig,  JustiKreform  S*  43,  Er  schlägt  als 
*mieh  entwerte  Haupt  Verbesserung  des  Mahn  Verfahrens  vor,  daß  der  Zahlung»- 
Mehl  nicht  erst  dur^^h  Voll  streckbar  crkltirung,  sondern  schon  ip«o  iure  durch 
»emrkang  de»  Widerspruchs  vollstreckbar  werden  solle. 

\         •)  Darüber  bes.  Hachenbnrg  auf  dem   Leipssigec  Anwaltstag  S.  7,  9 

[ffihm  S,  i4d), 
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j eisige  Kovelle  mobt  in  ervtar  Lmie  dAxn  benatstet  sie  eh  indeni,  dft  iie 
Wahrheit  mit  dem  Bechtogedaaken  der  Novelle  in  sehr  enger  Beziehm 
ateben,  D&s  »ud  dte  get  agentlich  Imreit«  erwähnten  Mängel  in  dem  Vc 
biltnii  unserer  Anwaltachaft  zu  Amtegericbt  und  Lsndgericl 
Und  tie  fnüuea  nm  so  mehr  ini  Ltcbt  geruckt  werden,  &h  die  Opponiti 
gegen  die  jetzige  Novell ei  die  ja  in  erster  Linie  von  den  Anwilten  stugd 
gerade  eie  aorgiam  mit  Stiilsc^bweigen  übergebt«  J 

Es  wurde  m'hon  wiederholt  bervorgeboben^  daß  die  Tereogemng  I 
Zivilproizetse  bei  allen  üericbten  erster  Instanz  vor  aEem  durch  die  Not  d 
TerminsTereitelEngen  oder  durch  das  ^Yertagnngsaoweseii**  bedingt  iat,  vi 
möge  dessen  die  häufige ^  eventuell  dutzendfaeb  eroeoerta  Xlmgehmt^,  Yt 
legung  oder  Vertagung  de^  ersten  Termins  oder  eines  zur  Fortaetfimg  d 
Verhandlimg  bestimmten  Termins  den  Bei^nu  oder  dt^n  Foftgang  eines  Pr 
zeraes  um  Monate  hinau^chiebt.  Teilweise  läl^t  aich  dieeetti  Unwesen  dtin 
zweckmäßigere  Formen  der  Prozeßeinleitung  steuern.  Aber,  wie  gv§%gi^  nur  te 
weise!  Daneben  und  in  erster  Linie  müBsen  die  Anwälte  selbst  eur  Verfügui 
stehen,  um  mit  dem  Gericht  zn  rascherem  Betrieb  d^  Sache  zusamme 
zuwirken,  und  dies  ist  nicht  nur  eine  Sache  das  guten  WilleUB  und  d 
besseren  korporativen  Disziplin  der  Anwälte,  wie  oft  behauptet  wird,  sondä 
vor  allem  andern  eine  Frage  der  UrganitatioiL  Hi^  rächt  sieb  die  Ic 
und  prinaiplose  Regelung  des  Verhältniasei  zwischen  Landgericht»-  nnd  Ami 
gerichtsan walten»  Da,  ¥rie  früher  getagt  (S,  265),  gerade  in  den  Städten,  v 
die  Geaebäftsbelastung  der  Gerichte  besonders  groß  ist,  in  den  Landgerich! 
Städten,  vor  allem  in  den  Landgerichts -Großstädten»  der  Anwalt  gleiehzeit 
am  Landgciricht  und  am  Aratagericht  ÄUgelaaseti  ist,  m  macht  sich  der  A 
walt  hier  selbst  Konkurrent.  Er  muß  seine  Tätigkeit  zwiseben  den  kollegii 
gerichtlichen  Sachen  und  den  Bagatellprozessen  zersplittern,  an  den  tta 
besetzten  Termins  tagen  zwischen  bei^den  Gericht  eji  hin-  und  hereilen,  und  d 
Abhaltung  des  Termins  am  einen  entzieht  ihn  dem  Plaidojer  im  Termin  v 
dem  andern  Gericht*  Es  liilit  darum  nichts»  daß  die  verschiedenen  Ziv 
kammem  des  Landgerichts  in  der  Verteilung  der  Sitzungstage  alternieren»  - 
an  den  gani  großen  Landgerichten  iet  ja  auch  das  nicht  möglich,  —  di^  j 
wirkungslüH,  weil  eine  wechselteitige  Kücksichtnabme  des  Amtsgericbta  auf  d 
Landgerichtetermine  untunlicb  ist  und  steta  bleiben  wird.  Für  die  Froviozis 
amtsgerichte  stellt  sich  die  Sache  freilich  anders.  Die  dort  augelasseni 
Anwälte  werden  an  dem  ihrem  Amtsgericht  übergeordneten  Landgericbt  n 
unter  beschränkten  Bedingungen  zugelassen  (RechtnaDwaltsordnung  §  9),  m 
lie  sind  tatsächlich  nur  in  seltenen  Pällen  dort  zugelassen.  Auch  soweit  i 
et  sind,  ist  ihnen  die  freie  Konkurrenz  am  Landgericht  dadurch  unterbuude 
dali  sie  die  Resident  jedenfalls  am  Amtagericbtsort  nehmen  müssen  (RAO.  §  U 
Aber  sie  selbit  sind  uingelrebrt  gegen  die  Konkurrenz  der  Landgerichtsanwäl 
nicht  gescbützi  Dean  der  §  26  RAO.  gestattet  jedem  bei  irgend  eine 
deutschen  Gericht  augelasaenen  Eecbtaauwalt  schlechthin,  bei  jedem  Gericl 
soweit  kein  Anwaltszwang  gilt^  die  Part  ei  Vertretung»  die  ProEeÖT  ollmacht  j 
überBebmea.  Infolgedessen  stellt  sich  der  Übelstand  heraus»  daß  der  Lan 
gerichtsanwElt  nicht  nur  durch  die  Termine  am  Amtsgericht  seines  Sita* 
des  Landgerichtssit^^,  abgezogen  wird,  eonderu  daß  er  auch  unausgeset 
auf  Ht^'isen  an  den  umlit^enden  Amtegerichten  sich  beendet  Ja,  ^  gil 
womögiich  den  Amtsgerichliitcrminen  dt5u  Vorzug,  wtsü  die  auswärtige  Expedidc 
ihm  Heiseentschädignng  und  griißi'^reii  Verdienst  eintriigt,  ala  die  Abhaltoi] 
eines  Landgerichtstermins.    So  kiLiiii  c«i  kommen,  dftfi  ein  Beabtaan^ 


Landgericht  in  dring^ender  Sache  aaab leibte   vertagen   l&ßt  oder  semen  unge» 

icWten  und  zaghaften  Gekilfent   einen  Refereodar,  plädieren   läßt,    während 

«r  tdbit  bei  eineni  Amtsg^ericht   in  der  Periplierie  des  Laüdgmehtßbezirka 

b«M!hiftigt  iit.    Hier  liegt  der  Panjct^  an  dem  ku  allererst  reformiert  werden 

mtißte»    Wird  dieee  Quelle  unatiBgea elfter  Verwirnimgi^n  nicht  verstopft^  so 

fflaJl  jede  ntfch  »o  fein  überlegte  Verbesßening  des  YerfahrenH,  des  landgericht- 

iMm  wie  de»  amtfigerichÜiehenf    erfolglos   bleiben.     Denn   ein  Gesetz  kann 

[^  einer  ganzen  Berufsklasie,  wie  ¥on  der  AnwaltBcbaft,   aiebt  verlangen, 

[iiß  «e  ihre  Pflichten   ftachgemäß   erfülle,    wetm    «a  sie  gleicbaeitig  in  die 

ri^  bringt,  sie  nicht  erfüllen  mi  können ^  oder  wenn  es  sie  docb  mindeitetia 

Lid  Tennchungen    führt,    denen   gegenüber   auch   ein   tüchtiger   Meniich   im 

Kaoflikt  der  Intereeaen   »cbwer  Stand  halten  kann.    Auch  die  Verse hiebnng 

^  Amt«genchtikc*mpetenz.   wie  «ie  die  jetzige  Noveilf  plant*    könnte  di^e 

^(Äude  nicht  eitinml  milden*.    Sie  würde  aie  im  Gegenteil  nur  steigern, 

Jf  geringer  die  Zahl  der  Landgerit^htssacheu  sind»  desto  melir  muß  flit;h  um 

«>*  die  Konkurrent  erbitten.    Je  mehr  die  Zahl  der  Amtsgerichtsaachen  zu- 

oiauDt  Mjd  die  Erwerbsmöglicbkeit  beim  Landgericht  abnimmt,   desto  mehr 

^^  der  Antrieb  zu   der  ambulanten  Praxi»   der  Land gerichtsan walte  nacli 

fl«i  ProvinaiftUnitigerichten   wacbsen^    —   desto   mehr   muß   andrerseits   die 

f°fteiehheit  nnd  Ungerechtigkeit  fühlbar  werden,  die  den  ProvinKialanwalt 

^^''krU  migleich  am  Landgericht   zu  praktizieren,   —  besonders   wenn   mau 

'  *r»iiflft,  iJaß  bei  der  £U  erwartenden  Zunahme  der  Bernfnngen  vom  Amts- 

i  l^cht  an   daa  Landgericht   dia  Gelegenheit  zu   iolcber  Verbindung  beider 

Wflete  flidi  verstärken  müßte. 

Das  schwer  kii  beklagende  Hemmnis  einer  Eeform  in  dieser  Bichtung 
^  ftim  bloß,  daß  gerade  für  dte  hier  betonten  Miüstände  die  Anwaltsckftft 
*«>t  richtiges  VeratÄnflnie  ^eigt.  Ihre  Tendenz  geht  —  dem  Geaamtdurch- 
•^tt  nach  —  nicht.,  wie  es  sein  sollte,  auf  eine  schärfere  Sondernng  von 
'*'^t«j?mchta-  und  Landgerichtsanw altschaft,  in  der  Weise,  daß  sowohl  an 
^^^  Lmjdgepiebtii«itzen  wie  an  den  Provins^l ätzen  der  am  Amtsgericht  äh- 
^^«i^ene  Anw^alt  nur  hier,  der  am  LandgeHclit  ?;ugelaßäene  nur  da  praktizieren 
«liirf,  Vielmelu*  wird  gerade  das  umgekehrte  verlangt:  jeder  Amtagericbts- 
*ö**H  sfdl  von  Rechts  wegen  gkiehzeitig  auch  bei  dem  Landgericht  seines 
^^b  zugetasaen  sein.  So  fordere  es  angeblich  das  Bedürfnis  nach  Ter* 
"^•■»erong  der  wirtschaftlichen  E3tistenr*bedinguiigen  der  deutschen  Anwälte 
^*  Anwaltatag  zu  Hannover  hat  im  Jahre  1JW35  bereits  in  dieser  Weise  das 
^grinun  formuliert,  und  soeben  hat  der  Mannheimer  Anwaltatag  dies  Pro- 
P^m  erneuert  *),  Wer  also  hier  den  Hebel  ansetzen  will,  muß  sich  sagen^ 
^^  er  mit   den  ständischen  Interessen  der  Anwaltschaft  in  Konflikt  gerät. 

Aber  das  darf  vop  unerläßlichen,  sachüchen  Beformen  nicht  abhalten, 
*to  wird  den   vorstehenden  Darlegungen  gewiß  nicht  den  Vorwurf  machen 

ti,  daB  sie  von  Voreingenommenheit  gegen  den  deutseben  Anwaltstand 

[tu  aeien.  Im  Gegenteil»  die  feste  Überzengiing  von  der  Mission  des 
ftwilti  im  Zivil prozesse,  von  seiner  Unentbelirlichkeit  für  eine  heilsame 
[^H^fteanspaiuiung  und  Kräfteverteilung  in  der  Bechtspßege  und  weiter  auch 
»Vertrauen  in  die  Fähigkeit  des  deutschen  Anwalt«,  diesen  Anforderungen 
genügen,  —  das  sind  die  Leitgedanken  ge Wesen j  die  nach  dem  hier  ver- 
tuen Standpunkt  l:»eatimmend  sein  mußten ,  um  die  vorgelegte  Novelie 
luiüebnen^     Aber  gerade   weil  der  Anwalt  eiDer  hohen  VerMitwortlicbkeit 


')  Vgl,  hier  besonders  das  Referat  Haeheobnrga  S.  kO  ff. 
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^.m.:-    ::i-    ^      """:*'■-    :'-r  ^r-*-»^  Au-raiisca  i'fw.s'Hfr  Aaiti-  und  Lauulgerichts- 

„ri.c..^     .-if^-Ji"-    -7    '"'-1  rr-üT-fU  ^raiLt-n    la-i  rir  :n    ien  Lrr'jbacädten.     Also 

";..r    ..-T.v.-n-:'-  Z.ir-'aiiiL  -'.r..-:!-    :i    -j:   -ir   üe  V-nilifMmein^^ranij:  der  unbe- 

-y\\?\:.Ar-^^    Z.i^:-«-:;:i:.r.    !  ir    ;aä    ^^r.'m.    >i    it^m    :»eder    Amtsgerichtsanwait 

:.-r  V'  .•■  ..•'-  -'^■■'   ^**    -'^    i'^^aiii-Hr-fr  lja'i:i^r.cii-ian-*"iit  ep§«;aeiiic.    Und  auch 

i.. .    :.:i.  X-'"^    =""  -^■vi.--sra:i.LH  ^(^t,r  «3.:  Lh  be*>nnenacen  tihJ  erfahrungs- 

r-L.iiMf.rri  fC "-.:■£!-    xv,^"!i    L.^^s  ^v^r.fi3i   üiri^rr^wn.     Sie  r.'niem  umgekehrt 

V..T    i.-r  H'«/*-'"  ■  •'"'^*«'^   is'i    i'T  lLiaaJ»M:n.^r  Aivdi:sr;ig  -Üh  Trennnnir  von 

A  ■l,^■/■r-  ■:  i- i-  ini  L  1:1  :z^7--  .•■iT-iii-vi.-ii  :2i::.  "lad  erkoonen  hierin  Jai 

Z.rri.  v-i.J.'-.  I  J':Ji  :ir  L'»^i;--icii:dii«i  ü  verr-iinnrii-T.  üioiiemisi err er  und  vor  allem 

■ii-n    rtiir.'.n.i.'-n   V.rrM:i.-a:rtMi-n   .izj:-^c:iirr^r   F .■mi   ils     iie    Rii.:kkehr    zu    einer 

I;.,pp-.  iii  v■^l^^^:ii.l:•    ::a..'K  A:ij...-^.e    >r  ^ttr-*:b»fn  Trvnnunu:    von  3oIicir..»r* 

■.nd    ijürr.^"':»^-    ■•••r    r'r-in^f"t*:f*»-i:r:ii    Af:8r.irinj:  v-.-q    dv.)m*»    xiii.A    aviK'ata    vi»r^ 

■•«■h-*-ti«-r*  ..:*!'/.    W:.4  n.;ia  .i!.«rr  ■i:':!*eG  •.Teii:iiikfn  aalier  treten,  sij  ist   das 

:.."/*.  rii.rii:.':!.."  »i"ir  /::ra.'H  —  It-^ia  Zei^unit  xtia9Ci:z»?r  als  äer  jetzige'», 
f».'-  KrA-:*.'-r*ri:r  'i*^r  A::.'-/'-r..;!:"3ki.mt.-eti?nz  —  w*enn  auch  nur  orwa  bis 
/M  ■Vj'iM.  w=*.-i-  -IL  .iL:r-r:.^ssrue<  fcL')nip«?Lisi:ions«»L-jekt  rijr  die  auscheint-ude 
*-'hrh;il-pifi'^  -i-r  Erw'.-rb'ispiijip^  'le»»  AiiiW:iert:!itjanwai!is  bieten.  Es  würde 
'Jarrnf.  '-»ri  Airk.-.ir.i-i'  Anr'^iz  iuiu  Zuzuj  neu-rr.  vor  allem  liini^erer  EK- 
iii'Tif''  <J^M  AriAirlrii^tiiiiila  nai:Li  dru  PpjvinziaianLiSf^erichten  gegeben  werden. 
.-•.o  z»-ijrt  ^i'h  ani  End»^.  wl-  in  der  ge^^lanten  Novelle  doch  ein  berech- 
fiyfi-r  fC»-m  *-nt,hAlr.»=-ri  lÄt.  Man  kann  di^^  Erweiterung  der  amt!?gerichtlichen 
Z-iitäridij^k'-it  bi^  zu  -Vh")  3[ark  l'*:'fr.rwijrteii.  aber  nur  unter  einem  doppelten 
Vorb*'half.: 

1.  Einmal    rnuß    {(leitrhzeitig    dcrr  Anwaltszwang   für  alle   Streitracht-u 
fjb*T  ^i)  Mark  aufrecht  erhalten  werden.     Und  vur  allem  muÜ: 

2.  in  i\(T  K«'i:htt<anwaltaorrhiung  die  Streichung  des  §  9  verlaugt 
wrTdffri,   wona#'h   der  bei   einem  Amtsgericht   zugelassene  Bechts- 

')  InMbcfKindcrn  deckt  sich  die  hier  vorgetragene  Auffassung  mit  den 
Reform vrirRchläfCCTi  des  (>csten  Kenners  der  Geschichte  der  deutschen  Anwalt- 
schaft, Weißlers  (o.  S.  S^).  Vgl.  dessen  Anfsatze:  .Die  Amtsgerichtsanwalt- 
schaft der  Kern  der  Anwaltfrage'',  JurZ.  1906  i?.  762  ff.  und  .Advokatur  oud 
Proknratar^  ebenda  1907,  8.  868  ff. 
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anwalt  auf  seinen  Autrag  zugleich  bei  dem  Landgericht,  in  dessen 
Bezirk  das  Amtsgericht  seinen  Sitz  hat,  zugelassen  werden  kann. 
Es  hat  demnach  §  8  Rechtsanwaltsordnung  unbeschränkt 
Geltung  zu  erhalten:  „Die  Zulassung  erfolgt  bei  einem 
bestimmten  Gericht**'). 


*)  Hand  in  Hand  hiermit  bedürfen  natürlich  auch  §§  26,  27  der  Rechts- 
mninraltsordnung  einer  veränderten  Redaktion.  Sie  wären  durch  die  Be- 
stimmung zu  ersetzen:  „Die  Vertretung  als  Prozeßbevollmächtigter  kann 
nur  ein  bei  dem  Prozeßgericht  zugelassener  Rechtsanwalt  über- 
nehmen. Insoweit  die  Vertretung  durch  Anwälte  nicht  geboten  ist,  kann 
ein  bei  einem  Amtsgericht  zugelassener  Anwalt  die  Vertretung  auch  bei  einem 
der  anderen  Amtsgerichte  im  Sprengel  des  ihm  übergeordneten  Landgerichts 
abemdmien." 

Weiter  würde  entsprechend  der  fast  allgemein  erhobenen  Forderung 
der  Dnrchführung  des  Anwaltsmonopols  der  Ausschluß  der  Rechtsagenten 
(Baden),  Rechtskonsulenten  (Bayern),  Prozeßagenten  (Preußen)  parallel  zu 
liehen  haben.  (Vgl.  darüb er  neuestens  Hachenburg,  Leipziger  Vortrag  S.  13.) 
Die  Vorschrift  des  jetzigen  Entwurfes  (§  157  ZPO.  Abs.  4  n.  Fass.):  „Die 
Jnatizyerwaltung  soll  für  Gerichte,  bei  denen  mindestens  zwei  Rechtsanwälte 
zogdassen  sind,  eine  solche  Anordnung  (d.  h.  die  Ermächtigung  eines  Rechts- 
ai^enten  zum  mündlichen  Verhandeln  vor  Gericht)  nicht  treffen**  —  ist  gänzlich 
ungenügend.  Die  provisorische  Zulassung  eines  Rechtsagenten  dürfte  nur  bei 
einem  Amtsgericht  erfolgen,  wo  kein  Rechtsanwalt  zugelassen  ist;  denn  der 
Anwalt  darf  nicht  in  die  Lage  gebracht  werden,  mit  einem  Rechtsagenten 
im  gleichen  Prozesse  zu  plädieren. 


IV. 

Fortschritte  der  politischen  Frauenbewegung 
in  der  Neuen  Welt 

Von  Dr.  Gertrud  Bäumer 

Wenn  man  versucht,  aus  den  vier  Tausend-Seiten-Bänden  der  History 
of  Woman  Suffrage  *)  —  der  Name  History  iat  etwas  anspmchsvoU,  wir  würden 
das  Werk  eine  Materialsammlung  nennen  —  ein  Bild  von  der  Q^echichte  des 
Frauenstimmrechts  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  gewinnen,  so  fallt  einem 
eins  vor  allem  auf:  die  unerschütterliche  Stabilität  der  Grunde,  mit  denen  die 
Vertreterinnen  des  PV.  .ii  'J^x^iirechts  ihre  Forderung  stützen.  Das  Feuer 
der  Frauenstimmrechtf  d#4  J^fUng  in  den  Vereinigten  Staaten  nährt  sich  von 
1848  bis  heute  aus  dem  „einen  unsterblichen  Paragraphen"  der  Verfassung 
von  1789,  der  „die  Grundsätze  republikanischer  Regierung  für  alle  Zukunft 
zusammenfaßt":  „Wir  halten  die  folgenden  Wahrheiten  für  keines  Beweises 
bedürftig:  daß  alle  Menschen  gleich  geschaffen  sind,  daß  sie  von  ihrem 
Schöpfer  mit  gewissen  unveräußerlichen  Rechten  begabt  sind,  daß  Leben, 
Freiheit  und  das  Streben  nach  Glück  dazu  gehören;  daß '^mr  Sicherung  dieser 
Rechte  Regierungen  ('higesetzt  werden,  die  den  Rechtsgrund  ihrer  Macht  ans 
der  Zustimmung  der  "Regierten  ableiten;  daß,  sobald  eine  Regierungsfonn 
diesen  Prinzipien  verhängnisvoll  wird,  das  Volk  das  Recht  hat,  sie  zu  verändern 
oder  zu  vernichten  und  eine  neue  Regierung  einzusetzen."  Im  letzten  Grunde 
aus  religiösen  Ideen  hervorgegangen,  trägt  dieses  politische  Dogma  fast 
religiöses  Pathos.  Die  Frauen  brauchten  in  der  Tat  kein  anderes.  In  der 
Magna  Charta  ihrer  Bewegung,  der  1848  in  Seneca  Falls  beschlossenen 
„Declaration  of  Sentiments"  hatten  sie  nichts  weiter  zu  tun,  als  statt  „alle 
Menschen"  zu  setzen  „Männer  und  Frauen",  und  den  letzten  Satz  frischweg 
zu  ändern :  „sobald  eine  Regierungsform  diesen  Prinzipien  verhängnisvoU  wird, 
ist  es  das  Recht  derjenigen,  die  darunter  leiden,  ihr  den  Gehorsam  zu  verweigon 
und  auf  der  Einsetzung  einer  neuen  Regierung  zu  bestehen"  etc.  Man  muß 
in  den  Dokumenten  der  Unabhängigkeitskämpfe  von  1780  sehen,  mit  einem 
wie  starken  Accent  die  Geschichte  der  Union  dieses  Dogma  von  den  politischen 
Menschenrechten  getroffen  hat,  um  ganz  zu  verstehen,  daß  die  amerikanischen 
Frauen  sich  in  ihrem  Kampf  um  die  Gleichberechtigrung  auf  keine  anderen 
Argumente  als  dieses  eine  eingelassen  haben.  Der  Ausschluß  der  Frauen  vom 
Bürgerrecht  ist  ungerecht:  das  war  an  der  Hand  des  „unsterblichen  Para- 
graphen" leicht  zu  beweisen.  Hatten  sich  doch  alle  politischen  Führer  des 
jungen  Amerika  nicht  genug  tun  können,  mit  den  stärksten  Ausdrücken  die 


^)  History  of  Woman  Suffrage  edited  by  £.  Cady  Stanton,  Susan  B.  An- 
thony, M.  Joslyn  Gage.    4  Volumes.    1889  ff. 
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SitofttioQ  des  politisch  IJt]aelbet,andigeii  als  mensch etiimwxirdii^  und  nnerträg- 
Üch  ?q  brandmark en.  Wenn  Franklin  sagte;  trWer  kein  Stimmret^ht  hat, 
iit  rtiülit  frei,  sondern  dem  versklav^  der  wählen  darf''  —  oder  James  Madiaon 
Mimerte:  „Wir  wollen  daran  denken  p  daß  es  immer  der  Stolz  Amerikas 
|fl^»en  ist^  dftü  die  Rechte,  für  die  es  kämpfte,  die  Rechte  der  roensch- 
lidiea  Natur  sind",  ao  kann  man  sicli  nicht  wnndem,  daß  die  j, Tochter  der 
ItToktion",  wie  die  ersten  Stinunrechtlerinuen  sich  nannten,  keine  Lust 
bitten,  in  dieser  Emiedrifjfiing  zu  verharren.  Ee  ist  auch  kein  Zufall^  daß 
die  Fährung  der  Bew e^ng  von  Anfang  an  und  bis  heute  in  den  Händen 
fe  alt&nierikanischeQ  Puritanismu»  gelegen  hat.  Die  greise  Seniorin  des 
Stimtnrechtßkampfea  in  Amerika,  Sos&n  B.  Anthony,  war  eine  Quak  er  in,  und 
ste  hat  das  Erbteil  ihrer  purit&DJschen  Ahnen,  die  Neigung^  das  politiBche 
Leben  von  sittlich-religiösen  Motiven  aus  za  inatradieren,  als  stärksten  Impuls 
ilite«  Lebenswerkea  festgehalten.  Man  begreift  vollkommen^  wie  empfindlich 
*li^  jfu  solchen  Aiiapnicben  schou  erwachten  Frauen  getroffen  wurden,  als 
186Ö  das  14.  und  15.  Amendement  der  Eonatitutiun  die  Neger  emanzipierte, 
*ber  smgleich  durch  die  ausdrückliche  Einschränkung  des  Stimmrechte»  auf 
^i^  ,male  inhabitants"  die  Frauen  zurückwies^  und  wie  Bchm erzlich  man  iu 
^m  15«  Amendemsit,  durch  welches  das  Stimmrecht  unabhängig  gemficht 
^ird  Ton  ,, Baase,  Farbe  und  früherer  Dienstbarkeit"  die  Hinznfüguug  „und 
Geschlecht"   vermißte.     Die  Befreiung  der  F  "    '  -te   ja  auch   Material 

^«iiig,   um  die  Gegner  des  Frauenatimmrechts  «^  rdum  zn  fütroa.     Es 

^  BcUagend,  wenn  eine  Gutsbesitzerin  au»  Alabama  erzählt:  ^Tn  meinem 
Beim  in  Alabama  sind  wir  vier  gebildete  Frauen,  Mein  Vater  ist  tot.  Meine 
Zweitem  sind  Witwen  un<l  ich  bin  unverheiratet.  Wir  haben  als  Gärtner 
«inea  ]uugen  Neger  von  211  Jaliren,  Als  er  zu  uns  kam,  erzählte  er  uns, 
fl*ß  er  zehn  Jahre  lang  an  der  zweiten  Fibel  gesessen  habe.  Aber  an  Wahl- 
tigeu  geht  er  bin  r>nd  wählt  als  ReprÄÄcntant  unserer  Familie,  Wenn  wir 
Das  1)eklagen,  daß  wir  keine  Stimme  bei  der  Verwen  ung  unserer  Steuern 
^•^>*o,  tagt  man  uns,  wir  müBten  die  Männer  ^ beeinflussen*.  Das  heißt  also 
m  Qaserm  Falle:  unseni  tfärtner.  Aber  wenn  wir  das  versuchen  und  ihn 
l'^Bß,  wie  er  atiramen  will,  so  sagt  er^  er  wisse  es  noch  nwht^  weil  er  noch  nicht 
mal  Oakel  Peter  —  das  ist  der  farbige  Oeistliche  —  geaprochen  habe***  —  — 
^^  Empörung  darüber,  daß  man  die  pobtische  Emanzipation  der  Neger  nicht 
^^  der  der  Frauen  voraBflgehea  ließ,  sondern  geradexu  benutztet  um  durch 
m  Einfügung  des  Wortes  „mäniüieb^  in  die  Verfassung  tien  Aasschluß  der 
"•feil  vom  Wahlrecht  uöiweifelhaft  zu  machen^  entfachte  den  Kampf  um 
^  Frauoistimmrec'ht  erst  reeht.  Ja,  sie  trieb  die  führenden  Frauen,  die 
'fWireDd  de«  Bürgerkriegs  leidenschaftliche  Äbolitionisten  gewesen  wareu, 
'^pr  in  du  Lager  der  ehemaligen  SklavenhalterT  nämlich  der  demokrati- 
^^  Partei,  die  »ich  erbot,  ihre  Sache  xn  führen,  um  das  Fraueusti  mm  recht 
Ä*f^  ilaa  Negeretimmrecht  ausziispieku.  Dam  als  entstand  eine  Spaltung  in 
jl'^a  Reihen  der  Stimmrecht Jerinnen.  von  denen  ein  Teil  diesen  Pakt  mit  ^^en 
JJ^'mokraten  entnUtet  ablehnte,  und  diese  Spaltung  hat  die  Bewegung  für 
*^ge  hinaus  aufgehalten  und  ins  Schwmnken  gebracht*  Es  ist  wieder  die 
^wierigkeit*  der  die  politische  Frauenbewegung  immer  ausgesetzt  ist,  wenn 
^  sich  irgendeinen  tatsächlichen  Rückhalt  ira  politischen  Kampf  verschaffen 
*äL  Sie  muß  die  Hilfe  derjenigen  Parteien  Knadimen,  die  sie  aus  irgendwelchen 
y^aden  zu  gewähren  bereit  sind,  und  bringt  dadurch  ihre  Vertreterinnen 
^  ^ie  LagCf  um  ihrer  spezifischen  Fraueninteressen  willen  andere  Ideale  und 
^"«rzeugnngen  verleugnen  zu  müssen. 


4 


^^  iii-;:!--'.  r  er 


Weg. 
3äfieW«ge  5 

iafir  eing«wt 

ft  1*1.  Aznendenii 

3aft.   j?    -s    jn  >snir  sl  •sner  r<?3FeJreciL 

i5.  ."tHiiiH-  D!^7.      Ssacor  Blair   (;X. 

ü    -  r    11-7   ?.  ue^aucaL  'Va^anc:    ^^wi  Leiralatareii 

tfeir   an  FiJ   is*  3jBXsaci}iL  <BirclL  drei  Vie- 
irr  ^      ■■im IL   Z!cii>9t  wiL   aaznEch:    1.  . 
A-r-^r    :r-r  3*irx^   >r  ~^rrnii:r"en  rstufifn  ai  ^camiSD.  wil  v«der  dxircli 

.  ir*>n  i-ir  rmui  L—  i»r*-nxf-:aa.  i  I^s*  £.)ii:c7-d  »»ü  &  Macht  hab 
.;;r-.T;  '!ir/>tir»-f:npm>*  ■  r**?»2a***7iin:c  iie  T-a-nidiidmiur  -Äese»  Artikels  zn 
JTW  m^^zL. '  In.  irr  4*-iir  j&it". gjnaqi  I-^^ac^e.  iie  sdi  m  »hat  Antrag  anacU 
vir  Hf  ?  .siii:ii  Xi»r  •^■»^«a«'  dw-^rtcach.  'iHnncäce^  redu  xiiwaciL  Sie 
'  -.Ar>A  i:^  £.  .iu<>«iiit»ii2  ^jxrT  3*^niersiiur.  iii*  •anmaL  der  alte  SjM  gern« 
r^r..  ,W-:r  rir  i4la'iam»EiKa  Scnoir-cit  -fnicrare,  hat  bänen  Gmnd.  die  Prai 
'C.4iiz::iicr.l-.«H>t:'.  iziii  iuLf-is.  «sirii  3ir:  v?nig  fcciiha^ri-xen.  PeMaTnationen  ü 
:.'=;  i>%T^:r.Xi.iiLiz  iia  W<m}>>9.  ."si*^  sunacerizu  log^  ^^  tbe  sck.  afflicted  i 
..'.«ax^''  r.i  ViizL  in«:  •«>■•:  bi«*»  th»?in-  fr:ni  tae  oradle  to  the  grare  the  ga 

*.  D'-r  Typiia  -iurr  tp>gT^m:naci5chen  BesolTxtioiL  zoinFraaenätiinmre 

-U'.r.  '!;e  rinn^rztichnrten  Frauen  von  TenneMet»,  verlangen  und  müss 
'■.StA  Fr*a4 ftMtiinmr^:h:  au  folgen^ien  »iründen  Terianiren: 

1.  f>Ä  wir  21  Jahre  alt  «in«l  lehnen  wir  es  ab,  zn  den  Unmündigen 
TtTf-hti^X  zn  w«;r'ien: 

2,  An  w\r  in  Amerika  gelxjn^n  sind  and  seinen  Institutionen  von  Her 
*'ru:*-h^.n  «infi.  hfj  lehnen  wir  es  ab.  zn  ewigen  Ausländem  gemacht 

'i.  *la    '/ir   «Jem   »Säckel    unserer   Verwaltung^  nichts    kosten.    protesÜe 

wir  'i»((e((en.   den  milDDlichen  Armen  (panper)  als  uns  politisch  ül 

i(*'orilu('t  anzuerkennen; 
i.  f\A  wir  «lern  Gesetz  |2fehorchen,  protestieren  vrir  gegen  dieBestimmu 

'|j#'    im«    «lern   Sträflinj^   gleichstellt    und   den  begnadigten  Verbrec 

l»oliti«(/:h  un«  ülx-rordnet ; 
n.  «hl  wir  fif'iHÜi^  n«)rTnal  sind,  protestieren  wir  dagegen,  mit  Verrück 

in  t'\w  Klah«e  j(efttellt  zu  werden; 
♦».  lUt    wir   «'in  Dun'.hschnittsmaß  von  Verstand   haben,    protestieren 

irt-y^i'U  dir-  ^enetzliche  Xlassifizierang  mit  den  Idioten; 
'/.  wir  HU'UiT/.MtT  beanspruchen  das  Recht  auf  Vertretung; 
M.  wir   K<'bil<li't<'n    Frauen   verlangen   die   Macht,    den   Stimmen   der  Ji 

fil|»luib«'t«n  in  unHeren  Staaten  unser  Gewicht  entgegenzusetzen/ 
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*^*1    »upptirt  of  the  faltenug  8tepa   of  childhood   antl   the  weaketiiDg  aieps  of 

«iti    age.*     Bei  der  Abstijmniiii|T  wurden  16  jem  uud  34  naya  abgegeben  — 

*™    'Mrerden   als   abwesend   angefülirt.      Die   yeas   entfallen   auf  Vertreter   von 

^*^^''-Hftmi>Bhire*  MaasachiiBett«.  Pennnylvanift  und  Conneetient  (im  ganzen  Ö)j 

^'^^   Michigan ♦    Dlinois,    Ohio  (5)  und  von  Knlorado,   Oregon,    Nebraska  und 

''**'^^lra  (6),    Man  sieht  an  der  Gnippieruug,  daß  die  yeas  sich  ziembeh  gleiüh- 

^ik^fiig  auf  Vertreter   der    18  alten  Staateu,    der    17S3   crworbenetii    und   der 

^^€a  Wefftstaaten  verteilen.      Die    Ablehnung    bat    natürlich    mit    den    von 

'^^Tmden  und  üegnem  in  der  Diskussion  vorgebrachten  Argtunenten  wenig 

^    toa.    Ihr  wahrer  Orund  ist,  daß  man  de8  Frauenstimmrechta  wegen  eine 

^^    bedenkliehe  ErBehüttemng   dt^s   p<iU  tischen  Gleich  gewichte   wie   eine  Vor* 

^*««uiigsändenmg  mcht  riskieren  ni5eht#.     Die  am erikani sehen  Frauen  haben 

i^  Grunde  auch  wohl  die  Hoffnung  aufgegeben,  daß  ihnen  jemab  durch  den 

IWongreß  Hilfe  kommen  wird,  ehe  eine  große  Mehrzahl  der  Einzelstaaten  daa 

^^timmrecht  eingeführt  haben.    Die  Hauptarbeit  erstreckt  sich  demgemäß  auf 

^e  Kiaselstaatem 

Auch  hier  lind  die  Schwierigkeiten  »ehr  gro0.  In  jedem  Fall  iit  eine 
V^fuBungBänderung  notwendig,  die  durch  Volksabstimmung  ratiii^ert  werden 
3iUL@.  Die  Popularität  einer  Sache  muß  ungeheuer  tiein,  wenn  fite  atui  einer 
wichen  Volksabstimniung  siegreich  hervorgehen  soll.  Und  das  Fraueiifftimm- 
reeht  findet  unter  den  entscheidenden  politificlietx  loteresHeii  sehr  schwer  eines, 
das  ihm  zur  Stütze  dienen  konnte.  Eher  das  Gegenteil.  Die  Truüt^  mit  ihrer 
«dtreicheuden  politischen  Macht  sind  Gegner  des  Frame nstimmrechta  als  einer 
Vennehrung  der  Wählermassen,  die  ohne  Zweifel  das  Gegengewicht  veretiirken 
wird,  d&9  die  Demokratie  dem  zermalm  enden  KinHuß  der  großkapitalistisch  eu 
Moüopotiaation  entgegensetzt,  Oan^  Imeson dera  aber  hat  von  Anfang  au  bia 
heute  da»  Frauenstimmrecht  eine  sehr  heftige  Gegnerachaft  liei  den  Inter- 
etteiit«n  des  Brauntweinhaudels  gehaljt,  eine  Gegnerschaft,  durch  welche  die 
große  Christian  Women's  Temperance  Union,  die  zum  Teil  aus  sehr  konser- 
TAtiTen  Frauen  besteht,  imn  Vorkämpfer  de»  Stimmrechts  geworden  ist.  Da 
aber  bei  der  lliiquitat  des  Alkohols  die  an  ihn  geknüpfte  wirtae haftliche  Maeht 
giBÄ  besonders  starken  politischett  Einfluß  sichert,  so  hat  die  Freim dachalt 
der  Äbütinenzler  dem  Frauenstimmrecht  kaum  so  viel  nützen  können  wie  die 
.Gegnerschaft  der  Uquor-dealcrs  seine  Popularität  beeinträchtigte.  Es  scheint 
iQerdi&gB  nicht  ausge»chlos€eii.  daß  die  Volksstimmung,  die  sich  gegen  die 
Bemohaft  der  Trusts  und  gegen  die  seh  am  lose  Ausbeutung  det  Stimmrechts 
Hr  privitwirtschaft liehe  Intere^tsen  wendete  das  Frauenstimmrecht  einmal 
naportragen  wird.  Wenige teus  hat  kürzbch  eine  der  angesehensten  Zeit- 
schriften, die  Norlh-Americftß  Review,  sith  für  daa  Fraueiistimmrecht  erklärt 
sIs  ein  Mittel  gegen  die  «Korruption  in  Politik  und  Geschäftsleben"  und 
gegen  „die  Monopolisierung  des  Besitzes".  Im  aUgemeinen  aber  sehen  noch 
aUe.  die  heute  den  pubtischen  Apparat  zu  ihren  Gunsten  cioigennaßen  zu 
handhaben  verstclieu,  eine  »!jcJiwerüng  aller  Wahlmani|rtdationen,  eine  Er* 
•chntterung  aß  er  Berechnung  i;^n  vurans  und  wenig  V  urteile  für  sich  selbst, 
Bmza  koniTnt  gerade  in  den  letzten  Jalireu  die  Upposition  aller  derer,  die 
Ib^iiaapt  in  bezng  auf  die  Yormge  des  allgemeinen  StinmirechU  skeptisch 
geworden  sind  und  alles  eher  mckhten,  als  dai  Chaus  widerstreitender  Intei^ 
«sen  durch  neue  Wähl ermae Ben  uocli  weiter  jeu  verwirren.  Gerade  in  dieser 
Skepsis  hat  die  Gegenbewegung  gegen  das  Frauenatimmrechtt  die  ihrerseits 
ibre  bedeutenden  Organisationen  hal^  ihre  IlanptstiitÄe*  Außerdem  allerdings 
^  SIT  paradox  das  klingen  mag  —  in  den^  Einfluß,  den  die  Fra«  gerade  iü 
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den  gesellschaftlich  führenden  Kreisen  ohnehin  schon  hat.  Man  fürchtet  sich 
neuerdings  in  Amerika  vor  einer  Feminisierung  der  Kultur;  und  die  Frauen 
selbst,  die  an  ihrer  politischen  Ohnmacht  nicht  sehr  schwer  zu  tragen  haben 
denen  jede  andere  bürgerliche  Freiheit  bereitwillig  gestattet  ist,  entbehrei 
das  Stimmrecht  nicht  so  bitter,  daß  sie  sich  in  Massen  um  die  Fahne  dei 
Suffrage-Vereine  scharen  müßten.  Die  Betriebsamkeit,  Zersplitterung  und 
Oberflächlichkeit  des  amerikanischen  Lebens  macht  es  überhaupt  schwer 
große  Massen  dauernd  bei  einer  Sache  ganz  festzuhalten.  Man  interesaierl 
sich  für  zu  vielerlei,  um  die  Stimmrechtsbewegung  mit  der  Konsequenz  zu 
betreiben,  die  nötig  wäre,  um  ihr  die  Majorität  von  Volksabstimmungen  zu 
verschaffen. 

Trotz  all  dieser  Widerstände  ist  es  gelungen,  beschrankte  Wahlrechte 
für  die  Frauen  iu  den  meisten  Staaten  der  Union  zu  erlangen ;  z.  B.  besitzen 
die  Frauen  das  Wahlrecht  für  die  Schulverwaltungsbehörden  in  26  Staaten 
in  New  York,  Louisiana,  Montana  und  Jowa  stimmen  sie  in  Fragen,  di€ 
ausschließlich  der  Kompetenz  der  Steuerzahler  unterstehen,  in  einigen  Staate 
besitzen  sie  das  Munizipalwahlrecht.  Das  volle  politische  Stimmrecht  isl 
bisher,  so  viel  ich  sehen  kann,  16  mal  einer  einzelstaatlichen  Volksabstimmung 
vorgelegt  worden.  In  vier  Staaten  ist  es  angenommen,  nämlich  1869  is 
Wyoming,  das  damals  Territorium  war,  das  Frauenstimmrecht  aber  beibehielt, 
als  es  1890  zum  Staat  wurde,  in  Utah  —  dem  Mormonenstaat,  der  seit  1896 
Staat  ist  —  1878,  in  Kolorado  1893,  in  Idaho  1896.  In  Kansas,  South  Dakota 
und  Washington  hat  zweimal,  in  Oregon  sogar  dreimal  eine  Volksabstimmung 
über  das  Frauenstimmrecht  stattgefunden;  die  Opposition  hat  sich  überall 
von  einem  Male  zum  andern  stark  vermindert,  in  Oregon,  behaupten  die 
Frauen,  beruhe  die  kleine  Majorität,  die  im  vorigen  Jahr  noch  den  Sieg  über 
die  Frauenbewegiuig  davon  trug,  auf  falscher  Zählung. 

Sehr  schwer  ist  die  Frage  nach  den  Wirkungen  des  Frauenstimmrechts 
zu  beantworten.  Aus  den  Staaten,  in  denen  man  darüber  urteilen  kann, 
kommen  ebensoviel  skeptische  wie  enthusiastische  Zeugnisse.  Für  den  Aus- 
länder ist  kaum  zu  entscheiden,  welche  den  meisten  Glauben  verdienen.  Es 
ist  eben  nicht  mit  Siclierheit  festzustellen,  ob  diese  oder  jene  gesetzlichen 
Maßnahmen,  die  im  besonderen  Interesse  von  Frauen  imd  Kindern  liegen, 
auch  bei  ausschließlich  männlicher  Wählerschaft  gefaßt  worden  wären.  Jeden- 
falls haben  sich  die  Regierungen  selbst  nicht  anders  als  befriedigt  über  das 
Frauenstimmrecht  ausgesprochen.  Die  Wahlbeteiligung  der  Frauen  zeigen 
folgende  Ziffern  von  der  Präsidentenwahl  von  1900: 

Utah  fast ...     50  %  der  abgegebenen  Stimmen 
Kolorado.     .     .    40%    „ 
Idaho  .     .     .     .     35  7o    „ 

In  Wyoming  wird  keine  besondere  Statistik  über  die  weiblichen  Stimmen 
geführt. 

Man  sieht  also,  daß  die  Wahlbeteiligung  der  Frauen  nicht  weit  hinter 
der  der  Männer  zurückbleibt;  die  Ziffern  der  abgegebenen  Stinmien  rücken 
in  ein  für  die  Frauen  noch  günstigeres  Licht,  wenn  man  bedenkt,  daß  die 
Zahl  der  wahlberechtigten  Frauen  überall  kleiner  ist  als  die  der  Manner.  In 
Utah  ist  die  Wahlbeteiligung  der  Frauen  effektiv  etwas  stärker  als  die  der 
Männer,  wie  nachfolgende  genaue  Ziffern  zeigen*): 

*)  Auch  in  Utah  wird  keine  gesonderte  Zählimg  der  weiblichen  Stimmen 
offiziell  geführt.  Diese  Zahlen  sind  ausnahmsweise  auf  besonderen  Antrag 
der  Frauen  festgestellt  worden.    Sie  umfassen  die  fünf  am  dichtesten  be- 
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Zahl  der  Btiramhprechtigteß  Wähler      ,     *    3IÖ71 

Eftld  der  abgeg^ebeaen  Stimmen    .     .     .     .    29738 

ÄUBfüIl     .     .     ,       1833 

Eahl  der  »timmberecbtigten  Wäblertnneii  ,    29732 

Zahl  der  ibgegebeoen  SiiTnmen    .     *    «     .     28486 

Ausfall     *     *     .       1246, 

Ob.  wie  gesagt,  bestimmte  Ge^et^es vorlagen^  für  welche  die  Frauen  sich 

'"'^fi'eseUt  haben  und  die  durch  ihre  beBüiidt^re  Agitation  eingebracht  und  ao- 

^^i^oinnjeD  »ind»   ohne  sie  anterldieben  wären,  ht  ichwer  zu  aageiu    Jeden- 

j         '*^   leigen  diese  Vorlagen  die  Richtung  des  politiaclien  Inter«iei  der  weili- 

I        iw^eu  Wähler*   In  KolorEdox.B.  luib«ii  die  Frmmeii  ihren  Einfluß  für  folgende 

k       ^'atigiel>emcbe  MaBnahmexi  anf geboten;   Gleichberücbtignug  der  Mutter  im 

^m  *^^rnrecht;    Erhöhung  dos  Schutialten  der  Mädchen  von  16  auf  16  Jahre; 

^r  E'T^cfatnng  einer  staatlichen  Fiu'ftorgeerziehungBanatalt  und  einer  ataat lieben 

^^tistrieachule   für   Mädchen:    bedingte   Verurteilung^    Schnlijnüden.      Der 

*^*iergericht»hof  in  Denver  ist  für  andere  amerikanische  Staaten  vorbildlich 

P^orden  —  aeine  Errichtung  und  Organisation  geht  auf  die  weibliche  Wähler- 

*"^%ft  entrück.    Übrigens  Hegt  auch  die  Verwaltung  der  ataatUcheu  Für«orge- 

^^ehongsanatalt  fast  ausächließlich  in  weiblichen  Händen,    Auf  dem  Wahl- 

^K^'^'^^gTaniDi  der  Frauenklubs  dea  Staates  im  Jahre  1304  ttanden  u.  a.  folgende 

^■**t"<ier!ingen ".     Unentgeltlicher    ataatlicher    Arbeitsnachweis;     Gesetz    gegen 

I       ^**tiTing^nittel Verfälschung;  Genetz  gegen  unlautere  Keklarae;  Bewilligungen 

^  \VanderbibUothekeu,  —  In  Idaho  ist  der  Einfluß  der  Frauen  auf  die  Gesetas- 

S^ouxig  anffallend  schwach.  Ihr  einziger  Erfolg  »cheint  ein  Gesetz  gegen  das  Spiel 

8^"^«8cn  KU  sein,  wie  übrigens  auch  in  Wyoming  eines  auf  Frauen ein^uß  zurück' 

^^t.    Die  Steilnng  der  FVau  im  Familienrecht  ist  für  einen  Staat  mit  Frauen- 

'***fti.nirecht  ganz  epataunlich  abhängig,  viel  abhängiger  als  bei  uns  in  Deutach- 

lati(^^    Die  Frau  bat  kein  Verfügungarecht  über  ihren  Arbeitaverdienst,  ja,  nicht 

*'^'***ial  einen  Ünterhaltaanaymch  an  ihren  Gatten,  wahrend  sie  gesetzlich  ge- 

^^W'titigen  ist,  ihn  bei  Erwerbsunfähigkeit  zu    ernähren*).     In  Utah  ist,  ent* 

y*"<^'hend  der  lebhaften  Wahlbeteiligung  der  Frauen^  auch  eine  relativ  große 

ia.ljj  von   Frauen   in  den   gesetzgebenden  Körperach aften  ^^  Senat  untl  Ab- 

^^^^«■djietenhauB    —    zu  finden^   wahrend  in  den  anderen  Staaten  das  passive 

^  ^^lürecht  den  Frauen  nur  ganz  veremielt  —  in  Wyoniiög  überhaupt  niemali 

7^       m  einem   Sitz   im   Abgeordnetenhanii   oder  gar  im  Senat  verholfen  hat, 

^'^^i  Hthmt  in  Utah  die  partamentariaehe  Tätigkeit  eines  weiblichen  Senators 

r^*    C^niioö,  die  sich  um  die  Bekämpfung  des  Kurpfusch ertumH,  die  Begrün- 

'^^^g  der  staatlichen  Blinden-  und  Taubatummenerziehung  und  die  Sanitata- 

Ä^Ä^tjgebnng  große  Verdienste  erworben  hat. 

Im  ganzen  gewinnt  man  von  den  Erfolgen  des  Frauenstimmrechta  in 
Z^^^ien  vier  Wettetaaten  den  Eindruck,  als  habe  ein  njisehetnend  objektiver 
"^%4rteiler  der  Verhältnisse  in  Kolorado  recht  mit  folgenden  Thesen ;  (allerdings 
^"»Afi  dabei  berücksichtigt  werden.  dsJJ  Kolorado  dnrch  wirtichafthche  Er- 
^Vititteningen  *-  die  „Silberfrage^  —  ein  sehr  unruhige»  und  zersplitterte« 
l*^lltiäehei  Leben  hatt«,  nnd  die  Korruption   dort  ganz   beaondera  weit  ge- 

^J^erten  Counties   des   Staates.    Die   andern   elf  »ehr  »chwach   bevölkerten 
^^viuzen   haben   sich   auf  die  erbetene  Statistik  nicht  eingelassen;   ea  wird 
^^^CM>h  behauptet,  daß  sie  das  prozentuale  Ergebnis  nicht  beeinfluöBcn  würden, 
j  *)  Wenigsten»  war  rliea  der  Status  von  W)2  (History  of  Woman  Suf- 

/^g**  B<1*IV);  ich  habe  nicht  feststellen  können,  ob  eich  das  seither  geändert 
^^,  Im  Jahre  liHM»  fiel  ein  Gesetz,  das  der  Ehefrau  die  Kontrolle  über  ihr 
l»^r«unlich€»  Eigentum  ticbem  tollte,  durch  Veto  dea  Gonverneiu^. 


[  ürteü  gegenfbcr 
fm'  den  in  Tid«r  wu^ii^t  p^ 
ffir  dnen  (ktBtAat  mit  ilt«tv  Ktthnr, 
QHCT  —  tun  einen  Ai»toiA  d«  ntierleü  UKtttb  sm 
^bjtteriiGliai'^  md  ilMBtiBirticlien  Politik. 

in  Anstr^en  ist  iks  Frmnenstiinfnreclil  tn  iMidi  Tiel 
in  dieK&  W«9t«UAt«n  der  Union  nnrorba-eitetcn  WÜtlem  in  den  %lm0  gf- 
f^en,  D^  ente  S^t&st,  der  es  einfüiute*  wmr  Nen^Seei^nd.  Die  Qrnnde^  die 
Bcbon  im  Jalire  1^78  ein  libenles  EAtvtnetI  bewogen^  in  einer  ftuf  Enreitemiif 
dm  Wahlrechts  gerichteten  Bill  dM  Wdktreebt  der  weibtichen  SteQemhkr 
zu  bemntrafrenf  wairn  wohl  vorwiegend  praktbch-potitiacfaeT  Nator.  Jeden^f 
iUnd  hinter  dietem  A^ntrag  keine  Frauenp&rtei,  Tieüetcht  nberh&npt  kaum 
eine  einiige  Fran^  aber  aUerdin^  ein  für  die  Frage  sncb  theoretiBch  —  in 
der  Weiie  John  Stuart  Mill'»  —  intere«ierter  M ann,  Sir  John  Hill,  abngens 
ein  EonaerratiTer.  Ihm  wt  es  m  verdanken,  dA0  trota  der  erstem  «ehr  nn- 
mnwnndenen  Ablehnong  des  öecknkens  die  Vorlage  IS87  Eom  zweiten 
und  ichließljch  189  L  zum  dnttenmal  eingebrtchl  wm^e.  Diesmal  pttsii* 
ne  glitt  das  Unlerhaas  und  »dieiterte  im  OberbiBS  nur  an  einer  gegnerifchi 
Majorität  ?oo  zwei  Stimmeii«  Ben  An^toJi,  der  auch  über  diifs  Hindei 
btnweghAff,  gaben  die  Prohibitmiiiten,  die  an  eh.  wie  es  »cheint^  znm  ersten- 
mal in  Fratienkreisen  ein  lebhaHerei  nnd  aUgem  einerei  Interene  aa  der  Sache 
weckten,  denn  aie  präaentierteD  dne  fon  33000  Fraaen  —  vor  allein  Mit- 
ghedem  der  Cbiiitian  Women^t  Temperance  Union  —  onterzeichnete  Petitioti 
das  iStimmreeht,  Mit  einer  Msjoritat  von  Ewei  Stimmen  ^g  1803  das 
Frauenstiöitttrecht  im  Oberhaus  durch.  140000  Frauen  —  gei^enaber 
l^dOQOO  Maimem  —  wurden  zu  Wählern  gemacht,  Si^  waren,  wie  William 
^  s^Beevea'),  ein  ehemaliger  neuseeländischer  f^remierminister,  bemerkt 

L^&rasEranen  älteren  Mnster«  als  etwa  die  Englinderin.      tn   einem 
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^'^^'^^j  mit  mehr  ländlicher  als  städtasclier  Bevölkerung^  —  auch  die  Städte 
^^^''^IjeE  giis  veTfltreut  zwischen  Garten  und  Pflangupgen  gelegenen  Be* 
KOTtxageti,  und  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ist  6  pro  englische  Qundrat- 

Imdle  ^^  ^ff  weibliche  Dienfithoten  eine  Kofitbarkett  sind  und  der  Zuschnitt 
tl^  ^Öianshflltfi  keineswegs  einer  grnßstädt lachen  Etagen existenz  mit  allen  teeb- 
iusclien  Erleichterungen  gieichtT  in  einem  solchen  Lande  war  die  Frau  häuBljch 
^H^iif  in  Anspruch  genommen  und  stand  der  Politik  femer  als  in  irgencj 
•äfl^r»]  europäischen  ttroßfltaat,  Trotjtdem  war  die  Wahlbeteiligung  der  Frauen 
^^ic^t  daa  erstemal  relativ  stark  —  M)(X>0  stimmten.  Das  Verhältnis  der  ab- 
P^elienen  Stimmen  zur  Zahl  der  stinnm berechtigten  Frauen  ist  seither  an- 
flwi^tTiil  das  gleiche  geblieben,  um  ein  geringes  ist  es  noch  günstiger  ge- 
T^fl»-clen.  ja,  man  behauptet  (Lyttleton  Times  17.  Juli  1903),  daß  das  Frauen- 
^^ir^iTurecht  eine  sehr  günstige  Rückwirkung  auf  die  Wahlbeteiligung  der 
Jii:iiij3er  gehabt  habe. 

Ganz  ähnlich  verlief  die  Einführung  de«  Stimntirecht»  in  Südfliiatmlien* 
^^^r^  baatand  zwar  seit  1888  ein  Frauenstimmrechtsverband,  der  »her  an 
M^tiischem  Einfluß  bei  weitem  nicht  der  Chri&tian  Women's  Tempe^ance 
^Ä^ic>Q  gleichkam.  Eine  vor  allem  durch  ibesen  Temj«?renzverbar^d  vorbereitete 
"^m-tioD  mit  11000  Unterschriften  galt  dem  Parlament  als  Ausdnick  derYolks- 
Jß^VxÄnng,  I8&4  wurde  das  aktiTe  und  das  passive  Fruueuwalilrecbt  nach  einenj 
^^^^«n  Kampf  im  Oberhaus»  in  dem  Freunde  und  Gegner  sich  genau  das 
^^icbgewicht  hielten,  mit  einer  Stimme  Majorität  angenommen.  Auch  hier 
^ie  Wahlbeteiligung  <ler  Frauen  wenig  geringer  als  die  der  Männer. 
In  Westaustralien  war  die  Einführung  des  Frauenwahlrechts  eine  Aktion 
-  älteren    gnindbesitzt^nden    Ansiedler    gegen    die    wachsende    Macht   der 

^^^^  tot  eurer»  die  als  Goldsucher  in  den  letzten  Jahriehnt^n  einwanderten,  und 
^'J^^ra  großen  Teil  tamUienlos  waren.  Bei  einer  Bevölkerung  von  171 000  Menschen 
?J^lle  Weitaus  traben    damals   nar  59000  Frauen,   von    denen  mehr   als   die 
i  z;^ft«  unter  15  Jabre  alt  waren.    Das  Frauen  Wahlrecht  sollte  die  Macht  der 
I  *  ^»nilienväter,    der   solideren    Elemente    des  Volk*  starken ;    es   wurde    1899 
^^ct«,    Neusudwales  folgte  1902»   Tasmania   1903,   Queensland  und  Viktoria 
**'^  und  1905,     Die  Annahme   des  Wahlrechts   in   diesen  drei  let^tgenanten 
**Uateii,   in   denen    nach    dem  Bericht   von  Reevett  bither  geringes  Interesse 

I'lafur  war  —  allerdings  hatte  Viktoria  eine  Wahlrecb1»YDrlage  schon  wieder- 
fcolt  im  Unterhaus  durch  geh  rächt  —  erfolgte  wohl  miter  dem  Druck  der 
^taAche^  daß  1902  bei  Begriindung  der  australischen  Föderation  den  FraaeD 
dii  aktive  und  passive  Wahlrecht  für  das  Föderationsparlament  gewährt 
wurde  —  der  best«  Beweis  dafür»  daß  die  bisherigen  Erfahrungen  die  Zweck- 
mäßigkeit der  Maßregel  erwiesen  hatten. 
Die  praktischen  Wirkxmgen  des  Stimmrechts  sind  hier  ebenso  schwer 
fest;nistel1en  wie  in  den  Unionsstaaten.  Jedenfalls  stimmen  alle  rrteüe  darin 
«bcrcin»  daß  die  Erfahrungen  die  Bedenken  gegen  das  Frauenstimmrecbt 
durchaus  entkräftet  haben.  Der  Verlauf  der  Wahlen  ist  außerordentlich 
ttdiig^  die  Tatsache»  daß  häufig  flie  FamiHen  mit  Kind  tmd  Kegel  zitt  Urne 
cieben,  und  daß  die  Schnapftverkäufer  das  höchste  Interesse  daran  Imben»  an 
dieiem  Tage  die  Wirkungen  ihres  Gewerbes  in  harmlosem  Licht  erscheinen 
SD  buweti»  tehließt  Exy.esee  auch  bei  politischer  Spannung  aus.  Ein  anderes 
Bedenken,  daß  das  Stimmrecht  die  Interessen  der  Frauen  zu  stark  von  Haus 
und  Kindern  ablenken  würde  —  hat  doch  in  den  austrabschen  Staaten  das 
Stirn mreübt  die  Frauen  erst  mit  dem  öffentlichen  Leben  verkiiüpft,  an  dem 
m  andef^wo  als  Kampferinnen  für  das  Stimmrecht  schon  langst  beteüigt 
wirea  —  hat  sich  gleichfalls  all   unstichb altig  erwiesen^     Freilich   ist   die 
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jyiteiüiahme  der  Frauen  an  den  politischen  EreignifiBeu  g^wachseti,  ab«r 
keiueiw^s  bb  zu  dem  Grade  von  Besessenlieit,  b^i  detn  eine  Gefulir  für  Üire 
nächBtiiegendeu  Pflichten  entttehen  konnte.  Soweit  die  Berichte  ein  Urteil 
darüber  gestatten,  sind  die  Frauen  in  der  Änaöbnng  ihrer  politischen  Pflichten 
dnreh&ns  leidenschaftaloit,  nüchtern  und  rnhig.  Das  wird  auch  z,  T.  daher 
kommen^  daß  ihnen  da»  Stimmrecht  ab  etwas  Selbetveretaiidlichet,  nicht  gar 
zu  Außerordentlichem  gewahrt  wurde,  ehe  iie  sich  al»  Kämpfer  und  Haitjrer 
für  ihre  politische  Befreiung  überhitzt  hatten. 

Ebenso  übereinstimmend  zeigen  die  wenigen  zuTerläsaigeu  Berichte^  aus 
denen  der  Ausländer  schupfen  kann  %  daB  vor  ^em  vier  Arten  yon  Fragen 
die  Teilnahme  der  weiblichen  Wählerschaft  erregen:  die  Alkoholbekämpfmig, 
Brzielitings-  und  Schutangelegenheiten »  sozialrefonnensühe  Maßnabtnen  wie 
die  staatliche  AlterspeuBion.  der  Arbeitennnenseliutx  u.  df^Lr  und  schließliek 
die  Erhebung  der  Franenstellang  ins  FamiHenrecht.  Ganis  wie  in  den  Ver^ 
einigten  Staaten  auch.  Die  Partei poIitik  hat  keinerlei  Schw^ankangen  infolge 
des  Frauenstimmrechts  erfahren.  Die  Befiirchlung^  die  in  einigen  auatraLiflGhen 
Staaten  eine  große  Rolle  gespielt  hat,  daß  die  Frauen  klerikale  Einflüsse 
jeder  Art  verstarken  wurden,  hat  sieh  als  grundlos  erwiesen.  In  Neuseeland 
finden  die  katholische  Kirche  und  die  High-Church,  die  Staatsuntei^tutsung 
für  ihre  Schulen  zu  erkämpfen  bemüht  sind,  durchana  keinen  beftonderrai 
Rückhalt  an  den  Frauen. 

So  darf  man  wohl  zusammenfassend  aageUi  daß  das  Frauenstinimrecht 
weder  die  übertriebenen,  enthusiaatischen  Erwartungen ^  die  seine  Vorkämpfer, 
noch  die  Befürchtungen^  die  seine  Getgner  an  seine  Einführung  geknüpft 
haben,  gerechtfertigt  hat  und  wenn  man  von  jeder  prinzipieUen  ethischen 
Bewertung  der  bürgerlichen  Freiheit  all  einee  ideellen  Gutes  an  sich  absieht, 
und  dai  Fraueustimmrecht  lediglicb  unter  ^«ktisch-poUtischen  Gesichtspnnkten 
betrachtet,  so  dürfte  eich  daa  Besoltat  einer  solchen  ßetrachtung  in  das  Urtdl 
snfammenfae&Gn  lassen,  das  der  Premierminister  der  jungeD  auatralischen 
Föderation  im  Juli  1902  abgegeben  hat^  Als  ihn  eine  Deputation  englischer 
FVanen  bei  seinem  Aufenthalt  in  London  wegen  des  Stimmrechts  koniultierte, 
sagte  er,  er  sei  früher  ein  Gegner  des  Frauenstinimrechtes  gew^en^  jedoch 
durch  die  Beobachtung  der  Ergebnisse,  welche  dessen  Annahme  im  Gelalge 
gehabt,  ein  Anhänger  der  Bewegung  geworden^  Seine  praktischen  Erfahrungen 
besüglieh  der  Wirkungen  des  Frauenstimmrecbte«  hatten  keinen  einzigen  der 
Übelständc  bestätigt,  deren  Eintritt  nach  den  Yaraussagiingen  auf  die  £inr 
führung  deaselben  hätt«  folgen  miissen.  Was  die  Zukunft  der  Bewegung  im 
Vereinigten  Königreich  betreffe,  sei  er  niclit  berechtigt,  die  die  innere  Politik 
des  Landes  hetrefifenden  Angelegenheiten  zu  besprechen,  doch  könnten  die 
anderwärts  beobachteten  Ergebnisse  dazu  dienen,  einige  der  Zweifel  und  Be- 
fürchtangen  zu  zerstreuen*  welche  betreffs  der  Gewährung  des  Frauen  wähl* 
rechtes  noch  vielfach  gehegt  würden.  Bei  der  Haltung,  welche  er  hinsieht^ 
Heb  dieser  Frage  eingenommen,  sei  er  nicht  berufen,  zu  beweisen,  dtS  daa 
Wahlrecht  der  Frauen  dem  Staat« weeen  ungeheure  Vorteile  gebrach I  habe« 
Was  zu  betonen  notwendig  sei,  wäre:  daß  die  Sache,  da  sie  logisch  korrekt 
istt  bewilligt  werden  sollte,  selbst  wenn  sie  auch  Übelstände  im  Gefolge  hatte. 
Das  müßte  die  Stellung  praktischer  Begiemngsknnst  in  dieser  Sache  seiiu 

*)  Au0er  dem  Bnch  yon  Pember  Beerea  ist  ein  Bericht  von  0.  Shep- 
pard:  Effects  of  Women^s  Suffrage  in  New-^aland  anf  dem  Litern ationaleti 
Frauenkongreß  von  Bertin  1904  (S.  589  ff.  des  Eongreßberichta)  zu  nennen, 
sowie  die  International  Council  of  Women. 
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i  .  Aa»  dem  »ich  immer  noch  vermehrenden  üterariaehen  Material  hebe 
T^  EoDächst  nur  die  an  L — 3^  Stelle  genannten  Hefte  hervor.  Eintagsflieffen, 
^^  ^^tzter  2eit  zumeist  gegen  die  zur  Beratung  stehet]  de  Vorlage  gerichteti 
*^*^nten  beinahe  ein  Dutzend  genftout  werdimt  aber  dafür  ist  hier  der  Raum 
^  ich  ade.  Auch  über  das  einzelne  hin  ausgrtnf  ende  Sachen,  wie  die  BroBchüre 
J^Hk  W.  Schuck ing;  „Das  Nattonalitätenproblem'^  die  auch  die  Polenfrage 
jJ^tiMidelt»  fordern  oft  nicht';  wer  eich  mit  den  Dingen  etw^ai*  genauer  befaßt 
^T  wird  dergleichen  kopfschüttelnd  aus  der  Hand  legen. 
I  Nr.  1  ist  eine  populärere  Broschüret  die  nach  einem  geschichtlichen  Übei^ 
**lick  eine  Eeih*?  ßemerktmgen  über  die  Gegenwart  bringt^  um  deren  willen 
*^u  Heft  festgehalten  zu  werden  verdient.  Denn  sie  betreffen  Fragen,  die 
^loeh  nicht  g:inz  spruchreif  sind,  aber  nicht  überseheu  werden  dürfen :  Stetigkeit 
^m  Beamte Tikörpers,  Erlernung  des  Polnischen  in  größerem  Maßstäbe  als 
4ieute*  Fördemng  des  Heiioatainns,  Ausbildung  der  katholischen  GeistÜchkeit 
^er  Provinz  uaw»    Im  Äugenblick  stehen  diese  Gesichtspunkte  ja  gegen  andere 

»^ciirücfc,  aber  übersehen  werden  dürfen  sie  nicht,  besonders  weil  bei  ihnen  in 
«ier  aUgemäiieQ  Anschauung  beute  manch (irl ei  m  revidieren  wäre*  Deshalb 
ist  es  dankenswert,  wenn  die  WitteuBche  Arbeit  sie  hervorhebt. 
Die  Sebrift  des  Grafen  Plater  erwähne  ich  nicht j  weil  sie  ein  Angriff 
gegen  meinen  in  Wiesbaden  gehaltenen  Vortrag  „Die  dringendste  Aufgabe 
der  Polenpolitik"  (München,  J.  F.  Lebmann)  ist*  Sondern  als  ein  Beispiel, 
wie  man  iu  bestimmten  polnischen  Kreisen  nicht  sieht  oder  nicht  sehen  vp-ilV 
waa  für  den  preußischen  Staat  prinzipiell  das  Wort:  OstmarkenpoUtik  be- 
deutei   und    weshalb    er  sie  treibt     Lud    interessant  ist   ja   diese  doppelte 

•  Strömung  im  Polentum,  daß  tue  einen  die  ataatsfreundliche  Gesinnung  der 
Polen,  manchmal  leidenschaftlich»  wie  die  vorliegende  Broschüre,  betonen 
und  die  andern  dem  allpoluistrhcn  Radikalismus  die  Zügel  schießen  lassen. 
Für  die  Kiärung  der  Stellung  des  deiitscben  Volkes  in  der  Frage  kann  das  nur 
von  Vorteil  sein.  An  anderer  Stelle  antworte  ich  dem  Grafen  Plater  ausführhch. 
E.  Herr  hat  »cbon  1903  ein  Buch  zur  Polen  frage  geschrieben,  in  dem 
fuerst  eine  sog.  Polengesetzgebung  verwaltungsrechtlich  durchgedai^ht  wurde» 
Die  vorliegende  neue  Schrift  kann  mit  Recht  feststellen,  welch  eMaunlicher 
Umschwim^g  der  öffentlichen  Meinung  sich  seitdem  in  diesen  Fragen  vollzogen 
kil.  Wenn  ims  daher  die  Kapitel  „Enteignung"  und  „Einspruchsrecht"  in 
dieao^  Schrift  im  Augenblick  nichts  wesentlich  neues  bringen,  so  ist  es  mit 
an  Verdienst  de«  Verfaaaera  und  seiner  ersten  Schrift,  daß  wir  nun  soweit 
fCvkommen  sind.  Aber  man  wird  »nch  diese  Kapitel  mit  allem  für  und  wider 
dkser  Bchwimgen  Fragen  nicht  ohne  Nutssen  leaen.   Den  Kern  bildet  Kapitel  3 
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mit  seinem  kühneOt  schon  im  Titel  ausgesprochenen  Vorschlage:  „Umif&nd- 
long  des  ostmarkischen  Grundbesitzes  in  Bentengüter."  Der  Vorschlag  irt  an 
«ich  schon  interessant  and  gewinne  praktische  Bedeatung,  wenn  die  geseti- 
gebenden  Faktoren  sich  scUiefilich  doch  zu  einer  der  beiden  erstgenannten 
Maßnahmen  nicht  entschließen  könnten.  Durch  eine  Ausdehnung  des  Benten- 
gntsbegriff«  mit  dem  daran  haftenden  dinglichen  Wiederkaufsrechte  des  Stiates 
auf  den  ge-amten  größeren  Grundbesitz  des  Ansiedlungsgebiets  wäre  dann 
für  das  deutsche  Element  tatsachlich  erhebliches  gewonnen.  In  gewiatem 
Sinne  sind  Ansätze  zu  einen  solchem  Versuche  auch  schon  vorhanden.  Hier 
ist  nicht  die  Stelle  zu  eingehenderer  Kritik.  Aber  gerade  in  dieser  Zeitschrift 
uiuß  dieser  Vursoblag.  wie  die  ganze  Broschüre  registriert  und  empfehlend 
erwähnt  werden,  weil  der  Verfasser  die  verwaltungsrechtliche  Seite  des  pol- 
nis^-hen  Problems  mit  großer  Energie  durchdoikt  und  allgemein  verwaltung«- 
rechtliche  Aufgaben.  Maßnahmen  und  Probleme  im  Lichte  ihrer  nationilen 
Wirksamkeit  sieht.   Als  Anregung  ist  jedenfaUs  diese  Broschüre  sehr  wertrolL 

Das  in  polnischer  Sprache  geschriebene  Werk  Nr.  4  ist  eine  Veröffent- 
lichung der  .Macierz  Polska"  in  Lemberg  und  gibt  in  diesem  ersten  Tefl 
(mit  Bildern  und  Karten)  eine  Beschreibung  des  polnischen  Landes,  seine 
physikalische  und  historische  Geograf^e,  eine  Skizze  der  polnischen  Natio- 
nalität, eine  Sozial-  und  Verfassungsgeschichte  und  eine  politische  Geschichte 
Polens.  Der  Forscher  begrüßt  jede  Veröffentlichung,  die  ihm  wirklich 
Material  zur  Erkenntnis  des  Polentums  bringt,  mit  Freude,  und  so  auch  diese, 
die  übrigens  schon  1906  erschienen  ist.  Der  Geist  des  Werks  geht  dsraos 
hervor,  daß  es  zu  den  aus  der  Koeciuazko-Stiftung  hervorgegangenen  Sonder 
Veröffentlichungen  der  .Macierz  Polska*^  gehört. 

Die  schlechthin  erste  und  bedeutendste  der  Veröffentlichungen  zu  unserer 
Frage  in  diesem  Winter  ist  aber  das  Buch  Bernhards.  An  anderer  Stelle 
(^Tägliche  Rundschau  vom  23.  November  1907)  habe  ich  betont,  was  ich  Tom 
politischen  Standpunkte  gegen  das  Buch  einzuwenden  habe.  Um  so  vorbehalt- 
loser möchte  ich  hier  seine  wissenschaftliche  Bedeutung  rühmend  anerkennen. 
Das  ist  seit  sehr  langer  Zeit  ein  Werk,  aus  dem  man  über  die  Polen  und  ihr 
Leiten  und  Treiben  wirklich  lernt.  Dabei  ist  das  doch  wirtschaftliche  Fragen 
behandelnde  Buch  ausgezeichnet  geschrieben,  so  daß  seine  Lektüre  zur  direkten 
Fönlenmg  auch  einen  Genuß  bringt.  In  drei  Teilen  schildert  es  die  Organi- 
sation der  Polen  in  Preußen  —  tks  polnische  Finanzwesen  (was  Genossen- 
>ohaftsfinanzwe8en  bedeutet)  —  den  Kampf  um  den  Boden.  Auf  viele  werden 
die  beiden  ersten  Teile  dieser  Schilderung,  wie  sich  die  Führung  des  Polen- 
tunis langsam  von  der  (politischen)  Landtagsfraktion  in  die  (wirtschafUicbf) 
Genossenschaftsorganisation  verschiebt  und  wie  diese  selbst  entstand  und 
arbeittet,  wie  eine  (.>ffenbarung  gewirkt  haben.  Das  ist  für  ein  wissenschaft- 
liches Buch  ein  Lob  —  und  zugleich  für  die  deutsche  Seite  ein  Tadel.  Man 
steht  im  allgemeiuen  den  preußischen  Untertanen  polnischer  Nationalitat  fli 
fremd,  sagen  wir  einfach:  zu  kenntnislos  gegenüber.  Ich  habe  immer  schon 
den  prinzipiellen  Standpunkt  Bernhards  vertreten:  um  eine  verbreiteter« 
Kountnis  des  Polnischen  in  der  Verwaltung  namentlich,  aber  auch  im  Geridit 
und  wo  sonst,  kommen  wir  auf  die  Dauer  nicht  herum.  Leider  hat  Bernhard 
nicht  ausgeführt,  wie  er  sich  im  einzelnen  dann  die  „hohe  Schule  organisato- 
rischer Arbeit*  denkt,  die  nach  seinen  Worten  unser  Osten  bieten  könnte. 
Es  ist  dringeuil  zu  wünschen,  daß  sich  hier  diejenigen  interessieren,  denen 
i>bliegt.  die  nach  dem  Antrag  Zedlitz  in  Aussicht  genommene  VcrwaltUDgi* 
reorganisation  in  Preußen  durchzudenken  und  durchzuführen. 

Der  gn>ße  und  einzigartige  Vorzug  des  Buches  ist  die  Fundierung  durch 
polnisches  Material  und  polnische  Literatur.  Daß  dieses  gelegentlich  wohl 
in  seinem  Druck  auf  den  Verfasser  zu  stark  wird,  ist  erklärlich,  wäre  bei 
einer  Stelle  wie  S.  259  Anm.  2  (Ursachen  der  Maßregelung  Dr.  Kusztelaitfi 
des  ersten  Direktors  der  Verbandsbank)  aber  doch  wohl  zu  vermeiden 
j^ewesen.  Daß  gelegentlich  eine  Einzelheit  in  zu  großen  Zusammenhaiig 
rückt  ist  bei  der  Natur  dieses  3Iaterials  erklärlich;  die  Fähigkeit  BerahardSr 
große  Zusammenhang^linien  zu  erkennen  und  zu  ziehen,  ist  außerordentlich 
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und  befähig  jbti,  eine  kritiffcbe  MonDC^pliie  am  scbaffen  statt  einet 
3r«tenalhaufeiiit  ist  aber  wohl  auch  gefüirlich*  Scbwerwiegender  iet  für 
^■nicbt  daß  diete  Seh  Odem  og  das  Poleutum  PreußenB  ullzii  isoliert  betracbien 
xütiB,  isoliert  vom  nissLscbeiL  Polen  tum  und  isoliert  vom  DeuUchtum  der 
leiden  Provinzen.  Daa  erste  verschiebt  etwas  den  Standpunkt,  den  die 
IB^nditiing  dem  Gesamtpolentuin  gegenüber  einnehmen  inuß>  dm  zweite,  im 
Augenblick  wicbtigare  bestimmt  die  Stimmung  unser m  Pokntum  gegenüber 
in  nicht  g&nz  zutreffender  Weise.  Aber  wir  haben  allen  AnlaB,  für  das  Werk^ 
^even  flüssiger  Form  und  klarer  Disposition  man  die  Sprödigkeit  des  in  Frage 
kommenden  Matenals  nicht  anmerkt,  sehr  dankbar  zu  sein  und  freuen  uns 
«1er  angekündigten  Fortsetzung  über  Oberseliieiienf  die  recht  bald  kommeti 
möge,  »cbou  jatzt. 

Auf  gleichem  Gebiete  wie  Bernhards  Buch  liegt  die  Schrift  Nr.  6,  aus  der 
^eder  eines  polnisch-katholischen  Geis tli eben,  der  zugleich  Doktor  der  Staats^ 
'^drtachaft  ist.  Die  „Bank  Przemyslow^cdw"  ist  die  älteste  polnische  Genossen- 
«clmft  (166]  gegrün det)^  der  Blick  in  ihr  Werden  nnd  Arbeiten  daher  lehr 
ialereeaant,  bcsonderB  weÜ  die  Arbeit  sehr  ins  einzelne  geht.  DaQ  sie  der 
7eder  eines  Polen  entstammt^  ist  natürlich  zu  merken.  Interessant  ist  die 
ZPeststellungr  daß  weder  ausländisches  Geld  (von  Jesuiten,  fransüeisüben  Qrdejip 
amerikanitcben  Polen)  noch  katholisches  Kirch envermögen  in  der  Bank  ein- 
gelegt tat.  Wenn  aber  die  Behauptung  richtig  sein  soll,  daß  mehrere  Groli- 
grundbesitzer*  die  vorteilhaft  an  die  Änsiedlungskommission  verkauft  hatten, 
dfn  Erlös  in  die  Bank  brachten^  die  deutacben  Millionen  aJso  auch  hier  der 
wirtschaftlichen  Erstarkung  der  Polen  gedient  hätten,  so  müßten  doch  höhere 
Konten  bei  den  Spareinlagen  erscheinco:  14  Konten  von  50000 — 100000  Jl, 
4  über  100000^  —  da  könnte  jener  Erlös  nicht  erschütternd  gewesen  sein. 
Du  Bnch,  das  auf  Bernhards  Anregung  entatanden  ist,  berührt  sich  vielfach 
mit  dessen  Bneb,  indem  es  gewiisermaßen  ein  ausgeführtes  Bpezialbeispiel  ist. 
Es  ist  jedem  zu  empfehlen,  der  sich  über  den  großen  ümwandlungsprozeß 
tmiemchten  will^  den  die  aagenannte  und  heute  eigentlich  n^ir  noch  in  d«r 
Erinnerung  vorhandene  „polnische  Wirtschaft*'  im  preuöischen  Anteü  in  den 
kotzten  40  Jaliren  durchgemacht  hat*  In  ihm  liegt  auf  der  einen  Seite  eine 
Uefahr,  auf  der  andern  ein  Vorteil  für  uns;  jedenfalls  hat  er  unserer  pol- 
niicben  Frage  das  neue  Gesicht  gegeben,  das  für  weitere  Kreise  jetzt  aus 
B^mbardt  Buch  am  besten  zu  erkennen  ist  Eine  Par^illelveroffentUchung 
über  das  russische  Polentum   hoffe  ich  das  nä<:'hfite  Mal  anzeigen  eu  können» 


Hichard  Charmatz,  Deut  seh- österreichische  Politik.  Studien  über  den 
Liberalismus  und  über  die  auswaHige  Politik  Österreichs.  Leipzig  1907, 
Duncker  &  Humblot,     X  und  402  S, 

AJb  Studie  über  den  Liberalismus  und  die  auswärtige  Politik  Österrelcha 
bezeichnet  dieses  Bach  selbst  seinen  Inhalt,  in  der  Tat  aber  bietet  es  weit 
mehr:  es  gibt  einen  tief  dringenden  Einblick  in  die  gesamten  politischen  und 
wirtschaftlichen  Eräfte  des  ernte rre ich isehen  Staatsleb^ns  dö*  Gegenwart,  Der 
Verfäfisttr,  ein  überijeugter  deutscher  Liberaler,  der  von  der  Renaissance 
bürgerlich-freisinniger  Politik  die  gedeihliche  Zukunft  ÖsteiTeichs  erhofft^ 
lalit  schon  in  seiner  Einleitung  den  Standpunkt  deutlich  erkennen,  von  dem 
«US  er  die  Dinge  in  Österreich  beleuchtet  und  prüft,  „Die  freiheitliche  bürger- 
liche Politik  gehört  in  Österreich  nicht  der  Vergangenheit  an.  Im  Gegenteil : 
Ihr  gehört  die  Zukunft  i"  So  ruft  Charmatz  im  Vorwort  seines  Buches  aus, 
dsi  unter  dem  vollen  Eindruck  der  Ergebnisse  der  ersten  Wahlen  nach  all- 
gemeinem, gleichen  und  direkten  Stimmrecht  geschrieben  ist,  und  er  erhebt 
diesen  Ruf  um  so  dringender,  je  weniger  er  sich  selbst  verhehlt,  daß  die 
Partei  des  bürgerlichen  deutschen  Freisinnes  gerade  durch  diese  Wahlen  eine 
wibrhftft  vemichtende  Mederlage  erfahren  haL 

Diese  Niederlage  ist  nun  gewiß  nicht  nherraachend  gekommen,  auch  dem 
?erf aaser  nicht  Ist  doch  der  ganxe  erste  Teil  »eines  Buches  —  „Alt-Öster- 
reich*^  betitelt  ^  eine  sehr  gründliche   und   ebenso   anziehend   geschriebene 
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Darlef^ng:  ikr  Gründe,  rlie  den  ofterreicbiftcheD  Liberalismufl  ans  seinett  rev 
lutionwDeD  Jtijfendtriumpheu  von  1848  über  die  ReakU<jn  und  Periode  des  groß- 
liurgerliciit*Q  DoktriiittjriBULus  von  1867  bia  tu  jener  Niederlage  im  Mai  1H07 
unabwendbar  gefüliri  haben.  Sohon  in  diesem  Teil  bietet  der  Autor  allen 
und  gewiß  aticn  in  elfter  Reibe  unseren  Volksgenossen  im  Beiche  eine  wert- 
volle Gabe,  Denn  darüber  geben  irir  uns  lehoii  seit  langem  keinej^  Täuschung 
hin:  die  Kenntnie  öfttermcbiacker  Geschlobie  und  oeterreiduscbej*  Eecbt«-, 
Verfaaiiungs>  und  Volkszustände  ist  im  Dentaahen  B eiche  wäbrend  des  letzten 
SIen&cben altere  bia  zu  einem  für  uns  Deutsch -(^isterreicher  gcETfideani  peinlichen 
Otmde  (gesunken. 

Hier  wird  nun  eine  gründliche  und  objektive  Ö«8cMehte  de«  deoiich- 
fmterreicbischen  Partei wesens  gehoteu,  wie  es  sich  von  1848  bis  zur  jf 
Gesfi:>nwart  entwickelt  hat.  Und  schon  hieraus  vermögen  reichadeut 
urteüer  der  deut^^b-önterreichiscben  Politik  soviel  Kenntnisse  zu  sebfl, 
daß  sie  die  miAbläsaige  Wiederbolong  des  Biamai'ükwortes  von  den  „Herbi 
zeitlosen",  wie  wir  sie  inmier  wieder  erleben,  doch  vielleicbt  nach  und  ns 
als  unzeitgemäß  empfinden  werden.  GleichfallB  vom  Standpimkte  desjenigen*  der 
wilnschtf  daß  bessere  Information  über  österreii^hische  Politik  weitereu  reichs- 
detitschen  Kreisen  geboten  werde^  als  bisher,  schreibe  ich  auch  dem  zweiten  Teik 
des  Buches  —  Neu-Ötterreich  l>etitelt  —  und  damit  dem  Werke  in  seiner  Gänze 
außerordentlicbeD  Wert  und  Bedeutung  zn.  Oharmatz  lehrt  unsere  gegenwärtige 
nationale  und  wirtschaftUcbe  Politik,  sowie  die  geaeUschaftlicben  ntid  ökono- 
misehen  Tatsachen ^  die  sie  geschahen  haben ^  so  verstehen,  wie  dies  bisher  keine 
neuere  Schrift  über  Österreich  zu  bieten  vermochte.  Nicht  Stückwerk,  sondern 
eine  sorgfältige  und  wissenschaftliche  Zasammenfasiung  der  Tattachen  wird 
da  dem  Leser  gebtjten*  eine  Darstellung,  die  überdies  anrob  die  schriftatelle- 
riscben  Gaben  des  Autors^  durch  die  Unmittelbarkeit  seiner  Beobacbtungen, 
die  er  als  Österreicher,  als  ein  mit  den  Personen  und  Dingen  vertrauter  Mitr 
lebender  besitzt,  außerordentlich  gewonnen  hat  I>ie  Fiiile  des  historischen 
und  statistischen  Materials,  auf  das  Charmatz  sich  stützt,  ist  ebenso  hervor- 
inhebeu,  wie  die  Objektivität,  mit  der  er  sein  Material  benutzt,  und  die 
Methode,  mit  deren  Hilfe  er  zn  meinen  Urteilen  und  Au^iblicken  gelangt, 
IKe«e  Eigenschaften  machen  sein  Buch  in  der  Tat  zu  einer  nidii  genag 
dankenawerten  Bereicherung  wissenschaftlicher  Politik  überhaupt.  Daß  der 
VerfaBier  die  Ditige  von  eincnj  bestimmten,  vorher  selbst  gekennzeichneten 
Oertchtspnmkte  aus  ansieht  unti  darlegt,  tut  dabei  der  Wissen schafüiddceit 
seines  Werkes  nicht  den  geringsten  Eintrag.  Wer  in  der  Tat  kann  mit 
Nutzen  über  den  lebendigen  modernen  Staat  zu  schreiben  untemehmeo. 
ohne  daß  er  eine  feste  politische  Weltanschauung  besäße!  Und  —  auch 
das  mächte  ich  hier  gleich  hinzufügen,  was  meines  Erachten»  dem  Buche 
zu  besonderem  Vorteil  gereicht  —  die  gan«e  Denkweise  des  Verfsssers 
ist  beherrscht  von  einer  gut  dentsch-osterreichisehen  Gesinnung,  d.  h,  von 
der  festen  Cberzeugiiug,  daß  die  Deutschen  in  Österreich  ihre  nationale 
Aufgabe  dann  am  besten  erfüllen,  wenn  $ie  trachten,  in  führender  Stellung 
mitzuwirken  an  der  Entvricklung  und  Kräftigung  dea  modernen  Österreichs 
auf  denjenigen  Btaatsreohtlichen  Grundlagen,  auf  denen  es  seit  mehr  als 
einem  halben  Jahrhundert  zu  einem  modernen  Staate  erwachsen  ist  So  und 
nur  stj  ist  es  auch  zu  verstehen,  wenn  ich  Charmatz  auf  Grund  seiner  Dar- 
stellung einen  überzeugten  Liberalen  nenne.  Das  heißt  nicht,  daß  er  als  Partei- 
anhänger einer  der  sich  hberaj  nenm-nden  Fraktionen  der  gegenwärtigen 
österreichischen  PoÜtik  schreibt;  sondern  ich  will  nur  sagen,  daß  er  erMUt 
ist  von  jenen  politischen  Ideen  bürgerlicher  Demokratie,  die  in  ihrer  histo* 
riscben  Grundlegung  kurz  mit  dem  Namen  des  LiberalisTnus  rtisammengefaßt 
zu  werden  pflegen.  Wie  wenig  dieser  IdeenschaU  im  Crninde  genommen 
mit  der  praktischen  Politik  des  sogenannten  deutsch-österreichiflchen  Libera- 
"amua  veFgangener  Tage  übereinstimmt,  das  hat  niemand  besser  gezeigt, 
nat»  tu  sein  etil  Buchen  und  gerade  gegen  diese  Epoche  des 
niu,  die  mit  der  Vorherrschaft  der  alt-bberalen  deutschen 
Part-'         "  tenrlch  zusammenfallt,  richtet  Charmatz  seine  tehärfBte  Kritik. 
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Wie  schon  vorher  hemerktT  ht  der  Orundgedcuike  de»  Buches  der,  daß 

Y^  emeaerterT  verjüngter  Libfrralisraua  auch  in  öiterreidi  dazu  berufen  »ei, 

^*  deatech-östcrreichiflche  Bürgertum  und   damit  auch  ÖHterreich  seibat   zu 

fetter  politischer  und  wirtac  haftlicher  Kraft  zu  bringen.     Ch  arm  atz  sieht 

^.  Bürgertum  Österreichs  zurzeit  in  tratmf^er  LtLgei  ^Schwer  und  drohend** , 

^eitjt  er,   „rollen  die  Wogen  der  Reaktion  heran ^  und  wer  öaterreieh  liebt, 

^^  das  Entatehea  einer  starken  neu-liberalen  Bewe^ng  wünschen.**    Diesem 

T  ^UhheralJBiiiiis  vindisdert  er  drei  große  Aufgaben,  die  er  zu  erfüllen  berufen 

r  z,^    Die  Vollendung   der  Demokratiaiening   tles  österreichischen  Staates,    die 

rj^^tmg  der  Nationalitätenfrage  und  die  Ausbildung  der  Osten*«? ichische u  Wirt- 

^*^^  KU  der  eine»  voUendetea  Industriestaates,     Die  Kapitels  io  denen  Ühar- 

^^^  ^He  ökonomischen  Tendenzen  dea  motiemen  Österreich  auseinandersetzt 

**^  nicht  nur  die  Notwendigkeit  entschlossener  Industriepolitik   vom  Stand- 

fc.^-*lJtte  de«  Staatainteressea  aus  beweist,  sondern  auch  darlegt,  wie  gerade  im 

7"^3^ipfe  eines»   aolehe  Politik   entsehloHsen    verfolgenden  Liberaliamus   gegen 

^^%*ÄHertum,  Zunftler  und  Feudalklorikale  der  stärkste  Hebel  zur  politiscnen 

^^^l-teotwickJung  im  Sinne  der  Demokratiaierung  gelegen   aei;    diese  Kapitel 

^^tiiiren   ganz   beaonders   zu    den  aulierordentÜch  rühmenswerten  Leistungen 

2^^%  VerfaBaers*     Für  ihn  unterliegt  ea  keinem  Zweifel,   daß  die  Entwicklung 

^^^^^rreichs   zum    Induatriestaate    allein   den    staatafeindhchen    Nationalismus 

^^^*^^^hen  könne.     Die  gemeinsamen  Interesaen   der   diesen  Industriestaat   tra- 

^H^^^den  Klassen  aller  Nationalitäten <  vor  allem  der  deutaehen  und  taebechiachen, 

^B^^^rdeu  stark  genug  aein,    um    die  Befreiung  Österreichs  von  dem  leljeiiaver- 

^^^"^lirenden  Nation aUtätenk am pfe  durchÄuführeu.    DaÜ  ihm  hierbei  der  Gedanke 

^iJ^r  organischen  Verbinduog  nationaler  Autonomie  mit  üemokratiaierung  der 

^^^^rfa^anng  und  Verwaltung  als  claa  hier  ^i  verfolgende  gro(ie  Ziel  erBcheint, 

}^ird  jedermami  von  vornherein  wissen,    dem  nicht   verborgen  geblieben  ist, 

**l   wie  hohem  Maße   diese  Gedanken  in  Österreich   während   der  letzten  De- 

*%liiiien,    nicht  zum  geringaten  Teile  durch   die  Sehriften  des  gegenwärtigen 

^li^aldenfiokratischen  Abgeordneten  Renn  er,  an  Kraft  und  Gestalt  gewonnen 

**%beii  und  einen  guten  Ted  der  österreichischen  Jugend  mächtig  beeinflussen. 

öienes  ganze  Programm,  das  der  Verfasser  dem  deut«ch-öaterreichi»chen  Neu- 

liberalismus  stellt,  liegründeter  von  jener  wirtaebaftlichen  Zielsetzung  ausgehend 

^tif  eine  bestimmte  politische  Konstruktion  hin-     Nach  ihm  kann  dieses  Ziel 

'  Itir  erreicht  werden  durch  das  Zusammengehen  dea  liberalen  Bürgertuma  mit 

■    -  Sozialdemokratie,    „denn  diese  bildet  ,    »agt  er,    „den  einen  Pfeüer*    auf 

die  Zukunft  Österreichs,  des  Industrialbnms,   der  Demokratie  ruht,  den 

reiten  Pfeiler  muß  die  freiheitliehe  Bourgeoisie  liefern.'^ 

IcJi  kann  ea  nicht  unternehmen,  an  dieser  Stelle  dieses  pohtiache  Hezept 
«-l^e  Verfassers  einer  analysierenden  Kritik  zu  unterziehen,    W  ir  würden  damit 
^us    dem    Bereiche    wissenschaftlicher   Beurteilung   staatlicher   Zustände    nur 
^Izuleioht   in    den   Bereich  snl>jektiver   politischer  Mutmaßungen    und  Kon- 
struktionen   eintreten.     Nur    einige   Bedenken    mochte    ich    hinsichtlich    der 
Qrundanschanungen  dea  Verfaaaera  vorbringen,    CharmatÄ  sieht  in  der  Sozial - 
^H  «lemokratie  einen  Pfeiler,  auf  dem  die  Zukuiift  öaterreichs  ruht.    Wenn  damit 
^B  l^aaagt  aein  soll,  daß  die  su^^ialdemokratiaclie  Organisation  der  Arbeiterschaft, 
^™  fkugst    ein    unentbehrliches   Element  sozialpolitischen  Fortschrittes,   auch    in 
Ankunft  eine  außerordentlich  wichtige  und  nützliche  Rolle  in  der  politischen 
^^   iTortentwicklung  Österreichs  spielen  wirtb  ^o  kann  man  gewiß  beistimmen. 
^K  Wenn  aber  hei  jenen  Worten   daran  gedacht   iai,  daii   die  Sozialdemokratie 
^V  tAtaSc^hlich    ein    tragender  Pfeiler    des    künftigen    österreichischen,    vom    er- 
aeuert^n  Liberalismus  regierten  Staates  aei,  ao  muß  ich  dagegen  doch  meine 
Eweifel    erheben,   ob   es    denn    wirklich  möglich  sei,   daß   eine  auf  der  An- 
fti^iafiuiig  vom  Klassenkampf  beruhende,  den  Kommunismus  als  Endziel  ver- 
folgende politische  Partei  jene  Bolle  spielen  kann,   die  ihr  der  Verfasser  zu- 
legt.    Sein  Gedankengang  scheint  mir  in   diesem  FaJle  ein  wenig  zu  stark 
heeiiiflnÜt  zu  sein   von  den  Vorstellungen,   wie  sie  seit  einigen  Jahren,   von 
derr  Tatsache  des  französischen  radikal-sozialistischen  Blocks  ausgehend,  so- 
wohl   im    Deutschen   Beiche^   wie   in   Österreich    einigen   Einfloß    gewonnen 
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lub^Q.  Mmn  entniiiimt  d«m  fmiiKdeiseheii  Beitpiele  die  Hofitiiiiug,  daß  aucii 
hienEtibade  OJad  —  ww  einen  etwas  wunderlich  ftnmatet  ^,  gar  andi  im 
DeoUühen  Beioba,  die  traditionell  monarchiscti-koiifierTÄtiTeti  Pftrteie-n  die 
BcgieruBg  wenigHeiü  ttitweilig  i^  eine  solche  Koalition  freieiiiuigeii  Bürger- 
tum« tail  der  Son&IdeiiioIcTfttie  übergeben  zti  lassen  genötigt  werden  kcHmtecu 
Ba durch  wurde  eine  Umgeitalteitig  det  bett^endeu  StAataw«t§ens  im  demo- 
kratiicheu  Biiu  xwar  dnn^h  da«  Boi^ertnin,  aber  tinteT  entscheidender  mo- 
nlkebtr  and  tatsächlicher  Mitwirkung  der  »osialdemokratiachen  Ärbeitei^ 
psriei  ffcschaffen  werden  könoen. 

Diei^  ganze  Antchauntig  halte  ich  für  utopisch,  nicht  nun  der  was  5star- 
mdi  betrifft  aU  De^lachland.  Sie  beruht  vor  allem  uuf  einem  MiBvexstandnis 
des  wahren  W&m&na  der  deutschen  und  österreiehiscben  Sf^a&ldemokratie^  wie 
wsadh  au!  einer  durch  die  Entwicklung  echon  überholten  Auffassung  von 
^reaktionär"  und  f.fortechntUich'',  „ konservativ"  und  ^Ijbara]^,  Diese  poli^ 
tischen  Bca^eichunn^en,  in  ihrer  landiEufigen  Bedeutung  auf  die  gegen  wirtig 
unter  den  Denttchen  Öeterrdcba  bestehenden  Parteien  angewendet,  treffen 
doch  das  eigentliche  Wesen  dieier  Parteien  nicht.  Man  kann  überhaupt  im 
geg«iwlriigen  Augenblicke  keine  entscheidende  Prognose  über  die  weiter« 
Gettalimiff  des  deotadb-osterreichischen  Part^eiweaens  steilen.  Dazu  sind  die 
Dinge  mm  allen  Seiten  allzusehr  in  Fluß  geraten,  und  nicht  nur  kommende 
Eympäiüe,  aondem  —  was  allem  historischen  MaterialiBmua  zum  Trotz  doch 
du  Wfiientlicbe  ist  —  kommende  Uäimer  werden  erst  hierzulande  die  vor- 
hindoaien,  miteinander  und  gegeneinander  kämpfenden  politischen  Kräfte 
w&  neuen  Formationen  einen.  Denn  —  um  dies  zum  Schluß  zu  sagen 
waa  ich  vielleicht  noch  stärker  hätte  in  dem  Buche  von  Charmatz  zum  Aua- 
dmck  gebracht  sehen  wollen  ^ — :  das  heutige  Osterreich  tat  ein  Land  politischen 
und  wirtachaftlichen  Änfftchwungee.  Es  gibt  keinen  Staat  in  der  Welt, 
der  mit  solchen  inneren  und  äußeren  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  »olche 
Probleme  m  losen  hat,  wie  der  österreichische  Staat.  Schon  daß  ex  daran 
nicht  endgültig  gescheitert  ist,  beweist  die  in  uns  vorhandene  politische 
und  wirtachflfüiche  Lebenskraft,  Die  letzten  Jahre  haben  aber  mehr  als 
das  bewiesen^  sie  haben  bereits  für  den  Kundigen  die  ersten  deutlichen  An- 
zeichen dafür  gegeben,  daß  in  Österreich  die  Neuschaffung  d^i  Staates  sich 
auf  Grundlage  friedlicher  Auseinandersetzung  der  einzelnen  Nationen  unter 
dem  Zeiühen  krtLftiger  wirtschaftlicher  Fortentwicklung  und  entsprechend 
dem  in  unwiren  Völkern,  auch  unter  den  Dentfichen  Österreichs,  lebenden, 
stark  ausgesprochenen  demokratiBchen  Fm «finden  vollziehen  wird.  Ob  die 
politische  Kraft,  welehe  diesen  Prozeß  zur  Reife  bringen  wird,  den  Namen 
und  jene  Charakteristik  des  Neu-Liberalismus  venlienen  wird,  wie  der  Ver- 
fasser des  vorbegenden  Buches  es  prognunmatisc^h  darstellt,  darüber  kann 
gewiß  kein  Urteil  gefällt  werden.  Die  Hauptsache  aber  ist  dies,  daß  heute 
in  der  jüngeren  Generation  aller  Volker  i3steTTeichs  immer  mehr  und  krÜftiger 
die  Hoffnuijg,  ja  die  Zuversicht  auf  ein  kommendes  starkes,  allen  seinen 
Nationen  gerechtea  und  w^irtschaftlich  hochentwickeltes  Österreich  besteht, 
und  auch  aas  ist  ein  unleugbarer  großer  Gewinn,  daß  die  Mehrheit  der  heute 
zur  politischen  Macht  gelangenden  Generation  der  Deutschen  österrcichfi  eine 
solche  Lösung  des  österreichischen  Staataproblems  für  wohl  verträglieh  häb 
mit  der  geechichtbcb  gegebenen  politischen  und  kulturellen  Bsngstcllnng  d 
Deutschen  in  Österreich*  ^ 

Für  diesi»,  die  deutsch ^isterre ichische  Politik  der  Gegenwart  und  Zukunft 
beherrschenden  Tatsachen  bietet  nun  auch  die  Schrift  Charraatz'  selbst  wieder 
einen  selir  wertvollen  Beleg.  Denn  im  Grunde  spricht  sich  auch  in  ihr  ent- 
gegen den  gewohnlieh  als  typisch  ofiterreichisch  bezeichneten  pessimistiacheD 
Auffassungen  eine  hüffntmgftfreudige  Anschauung  der  Zukunft  aus,  und  das 
ist  gerade  wieder  ein  Grund,  warum  dit*ses  vortreffliche  Buch,  um  dies  noch 
zum  ScUiisae  hervorzuheben,  auch  vom  speziiisch  deutsch-ÖBterreichischen 
Standpunkte  mit  voller  Anerkennung  und  Genugtuung  begrüßt  werden  muß, 

Josef  Bedlich^ 


iiicn,  ■ 


B  ea  prech  un  g  en* 


^tt  dolf  Steinmetz.    Die  Fbilosupkie  des  Krieifes,     Leipzig  1907.    Joh. 
Ambr.  Barth.    XVI  und  352  S. 

Was  würde  wohl  der  alte  Öponcer  zu  dieflem  Werke  des  niederUwidisehen 
^^ol^em  aageD,  wenn  er  es  nocAi  erlebt  hätte?  Auch  ihm  war  die  Frage  nach 
de^i  Werte  dee  Eriegefl  für  die  meiiBchliche  Eotwickelnng  eine  der  wichtigsten. 
^SJüxend  er  für  die  Zeiten  der  Unkultur  im  Kriege  den  großen  barhariflcben 
^'^^er  sah,  erHchien  ihm  der  Mililaristnii»  im  modernen  Leben  ab  ein 
^^^f^htbires,  vom  Dkonomisrnuä  za  iiberwindendei  Hemmnia.  Anders  Stcin- 
ro^t«:  Sein  glänzende«  Werk,  das  kein  ernster  Mensch  ohne  tiefen  Eindruck 
left^Ki  wird»  ifltj  im  ganzen  genommen^  eine  wirknngBTolle  Apologie»  ja  fast 
^^  f  an^gyrikuB  dej  modernen  Krieges.  Das  Buch  hat  als  wissenschaftliche 
^'^iütimg  sicherlieli  seine  Mäii^el,  aber  ee  besitzt  einen  großem,  seltenen  Voi^ 
jog^;  es  zwingt  den  L^er^  mit  den  anf geworfenen  Problemen  tn  ringen;  er 
*<*tlimt  nicht  leicht  Ton  ihnen  tos.  Er  wird  mit  der  Vorstellung  von  der 
'^^Öße  des  Gegenstandes  erfüllt;  »ein  Denk^i  und  Fühlen  wird  aufgewühlt ; 
^  niüß  selbst  Stell ung  nehmen  tu  der  ^ßeo  fVage:  was  leistet »  was 
Tjttt^t^  was  »chadet  der  Krieg  der  Men schneit?  Totü  Buchwisöen  veraast 
dal>^i<  Charakter  und  Bildung  ent-echeiden«  Nur  wer  w4e  Steinmetz  die 
J'^^^ere  Verantwortung  fühlt,  die  mit  der  Erwiderung  auf  diese  Frage  ver- 
kaiijjft  ist,  darf  sich  sum  Worte  melden.  Daß  man  so  Ton  dem  Ernste  und 
der    Tiefe  der  Aufgabe   gepackt   wird^    ericheint   mtr  als   das  Verdienst  d^ 

Ich  bekenne,  daß  ich  In  der  Hauptsache  die  gleiche  Antwort  wie  Stein- 

ro^^  nach  AViwägung  des  mannigfachen  Für  und  Wider  geben  würde.     Ich 

T'^^^de  wie  er  sagen:    „Das  hiicbste,   dem  Uenschen   zuträgliche  Mitleid  muß 

•^'^  för  den  Kri^  aussprechen**    (S*  33Ö),    Freilich   erscheint   mir  das   Flus 

ati^  Seiten  dee  Kneget  gegenüber  dem  dianernden  Frieden  um  ein  BetHU^t- 

^p^€t  geringe,  aIi  et  bei  Steinmetz  der  Fall  ist;  ich  vermag  mich  nicht  mit 

"'f'Äer  onbediBgteii  Sicherheit  und  Freudigkeit  äu  dieser  Stellung  j^u  bekennen 

**^  er.     Immer  wieder  steigen,  jemehr  ich  mich  in  den  gewaltigen  Komplex 

^^*i    Eneheinungen    und   Bmehungen    zu    vertiefen    suche^    hemmende  Vor- 

^^^Itmgen    und  Zweifel   auf.     Aber  die   schUeßUche   Bil^iz   scheint    mir   im 

'^'^^l^^en  Steinmetz  recht  zu  geben.  Spüren  wnr  doch  ietxt  m  Deutschland ^  wie 

^^^agelhaft  die  Auslese  unter  den  Individuen   in  Fried  Eiszeiten  ist,    wieviel 

^**fthigkeit     sich     alli^rort^'n    in    Ämteni    mid   Würden   breitmacht,     wieviel 

.    '^litge   Kraft   an   ungeeigneten,   engen  Stellen   verkümmern   muß.     C^bwobl 

^^'^»iiö*  wieder  das  Gegenteil  behauptet  wird,  ist  da»  Tempo  der  Entwicklung 

S^^^enwärtig  Außerhalb  der  Wirtschaftesphäre  schläfrig  und  matt    „Aber  der 

^^i^eg  läßt   die  Kraft  ejscheiuen.'*     Durin   liegt  seine  gewaltige  Anziehnngs- 

S^'^^'ke:  das  zwingt  einen  zu  dem  TTDennoüli"^  ^it  dem  man  sich  nach  inneren 

^^**npfen  schbeßlich  für  ihn  erklärt. 

^  Die  letzte  Entscheidung  kann  hver  nicht  die  exakte  Beweisführung  haben ; 

^^.  hegt  im  Willen,    Gel  ehrten  dunkel  konnte  leicht  Steinmetz'  Buch  als  nicht 

?*i  ektiv  genug  verwerfen.    Es  wäre  recht  kurzsichtig,  mit  diesem  Urteil  über 

_  *^*  Buch,  das  un»  so  not  tat,  zur  Tagesordnung  überzugehen.    Aber  ich  kann 

^*^slit  verkennen,  daß  sich  der  Verfasser  im  Irrtum  befindet,  wenn  er  wiederholt 

l^^^nt,  er  verfahre  so  objektiv  wie  möglich.     Das  fordert  den  Widerspruch 

1^^*11  US.    Es  ist»  wie  mir  scheinen  wjHt   ein  durchaus  subjektiv  es  Bekenntnis- 

r^^h.     Darin  gerade  liegt  seine  Stärke  und  sein  eigentümlicher  Wej-t;    denn 

^     i*t  keine  gewöhnbebe  Persönlichkeit,  die  sich    hier  offenbart,    Steiismetz 

I    ^ist  manche  Ähnlichkeit  mit  Treitschke  auf  j  er  Ut  «tark  in  Liebe  und  Haß, 

^^denichaftlich  und  apodiktisch  in  seinem  Urteil,  das  er  ohne  Einschränkung 

^*l>t.   Zwar  werden  \iele  Argumente,  die  gegen  seine  Stelhmgnahroe  sprechen, 

Z^^  iliÄi  angeführt,    teilweise  sogar  breit  abgehandelt;    aber  sie  beeinfiusseii 

^^  wenig  die  Ergebnisse,  zu  denen  er  gelangt.    Man  gewinnt  nicht  den  Ein- 

^*^-k,   da0  die  Ählüsse  seiner  üedtdrtionen   das   Bet^nltat  der  sorgfältigen 

^^ wägung    aller  Momente    sind,    sondern    daß    das    Endergebnis  langst  vor- 

^^  m  iha  feststandf  daß  es  ein  Tempei^mentsurteil  ist. 


Ein  auBge^proc^hoi  optimiBÜHt^her  Idealiemu^  erfüllt  das  Buch,  vor  alltü 
(lie  Zuversicht,  daß  das  Gerechte  «ich  durehsetst;  es  lei  nur  notwendig,  ds 
Wesen  der  Oerechtigkeit  zu  vertiefen,  im  Notwendigen  das  G^echte  eu  sehei 
Im  Kriege  siege  8t«ta  der  wahrhaft  Stärkere,  in  dem  die  ^momeiLtaii  wer 
vollsten  Eigenschaften  in  der  wertvollsten  Webe  vereinigt**  (S,  188)  teiei 
SteinmetK  erklärt:  „Die  Gerechtigkeit  dee  Krieges  iM  eiue  uafehlbare»  ni 
atiB&et£eiide'^  (S.  28B).  Er  glaubt  nicht  an  den  ZnfaU.  £He  Weltgeschiehl 
tei  das  Weitgericht,  jedem  Vergehen,  jedem  Unteiiaeii«!!  werde  setxie  Strafi 
Alle«  wirke  mit  2uro  Resultate  des  Krt^e^,  „daa  Foflltive  wie  daa  N^athi 
das  Bewußte  wie  das  Unbewußt tt,  daa  Absichtlitihe  wie  das  ünabsichtUche 
(S.  18H).  Sicherlicb  liegt  in  dieser  universalen  Erfaflmmg  geschichtlicher  Tod 
gänge  sehr  viel  Wahres;  aber  die  bei  Steinmetz  vielfach  tmterflieiienden  Übe 
tr  ei  bongen  verleiten  ihn  hier  und  da  zu  einer  Ge^chichtsdeuterei,  die  auc 
dort  eine  gerechte  Logik  der  TEtsach^i  erkennen  will  wo  sie  eine  wenigi 
gewaltsame  Interpretation  der  histori»cheti  Zusammenhänge  nicht  eo  leicl 
zu  gewahren  vermag  (z*  B,  S*  228),  Ich  kann  mich  auch  zu  dieser  Zuvenicl 
m  daa  geschichtliche  Geschehen  nicht  aulBchwingen.  Wieviel  schöner  an 
befriedigender  wäre  das  Dasein,  wenn  Steinmetz  Eecht  hätte,  wenn  auf  d 
Dauer  wirklich  stets  der  Sieg  dem  Tüchtigeren  bliebe,  w*enn  nicht  nmtiehmi 
ganz  nebensächliche  Momente  den  Ausschlag  in  großen  Dingen  gaben?  I 
kann  bisweilen  so  ge&c heben j  wie  es  St<?inmetsE  sieht;  aber  es  muß  oieht  t 
sein.  Gerechtigkeit  und  Notwendigkeit  sind  eben  nicht  dasselbe;  auch  wcs! 
wir  unecre  Yorstelhmgen  über  das^  waa  gerecht  ist,  von  allen  Schlackf 
knrzaichtiger  Bedingtheit  reinigen  könnten,  würde  unser  herbstes  Leid  w 
vorher  darin  bestehen,  daß  zwischen  dem  naiürHchen  automatischen  Geechek« 
imd  unseren  bebten  Absichten  und  Einsichten  nicht  aelten  tiefe  GegenF&t: 
liegen*  Mit  des  Autors  optimistischer  und  idealistischer  Art  hangt  as  wg, 
zusammen,  daß  er  viel  und  recht  willkürlich  prophezeit;  immer  w^ieder  Ui 
gegnet  man  der  Wen  dun  g^  daß  dies  od^  das  geschehen  wird  (je,  B,  S.  15IJ 
oft  würde  ich  zustimmen,  wenn  ein  „vielleicht     hinzugefügt  wäre. 

Das  Problem  des  Buches  i^t,  wie  gesagt,  der  Wert  des  Krieges.  Znnieli« 
wird  vemucbt,  die  Folgen  der  Kriege  in  der  Vergangenheit  aufzuweisen;  er  wii^ 
ojf  die  kulturelle  Triebkraft  insbesondere  in  prälmtorischen  Zeiten  da^gei^tell^ 
Danach  ist  von  den  Schmcr^Eenufolgen,  den  beabsichtigten  und  den  nicbi 
gewollten,  aber  unv  ermeid  heb  an  die  ftede.  Die  ökonomischen  Nachteile  und  d« 
oft  ungunstige  Einfluß  des  Krieges  und  der  militärischen  Zustände  im  Friede' 
ergänzen  die  ünten.uchnng  dieses  Kapitels  über  die  Nat^hteile  des  Krieges:  »ja? 
die  einaeitigen  politischen  Folgen  werden  nicht  übersehen.  Pie  Absicht  d* 
Autor«  geht  also  dahin,  in  seinem  Aufljan  erst  die  negative  Seite  darTustelle^ 
um  von  diesem  dunklen  Hintergründe  die  Lichtaeiten  wirkungsvoll  abzohebe^i 
Preilich  sorgt  Steinmetz'  Kriegsenthnsiasmus  schon  in  diesem  Teile  dafür»  d^ 
im   einzelnen   die   geschilderten  Nachteile  beträchtlich  eingeschränkt  werd^ 

Der  zweite  Teil  enthält  demgegenüber  einen  wirkungsvoll  erMt^ 
Hinweis  auf  die  wcsentliebe,  dauernde  und  potitive  Funktion  des  Kriegt 
bebandelt  eingehend  das  Fj-tiblem  der  Auslese  (Kollektiv»  und  Individu^ 
auslese)  durch  den  Kireg  und  nimmt  noch  einmal  (ich  habe  nicht  begriff)^ 
warum  das  hier  noch  einmal  geschieht)  Bez\ig  auf  das  eherne  Gesetz  ^* 
steigendeji  Kriegsbudgets.  Der  letzte  Teil  handelt  vom  künftigen  Krie^ 
polemisiert  gegen  die  Annahme,  daß  dt»r  kriegerische  Geist  abnehme,  nimtS^ 
auf  die  Friedenskongresse  Bezug  und  fallt  schließlich  das  wirksam  vorbereiten^ 
erwähnte  Endurteil,  Wie  in  einem  gyten  Drama  ist  die  Lywis  so  begrünt  «^ 
daß  eine  fast  suggestive  Kraft  von  der  Geilankenentwickehmg  auagehL  A^* 
einen  empündUchen  Mangel  wird  man  doch  liald  gewahr:  hatte  nicht  df 
angeblich  so  gar  nicht  einseitige  Verfasser  die  unverkennbaren  Vorteile,  «^* 
au»  der  friedlichen  Ännähentng  der  Nationen  für  die  Volker  hervorg^liP^' 
berilcksichtigen  müssen?  leb  vermie«e  in  dem  ganzen  Buche  einen  Hinwei* 
auf  die  neben  den  Schattenseiten  doch  auch  bestehenden  Förderungwi  '^ 
der  steigenden  Solidarität  der  zivilisierten  Nationen.  Sollte  die  Zeit  meht  If^^ 
gekommen  sein,  wo  es  eine  im  ganzen  einheiüiehe  europäische  Politikj  friedlich 
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nadi  mm  und  gewappnet  imch  außen,  gegenüber  den  audcreti  Erdteilen  geben 

miiß^  Sollte  eine  Vorbereitung   dieser  Konstellation  gaa;:  luipraktii^ch  sein? 

fiineKeihc  EmwendungeUt  deren  au^führliehe  BehnndSnug  zu  weit  führen 

wttrdft,  bitte  ieb  aunüf/hst  g'egen  den  Irihalt  de»  Kapitelfi  über  den  Rrieg  a.[» 

kiltoreHe  Triebkraft  vom  Standpunkte  der  soiiolojfiBciien  Forschung  zu  machen. 

In  SteiametÄ'*  LateresHanter  Daratellnng  der  prahiätoriaehen  Y erhältniese  scheint 

«lif  lebr  riel  mehr  Hypothese  zu  ^ein,   ab  der  uneingeweihte  Leser  glauben 

nioJi.  Der  Verfasser  verleiht  dem  Urmensch en  von  Anfang  an  Mut,  Grausam* 

kdt  und  Begehrlichkeit,    knrr.  Aggressmtiit,  Sinn  für  äelbithehaiiptung,   aiut 

<ler  licli  bald  dai  Streben  nach  SelbBterweit«rttag  ant wickele.    Diese  Eigen- 

"ftaftea  seien  ilie  primäre  Vorananet^nng  der  Entwicklung  gewesen,  die  Not 

fies  Dgflfinä    ent   das  »eknndare    Moment,      Ich   möchte   hierzu    ein  großem 

^^ddchen  machen.    Die  Sympathie  sei  aus  der  Elternliebe  entstandeu ;  ich 

^jk  liierin  mehr  den  abwdch enden  Standpunkt  Ratzenhofera  und  Krojjotkin». 

Sichsrlicb  i&t  fem  er  der  Kampf  ein  grofier  Endyher  der  Naturmenschen  ge- 

^^Ki,  aber  auch   die   gegenseitige  Hilfe   und  etwas  später  gleichfalls   dif 

Art>dbrteilüiig,    die   gemeinsame   Wirtflchaft    haben    ihreu  Teil   an   der   Ent- 

rtehong  der  Kultur.    Sehr  zutreffend   enM^heiiit  mir  die  Würdigimg  der  leo- 

'i^mng  fiir  den  Mechauifimus  der  Kulturentwicklung  (S,  36);  die  meisten  So- 

^^ogen  sehen   einseitig  nur  in  der  Vereinigung  den  Hebel  des  Fortöchritts. 

Lbter  den  Nachteilen  des  MilitariBmus  nennt  Steinmetz  mit  großem  Nach* 

J^'ke  die  Selbstüberhebung  der  Offi^iere^  die  Roheit  der  Unteroffiziere,  den 

Bjiwitijaxinims,  die  Bureau  km  tie  und  die  Junkerherrschaft.   Nicht  daß  sie  überall 

^*i  immer  vorhanden  seien;    aber  die  häufige  Vereinigung  militärischer  Oi> 

J*öJiÄtioii  mit   dieeen  Schäden  wird   festgestellt,     Lu  der  Aufrichtigkeit  und 

jianauixgalosiglEeit^   mit  der  Steinmetz  die  sittlichen  und  sozialen  Gebrechen 

^  beatehenden  KriegBorgani«atiön  unter  besonderer  Hervorhebung  Deutsch' 

*"ids  geißelt,    liegt   einer  der  größte»   Vorsage  des  Werkea,     Nicht«   wäre 

Wa-  m  wünsch eü,  als  ilaÜ  die  ernste  und  strenge  Kritik,  die  Steinmetz,  dir 

'^^  eme»  Obersten,   am  gegöiwärtigeu  Offizierkorps  übt,   nicht  einfach  ala 

'Jjimchte   Verkleinenuig   abgewieHen   würde.     Ich   halte   e»   für   ein©   der 

^Uimmiteii  nationalen  Gefahren   für  unser  Vaterland,    daß    die   Kritik    de« 

'^^ern*  imsbefiondere  des  Offizierkorp«,  in  Deutachland  eigentlich  für  eine  Un- 

^«tandigkeit  gilt;    die  Tabuerklänmg  de»  Offizierkorp»  kann  sich  furchtbar 

^  ihn  und  der  Nation  rächen.    Ich  bin  auch  Offi^iersaohn,  habe  von  meinem 

J^^tiien  Jahre  eine  militärische  Erziehung  durchgemacht  uud    kami   nur  aus 

t^   tut  verwischbaren    Fülle  zahlreicher  Jugend  eindrücke   heraus   mich  Wort 

^^"^  Wort  mit  Steinmetz  ein verstan eleu  erklüren  {S,  122  ff.).    Auch  der  herben 

^^tik  dei  Gebiu-tsMidels  muß  ich  zu&timmen. 

Zn  den  wesentlichen  l*r«acheu  von  Sieg  oder  Niederlage  rechnet  Steinmetz 
tl  •tie  Bevrilkeningsj^ahl  (ich  nnjchte  die  Bedeutung  der  großen  Bevölkerungszahl 
?**■  inilitiLriHche  Zwecke  geringer  einschätzen  als  der  Verf asser) j  2.  den  Reich timi 
l^^^Mlker^B,  die  Staatsf  orm»  4.  die  physische  Gesundheit  fies  Volk  es,  5,  die  Mtffalität, 
^  ^ii'  ]^pistige  Begal.mng  und  Bildung^  7,  daa  ganze  Sein  und  Haben  des  Volkes, 
ft  Hierbei   muß  ich  eins c haken,   daß  ich   in  der  Beurteilung  der  sozialen 

^^%enfiitÄe  eines  Volkes  auf  Grund  ökonomisch«'  Faktoren  dem  Autor  nicht 
J^^timtnen  kann:  ich  vermag  die  \\irtsehaft!iche  Koakurrena  mid  den  KeicK* 
^i^m  nicht  so  optimistisch  jni  beurteilen  (ich  mochte  ihn  nur  an  den  mi verdienten 
I  ^rtjniWftchs  erinnern),  bin  von  der  biologischent  speziell  geistigen  Über- 
J3%«nbeit  der  wohlhabenderen  Schichten  nicht  so  überzeugt  und  möchte  be* 
t^^^nlers  betonen,  daß  Steinmetz  dem  Sozialismus  nicht  gerecht  wird ;  so  plump- 
^^imunniiitiadi  sieht  daa  Ideal  der  Sozialdemokratie  nun  doch  nicht  aus  (vgl 
I72^207u-a,),  Steinmetz  scheint  Julius  Wolf  hierin  sehr  nahe  zu  stehen, 
ftoziajpoli tische  Stellung  ja  in  Deutschland  nur  von  weuigetL  geteilt  wird* 
Besonders  charakteristisch  für  den  Autor  ist  aeiae  gnoßKogige  Staats- 
^^»aiiang.  Ohne  Krieg  kein  Staat;  der  Staat  aber  ist  nicht  nur  die  weiteate 
^^fe  tmd  lebendige  tirganisation  der  Menschen,  die  existiert»  tondem  er 
'*'^remt  mit  dieser  weitesten  Expansion  das  intensivste  Lebens  lehrt  SteinmetK 
^S.  190  ff,).     Trotz  der  fast  antiken  Staatsrerberrlichung  macht  er  sich  aber 
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nichl  die  nmti«che  Vervtiegailieit  M^t^  oder  haaaon»  mm  d^en.  Auch,  lui 
£ndet  er  Wort«  des  herfasitet]  Tldeli  für  die  mrklic^  roriiuideiicn  StUlq 
.^e  begtati  Eegienmgeo,  die  wir  tefaeOf  stnd  eutsmiige  Firtetregicmoga 
gemmmtm  md  ihnen  allen  ohne  Auinftiime  Trivtälitlt  und  gm&ge  liel 
lam  Ideal*^  (S^.  20BX  Das  iit  vielleiuht  diu  Eif^^ntümliclwte  an  dem  Airto 
wie  in  thm  der  ideali£tis4^e  llptimiiDaaB  mit  ^nem  aoe^ezeickneten  Blick  ft 
Realiläten  Terknüpft  ist,  wie  der  Flog  »einer  HoSnongen  niclit  darch  di 
Beoba4:^taEig  der  Wirklichkeit  gehemmt  wird,  leb  gestehe^  ancb  hierin  th 
nicbt  gmnx  fol|ren  wo.  känneii;  icb  %ermag  nicht  über  den  Gegensatz  to 
Ideal  nnd  Wtrklicbkdt  ao  »cber  bin  wegzukommen*  leb  würde  Steimnet 
Wort  dahin  modiÜEiereti,  d^B  der  Staat  da»  inienaiFale  Leben  aller  Gemeii 
Schäften  führen  könnte ,  dflß  wir  aber  in  Wirklichkeit  uns  ron  dietem  ZaH 
noch  mhr  weit  entfernt  fühlen  münen^  Bestreiten  möcht«  ich  iiwbesoiMiei 
daa  direkte  Verhältnis  Ewiachen  der  Größe  dea  Staate  und  dem  BeiJchtm 
eeinea  inneren  Lebens  (S.  242).  G^^e  in  großen  Staaten  yenpüren  di 
Maaeen  der  Uenachen  wenig  voD  dem  eigentlichen  Gehalt  des  itaatitohe 
Lebent;  er  ist  ihnen  gewiaeerinaBeii  xu  fem  und  nnerreicbbar«  Andererm 
brauchen  die  freien  Vereine  dnrchana  nicht  ein  so  armfieligea  Dasein  s 
frist^nf  wie  es  der  Verfaaa^  ihnen  Eosdireiht.  Tankende  von  Arbeitern  liebe 
ihre  Gewerkschaft  £.  ß.  tebr  viel  mehr  als  den  St&st,  eind  gewillt,  sich  jrw^ 
für  jene,  aber  nicht  ani  freien  Stucken  für  ihn  xu  opfern  (vgL  8.  24^ 
Schließlich  vermag  ich  dem  Verfasser  nicht  in  «einer  Vorliebe  für  «5 
Zwingiorginlsation  sm  folgen;  gerade  nmgekehrt  wie  der  Autor  wurde  m 
bekennen,  d«ß  ich  da  nicht  lieben  kann«  wo  es  keine  Freiheit  gibt  (S*  S4^ 
Auch  glAube  leh  nicht,  daß  heule  zwar  alle  den  Staat,  niemand  aber  ms 
«eine  Stadt  oder  sein  Dorf  Eebe»  IHe  Umkehrang  wnrde  der  Wahrhai 
näher  kommen.  Leider  ist  wiJire,  aufrichtige  Liebe  ^nm  Staate  in  unsew 
Friedenflzeiten  ziendicb  ieitera  geworden;  der  Lokalpatriotismna  aber  b]5 
schon  deshalb^  Keil  in  der  Gemeinde  leicht  jemand  eine  Bolle  fipidea  k^ 
während  er  im  großen  Staats  fransen  gewissermaßen  versinku 

Die  eigentliche  positive  Funktion  des  Krieges  sieht  mit  Eecht  Steinma 
darin,  daß  er  die  äußerste^  allerböchnte  Anatrengiing  ist;  deshalb  darf^ 
niemals  aofgehobi^  werden*  ^Man  nenne  mir  doch  eine  einzige  koüektiTe  V 
die  so  das  ganxe  Volk  ergreift,  in  der  so  alle  Kraft  zur  Anwendung  komir: 
sn  der  alle  ohne  Ausnahme^  jeder  in  seiner  Art,  so  sehr  mitschaffen»  als  | 
der  Krieg!''  [B.  219.)  Mit  dieser  Auffaeeimg,  die  ich  teile^  hingt  des  Ye 
schon  erwähnte  optimistische  Deutung  dta  Kriep  al&  Weltgericht 
Wieweit  ich  imstande  bin  ihm  hierin  zu  folgen,  versuchte  ich  bereit«  ^u  sa^ 

Die  durch  den  Krieg  bewirkte  Kolleküvauslese  wird  sehr  eindrockB^ 
dargestellt;  aber  auch  hier  müßte  ich  einige  Einwendungen  machen, 
grefl,  wie  hier  angenommen,  iind  meiit  die  Unterschiede  in  den  Ei^ 
Schäften  kämpfender  Völker  nicht  (vgl.  S.  24 1»);  anch  vermisse  ich  eine  — 
wahnnngf  daß  auch  aus  Niederlagen  Gewinn  für  eine  Kation  flieBen  k^ 
(die  Anmerkungen  S.  258/259  genügen  nicht).  Wenig  überzeugt  hab^i  n^ 
die  Argumente,  die  nach  Steinmetz^  die  individuelle  Kontr^elätion  der  ^ 
dem en  Kriege  beschränken  sollen. 

Ein  wiflsenacbftftlicher  Gewinn  ist^  daß  Steinmetz  so  treffend  und  en^rgi^ 
mit  der  irrigen  Spencerschen  Lehre  aufräumt,  hohe  wirtKehaftliche  EntwickJ^^ 
nnd  starke  Kri^sgelüste  seien  unvereinbar.  Zwäfellos  kann  gerade  ül:7 
tri  eben  er  ökonomiMnna  mm  Kriege  führen.  Hierin  i»t  die  jüngere  Soziolc^ 
über  die  ältere  Schule  fortge«chritten.  Steinmetz  hätte  jedoch ^  scheint  k* 
d^n  gerade  von  S|iencer  ielir  gut  erklarten  Zusammenhange  von  Kriegn,  M^ 
plin,  Zwang  uml  Unkultur  eine  größere  Beachtung  schenken  sollen;  viesJ 
was  er  tadelt  und  verurteilt»  ist  gerade  eine  notwendige  Folge  der  Kri^^* 
notwendtgkeit.  So  laßt  tich  z.  B,  die  Disziplin  nicht  leicht  reformieren,  o^ 
ferringert  zu  werden. 

Nicht  um  zu  nörgeln  und  dem  Verdieuate  eine«  bedeutenden  Werl^ 
Abbruch  zu  tuu^  habe  ich  eine  Anzahl  der  mir  bewußten  AufisteUnngen  ht 
erwähnt     Dieses   Buch  gehört  m   den  Werken   mit  großen  Vonsügen    o^ 
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''•wd^ED  Mängeln,  Die  praktische  Bedeutung  möchte  ich  sehr  hoch  ein- 
■(filtem*  Es  wäre  »ehr  7m  winBchen,  daü  es  \iel  geleaen  und  beHprochea 
^ni  Auch  dit?  studierende  Jugend  sollte  aui  ihm  frische  Kräfte  schöpfen. 
*  ütieht  ^u  palitifichor  Ttiehtjgkeit.  Dabei*  ist  es  reich  an  ausgezeiclmetea 
***gÄy*ffl3f.en  Einzelbemerkungen» 

f)(T  Soziologe  wird  sicherlich  auch  Gewinn  aus  ihm  schöpfen.    Aber  er 

•N  durati    eritmert    werden,   wie   die  Gedanken  werke   der  Menschen    vom 

^ifk  ihrer  Zoit  betlingt  tdnd.    Man  hat  in  deü  verschiedenen  Epochen  das 

"^^'Hwrnrt.'heu  einer  bestimmten,  atlgemeineu  Idee  beobachtet;  unaere  Gegen- 

tl  *o|l   die  Idee   d^  Nationaliamun  kennzeichnen*     Dm   mag  richtig  aein, 

-4<?nfAll«   ijüt   dieses  Werk    in    ganz   hervorragendem  Maße  ein  Produkt  d^ 

*'*tioaftliMiiiu»:    es    ist   aus   dem  Geiste   unaerer  Zeit   und    für  unsere  Epoche 

S^chricbcn.     Mit   seinen  Vorzügen    und    Mängeln,    seiner   Kraft  und   seiner 

^^Hadtigkeit   ist   e&   ein   echtes   Gegenwartalmch*     Vielleicht   werden    unsere 

j*^lcel  m  kaum  noch  verstehen.     Aber  auch   in    wenigen  Perioden   der  Vei^ 

goiheit  wärt?  die  Wissenschaft  (anders  die  Praxis)  wohl  ku  dem  Ergebnis 

ngl :  «Urr  Krieg  als  die  e^inbeitlichste  KollekitTmnstreiigang,  als  die  einzige» 

e»eii!i**Ile  F*cinn  tler  Stautenkonkurrenz,  kann  ohne  nnersebdiche  Verluste 

die  Mt'nschheit  nie  aufgehoben  werdeu**  (S.  208).  L,  v»  Wiese. 

^^olf  Mensel.    Die  3y»tenie  des  Wahlrechts.    Neue^  durch  Zusätze  vermehrte 

AxiAgabe,     Leipzig  und  Wien  1906,     Franz  Deuticke.    41  S, 

Die  kleine  Schrift  stellt  in  ilircm  Hauptteil  die  Wiedergabe  einea  Vor- 

-«    fnf,  den  der  Verfasser  1895  im  Advokaten  verein  zu  Bninn  gehalten  hat* 

Itüagen  führen  zum  Stand  von  1906,     Die  Neuheransgabe  wurde  ver* 

— .>.  durch  die  Kampfe  um  die  öst^^rreichische  Wn  hl  reform»  aber  auch  nach 

i>lc»aclüiii  ilieser  Eefonn  bleibt  die  Arbeit  von  Interesse,    Denn  sie  gibt  eine 

i-S^fardeutlich   klare   übersieht  über   die  Wahlrechtasystemc    und   ist   trotü 

il«*r  Kürzt»  von  kritiBoh^wisseiiacbaftHühem  Geist«  tTfülit,   Menztd  unterscheidet 

tlnii  Wahlsystemen  vier  (Jnindtypen:  das  System  der  hiatonflchen  Interessen- 

ii[ctuüg,   das    des   Zensus^   das  des  allgemeineu  und  gleichen  Wahlrechts, 

llich  dns  der  idealen  Interessen  Vertretung,     Mit  dem  erstgenannten  Begrifi 

'^ii-*!  recht  jrnt  das   alte  ständische   Wahlrecht   bezeichnet,    mit  dem   letztr 

l-g«^^iiiini]ten  ebenfalL»  gut  die  vom  reicblich  weltfremden  Schwärmern  empfohlene 

['•r^I'P»**^ng    der  Bevölkerung    in    der   Richtung   neu  entstandener  Schichten, 

iiL?^  '^f  Interessenvertretung  kann  der  Zensus  verbunden  werden,  wobei  jedoch 

fter  der  Grundtypnsj   gewalirt   bleibt.     Nicht  empfehlenswert  erscheint  es 

.  ^iigt^gf-'O.  ftl^  weitere  Typen  den  Zensus  und  das  allgemeine  und  gleiche 

r  I    ^'fi<»cht    ohne   jetle  Verbindung  anfsfuführen;    dadurch   wird   die    Stellung 

.^^^  '*hirHl»ystems  und  die  des  Dreik  lassen  Wahlrechts  verdunkelt.    Diese  i>eiden 

ae   liürfen  nicht,   wie   der  Verfasser  dies   tut,   eiue  Abschwächnng  dea 

fipin<'n  Wahlrwht»  durch  Verwendung  des  Zetntua  genannt  werden,  weil 

h*in  die  ganz  »ulijektive  VorauHsctznng  gemacht  wu"d,  der  NormalfaU 

nrinen  WahlnH-bt«  sei  die  gleiche  Behandlung  der  WablberechtigteUt 

lie  »ind  unter  den   b^^Äon deren  Gnj&dtyjjus  de?i  allgemeinen  Wahl- 

mil  Oifleretccieruug  df^r  Wühler  zu  linngen.     Hit*rau  reiht  sieb  dann 

I    ~    ^i€T  Typus  d«?*i  gleichen  Wahlrecht«.     Will   man  hber  dii*  Subiektivilät 

nJ2j*li  gelte«»  liix»teii,   so  hat  jcilen falls  nicht  mindere  Herechüginig  die  entr 

^^^^tif*r*'iAtv  Siil»j*-ktivitÄt,   wonach  das  gleiche  Wahlrecht  nichts  ist  als  ein 

allgtimiMnen  WwEdreithta,  —  Scluule  ist,  daß  den  Verfasser  »ein 

litonr-u  der  (trundtypen  daran  verhmilert.  hat^  die  interessanten 

r  I   ^.  Äwi^chcn  ailgcmeinent  Wablracht  und  Zensus  mit  ein  paar 

7  ':tfmi<-rcn,     Mnu  kann  »ehr  oft  zweifelhaft  sein,  ob  gewisse 

^Viddrechts  einen  Zeusua  verkörpern  oder  nur  Ausnahmen 

iMoiuen  Widdrechls* 

■veiBe   Menzels   geht   l>ereit«   hervor,    dflii   er  einen 

!    einnimmt.     In   tler  Tat  verwirft  er  alle  iibngen 

niui  iikluH  vn.li  tiir  das  allgemeine  und  gleiche  Wahlretiht.    Freilich 

»#?hr  ans  f'ARwiön   als  anij  Verlegenheit:  das   allgemeine  und  gleiche 
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Wahlrecht  icheint  ihm  dk  wenigsten  Sohwichan  m  habetu  Ab  mwd*^ 
posiliTeB  Vorzug  dem  Efitetam  gibt  er  an,  e«  wo^ie  der  GieichJieitigedA 
miiiier  mehr  ein  Stück  des  sittlieheii  BewnEUein»  der  KnlttirraLker.  l>ie>' 
richtig  und  doch  wieder  f&tseh.  Bichtig  ist,  dail  wir  heule  keine  Piriikbifrr 
mehr  dulden  wollen,  f&lach^  wenn  es  deshalb  heißt,  man  sehe  nnn  sneli  in 
RreifleiLr  denen  das  MABseiibewußtaein  fehlt,  über  die  natürlichen  üntencbietie 
der  Menschen  hlnw^,  Yielinehr  iet  der  aristokratisehe  Zug  in  uiiiserer  volk»^ 
freundlichen  Zeit  gmr  nicht  £u  verkennen.  Dies  aber  bedentel  keinen  Wftdrr* 
Spruch,  denn  e»  vermag  sich  erat  auf  der  Grundla^  der  allgemeinen  Men^dieti- 
würde  ein  wirkliches  Aristokrstentiim  £u  enlwickeln.  Wer  der  MMaei  gnr 
keine  Rechte  geben  wiUf  muß  sich  selbst  sehr  genug  einachatzen;  w^er  aber 
der  Masse  alle  Rechte  geben  will,  achätzt  sich  nicht  minder  gering  ein.  Indien 
sieb  der  Ek^te  nbermäßig  diitanidertT  ichimnbt  er  die  Bedeutimg  der  Masae 
im  Vergleich  zu  geiner  Bedeutung  genau  so  hinauf,  wie  es  der  Zweite  tut, 
der  jede  Distanz  vernichtet.  Also  auch  dies  positive  Argum«znt  Men^ela  für 
das  gleiche  WaMrecht  hält  ernsthafter  Prüfung  nicht  Stand. 

In  dieser  Z^tschrift  (besondean  3.  138)  habe  ich  bereits  ausgefulurt,  daB 
ich  ein  gut  abgestuftes  Pluralsyttem  für  das  beste  Wahlrecht  halte«  Hiier  •*•! 
nur  noch  ein  bemerkenswerter  Einwand  behandelt|  den  Menzel  ge^Bii  |>  ^U 
Bevonugun^  einzelner  Klassen  erhebt.  Er  meint,  es  xeige  sich  da  ein  ptiv^t- 
wirtidisitlioher  Zug,  das  Prinzip  des  do  ut  des.  Der  Stftat  sei  doch  w  uns 
keine  AktiengeseUacbaft^  in  der  die  hoberti  Kapitalseinlage  oder  eine  Gewerk- 
schaft in  der  die  groBere  ^nbuße  dem  einzelnen  einen  größeren  Anteil  an 
der  Gesclutftsfübrung  «iohert.  Solchen  do  ut  des  -  Standpunkt  dem  Staut« 
gegen II her  kann  man  völlig  verwerfen t  hat  aber  darum  doch  das  Prinzip  de« 
Pluralsystems  noch  nicht  gestürzt«  Denn  gültig  ist  di^er  Angriff  nnr  hei 
einem  Sfsiem,  das,  wie  das  preußische,  einseitig  die  Bteuerliche  L 
fahigk^t  berücksichtigt,  Gneist,  der  enragierte  Verteidiger  des  prf. 
WaUrecbts,  hat  Ja  wirklich  die  politischen  Rechte  als  (Gegenleistung  de«*  St&au 
besetcbneL  Ein  differcusierendes  Wahlrecht  aber,  das  die  ganae  Position  des 
Wählers  innerhalb  des  Staats  Verbandes  betrachtet,  hat  gerade  spezifisch  puhh- 
zis tischen  Charakter ^  weil  üie  StaaUangehörigen  durchaus  in  ihrer  Bezieh Ltij-j^ 
£uni  Staat  gewertet  werden.  Dagegen  hat  siä  Menzel  ein  Argument  entgehe*. 
Isnen,  das  starker  gegen  ein  difieren^cierendes  Wahlrecht  £u  sprechen  Sf^eirit. 
Man  sagt,  dsS  die  ärmeren  Schichten  im  Kriegsfälle  wieder  wett  msicben, 
was  sie  sonst  dem  Staat  weniger  entrichten.  Denn  hier  werde  das  XiAiid  ja 
in  ervter  Linie  von  der  Masse  geschützt,  an  diesem  Schutz  aber  hatten  die 
Besitzenden  ein  weit  größeres  Interesse  alt  die  Besitdoseü.  Doch  auch  diese 
Beweisführung  vermag  sich  nur  —  von  anderem  abgesehen  —  ge^en  ein  Walü- 
recht  zu  ricbteni  das  auf  bloßer  pekuniärer  Basis  erbaut  ist,  >;ur  bei  emem 
solchen  Zustand  vermag  »ich  das  Treueverhältnis  zum  Staat  in  so  demorali^ 
sierende  Betrachtungen  aufzulösen. 

Zuletzt  noch  eine  Bemerkung,  Menzel  nennt  gleichsam  als  Ertnuaugen 
für  ein  demokratisches  Stirn mreuht  Aristoteles.  Hier  «eigt  sich  voo  neuem, 
wie  gefahrUeb  es  ist,  unseren  Begriff  der  Demokratie  kurxweg  dem  aütikeii 
gleichzustellen.  Äri&toteles  führt  in  seiner  Politik  vier  Formen  der  Demokratie 
aut  von  denen  er  iedeufalls  die  vierte  —  die  „äußerste  Demokratie"  —  völlig 
verwirftt  wichtiger  aber  ist  noch,  daß  er  im  Grande  überhaupt  kein  Beinokr«i 
in  unterem  Sinne,  sondern  ein  Verherrlieher  des  „Mittelstandes"  war.  Dem 
Verfasser  wird  die  Stelle  bekannt  sein  (Pol,  4,  9)^  wo  Aristoteles  unter  leb- 
hafter Zustimmung  ein  Wort  des  Phokybdea  zitiert  „^t^tebtiuid  hat  den 
PreiSi  zu  ihm  möcht  ich  im  Staat  gehören'^.  Ariatotelea  kennt  weiter  aut  h 
sehr  wohl  die  RoUe^  die  die  Yerf&isnng  gegenüber  den  histurisdien  Bediiigt^ 
heiten  spielt:  er  erwähnt  einmal,  es  dürfe  nicht  übersehen  werden^  wie  ei?» 
Staat,  der  keine  demokratische  Form  habe,  doeh  in  der  VVirklichkeit  infolg 
der  herrschenden  sittlichen  Gesinnung  und  Erziehung^  demokratisch  verwalte 
werde,  und  wie  umgekehrt  ein  Staat  mit  mehr  demokratischen  lusiitutioiico. 
doch  wegen  der  herrschenden  Sitte  und  Bildung  eine  mehr  oligarchssd» 
Verwaltung  habe.  Adolf  Orabowsky. 
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Mau  kann  das  Wort  ,, Imperialismus"  in  einem  doppelten 
iintie  verstehen.  Entweder  bedeutet  es  die  Ausweitung  eines 
Staates  xur  Öee-  und  Weltmacht,  zu  einer  Großmacht  neuen 
die  an  der  großen  Politik  der  Zukunft,  an  der  ,, Welt- 
einen tlitigen  Anteil  nehmen  kann:  in  diesem  Sinne 
ite  man  auch  von  einem  deutschen  Imperialismus  reden; 
diesem  Sinne  treiben  alle  Staaten  imperialistische  Politik, 
ter  den  „Weltmächten**  der  Zukunft,  unter  den  großen 
^  ti  des  neuen  Weltstaatensystems  sieh  ihren  Platz  sichern 
rollen;  in  diesem  Sinne  ist  „Imperialismus''  gleichbedeutend 
lit  ,, Weltpolitik*'.  Oder  aber  das  Wort  .Jmperiahsmus''  be* 
letitet,  daß  ein  Staat  die  Alleinherrschaft  oder  wenigstens  die 
>berherr8chaft  in  der  Welt  erstrebt,  wie  einst  das  Eömische 
leich  und  sein  Nachfolger  im  Mittelalter,  maj^  er  sie  nun  melir 
aaf  Waffengewalt  oder  auf  wirtschafthche  Überlegenheit  be- 
iden, 

Durch   einen  Imperiahsmus  dieser  letzteren  Art  würde  in 

Ciegenwart   der    alte    Grundsatz    des    Oleichgewicht«    der 

ite  in  Frage  gestellt  sein;    es  stünde  dann  ein  Kampf  in 

^seicht»  in  dem  entschieden  werden  müßte,  ob  die  Gleichberech- 
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tigung  der  großen  Mäclite  wie  bijsher,  oder  aber  ihre  Uut^rord- 
nirng  unter  eine  überragende  Macht  das  Prinzip  d^  zuküiiftigeii 
StaatensystemB  sein  soll. 

Man  sieht,  von  welcher  Tragr^eiie  die  Frage  ist,  ob  man 
deü  britischen  Imperialismus  der  Gegenwart  in  der  einen  oder 
der  andern  Bedeutung  des  Wortes  zu  fassen  hat.  Ein  Versuch 
zu  ihrer  Beantwortung  zeigt  aber  sofort,  daß  es  sich  hier,  praktisch 
genommen,  nicht  um  eine  so  scharfe  Alternative  handelt,  wie  man 
sie  in  der  Theorie  wohl  formuheren  mag,  daß  wir  es  hier  mit 
einem  Z\i-iscbenzußtand,  vielleicht  mit  einem  Übergangszustaiid 
s£U  tun  haben,  jedenfalls  aber  mit  einer  neuen  imd  außerordenl- 
lichen  Erscheinung  in  dem  sich  ausbildenden  VVeltstaatensystenL 
Daß  England  mehr  sein  wiU  als  eine  Weltmacht  neben  andern 
gleichbereehtigten  Weltmächten,  liegt  auf  der  Hand  für  jeden, 
der  die  i>ohtischen  Verhältnisse  mit  unbefangenem  Bücke  ver- 
folgt, lÄe  Oberherrschaft  xur  See,  die  es  gegenwärtig  ausübt« 
wird  oft  geradezu  kurzweg  als  ,, Weltherrschaft"  bezeichnet, 
nicht  nur  von  Engländern,  sondern  auch  von  kontinentalen 
Schriftstellern;  Fürst  Bülow  hat  gesagt,  wir  dächten  so  wenig 
daran,  England  diese  Seeherrschaft  streitig  zu  machen,  wie  eine 
Eisenbahn  nach  dem  Mond  zu  bauen.  Anderseits  aber  wurzelt 
doch  auch  die  britische  Macht  in  dem  historischen  Staaten- 
System,  in  dem  bisher  noch  der  Grundsatz  nicht  bloß  der 
Gleichbereclitigimg,  sondern  auch  des  annähernden  Gleich- 
gemchts  der  Macht  unter  den  Großstaateu  sich  behauptet  hat; 
und  gerade  von  England  selbst  ist  dieser  Grundsatz  in  früherer 
Zeit,  namentheh  gegenüber  den  französischen  Weltherrschafts- 
bestrehungen ,  immer  besonders  scharf  betont  worden.  Im 
Namen  des  europäischen  Gleichgewichts  ist  der  Kampf  gegen 
Ludwig  Xr\^.  und  gegen  Napoleon  I.  geführt  worden;  und 
wenn  als  dauernde  NebennTi^kung  dieses  Kampfes  gegen  die 
französische  Dniveraalmonarchie  seit  Abukir  und  Trafalgar  die 
britische  Seelierrsehaft  eintrat,  so  bedeutete  das  im  19.  Jahr- 
hundert zunächst  noch  keine  erhebÜche  Störung  des  Gleich- 
gewichts der  Macht,  weil  der  Weltverkehr  noch  nicht  bis  zu 
dem  Grade  entwickelt  war,  daß  man  diese  See-  und  Handels- 
herrschaft geradezu  als  Weltherrschaft  empfunden  hätte.  Die 
kontinentalen  Staaten  stritten  den  größten  Teil  dieses  Jatir- 
hunderts  hindurch  mn  innere  Angelegenheiten:  um  die  Ideen 
der  französischen  Revolution,  um  konstitutionelle  Verfassung 
und  nationale  Staatenbildung;  überseeische  Interessen  hatten 
die  meisten  noch  kaum  oder  doch  nur  in  so  geringem  ümf^ 


daß  jede  Konkurrent  mit  England  nn^iir^ehlossen  schien, 
England  war  die  einzige  groOe  See-  und  llandelsmacht  und 
,  gleichsam  ein  abgesondertes  Außenglied  der  europäischen  Staaten- 
elisehaft;  Nordamerika  und  Japan  waren  noch  nicht  in  den 
eis  der  Weltpohtik  eingetreten,  • 

Das  alles  ist  heute  anders  geworden.    Seit  20 — 30  Jahren 
hil  sich  die  allgemeine  Weltla^je   in  einer  für  England  sehr 
unbequemen  Weise  verändert.     Frankreich   und    Belgien   sind 
ia  den  Besitz  großer  Kolonialreiche  gelangt;  Rußlaud  hat  seine 
Positionen  in  Zentralasien  und  im  fernen  Osten  immer  weiter 
Torgeschobeu  und  stand  vor  seinem  Zusammenbruch  im  Begiiff, 
«Hl  Vorherrschaft  an  den  Küsten  des  Stillen  Ozeans  zu  gewin- 
nea;  Deutseh land  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sind 
dem  natürhcheu  Ansdehnnngstriebe  gi'oßer  Handels-  und  In- 
düitriestaaten  mit  wachsender  Bevölkerung  gefolgt:  sie  sind  in 
Bcharfe  Konkurrenz  mit  der  britischen  Industrie  und  Schiffahrt 
geraten;  sie  haben  gleich   anderen  Mächten   eine   Kriegsflotte 
geflciialfen,    die  zur  Verteidigung  ihrer  Küsten  mid  zur  Siehe* 
nitig  ihrer  überseeischen  Interessen  dienen  soll;  sie  sind  damit 
a\ü  ihrer  bisherigen  kontinentalen  SelbstbesehränkuDg  heraus- 
getreten und  haben  begonnen,  Anteil  zu  nehmen  an  den  Fragen 
der  Welthandels-  und    Kolonialpolitik.     Es    ist    ein    Geist  der 
Rivilitut»   ein   Drang  nach  Ausdehnung  und   Machtentfaltung 
üDter  die   Völker   gekommen,   der   in   diesen    unseren   Tagen 
gerwiezu  eine  neue  Epoche  der  Weltgeschichte  eingeleitet  hat. 
^f  spanisch-amerikanische  Krieg  (l^l^H),  die  chinesische  Expe- 
dition (iiHX»)»  das  englisch-japanische  Bündnis  (1902),  der  russisch- 
jaimnische  Krieg  (1904)  —  das  sind  die  Markst^?ine  dieser  neuen 
Epoche,     Das  alte  Europa  ist  nicht  mehr  allein  das  Schach- 
^^tt  der  großen  Pohtik,   wie  noch  in  den  Tagen  Bismarcks; 
^  europäische   Staatensystem    hat   sieh   erweitert   zu   einem 
"f^Itstaatensystem,  dessen  GUeder  sich  auf  alle  fünf  Kontinente 
^ert^i]en  und  dessen  verbiiulcnde  Straßen  die  Weltmeere  sind. 
Wird    es    nun    England    gehngen,    im   Ki^eise    dieser    zu 
^Weltmächten   iieran wachsenden   Rivalen  seine  See-  und  Welt- 
^^mchaftsatellung  zu  behaupten?  —  das  ist  die  große  Frage 
^^  Zukunft,  die  alle  Kräfte  in  England  spannt  und  im  Begriff 
®^'heint,  große  Umwälzungen  herbeiznf ühren ;  hier  ist  die  Quelle 
tltf  gegenwärtigen   imperiaUstischen   Bestrebungen  zu  suchen. 
Es  ist  ein  anderer  Geist  in  die  britische  Politik  gekommen, 
^8  der  war,  der  noch  vor  20,  30  Jahren  darin  herrschte.     So 
^Oge  England  sich  noch  als  die   einzige  wirklich  große  See- 
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und  Handelsmacht  in  der  Welt  fühlen  konnte,  so  lange  es  vo: 
keiner  ernsthaften  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  bedrot 
war,  hatte  seine  Politik  einen  friedfertigen  und  menschen 
freundlichen  Zug,  der  ihr  die  Sympathieen  der  Liberalen  u 
aller  Welt  gewann.  Man  verschmähte  den  Appell  an  die  Ge 
walt  der  Waffen  imd  die  Staatsräson,  man  sprach  von  Völker 
frieden,  von  Weisheit  imd  Gerechtigkeit  in  der  BehandloDf 
internationaler  Fragen  und  man  glaubte  mit  den  Fortschritte! 
der  Industrie  imd  mit  der  Ausbreitung  des  Freihandelsprinzip 
nicht  nur  die  eigene  Wohlfahrt,  sondern  zugleich  die  alle 
andern  Völker  der  Welt  zu  fördern.  Das  waren  die  goldene 
Tage  konkurrenzloser  Geschäfte,  eines  unerhörten  Gredeihe) 
von  Handel  imd  Schiffahrt,  wo  England  im  sicheren  Gefu) 
seiner  industriellen  Überlegenheit  die  lange  geschlossenen  Toi 
seines  inneren  Marktes  allen  Nationen  öfEnete,  weil  es  übe 
zeugt  war,  daß  keine  Konkurrenz  der  Welt  ihm  etwas  anhabe 
könne,  und  daß  die  Nachfolge  der  anderen  Völker  auf  d 
Bahn  des  Freihandels  seine  eigene  Handelsherrschaft  nur  imm 
weiter  ausbreiten  und  inmier  fester  begründen  müsse.  1 
waren  die  Zeiten  Peels  und  Cobdens;  und  Herbert  Spencer  hat 
diesen  Zustand  vor  Augen,  als  er  den  Satz  au&tellte,  di 
England  vornehmlich  den  industriellen  Typus  der  poUtisch< 
Gesellschaft  darstelle  gegenüber  dem  zurückgebUebenen  kriege 
sehen  Tj-pus  der  kontinentalen  Staaten. 

Heute  ist  die  Stinmmng  in  breiten  Schichten  des  englisch* 
Volkes  und  vor  allem  in  der  PoUtik  seiner  Regierung  do 
schon  wesentlich  anders;  und  der  mildere  Ton,  der  von  de 
gegenwärtigen  Uberalen  Ministerium  angeschlagen  worden  i 
darf  nicht  darüber  täuschen,  daß  die  Gresamtrichtung  der  bri 
sehen  Politik  mit  Entschiedenheit  und  auf  lange  Zeit  hina 
von  dem  wiedererwachten  Instinkt  der  Macht  und  der  Gewi 
beherrscht  wird.  Der  Geist,  der  heute  in  der  engUschen  Pohl 
lebt,  ist  ein  Geist  des  rücksichtslosen  Kampfes  um  die  We 
herrschaft.  Gegenüber  der  inzwischen  herangewachsenen  Kc 
kurrenz  ist  England  heute  im  Begriff,  zu  seinen  alten  Prinzipi 
und  Methoden  aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert  zurücki 
kehren,  um  sich  in  der  weltbeherrschenden  Position  zu  l 
haupten,  die  es  sieh  damals,  im  Zeitalter  des  Merkantilismi 
erkämpft  hat. 

Der  Merkantilismus  mit  seinen  hohen  Schutzzöllen  m 
Einfuhrverboten,  mit  seinen  scharfen  Schiffahrtsgesetzen,  n 
seinen  häufigen  Handelskriegen  war  ja  die  wirtschaftspolitiscl 
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Begleiterscheinung  des  großen  Pi-ozesses,  in  dem  im  17.  und 
U.  Jahrhundert  die  europäischen  Staaten  ihre  Machtstellung 
geifeiiseitig  abgegrenzt  und  ein  haltbares  politisches  Gleich- 
ficht  unter  sich  hergesteüt  haben  i).  Heute,  wo  ganz  neue 
bte  auf  den  Plan  getreten  sind,  wie  Amerika  und  Japan, 
ein  Weltstaatensystem  sieh  ausbildet,  in  dem  alle  großen 
ichte  zugleich  See-  und  HandelsniiVefito  sind,  bedarf  es  einer 
^lueu  ReguHeruug  der  Maehtverhältnis.^e.  und  zugleich  handelt 
I  Bich  danira,  die  Welt  nunmehr  ert'l-iiliit^^  aufzuteilen;  alle 
Bitionen,  England  voran,  sind  bestrebt,  tnö^hchst  Tiel  von  dem 
Boden  der  Erdoberfläche  in  ihre  politische  Gewalt  zu  bringen, 
teil  man  bei  dem  heißen  Kampf  um  die  Absatzmärkte  der 
ßrportindustrieen  jeden  Raum  besehlagnehmen  zu  müssen  glaubt, 
auf  dem  einmal  Konsumenten  von  Industrieerzeugnissen,  weiße 
oder  farbige,  in  größerer  Zahl  leben  können. 

Man  hat  berechnet,   daß  England   seit  1866  etwa  seinen 

Kolonialbesitz  an  Fläche  mehr  als  verdoppelt  hat:   es  hat  auf 

Binna  und  Beludscliistan,   Ägypten  und  den  Sudan,    Uganda, 

Rliodesia,    ssuletzt   noch  auf  die  Burenrepubliken    seine   Hand 

gelegt;  es  beherrscht  damit  em  Drittel  der  Erdoberfläche  und 

toehr  als  ein  Viertel  der  Menschheit.     Aber  dieses  ungeheure 

Reich  hat  eine   lockere  Stmktur  mit  sehr  losem  Zusammen* 

hang  der  einzelnen  Teile.    Es  ist  eigentlich   überhaupt   kein 

Reich  in  irgendeinem  staatsrechthehen  Sinne;  es  ist  ein  Kon- 

glomerat  halb  selbständiger  Staaten,  die  mehr  durch  Sympathie 

tod  Tradition,    als   durch   wirksame  staathche   Einrichtungen 

toiteinander  verbunden  sind.     In  dem  Scliieben  und  Drängen 

^Br  neuen  Weltmächte  ist  nun  gegenwärtig  in  England  die  Idee 

aufgetaucht,  diese  lose  verbundenen  Massen  straffer  zuBammen- 

^^aseen,  ein  wirkliches  Reich   daraus  zu  bilden,   ein  ,, British 

^pire'*  mit  gemeinsamer  Kriegs  Verfassung  und  Handelspolitik, 

J^Ud  womöglich  auch  mit  gemeinsamer  Staatsverfassung.     Das 

'^t  der  politische   Kern   des  britischen  Imperialismus.     Es  ist 

^|ne  nationale  Machtpolitik  ganz  ähnlicher  Art,  wie  die,  w^elche 

^iiist  Cromwell  dazu  führte,  die  drei  Reiche  England,  Schottr 

'^d,  Irland,  die   heute  das  Vereinigte  Königreich  bilden,  mit 

Eiserner  Faust  zusammenzufassen  und  sie  in  den  großen  wirt- 

^baftlichen  Kampf  mit  Holland  zu  führen.     Es  handelt  sich 

'ieute  wieder  darum,   eine  größere  Staatsbildung  zu  schaffen, 

')  Vgl,  G.  ScbmoUer,  Die  en gl isch e  Handel apoUtik  des  17*  u,  18,  Jahr- 
'^^dfrti  in  feinem  Jakrbtich  XXTTI,  4,  und:  ,^^^^11465^  und  UnterBiichungen** 
^  42E 
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vi^  de  "iez:  v^ändenen  Verhältnissen  des  Weltverkehrs  ent- 
•irJeL::  rr^n  Lai  wohl  von  einem  ..Greater  Britain"  gesprochen, 
V  .c  eirc^n  ..gr^fieren  Kitannien".  demgi^ienüber  die  Anhänger 
•ie?  ;rczig»rr:  ZossAudes  als  ..Elein-Engländer '  bezeichnet  werden  *). 

Ee  15^  merkwürdig,  wie  bei  diesem  Plan  einer  nenen 
£r:jji^e:i  Suassbüdxmg.  einer  winschafdichen  und  politischen 
Z:if&niiiez£is5Ting  locker  v»i>andener  ReichsteUe,  sofort  wieder 
•iäf  Minel  einer  Sdiutzzollpohtik  auftaucht,  das  in  dem  alten 
XU-gArrr'-grrng  eine  so  groGe  Rolle  spielte.  Man  erwägt  in 
Fr-g-'A-.^  ciy  man  den  Freihandel  aufgeben  und  zum  Schntz- 
L'/l  zurückkehren  »IL  Diese  Frage  ist  ja  neuerdings  in  den 
R^stret'cncen  des  britischen  Imperialismus  in  den  Vordergrund 
i^r:re:er:;  al>rr  sie  enthält  keineswegs  das  eigentUche  Grund- 
ziodv  der  ganz«i  Bewegung.  Im  Grunde  ist  die  imperiali- 
^'::?•."hr  Bewegung  aus  dem  Drange  nach  nationaler  Machtent- 
lalnini:.  nach  der  Beherrschimg  der  Welt  durch  die  englische 
K&sse  hervorgegangen:  imd  die  wirtschaftspoUtischen  Maßregehi, 
«üe  :ni  Vordergründe  der  Diskussion  stehen,  sind  auch  diesmal 
nur  Begle::er5cheinung.  Tief  im  Herzen  des  Engländers  sitzt 
'ier  Glaube  an  die  Weltmission  seiner  Rasse  und  Kultur;  die 
Ausdehnung  der  britischen  Herrschaft  erscheint  ihm  als  der 
Wille  der  Vorsehimg  und  ak  das  Heil  der  Völker,  als  eine 
Bür>rseLan  für  Freiheit,  Gerechtigkeit  rmd  Wohlfahrt  in  der 
Wel:.  Die  Freihandelsära  bedeutete  gleichsam  das  glatte,  un- 
Crl.enmiie  Fließen  dieses  mächtigen  nationaUstischen  Stromes, 
drr  heuiige  Imperiahsmus  bedeutet  den  Durchbruch  durch 
reisiges,  hinderndes  Gebirge;  aber  die  treibende  Kraft  bleibt 
«iiesrlbe:  der  Drang  nach  nationaler  Ausdehnung. 

Däuüi  liängt  es  auch  zusammen,  daß  in  dem  Rivolitlits- 
ui.vi  KoukurrenAampf  der  Gegenwart  geflissentUch  Deutschland 
ur.ii  iiioh:  Amerika  als  der  Hauptg^ner  Englands  hingesteDt 
wini.  Deuts<*hland  ist  den  Engländern  von  allen  kontinenteleu 
SiAiUen  der  unbequemste.  weU  er  die  größte  Zukunft  zu  haben 
sci.eini,  Frankreich  mit  seiner  stationären  Bevölkerung  ^ 
koir.o  große  industrialistische  rmd  weltpolitische  Expansion  be- 
lürx^luen.  Rußland  hat  eine  lange  und  schwere  Krisis  durch- 
.umuiohen,  bis  es  wieder  eine  große  Macht  und  ein  erfolg* 
reiihor  Rival  um  die  Beherrschung  Asiens  werden  könnte. 
Abor   Deutscliland    mit   seiner  wachsenden   Bevölkerung,   ^^ 

*»  IVr  trsio,  iler  dws  Sohl»|rwort  literarisch  angewandt  hat,  ist  Sir 
rharlt*  Dilko  iu  lioni  ll?68  onchien«ien  Boche:  -Greater  Britain",  dem  1^ 
da*  rwoibäiuJijK^  Werk:  «Pn>blem$  of  Greater  Britain"  folgte. 
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ler  fortaclireitenden  Industrie   und  Scliiffalirtj    mit   seinem 
itärischeii  Charakter,  init  seiner  Kolonial-  und  Flottenpolitik 
kitote,  so  meint  man,  in  Zukmift  einmal  den  englischen  Welt- 
tierrschaftßbestrebungen   hindernd    in    den  Weg  treten.     Diese 
Betonung   der  deutschen  Rivalität  eotspringt  aber  wohl  mehr 
mtv  politischen  Berechnung  als  einer  wirkhehen  inneren  Cber- 
z^ugung.    Die  deutsche  Gefahr  wird  geflissentlich  übertrieben; 
*lie  eöglischen  Politiker  sind  darin  nicht  ganz  aufrichtig.     Der 
gefährliehere  Konkurrent  für  England   ist  zweifellos  die  nord- 
anierikanische  Union,   in  Schiffahrt  imd  Flottenmacht   wie   in 
Handel  und  luduetrie.    Einst  galt  ja  auch  England  den  Ver- 
einigten Staaten  als  der  eigentliche  Erbfeind.     Aber  diese  Stim- 
mung ist  lient€,  merkwiirdigerweise,  aller  Konkurrenz  a;um  Trotz., 
auf  beiden  Seiten   einer  Art  von  verwand tschaftüchem  Wohl- 
wollen gewichen.     Die  Idee  des  Angelsaehsentums  ist  es^   was 
beide  Staaten  verbindet:   die  Gleichheit  der  Spraclie,  der  Reh- 
gion,   der   Institutionen    und    Lebensgewohnheiten.      Daß    das 
amerikanische  Volkstum  seine  unterscheidende  Eigen  tum  hchkeit 
gerade   der  starken   Mischung  mit  anderem,   uanientlich  auch 
deutschem   Blut   verdankt,    wird   in    England   gern   übersehen. 
te   die   amerikanische  Konkurrenz   in   Handel   und  Politik 
schließhch   als   übennäehtig  erweisen,   so  ist  es  für  den 
Briten  immer  noch  em  Trost,  daß  dann  doch  wenigstens  das 
Angelsaclisentum,  wenn  auch  in  einem  anderen  Vertreter,  die 
Weit  beherrschen  würde;  und  eine  Verbindung  der  beiden  ver- 
wandten   Mächt«,    die    bei    der   gegenwärtigen    scliarfen    Kon- 
knrrenzstellung  ausgeschlossen  ist,   könnte  in  ferner  Zukunft^ 
bei  entsprechender  Herabstimmung  der  enghschen  Ansprüche, 
immerhin  einmal  möglich  sein. 
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Noch  aber  steht  England   als  die  erste  See-  mid  Handels- 

'macht  der  Welt  da.     Die  große  populäre  Agitation,  die  in  den 

•  HOer  Jaliren  für  die  Vermehrung  der  Kriegsflotte  und  für  die 

Verstärkung  der  Küstenverteidigmig  einsetzte,   hat  den  Erfolg 

geliabt,  daß  mit  dem  Küsten  Verteidigungsgesetz  von  1888  und 

,  dem  Flottengesetz  von  1889  die  britische  Seemacht   auf   eine 

nme^  außerordentUch  starke  Grundlage  gestellt  ist,  die  von  Zeit 

Im  Zeit  immer  wieder  erweitert  und  Ibefestigt  worden  ist').    Die 
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vor  kuraem  erfolgte  Gründung  eines  neuen  FlottenTereins  an 
Stelle  des  alten  eingegangenen,  der  ein  Hauptträger  der  früheren 
Bewegung  gewesen  war,  zeigt,  daß  die  nationale  Agitation  auf 
diesem  Gebiet  wieder  einen  stärkeren  Axifsclmung  genommen 
hat.  England  verfügt  heute  über  58  Sehlaehtschiffe  zu 
5T1  Points*)  und  3B  armierte  Kreuzer  zn  266  Points  (zusammen 
96  größere  Schiffe  zu  837  Points),  während  die  Vereinigten 
Staaten  29  Schlachtschiffe  zu  327  Points  und  15  armierte  Kreuzer 
zu  102  Points  (zusammen  44  Schiffe  zu  421  Points),  Deutsch 
land  28  ScUaehtschiffe  zu  262  Points,  10  annierte  Kreuzer  zu 
87  Points  {xusammen  38  Schiffe  zu  349  Points)  heaitzen.  Der 
Gefechtswert  der  englischen  Sclüffe  übertrifft  also  den  der  beiden 
Flotten  von  DeutscHand  und  Amerika  um  59  Points.  Die 
starke  Seemacht  Frankreichs  (54  Schiffe,  404  Points),  die  im 
Jahre  1H90  noch  die  Besorgnis  Englands  Tomehmlich  erregte*), 
rechnet  heule  nach  den  Abmachungen  zwischen  beiden  Mächten 
auf  Seite  Englands;  und  die  russische  Seemacht,  die  lange  als 
mÖgUcher  Feind  Englande  an  der  Seite  Frankreichs  betrachtet 
wurde,  hegt  heute  teils  auf  dem  Grunde  des  Ozeans,  teils  ist 
sie  durch  die  politische  und  tinanzielle  Schwäche  an  die  Häfen 
gefesselt,  überdies  auf  absehbare  Zeit  durch  die  den  Engländern 
verbündete  japanische  Macht  in  Schach  gehalten. 

Der  Grundsatz  Englands,  daß  seine  Kriepflotte  so  stark 
sein  müsse,  um  für  sich  allein  den  beiden  stärksten  Flotten 
der  Welt,  ja,  jeder  möglichen  feindhchen  Koahtion  nicht  nur 
gewachsen,  sondern  überlegen  zu  sein,  ist  in  der  Gegenwart 
glänzend  realisiert.  Dazu  besitzt  England  weit  über  die  Hälfte 
der  gesamten  Handelsflottte  der  Welt,  Es  verfügt  über  ein 
wohlausgebautes  System  von  maritimen  Stützpunkten,  Flotten- 
stationeOä  Werften  und  Magazinen,  Erfriscliungshäfen,  Kohlen- 
plätzen, mie  es  keine  andere  Macht  der  Welt  auch  nur  an* 
nähernd  besitzt;  es  hat  6/7  der  überseeischen  Kabel  zu  seiner 
Verfügung  mid  damit  ein  walires  Monopol  des  Weltnach- 
richtendienstee  —  kurz,  es  hat  seine  seebeherrschende  Stellung 
in  einer  Weise  ausgebaut»  die  geradezu  unerschütterüch  scheint. 

machtpotitik  tind  die  Venorpmg  GroßbritannieM  in  KnepEeiten  (M(ime> 
Bondielimii  1906).  Nautieus,  Jahrbuch  für  Deutschlands  Seeintjeressen 
Bd.a    1900. 

*)  Die  englische  Methode  mr  Bestimmfiiig  de*  QefdcbUwerts  der  Schiffe. 
Ich  gebe  die  Zahlen  nach  der  engÜBchen  Bereehnang,  die  ja  mit  der  bei  um 
üblichen  nicht  ganz  über  einstimmt, 

*)  Vgl.  die  Vorrede  zu  Sir  CharLea  Ditkea  Pfoblem»  of  Greater  Bri- 
taiiit  London  18^. 
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Auf  dieser  Beeherrschaft  Englands  beruht  die  gegenwärtige 
wie  die  zukünftige  Stellung  des  britischen  Reiches,  dem  ein 
iwfuerer  Schriftsteller  nicht  nait  Unrecht  den  Namen  des  utopi- 
schen Reiches  Oceana  beigelegt  hat  i).  Diese  Seeherrschaft 
iieliert  England  nicht  bloß  vor  einer  femdlichen  Invasion » 
50ü<lem  auch  vor  einer  Blokade  seiner  Küsten  und  vor  der 
Störung  seiner  Zufuhr  an  Nahrungsmitteln  und  Rohstoft'en 
för  die  Industrie.  Würde  diese  Zufuhr  in  einem  Kriege  auch 
Dor  für  wenige  Monate  gehemmt,  so  wäre  die  Widerstands- 
baft  Englands  gebrochen.  Hunger  und  Arbeitslosigkeit  würden 
es  Kum  Frieden  zwingen.  Aber  diese  Gefahr  besteht  nicht. 
Eine  Untersuch ungskommission,  die  im  April  1906  Erhebungen 
deswegen  vornahm,  hat  festgestellt,  daß  England  für  6 — 7 
Wochen  immer  Nahrmigsmittel  im  Vorrat  habe;  und  die 
MarinesachverstÄndigen  sind  der  Meinung,  daß  diese  Zeit  aus- 
reiche,  um  jeden  möglichen  Gegner  zur  See  so  weit  zurück- 
gedrängt zu  haben,  daß  die  Meeresstraßen  für  die  Zufuhr 
Mch  England  frei  und  sicher  sein  würden*).  Ohne  eine  der- 
artige absolute  Seeherrschaft  wäi'e  nicht  bloß  die  Verbmdung 
Englands  mit  seinen  Kolonieen  bedroht,  sondern  auch  das 
Mutterland  selbst  in  beständiger  Gefahr.  Sie  ist  also  geradezu 
^iiie  Existenzfrage  für  England.  Es  fragt  sich  nun  aber,  oIj 
England  Geld  und  Menschen  genug  hat,  inu  bei  einem  weiteren 
Aawaclisen  der  amerikanischen  und  der  deutschen  Seemacht 
^iöe  entsprechende  Steigerung  dieser  Seerüstung  ohne  Beein- 
Ufiehtigung  semer  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  bestreiten  zu 
töanen,  i)as  ist  der  Punkt,  wo  die  Frage  der  Seeherrschaft 
^t  den  organisatorischen  Plänen  des  Imperialismus  zusammen- 
hüngt.  Es  ist  die  Frage  der  BeteiUgung  der  Kolonieen  an  den 
Lasten  dieser  Seerüstung,  die  damit  axifgeworfen  wird. 

Auch  im  Handelsverkehr  steht  England  noch  an  der 
Spitze  der  Völker.  Sein  Gesamthandel  betrug  in  den  8  Jahren 
^OQ  1899  bis  1906  den  ^^'ert  von  7,3  Milliarden  Pfund  Sterhng 
■^d  setzte  sich  zusammen  aus  einer  Einfuhr  von  4,3  Milliarden 
^d  einer  Auefuhr  von  nahezu  3  Milliarden,  Diese  Ausfuhr 
'^l>€rtraf  die  Deutschlands  in  derselben  Zeit  um  Ml  Millionen 
Pfuüd  Sterling,  die  der  Vereinigten  Staaten  um  493  Millionen, 
Aber  diese  Differenz  zeigt  emen  Rückgang  zu  Ungunsten 
Englands;  und  die  Steigerung  der  Ausfuhr  in  dem  bezeiclmeten 

')  J*  A,  Froude,  Oceana  or  England  and  ber  t'olonies,  I8Ö7, 
^  E,  von  Hallt?,  Murine-Rimdsckau   1906. 
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Zeitraum,  vergliehen  niit  den  acht  Jahren  yorber,  beträgt  lür 
England  nur  659  ^(iUionen,  während  sie  sich  für  Deutschland 
auf  6**Ü  Millionen  und  für  die  Vereinigten  Staaten  gar  aiif 
863  Myiionen  belfinft.  In  diesen  Zalilen  spricht  sich  die  er- 
folgreiche Zunahme  der  industriellen  Konkurrenz  dieser  beiden 
Staaten,  der  relative  Rückgang  des  britischen  Absatstes  aus. 
Dmnit  steht  die  starke  Passivität  der  britischen  Handelsbilanz 
in  Zusammenhang,  das  Zurückbleiben  der  Ausfuhr  liinter  der 
Einfuhr  um  1,3  MiUiarden.  Das  ist  ein  Zeiclien  dafür,  daß 
England  mehr  konsxmiiert  als  produziert;  aber  es  ist  kein 
Zeichen  für  den  Rückgang  seines  Reichtums.  Im  Gegenteil, 
England  ist  immer  reicher  geworden,  je  mehr  seine  Einfuhr 
die  Ausfulir  überstiegen  hat.  Die  Lösung  dieses  Rätsels  liegt 
in  dem  Umstände,  daß  die  Bilanz  des  Warenverkehrs,  die  in 
der  Handelsstatistik  erscheint,  nicht  zugleich  die  wirkliehe 
Zahlungs*Bilanz  darstellt,  die  überhaupt  von  der  Statistik  nicht 
genau  gefaßt  werden  kann.  England  empfängt  aber 
Zahlung  nicht  nur  für  die  hinausgehenden  Waren,  sondern 
auch  für  eine  Personen-  und  Frachtschiffalirtj  für  die  im  Aus- 
land angelegten  Kapitalien  und  für  eine  Menge  anderer  sog, 
misichtbarer  Exporte.  Li  dem  Jahrzehnt  von  1899 — HK)6  hat 
der  Überschuß  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr  im  Jalires- 
durehschnitt  betragen  173  Millionen  Pfund  Sterling,  Diesem 
Passivum  aber  stehen  als  Aktiva  (außer  der  bereits  abgezogenen 
Ausfulir)  noch  gegenüber  etwa  90  Millionen  £  an  Seefrachten 
und  sonstigen  Reedereigewinnen,  etwa  100  Millionen  M  an 
Zinsen  und  Dividenden  aus  Kapitalanlagen  im  Ausland,  dazu 
der  große  Gewinn  von  Bank  und  Bdrse  im  internationalen  Geld- 
und  Effektenverkehr,  der  Ertrag  vom  Fremdenverkehr  etc*  Das 
Passivum  wird  also  mehr  als  gedeckt.  E!ngland  bezieht  trotz 
seiner  passiven  Handelsbilanz  jälirlich  noch  viele  Millionen  £ 
vom  Auslande  mehr,  als  durch  den  steigenden  Luxus  und  die 
Vermehrung  der  Bevölkemng  verbraucht  wird ;  Armitage  Smith 
schätzt,  daß  England  jährlich  im  Auslande  aufs  neue  etwa 
50  Millionen  £  gewinnbringend  anlege  i). 

*)  IcJi  entneliine  diese  und  die  folgen  dl  ea  Angaben  ilem  ansgezeidmeteik 
Buche  yqh  Prof*  v.  Schul ze*Gaevernit2:  Britischer  Imperial iBniiiB  ttud 
CDgHaülier  Freihandel  m  Beginn  dea  20.  Jahrhunderts  (1906),  dessen  Bc- 
Dtttziing  für  diesen  AafsaU  hier  überhaupt  dankend  hervorgehoben  werden 
mag.  tTlier  die  UrowandJang  vom  loduFtrie-  zum  Rentnenta^t  rgh  auch 
A»hley:  The  tariff  problem  2,  ed.  1904  und:  British  Indusü^es  1903.  — 
Die  neueste  Statiitik  und  andere  Informationen  aus  dem  Daily  3fail 
Yearboek  1908^ 
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Also  der  Reichtum  Englands  bewegt  sich  aucli  heilte  noch 
in  aufsteigender  Linie,  und  das  wird  durch  die  Ergehiiisse  der 
Einkommenßteuerstatistik  bestätigt.  Aber  etwas  Bedeukliehee 
ist  doch  an  dieser  wirtsehaftUehen  Lage.  Sie  zeigt,  daß  Eng- 
land sich  vom  ludustriestaat  mehr  und  melir  zum  Rentnerstaat 
entwickelt,  indem  der  Zinsbezug  von  ausländischen  Kapitalanlagen 
für  den  Nationalreichtum  melir  bedeutet  als  der  Gewinn  aus 
heimischer  Arbeit,  Um  die  Wende  des  l\K/20.  Jahrhunderts 
betrag  nach  Giffen  der  Reingewinn  vom  gesamten  Außenhandel, 
alßo  der  Exportgewinn  der  Industrie,  18  MiUionen  £.  Dem  standen 
90 — 100  Milhonen  £  Zinsen  und  Dividenden  von  ausländischen 
Kajütalanlagen  gegenüber.  England  ist  der  größte  Gläubiger 
der  Welt,  aber  es  ist  nicht  mehr  wie  früher  der  aktivste  In- 
dustriestaat. Auch  in  der  Industrie  steht  es  wolil  im  ganzen 
noeli  an  erster  Stelle.  Aber  in  wichtigen  Zweigen  ist  es  vom 
Aualande  überholt  oder  nahe  daran,  überholt  zu  werden.  In 
der  Stahl-  und  Eisenindustrie  ist  ihm  nach  dem  Urteil  der 
Saclikenner  Amerika  und  auch  Deutschland  vorangekommen; 
in  den  großen  Textilindustrieen  sind  sie  erfolgreich  bestrebt, 
mit  England  zu  konkurrieren.  Als  man  1887  in  England  das 
Handelsmarkengesetz  eingefülirt  hatte,  da  war  man  sehr  er- 
staunt, wie  vieles  sich  als  „niade  in  Germany''  auswies,  was 
man  für  englisches  Fabrikat  gehalten  hatte;  die  Maßregel  ver- 
fehlte ganz  ihren  Zweck,  indem  diese  Marke  mehr  zur  Empfeh- 
lung als  zur  Abschreckung  diente;  mid  so  hat  man  sie  1897  in 
aller  Stille  wieder  beseitigt.  Vor  allem  aber  ist  in  England  die 
Energie  des  industriellen  Fortschritts  relativ,  anderen  Staaten 
gegenüber,  zurückgegangen.  In  den  letzten  24  Jahren  betrug 
die  Zunahme  des  Export«  in  England  23  ^o.  in  Deutschland 
54%,  in  Amerika  76 7o-  England  beginnt  also  in  seinem  indu- 
striellen Fortschritt  nachzulassen,  es  beginnt,  mehr  von  seinen 
Renten  wie  von  seiner  Arbeit  zu  leben.  Das  ist  zwar  ein 
Zeichen  steigenden  Reichtums,  aber  nicht  steigender  Volkskraft 
und  nationalen  Fortschritts.  Die  im  Ausland  angelegten  Ka- 
pitalien fördern  die  ausländische  industrielle  Konkurrenz;  die 
Arbeitsgelegenheit  in  der  Heimat  wird  dadurch  eingeschränkt 
und  damit  auch  unter  Umständen  das  Maß  der  Volksvermeb- 
runp:;  der  Luxus  der  reichen  Klassen  steigt  stärker  als  die 
Lebenshaltmig  der  Massen;  man  nähert  sich  einem  gesättigten 
stationären  Zustand,  der  zwar  der  Durchfülirung  soscialer  Ideale 
günstig  ist,  aber  nicht  dem  Bedürfnis  nationalpolitischer  Macht- 
auödehnung,  nicht  dem  Streben  nach  der  angelsächsischen  Weltr 
herrschaft. 


Indessen  es  seheint,  daß  diese  Gefahr  abgeschwäeht  oder 
vennieden  werden  kann,  wenn  eine  engere  wirtsehaftspuli tische 
Vereinigung  des  Mutterlandes  mit  den  Kolonieen  stattfindet, 
wenn  die  englischen  Kaintalien,  die  im  Ausland  Verwendung 
suchen,  in  den  britischen  Tocliterstaaten  über  See  angelegt 
werden  und  zur  wirtschaftlichen  Entwicklung  dieser  Länder 
dienen.  Und  diesen  \\>g  hat  man  in  der  Tat  im  letzten 
Menschenalter  eingeschlagen.  Für  koloniale  Staats-  und  Kom 
nmnalanlagen  sind  in  den  letzt-en  25  Jahren  über  650  Mill.  £ 
in  die  überseeischen  britisehen  Länder  gegangen,  noch  mehr 
für  Eisenbahnbautan ;  in  den  südafrikanischen  Minenwerten 
stecken  allein  über  500  Mill*  £  englischer  Gelder.  Die  großen 
Staatsschulden  von  Australien,  Neuseeland  und  Indien,  die  auch 
beinahe  500  Mill  £  ausmachen,  sind  fast  durchweg  bei  eng- 
lischen Gläubigern  aufgenommen;  das  Emissionsgeschäft  in 
kolonialen  Werten  steht  heute  im  Mittelpunkt  des  Ixindoner 
Börsengeschäfte,  und  eine  neue  Generation  von  Finanziers,  kiihne, 
weitsichtige  Spekulanten,  großenteils  jüdisch-deutscher  Herkunft, 
wie  der  Begründer  der  Firma  Beit  &  Co.,  haben  die  kapita- 
listische Expansion,  namentlich  in  Südafrika,  mit  den  imperia- 
listiechen  Bestrebungen  erfolgreich  zusamracngekoppelt.  Mao 
kann  sich  das  Ziel  der  Entwickluug  in  verschiedener  Art  %"or- 
stellen:  die  einen  betonen,  daß  die  engere  Verbindung  der 
Kolonieen  mit  dem  Mutterlaude  und  die  beschleunigte  wirtschaft- 
liche Entwicklung  vomehnilieh  durch  die  Vermehrung  der 
kolonialen  Konsumenten  der  englischen  Industrie  einen  neuen 
Impuls  geben  werde;  die  andern  sehen  ohne  Bedauern  die  iu- 
duätrielle  Expansion  von  dem  gesättigten  Mutterlande  auf  die 
Außenglieder  des  Reiches  übergehen.  Auf  die  eine  wie  auf 
die  andere  Art  würde  die  nationalpolitische  Gefahr  der  Ent- 
wicklung vom  Industrie-  zum  Rentnerstaat  vermieden  werden: 
ein  neuer  industrieller  Aufschwmig  scheint  unter  allen  Um- 
ständen daraus  hervorzugehen,  sei  es  im  Mutterlande  selbst, 
sei  es  in  den  Kolonieen.  Überwiegt  in  den  Kolonieen  die  Ur- 
produktion von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen,  so  wird  das 
erstere  der  Fall  sein,  überwiegt  die  industrialiatische  Tendenz, 
80  wird  das  letztere  eintreten.  In  jedem  Falle  aber  gehiJrt  zut 
Herbeiführung  einer  solclien  Entwicklung  die  engere  handels- 
poütische  \'^erbinduug  des  Mutterlandes  mit  seinen  Kolonieen, 
und  die  ist,  wie  die  Dinge  liegen,  ohne  Schutzzoll  nicht  mög* 
Uch.  Es  handelt  sich  um  die  Umschafhmg  des  britischen 
Reiches  zu  einem  großen,   weltumfassenden  Wirtschaftsköriier, 
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freilich  wohl  nicht  von  so  eintaclier  Struktur  sein  könnt«, 
die  bisherigen  staatliehen  Wirtschaftskörper,  die  einst  der 
t^Ierkantilismus  geschaffen  hat. 


IlL 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  das  britische  Reich,   wie  es 
eieh  heute  darstellt,  so  sehen  \\nr  ein  Htaatenkonglomerat  von 
igeheurer  Ausdehnung,  aber  von  lockerer,   ganz   eigenartiger 
1  Struktur,     In  der  Mitte  das  Mutterland,  das  Vereinigte  König- 
reich, äußerlich  ein  Einheitsstaat,  aber  mit  den  irischen  Home* 
Imle-Bestrebungen,  die  auch  diu-ch  die  in  Angriff  genommene 
Lösung  der  irischen  Landfrage  noch  keineswegs  aus  der  Welt  ge- 
ecfaaSt  ßind.    Um  diesen  Mittelpmikt  herum  lagern  sieh  die  zahl- 
reichen  *Kolonieen,  große  und  kleine,  über  die  ganze  Erdoberfläche 
veretreut  und  mit  sehr  verschiedener  Rechtsstellung:  die  einen 
in  mehr  oder  minder  strenger  Abhängigkeit  vom  Mutterlande, 
80    nameutlich    die   sogenannten   Kronkolonieen,    die    andern 
mit  fireien  Verfassungen    ausgestattet    und   so  gut   wie  selb- 
ständig: so  Canada,  Australien  und  Südafrika.     Diese  Gruppe 
von  Koionieen,  zu  der  auch  noch  Neufundland  und  Neuseeland 
gehören,    nimmt    unser   luteresae    vornehmlich    in    Anspruch, 
ilaiieben  noch  Indien,  das  eine  besondere  SteUuug  einnimmt*). 

An  Indien  knüpfte  ja  äußerlich  der  imperialistische  Gedanke 

*Ji^   Auf  Indien  war  die  Kaiserkrone  begründet,  die  die  Königin 

'iktoriÄ  sich  1876  aufsetzte;  Indien  wurde  ein  ,,empire*',  aber 

^PBesondert  von  dem   Mutterland   und   den   weißen  Kolonien, 

^  war  die  imperialistische  Politik   Disraehs,   die,   wie   Lord 

**<*i^bery    spottete,    einen    asiatischen   Zug  trug.      Der  Drang 

^^■^  Machterweiterung  kam  dariu  schon  zum  Ausdruck,   aber 

^  liatte  noch  nicht  den  richtigen  Weg  gefunden.     Was  Eng- 

^*1  brauchte,  war  doch  noch  etwas  anderes  als  des  indischen 

Aeicheg  Herrlichkeit    Was  bedeutet  Indien  heute  für  England? 

■^  ist  mne  falsche  Vorstellung,  wenn  man  an  eine  Ausbeutung 

y^^    zur  Zeit  der  Nabobs  denkt.     England   als   Staat  bezieht 

i.f*^^^  Einkünfte  aus  Indien,     Indien  zalüt  keinen  Tribut;  seine 

Ifeteij^j^  werden  im  Lande  selbst  verbraucht.    Allerdings  nehmen 

pi^^Ti  ^etu'  erheblichen  Teil  davon  die  mihtärischen  Ausgaben  in 

]^ii«|iruch,   aber  doch   nur  für  die  indische  Armee  selbst  und 

"^  die  au  den  indischen  Küsten  stationierte  Flotte.    Die  Haupt- 

^^e  für  England   ist,   daß   der  Handel   mit  Indien,  Ausfuhr 

')  Vfil  A,  W.  Jos«,  Tbe  gröwtli  of  Üxe  Empire,  Londoti  l&OL 
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uiid  Einfuhr  zusammengerechnet,  emen  jährUchen  Betrag  vo 
etwa  55  Mill.  £.  darstellt,  und  dieser  Handel  ist  für  Euglan 
äußerst  gewinnbringend,  denn  davon  kommen  auf  seinen  Expoi 
45  Millionen:  Indien  ist  der  beste  Absatzmarkt  der  englische 
Industrie.  In  Indien  hat  England  den  Freihandel  eingeführ 
ungefähr  so  wie  im  Mutterlande  selbst;  trotzdem  ist  die  Koi 
kurrenz  der  anderen  Industriestaaten  auf  dem  indischen  Marl 
geringfügig;  England  beherrscht  diesen  Markt  ziemlich  vol 
ständig;  namentUch  seine  BaumwoUindustrie  deckt  heute  de 
Hauptbedarf  Indiens  —  eine  sehr  merkwürdige  Tatsachi 
wenn  man  erwägt,  daß  in  Indien  die  Baumwollweberei  ei 
alteinheimisches  Gewerbe  von  hoher  Vollendung  ist  und  da 
die  indischen  Gewebe  zeitweise  auch  den  europäischen  Marl 
versehen  haben.  In  diesem  Pimkte  hat  also  England  durc 
den  Freihandel  für  seine  Interessen  gut  gesorgt.  Im  übrige 
aber  darf  nicht  verkannt  werden,  daß  es  in  Indien  durch  sein 
Verwaltung  große  Kulturleistungen  erzielt  hat,  die  das  Lan 
im  ganzen  auf  eine  höhere  Stufe  der  ZiviUsation  erhoben  habei 
Indien  ist  die  hohe  Schule  für  den  kolonialen  Militär-  un 
Verwaltungsdienst  im  britischen  Reiche;  hier  üben  sich  se: 
einem  Jahrhundert  die  Mitglieder  der  höheren  Klassen  England 
in  der  Kunst  der  Beherrschung  exotischer  Völker.  Die  Summ 
der  Gehälter  imd  Pensionen,  die  englische  Beamte  und  Offizier 
gegenwärtig  aus  Indien  beziehen,  wird  auf  16  Mill.  £.  berechnei 
das  ist  doch  immerhin  ein  indirekter  Tribut  an  die  herrschend 
Nation  von  recht  erheblicher  Bedeutung.  Aber  trotz  alledei 
ist  Indien  doch  nur  ein  Außenwerk  des  britischen  Reichen 
Der  bekannte  engUsche  Historiker  Seeley,  der  ein  epocb 
machendes  Buch  über  „die  Expansion  Englands"  geschriebe 
hat,  ist  der  Meinung,  daß  die  britische  Macht  in  ihrem  Ker 
unberührt  bleiben  würde,  wenn  Indien  eines  Tages  verlöre 
ginge.  Man  wird  das  freilich  bezweifeln  dürfen.  Der  moraliscl 
politische  Eindruck  eines  solchen  Verlustes  könnte  doch  ve: 
liängnisvoll  werden;  und  jedenfalls  hat  die  engUsche  Politi 
die  Verteidigung  des  indischen  Reiches  zu  allen  Zeiten  a] 
eine  ihrer  mächtigsten  Aufgaben  angesehen.  Der  gefährlichst 
Gegner  war  ja  hier  bis  vor  kurzem  Rußland  und  wird  es  zweifellc 
auch  in  Zukunft  wieder  sein,  sobald  dies  Reich  von  seinem  tiefe 
Fall  sich  wieder  erholt  haben  wird.  Freilich  hat  Rußland  kaui 
je  daran  gedacht,  geradezu  Indien  zu  erobern;  aber  sein 
Stellung  in  Zentralasien  drängt  es  mit  Naturnotwendigkeit  dazi 
eine  feste  Stellung  am  persischen  Golf  sich  zu  erringen;  un 


eine  solche  Stellung   Rußlands  in    der   Flanke  Iiidieus   würde 
eiae  beständige  Gefahr   für  den  Bestand   der  britischen  Herr- 
schaft sein.    Vorläufig  ist  ja  England  dieser  Sorge  ledig,  nicht 
bloß  wegen  der  gegenwärtigen  Lähmung  der  russischen  Macht, 
soßdem  auch   wegen   der  engen  Verbindung   mit  Japan,   das 
die  Beschränkung   der   russischen   Macht   in  Asien    als   seine 
Aif^abe  ansieht  und   sich   in  dem  letzten  Vertrage  mit  Eng- 
land auf  10  Jahre  auch  zur  Verteidigung  Indiens  verbindlich 
gemacht  hat   —   ob   ohne   ßelbstsüchtige  Hintergedanken,   ist 
frtiüch  zweifelhaft.    Aber  Rußland  iät  nicht  der  einzige  Gegner 
für  die   britische   Herrschaft   in    Indien.      Noch    gefähriicher 
ridleicht    ist    die    Stimmung    im    Innern   des   Landes    selbst. 
Indien  mit   seinen    300  Millionen  Menschen   ist   bisher   noch 
teine  Nation  im  poütischen  Sinne;   es  ist  eiu  Konglomerat  von 
^erscbiedenen  Völkerschaften  ohne  innerlichen  Zusammenhang, 
ohne  einheitliclies    nationales    Bewußtsein.      Aber    unter    den 
^Jgeatliehen    Hindus    beginnt    seit    einigen   Jahrzehnten    eine 
Nationale  Bewegung  sich  auszubreiten,  deren  Leitung  von  den 
^^Wdeten   Klassen   ausgeht   und    die   in   einer   einheimischen 
^^6e  bereits  ein  wirksames  Agitationsmittel  besitzt.     Seit  dem 
"^^^r^  1885  tritt  alljährhch  ein  Nationalkongreß  zusammen,  der 
f^^  Mittelpunkt  dieser  Bewegung  bildet  und  dessen  Haltung 
"^    Laufe   der   Zeit  immer   radikaler   mid   fremden  feindlicher 
g^^orden  ist.     Es  ist  ein  günstiger  Umstand  für  die  Engländer, 
*^Q  diese  Bewegung  einen  Damm  findet  an  den  etwa  62  Milho- 
^^*i  wählenden  Mohammedanern,  die  in  ihrem  feindlichen  Gegen- 
satar^  gegen   die  Hindns   heute   die   zuverlässigste   Stütze   der 
^^■^tisehen  Herrschaft  bilden.     Die  kulturfördernde  Verwaltmig, 
^^    die   Engländer   in   Indien   führen,    die   Erleichtenmg   des 
^^Icehrs  durch  die  Eisenbahnen,  die  Ausbildung  der  höheren 
*^*i^«sen  der  Eingeborenen  in  Schulen  und  Universitäten  nach 
^**  >^^päisehera   Muster  kommt  natürlich   auf  die   Daner  dieser 
'^^tionalen   Bewegimg   zugute.     Es    ist  von  Engländern   selbst 
J^td  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  indische  Verwaltung 
^^tiait  selbst  das  Grab  der  britischen  Herrschaft  grabe;  und  es 
^     auerkennenswertj    daß    man    trotzdem    in    dieser   Art    der 
T^gierong   fortfährt,.     Nur  die  europäisclie  Schul-  und  Univer- 
f^^^tsbildung  der  Eingeborenen   scheint   neuerdings   nach  den 
^^lier  gemachten  Erfahrungen   eingeschränkt  zu  Tverden.     Zu 
j^gländem  werden  die  Indier  ja  sicherlich  doch  niemals  wer- 
^^^^    Aber  man   meint  vielleicht,    daß   es   im  I^ufe  der  Zeit 
gelingen  werde,  sie  mit  der  Überzeugung  zu  durchdringen,  daß 
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sie  es  niemals  besser  gehabt  haben  und  in  Zukunft  haben 
können,  als  unter  dem  englischen  Regiment. 

Ein  revolutionärer  Ausbruch  der  nationalen  Bewegung 
wiirde  ohne  Zweifel  den  Bestand  der  englischen  Hen^s^haft  in 
Indien  schwer  bedrohen.  Denn  diese  Herrschaft  berulit  in  der 
Hauptsache  noch  heute  auf  dem  genialen  Gedanken  des  fran- 
zösischen Gouverneurs  Dupleix,  den  die  Engländer  im  18.  Jahr- 
hundert aufgegriffen  und  zur  Ausführung  gebracht  haben: 
Indien  zu  regiereu  durch  die  Indier:  militärisch  durch  die  Seepoy- 
truppe  unter  dem  Oberbefehl  englischer  Offiziere,  und  im  bürger- 
lichen Leben  durch  einheimische  Beamte  unter  der  Oberleitung 
engüßcher  Gouverneure,  Oberkommissarien  und  Inspektoren  in 
den  Provinzen  und  Distrikten,  Es  ist  ein  militärisch -bm'eau- 
kratisehes  Regiment,  das  in  der  eigentümlichen  Kombination 
von  Steuer-  und  Polizeiverwaltung  und  in  der  Verbindung  mit 
dem  militärischen  Interesse  eir»';^ermaßen  an  die  altpreußischen 
Kommissariat«  erinnert. 

Die  Gefahren,  die  in  diesem  iSystem  liegen,  hat  der  Seepoy- 
aufstand  von  1857  enthüllt;  aber  sein«  verhältnismäßig  rasche 
Unterdrückung  hat  auch  die  Überlegenheit  der  engUsehen 
Herrschaftseinrichtungen  beiiieseu.  Mit  einer  englischen  Streit- 
macht von  3600Ö  Manu  ist  es  damals  in  fünf  Monaten 
gelungen,  die  Meuterei  der  einlieimischen  Soldateska  von 
257 CHX)  Mann  zu  ersticken,  ^eute  sind  die  militärischen 
Aussichten  der  Engländer  viel  günstiger.  Die  enghsehen 
Truppen  sind  auf  75000  vermehrt  worden;  ihnen  stehen  nur 
155000  Mann  eingeborener  Soldaten  unter  uimiittelbarem  eng* 
lischem  Befelil  gegenüber;  dazu  kommen  freilich  noch  die 
Truppen  der  indischen  Lehnsfürsten,  die  einige  Hundert- 
tausende betragen  mögen,  von  denen  England  selbst  aber  nur 
etwa  1 7  7CH)  Mann  für  den  Kriegsfall  in  Anspruch  nimmt.  Bei 
einem  nationalen  Aufstand  müßte  diese  einheimische  Soldateska 
wohl  als  Gegner  der  britischen  Herrschaft  mit  in  Ansehlag 
gebracht  werden,  doch  ist  ihre  mihtärische  Bedeutmig  eine 
sehr  fragwürdige.  Ein  Moment  der  Überlegenheit  besteht  für 
die  englischen  Truppen  darin,  daß  die  Feldartillerie  ausschließ- 
lich aus  ihnen  gebildet  ist;  nur  für  die  Gebirgsbatterien  werden 
auch  indische  Soldaten  verwandt.  Neben  der  regulären  Armee 
besteht  ein  Volunteerkorps  von  30000  Mann  etwa,  dem  alle  in 
Indien  lebenden  Engländer  und  die  meisten  Weißen  überhaupt 
angehören;  es  ist  eine  milizartige  Organisation  zimi  Selbstschutz 
in  unruliigen   Zeiten,   die   freUieh  noch   keine  Gelegenheit  ge- 
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habt  hat  sich  zn  bewähren.  Dazu  koinineu  die  neuen  Eisen- 
bahnbauten, die  großenteila  einen  strategischen  Zweck  haben, 
und  sehlieQlicb  die  von  Lord  Kitchener  eingeleitete  neue  Or- 
ganisation und  Dislokation  der  indischen  Armee,  die  auf  dem 
Gedanken  beruht,  eine  schnelle  Znsammenziehung  der  Truppen 
nach  der  Nordwestgrenze  znm  strategisclien  Aufmarscli  gegen 
Rußland  eu  ermögliclien.  Ein  auswärtiger  Krieg  würde  natür- 
lich die  Gefahr  einer  nationalen  Erhebung  in  Indien  unter  Um* 
ständen  steigern;  es  ist  ein  Glück  für  England,  daß  ein  solcher 
für  absehbare  Zeit  sein*  unwahrscheinücli  geworden  igt. 

Dagegen  ist  unzweifelhaft  durch  die  Erfolge  Japans  gegen 
Rußland  das  Selbstgefühl  der  Hindus  erheblich  gestärkt  worden. 
Unpraktische  Idealisten,  die  sie  eigentlich  von  Natur  sind, 
haben  sie  doch  neuerdings  eine  rührige  poütische  Agitation 
entfaltet,  die  zwar  zum  Teil  überspannte,  revolutionäre,  fremden- 
feindliche Tendenzen  verfolgt  u^d  lu  vereinzelten  Gewalttaten 
und  Aufstandsversuchen  geführt  hat,  zum  Teil  aber  doch  auch 
praktische  Reformen  als  Ziel  aufgestellt  hat,  die  nielit  schlecht- 
hin als  unerreichbar  erscheinen.  Der  Hauptherd  der  nationalen 
Bewegung  in  den  letzten  Jahren  ist  Bengalen  geivesen,  wo  die 
englische  Verwaltung  (September  1905)  eine  Teilung  in  ^wei 
Provinzen  vorgenommen  hatte,  um  dem  mohammedanisclien 
Element,  das  in  Ostbengalen  besonders  stark  vertreten  ist, 
einen  freieren  Spielraum  und  ( "ößeren  Anteil  an  der  Besetzung 
der  Beamtenstellen  zu  verschaffen  und  den  Einfluß  der  Rubus 
(der  gebildeten  Klassen  der  BengaMiindus)  zu  schwächen. 
Die  ..Krönung*'  des  Babu- Führers  Surendra  Nath  Banerjee 
(September  1906),  die  ein  Gemisch  von  Siiott  und  Unwillen 
hervorrief,  zeigt  den  radikalen  Charakter  dieser  Bewegung, 
€iie  übrigens  von  Sozialisten  aus  England,  wie  Keir  Hardie, 
ermutigt  wurde.  Man  forderte  „home  rule*'  für  Indien,  man 
boykottierte  die  englischen  Manufakturwaren,  um  der  ein- 
heimischen Industrie  aufzuhelfen  und  den  mohammedanischen 
Ladenhaltem  das  Geschäft  zu  verderben,  man  begann  eine 
6\"stematische  Volksbewaffnung,  allerdings  nur  mit  Bogen  und 
Pfeilen  m\d  mit  Stöcken,  ins  Leben  zu  rufen  und  suelate  die 
eingeborenen  Soldaten  der  indischen  Armee  durch  Flugblätter 
xnm  Meutern  zu  bringen.  Die  gesetzwidrigen  Äussclu'eitungen, 
die  mit  dieser  BcTvegmig  verknüpft  waren,  wurden  durch  Polizei 
und  Gericlit»  nur  ausnahmsweise  hier  und  da  durch  Entfaltung 
militärischer  Macht,  unterdrückt  oder  geahndet;  aber  man  hatte 
c)ch  in  der  indischen  Regierung  und  im  Mutterlande  das  Gefühl, 
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daß  etwas  geschehen  müsse,  um  den  berechtigten  Fordenmgen 
namentlich  der  höher  gebildeten  indischen  Klassen  entgegen- 
zukommen.    Der  Staatssekretär  für  Indien,  John  Morley,  gab 
am  6.  Juni  1907  im  Unterhause  eine  Skizze   der  Reformen, 
die  man  in  der  indischen  Verwaltung   einzuführen   gedenkt. 
Es   soll    neben   der  Regierung   (dem    Generalgouvemeur  und 
seinem    Rat)    eine    Notabelnversammlung    aus    einheimischen 
Fürsten   und   Großgrundbesitzern   gebildet  werden,   nicht  mit 
legislativen,  sondern  nur  mit  konsultativen  Befugnissen,  und 
hauptsächUch  zu  dem  Zweck,  die  guten  Absichten  der  Regierung 
dem  Lande  verständlich  zu  machen.   („Imperial  advisory  Coun- 
cil'').    Außerdem  sollen  in  die  legislativen  Ratskörper  (Legis- 
lative Councils),  die  dem  Generalgouvemeur  und  den  Provinzial- 
gouverneurs    zur   Seite   stehen,    eingeborene  Elemente  in  be- 
schränkter Zahl  (Mohammedaner  und  Hindus)   aufgenonunen 
werden.     Die  Behandlung  des  Budgets  in  dem  Rate  des  Vize- 
königs (Generalgouvemeiu^)   soll  verändert   werden  im  Sinne 
einer  ausführUcheren   und  eingehenderen  Generaldebatte  und 
Spezialdiskussion.    Und  endlich  sollen  in  den  Rat  von  Indien, 
der  in  England  dem  Staatssekretär  für  Indien  zur  Seite  steht, 
auch    1 — 2   indische    Mitglieder    aufgenonmien  werden,    was 
auch  bereits  geschehen  ist,   indem  unter  den    14   Mitgliedern 
dieser  Körperschaft  ein  Hindu  und  ein  Mohammedaner  ange- 
stellt ist.    Die  Forderungen  der  Nationalpartei,  soweit  sie  über- 
haupt Reformen  will,  gehen  allerdings  darüber  weit  hinaus: 
sie  gehen  auf  eine  nationale  Selbstregierung  unter  Beseitigung 
des  englischen  Stellenmonopols  und  imter  Einschränkung  der 
militärischen  Ausgaben  —  ein  Progranun,   das  zwar  von  den 
radikalen  Sozialisten  imterstützt  wird,  sonst  aber  wohl  schwerlich 
Anklang  bei   den  englischen  Politikern   findet.    Auch   an   die 
Aufhebung  des  Freihandels  und  die  Einführung  von   Schutz- 
zöllen zugunsten  der  einheimischen  indischen  Industrie  denkt 
die   englische   Regierung   noch  nicht.     Gegen   die    periodisch 
wiederkehrenden  Übel,  Pest  und  Hungersnot,  ist  sie  bis  heute 
machtlos  gewesen.     Aber  sie  kann  darauf  hinweisen,   daß  sie 
einen  Zustand  des  Friedens  und  der  Rechtssicherheit  gsschaffen 
hat,  der  in  allen  früheren  Epochen  der  indischen  Geschichte 
gefehlt  hat,  und  der  wahrscheinlich  aufhören  würde,  wenn  die 
engUsche  Herrschaft  einmal  ein  plötzliches  Ende  nähme. 
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IV. 

So  ißt  das  indisebe  Reich  heute  toII  von  Problemen, 
Aber  den  Hauptgegenstand  des  Interesses  bei  der  imperiali- 
atisclien  PoHtik  der  Gegenwart  bilden  doch  die  gi*oßen  .»weißen 
Kolonieen'*,  die  Kolonieen  mit  englischer  Bevölkerung  und  mit 
t%m  Selbstregiemng  nach  dem  Muster  des  Mutterlandes.  Die 
drei  HauptrepräsentÄnten  dieser  Gruppe  sind  Kanada  (mit 
Neufundland),  Austrahen  (mit  Neuseeland)  und  Südafrika,  In 
diesen  großen  Kolonieen,  die  im  Laufe  der  Zeit  fast  zu  sell>- 
itlndigen  Staaten  geworden  sind*  lebt  der  imperialistische  Ge- 
danke heute  vielleieht  am  kräftigsten,  freilich  in  einer  beson- 
deren Gestalt,  die  mit  den  Wünschen  und  Bedürfnissen  des 
Mutterlandes  keineswegs  völlig  übereinstiuunt.  Die  Regierungs- 
weiße  dieser  Länder  ist  ja  bekanntlich  die,  daß  an  ilu^r  Spitze 
fiiii  von  der  englischen  Krone  ernannter  Gouverneur  steht,  der 
die  Verbindung  mit  dem  Mutterlande  aufrecht  erhält,  von  dem 
inan  aber  im  übrigen  sagen  könnte,  wie  von  dem  konstitutio- 
neileD  Monarchen,  daß  er  herrseht,  aber  nicht  regiert.  Die  Re- 
gienmg  Hegt  in  den  Händen  eines  Ministeriums,  daa  ebenso 
^e  in  England  selbst  abhängig  von  einem  Parlamente  ist. 
Die  kolonialen  Parlamente  und  hinter  ihnen  die  Öffentliche 
Meinung  des  Landes  sind  also  die  eigentlichen  Träger  des 
h^rmhenden  politischen  Systems.  Nur  in  den  auswärtigen  Be- 
ziehungen werden  diese  Kolonieen  von  England  aus  geleitet  und 
koDtTolUert;  in  der  Handelspohtik  aber  ist  ihnen  seit  der  Mitte 
d^  11*.  Jahrhunderts  freie  Hand  gelassen  worden.  Füi*  ihre 
Verteidigung  und  die  Ruhe  im  Innern  sorgen  sie  durch  kulo- 
tiirie Milizen  nach  engUschem  System;  dabei  verlassen  sie  sich 
^ber  natürlich  in  der  Hauptsache  auf  die  englische  Flotte,  die 
J^  iö  versclüedenen  Stationen  über  alle  Weltmeere  verteilt  ist. 

Die  liberale  Behandlung  dieser  Kolonieen  war  eine  Folge 
^^  gro0en  Urnsch\^*ungs,  der  auch  in  dem  englischen  Kolonial* 
»yet^m  mit  dem  Übergang  des  Mutterlandes  zum  Freihandel 
(1^46)  eingetreten  ist.  Sie  wnirzelte  ureprüngHch  in  einer  Auf- 
^sung,  die  durch  das  Wort  Gladstones  charakterisiert  wiixi: 
^ß  Kolonieen  eigentUeh  überhaupt  ein  Luxus  seien,  daß  man 
J^enfalls  ihrem  Streben  nach  Selbständigkeit,  ja  nach  Ab- 
li^üng  vom  Mutterlande  kein  Hindernis  in  den  Weg  legen 
^ÜBse,  Man  brauchte  damals  häufig  das  Turgotsche  Gleichnis 
^^^  der  Frucht,  die  vom  Baume  falle,  wenn  sie  reif  geworden 
^ii  oder  von  dem  erwachsenen  Solm,  der  das  Vaterhaus  ver* 
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lasse,  wenn  seine  Erziehung  vollendet  sei.    Aber  gerade  diese 
liberale  Politik  des  Gehenlassens,  die  in  der  S^eit  Coldens  und 
Gladstones  eigentlich  aus  mangelndem  Interesse  an  den  Eolo- 
nieen  entsprungen  war,  hat  bessere  Früchte  für  den  Zusammen- 
hang des  britischen  Reiches  getragen,   als  eine  straff  zentrali- 
sierende KolonialpoUtik  sie  je  gezeitigt  haben  würde.    Austra- 
lien, von  dem  noch  Sir  Charles  Dilke  1890  angenommen  hatte, 
daß  es  im  Fall  einer  engUschen  Niederlage  seine  Unabhängig- 
keit proklamieren  werde,   hat  in  der  Not  des  südafrikanischen 
Krieges  dem  Mutterlande  zuerst  die  Unterstützung  durch  kolo- 
niale FreiwiUige  angeboten,   imd  Kanada  ist  diesem  Beispiel 
gefolgt.     Der  Gedanke  des  national-poUtischen  Zusammenhanges 
mit  dem  Mutterlande  ist  diesen  Kolonieen  niemals   abhanden 
gekonamen.     Gerade  weil  man  auf  allen  Zwang  ihnen  gegen- 
über verzichtet  hat,  haben  sie  sich  in  freier  Zuneigung,  wenn 
auch  nicht  ohne  nüchterne  Erwägung  des  eigenen  Vorteils,  an 
das  Mutterland   angeschlossen.     Die  Gemeinschaft  des  Blutes, 
der  Institutionen  und  Lebensgewohnheiten,  der  Kulturinteressen 
und  Bildungsideale,  nicht  zuletzt  auch  der  religiösen  Interessen  — 
das   alles   schlingt  feste   morahsche  Bande  um  England  und 
diese  seine  Kolonieen.   Damit  verflicht  sich  dann  das  materielle 
Band  des  Handelsverkehrs,    der  doch   das  eigentUche  Lebens- 
prinzip dieses  imgeheuren  Kolonialreiches  darstellt.     Es  ist  ein 
wahres  Wort  für  England,   daß  der  Handel  der  Flagge  folgt; 
ohne  jede  monopolistische  Fesselung  des  Verkehrs,  bloß  durch 
den  pohtischen  Zusammenhang,   so  locker  er  auch  sein  mag, 
und    daneben   durch   die   nationalen   Sympathieen,   durch  die 
Gleichheit  der  Sprache  und  der  Sitten,  durch  die  persönlichen 
Bekanntschaften  von  Land  zu  Land  ist  es  gekommen,  daß  der 
Handel  mit  den  Kolonieen   den  Engländern,   auch   unter  un- 
günstigen Bedingungen,  niemals  entrissen  worden  ist;  und  ge- 
rade in  den  letzten  Jahrzehnten  ist  er  sehr  bedeutend  gestiegen. 


Fassen  wir  nun  diese  Kolonialgebiete  einzeln  ins  Auge, 
um  das  Gemeinsame  und  das  Besondere  ihiet  Interessen  dem 
Mutterlande  gegenüber  näher  kennen  zu  lernen.  Ich  begiui^® 
mit  Kanada. 

Kanada  ist  in  einem  gewaltigen  Aufschwimg  begriffe^* 
Als  England  dies  Land  erwarb  (1763),  gab  es  dort  ungeß^^ 
nur  4—500   kleine   engUsche   Händler   neben   65000  fran^^ 
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eben  Ansiedlern ;  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 

sich    dann    die  Zalil    der  britischen  Bewohner   stark    ver- 

mehrte  namentlich  auch  durch  Anhänger  der  britischen  Krone» 

die  während  des  amerikanischen  Krieges  aus  den  Neu-England- 

staateii    zuwanderten.     Aber   das    französische    Element    blieb 

doch  noch   so  stark,    daß  Pitt  1791    es   für  geraten  hielte    die 

»lonie  in  zwei  getrennte,  gänzlich  von  einander  abgesonderte 

Mete    zu   zerlegen,    weil    er  glaubte,    daß    der   dadurch    ge- 

scimfifene    Dualismus    mit   dem   Bassengegensatz    Kanada    am 

sichersten  davon  abhalten  werde,  von  England  abzufallen  und 

sich  der  amerikanischen  Union  anzuschließen.    In  dem  Kriege 

von  1812 — 14    betrachteten    die   Vereinigten  Staaten    ICanada 

bemts  als  ihre  Beute;   aber  die  Kanadier  hiehen  an  England 

fßst.  Nicht  ganz  freiwillig  hat  dann  das  Mutterland  die  freien 

ItisÜtutionen   zugestanden.     Ea  bedurfte  erst   eines  Aufstandes 

iü    Kanada    (1837—38),    um    1840    eine    beschränkte    Selbst- 

*^gierung    zu  erringen,    mit   der  dann    auch   eine  Vereinigung 

"er  beiden  bisher  getrennten  Landes  teile  verbunden  war.    1856 

^t'lüelt   die  Kolonie    die   volle  Selbstregierang    und  nun  nahm 

I  **B,  angeregt   namentlich    durch    die   rapide  Ausdehnung    der 

^  ereinigten  Staaten   im   Westen    des   Kontinents,    eine   starke 

^^pansive  Tendenz  an,  um  sich  neben  dem  mächtigeren  Nachbar 

^^haupten  zu  können,  mit  dem  Ziel  eines  großen  mnfassenden 

^^nde^staate.    Die  Grundlage   dazu    war   die   Errichtimg   der 

^^eraÜTen  „Dominion  of  Canada'*,   die  eine  Reihe   von  briti- 

ben   Nachbarkolonieen    mit    umschloß;    dann    begann    eine 

Istige  Kolonisations-  und  Angliedermigspolitik,   die   mit   dem 

knsciduß  der  westhchsten  britischen  Kolonie  des  nordamerika- 

^ischen  Festlandes,    Kolumbia,    1871    ihren    Abschluß    erhielt, 

■^un  war   das  ganze  große  Gebiet  des  britischen  Nordamerika 

'-—  bis   auf   Neufundland    und   das    uukulti\nerte  Labrador  — 

H^ia    einen  Bundesstaat   zusammengefaßt;   und   nach   10  Jahren 

^F^^ar  auch   die  nördliche  Pacificbahn  fertig,   die  auf  britischem 

^^^biet   den    amerikanischen    Kontinent   durchquert,    eine   der 

flüchtigsten  Verbindungen    für   das  britische  Gesamtreich,   seit 

II881    der  Weg    der    englischen  Post    nach  Ostasieu,    die   von 
Vanconver  aus  seit  1890  schnellfahrende  Dampfer  nach  Japan 
imd  Hongkong  zur  Verfügung  hat. 
Dieees  riesige  Gebiet,  das  heute  noch  nicht  viel  mehr  als 
5  Millionen  Einwohner  ^äldt,   ist  noch   bei   weitem   nicht   in 
allen    seinen  Teilen   wirtschaftlich   erschlossen   und   kultiviert. 
Erst  gegenwärtig  vollzieht  sich  in  Kanada  ein  wirtschaftlicher 
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Entwiokhmgsprozeß.  den  man  vergleichen  könnte  mit  dem, 
w:is  die  Amerikaner  auf  dem  Gebiet  der  Union  als  „the  winning 
of  che  Wesi"  bezeidmen:  eine  großartige  innere  Kolonisation, 
die  ongeheore  FUchen  besten  Weizenbodens  zur  Verfügong 
hat.  Dazu  kc«nmt  der  Holzreichtum  des  Landes,  die  minen- 
ILsehen  BodensdiAtze,  die  gewaltigen  Wasserkräfte.  Es  ist  kein 
Zwirifel.  daß  Kanada  noch  eine  große  wirtschaftliche  Zukunft 
hat.  daß  es  mit  seinem  tüditigen  energischen  Menschenschlag 
iivvh  großes  leisien  kann,  nicht  bloß  in  der  Erzeugung  Ton 
Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln,  sondern  auch  in  der  Industrie, 
•ife  freilich  zurzeit  noch  wenig  entwickelt  ist.  Eis  ist  zu  er- 
warten, daß  seine  Bevölkerungszahl  sich  unter  günstigen  Be- 
•ün^iungen  schnell  vermehren,  ja  vielleicht  durch  massenhafte 
Einwanderung  vervielfachen  wird. 

Von  den  5  Millionen,  die  heute  in  dem  Lande  leben,  ist 
•üe  Mehrzahl  englischer  Zunge;  aber  eine  starke  Minorität 
41  -  .|  gehört  der  französischen  Rasse  an,  die  sich  hier  in 
Kanada,  anders  als  in  Europa,  stark  vermehrt.  Diese  fran- 
iC-sisohen  Kanadier  halten  mit  Zähigkeit  an  ihrem  Volkstum 
ur.J  au  ihrer  katholischen  ReUgion  fest;  aber  sie  sind  gute 
bntische  Reiohspatrioten  und  bilden  zurzeit  ein  besonders 
schätzbares  Bollwerk  g^?enüber  den  Bestrebungen,  die  auf  den 
Anschluß  au  die  Vereinigten  Staaten  gerichtet  sind.  Ein 
clAuxeuder  Repräsentant  dieses  britisch-französischen  Elements 
is:  der  vielgenannte  Premierminister  von  Kanada,  der  Führer 
dt?  liberalen  Partei,  seit  16  Jahren  der  eigentliche  Regent  des 
l-aiMtT?.  Sir  Wilfried  Laurier:  ein  britischer  Imperialist,  aber 
^ucleioh  auch  ein  z^er  Verfechter  der  kanadischen  Souder- 
^r.uresseu. 

Kai:ada  ist  zwischen  England  und  Amerika  in  einer  eigen* 
:ü:'..l:cheii  Lage.  MiUtärisch  ist  das  Land  von  England  in 
t  ir.eir.  Kriege  mit  den  Vereinigten  Staaten  nicht  zu  verteidigen. 
Wirt5<'lui::l:oh  hängt  es  mit  den  Vereinigten  Staaten  durch  den 
Vtrkc^hr  iu:d  vias  amerikanische  Kapital  enger  zusammen  als 
::;::  E::glaud.  trv^tz  des  amerikanischen  Hochschutzzollsystems, 
das  in  neuerer  Zeit  mehrfach  zu  Reibungen  geführt  hat, 
l\^li:is^'!i  vermag  England  bei  seiner  grundsätzlich  entgegen- 
kv^:::u;eiuwn  Steliung  der  Union  gegenüber  die  Interessen 
Kanadas  nicht  immer  ausreichend  zu  wahren,  wie  sich  noch 
jüucst  in  ^'iner  für  die  Kanadier  wichtigen  Angelegenheit,  bei 
dtnn  Streit  um  die  GrenzreguUerung  in  Alaska,  gezeigt  hat. 
l\*fu  is:  die  Einwanderung  aus  den  Vereinigten  Staaten  to 
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starker  ZunaJime  begriffen,  und  der  Gegensatz  des  spezifisch 
kanadischen  Volkstmna  gegenüber  dem  amerikanischen  ist  im 
Abnehmen,  Der  Gedanke  eines  Anschlusses  an  die  Union  hat 
teilweise  eine  starke  Partei  für  sich  gehabt.  Als  in  England 
1846  der  Freihandel  durchdrang  und  damit  die  Begünstigungen 
Helen,  die  Kanada  mit  seiner  Getreideausfuhr  bisher  im  Handels- 
verkelir  mit  dem  Mutterlande  gegenüber  anderen  exportierenden 
Lindem  genossen  hatte,  drohte  man  ui  Kanada  mit  dem  Abfall, 
ISiu  Zollverein  Kanadas  mit  den  Vereinigten  Staaten  würde  auch 
heute  noch  den  Wünschen  breiter  Tnteressenkreise  entsprechen, 
und  diese  iiirtschaftlielxe  Union  würde  zweifellos  die  politische 
nach  sich  ziehen.  Was  hindernd  zwischen  Kanada  und  den  Ver- 
einigten Staaten  st^ht,  ist  namentlich  der  Wunsch  Kanadas, 
selbst  eine  Industrie  zu  entwickeln,  die  mit  der  amerikanisclien 
in  Konkurrenz  treten  könnte.  Gegenwärtig  ist  der  britische 
IniX>eriaHsmus  in  Kanada  ein  Ausdruck  für  das  Bestreben  der 
Kanadier,  einen  eigenen  Staat  neben  der  Union  zu  bilden. 
Die  engere  Verbindung  mit  England  soll  Kanada  davor  be- 
^wahren,  von  den  Vereinigten  Staaten  verschlungen  zu  werden. 
Alan  denkt  daran,  vielleicht  in  Verbindung  mit  dem  britischen 
Westindien  mid  anderen  engliscb-araerikanisehen  Besitzungen 
^in  Wirtschaftsgebiet  zu  organisieren,  das  den  Wettbewerb  mit 
der  Union  aufnehmen  könnte. 

Kanada  ^ill  also  kein  dienendes  Glied  des  britischen  Reiches 
^*erden,  sondern  ein  selbständiger  Staat  sehi  und  bleiben,  oder 
-vielmehr  erst  recht  werden.     Es  treibt  seit  Jahren  eine  selb- 
Sätändige,  stark  schutzzöllnerische  Tarif poIitik;  es  möchte  aber  in 
Einkunft  auch  Handelsvertrrige  ohne  enghsche  Vermittlung  ab- 
zuschließen in  der  Lage   sein.     Es  will  in  dem  größeren  Bri- 
tannien der  Zukunft  ebensowenig  aufgeben,  wie  in  der  ameri- 
kaniacben  Union;    es    will    auch   England   gegenüber   als   ein 
selbständiger  Staat  dastehen.    Welches  Maß  von  Dezentralisation 
in    dem    britischen    Reiche    der   Zukunft   den   Wünschen    der 
Kanadier  entspricht,   das  zeigt  in  der  Gegenwart  ihr  entscliie- 
dene^  Eintreten   für   die   Home-rule-Fordemngen   der  Irländer 
—  eine  Haltung,  die  allerdings  auch  durch  die  Rücksicht  auf 
das  Marke   irische   Element  in   der   kanadischen   Bevölkerung 
geboten  ist. 

VL 

Ein   gan^   anderes  Bild   bietet  Australien   dar.     Die  über- 
raschend  sclmelle   Besiedelung  dieses  Kontinents,   die   in   der 
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Hauptsache  in  der  ersten  Hälfte  des  19,  Jahrhiindeits  erfolgte, 
ist   eine   große,    geräuschlose    Leistung   der    britischeu   Rasse. 
Freilich,   der  Hauptteil  des  dürren  salzigen    Bodens   ist  noch 
wüst  und  menscheuker,  und  das  etwas  besser  bewässerte  süd^ 
östliche  Weidegebiet  emähii  auch   nur   eine   düune  ländliche 
Bevtilkcrung,     Die   Haujitmasse   der  Mensclien   drängt  sich  in 
den   wenigen  großen   Küstenstädten   zusanimen.     Es  sind  iiu 
ganzen   etwa   4   Millionen.     Aber   diese   Bevölkerung  ist  fast 
durchweg  englisch  und  steht  auf  einer  verhältnismäßig  bohen 
Stufe  der  Lebenshaltung.     Wie  in  Kanada,   ao   ist  auch  hier, 
sobald  die  Kolonieen  das  Recht  der  Selbstregierung  emuigeD 
hatten,   eine  kräftige  Bewegung  in  Gang  gekommen,   die  auf 
die  Herstellung  eines  einheitUchen,  den  ganzen  Kontinent  uny 
fassenden  Bundesstaats  gerichtet  war;  und  diese  Bewegung  biit 
bekanntlich,  nach  mancherlei  Schwierigkeiten,  dieses  Ziel  wmk 
um  die  Jalirhmidertwende  erreicht:  seit  1901  ist  AuHtralien  ein 
einheitUcher  Staat,  ganz  in  den  Formen  mid  nach  dem  Muster 
von  Kanada  gebildet;  mid  um  den  Parallelismus  zu  voUendeu. 
steht  auch  hier  neben  dem  australischen  Bundesstaat  ein  be- 
nachbartes Inselgebiet,    Neuseeland^    noch    selbständig    da 
ebenso    wie    Neufundland    neben   Kanada.      Neuseeland, 
IWl  als  „Dominion'*  wie  Kauada  anerkannt,  denkt  wohl  daran 
einmal  das  Haupt  einer  großen  Föderation  der  britischen  Sud 
seeinseln  zu  werden;  man  sieht  dort  die  Begründung  deutscher 
Kolonieen  in  der  Südsee  ebenso  ungern  me  das  Ehidringen  der 
Amerikaner  in  diese  Inselwelt*    In  Australien  wird  die  englische 
Bevölkerung  wohl  gelegentlich  vom  Mutterlande  aus  durch  die 
Voi"Bpiegelung   deutscher   Eroberungspläne   in   der  Südsee  ge- 
sclu^eckt.    Aber  die  Hauptfurclit  gilt  hier  überall  der  gelben  Ge- 
fahr, die  sieh  ja  auch  in  Kanada  bereits  hat  spüren  lassen.    Eine 
Masseneinwandenxng  der  gelben  Rassen  Ostasien?  würde  den  eng* 
lischen  Charakter  Australiens  und  den  relativen  Hochstand  seiner 
Kultur  schnell  und  für  immer  beseitigen.    Darum  ist  das  Haupt- 
interesse  der   australischen   Politik   nach  außen   hiu   die  Aus- 
Schließung  der  Farbigen,  die  seit  1901  durch  die  Forderung  eines 
Bildungsnachweises  in  Form  eines  englischen  Diktats  für  En- 
wanderer  gesetzlich  eingeführt  worden  ist.    Das  weiße  Australien 
ist  damit  gleichsam  eingedeicht  worden  gegen  die  Völkerflnt  der 
gelben  Rassen  Asiens.     Hinter  diesem  schützenden  Deich  hat 
«ich  ein  rein  englisches  Gemeinwesen  von  eigentüinhchem  Staats- 
«ozialiatisch -demokratischen  Charakter  herausgebildet.    Die  Ver- 
luHMung   niüiort  sich  durch  die  Einführung  des  Referenda 
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über   politische    Fragen,    dem   Typus    der 
ikratie;  sie  ül>ertrifft  die  fortgeschrittensten 
i>pä]$eheu  Einrichtungen  dieser  Art  dtirch  die  Eiiilühmng 
Fniuenstinimrecht«.    Der  Hauptzweck  des  Staates,  auf  den 
Insiitutifinen    »ngesehuitteji    sind,    ist   die    wirtschaftliche 
ohlfahrt  der  Masse,  d,  h.  hauptsächlich  der  stiSdtischen  Arbeiter- 
vi^lkerung.     Die  Arbeiterverbände  spielen   die  entscheidende 
olle  im  Öffentlichen  Leben;  auch  die  Hirten  und  Schafscherer 
der  Weidegebiete,    die    in   extensiven   RieseDbetrieben   bewirte 
Schafte*    werden,    sind    in    Gewerkschaften    organisiert.      Die 
w'ichugsten  Gewerksehaften  haben  sich  zu  Kartelleu  zusammen- 
geschlossen und  den  Achtstundentag  mit  obrigkeitlich  festgesetzten 
MJuiiiuiJlöhnen  durchgesetzt;   die  Neigung  zur  VerBtaatUchung 
gioOer  Privatunteniehmungen  hat  schon  zu  manchen  Erfolgen 
gefülirt,  z.  B.  zur  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  und  macht 
eitere  Fortsclmtte,    Die  Arbeiterpartei,  die  hier  wie  in  Kanada 
e4?hen   den  beiden  großen  parlamentarischen  Parteien  steht, 
bt    seit    Jahren    einen    maßgebenden    Einfluß,      Ihr    Führer 
f'Atson,    ein   ehemaliger   Buctidrucker,    der   sich    vor   kurzem 
iuikbeitshalber    zuiiick gezogen    hat,    ist   als    Minister   schon 
eioniül  die  Seele  der  RegieniDg  gewesen ;  und  auch  das  gegen- 
Wilrtige    Ministerium    (Mr,  Alfred  Deakin   als  Premier  mit  Sir 
iüiani    Ljne    als   Schatzmeister)    kann    seine   Majorität   nur 
Htilfe  der  Arbeiterpartei    aufrecht  erhalten    und   wird  da- 
zur   Beibehaltung   eines   halb-soziahstischen  Programms 
nötigt,    dessen   Hauptziel   ist,   die    hohe  Lebenshaltung   des 
n  Arbeiters,    die   sich    im  Laufe    der   letzten  Jahr- 
tusgebildet  hat,    aufi-echt   zu  erlmlten    und    womOg- 
h   noch   zn  steigern.     Die  herrschenden  Parteien   sehen  die 
l2ung    dafür    in    einem    hohen    Schutzzoll    auf    auB- 
e  Fabrikate,   der  sich  natürlich   bei  der  Beschaffenheit 
des   Verkehre    in    erster   Linie    aucli    gegen   England    richten 
tnyß.    Auch  Australien  will  nicht  bloß  Rohstoffe  und  Nalirungs- 
mittel  exportieren,  sondern  ebenfalls  eine  eigene  Industrie  ent- 
ickeln;   und  zugleich    haben  die  Einfulirzölle   hier  auch  eine 
ke   finanzielle  Bedeutung:   die  Staatsschuld   ist   hoch,   und 
Zinsen  müssen   trotz  der  stark  aktiven  Handelsbilanz  zum 
Kl    durch   die  ZoUeinnahmeu   gedeckt   werden.     Diese  Hoch* 
Imtzzöllbestrebungen     haben     nach    Ifingeren    Kämpfen     im 
fahre  UM)7  m  dem  neuen  Tarif  geführt,   der  die  Einfubrzüllc 
Ht  n  und  gunzen    von  10  auf  25  Prozent  gesteigert  hat, 
.  r  EriHäßigung  vmi  5 — lU  Prozent   für   die   englischen 
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Waineti,  der  man  in  England  freilich  keine  allzugroße  Be- 
deutung beilegen  will.  Es  ist  haupt@ächUch  die  Arbeiterp&rki, 
die  dieee  schutaezöllDerische  Politik  durchgesetzt  hat;  in  den 
anderen  Kreisen  der  Bevölkerung  ist  die  Freihandekpartei 
stark  Tertreten,  in  Neu-Süd* Wales  hat  sie  die  Oberhand;  aoek 
daa  industrielose  Wegt-Austiralien  l)eklagt  sich  bitter  über  die 
Tarifreform,  die  es  in  seiner  Entwicklung  hemmt.  Dieser  Gegeü^ 
aalz  Terbindet  sich  mit  dem  der  einzelnen  Staaten  und  hM 
hier  und  da  schon  einen  stark  antiföderalistischen  Zug  aage^ 
uommen.  Der  junge  Bunde^taat  ist  durch  diese  wirtscbaS- 
Uehen  Ktoipfe  in  seiner  Existenz  bedroht;  die  noch  immer 
ungelöste  Frage  der  Bundeshauptstadt  spielt  dabei  ebenfall& 
eine  RoUe.  Für  die  imperialistische  Idee  würde  natürlich  eine 
weniger  einseitige  Betonung  des  Industrialismus  bequemer  seii; 
und  die  Gegner  der  gegenwärtigen  Regierung  haben  wolJ 
nicht  unrecht,  werm  sie  geltend  machen,  daß  die  Lebens 
haltimg  der  Bevölkerung  im  ganzen  sich  nur  auf  ihrer  Höhe 
erhalten  oder  gar  steigern  läßt,  wenn  die  Ausfuhr  erhehUch 
weiter  gesteigert  werden  kann,  und  das  setzt  bei  der  Natur 
der  Ausfuhrprodukte  —  außer  dem  Gold  hauptsächlich  Wolle, 
Weizen,  Butter  und  Fleisch  —  vor  allem  eine  vermehrte  Kuli 
viermag  des  Landes  voraus. 

Von  einer  stark  aufsteigenden  Tendenz  im  Wirtschi 
betrieb  und  Bevölkerungsbewegung,  wie  in  Kanada,  ist 
aber  zurzeit  noch  nichts  zu  spüren.  Die  Kehrseite  der  staai 
sozialistischen  Wohlfahrtspolitik  ist  die  Neigung  zu  einem  sta 
tionären  Beharrungszustande.  Die  Einwanderung  ist  ganz  ine 
Stocken  geraten  und  eine  Zeitlang  selbst  enghschen  Arbeitern 
gegenüber  erschwert  worden,  um  proletarische  Konkurrenz  fern- 
zuhalten»  die  die  Lölme  drücken  kömite.  Erst  in  den  letzten 
Jaliren  ist  in  dieser  Hinsicht  eine  Änderung  eingetreten.  Die 
natürliche  VemieWung  der  Bevölkerung  geht  ziemlich  langsam 
vor  sich,  zu  langsam  für  ein  Kolonialgebiet,  das  sich  noch 
weiter  entwickeln  will.  Vor  30  Jahren  kamen  nach  Stead  noch 
5,3  Kinder  auf  eine  Frau,  jetzt  nur  3,5,  wenig  mehr  als  in 
Frankreich  (3,4).  Die  Ursachen  sind  Iner  dieselben,  wie  dort; 
und  wenn  die  Sterbeziffer  nicht  außerordentEch  günstig  wäre» 
so  würde  die  Bevölkerungszunahme  bald  ins  Stocken  geraten. 
In  diesem  Punkte  sehen  weitblickende  Politiker  eine  große 
Gefalir.  Er  steht  in  Zusammenhang  damit,  daß  die  großstäd- 
lieche  Bevölkerung  dem  Lande  seinen  Stempel  aufdrückt,  daß 
es  namentlich  an  einer  eigentlich  bäuerlichen  Bevölke 
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gut  wie  ganz  felJt.  Die  Sachkenner  sind  der  Meinung,  daß 
der  noch  unbebaute  Boden  Australiens  mit  den  nötigen  Kapital- 
aufwendungen für  Bewässerung  etc.  sehr  wohl  zum  Ackerbau 
oder  wenigstens  zur  Viehzucht  nutzbar  gemacht  werden  könnte, 
Ab^r  dazu  würde  außer  dem  Kapital  eine  starke  englische 
Einwanderung  gehören,  die  wieder  eine  vermehrte  Absatzmög* 
hchkeit  ländliclier  Produkte  zur  Voraussetzung  hätte.  Hier 
wie  in  Kanada  kommen  daher  die  Wiinsclie  der  Bevölkerung 
darauf  hinaus,  daß  die  alte  Begünstigung  der  Kolonieen  im 
Verkehr  mit  England  gegenüber  anderen  exportierenden  Roh- 
gtoflfgebieten,  me  sie  vor  1846  bestand,  wiederhergestellt  werden 
soll.  Die  Lebensinteressen  Australiens  weisen  also  auf  einen 
engeren  Anschluß  an  England  hin :  das  ist  auch  hier  die  Quelle 
der  imperiahstischen  Sympatliien;  daneben  zugleich  die  Er- 
kenntnis, daß  die  ganze  Existenz  des  enghschen  Australiens  in 
seiner  gegenwärtigen  Verfassung  auf  der  englischen  Seeherr- 
6chaft  beruht.  Ohne  die  enghsche  Seelierrschaft  würde  Austra- 
lien und  die  Inselwelt  der  Südsee  der  asiatischen  Massenein- 
wanderung schwerhch  auf  die  Dauer  sich  verschließen  können. 
Schon  jetzt  betrachtet  man  in  Australien  die  Freundschaft 
Englands  mit  Japan  nicht  eben  mit  Behagen:  die  Gefahr  liegt 
zu  nahe,  daß  daraus  über  kurz  oder  lang  gewisse  Konzessionen 
hinsichtlich  der  Einwanderungspolitik  entspringen  könnten,  wie 
sie  den  Kanadiern  schon  gegenwärtig  zugemutet  werden.  Über- 
haupt stimmen  die  Interessen  doch  nicht  vöUig  überein.  Die 
industriahstische  schutz^öHnerische  Tendenz  in  Australien  will 
«ich  gerade  auch  dem  Mutterlande  gegenüber  behaupten.  Auch 
I  Australien  will  ein  selbständiger  Staat  sein  und  bleiben;  auch 
hier  erstrebt  man  sogar  ein  noch  höheres  Maß  von  Unabhängig- 
keit, als  es  zurzeit  besteht;  das  ist  z,  B,  stum  Ausdruck  ge- 
1  kommen  in  der  Forderung,  daß  der  Generalgouvemeur  statt 
l  wie  bisher  von  der  Krone  in  England,  in  Zukunft  von  dem 
^^^v&ustraljschen  Gemeinwesen  bestellt  werden  solle, 

1; 
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Schwieriger  und  verwackelter  waren  die  Verhältnisse,  mit 
denen  der  britiseh-imperiahstische  Gedanke  in  Südafrika  zu 
tun  hatte;  man  kann  sie  nicht  betrachten,  ohne  zugleich  einen 
BeitenbUk  auf  die  gesamte  moderne  Afrikapolitik  zu  werfen, 
die  ja  überhaupt  im  Vordergrund  des  neuesten  britischen  Im- 
f^eriahsmus  steht.  ^  England  hat  der  Kapkolonie  lange  einen 
sehr  geringen  Wert  beigelegt  und  jeder  Versuchung  zu  einer 
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erheblichen  Ausdehnung  bis  1866  hin  immer  widerstanden. 
Die  wirtschaftliehe  Bedeutung  schien  gering,  das  Land  bedurfte 
beständiger  Zuschüsse;  die  militärisch-politische  Bedeutung  als 
Station  auf  dem  Wege  nach  Indien  schien  mit  der  Vollendung 
des  Suezkanals  auch  auf  ein  Minimum  reduziert  zu  sein  — 
da  veränderte  sich  die  Situation  durch  die  Entdeckimg  der 
Diamantgruben  von  Kimberley  1867,  der  weiterhin  (1885)  die 
(roldfunde  im  Transvaalgebiet  folgten.  Von  da  ab  begann  ein 
gewaltiger  Aufsch^-ung.  England  sah  mm  die  Burenstaaten, 
die  einst  von  mißvergnügten  KaphoUändem  jenseits  der  Gren- 
zen der  Kolonie  begründet  worden  waren,  mit  anderen  Augen 
an  als  bisher.  Kimberley,  das  eigentlich  zum  Oranje-Freistaat 
gehörte,  wurde  ohne  weiteres  für  England  in  Beschlag  ge- 
nommen, 1870,  und  auch  auf  Transvaal  richteten  sich  die 
Blicke  der  englischen  Regierung.  Es  entstand  die  Idee  eines 
südafrikanischen  Bundesstaats  imter  englischer  Leitung,  wie  es 
Kanada  war.  Aber  das  relativ  selbständige  holländische  Ele- 
ment, zäh  und  stark  wie  es  war,  stand  einer  Konsolidation 
Südafrikas  zu  einem  britischen  Gresamtstaat  hinderlich  ent- 
gegen. Die  Idee  eines  föderativen  Zusammenschlusses,  die  in 
Kanada  und  Australien  von  selbst  entstand,  ist  hier  in  Süd- 
afrika erst  durch  die  englische  Regierung  in  die  Kolonieen 
hineingetragen  imd,  imter  dem  zähen  Widerstand  der  hollän- 
dischen Bevölkerung,  nur  langsam  gefördert  worden.  1876 
wurde  der  Plan  eines  südafrikanischen  Bimdesstaats  auch  von 
der  Kapkolonie  noch  abgelehnt.  Eine  Gegenwirkung  gegen 
die  Widerstände,  die  man  hier  fand,  war  die  Annexion  Trans- 
vaals, 1877.  Aber  die  Engländer  haben  das  Land  damals 
noch  nicht  festzuhalten  vermocht.  Nach  dem  kurzen  Be- 
freiungskriege von  1880  \md  der  Schlacht  bei  Majuba  Hill, 
mußte  den  Buren  eine  weitgehende  Selbständigkeit  zugestanden 
werden,  die  1884  fast  bis  zur  vollen  Souveränität  erweitert 
worden  ist. 

Dieser  Moment  bezeichnet  aber  zugleich  den  Eintritt  eines 
großen  Umschwunges  in  der  allgemeinen  Afrikapolitik.  Es 
begann  nun  das  große  Rennen  der  kolonialen  Mächte  um 
Afrika.  Der  Kongostaat  wurde  gegründet,  Deutschland  erwarb 
seinen  Kolonialbesitz  in  Afrika,  Frankreich  dehnte  sieh  von 
Algier  und  Tunis  her  im  Gebiet  des  Senegal  imd  Niger  aus, 
auch  Italien  setzte  sich  am  Roten  Meer  fest.  Das  alles  brachte 
England  aus  seiner  bisherigen  Ruhe  heraus;  es  begann  nun 
selbst  in  Afrika  um  sich  zu  greifen;  1884  wurde  Betschuana- 
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lönd,  1887  Matabeleland,  bald  darauf  auch  das  Zululand 
*li}üektiert;  eme  Anzahl  neuer  Kumpagnien  wurde  begründet, 
Vor  allem  1889  die  Imiierial  British  South  AMca<  Company, 
tlfe  das  ungeheure  Hinterland  der  britischen  und  der  burischeri 
Beeitziingen  zu  okkupieren  und  zu  kolonisieren  unternaluu. 
Damit  begann  die  großartige  Wirkeamkeit  von  Cecil  Rhodes, 
nach  dem  dies  Geliiet  Rhodesia  genannt  worden  ist.  In  keiner 
andern  Persönlichkeit  ist  der  Geist  des  modernen  britischen 
Imperialismus  so  sichtbar  verkörpert,  wie  in  diesem  großen 
Staats-  und  GeschäJftsmanue,  der  als  kühner  und  glücklicher 
Sjiekulant  in  dem  südafrikanischen  Minengeschäft  rasch  Mil* 
Honen  verdiente,  der  es  vei-stand,  die  Börse  zu  faszinieren  und 
eine  neue  Ära  kapitahstischer  Spekulation  ins  Leben  zu  rufen, 
der  aber  bei  alledem  nicht  den  materiellen  Geimß  im  Auge 
hatte,  sondern  die  Größe  des  britischen  Reiches  und  die  Welt- 
herrschaft der  englischen  Rasse. 

Sein  BHck  war  nicht  auf  Südafrika  beschränkt;  er  um* 
fußte  den  ganzen  schwarzen  Kontinent,  Ägj^pten,  das  seit  der 
Vollendung  des  Suezkanals  von  eminenter  Bedeutung  für  Eng- 
land  geworden  war,  w*ar  1881  unter  eughsclie  Verwaltung  ge- 
bracht worden,  und  England  hatte  damit  auch  die  Bekämpfung 
des  Mahdisten  aufstand  es  übernommen,  die  aber  von  dem  Mi- 
nisterium Gladstone  nicht  genügend  unterstützt  worden  war. 
Im  Jahre  1885  war  Kliartum  gefallen  und  General  Gordon  ge- 
tötet worden.  Der  Tod  dieses  heldenmütigen  Vorkämpfers  der 
englischen  Kolonialinteressen,  über  den  man  erst  13  Jahre 
iter  näheres  erfuhr,  das  Tragische,  Geheimnisvolle,  Gespannte 
''ifer  Situation,  die  beinahe  gelungene  und  schließlich  doch  ge- 
scheiterte Rettung,  die  leidenschaftliche  Wildlieit  dieses  Mah- 
dietenkrieges  —  das  alles  (sagt  Jose)  erregte  die  .,imperiah- 
stische  Phantasie  der  Briten  in  allen  Teilen  der  Welt*'  und 
führte  viele  FreiwilUge  in  den  Sudan.  Aber  ei-st  nach  13  Jahren, 
1896,  vennochte  General  Kitchener  durch  die  Schlacht  bei 
Omdurma  den  Mahchstenaufstimd  niederzuschlagen,  und  erst 
1898  wehte  über  den  Zinnen  von  Kliartum  neben  der  ägyptischen 
wieder  die  britische  Flagge. 

In  der  Zwischenzeit  hatte  Cecil  Rhodes  den  großartigen 
Gedanken  gefaßt,  von  den  Nilquellen  ülter  Uganda  und  Ost- 
afrika und  von  da  weiter  bis  nach  Südafrika  hin  einen  terri- 
torialen Zusammenhang  der  britischen  Herrschaft  herzustellen, 
d.  h,  ein  afrikanisches  Reich  zu  gründen  von  Kairo  bis  Kap- 
stadt, mit  telegraphischer   und  womögÜch   auch    mit  Balmver- 
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bindung.     Die  Konsolidation   von  Südafrika   war  dazu   ebenso 
nötig   wie   die  Beherrschung  Ägyptens.     In  diesen  grandiose 
Zusammenhang    muß    man    auch   den   Burenkrieg    einreihen. 
Er  war  doch  nicht  bloß   ein  Versuch,   Ersatz  zu  schaffen  für 
die  mangelhaften  Erträge  der  Rhodesiagründung,  wo  man  kein 
Gold  gefimden  hatte,   sondern  ein  Glied   in  der  ganzen  Kette 
der  im{)eriaUstischen  Bestrebungen  Englands.     Mit  Recht  lebt 
Cecil  Rhodes  in  England  fort  nicht  als  ein  erfolgreicher  und 
schließlich  verkrachter  Spekulant,  sondern  als  einer  der  großen 
„Empire-builders",  emer  der  Baumeister  an  dem  britischen  Zu- 
kunftsreiche.    Der  Erfolg  des  Krieges  kam  nicht  bloß  den  an 
den  Minenwerten  beteiligten  Kapitalisten  zugute  in  der  gewinn- 
reichen Ausbeutimg  des  „Randes*'  durch  chinesische  Arbeiter, 
deren  Import  die  Transvaalsche  Regierung  nie  zugegeben  haben 
Tvürde,   sondern  er  bedeutet  vor  allem  für  das  britische  Reich 
die    Möglichkeit    des    Zusammenschlusses    von    Südafrika    zu 
einem   einheitlichen    Handels-   und   Herrschaftsgebiet,    wie  es 
Kanada    und    Australien    waren.     Seit    die    miUtärische    Ver- 
waltung der  einverleibten  Burenrepubliken  von  einer  repräsen- 
tativen Verfassung  abgelöst  worden  ist  —  auch   die  Oranje- 
fluß-Kolonie  hat  1907  eine  solche  erhalten  —  bildet  auch  Süd- 
afrika, d.  h.  Kapland,  Natal  und  die  Burenkolonieen  ein  Zoll- 
vereinsgebiet,   in   das   auch   das   Basuto-   und  Betschuanaland 
hineingezogen  worden  ist.    So  ist  liier  trotz  der  noch  mangeln- 
den politischen  Konsolidation  ein  im  wesentlichen  gleichartiges 
Reichsgebiet   vorhanden,    dessen    Zusammensclüuß    zu    einem 
Bundesstaat   oder  einer  Union   nur   noch   eine  Frage  der  Zeit 
zu  sein  scheint.    Die  Zoll-  und  Eisenbahnkonferenzen  zwischen 
den  einzelnen  Kolonieen   sind  das  wirksamste  Mittel   zur  An- 
näherung  an    dieses  Ziel,    das   in  Kapland   ebenso   von   dem 
Afrikanderbond  unter  Merrimans  Führung  wie  von  Dr.  Jameson 
und    der    britischen  Partei    proklamiert   wird.     Politisch   steht 
überall  eine  englische  und  eine  holländische  Partei  sich  gegen- 
über,  die  Arbeiterpartei   in   der  Mitte  ist  schwach.     Die  wirt- 
schaftlichen Interessen  sind  —  trotz  aller  lokalen  Differenzen  — 
wenigstens  soweit  gleichartig,  daß  England  mit  Südafrika  schocn. 
heute    als    einer    einheitUchen   Größe    rechnen   kann.     Dieflöö 
Gebiet    ist    heute    der    beste  Markt    für    die   englische  fci.- 
dustrie  nächst  Indien  und  Australien   und  vielleicht  entwick- 
lungsfähiger als  Deutschland,  Amerika  und  Australien,  obwobl 
hier  nur  2  Millionen  weißer  Menschen  leben.    Denn  der  MiD^'^' 
betrieb,   der  seit  Jahren   im  Mittelpunkt  des  Londoner  Spe^"*^' 


fctioüsiiiteresses  steht  und  gauz  von  London  aus  finanziert 
lird,  erheischt  bedeutende  Einfuhren  und  fördert  gewinn- 
l^^ingende  Kapitalanlagen,  wie  Eisenbahnen,  Wasserwerke, 
Üektmche  Zentralen  etc. 

I  Das  Aus^hrinteresse,  abgesehen  von  Gold  und  Diamanten, 
[pidt  hier  keine  erhebliche  Rolle.  Südafrika  muß  selbst  von 
lofiwärts  Getreide  einfufiren.  Seine  Blüte  beruht  nicht  auf 
Ickerbau  oder  Viehzucht,  sondern  auf  dem  Mineul>etrieb  des 
taadee.  Das  Zollsystem,  das  auch  liier  die  Einfuhr  stark  he- 
ißtet, hat  mehr  fiskahsche  als  nirtschaftspolitisehe  Bedeutung. 
)ie  innere  Konsohdation  des  Gebietes  ist  natürlich  noch  lange 
ticht  so  weit  fortgeschritten  wie  die  von  Kanada  oder  Australien ; 
las  liolländische  Element  ist  kein  günstiger  Boden  für  britischen 
leichspatriotismus;  aber  die  militärisch -poh tische  und  die  kapi- 
^tische  Abliängigkeit  vom  Mutterlande  ist  hier  stärker  als 
&  den  anderen  Kolonieen  und  für  selbständige  südafrikanische 
tenderinteressen  ist  daher  auch  umr  ein  geringer  Spielraum 
orhanden.  Der  Imperialismus  ist  hier  mehr  englisch,  als 
pezifisch  südafrikanisch. 


Vllh 

Wie  wäre  es  nun  möglich,  diese  drei  gi*oßen  Kolonial- 
>niplexe  mit  dem  Mutterlande  in  eine  nähere  Verbhidung 
1  bringen? 

Dies  Problem  hat  zunächst  die  „Imperial  Federation  League" 
l  lösen  versucht,  die  im  Jahre  1884  begründet  wurde  und  sich 
18  Mitgliedern  aller  Parteien  zusammensetzte.  Man  dachte  von 
>mherein  an  eine  Zusanmienfassung  aller  wirtschafthchen  und 
ilitärischen  Kräfte,  an  eineu  Handels-  und  Kriegsbund  des 
größeren  Britanniens' \  Diese  beiden  Richtungen  haben  sich 
üin  später  in  besonderen  Vereinen  organisiert,  da  die  wirt- 
iliafte[*olitischen  Gegensätze  die  alte  Organisation  nach  Verlauf 
)n  neun  Jahren  sprengte.  Die  ,, Imperial  Federation  League'* 
Ute  sich  mehr  und  mehr  mit  den  schutzzöllnerischen  Bestre- 
angen  der  1881  begründeten  „National  Fair  Trade  League" 
lentifiziert;  dadurch  waren  die  freihäudlerischen  Imperialisten 
jgestoßen  worden  und  die  alte  Organisation  löste  sich  1893 
ü.  An  ihre  Stelle  trat  nunmehr  die  ,,  United  Empire  Trade 
&ague'\  die  einen  ReichszoUverein  mit  Freihandel  im  Innern, 
&er  Schutzzöllen  nach  außen  als  Ziel  aufstellte;  andererseits 
le  .^Imperial  Federation  League*',  die  auf  die  Begründung 
nes  Reichswehrvereins  ausging. 
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Dieser  Yerlaof  der  Dingte  deutet  schon  die  beiden  wich* 
tigsieti  Seiten  des  Problems  an»  die  handelspolitische  und  die 
müitänsefae.  Neben  ihnen  aber  trat  tob  Anfang  an  noch  mm 
dritte  hervor,  der  wir  unsere  Aofinerkgamkeit  zuerst  stuwendeu 
mflBKii:  die  verfassnngspolitisehe. 

Die    Schwierigkeiteii    einer    Vereinigung    so    heterogener 
Lfindef^gebiete  £U  einem  Bundesstaat  mit  gemeinsamer  Eegie^ 
jmkg  and  Ge^tzgebung  springen  in  die  Augen.     Man  haUe 
sich  an&Lngs  wohl  darüber  hinw^getäuscht,    indem   man  dm 
Grundsatz  aufsleUte,   daß   ein  «.Imperiai  Coancil**  neben  nml 
über    den    bestehenden    X^erfaasnngseinrichtungen    znv  Wak- 
nehmung  der  Reichstntereedeii  geBchaffec  werden  müsse.    Ab 
man  aber  der  Aufgabe  näher  trat,   stellte  sich  erst  die  game 
Schwierigkeit  der  Lösung  heraus.     Die  Selbständigkeit  und  der 
Partikularismus  in  Staaten  wie  Kanada  und  Australien  ist  be- 
reitjs    £u   groß   geworden,    als    daß   eine  glatte  Ldsnng  diesei 
Problems   möglich   wäre;    dazu   kommt  die  große  Entfernung 
der  Kolonieen,  die  dtwh   auch  durch  die  modernen  Verkehrs- 
nnttel  nicht  soweit  ausgeglichen  wird,  um  daa  ungestörte  Funk- 
tionieren   einer    sentraUstiscben    Verfassung    am    ennÖgUclieti 
Nach  den  bisherigen  englischen  Traditionen   würde  es  ja  am 
näclisten    liegen,    wenn    einige   Repräsentanten   aus    den   ver- 
echiedenen  Kolonieen  als  Mitglieder  in  da«  englische  Parlauieut 
eintreten  würden.    Auf  diese  Weise  ist  1708  die  Union  mit  Scholt- 
laud  und  1801  die  Urnou  mit  Irland  vollzogen  worden.  Aber  damit 
hat  das  schottische  und   das  irische  Parlament  aufgehört  lo 
existieren,   und  diese  Konsequenz  würde  den  großen  selbstän- 
digen Kolonieen  heute  ganz  unannehmbar  erscheinen,    zrnnÄ 
die  Zahl  ihrer  Vertreter  im  britischen  Parlament  nur  eine  ver- 
hältnismäßig geringfügige  sein  könnte.     Etwas  derartiges  hätte 
geschehen  müssen,    bevor  den  Kolonieen  die  volle  Selbstregie^ 
rung  zugestanden  wnrde;   heute  iiiirde  eine  solche  Aufhebung 
des  kolonialen  Home-rule  ganz  unmöglich  sein;  auf  diese  ver- 
Bäumte  Gelegenheit,   die  ReichseinJieit  herzustellen,   hat  sehoii 
Lttrd  Beaconstield  hingewiesen.    Es  würde  heute  nur  ein  Bundes- 
Staat  mit  stark  dezentralisierter  Verfassung,  mit  innerer  Selbst- 
regierung   und    staatlicher   Selbständigkeit    für   die    einzelnen 
Gebiete  möglich  sein.     Die  Kolonieen  wollen  ihre  Parlamente 
behalten,  aber  nicht  als  bloße  Lokalparlamente,  über  denen  die 
gemeinsamen  Angelegenheiten   von  dem  englischen  Parlament 
entschieden  würden:  §ie  w<illen  wirksamen  Anteil  an  den  An- 
gelegenheiten der  grt>ßen  Pülitik  des  Reiches  haben.     Man  ha 
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fb  früher  in  d^n  imperialistischen  Kreisen  der  Kolonieen  die 

che  wohl  eo  gedieht,  daß  über  den  kalonialen  Parlamenten 

allgemeiiie^  Reiehsparlament  stehen  würde,   das  aber  auch 

parlamentarische  Vertretung  des  ilutterlandes  zu  emer  bloß 

kalen  Repri^isentation,   zu  einem   Landlage  sozusagen   herab- 

Sekeu   würde.     Selbst   der   Zusammenhang   des  Vereinigten 

rhe  Hürde  dabei  in  Frage  gestellt  sein.    Das  Parlament» 

e   in  London    tagt,   würde   sich   auflösen   in  Landes- 

icuente  für  England  im  engeren  Sinne,  für  Schottland,  für 

ad,  vielleicht  auch  für  Wales.     Man  würde  auf  den  Stand- 

ikt   des  17.,   ja  des  16.  Jahrhunderts  zmiickgehen.     Es  ist 

ir,    wie   hier  die   irische   Homemle- Frage   hiueinspielt;    ich 

schon  darauf  hingewiesen,  daß  man,  namenthch  in  Kanada, 

Wiederherstellung   der   irischen  Selbstregierung   mit  einem 

äderen  Parlament  für  eine  notwendige  Voraussetzung  der 

ichsmiion    ansieht.      Das    altberühmte    Parlament   in  West* 

^nster  würde  also  mieder  ein  kleiu-engUsches  Lokalparlament 

frden,   das   ebenso  wie  die  anderen  LandesTertretungen  sieh 

jr    mit   den   innei^n  Angelegenheiten   befassen   würde.     Die 

m   der  auswärtigen  Politik,  der   Heeres-  und  Flottenver- 

Itiing,  des  Verkehre? Wesens,  der  HandeIsr>olitik  würden  einem 

iolifiparlament  vorbehalten  bleiben,  das  von  der  Bevölkerung  des 

»iertCHi  Reiches  gewählt  werden  würde.    Das  heißt  also:  England 

ier   vielmehr   das  \''ereinigte  Königreich  Großbritannien   und 

id  würden  sieli  auflösen  und  in  der  größeren  Staatsbildung 

britischen  Reiches  aufgehen.     Es  ist  eine  ähnliche  Forde- 

\g  wie  die,  die  das  liberale  Deutechhmd  einst  an  Preußen 

eilte»    nur   daß   die  Dezentrahsation    und  die  Selbständigkeit 

eiiMelnen    Reichsglieder   lüer   stärker  sein   würde.      Dazu 

bmiag  sich  England  natürlich  nicht  zu  entschließen ;  alle  Ver- 

clie  2ur   Aufstellung  eines   praktischen   Programms   für  ein 

Bicbsparhunent  sind  denn  bisher  aucli  ohne  positives  Ergebnis 

feblieben. 

Ebensowenig  hat  ein  anderer  Gedanke  zum  Ziel  gefülirt, 
fn  der  l^ekannte  Jurist  Sir  Frederich  Pollock  mit  einer  AnzaM 
yn  Poütikeni  beider  Parteien  seit  1904  vor  der  Öffentlichkeit 
eten  hat.  Dieser  Plan  kam  darauf  hinaus,  daß  eine  Kom- 
[>n  des  Privy  C4>uncil,  des  alten  großen  Geheimen  Ratea, 
Ausschuß  aueh  das  gegenwärtige  Minister-Kabinett  int, 
und  der  noch  eine  Anzahl  von  andern  Ausschüssen  aufweiirt, 
ak  ,Jnii>eriül  Öonmiitlee'*,  zunäehst  allerdings  nur  mit  beraten- 
fkui,  nicht  mit  exekutiven  Befugnissen,  eich  der  auüschließlichen, 
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atotigen  B^rbeitmig  der  gemeinsameii  Beicl^isangeiegenlieiteD 
widmen  ^Ute,  wozu  aatürlidi  aiieb  die  Emrichtiing  eines  Se^ 
kretariats  nötig  gewesen  wäre.  Als  Präsident  war  der  engliÄche 
Premierminißter  gedacbt;  andere  Minister  und  koloniale  Staatäp 
männer  sollten  regelmäßig  oder  gelegentlich  teilnehmen;  man 
dachte  auch  an  die  Zuziehung  der  Agenten,  die  die  Kalonial^ 
regiernngeo  in  London  halten.  Man  wollte  auf  diese  Weise 
einen  Mittelpunkt  zur  vertrauHchen  En^rterung  der  Reichs- 
angelegenheiten  schaffen,  der,  Ton  dem  Kolonialamt  abgesond^. 
den  kolonialen  Interessen  eine  grIlOere  Selbständigkeit  verbürgen 
sollte.  Man  wies  dabei  hin  auf  das  kurz  vorher  begründete 
Committae  of  Imperial  Defence»  das  in  ähnlicher  Weise,  wenn 
auch  nicht  in  Verbindung  mit  dem  Privv  Council,  die  Fragen 
der  Reichßverteidigüng  und  der  Keiebswehrverfassung  behandelte 
Man  wollte  auf  die^  Weise  die  Kolonialkonferenzen,  die  bisher 
nur  gelegenthch  abgehalten  worden  waren,  zuerst  in  dem  Jubi- 
läumsjahr  1887,  dann  wieder  1897  und  bei  der  Krönung 
Eduanis  VII,  1902,  ersetzen  durch  eine  beständig  tätige  Be- 
hörde. Dieser  Plan  ist  indessen  nicht  zur  Ausfülirung  gelangt: 
dagegen  haben  die  Kolonialkonferenzen  selbst,  die  einen  vor- 
läufigen  Ersatz  für  die  noch  mangelnde  verfassungsrechtUche 
Einigung  des  Reiches  bilden,  neuerdings  einen  festeren  Bestand 
gewonnen.  Zu  solchen  Kolonialkonferenzen  pflegten  von  Zeit 
zu  Zeit  die  Premienninister  der  Kolonieen  unter  dem  Vorsitz 
des  Kolonialsekretärs,  also  etnea  Mitgliedes  des  englischen  Mi- 
nisteriums,  zusammenzutreten.  Man  kann  diese  Institution  wohl 
als  eine  Schöpfung  Chamberlains  bezeichnen,  der  zuletzt  die 
Seele  dieser  Kolonialkonferenzen  gewesen  ist.  Sie  sind  nun 
heute  za  einer  festen  Einrichtung  geworden,  die  eine  Art  von 
Bundesrat  darstellt  unter  dem  Namen  ,, Imperial  Conference*'. 
Die  Londoner  Konferenz  von  1907  hat  bescMossen,  daß  alle 
vier  Jahre  eine  solche  Reichskonferenz  zusammentreten  mH 
um  Fragen  von  gemeinsamem  Interesse  zwischen  der  englischen 
Regierung  und  den  Regierungen  der  selbständigen  Kolonieen 
zu  behandeln.  Der  Premierminister  des  Vereinigten  Königreichs 
und  in  seiner  Vertretung  der  KolonialsekTetär  soll  dabei  ex 
officio  den  Vorsitz  führen  und  die  Premierminister  der  Kolonial- 
staaten  soüen  ex  officio  als  Mitglieder  erscheinen.  Andere 
MiniBter  der  Kolonialregierungen  können  ebenfalls  zu  der  Kon* 
ferenz  abgeordnet  werden,  aber  jede  Regienmg  hat  nur  eine 
Stimme  und  es  dürfen  sich  ohne  besondere  Erlaubnis  nicht 
mehr  als  zwei  MitgUeder  Jeder  Regierung  an  den  Diskussionen 


steiligen.  In  der  Zeit  zwiselien  den  Konferenzen  sorgt  ein 
rmanenter  Sakretariatsstab  unter  der  Leitung  des  Kolonial- 
latssekretärs  für  die  Information  der  Terscldedenen  Regierun- 
El  über  alle  AngelegeDheiteu,  die  Gegenstand  der  Konferenz 
iresen  sind  oder  werden  können;  er  hält  auf  die  Beobachtung 
t  gefaßten  Beschlüsse,  führt  die  Korrespondenz,  schafft  die 
Iterialien  herhei  und  dient  so  zugleich  zur  Vorbereitung  der 
Dftigen  Konferenzen,  deren  nähere  Anordnung  dem  Kolonial- 
cretär  in  Verbindung  mit  den  Premierministeni  der  Kolonieen 
legt.  Außerordentliche  Konferenzen,  aucli  zwischen  einem 
Ü  der  vereinigten  Regierungen,  können  zwiscliendurch  je 
qli  Bedürfnis  abgehalten  werden, 

I  Ah  eine  eigentliche  Reichsregierung  kann  diese  Ministeriah 
Uferenz  nicht  betrachtet  werden;  dazu  felJt  ihr  die  exekutive 
sfugnis,  die  nicht  möglich  wäre  ohne  eiu  einheitliches  Reichs- 
irlament.  Jeder  der  Minister  ist  seinem  heimischen  Parlament 
rantworthch  und  kann  nach  den  Gewohnheiten  des  überall 
henden  parlamentarischen  Systems  nur  zu  soleheu  Maß- 
In  mitwirken,  bei  denen  er  der  Zustimmung  des  Parlaments 
iß  ist.  Das  erschwert  natürlich  eine  einheitUche  Aktion 
Tordentlieh,  Andererseits  aber  ist  diese  Reichskonferenz 
mehr  als  ein  staatenbundlicher  Kongreß  nach  Art  des 
n  deutschen  Bundestages.  Die  Regierung  der  Kolonieen  ist 
e  Regierung  des  Königs  wie  die  Regierung  des  Mutterlandes. 
le  Krone  mit  ihrem  Ansehen  und  ihrem  Eintiuß,  namentlich 
h  mit  ihrem  Recht,  die  Gouverneure  der  Kolonieen  zu  er- 
en,  stellt  doeli  ein  niclit  zu  unterschätzendes  Staatsrecht- 
es Band  zwischen  dem  Vereinigten  Königreich  und  den 
eländigen  Kolonieen  dar.  Keine  der  imserer  Staatsrecht* 
ihen  Terminologie  geläufigen  Bezeichnungen  paßt  auf  dies 
;euartige  staatliehe  Gebilde. 

Den  administrativen  Mittelpunkt  dieses  ganzen  gewaltigen 
teressenkomplexes  bildet  das  Kolonialamt,  dem  der  Staat^- 
kretär  für  die  Kolonieen  —  jetzt  Mr.  Austin  Chamberlain, 
ir  Sohn  des  berühmten  Vorgängers  —  vorateht.  Seit  1907 
irfällt  es  in  drei  Abteilungen,  von  denen  jede  unter  einem 
leietant  State  Secretary  steht.  Die  erste  dieser  Abteilungen 
;  das  Dominion-Depaitement,  das  ausschließlich  mit  den  An* 
legenheiten  der  großen  sich  selbst  verwaltenden  Kolonieen 
l  tun  hat,  politisch  die  wichtigste  Abteilung,   mit  dem  auch 

E bekannten  Sir  C,  P.  Lucas  an  der  Spitze.  Die  zweite 
das  Kolonial-Departement  hat  mit  der  Verwaltung 



332         Hintze,  Der  britiiche  ImperiAlismot  und  seine  Probleme. 

der  Kronkolonieen  zu  tun;  sie  ist  administratiy  die  widitigste. 
Die  dritte  ist  das  General-Departement,  das  die  allgemeinen 
Rechts-  und  Finanzfragen  bearbeitet,  mit  Comit^  für  Kontrakte, 
Konzessionen,  Beamtenanstellung  etc. 

Als  Mittel  zur  Förderung  der  britischen  Reichsidee  in  der 
Bevölkerung  der  verschiedenen  Länder  ist  1901  ein  nena 
Reichsbund  begründet  worden  (Leage  of  the  Empire),  an 
dessen  Spitze  Lord  Tennyson  steht.  Die  Tätigkeit  dieses  Bun- 
des ist  nicht  eigentUch  poUtisch,  jedenfalls  nicht  parteipolitisch. 
Er  will  namentlich  die  ideellen  Sympathieen  in  den  verschie- 
denen Teilen  des  Reiches  pflegen,  alles  was  auf  Nationalgdst 
und  Erziehung  begründet  ist;  daher  sind  auch  die  Schuki 
eins  seiner  Hauptaugenmerke;  er  ist  eine  Art  von  britischem 
Schulverein  zur  Erhaltung  und  Förderung  des  britischen 
Nationalgefühls  in  den  überseeischen  Kolonieen,  zugleich  ein 
Mittelpunkt  für  Informationen,  Interessenvermittlung  und  zoi 
Beförderung  des  gegenseitigen  Verständnisses  zwischen  Mutte^ 
land  und  Kolonieen.  Auf  diese  moralischen  Faktoren  legt  man 
in  England  für  die  Reichsbildung  großen  Wert.  Man  ist  übe^ 
zeugt,  daß  das  Reich  nicht  in  einem  Tage  gebaut  werden  kann; 
aber  man  hofft,  daß  die  Interessen  sich  allmählich  ausgleichen 
werden,  und  daß  der  wachsende  Reichspatriotismus  dazu  führen 
wird,  Mittel  und  Wege  ziu:  Herbeiführung  einer  stärkeren  politi- 
schen Einlieit  zu  finden.  Dabei  ist  jetzt  das  von  Mr.  Richard 
Jobb  geprägte  Schlagwort  der  „Imperial  Partnership"  an  die 
Stelle  der  früheren  („Imperial  Federation"  oder  „Organisation'*) 
getreten. 

IX. 

Die  militärische  Verteidigung  dieses  großen  Länderkom- 
plexes liegt  in  der  Hauptsache  noch  auf  den  Schultern  Eng- 
lands. Die  Sicherheit  Australiens  gegen  die  asiatische  Völker- 
welt, die  Vertretung  der  kanadischen  Interessen  im  Stillen 
Ozean  imd  in  Ostasien,  die  Beherrschung  Südafrikas  imd  In- 
diens berulit  auf  der  Seeherrschaft  Englands,  auf  der  englischen 
Flotte  mid  der  englischen  Kriegsrüstung  überhaupt.  Diese  Last 
w^ird  immer  schwerer  für  England.  Die  Ausgaben  für  Heer 
und  Flotte  haben  sich  in  den  letzten  20  Jahren  verdreifacht; 
sie  betrugen  1905/6  über  63  Mill.  £,  Rechnet  man  die  Zinsen 
für  die  Staatsschuld,  die  ja  fast  ausschUeßUch  Ejriegsschuld 
ist,  mit  den  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  zusammen,  so  er- 
gibt sich  die  kolossale  Summe  von  93,3  MiU.  £,  während  diese 


ei  Posten  tür  Deutschland  nur  45,8,  lür  Frankreich  88,6,  für 
I  Vereinigten  Staaten  80,8  ausmachen  (1904).  Die  enghsche 
EÜcommensteuer,  die  ja  einen  beweghcheu  Steuerfuß  hat,  ist 
Nden  Kriegsjahren  auf  5  %  gestiegen  und  beträgt  gegenwärtig 
t  4  7,>,  während  sie  vor  dem  Kriege  nur  3  %  betragen  hatte. 
e  ungleich  diese  Last  verteilt  ist,  das  zeigten  zuerst  die  Fest- 
Uungen  Chamberlains  auf  der  Kolonialkonferenz  von  1902. 
nach  kam  im  Vereinigten  Königreich  auf  den  Kopf  der  Be- 
kenmg  für  Heer  und  Flotte  im  Jahre  1902  29  s,  3  d,, 
hrend  dieser  Betrag  in  Kanada  2  Dolhir,  in  Südafrika  (Kap- 
onie  und  Natal)  2 — 3  b,,  in  Neuseeland  3  8.  4  d.,  in  Au- 
alien  4  3.  betrugt).  Was  speziell  die  Flotte  anbetrifft,  so 
X  das  Verhältnis  ähnlich:  das  Vereinigte  Königreich  zalilte 
!ür  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  15  s.  1  d.,  Australien 
^4  d,  die  Kapkolonie  1  s.  1^/^  d.,  Natal  4  s.  5^4  d.,  Ka- 
Sa  und  Neufundland  nichts.  Australien,  das  des  Schutzes 
r  englischen  Flott«  in  besonderem  Maße  bedurfte,  hatte  seit 
B7  ein  Abkommen  mit  dem  Admiralitlitsamt  getroffen,  wo- 
fch  es  ein  besonderes  Hilfsgeschwader,  das  stets  an  seinen 
Isten  stationiert  sein  mußte,  mit  126  000  £  jährlieh  subven- 
liierte;  die  anderen  Kolonieen  zahlten  einfach  einen  Beitrag 
den  Kosten  der  Flotte  an  das  Admiralitätsamt.  Der  Gesamt- 
trag aller  dieser  Beiträge  machte  aber  etwa  nur  1  */q  der  ge- 
ilten Flottenausgaben  Englands  aus.  Das  war  ein  Verhältnis, 
i  auf  die  Dauer  nicht  so  bleiben  konnte.  Auf  der  Kolonial- 
dferenz  selbst  (1902)  kam  man  zu  keinem  positiven  Ergebnis; 
er  die  Verliandlungen,  die  der  Erste  Lord  der  Admirahtät, 
wd  Selbome,  im  Anschluß  daran  mit  den  Prennerministem  der 
Inzelnen  Kolonien  führte,  hatten  wenigstens  das  Ergebnis,  daß 
|e  meisten  Kolonieen  1903  sich  zu  etwas  höheren  Beiträgen 
pflichteten:  Kapland  zu  50000  £,  Natal  zu  35000,  Neufund- 
ud  zu  4800,  Neuseeland  zu  40000;  Australien  verzichtete 
Kt   auf   das    früliere    System    des    subventionierten    Sonder- 


')  Für  1905/6  »teilt  sich  das  Verhältnis  folgendenivftßen: 

Vemnigt^  Königreich -     ,    29  ».     3  d. 

Kmiudi      , 4  „     6-/4  ^ 

Neiifondland  ..,..,,**-.—  ^     SV*  .? 

Australien,     .     ,     .     < 3  ^       \'t  * 

Neote^biid    .    .    «     .    «     .    ^    «    .    ^    ^      5  „     SVt  n 

Eaptand    .    .    ,    , *     -    .      5  n      ^it  fr 

Naul 2  „  UV,  , 

Trantvaal  >..,,.....-■      2  „       V^  „ 

Eotonien  im  ganeen ^    .    .      4  s,    5"/|  d* 
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geschwaders  und  sagte  einen  Beitrag  von  200000  £  zo.  Kot 
Kanada  schloß  sich  aus,  indem  es  seine  Absicht  bekundete, 
selbst  eine  Flotte  zum  Schutze  seiner  Küsten  zu  organisiaen, 
womit  es  auch  alsbald  den  Anfang  machte^). 

Dies  Beispiel  von  Kanada  hat  dann  auch  Australien  im 
Nachahmung  gereizt.  Der  Beitrag  von  200000  £  fand  dort 
keine  günstige  Aufnahme  in  Presse  und  Parlament  und  das  neoe 
Ministerium  Deakin  äußerte  auch  für  Australien  den  Wnnsdi, 
eine  eigene  Flotte  zu  errichten,  der  um  so  dringender  war,  ab 
die  Entwicklung  der  ostasiatischen  Verhältnisse  die  Furcht  vor 
einem  plötzlichen  Überfall  gesteigert  hatten. 

Auf  der  Kolonialkonferenz  von  1902  hatte  sich  Lord  Sei- 
bome  auf  das  nachdrücklichste  für  eine  strafiFe  Zentralisation 
der  Seemacht  des  Reiches  ausgesprochen.  Das  AdmiralitfitBamt 
wollte  damals  nur  eine  britische  Flotte,  keine  verbündeten 
Kolonialflotten  haben.  Auf  der  Konferenz  von  1907,  untei 
dem  liberalen  Ministerium,  war  die  Stimmung  den  Wünschen 
der  großen  Kolonieen  günstiger.  England  hatte  inzwischen 
begonnen,  entsprechend  den  veränderten  politischen  Verhält- 
nissen,  seine  Seemacht  mehr  in  den  heimischen  Gewässern  zn 
konzentrieren ;  es  war  dem  Admiralitätsamt  (Lord  Tweedmouth) 
jetzt  ganz  recht,  wenn  die  großen  Kolonieen  Fahrzeuge  für 
den  Küstenschutz,  namentlich  Torpedos  und  Unterseebote,  auf 
eigene  Kosten  bauen  und  unterhalten  und  zugleich  auch  für 
Dock-  und  Werftanlagen  in  ihren  Häfen  sorgen  wollten.  Kanada 
übernahm  die  Stationen  von  Halifax  und  f^uimault  und  fahr 
mit  seinem  Flottenbau  fort;  und  auch  Australien  hat  in  be- 
sonderen Abmachungen  mit  dem  AdmiraUtätsamt,  die  noch 
nicht  näher  bekannt  geworden  sind,  die  Zustimmung  Ikiglands 
zum  Bau  einer  eigenen,  für  den  Küstenschutz  eingerichteten 
Flotte  unter  Wegfall  des  1903  ausgemachten  Beitrages  erhalten. 

Flotte  und  Landheer  waren  bis  zrrni  Burenkriege  kaum 
unter  dem  einheitlichen  Gesichtspunkt  der  Reichsverteidigung 
zusammenfassend  betrachtet  worden,  weder  im  Parlament  noch 

0  Das  Verhältnis  der  Beiträge  zu  den  Kosten  der  Seemacht  stellt  sich 
danach  folgendermaßen  (pro  Kopf): 

Vereinigtes  Königreich 15  s.    2  d. 

Kapkolonie 1  „  W!^  „ 

Natal 10  „     9V,  „ 

Australien 1  „       V4  » 

Neuseeland 1  „       */^  „ 

Neufundland —  „     8»/,  „ 

Kanada —  -      —  . 
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Kabinett.  Die  ,,Blue  Water  School'',  die  alles  Gewicht  aus* 
ießlich  auf  die  Seegewalt  legte,  und  die  im  Adoüralitäts- 
ftmt  dominierte,  etand  noch  auf  der  Kolonialkonferenz  von  1902 
^Bn  Forderungen  des  Kriegsniiiüsters  auf  eine  Vermehrung  der 
■TEDee,  die  eine  Verteidigung  Englande  im  Fall  einer  Invasion 
ermöglichen  sollte,  alilehnend  gegenüber;  und  der  Plan  des 
Ministers  Brodrick,  daß  auch  die  Kolonieen  einen  Teil  ihrer 
Milizen  für  überseeische  Kriege  dem  englischen  Kriegaamt  zur 
Verfügung  stellen  möchten,  fand  jedenfalls  in  den  großen 
Kolonieen  (Kanada  und  Australien)  gar  keinen  Anklang.  Eine 
m^esentliche  Veränderung  in  der  Behandlung  der  Eeichswehr- 
fragen  ist  aber  eingetreten,  seitdem  unter  dem  Eindrucke  der 
Kriegsenquete  von  1903  im  Jahre  1904  eine  besondere  Behörde 
fftr  diesen  Zweck  eingerichtet  worden  ist,  das  Imperial  Defence 
Comittee»  das  über  dem  Admiralitätsamt  mid  dem  Kriegs- 
ministerium, von  einem  höheren,  einheitlichen  Gesiehtspmikte 
ÄU9  die  militärischen  Organisationsfragen  zu  behandeln  hat, 
unter  der  persönlichen  Leitung  des  Premierministers,  der  die 
geeigneten  Beisitzer  jeweilig  bestimmt.  Wesentliche  Verbesse- 
rungen im  Sinne  einer  wirklichen  Reichswehrverfassung  sind 
allerdings  auch  unter  der  Leitung  dieser  Behörde  noch  nicht 
gelungen.  In  den  Kolonieen  besteht  durchaus  keine  Neigung 
zur  Unterhaltung  stehender  Truppen  für  die  Zwecke  der  Reichs- 
verteidigung. Eher  würden  sie  sich  zu  einer  Umformung  ihrer 
Milizen  nach  dem  Schweizer  System  mit  allgemeiner  Wehrpflicht 
entecliließen,  aber  nur  für  die  Zwecke  der  Landesverteidigimg. 
Im  übrigen  meinen  sie,  daß  auch  in  Zukunft  Freiwillige  wie 
im  südafrikanischen  Kriege  genügen  würden,  um  die  Reichs- 
interessen in  allen  TeUen  der  Welt  zu  verteidigen.  Über  den 
militärischen  Wert  dieser  Freiwilligen  sind  nun  aber  die  An- 
sichten bei  den  englischen  Offizieren  geteilt;  und  man  hat 
heute  die  Empfindung  in  England,  daß  auch  für  die  Verstär- 
kung der  Landstreitkräfte  etwas  geschehen  müsse. 

Die  Reformpläne  des  Kriegsministers  Haidane  sind  durch 
das  im  Jahre  1907  zu  Stande  gekommene  neue  Wehrgesetz 
nur  unvollkommen  realisiert  worden.  Die  reguläre  Armee,  die 
in  der  Hauptsache  ihren  Charakter  als  stehendes  Soldheer 
tiehält,  ist  nicht  unerheblich  reduziert  worden,  auf  160000 
Mann  (Kriegsstärke);  als  Kriegsreserve  soll  sie  in  Zukunft  die 
Miliz  in  Gestalt  von  dritten  und  vierten  Bataillonen  erhalten. 
Neben  der  regulären  Armee  steht  die  Landwehr  (Territorial 
Army),  eine  Umbildung  der  alten  Volunteers,   in  Stärke  von 


336 


Uintzet  Der  bnti»cbe  Imperial ismua  tind  «eine  Probleme, 


300  0<W  Mann,  die  aber  nach  wie  vor  auf  dem  Prinzip  dö 
Freiwilligkeit  beruht  und  von  Grafschaftsorganen  orga 
und  finanziell  kontrolliert  werden  soIK  Von  einer  aUgememen' 
Wehrpflicht  ist  auch  jetzt  noch  keine  Rede,  und  auch  die  ge- 
plante Verpflichtung  der  FreiwiUigen,  heim  Ausbruch  einfis 
Krieges  auch  außerhalb  Englands  wenigstens  für  6  Monate  in 
der  Feldarmee  zu  dienen,  hat  sich  nicht  durc^hsetzeti  las^u. 
Für  die  Zwecke  der  Reichsverteidigung  ist  also  durch  diese  neue 
Organisation  nicht  eben  Erhebliches  geleistet  worden.  Die 
militÄrischen  Jugendexerzitien  in  den  Schulen  werden  den 
Mangel  einer  strikten  Verpflichtung  zmii  Kriegsdienst  so  wenig 
zu  ersetzen  vermögen,  wie  die  Agitation  der  National  Serrice 
Leage,  die  sich  unter  Leitung  von  Lord  Roberts  gebildet  hut^ 


Die  militärieche  wie  die  poUtische  Seite  des  imperialisti- 
schen Problems  ist  nun  aber  in  der  Gegenwart  und  jüngsten 
Vergangen! leit  ganz  zurückgetreten  vor  der  handelspoÜ tischen: 
an  diesem  Zipfel  hat  man  begonnen,  die  ganze  Frage  der  im* 
perialistischen  Zukunft  praktisch  aufzurollen  % 

Wir  niüsaen  uns  erinnern^  daß  vor  1846,  vor  Aufhebung 
der  Kom^ölle  und  Einfütu-ung  des  Freihandels  in  England,  eine 
differentielle  Begünstigmig  der  kolonialen  Einfuhr  vor  der  der 
fremden  Exportlönder  stattgefunden  hatte.  Zu  diesem  Zustand 
wollen  die  Kolonieen  zurück.  Bei  der  handelspohtisehen  Aulfr 
nomie,  die  sie  inzT^ischen  genossen  haben,  sind  sie  sämtlich  zu 
einem  System  mehr  oder  minder  hoher  Schutz-  und  Finanzzölle 
gelangt,  und  dieses  Zollsystem  uninschen  sie  beizubehalten. 
Die  Konsequenz  wäre  also,  daß  England  seinen  Freihandel  auf- 
geben und  wieder  zu  Schutzzöllen  zurückkehren  müßte,  um 
überhaupt  die  Möglichkeit  zu  haben,  den  Kolonieen  für  ihre 
Einfuhr  nach  England  Begünstigungen  vor  andern  Ländern  zu 
gewähren:  denn  das  andere  Mittel,  das  dafür  noch  zu  Gebote 
stände,  nämlich  die  Gewähinmg  von  direkten  Exportprämien 
an  die  Kolonieen  für  die  nach  England  exportierten  Waren, 
würde  doch  zu  deuthch  den  Stempel  eines  Almosens  tragen,  als 
daß  es  in  Wirklichkeit  anwendbar  wäre.  Nun  hat  man  sich 
aber  in  England  über  ein  halbes  Jahrhundert  hindurcli  in  Theorie 
und  Praxis  dermaßen  an  den  Freihandel  gewölmt,  daß  das  Ai 


*)  E.  Ton  Halle,   Die  neuesle  Pliase  der  Ch&mber1iin»chen  Ha&d 
und  Sühifffthrtapolitik  (Älarine-Eiitiaschjiu  1904), 
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geben  dieses  Prinzips  einen  ganz  gewaltigen  Umschwung  in 
den  Anschauungen  und  Gewohnheiten  der  Nation  bedeuten 
t^iirde.  Und  die  Sache  wird  um  so  schwieriger  dadurch,  daß 
es  sich  bei  den  neuen  Zöllen  hauptsächlich  um  Lebensmittel- 
Zölle  handeln  würde;  denn  vorzugsweise  Lebensmittel  sind  es, 
die  die  Kolonieen  gegenwäi-tig  nach  England  exportieren :  Mehl 
und  Getreide,  Käse,  Butter  und  Fleisch.  Hier  kommt  nmi 
aber  das  Lebensinterease  der  breiten  Massen  in  Betracht,  und 
gegen  dieses  kann  nach  der  ganzen  Struktur  des  engüschen 
Staatslebens  eine  solche  Maßregel  nicht  durchgesetzt  werden. 
Darin  besteht  die  eminente  Schwierigkeit  des  imperialistischen 
Problems  nach  dieser  Seite  hin.  England  ist  also  liier  der 
geschobene  Teil;   die  Schiebenden  sind  die  Kolonieen. 

Schon  auf  der  ersten  Kolonialkonferenz  von  1887  tauchte 
ein  Vorschlag  auf,  der  das  Prinzip  der  Begünstigung  der 
Kolonieen  vor  dem  Auslande  im  Handelsverkehr  mit  England 
wieder  herstellen  sollte.  Der  Kapholländer  Hofmeyer  sehlug 
damals  vor,  2Vo  des  Wertes  auf  alle  Waren  im  Handelsver- 
kehr der  Kolonieen  mit  England  zu  vergüten.  Aber  dieser 
Vorsehlag  erwies  sich  als  unausführbar,  weil  die  damit  ver- 
bundene Wertdeklaration  und  Kontrolle  ein  unerträgliches 
Hindernis  für  den  ganzen  Außenhandel  Englands  bedeutet 
haben  würde.  Indessen  der  Gedanke  einer  gegenseitigen  Be- 
günstigung  im  Handelsverkehr  zwischen  Mutterland  und  Kolo- 
nieen blieb  lebendig ;  und  auf  der  Kolonialkonferenz  in  Ottawa 
1894  fand  er  allgemeinen  Anklang.  Bald  darauf  nahm  man 
vom  Mutterland  aus  die  Förderung  der  Sache  in  die  Hand, 
Der  Kolonialminister  Chamberlain  ergriff  den  Gedanken  eines 
imperialistischen  Handelsbundes  des  Mutterlandes  mit  den 
Kolonieen  und  schlug  zmiächst  einen  großen  Reicliszollverein 
vor,  mit  innerem  Freiliandel  mid  Schutzzöllen  nach  außen. 
Aber  das  war  es  nicht,  was  die  Kolonieen  brauchten.  Ilir 
Eiport.  geht  ja  schon  jetzt  größtenteils  nach  England ;  anderer- 
seits besteht  auch  ihre  Einfuhr  hauptsäclilich  in  englischen 
Waren,  und  eben  auch  gegen  diese  haben  sie  ihre  Schutzzölle 
aufgerichtet.  Innerer  Freihandel  in  dem  größeren  britischen 
Reich  würde  also  für  die  Kolonieen  praktisch  zum  großen 
Teil  Verssicht  auf  den  Schutzzoll  überhaupt  bedeuten.  Sie 
würden  damit  zugleich  darauf  verzichten,  sich  zu  Industrie* 
ländern  auszubilden,  sie  würden  dauernd  Lieferanten  von  Roh- 
stoffen und  Nahrungsmitteln  für  England  und  Absatzmärkte 
für   die  engUsche  Industrie   bleiben.     Das  wollen   ja   aber  die 


Kolonieen  nicht,    Ihr  Bestreb«!!  ist  darauf  gerichtet,  wirtsehift- 
lich  wie  poUtiBch  mögliehst  selbständig  zu  werden.     Daran  kt 
diese  Idee  des  allgemeinen  ReichszollvereLQs  gescheitert,  definiä? 
auf  der  Kolonialkouferenz  von  1902;    man  muß  sie  wohl  seit* 
dem  als  unpraktisch   ganz  beiseite  lassen.     Praktisch   kaiiD  66 
flieh    nur   dar\mi    handeln,    ZoUbündnisse    tait   den   einzelnen 
Kolonieeü    zu    schüeßeii,    die   eine    relativ    hohe   ZollBchrante 
zwifldien    ihnen    und    dem  Mutterland    immer   noch   besteben 
lassen   und  nur  eine  differentielle  Begünstigung  des  KoloDial^ 
Verkehrs  gegenüber  dem  Auslandverkehr  einführen.    Die  Kolo* 
nieen    aind    dabei    mit    gutem    Beispiel    vorangegangen.    Im 
Jahre  1898  gewährte  Kanada  dem  Mutterlaude  ans  freien  Stückec 
eine  Ermäßigung  von  25%  des  tarifmäßigen  Einfuhrzolls,  die 
weiterhin  noch  auf  33  %  erhöht  worden  ist    Diese  Ermäßigimg 
Bollte  nur  für  englische  Waren  gelten;  sie  stand  also  im  Wider- 
Spruch  mit  den  Handelsverträgen»  die  England  in  den  6()er  hh- 
ren  auch  für  seine  Kolonieen  mit  Belgien  und  mit  dem  deoteclieB 
Zollverein  abgeschlossen  hatte  und  die  die  MeistbegünstigmigS' 
klausel  enthielten,  d.  h.  die  Bestimmung,  daß  alle  einem  dritten 
gewährten  Vergünstigungen  ohne  weiteres  auch  den  Vertrags- 
mächten  zugute  kommen.     England  mußte  daher,  tun  in  den 
augBchUeßhchen  Genuß   dieses   kanadischen  ZoUnachlasses  2(1 
gelangen,  den  Handelsvertrag  mit  Deutscidand  kündigen,  wor- 
auf Deutschland   Kanada   gegenüber  seinen    autonomen  Tarif 
zur   Anwendung   gebracht  hat,   d,  h.  die   höheren   für  Nicht- 
Vertragsmächte   festgesetzten   Zollsätze.     Der  deutsche  Handel 
mit  Kanada  ist  durch  die  darauf  folgenden   besonderen  Zoll* 
erhöhungen  Kanadas  erlieblich  eingeschränkt  worden;  weniger 
wirksam    aber   ist   die    Maßregel    gegenüber    den    Vereinigteu 
Staaten  gewesen,  gegen  die  sie  in  erster  Linie  gerichtet  war. 
England  ist  immerhin  dadurch  überhaupt  erst  wieder  in  die 
Lage    versetzt   worden,    mit   Amerika    auf   dem    kanadisehei» 
Markte  erfolgreich  zu  konkurrieren.     Auch  der  neuerdings  ge^ 
bildete  Zollverein  der  südafrikanischen  Kolonieen  hat  allerdings 
wohl  nicht  ohne  starken  Druck  von  London  aus,  den  englisclien 
Waren   eine  Zollermäßigung   von   20^0  gewährt;    Neuseeland 
hat  für  das  Ausland  namhafte  Zollerhöhungen  eingeführt  (1903), 
von  denen  allein  England  verschont  gebheben   ist.     Auf  der- 
selben  Linie    bewegt   sich    auch    der   neue    australische  Tarif 
(von  1907)  mit  den  um  5 — 10  7ö  niedrigem  Vorzugszöllen  für 
britische  Waren.    Allerdings  wollen  die  Freihändler  diese  Diffe- 
rentialbehandlung  Englands  in  den  Tarifen  der  Kolomeen  nicht 


I 


Ab  ein  patrioüscheß  Opfer  gelten  lassen;  sie  behaupten,  daß 
auch  die  medrigem,  England  gegenüber  geltenden  Zollsätze 
schon  hoch  genug  seien,  um  die  einheimische  Arbeit  der  Ko- 
looieen  Behr  wirksam  zu  schützen-  Sie  weilten  dabei  nament- 
hch  auf  Australien  und  Neuseeland  hin,  aber  auch  auf  die 
neueste  Tarifreforra  in  Kanada  von  1906,  die  jene  allgemeine 
Ermäßigung  der  Zollsätze  um  33  7o  aufgehoben  und  statt  dessen 
eine  speziahsierte  Revision  aller  einzelnen  Positionen  vorge- 
nommen hat,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  jetzt  ein  dreifacher 
Tarif  zur  Anwendung  gelangt:  der  niedrigste  England  gegen- 
über, der  Maximalterif  gegenüber  allen  Staaten,  mit  denen 
keine  Handelsverträge  bestehen,  und  ein  mittlerer  für  Staaten, 
mit  denen  solche  Verträge  geschlossen  sind.  Natürlich  haben 
die  Kolonieen  ihren  eigenen  Vorteil  nie  aus  den  Augen  verloren. 
Aber  Begünstigungen  bleiben  die  Tarifermäßigungen  trotzdem, 
und  2war  einseitige  Begünstigungen  des  Mutterlandes  durch  die  Ko- 
lonieen, die  zurzeit  von  England  nieht  erwidert  werden  können, 
weil  England  bei  seinem  Freihandel  keine  Möglichkeit  hat,  die 
Kolonieen  auf  Kosten  des  Auslandes  im  Handelsverkehr  äu 
bevorzugen.  Natürlich  aber  wollten  sich  die  Kolonieen  auf  die 
Dauer  nicht  damit  begnügen.  Die  Notwendigkeit  von  Gegen- 
leistungen  des  Mutterlandes  begann  den  imperialistischen 
Politikem  immer  klarer  zu  werden.  Die  erregte  patriotische 
Stimmung,  die  der  südafrikanische  Krieg  zurückheß,  die  zu- 
nehmende Entfaltung  des  amerikanischen  Imperialismus  gerade 
in  diesen  Jahren  schienen  günstig  für  einen  entscheidenden 
Zug.  Am  15.  Mai  1904  hielt  Chamberlain  in  Bimiingham  eine 
große  Rede  über  die  Zukunft  des  britischen  Reiches  und  die 
ZoUpolitik;  er  stellte  darin  das  Programm  auf,  daß  man 
den  Freihandel  aufgeben  müsse.  Das  machte  ein  ungeheures 
Aufsehen,  Es  war  ein  Mitglied  der  Regierung,  das  so 
sprach;  wie  stellte  sich  nun  die  Regierung  selbst  dazu,  war 
das  Kabiuet  Balfour  damit  einverstanden?  Das  war  die 
Frage,  die  zunächst  erörtert  wurde.  Im  Parlament  gab  es 
stürmische  Sitzungen;  man  verlangte  eine  bündige  Erklärung 
des  Premierministers;  aber  Balfour  wich  mit  geschickten 
pendungen  einer  solchen  Erklärung  aus.  Er  stellte  sich  nicht 
offen  auf  den  Standpunkt  seines  Kollegen  Chamberlain, 
aber  er  gab  doch  zu  verstehen,  daß  in  diesen  Forderungen 
ein  berechtigter  Kern  stecke.  Es  war  eine  Verschleppungs- 
taktik, die  darauf  berechnet  war,  daß  sich  die  öffentliche 
Meinung   an   die  neue  Forderung   erst  gewöhnen  müsse,    naau 
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woüte   einem   vorzeitigen   Sturze   des  Ministeriums   durch  dei 
ersten  heftigen  Anprall  der  Opposition  yorbeugeu.    Im  Augus! 
kamen    die    Ferien    daxwischen;    und    als   im    Septeralier 
Ministerium    wieder    zu    emer    Sitzung    zusammentrat,     hal 
Balfour    bereits   das    Entlassungsgesuch   Chamberlaiiis   in   d( 
Tasche.     Chaniberlain   wollte   als  Privatmann   eine  rücksieht,^ 
lose    Agitation    für    die    Tarifreform    entfalten,    während    d^i^ 
Ministerium    sieh  Unngsam   im  Sinne   eben   dieser  Politik  utaz-  j 
bilden  und  durch  La^'iren  sich  im  Amte  behaupten  sollte,  bi» 
die   öffentlielie  Meinung   reif   geworden    sem    würde,    um   die 
Reform  gesetzgeberisch  in  Angriff  zu  nehmen.    Die  extremsten 
Freihändler    unter    den    Ministem    traten    zurück,    noch    ehe 
Chamberlains  Entlassungsgesuch  bekanntgegeben   worden  war, 
Die  Haltung   Balfours    wurde   dann   erläutert   durch    die  Ver- 
öffentHchung   einer  Denkschrift,    die   er   im   August    an  seine 
Kollegen  gerichtet  hatte  (Economic  notes  on  insular  free  trad«); 
darin  trat  namentlich  der  Gesichtspunkt  hervor,  daß  man  eine 
Tarifreform  brauche,    um  sich   die  Freiheit   in  Verhandlung^u 
mit  anderen  Mächten   wiederzugewinnen,   die   man   diu^eh  die 
Ablegung  der  liandelspoli tischen  Waffen    verloren  habe;  von 
Lebensmittehöllen   aber   wollte   Balfour   zunächst   noch   nicht! 
wissen.    Wahrend  die  Regierung  offiziell  diesen  mehr  akademi* 
sehen    Standpunkt    festhielt  —  übrigens    unter    weiterer   Ab- 
lösnng    freihändlerischer    Elemente  —  eröffnete    Chamberlain 
seine  Agitation    am   6,  Oktober    mit   einer  Rede    zu  Glasgow, 
in  der  er    nun    sein  praktisches  Programm    im  einzelnen  eiit* 
hüllte.      Er    verlangte    zunächst   Nahrungsmittelzölle    für   die 
ausländische   Einfuhr:    2   s.    auf   den    Quarter   Weizen,   und 
57o  des  Wertes  auf  Fleisch  und  Molkereiprodukte;  von  diesen 
Nahrungsmittelzöllen    sollten    die  Kolonieen    befreit   sein;  das 
war  das  Hauptzugest^ndnis,  das  England  Urnen  machen  sollte. 
Außerdem    sollten  sie    noch  Vorzugszölle    auf   ihre    kolonialen 
Weine    und    Früchte   genießen.     Ferner   sollte    auf   Industrie- 
erzeugnisse  ein  mäßiger  Schutzzoll   von  durchschnittlich  10% 
des  Wertes  erhoben  werden;   dabei  sollten  Rohmaterialien  tm 
sein,  Halbfabrikate  sollten  niedriger»   Ganzfabrikate  höher  ver* 
zollt  werden.     Es  galt  aber  zugleich   den  Widerstand  der  kon- 
sumierenden   Massen    gegen    eine   Verteuerung    ihres    Lebern- 
Unterhalts  von  vornherein  zu  entkräften.    Auf  die  Verteuerung 
der  Industriewaren  durch  den  Schutzzoll  ist  Chamberlain  nicht 
näher  eingegangen;   aber  die  offenbare  Verteuerung  der  wich* 
tigsten  Lebensmittel,  die  als  Folge  seines  Vorschlags  sich  ergab. 
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^^ollte  er  durch  ZollermäßigUDgen  auf  andere  Genußmittel  wett- 
machen, die  nielit  zu  den  Hauptausfuhrartikeln  der  weißen 
'■^olonieen  gehörten.  Der  TeeKoll  sollte  um  Y^,  der  auf  Zucker 
^rn  die  Hälfte  ermäßigt  werden;  entsprechende  Ermäßigungen 
^aren  auch  für  Kaffee  und  Kakao  vorgesehen.  Chaniberlain 
*^ollt€  herausrechnen,  daß  ein  Industriearbeiter  in  der  Be- 
streitung seines  Lebensunterhalts  durch  die  Reform  nichts  ge- 
l^imieu  und  nichts  verlieren  würde;  der  ländliche  Arbeiter 
aber  würde  für  den  Tag  noch  um  2  Pence  günstiger  stehen. 
Außerdem  rechnete  er  bei  den  neuen  Zöllen  auf  eine  Mehr- 
'^innahme  von  6*/?  Mill,  J£,  die  dazu  verw^andt  werden  sollten, 
tinige  Abgaben,  die  für  die  arbeitende  Klasse  besonders 
drückend  seien,  zu  erleichtern.  ^  Dieses  Programm  hat  nun 
Cham be riain  trotz  seiner  70  Jahre  mit  einer  rührigen  Agitation, 
Irie  sie  einst  nur  Cobdeu  und  Briglit  für  den  Freihandel  ent- 
faltet hatten,  mehr  als  ein  Jahr  lang  in  allen  Teilen  Englands 
tTertreten  und  damit  die  Sache  der  Reform  zu  fördern  gesucht. 
teein  Hauptquartier  war  Birmingham,  wo  ein  Tarifkomitee  zur 
iLeitung  des  Preß-  und  Meeting-Feldzuges  sich  bildete,  während 
jeine  Tarif-Reform-Liga  das  ganze  Land  mit  einem  Netz  von 
Vereinen  überspannte.  Die  Gegner  schlössen  sieh  zu  einer 
liberalen  Freihandelsunion  und  zu  einer  Liga  der  Unionisten, 
die  keine  LebensmittelzoUe  wollen,  zusamnien.  Eine  Flut  von 
Broschüren  und  Zeitungsartikeln  erörterten  das  Für  und  Wider. 
Die  Imperialisten,  deren  wissenschaftlich  bedeutendster  Ver- 
treter der  Professor  Ashiey  in  Birmingham  ist,  gehen  aus  von 
der  Tatsache,  daß  der  englisclie  Export  in  den  letzten  30  Jaliren 
nicht  in  dem  Maße  gestiegen  ist  wie  der  anderer  Länder.  Sie 
wollen  voraussehen,  daß  der  Export  nach  dem  industriell  hoch- 
entwickelten Ausland,  wie  Deutschland  und  Amerika,  durch  die 
Hchutzzollpohtik  dieser  Länder  in  Zukunft  noch  weiter  einge- 
ßchränkt  werden  wird,  daß  auf  den  neutralen,  wenig  entwickelten 
überseeischen  Märkten  ein  Ersatz  dafür  nicht  zu  finden  sein 
wird,  daß  also  England  vornehmlich  auf  den  Verkelir  mit  seineu 
Kolonieen  angewiesen  sei,  in  dem  die  nationalen  Sympathieen 
und  die  gleichen  Verbrauchsgewolmheiten  ein  mächtiges  Mo- 
ment der  Förderung  bedeuten.  Zwar  ist  dieser  Handelsverkehr 
^mit  den  Kolonieen  zurzeit  noch  an  Umfang  dem  mit  dem 
übrigen  Ausland  nicht  gleicli wertig:  der  Export  von  britischen 
Waren  nach  den  Kolonieen  betrug  1902  101)  MilK  £,  der  nach 
dem  Ausland  174  Mill,  —  aber  der  koloniale  Markt  ist  weit 
entwicklungsfähiger   als  der  ausw^ärtige:   die   Ausfuhr  dorthin 


HtQtie,  Der 
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hat  sii^  seit  1866  Tenloppeli  (ron  M  auf  109  WiLl  währeütr 
die  nach  den  aDdem  lÄidem  nur  fatfigy»tn  geeti^pexi  ist  (vori: 
135  auf  114  SliüX    Das  sdgt,  daß  die  Zakunft  des  engUsdiers 
Handeb  in  den  Kok»nieen  liegt.     I^c^er  kolotdafe  Markt  m 
entwickelt  werden  durdi  Begünstigung  der  koloniaten  AuäliihE!^:^ 

nach  England.     England  importierl  beitte  (1903)  aus  den  Ko 

Imueesi  for  107  Bifill.  £,  aas  dem  Ac^and  für  422  MUi.    me^» 
Vcriiillnifl  kann  dxirch  die  ZoUlfegünstigiing  der  Kolonieeo  ij^^ 
deren  Vorteü  verändert  werden,  und  das  würde  emen  koloflsalea^» 
Aufsdiwung  der  I^ndwirtscfaaft^  der  MehzuchU  des  Wein*  tmi 
ObsAan^  in  Kanada,  Austndiai,  Südafrika  bedeuten.    Dadurol 
würde  auch  die  englische  Auswanderang,  die  heute  meist 
den  Vereinigten  Staaten  geht^   in  die  britischen  Kolonieen  ge— -^ 
lockt  werden,    wo   noch   unermeßliche   Räume    der   Bebaomi^s^^ 
harren  und  die  Bevölkerung  sich  in  ganz  gm&em  Maßstab^^^^ 
Termehreo  kann.    Man  denkt  <laran,  daß  statt  der  12  Millionei*^-** 
weißer  Menschen,  die  das  britisehe  Reich  jetzt  über  See  hai^  ^^^ 
50  ja  100  Millionen  dort  leben  künnten,   wenn  die  verbesserte^^-* 
Abeatzmöglichkeit  einen  kräftigen  Impuls  aum  wirtschaftJichenÄ^^*^ 
Au&chwung  gibt.    Jeder  dieser  Menschen  aber  verbraucht  ein 
vielfaches  an  enghschen  Industrieerseugnissen  im  Vergleich  211  ^ 
den  farbigen  Bewohnern  der  neutralen  überseeischen  Mächte.  ^ 
So  könnte  die  Tari&eform   einen  gewaltigen  Aufaehwimg  im  ^ 
Sinne  der  Weltherrschaft  der  britischen  Rasse  herbeiführen,   * 
während  das  \>rbarren  beim  Freihandel  die  Gefahr  mit  sich    ^ 
bringe,  fiaß  England,  ähnlich  wie  Holland,  aus  der  grofieti  Be- 
wegung des  wirtschaftlichen  und  nationalen  Wettkampfes  aicli 
xurückzOge,  um  in  seinem  kleinen  Kreise  ein  bequemes  Kenlifeer- 
leben  xu  führen. 

Dagegen  betonen  die  Gegner,  daß  der  große  industrielle 
Aufschwung  gerade  dem  Freihandel  zu  verdanken  sei  daß  der 
Reichtum  Englands  noch  inuner  im  Steigen»  seine  Industrie 
im  ganzen  noch  immer  die  erste  der  Welt  sei,  daß  die  Zu- 
n^une  des  Exports  nach  den  Kolonieen  sieh  ohne  Schütm>lle 
gans  von  selbst  vollzogen  habe  und  daß  das  auch  in  Zukunft 
so  bleiben  werde.  Sie  weisen  darauf  hin,  daß  gerade  die 
Rentnerinteressen,  nicht  die  industriellen,  der  imperialistischen 
Politik  günstig  sind,  daß  die  englischen  Kapitalanlagen  über  See 
die  kolonialen  Konkurrenzindustrieen  großziehen  würden,  daß 
die  kolonialen  Schutzzölle,  wemi  sie  weiter  ausgebaut  würden, 
der  enghschen  Ausfuhr  ebenso  gefährlich  werden  könnten,  wie 
heute  die  amerikanisclien  oder  wenigstens  die  deutschen.     Sie 
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ßrkeimen    au,    daß    zwar   die  Kolonieen    von   der  Tarifreform 

sichere  Vorteile    haben    würden»    daß    aber   die    Vorteile   des 

Afutterlandea  selir  unsicher  oder  geradezu  illusorisch  seien.    Sie 

^ptecben   von   einer  Ausbeutung   des  Mutterlandes   durch   die 

Ä^olonieen;  sie  erinnern  daran,  daß  das  System  der  differentiellen 

^güDstigung,  wie  es  vor  1846  bestand,   äußerst  unpopulär  in 

^^igland  gewesen  sei. 

Es  ist  bekannt,   daß  die  Wahlen  vom  Januar  1906  noch 

^i^timal  für  den  Freihandel  und  gegen  die  imperiahstische  Zoll- 

I       '^form   entsclüeden   haben.      Auf  der   Kolonialkonferenz   von 

1      ^^N)7*)  haben  die  englischen  Minister  das  dringende  Verlangen 

I      *^r  Kolonieen,  namentlich  Austrahens  und  Kanadas,  nach  Er- 

^^derung  der  Zollbegünstigungen  mit  aller  Entschiedenheit  ab- 

S ^wiesen.     Sie  nehmen  für  das  Mutterland  dieselbe  Autonomie 

^^r  Wirtschaftspohtik  in  Anspruch,    wie  es  die  Kolonieen  für 

^^^h  tun;    und   sie   sind  der  Meinung;   daß  England  nach  wie 

^jor  durch  seine  Interessen  auf  den  Freihandel  hingewiesen  wird. 

^iine  bedeutende  Rolle   in  den  handelspoUtischen  Argumenta- 

^Xonen  spielte  dabei  natürlich  die  Frage  nach  dem  Verhältnia  und 

^4en  Entwicklungstendenzen  des  englischen  Handels,  namentlich 

^es  Ausfuhrhandels,  einerseits  mit  den  Kolonieen  und  andererseits 

^^ZMiii  dem  Auslände.  Chamberlain  hatte  eine  Tendenz  zur  Zmiahme 

^es  kolonialen  Handels  und  zur  Abnahme  des  Auslandhandels 

feststellen   zu   können   geglaubt;    der   gegenwärtige  Sehatzsek- 

^etär  Mr.  Asqnith  hat  dagegen,   gestützt  auf  die  Statistik  der 

letzten  Jahre,    diesen  Eindruck   für   eine  Illusion  erklärt   und 

liat    nachzuweisen    gesucht,     daß     der    Auslandliandel    sieh 

I—  abgesehen  von  vorübergehenden  Depressionen,  wie  eine  solche 
gerade  in  der  Epoche  des  südafrikanischen  Krieges  für  Eng* 
land  eingetreten  war  —  parallel  mit  dem  Kolonialhandel  ent- 
wickelt habe  und  für  England  ebensoviel  Berücksichtigung 
verdiene  wie  jener  *). 
Damit  ist  zweifellos  eine  Stockung  in  der  Vorwärts- 
bewegmig  der  imperialistischen  Bestrebungen  eingetreten,  und 
wi 
(E 
Kl 


')  Dr.  Häo»  Plehn,  Loadon:  Die  britiidie  Kc>loaialkonferea2  (1907) 
und  die  Probleme  dei  Impenaliamti&  (Mari ne-Rundsu hau  1907)*  WortUut  der 
wicbtigatea  BeadüÜMe  im  Daily  Mau  YeÄtboek. 

■)  Der  britische  Export  betrug  insgesanit  m  jaJirlichem  Ditrchailmitt: 

18S»9^I901  1904— 190Ö 

Dach  den  britiBcheu  Kolonieen.     .      95  958042  M        11&546607  £, 
Dftch  fremden  Ländera      .     ,     .     .     182910819  „         219853582  ^ 
(Die  J«bre   1^)2  und   1903  mnd  wegen  der  Depression  ab  nickt  recht  ver- 
gkiebbar  fortgeblieben,) 


es   ist   kaum   Aussicht   vorhanden,   daß   bald   ein   Regienings* 
Wechsel   erfolgt;    außerdem   liat   die   Bewegung   in   ihrer   bis- 
herigen Färbung  durch  Chamberlaius  Erkrankung  ihre  eigent-     . 
liehe    Triebkraft    verloren.     Aber    auf    der    andern    Seite    igt 
nicht   tu   verkennen,   me   nun   auch   die   am    Ruder   sitzeude 
liberale  Partei   sieh  mit  der  imperialistischen  Idee  erfüllt,  die 
Ja  nielit  in  der  Tarif  frage  allein  beschlossen  ist.     Ob  England 
auf  die  Dauer  beim  Freihandel  bleiben  wird,   ist  freilich  sein 
fraglich*     Der  AufscliTsvning  Amerikas  und  Deutschlands  unter 
dem  Schutzzollsystem  macht  doch  einen  großen  Eindruck  bei 
den  Politikern  jenseits  des  Kanals,  und  auch  das  Märchen  voa^ 
der  schlechten   Ernährung  und   niedrigen    Lebenshaltung  de|^| 
deutschen  Industriearbeiter  —  die  „Pferdewnirst-Legende**,  wie^l 
man  in  England  sagt  —  ist  durch  die  Informationsreisen  eng- 
lischer Arbeitervertreter   auf   dem   Kontinent  ein   für   allemal 
widerlegt  worden.     Die  Schutxzöllner  werden  das  Problem  io     1 
Zukunft  wohl  anders  anfassen,  als  es  C^>amberlain  getan  hat:     | 
sie   werden  ui  erster   Linie   für  Industrieschutz  eintreten  und     j 
werden  die  Lebensmittelzölle  mit  ihren  imperialistischen  Kon- 
sequenzen  eine   Weile  ruhen   lassen,   bis   sieh   die   öffentliche 
Meinmig  überhaupt  erst  an  den  Gedanken  eines  Zollschutzes 
gewöhnt    hat.       Ist    erst    durch    Industriezölle    eine    Bresche 
in    das    Bollwerk   des    Freihandels    gelegt    vroMen,    so    hofft 
man  dann  auch  die  im  imperialistischen  Interesse  wünschens- 
werten   Lebensmittelzölle    mit    hereinzubringen.       Heißsporne 
nnd  Pessimisten  haben  allerdings  die  Alternative    aufgestellt, 
daß  Mutterland  und  Kolonieen   sich  entweder  näher  kommen 
oder  aber  sicli  voneinander  entfernen  müssen,  und  daß   eine 
Wendung     wie    die    jetzt    eingetretene    von    verhängnisvoller 
Bedeutung   sein    werde.      Aber   niemand   hat   doch   eigentlich 
heute  die  Empfindung,  daß  der  Imperiahsmus  in  der  Auf  lösmig 
begriffen  sei.     Das  Verhältnis  von  Mutterland  und  Kolonieen^ 
wie  es  heute  besteht,  als  ein  auf  frei\rilliger  Zmieigung  mehr 
als  auf  organischen  Einrichtungen  beruliendes  Zusammenleben, 
kann   noch   lange   fortbestehen.     Mit  der   zunehmenden   Selb- 
ständigkeit  der   Kolonialländer   hat   ihre    S>mipathie   für   d 
Mutterland  nicht  abgenommen, 

Freihch  die  endgültige  En^heidung  ist  noch  nicht 
fallen,     Es   ist   die   Art   des   politischen   Lebens   in   England, 
daß  große  Veränderungen  in  wiederholten  ParteischwankungeD 
sich    voUzieheu;    bei    allen    großen    Reformen    des    19.  Jalir- 
hunderts,   auch   bei  dem   Übergang  zum   Freihandel    1846  ist, 


4 
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e©  ähnlieh  gewesen.     Das  alte  Cobdensche  System  ist  zweifei- 
loe  erschüttert   und   die   Anhänger   der  Tarifreform  sind   fest 
überzeugt,    daß    sie   über   kurz   oder  lang   ilir   Ziel   erreichen 
werden.     Die  Schwierigkeiten  aber^  auf  dio  die  Tariffrage  stößt, 
leigen  bereits»  wie  schwer  erst  die  Durchfülirung  des  gesamten 
imperialistischen    Progranima    sein    würde*      Denn    hinter    der 
Tariffrage   erhebt   sich   die  Frage   der   militärischen   nnd   der 
Verfassungßorganisation  des  Reiches.     Die  Interessen,  die  sich 
dabei  gegenüberstehen,   sind  so  stark  nnd  so  verschieden,  daß 
m  Ausgleich   und  eine   Lösnng   des  Problems   in   friedlichen, 
normalen  Zeiten  kaum  wahrscheinlich  sein  würde.     Eher  konnte 
sie  in  Zeiten  kriegerischer  Erregung  durch  ein  allgemeines  Auf- 
flammen des  britischen  Nationalgefühls  ermöghcht  werden,  und 
es  gibt  in  den  imperialistischen  Kreisen  ChauTinisten,  denen 
eiae  solche  Wendung  erwünscht   wäre.     Es  wird  die  Aufgabe 
UDserer  Presse  und  PoUtik   sein,   eine  derartige  Wendung,  die 
imter   allen   Umständen   ein  Unglück    für   die  Welt   bedeuten 
rürde,    niclit  ohne  Nut   durch   eine   herausfordernde  Haltung 
berbeizuführen  oder  zu  befördern.     In    der  Tarifreform  hegen 
für  uns,  nach  dem  übereinstimmenden  Urteil  der  Sachverstän- 
digen^ keine  Gründe  zur  Beunruhigung;  die  mäßigen  englischen 
Schutzzolle,  die  sie  be4ibsiehtigt,  würden  unserer  Industrie  nicht 
aehaden;  sie  würden  durch  die  Verteuerung  der  Lebenshaltung 
des   englisclien   Arbeiters,   die  doch  schwerlich  ausgeschlossen 
sein  dürfte,  und  durch  die  damit  verbundenen  Lohnerhöhungen, 
die  englische  Konkurrenz  auf  den  ausländischen  Märkten  doch 
wohl  etwas  einschränken^).   Freilich,  davon  dürfen  wir  uns  nicht 
abhalten  lassen,  unsere  Flotte  nach  Maßgabe  unserer  wachsen- 
den   Seeinteressen    weiter    auszubauen.      Eine  Abrüstung    oder 
ein  Stillstand   in   der  Seerüstung  würde  heute   die  AUeinherr- 
Bcbaft   Englands    bedeuten.     Alle   Seemächte   von    Bedeutung 
haben  dagegen  Stellmig  genonmien.    Wir  können  die  imperia- 
hs tischen  Bestrebungen  Englands  mit  Rulie,  ja  mit  Wohlwollen 
betrachten,  aber  nur  in   der  Voraussetzung,  an  der  wir  aller- 
dings  unbedingt   festhalten   müssen  r   daß   die  Unabhängigkeit 
und  Gleichberechtigung   der   anderen   Mächte,   wie   bisher,   so 
auch  in  dem  Weltetaatensystem  der  Zukunft  gewahrt   bleibe, 
zur  See  wie  zu  Lande. 


')  Vgl,   G,   Seh  moller   im   Jftirbuch   XXVITI,  880  ff.: 
^gliscbe  Handelspolitik,  Chamberkin  mal  der  ImperiaÜKiEiUi. 
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IX. 
Zur  Entstehung  der  nationalliberalen  Partei 

Von  Dr.  Martin  Spahn 

Der  gesamte  Entstehungsprozeß  der  nationalliberalen  Partei 
hat  mehrere  Jahre  hindurch,  von  1866  bis  in  die  Anfänge  der 
70  er  Jahre  gedauert.  Er  ist  dadurch  hervorgerufen  worden, 
daß  sich  die  den  preußischen  Landtag  von  1862  bis  1866  be- 
herrschende Deutsche  Fortechrittspartei  auflöste.  Zuerst  ge- 
fördert hat  ihn  eine  vorwiegend  altpreußische  Gruppe  Liberaler, 
die  jener  Partei  angehörten.  Zur  selben  Zeit  jedoch,  da  sich 
diese  Gruppe  bildete,  schuf  sich  der  Prozeß  auch  schon  durch 
die  deutschen  Ereignisse  des  Jahres  1866  einen  zweiten  von  dem 
BerUnischen  unabhängigen  Entwicklungsherd  in  Thüringen  und 
den  annektierten  Provinzen  Preußens.  Ln  Laufe  des  Jahres 
1867  mündeten  beide  Bewegungen  nach  dem  Zusammentritt 
des  norddeutschen  Reichstags  in  der  nationalliberalen  Fraktion 
des  Reichstags  in  ein  gemeinsames  Strombett  ein.  Mit  ver- 
einter Kraft  zogen  sie  von  nun  an  die  altliberalen  Ejreise,  die 
Liberalen  des  Westens  und  endlich  die  Liberalen  Sachsens  und 
der  süddeutschen  Staaten  an  sich.  Die  folgende  Untersuchung 
wird  sich  niu*  auf  die  Bildung  der  altpreußischen  Kemgmppe 
während  des  Jahres  1866  erstrecken  und  festzustellen  suchen, 
unter  welchen  Bedingungen  und  aus  welchen  politischen  Er- 
wägungen die  altpreußischen  Nationalliberalen  aus  dem  Ver- 
bände der  Deutschen  Fortschrittspartei  ausschieden  und  in  eine 
Stellung  einrückten,  die  von  der  ihrer  früheren  Parteigenossen 
programmatisch  abgegrenzt  war  und  selbständige  Aussichten  bot. 

§  1.  Innerer  Zustand  der  Fortschrittspartei  zu  Beginn 
des  Jahres  1866. 
Um  die  Jahreswende  1865  auf  1866  sickerten  in  der  Presse 
Grerüchte  über  ernste  Zwistigkeiten  in  der  Landtagsfraktion  der 
deutschen  Fortschrittspartei  durch.  Die  Partei  bestritt  sie, 
aber  sogleich  die  erste  Sitzung,  mit  der  der  Landtag  nach 
seiner  Wiedereröffnung  am  19.  Januar  in  die  Beratungen  ein- 
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tut,  bestätigte  sie.     Ein  Teil  der  F'ortsehrittsjuu'tei  beantragte^ 
daß  das  Budget  niclit,  wie  es  Brauch  war,  der  Fachkommission 
ohne  Debatte  überwiesen  werde,  sondern  daß  zuvor  im  Plenum 
in  Form  einer  Vorberatung  eine  allgemeine  Aussprache  über 
die   politische   Lage   stattfinde  und  erst   ihr  Verlauf  über  die 
weitere    gesehäfthehe    Behandlung    des    Budgets    entscheide. 
Waldeck,    das  Haupt  der  Fortschrittspartei,    widersprach,   und 
der    .Antrag   wurde,    obwohl    ihn   Forckenbeck,    Tweeteu,    ¥on 
Hennig,    Fancher,    Löwe-Calbe    und    Schuke- Delitzsch    befür- 
worteten, mit  Hilfe  der  KonserTativen,  Altliberalen  und  Katho- 
hken  abgelehnt.    Man  wußte,  daß  er  schon  zuvor  in  der  Fraktion 
Jegenstaod  einer  erregten  Erörterung  geweeen  w^ar^). 

Die  kuriie  Debatte  warf  zum  erstenmal  ein  Licht  darauf, 
daß  sich  in  der  Foit^cluittspartei  das  Verlangen  Bahn  brach, 
aus  dem  Konflikt  herauszukommen.  Sie  hatte  die  Führung 
der  liberalen  Parteien  bei  den  Maßnahmen  gehabt,  durcli  die 
man  in  den  Konflikt  hineingeriet.  Seither  war  ihre  Schwester- 
fraktiou,  mit  der  sie  die  Mehrheit  der  Zweiten  Kammer 
bildete,  das  um  Bockum  -  Dolffs  gescharte  ,, linke  Zentrum*', 
immer  mehr  in  ihr  Fahrwasser  geraten,  je  zuversichtlicher  sie 
lufgetreten  war.  Neuestens  aber  erfüllte  schlecht  verhehlte 
Unruhe  die  gesamte  Partei.  Das  Bewußtsein  legte  sich  auf 
die  Gemüter,  daß  in  der  auswärtigen  PoÜtik  des  Staates  durch 
die  Spannung  mit  Österreich  ein  neues  Olmütz  oder  ein  Krieg 
auf  Leben  mid  Tod  bevorstehe;  nichts  war  unnatürlicher,  als  daß 
in  solcher  Stunde  Kammern  und  Regierung  sieh  in  töthclier 
Feindschaft  befehdeten,  zumal  da  das  Ziel  des  Krieges  dem 
Progranim  der  Mehrheit  des  Abgeordnetenliauses  entsprach. 
Diese  Mehrheit  hatte  das  Angriffsfeld  gegen  die  Regierung  von 
Jahr  zu  Jahr  verbreitert.  Aus  dem  Kampfe  um  die  ausschließ- 
liche Herrschaft  der  Krone  über  das  Heer,  diesem  alten  Kampfe 
st&udischer  und  parlamentarischer  Gewalten  mit  dem  Königtum, 
war  ein  Kampf  lun  die  Bedeutung  des  der  Volksvertretung  1H4H 
eingeräumten  Verfassuugsrechts  geworden  mid  aus  ihm  wieder 
ein  Kampf  mn  die  soziale  wie  politische  Geltung  und  Stellung 


Im 


^  StenographiBche  Berichte  über  die  Yerhand langen  der  durch  die 
lerhochste  Verordötjngr  vom  28,  Dezember  18B5  einbemfenea  lieideu  Häuser 
'des  Lftndtagt  (fortan :  St.  B.  and  Jahre^^ahl  der  Tagun^jf)  I,  21  ff.  —  Man  vgl. 
daxo  Nationabeitang  (fortan:  X.  Z.)  4.,  7.,  21.  Januar  5lorgenblfttt^  Voaaiache 
Zeitung  (fortaa:  V,  Z.)  16„  18,  Janaar,  Äugsburger  AJlgemeine  Zeitung 
(fortan:  A,  Z.)  %,  6.,  12,  Januar,  2L  Februar.  S.  30.,  B3,  179,  BS5  und  die 
treffende  Charakteristik  Kreufzeitung  5.  Januar. 
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des  Bürgertums  in  Preußen.  Gekämpft  wurde  nunmehr,  wie 
es  Gustav  Freytag  damals  ausdrückte  ^),  „um  die  gesamten  sitt- 
lichen Grundlagen  des  bürgerhchen  Lebens",  „zwischen  einer 
großen  Genossenschaft  der  Privilegierten  und  zwischen  denen, 
welche  den  Rechtsstaat  wollten",  zwischen  denen,  „die  ihr  gutes 
Recht  suchen",  und  denen,  „welche  es  weigern".  Aber  erreicht 
hatte  die  Partei  in  keiner  Etappe  des  Kampfes  etwas.  Die 
Regierung  hatte  sich  im  Innern  des  Staates  auf  bloße  Demon- 
strationen beschränkt,  die  teils  bewiesen,  daß  alles  beim  Alten 
blieb,  teils  den  Gegner  aufreizten.  Unterdessen  hatte  sie  in 
der  auswärtigen  Politik  eine  stets  wachsende  Initiative  gezeigt. 
Seit  ihrem  Siege  im  dänischen  Kriege  wandte  sich  ihr  die 
öffentliche  Meinung  der  östlichen  Provinzen,  auf  die  es  im 
preußischen  Staate  politisch  ankam,  in  der  Angelegenheit  der 
Heeresreorganisation  zu.  Jetzt  schürzte  sie  den  Knoten  der 
deutschen  Frage;  trug  sie  auch  hier  den  Erfolg  davon,  indem 
sie  Österreich  aus  Deutschland  ausschloß  und  in  irgendwelcher 
Weise  die  Einheit  Deutschlands  herstellte,  so  durfte  sie  auf  den 
Beifall  der  großen  Masse  des  Volkes  rechnen,  einerlei,  ob  sie 
ihm  neue  Rechte  gab  oder  alte  nahm*).  Die  Presse  der  Fort- 
schrittspartei entwickelte  sich  nicht  mehr,  ihr  Leserkreis') 
verringerte  sich.  Ließ  Bismarck  etwa  absichtlich  die  Abge- 
ordneten reden  und  sich  ermatten?  Die  Frage  kam  vielen 
auf  die  Zunge  und  mit  ihr  die  Einsicht,  daß  nicht  die  Regierung, 
sondern  nur  die  Liberalen  ihre  Kräfte  im  Konflikt  verbrauchten*). 
Jene  Mitglieder  der  Fortschrittspartei,  die  die  Vorbe- 
ratmig  des  Budgets  im  Plenum  beantragten,  suchten  den  Grund 
für  die  Mißerfolge  der  Partei  in  der  Taktik,  die  die  Fraktion 
unter  Waldeck  verfolgte.  Zu  dem  Programm  standen  sie  fest, 
und  ebenso  hielten  sie  es  für  richtig,  daß  man  den  Kampf  ent- 
fesselt hatte.  Sie  tadelten  aber,  daß,  wieweit  die  Partei  auch 
das  Angriffsfeld  gegen  das  Ministerium  ausgedehnt  hatte,  ihre 
Führung  immer  dabei  geblieben  war,  den  Kampf  innerhalb  des 


0  Grenzboten  25.  Jahrganjir  (1866)  1.  Vierteljahr  403  und  409;  ähnlich 
Bchon  154. 

*)  Diese  Tatsache  wurde  schon  in  zwei  Leitern  der  Kreuzzeitung  vom  10. 
und  11.  März  vortrefflich  dargelegt.  Derselbe  Gedankengang  A.  Z.  27.  März 
8.  1290. 

*•)  Hinweis  darauf  und  Belege  dafür  Kreuzzeitung  18.  Februar. 

*)  K.-Korrespondenz  aus  Berlin  in  dem  „Deutschen  Museum''  1866, 1,  218. 
Verfasser  dieser  Korrespondenz  ist  Herr  Professor  Karl  Frenzel  in  Berlin, 
wie  er  mir  auf  eine  Anfrage  liebenswürdigst  mitteilte. 
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Parlamente  nur  ala  Kampf  um  das  Yerfassuuggmäßige  Budget- 
fecht  der  zweiten  Kammer  zn  behaiidelu,  Waldeck  hatte  in  der 
at,  je  weniger  sich  das  Ministerium  an  die  Verfassung  hielt, 
desto  größeren  Wert  darauf  gelegt,  die  Formen  der  \''erfassung 
zu  wahren  und  immer  meder  geltend  zu  machen.  Die  Haltung 
der  Fraktion  war  dadurch  eine  rein  defensive  geworden.  Die 
Kritiker  dieser  Taktik  fanden,  daß  einem  Manne  wie  Bismarck 
nur  durch  entschlossenen  Angriff  beizukommen  sei.  Schon 
in  der  Session  des  Jahres  1865  hatten  sie  darauf  gedrängt^ 
daß  durch  eine  Reform  der  Gescliäftsordnung  die  Verhand* 
lungen  der  Kammer  lebendiger,  wirksamer  auf  die  öffentliche 
Meinung  gestaltet  werden  sollten;  die  Budgetkommission  unter- 
zog in  einer  ausführlichen  Denkschrift  den  gesamten  preußi- 
schen Staatshaushalt  einer  durchgreifenden  Kritik  unter  dem 
volkswirtschaftlichen,  finanziellen,  politischen  und  gesetzgebe- 
sehen  Gresichtspunkt  *).  Nunmehr  wollten  sie,  daß  das  auf 
ie  alte  Weise  aufgestellte  Budget,  ohne  Beratung  im  einzelnen, 
von  vornherein  abgelehnt  werde;  auch  planten  sie  einen 
scharfen  Angriff  auf  die  Rechtsstellung  des  Herrenhauses  und 
gingen  selbst  dem  Gedanken  einer  allgemeineu  Mandats- 
niederlegung  der  Liberalen  nicht  aus  dem  Wege*)>  Es  ging  eeit 
Anfang  des  Jaln*es  1866  das  Gerücht  um,  die  Regierung  i^iinsche 
ihrerseits  Frieden  und  werde  um  Indemnität  für  die  Ausgaben 
nachsuchen,  die  sie  seit  1862  ohne  Bemlligung  gemacht  habe  ^). 

*)  PhiUppioG,  Forckentieck  126  f.  St.  B-  1865,  I,  Sitzung  vom  27,  März, 
dnxa  Dmckaaehen  Nr.  80,  Fcirckeiilieck  Uatte  schon  sofort  nat^h  Begründung 
der  Fortachjnttspartei  die Verbesflenurig  der  Ge»cliäft »Ordnung  betrieben,  ^Denn*^, 
sagte  er,  ^mil  der  Landtag  eine  populäre  Maelit  wer^len  oder  bleiben,  fio  miiÖ 
et   eine  einfoche  und  sctmellere   Geftchäfteordnung   haben/      Philippson  77, 

*)  leb  notiere  noeh  den  Laskerschen  Antrag  in  der  Fraktion  auf 
«inen  Protest  gegen  die  ZutaammeuBetzun^  des  Herreuhauses  (N,  Z.  L  Februar, 
A,  Z.  26.  Januar  und  4,  Februar^  S»  407  und  555) »  die  Anregungen 
mir  Steuerverweigeruiig,  llandatsniederlegting,  gmnd»it«licher  Opposition 
(N.  Z.  93,  Januar,  2L  pnd  29.  Februar,  V,  Z.  U /Januar,  A.  Z.  98.  Januar, 
8-  439),  die  extreme  Haltung  der  N.-  (und  der  Weser-)  Zeitung  in  dieser 
SSelt  gegen  Bitniareks  Atmexiotii^absichten  in  den  Herzogtümern  ('vgl,  A.  Z, 
lö»  Jimnar,  8.  Siö),  endlieb  die  Fraktion« Verhandlung  über  dai  Schreiben 
BifTnarcks  an  Orabow  vom  18.  Februar  (Parisius,  Hoverbeck  ü,  %  84  L) 

■)  Dringeode  Wanuing  vor  dem  N'aehsuehen  der  Indemnität  durch 
L,  V,  Oerlftchi  in  der  KreuÄ^eitung  24.  Januar:  ^Der  Landtag  von  1865"; 
Anspielung  auf  die  Bereitschaft  dea  Minister! uma  A,  Z,  12,  Jauuar  186(>t 
( —  -Kftrresponden^  aas  Berlin);  Andeutung  der  Bereitschaft  unter  den  Libe- 
rmletL  N-  Z,  7.  Jannar,  Ein  anderes  Gerücht ^  wonach  die  Regierung  durch 
viele  kleine  Erspa misse  im  Heeresetat  eine  VerBtändigung  vorbereite,  A,  Z. 
la.  Januar,  S.  194. 
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Die  Anhänger  Waldecks  warteten  darauf  nicht  erst  ab,  bis  eine 
solche  Vorlage  eingebracht  wurde,  sondern  berieten  in  der 
Budgetkommission  sogleich,  wie  sich  das  Haus  dazu  verhalten 
solle;  sie  meinten  aus  Gründen  formalen  Rechts  die  einzige 
Bedingung  stellen  zu  müssen,  daß,  ehe  die  Indenmität  ausge- 
gesprochen  würde,  wenigstens  ein  Staatshaushaltsgesetz  ord- 
nungsmäßig zustande  komme  ^).  Die  anderen  dagegen  erklärten 
jede  Nachgiebigkeit  gegen  das  Ministerium  Bismarck  für  aus- 
geschlossen, weil  auf  die  Dauer  ein  Friede  mit  ihm  für  den 
Liberalismus  unmöghch  sei.  Sie  beharrten  vielmehr  darauf, 
daß  die  Dinge  bis  zum  Bruche  getrieben  würden*). 

Es  könnte  wohl  scheinen,  daß  es  sich  bei  der  Meinungs- 
verschiedenheit, die  in  der  Fortschrittspartei  aufgekommen  war, 
nur  um  die  Auflehnung  einer  jüngeren,  temperamentvollen 
Generation  gegen  die  Führer  handelte,  die  sich  verbraucht 
hatten  und  keine  Erfolge  davon  trugen.  Grewiß  spielte  dieses 
Motiv  mit^).  Die  Jüngeren  wollten  Einfluß  im  Staate  ausüben. 
Der  hervorragendste  unter  ihnen,  Twesten,  erinnerte  sich  in 
diesen  Wochen  mißmutig  eines  Wortes  von  Grervinus  über  die 
Liberalen  der  zwanziger  Jahre,  die  nie  zu  der  Freude  positiven 
Handelns  kamen,  deren  Schicksal  getäuschte  Hoffnungen  und 
ohnmächtige  Wünsche  in  endloser  Wiederholung  waren*).  Aber 
es  war  doch  nicht  nur  ein  persönlicher  Gegensatz,  der  nach 
Vorwänden  suchte,  um  sich  diwchzusetzen.  Man  merkt,  daß 
tiefere  Gründe  mitwirkten,  sobald  man  beobachtet,  wer  für 
oder  wider  Waldeck  zusanmienstand  und  worin  sich  seine 
Kritiker  begegneten.  Waldeck  hielt  stets  daran  fest,  daß  die 
preußische  Verfassung  kein  parlamentarisches  Ministerium  kenne 
und  daß  die  Taktik  des  Parlaments  nicht  auf  die  Erzwingung 
eines  solchen  eingerichtet  werden  dürfe.  Eben  darin  aber  er- 
blickten die  anderen  eine  der  vorzüghchsten  Aufgaben  der  Fort- 

^)  S.  darüber  Hoppe  in  dem  Rechenschaftsbericht  an  seine  Wahler:  Das 
preußische  Abgeordnetenhaus  in  der  Session  vom  5.  August  bis  24.  Septem- 
ber 1866  (Exemplar  des  Reichstags)  16,  Virchows  Rede  14.  August  1866, 
St.  B.  1866/67  I,  54. 

^  Vgl.  vor  allen  Twestens  große  Rede  im  Abgeordnetenhause  22.  Februar, 
St.  B.  1866  I,  277. 

*'')  Wagener  erklärte  in  einer  Rede  in  der  Versammlung  des  preußischen 
Volksvereins  zu  Berlin  am  29.  Dezember  1865,  daß  die  inneren  Gegensätze 
in  der  Fortschrittspartei  so  aufzufassen  seien,  Berliner  Revue  44.  Bd.,  1.  Viertel- 
jahr 1866,  76.    Dieselbe  Ansicht  in  dem  Leiter  der  Kreuzzeitung  5.  Januar. 

*)  Brief  Twestens,  23.  April  1866  in  der  Deutschen  Revue  (fortan 
D.  R.),  4.  Jahrgang,  Bd.  2  (1880),  11. 
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scbrittspartei,  sie  wollteo  die  Beruf  uog  eines  ent-schieden  liberalen 
Ministeriums,  eines  Mnisteriums  nicht  nur  liberaler  Männer 
wie  in  der  Neuen  Ära,  sondern  der  liberalen  Aktion  er- 
reichen. Die  Ernennung  Bismarcks  hatten  sie  zuerst  wie  einen 
Hohn  auf  ihre  Wünsche  angesehen  und  sie  nicht  ernst  ge- 
nommen^). Je  länger  sich  aber  Bismarck  in  eelner  Stellung 
behauptete,  desto  leidenschaftlicher  war  ihre  Sucht  geworden, 
ihn  zn  verdrängen,  desto  mehr  erschien  er  ihnen  als  Ver- 
körpervmg  des  rein  preußischen,  rückwärts  wollenden  Junker- 
tum e,  eine  Verständigung  mit  ihm  mesen  sie,  eben  weil  er 
ihnen  zu  einem  Prinzip  geworden  war,  von  der  Hand*). 

Mit  dieser  ersten  Feststellung  öffnet  sich  vor  uns  die  Kluft  des 
Denkens,  welche  die  zur  Führung  sich  drängenden  von  Waldeck 
und  den  Seinen  trennte,  und  damit  werden  wir  auf  die  Haupt- 
schwäche aufmerksam,  die  dem  Organismus  der  Fortschritts- 
partei von  Natur  anhaftete.  Sie  war  kein  einheitliches  Ge- 
bilde. Als  man  sie  1861  ins  Leben  rief,  war  es  ihren  Gründern 
darauf  angekommen,  sie  vorerst  mögliehst  stahlreieh  zu  machen; 
denn  ehe  sie  mit  ihr  die  positiven  Ziele  anfassen  kotmten,  die 
ihnen  vorschwebten,  galt  es,  den  soeben  zur  Regierung  ge- 
langten König  einem  starken  parlamentarischen  Drucke  auszu- 
setzen,  damit  er  biegsamer  wurde®).     So   hatten  sie  Liberale 


I 


*)  FhilijJiJeotj  101. 

*)  Üurtih«  Rede  in  der  N\  Z,  24,  Ängust  1867;  vgl  auch  JorgB  heftigen 
S  auf  die  Fortschrittspaj-tei,  weil  sie  ihr  Verhalt<en  aiisEiclilie blich  danach 
hte,  in  den  Hist-PoL  Blättern  54  (1864),  140  f.  —  Philippson  laßt  in 
■eiliem  ^Forckenbeck"  dies  Moment  ganz  znrüciktreten  gegen  Forckenbecki 
Hushliche  VentändiguiigHbeHtrehüngen,  wodurch  er  zu  einer  «teir  einseitigen 
Würdigung  von  Forckenheck»  Verhaken  kommt 

■)  Dem  anf  kurze  Zeit  berechneten  Charakter  des  Programms  vom  Juni 
1861  hat  Hoppe  12  bis  16  gut  betont:  „Aber  «chon  dieses  Progriimm  war 
unter  dem  von  verschiedenen  Standpunkten  ansgeh enden  Widerspruch  oder 
der  £ntbaltiia|jf  mehrerer  bedeutender  Männer  der  Opfiosition  KUstande  ge* 
kommen,  m  war  aus  vielfachen  Nachgiebigkeiten  entstanden  und  hatte  zum 
Zwecke  einer  Wahlagitation  erat  nach  und  n.ach  immer  mehr  Untersclu^iften 
gefunden  und  Stimmen  in  sich  vereinigt,  welche  daTuals  noch  nicht  ahnten, 
hh  m  welcher  SchUrfe  dea  Konflikfcs  sie  miteinander  wünlen  ausharren 
müssen.  Ein  lolchea  Programm  hätte  nicht  länger  als  fünf  Jalu-e  auahaUfn 
^öonen^  auch  wenn  sich  die  Zustände  so  entwickelt  hätten,  wte  man  sie  1661 
dachte.**  N.  Z,  7.  Januar  1866  Leiter:  ^ Gewiß  ist  die  jetsBige  Mehrheit  nur 
eine  Abwehnnehrheit  ,  *  .  *  Daß  insbesondere  die  beiden  großen  Fraktionen 
eine  feste  pari ameutaris che  Partei  für  alle  Verhälttiisse,  Fälle  und  Zeiten 
bildeten,  wer  hütte  das  je  behauptete  ^Innere  Gegen  sätÄe"*  sind  nn  b  stritten  er- 
maßen  vorbanden,'*  —  Das  Programm  ist  jetzt  am  leichtesten  ^ngänglieh 
gedruckt  bei  Salomon,  Die  deutschen  Parteiprogi'ammet  L  Heft  S*  44  bis  47, 
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sehr  verschiedener  Färbung  in  ihrer  Partei  vereinigt,  indem 
sie  ihr  zwei  verschiedenartige  Kristallisationskeme  gaben,  ein- 
mal Männer,  deren  Sinnesart  etwa  die  der  Liberalen  der  Frank- 
furter Nationalversammlung  war,  und  sodann  Männer,  die  aus 
der  Demokratie   der   Berliner  Nationalversanmalung  hervorge- 
gangen waren.     Wohl  hatten  beide  Richtungen  1848  einander 
befehdet.     Aber  die  lange  Reaktionszeit  der  50  er  Jahre  hatte 
sie  einander  wieder  genähert  imd  die  Grenzen  zwischen  ihnen 
waren  seitdem  fließend  geworden.    In  der  nationalen  Bewegung 
des  Jahres  1859  schienen  sie  vollends  ineinander  getaucht  zusein. 
Wie  der  Nationalverein  jenes  Jahres  Anhänger  beider  Richtungen 
in   seinen  Reihen  zu  vereinigen  bestrebt  war,  so  mochte  auch 
die  Fortschrittspartei  Raum  für  beide  gewähren.    Eine  Zeitlang 
glückte  der  Versuch;  er  verschaffte  der  Partei  die  große  Mehr- 
heit im  Landtag,  und  man  glaubte,  damit  der  Regierung  gegen- 
über gewonnen  Spiel  zu  haben  ^).  Aber  die  Regierung  wich  nicht, 
und  die  beiden  Gruppen  sahen  sich  Jahr  auf  Jahr  nun  aufs 
neue  denselben  Eckstein  entgegenragen,  das  preußische  König- 
tum, an  dem  sie  sich  schon  einmal  —  1848  —  geschieden  hatten. 
Das  diente  dazu,  daß,  während  sie  äußerUch  zusammengingen,  die 
ursprüngliche  Eigenart  einer  jeden  Gruppe  wieder  selbständig 
hervortrat  und  zu  wirken  anfing.  Den  demokratischen  Elementen 
der  Fraktion  stand  das  Recht  des  Parlaments  als  Volksver- 
tretung  gegenüber   der   Staatsmacht   im  Vordergrunde   ihrer 
Pflichten,  imd  wie  1848,  so  ging  es  ihnen  auch  im  Konflikte 
um  die  Gewaltenteilung  im  preußischen  Staate;  für  sie  hatte 
der  Konflikt  einen  wesentlich  verfassimgs-poUtischen  Zweck.   Sie 
wollten  dem  Volke  gegen  ein  ihres  Erachtens  absolutistisches 
Ministerium   wahren,   was  es  diwch  die  Verfassimg  von   1848 
an  politischer  Freiheit  besaß.    Die  hberalen  Elemente  dagegen 
achteten  mehr  auf  die  Hindernisse,  welche  die  poUtische  Lage 
dem  sozialen  Vorwärtskommen  des  Bürgertums  bereitete,   und 
kämpften,  um  ihm  einen  möglichst  starken  Anteil  an  der  Re- 
gierung und  Verwaltung  Preußens  zu  erstreiten  *).    Dafür  aber 
suchten  sie,  bei  der  geringen  Entwickelung  des  altpreußischen 


dort  auch  zu  vergleichen  mit  den  Leitsätzen  der  Janglitaaer  yom  Januar 
1861  (S.  42  bis  44).  Philippson,  Forckenbeck  61  bis  75  berichtet  sehr  obenhin 
über  die  Parteibildung,  gi'ündlicher  Parisius,  Hoverbeck  I,  208  ff. 

*)  Twesten  in  einer  Rede  zu  Berlin,  16.  September  1867,  N.  Z.  18.  Sep- 
tember 1867  Abendblatt. 

*)  Instruktiv  ist  für  die  Gedankengänge  Waldecks  zu  jener  Zeit  seine 
Bede  zur  Indemnitätsvorlage  1.  September  1866,  St.  B.  1866/67  I,  149  ff. 
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Bürgertums,  ihren  natürlichen  Rückhalt  an  dem  gesamten 
deutschen  Bürgertum,  der  deutschen  Nation.  Auch  sie  legten 
großen  Wert  auf  den  Einfluß  des  Parlaments;  aber  er  war  ihnen 
nicht  Selbstzweck,  sondern  Mittel  dazu,  dem  Bürgertum  den  Zu- 
tritt zur  Verwaltung  und  Regierung  zu  verschaffen.  Auch  sahen 
sie  in  dem,  was  in  Preußen  vorging,  nicht  den  einzigen  Quell  des 
Heils  oder  Verderbens,  waren  vielmehr  diwch  die  deutschen  An- 
gelegenheiten, so  oft  diese  in  Bewegung  gerieten,  impulsiv  von 
den  preußischen  abzulenken.  Sie  hatten  1861  durchgesetzt,  daß 
die  Fortschrittspartei  sich  die  „deutsche"  nannte.  Forckenbeck 
hatte  schon  1859  in  einem  Briefe  geschrieben,  daß  bei  der  poU- 
tischen  Schlaffheit  und  dem  bequemen  GouvemementaUsmus  der 
meisten  Preußen  ohne  den  Anschluß  des  übrigen  Deutschland 
„für  die  Dauer  die  Existenz  eines  vernünftigen,  freien  Preußens 
eine  UnmögUchkeit"  sei^).  Von  den  ihm  näherstehenden  Partei- 
genossen lebte  vorzügUch  der  erst  1865  in  das  Haus  eingetretene, 
aber  überaus  rührige  und  rasch  Ansehen  gewinnende  Lasker  in 
solchen  Gedanken.  Auf  sie  alle  übten  kulturhberale  Instinkte 
neben  dem  parlamentarischen  Ehrgeiz  imd  dem  Verlangen 
nach  poUtischer  Freiheit  einen  starken  Antrieb  aus. 

Gegenwärtig  waren  beide  Gruppen  durch  den  Konflikt 
aneinander  gebunden.  Der  Gedanke,  daß  ihre  Wege  sich  wieder 
trennten  und  das  jüngere  Geschlecht  eine  neue  Partei  bilden 
könne,  wurde  ihnen  von  den  Gegnern  wohl  untergelegt*),  in 
Wahrheit  war  er  ihnen  noch  nicht  gekommen').  Die  Art,  ^^le 
Bismarck  dann  den  Landtag  im  Laufe  des  Februar  behandelte, 
das  &kenntnis  des  Obertribunals  in  Sachen  der  Redefreiheit 
der  Abgeordneten,  das  vorzügUch  Twesten  traf,  dann  die  Rück- 
weisung wichtiger  Kundgebungen  des  Abgeordnetenhauses  am  22. 
und  23.  Februar,  seine  plötzUche  Vertagung,  ehe  das  Budget  auch 
nur  von  der  Kommission  an  das  Plenum  gelangt  war,  endhch 
die  Beschlagnahme  der  Papiere  des  Hauses  vereinigten  wieder 
alle  in  flammender  Entrüstung.  Aber  der  Riß  in  dem  Gefüge 
der  Partei  wurde  dadurch  nicht  wieder  ausgefüllt.  Er  ging 
bis  in  das  Fundament  der  Partei.  Ihre  beiden  Kembestand- 
teile  hatten  sich  während  des  Konflikts  innerUch  wieder  von- 
einander entfernt.     Ihre  Hauptblätter,  die  „Volkszeitung''  de- 

')  PhUippeon  43. 

')  ^Man  hat  in  offiziösen  Kreisen  angefangen,  sich  mit  einer  Zersetzung, 
mit  einer  Neuformation  der  Fraktion  gäthch  zu  tun."  A.  Z.  1.  Januar  1866. 
Wagener  wandte  sich  am  29.  Dezember  wider  solche  Hoffnungen. 

*)  Karl  Frenzel  im  Dentachen  Museum  1866. 1,  405  (geschrietien  im  März). 


mokratiseherseite,  die  ..Natioiialzeittmg*'  ab  liberale  Zeitiuig 
redeten  eine  grundveradiiedene  Sprache.  Die  Liberalen  fühlten 
sich  unter  der  Führung,  die  die  Demokraten  übernonmaen  hatteii, 
nicht  mehr  wohl  und  sicher.  In  welch  einem  unerträglicheD 
Zustande  befand  sich  die  Fraktion  allein  schon  dadurch,  daß 
sie  eich  seit  1864  nicht  mehr  über  eine  Erklärung  2ur  ausirärtigeD 
Politik  za  einigen  vermochte  und  zu  ihr  schweigen  mußte  ^). 

Von  da  an  blieb  natürlicli  auch  die  Gegemsätdiehkeit  der 
übrigen  Bestandteile  der  großen  Partei  kein  Geheimnis  mehr, 
die  nur  durch  die  Anziehungskraft  eines  der  beiden  Kerne  in 
sie  gezogen  worden  waren.  Mehr  und  mehr  wiclien  die 
Meinungen  der  einzelnen  Parteiangehörigen  voneinander  ab. 
Der  geistige  Zuaannnenhalt  der  Partei  war  für  den  Blick  der 
Draußen  stehenden,  ob  Gegner  oder  Freund,  zusehends  in  der 
Auflösung  begriffen*).  Man  spottete  über  sie  als  „Itlischujig 
aus  allen  Farben  des  Regenbogens''*),  und  ein  ßo  hervorragender 
Parteigänger  wie  Gustav  Freytag  fühlte  sich  im  Augenbhcke, 
da  der  Landtag  heimgescliickt  uiirde,  getrieben,  vom  nahen 
Leipzig  aus  den  Berüner  Freunden  „die  Pflichten  eines  Mit* 
gliedes  der  liberalen  preußischen  Partei''  vorzuhalten,  d.  h. 
vor  aUen  Dingen  sie  zum  Beieinanderbleiben  zu  ermalmen*), 

Verhältnißmäßig  unbedeutend  war  eine  Absonderung 
von  dem  demokratischen  Flügel  der  Partei.  Eine  kleine 
demokratische  Gruppe,  die  sich  namentlich  in  der  Vossischen 
Zeitung  zu  Worte  meldete,  wollte  neue  Führer  und  ein  neues 
Programm*).  Auffällig  w^ar  an  ihr  der  preußisch-partikula- 
ristische  Ton,  den  sie  anschlug,  frei  von  jeder  Beimischung 
deutschnationaler  Gefühle.     Sie  leistete  mehr  in  der  Kritik  als 


')  Vgl,  dazu  die  Bemerkungen  der  Redaktion  in  der  N»  Z,  24,  Augrust  1867 
(überall,  wo  kein  beBonderer  Vermerk  hinzugefügt  iat,  iet  der  Leiter  de^  Moi^n- 
blattfi  gemeint)  zu  tJoriilts  Rede  vom  19,  Ausist  1887  und  dieec  selbst  m 
derselben  Nummer  der  N,  Z. ;  femer  A.  Z,  27*  Januar  lööfi,  423,  Kreuzteitniif 
12,  Janaar  1866  und  Jdrg^  in  den  Hiflt€ri«cli- Politischen  Blättern  Band  66 
(1865),  716. 

*)  Die  EreuzEettniig  12.  Januar  »a^e  der  Furtschiittapartei  ins  Gesicht, 
daß  me  nmr  desbalb  im  Konflikte  verharre,  weil  sie  „in  die  verecbiedensteD 
WeiDungen  Eersplittem  wünle,  sobald  es  darauf  ankäme^  bestimmte  VorBchläge 
£ü  machen*'*    Älmlich  A.  Z.  7.  Januar  8.  Ö8. 

■)  Karl  Freuzel  im  Deutechen  Museum  1S66,  I,  30. 

*)  Grenzboten  XXV  (1666)  1.  Vierteljahr. 

^)  AVagener  spraeh  am  ^9.  De;jember  von  ibr  ais  besonderer  Qmppc 
neben  den  Gruppen  der  fllten  und  der  neuen  Füfaren 
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in    neuen    Gedanken,    und    auch    in   jeuer    nur   begrenztes '). 

Einfluß  auf  die  Zukunft  der  Partei  erlangte  sie  nicht.  Doch 
^verdient  sie  durch  ihren  Sinn  für  sozial [>olitische  Gesetzgebung 
l)eachtei  zu  werden;  denn  durch  ihn  unterschied  sie  sich  am 
^weitesten  von  den  Parteigeuossen^  von  denen  nicht  einer  im 
Laufe  des  ganzen  Jaliree  1866  ein  sozialpolitisches  Interesse 
bekundete. 

Wiclitiger  waren  die  Verzweigungen  des  hberalen  Flügels. 
Er  2Ählte  zu  Angehörigen  auf  (irund  seiner  iiTrtschaftUehen, 
sozialen  und  geistigen  Bestrebungen  mehrere  Mitglieder,  die  in 
dei  rein  politisehen  Verfassungsfragen  sehr  gemäßigt,  im  Gnmde 
gouvemementÄl  gesinnt  waren.  „Seit  der  Streit  über  die 
Hecresreorganisation"*,  so  linden  wir  sie  durch  Gustav  Frev^g 
in  den  Grenzboten  Ende  Februar  charakterisiert*),  „den  schnei- 
denden Gegensatz  offenbarte,  welcher  zwischen  Regierenden 
und  Regierten  über  ihre  Berechtigung  im  Staate  bestand,  hat 
es  nicht  an  wackeren  Männern  gefehlt,  welche  behaupteten, 
daß  der  Streit  nicht  zeitgemäß  sei,  daß  die  \"ersöhiiung  wohl 
möglich,  daß  Nachgiebigkeit  der  \'oIks Vertreter  in  dieser  einen 
Frage  den  ganzen  Konflikt  vermeiden  könne.  Preußen  sei 
durch  die  Verfassimg  noch  kein  Verfassungsstaat  geworden, 
man  müsse  sich  allmählich  einleben,  alter  Gewöhnung  der 
Regierenden  vieles  zugute  halten,  bis  nach  und  nach  der  Sinn 
eich  ändere,  oben  Selbstbeschränkung,  unten  sichere  Mannes- 
kraft  allgemeiner  werden/*    Durch  diese  Männer  hauptsächlich 

I  war  die  Fortschrittspartei  bestimmt  worden,  der  wichtigsten 
Aktion  der  preußisclien  Regierung  in  der  auswärtigen  Politik 
wftlirend  des  Konflikts,  dem  Handels  vertrage  mit  Frankreich, 
ihre  Zustimmung  nicht  zu  versagen^).  Jetzt  schwiegen  sie  im, 
Plenum  des  Abgeordnetenhauses,  da  sie  gegen  die  durch 
Bismarcks  Verhalten    sich    immer    steigernde   Erregung    doch 

\  nicht   anzukommen    vermochten.      Nur   einmal   begegnen    ^tt 

'  ihren  Spuren,  als  der  begabteste  unter  ihnen,  MichaeUs, 
mit   einigen    Genossen    den  Antmg    seiner   Parteifreunde,    die 

I  ')  Eine  in  mancher  HinBicht  ont^TiGht^ide,  eingehende  Kritik  an  dem 

Verhalten  der  Fortschrittspartei  hat  der  Hanptvertreter  dieter  Richtung,  der 
Berliner  Stadlricliter  Hieraemenzel  in  der  V.  Z,  16.  August  1866  geübt: 
^Anonyme  Rede  iin  Kreise  demokratischer  öesinnungsgenosaen",  und  wieder 
in  einer  am  8.  November  gehaltenen  Kandidaten  rede,  V-  Z,  10*  November  lßft6i 
in  dieser  die  »OEialpoliti«chen  Ford emn gen. 

')  La«ker  charakterisierte  die  Ünippe  in  Grenaboten  XXV  (1Ö66) 
L  Vierteljahr  403. 

*)  Delbrück,  Leben  Ben  nneningen  U^  227  n,  938  f. 
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Vereinigung  Lauenbnrgs  mit  der  Krone  Preußens  für  rechts- 
ungültig zu  erklären,  zuerst  diu-ch  einAmendement  abzuschwächen 
versuchte  und  nach  dessen  Ablehnung  mit  den  Konservativen 
stimmte  ^). 

Jeden  Augenblick  drohte  auch  eine  andere  Gruppe  in  der 
Partei  wieder  hervorzutreten,  sobald  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten sich  zuspitzten.  Sie  hatte  zuerst  1864  auf  1865  in  der 
Fraktion  ihre  Stimme  erhoben.  Unter  dem  Eindruck  des  däni- 
schen Krieges  arbeitete  die  Gruppe  damals  daran,  „eine  ge- 
meinsame Wirksamkeit  mit  der  auswärtigen  PoUtik  der  Re- 
gierung'' zu  ermöglichen  und  „die  Vorfrage  der  Armeeorgani- 
sation  im  Wege  des  Kompromisses  zu  erledigen"*).  Herr 
von  Unruh  rühmte  sich,  ihr  Wortführer  gewesen  zu  sein,  und 
die  Nationalzeitung  wollte  dasselbe  geraten  haben.  Forckenbeck 
hatte  schon  bei  jenem  ersten  Versuch  damit  gerechnet,  daß  nicht 
alle  seine  Fraktionsgenossen  gegen  „das  System  des  Imperialis- 
mus" standhaft  bleiben  würden').  „Aber  es  lag  in  der  damals 
herrschenden  Richtung  der  Geister,  alle  Versuche  dieser  Art  als 
verdächtig,  gefährlich  oder  mindestens  nutzlos  zurückzuweisen*)". 
Seitdem  war  sie  verstummt. 

Von  einem  Teile  der  Uberalen  Presse  wurde  immer  aufs 
neue  gegen  die  Verbindung  geeifert,  in  die  die  Partei  durch 
die  Demokraten  mit  einzelnen  großdeutschen  Elementen  radi- 
kaler Färbung,  sowie  mit  den  Katholiken  und  Polen  gebracht 
worden  war.  Ohne  Zweifel  weckte  sie  damit  Sympathien  in 
der  Fraktion,  wenn  wir  auch  nichts  davon  wissen,  daß  sie  schon 
zu  Erörterungen  führten. 

Nicht  gleichgültig  für  die  Meinungsbildung  vieler  MitgUeder 
der  Partei  war  das  Urteil  der  außerpreußischen  Liberalen,  mit 


')  Sten.  Ber.  1866,  I,  80  f.    Er  ergriff  nicht  das  Wort  zur  Sache, 

')  N.  Z.  24.  Oktober  1866;  vgl.  dazu  Morgenblatt  der  N.  Z.  19.  Sep- 
tember 1867  unter  „Deutschland"  über  das  Verhalten  der  Presse,  in  der  der 
Zwiespalt  sich  schon  seit  Jahren  kundgegeben  habe,  „ehe  er  auch  im  Ab- 
geordnetenhaus zu  einer  entschiedenen  Trennung  führte."  —  In  seiner  Bede 
vom  19.  August  1867,  N.  Z.  24.  August  1867,  Morgenblatt,  behauptet  Unruh 
von  sich,  daß  er  seit  jener  Zeit  die  Notwendigkeit  erkannt  habe,  die  Regie- 
rung in  der  äußeren  Politik  zu  unterstützen.  —  Twestens  Auftreten  gegen 
den  Abgeordnetentag  September  1865  wurde  in  den  Hist.  Pol.  Blättern  56 
(1865)  720  f.  sogleich  als  ein  Beweis  vermerkt,  daß  Bismarck  in  der  Stunde 
der  Entscheidung  trotz  des  Konflikts  auf  das  Abgeordnetenhaus  zählen  dürfe.  — 
Vgl.  Lenz,  Bismarck  (1.  A.)  279. 

•)  Philippson  122. 

*)  N.  Z,  24.  Oktober  1866. 
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eneii  sie  vomehiülich  durch  den  Nutioüalverein  in  fort^valireDder 

iBerüliruiig  standen.     Noch  war   dies  Urteil   schwiinkcjnd   und 

■i^nentschieden,  durch  Biämarcke  Art  irre  gemacht,  im  Gnmde 

*iber  immer  von  dem  Wunsche  beseelt,  daß  Preußen  stark  sein 

^tnöge,  und  darum  geneigt,  gegen  jeden,  auch  die  eigenen  Partei* 

^enoeeen  Stellung  zu  nehmen,   wenn   es  ihnen  Schuld  an  der 

Trhaltnng  des  Konflikts  beimaßt). 

Das  meiste  aber  hing  für  den  Fortbestand  der  Fraktion  da- 
^on  ab,  wie  die  Stimmung  der  Wähler  sich  entwickelte.  Was  war 
"  die  Fraktion  ohne  den  Rückhalt  an  der  Bevölkerung?  Im  liberalen 
Lager  hatte  man  den  Eindruck,  daß  durch  die  aufreizende 
Haltung  der  Regierung  im  Januar  und  Februar  die  erlahmte 
Teilnahme  des  Volkes  an  den  parlamentarischen  Kämpfen  sich 
wieder  regte  und  der  Konflikt  wieder  volkstümlich  wurde*). 
Aber  auf  wie  lange?  Und  diente  der  Konflikt  wirklich  der 
politischen  Erziehung  des  Bürgertums?  „Man  hatte  sich  getäuscht, 
wenn  man  glaubte,  ein  lang  währender  Verfassungskampf  stähle 
die  m^ahre  Kraft  des  Volkes.  Im  Gegenteil  untergräbt  er  seine 
Produktivität,  seine  Elastizität,  die  Unbefangenheit  und  Viel- 
seitigkeit seiner  Bildung.  Er  bringt  eine  Erbitterung  hervor, 
die  den  Blick  für  die  Tatsachen  trübt;  er  engt  den  Horizont 
ein  und  läßt  niu*  einen  kleinen  Teil  der  Welt  offen  .  .  . 
Manche  Tugenden  werden  geübt,  Ausdauer,  Geduld,  Bcharf- 
sinn;  aber  eigentlich  ist  es  doch  ein  Handeln  wie  das  eines 
von  einem  krankhaften  Abszeß  heimgesuchten  Organismus^)/* 
ScliOD  meldeten  ßich  in  der  öffentlichen  Meinung  Propheten, 
die  da  verkündeten,  daß  Bismarck,  wenn  er  nur  im  rechten 
Augenblicke  nachxugeben  verstehe,  die  ,, Phalanx''  seiner  Gegner 
»»sprengen**  und  einen  erheblichen  Teil  der  Fortschrittspartei 
zu  sich  hinüberziehen  werde*). 


*)  Be^kitaehreiben  de»  Geftchäftfifuhrera  des  Nationakerdns  Kagel  ssu 
der  Wahlonspracbe  de»  National  verein»,  N,  Z.  29.  September  1866-  „Ea  war 
vor  allem  der  aus  der  Unreife  unseres  deutschen  politigchen  Lebeisß  ent- 
tiüntngene  innere  Konflikt  in  Proööen,  durch  welchen  die  liberale  Nation al- 
portei  T<m  Jahr  xa  Jahr  mehr  Boden  verlor^  in  immer  schwierigere  tmd  ondank- 
barere  ZwiBchenitellnngen  gedrängt  und  in  immer  müheamer  auisto gleichen- 
den ZwieBpalt  im  eigene»  La^er  gehracht  wurde/* 

*)  Karl  FreHEel  im  Deutschen  MuBeum  1866,  t  284, 
*)  Jal.  Schmidtt  Die  Notwendigkeit  einer  ucnen  Parteihilduiig  (1866)  M* 
Derselben  Gedanke  in  Twestens  Landtagarede  3.  Sejiteanber  1866,  Sten*  Ben 
1866  67  I,  196  f, 

*)  A.  E*  1.  Januar  1866, 
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§  2.  Erste  Anzeichen  einer  Annäherung  Bismarcks 
und  der  Liberalen.  April  1866. 
Die  Augsburger  Allgemeine  Zeitung  hatte  am  23.  und 
24.  Januar,  als  der  Landtag  \rieder  eröffnet  wurde,  in  An- 
knüpfung an  einen  Aufsatst  der  Deutschen  Vierteljalirsschrift 
2wei  vonsügUch  unterrichtende  Leiter  über  den  Stand  des  Kon- 
flikts veröffentücht,  worin  sie  nicht  nur  die  entscheidenden 
Streitpunkte  genau  bezeichnete,  sondern  aueli  treffliche  Bemer- 
kungen über  die  Aussichten  des  Streites  machte.  Der  Krt^ne 
traute  sie  die  von  Natur  stärkere  Kraft  zu.  Zwar  kämen  der 
Fortschrittspartei  der  von  der  Regierung  selbst  geförderte 
Bildungstrieh  des  Volkes,  der  Freiheitstrieb  des  Bürgertums 
und  die  Zeit^trümung  zu  Hilfe,  nni  ihr  Anteil  an  der  Verfassung 
des  Staates  auszuwirken.  Aber,  abgesehen  von  der  guten  Lage 
der  Finanzen,  stände  ihr  der  nationale  Charakter  des  Staates 
entgegen.  Preußen  sei  eine  Schöpfmig  des  Königtums,  und 
mit  dem  Königtum  stehe  und  falle  der  Staat.  Ihn  parlamen* 
tarisiereuT  bedeute  seinen  Zusanimenbrucli  herbeifüliren.  Nicht 
durch  Besiegung  des  Königtums,  sondern  nur  durch  einen 
Ausgleich  unter  Vortritt  des  Königs  sei  ein  Ausweg  aus  den 
gegenwärtigen  Widersprüchen  möglich.  ,3i»  Wort  des  Koni 
und  wenn  das  Staatsoberhaupt  richtig  vermittelt,  so  teüt  selbi 
die  äußerste  Linke  mit  dem  König  soweit  die  preußische  Er 
Ziehung,  daß  der  Prozeß  ein  langsamer  und  gefahrloser  bleiben 
dürfte/'  Der  König  aber  werde  zu  einem  solchen  Worte  sich 
entschließen  und  die  richtige  Vermittlung  finden,  wenn  es  g^jH 
linge,  die  preußische  mit  der  deutschen  Verfassungsfrage  zi^* 
verbinden.  Der  Mann,  der  hiergegen  sicii  stemmte,  war  nach 
der  Meinung  des  Blattes  Bismarck.  ^M 

Vier  Wochen  später  wurde  der  Landtag  vor  der  Zeit  g^* 
sclJossen,  weil  Bismarck  freie  Hand  haben  wollte,  die  deutsdie 
Frage  zu  lösen.  Im  März  bemächtigte  sich  der  öffentlichen 
Meinung  die  Überzeugung,  daß  der  Ausbruch  des  Krieges 
mit  Österreich  unmittelbar  bevorstehe.  Die  Erregung  der 
liberalen  Partei,  schon  durch  den  Verlauf  und  den  plötzMchen 
Schluß  des  Landtags  außerordenthch,  steigerte  sich  mehr  xmd 
mehr.  Führte  Bismarck  den  Krieg  mid  siegte  er,  so  schien 
nicht  nur  Preußen,  sondern  ganz  Deutschland  dem  AbsolutismuB 
verfallen.  Für  glaubhafter  aber  hielten  die  Liberalen,  daß  er 
den  Krieg  verlieren  werde;  denn  die  öffentliche  Meinung  aller 
nichtpreußischen  Deutschen  empöre  sich  gegen  die  Aussicht 
auf  ein  Junkerregiment,  alle  deutschen  Stämme  wtirden  mit  der 
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hahsburgisehen  Dynastie  vereint  im  Felde  erscheineiL  Wie 
sich  die  Partei  auch  den  Ausgang  des  Kainpfea  daelite,  eot- 
mutigte  er  sie.  Hier  und  da  versuchten  sich  wohl  einige  für 
den  Krieg  zu  begeistern,  da  er  kaum  noch  xu  vermeiden  war; 
sein  Ausbruch  müsse^  so  sagten  sie,  sofort  die  Entlassung  Bis* 
marcks  nach  sich  ziehen,  da  ein  Krieg  nicht  ohne  die  willige 
Zustimmung  eines  Volkes  zu  fühi'en  sei.  Die  ,, Kreuzzeitung'* 
konnte  billig  darüber  spotten  ^),  Die  Masse  der  liberalen  Führer 
hielt  sich  von  solchen  Trugschlüssen  fem.  Dafür  ließen  sie  sich 
dazu  hinreißen,  die  Wähler  durch  die  Presse  und  allerorts 
einzuberufende  Versammlungen  zum  Widersprach  gegen  den 
,, Bruder-Krieg*'  aufzurufen.  Den  ganzen  Monat  April  erfüllten 
gie  mit  ihrem  Tumult.  Auch  Bismarcks  überraschender  Autrag 
beim  Bundestag  auf  Bundesreform  und  Reichstag  am  9.  April 
bewog  sie  nicht  zum  innehalten.  Er  vermehrte  \nelmehr  ihren 
Zorn  i^ie  ihre  Befürchtungen  ^).  ,, Nicht  auf  das  Wort  eiues  preußi- 
schen Ministers*',  so  offenbarte  der  Berliner  Korrespondent  des 
„Deutschen  Museums**,  die  Empfind migen  der  Liberalen,  die  am 
tiefsten  durch  den  Antrag  getroffen  waren  ^),  ,,mrd  sich  die 
Neugeburt  des  Vatertandes  vollziehen.  Warum  nicht  aussprechen, 
was  Jeder  fühlt?  Das  deutsche  Parlament  wird,  mehr  oder 
weniger,  ein  Kind  der  Revolution  sein/'  ,,Bisniarek  denkt'', 
schrieb  Twesten  von  Sorge  gequält  einem  Freimde  *),  „olme  Zweifel 
an  ein  Napoleonisches  Regiment  mit  allgemeinem  Stimmrecht 


*)  KretüEaeitiing  7.  April 

*)  lüh  notiere   aus  Uuetav   FreytagB   Äuöenrngen   zn  dem  Parlamenta- 

iTOTBclümg  Qrenzboteii  XXV  (1866)  2*  Vie^tdjtilir,  15*5:  ^WeixigBteBs  wurde  im 
Jahr  1862  erzäbltf  daß  Herr  von  BJBBiarck  tseineni  Kötii^  eiia  abnliehe«  Projekt 
irörgelegt  habe,  und  zwar  du  mala  mit  bestimmten  Hintergedatikeu  für  die 
itmeren  preaüJäcben  VerhältmBse.  Mit  dem  preaÖischeu  Landtag  öei  nicht 
pu  regieren,  er  mÜBae  obaulet  werden  durch  ein  allgemein  deutache«  Parkraent 
unter  preußiiclietn  Scbtitsi;  weit  großartiger  und  würdiger  &ei  die  Haltung 
der  NationalrcTiainmhing  in  der  Paulikirche  gewesea,  iJie^e  Versammlung 
müsse  man  zusammenrufen  und  durch  sie  die  Landtage  dt*r  einzelnen  Land* 
aehÄften  aufheben  laeaen^  die  daneben  mit  gleicher  Kompetenz  eine  Unge- 
hemerbchkeit  wären.  Erweise  iich  dann  da»  neue  Parlament  als  un|>r aktisch 
und  lebeiwuüfahig,  »o  »ei  man  wenigatena  da»  innere  drückende  VerbältniB 
loi  und  habe  freie  Haud.  Wie  erzählt  wird,  wies  der  König  von  Preußen 
dieses  Projekt  von  der  Hand  und  reiste  zur  2uBammenkuitft  von  Badeü/ 
So  verworren  die  cbronologi»chen  Angaben  sind,  so  wird  man  doc^h  atiziehmen 
können,  daß  es  »ich  um  Clerüchte  über  Biamarek»  Denkschrift  vom  Sommer 
1861  handelt* 

•)  1866  I.  340  fi. 

*)  m.  April  1866,  D.  R.  ^^  Bd.  9  (1880)  10. 
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und  ähnlichen  Kunststücken.  Welches  Resultat  allgemeine 
direkte  Wahlen  ergeben  würden,  läßt  sich  nicht  ermessen,  und 
ob  es  nicht  gelingen  könnte,  im  Aufrühren  und  Mischen  des 
Äußern  und  Innern,  in  Blasiertheit  und  Zerfahrenheit  endlich 
die  liberalen  Parteien  ähnlich  zu  zersetzen  wie  die  konservativen, 
das  wage  ich  auch  nicht  zu  bestreiten."  Schulze -Dehtzsch 
rühmte  sich,  ebenfalls  in  einem  Briefe  *),  daß  er  in  einer  großen 
Versammlimg  des  Nationalvereins  zu  Berlin  am  11.  April  „das 
lächerüche  Vorgehen  Bismarcks  in  der  deutschen  Frage  als 
leere  Gaukelei  auf  das  schärfste  gekennzeichnet"  habe.  Auch 
die  Nationalzeitimg  legte  dem  Reformantrage  nur  den  Wert 
eines  Agitationsversuches  bei.  Was  gehe  einen  Bismarck  imd 
Eulenburg  das  deutsche  Parlament  an?  „Gesetzt,  es  gelänge 
ein  Wunder,  und  es  tagte  zwischen  heute  und  einigen  Monaten 
eine  wahre  Vertretung  des  deutschen  Volks  in  irgend  einer 
deutschen  Hauptstadt:  welcher  konstitutionelle  Minister  sollte 
den  Hauptstaat  Preußen  bei  derselben  vertreten?  Etwa  die 
Grafen  Bismarck,  Eulenburg  und  zur  Lippe?"*) 

Der  Parlamentsvorschlag  blieb  indessen  während  des  Monats 
April  nicht  das  einzige  Anzeichen,  daß  Bismarck  den  Liberalen 
gegenüber  die  Stellung  wechselte.  Je  näher  der  Ausbruch  des 
Krieges  rückte,  desto  erwünschter  wurde  es  dem  Ministerpräsi- 
denten, daß  der  Konflikt  vorerst  an  Schärfe  einbüsse,  späterhin 
ein  Ende  nehme.  Erwägungen  der  auswärtigen  Pohtik  rieten 
ihm  besonders  dringhch  dazu.  Die  mittel-  und  süddeutschen 
Regierungen  bewegten  sich  genau  soweit  frei,  als  es  ihre  libe- 
ralen Kammermehrheiten  gestatteten.  Gewann  er  Einfluß  auf 
diese,  so  ließ  sich  den  preußenfeindlichen  Neigungen  der  Re- 
gierungen zu  Beginn  und  während  des  Krieges  voraussichtlich 
ein  Hemmschuh  anlegen.  Ebenso  konnte,  wenn  die  von  der 
Hberalen  Presse  abhängige  öffentUche  Meinung  Deutschlands 
dem  Kriege  günstig  gestimmt  wurde,  Napoleon  HI.  der  in 
Frankreich  volkstümUchste  und  ihn  selbst  betörende  Vorwand 
zur  Einmischung  entzogen  werden.  Bismarck  mußte  aber  auch 
weiterhin  für  den  Fall,  daß  die  Preußen  anfangs  geschlagen 
wurden,  mit  den  Liberalen  im  eigenen  Lande  rechnen.  So- 
wenig er  vorläufig  Rücksicht  auf  sie  zu  nehmen  gezwungen 
war,  nach  einer  verlorenen  Schlacht  mochten  sie  ihm  gefährUch 

*)  An  BennigseD,  12.  April,  D.  R.  XXXI  (1906)  Bd.  3,  161;  Bericht 
über  die  Versammlung,  die  von  Franz  Duncker,  Löwe-Calbe,  Schulze-Delitzsch 
nnd  Hennig  einberufen  war,  in  der  V.  Z.  12.  April. 

»)  12.  April. 
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werden  ^).  Unentbelrurlieii  wurden  sie  ihm,  sobald  es  galtj  deutsche 
Politik  zu  machen,  denn  dann  bedurfte  er  ihrer  als  der  einzigen 
^ro0eii  und  organisierten  Partei  in  Deutsehland,  damit  sie  ihm 
iTH  Kontakte  mit  dem  Volke  als  BasiB,  im  Kontakte  mit  der 
Kivne  als  Hebel''  dienten*).  Er  ging  so  Torsichtig  auf  sie  zu^ 
bernaß  das  zn  Gewährende  so  karg,  behauptete  die  von  der 
Regierung  im  Konflikt  eingenommene  Stellung  innerhalb  der 
|ir0tißisehen  Verfassung  so  entscldossen,  daß  der  Ernst  seiner 
Ann&benmg  kaum  bezweifelt  w^erden  kann. 

Es  fragt  sieh  nur,  welche  Glieder  der  liberalen  Gesamt- 
part^i  er  mit  sich  in  Verbindung  bringen  wollte  und  w^orauf 
Hioe  Rechnung,  sie  an  gich  zu  ziehen,  begründet  war.  Er 
selbst  hat  sich  ganz  obenliin  darüber  geäußert.  Wir  bleiben 
Äuf  die  genaue  Beobachtung  des  Ablaufs  der  Dinge  angewiesen. 
Da  erscheijit  es  denn  nicht  überflüssige  von  vornherein  daran  zu 
exwnero,  daß  Bismarck  schon  die  erste  große  Krisis  der  Hbe- 
raleii  Partei  Deutschlands  1 848— 1850  als  mithandelnder  Poli* 
tiker  erlebt  hatte.  Er  w*ar  1848  im  entscheidenden  Zeitpunkte  der 
MlÄlige  und  intelligente  Adjutant''  des  preußischen  KamariUa- 
Haopiquartiers  gewesen*).  Er  hatte  einem  Mitghede  des  Mini- 
teHunis  Brandenburg,  Manteuffel,  nahegestanden*).  1850  hatte 
•   dem  Erfurter  Reichstag  als  Abgeordneter  angehört. 

Im  Herbst  1848  erprobte  die  preußische  Politik  die  Zwie- 

»ültigkeii  der  Uberalen  Bewegung;  die  Liberalen  im  engeren 

feinne  des  Worts  verrieten  ihr  damals  die  beiden  empfiudhchen 

Sielleu»  woran  sie  bei  aller  Abneigung  gegen  ein  starkes  preu- 

ßi^vhes  Königtum  und  trotz  ihrer   parlamentarischen  Doktrin 

gepackt  werden  konnten:  ihre  Begeisterung  für  die  deutsche 

Tünhcit  und  ihr  Widerw^ille  gegen  die  Gemeinschaft  mit  den 

pn?ußiöchen  Demokraten,  wenn  sie  ihnen  die  Aussieht  auf  ein 


*)  Vgl  Am  dem  Leben  Bernhardis  VI,  250. 

*)  Die  ntJfTtcn  Wrirtc  sind  in  i?inem  Wiener  Briefe  in  tlen  Hisi.  Polit. 

61  (ie*S8),  630    ftiif  Bellst   nng^ewandt,    nm    deSBen  Yerbiiidüög   mit 

j^  -   u«t<irreiehi»t!beD  Liberalen   zu  l^egrundeti.     Aber  nie  illuBtriereii   in  ihrer 

^'»miTphrit   anch   Biemim^ks  Ät^nicht  vorzüglich.  —  Y^h   beiügUcb    der  Koa- 

""^   i^ürpu  Biiuiftrcki  Bemerkimg    Ende  Jimi    tu  Duiicker,   Haym   394.    Der 

«fifVEtii-c^  von  Bnncbitscfh  sagte  im  Herbst  IBM   auf  einer  koiiBervativen 

""*">»awiinbmg    zii    Dnnzig:    oft   genug   »ei    ihm    von    den    Miuiatem    gesagt 

^*'^pni    ^Bi'i    den  Konservativ  en  ist  kern  Lebeu,   da  ißt  nur  Negntioai    da» 

?*»^tMcMff    kann  nicht  atiOfttehen,    vorwärts  müssen  wir  and  segeln  deshalb 

_^^^^  mit  Unkem  Winde,   nla  daB   wir  «tiU   Heben,"    N.  Z.  4,  Novbr-  186«, 

*}  Ludwig  von  Ger  lach,  Aufieiehnunge»  H,  27. 

Gerlach  II.  21. 


m  Politik. 


24 


362  Spahn,  Zur  Entstehung  der  nationalliberalen  Partei. 

ZusammengeheD  mit  der  preußischen  Regierung  beeinträchtigte. 
Die  Liberalen  ihrerseits  erfuhren  damals,  daß  sie  ihre  Bedin- 
gungen nicht  hoch  bemessen  durften,  wenn  sie  sich  die  preu- 
ßische Regierung  durch  Bundesgenossenschaft  verpflichten 
wollten;  denn  da  sie  zu  einer  Zeit,  in  der  sie  ihre  Hilfe  Preufiöi 
sehr  willkommen  meinten,  als  einzige  Bedingung  die  Ekitlassong 
des  verfassungswidrig  berufenen  Ministeriums  stellten,  half  die 
preußische  Regierung  sich  allein  *).  Sie  leisteten  ihr  darauf  zu 
Erfurt  bedingungslos  Heeresfolge.  Die  parteipolitische  LÄge 
des  Frühjahrs  1866  hatte  manche  Züge  mit  der  der  Jahre 
1848 — 50  gemein.  Bismarck  konnte  aus  den  Erfahrungen  jener 
Zeit  mit  Erfolg  für  die  preußische  Krone  Nutzen  ziehen. 
Von  den  preußischen  Liberalen,  die  1848 — 50  vornean  waren, 
spielten  in  der  altlil>eralen  Partei  und  unter  den  rheinischen 
ReichsHberalen  mehrere  noch  eine  pohtische  Rolle.  Diese  beiden 
Gruppen  hatten  teils  zu  dem  Kronprinzen,  teils  zur  Königin  gute 
Beziehungen,  zu  allen  anderen  liberalen  vermittelten  sie  den 
Zutritt ;  die  Verständigung  mit  ihnen  schien  also  vornehmlich 
wünschenswert.  Aber  auch  das  jüngere  liberale  Geschlecht,  das 
durch  die  Zugehörigkeit  zur  Fortschrittspartei  zurzeit  weit  nach 
links  abgedrängt  wurde,  war  schwerlich  unerreichbar;  denn  es 
war  in  den  Ideen  der  Väter  aufgewachsen.  Der  Gregensatz 
zwischen  LiberaUsmus  und  Demokratie  machte  sich  wieder  fühl- 
bar; der  deutsche  Krieg,  einmal  unternommen,  konnte  seine 
Wirkung  auf  die  Liberalen  nicht  verfehlen.  Besonders  galt 
die  MögUchkeit  einer  Vereinigung  von  den  Liberalen  der  Mittel- 
Staaten,  die  zwar  ebenfalls  durch  ihre  Freundschaft  mit  der 
Fortschrittspartei  leidenschafüich  gegen  Bismarck  voreinge- 
nommen, immerhin  nicht  umittelbar  in  den  Konflikt  ver- 
wickelt waren.  Nachweisen  läßt  sich  nicht,  daß  Bismarcb 
Erwägung  an  die  Erlebnisse  mit  der  Frankfurter  National- 
versammlimg  und  dem  Erfurter  Reichstag  anknüpfte.  Aber 
im  Grunde  war  die  Verbindung  für  ihn  gegeben,  und  die  ganze 
Art,  wie  er  die  Liberalen  in  den  nächsten  Monaten  ohne  die 
innere  PoUtik  Preußens  berührende  Zugeständnisse  gewann, 
legt  es  nahe.  Auch  Ludwig  von  Gerlach*)  setzt  in  seinen  Auf- 
zeichnungen,  wenngleich  nur  durch  eine  allgemein  gehaltene 


*)  Meinecke  hat  neuestens  im  zweiten  Buche  von  „Weltbürgertum  «od 
Nationalstaat  die  Krisis  des  deutschen  ReichsHberalismus  mit  großer  Soi^' 
falt  studiert. 

*)  Aufzeichnungen  IL  33. 
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JemeTkuiig,  die  Gescliehuisse  vom  November  und  Dezember  1848 
wohl,  was  nachweisbar  richtig  ist^  zu  der  im  Erfurter  Reichs- 
te gipfelnden  Aktion  Radoisitzeus  1849—50*),  als  auch  ku  der 
ISiUMrcka  1866 — 70  in  Beziehung-).  Vielleicht  übersehätzte  der 
kfiBtlterprisident  sogar  die  Nachgiebigkeit  der  außerpreußischen 
liberalen  für  den  Fall,  daß  er  ihnen  seinen  Ernst  iu  der 
deutschen  Frage  daitue;  denn  davon,  daß  er  die  Reichsver- 
bssiiDg  von  1H49  für  die  nächsten  Monate  zur  Losung  nahm, 
hat  er  sich  anscheinend  eine  unmittelbarere  Wirkung  ver- 
iprochen,  als  er  erreichte^). 

In  Berlin  verbreiteten  Freunde  des  Ministerpräsidenten 
Ende  März  und  im  April,  daß  er  keine  Vorliebe  für  das  jetzige 
iflaere  System  hege^  nur  die  auswärtige  Pohtik  sich  angelegen 
16111  lasse,  und  für  sie  liberale  Ki'äfte  zu  verwerten,  auch  Dienst 


^)  Meiuwke  venveiat  darauf  378  f. 

*)  Es  majEf  ein  Hinweis  djirauf  gestaltet  sein,  vne  sehr  1848  die  ersten 
X»chricbten  vnn  der  Oktroyierungaal  isieht  der  preußischen  R4?giening  die 
LibemleB  erschret:kteti,  nad  daü  Bismarck  im  Februar  und  März  186*>  nielit« 
tEt,  tun  da»  CTeHicdit,  daß  auch  er  eine  Änderung  der  Verfassung  oktroyieren 
werde,  *o  berichtiffen,  Betr,  dieser  Gerücbte  zitiere  ich  zu  der  Äußerung  Eulen* 
borg«  imMitiiiterrat  am  28-  Februar  (Sybel  IV,  982)  imd  dm  Briefen  ?>eiQerlaüb  IT, 
B73,  270  u.  282  Ä.  Z.  3.  Mär/,  S,  998:  Die  of&iöaen  Korrespandenzen  deuteu 
WL,  daß  vorläufig  keine  R<?presfliv maßregeln  erfolgen  werden,  sondern  eifl 
l^c^eii  die  Zeit  der  Neuwahlen,  ^Damit  wäre  also  indirekt  unsere  Mitteilung 
bestätigt,  daß  der  König  die  Oktroyieningspläne  des  MiniiteriuiuB  zur  Zeit 
nirilckgewiefien  habet  daü  aU-r  damit  die  beabBiehtigten  Eepressivmaßregebi 
Hiebt  fallen  gela»»en  seien**;  und  Ä.  Z.  5.  März,  S.  1034:  Die  feudale  Partei 
irbeitet  notfjri&i-h  auf  eine  I)ikti«tiu*  bin  und  zieht  deshalb  den  kürzeren  Weg' 
der  Verfa3»unga-Sn»pen»ion  dem  längeren  der  Oktroyiening  von  Verordnttngeii 
ror.  Daß  man  in  offi  ziel  Jen  Kreisen  einer  solchen  Idee  naher  getreten  ist^ 
mag  aus  der  einfachen  Tatsache  erhelleuj  daß  dort  wirklich  im  Ernst  der 
Plan  erörtert  worden,  mit  der  jetzigen  Richtung  sympathisierende  Mitglieder 
[lea  antiquierten  Staatsrat«  zu  berufen,  und  sich  von  diesen  über  die  ZuJäasigkeit 
äer  Verfassonga- Suspen« itm  nrler  der  Oktroyierung  eines  netien  Wablgeaetzes 
ein  Gutachten  ersiatten  ku  lassen  und  damit  das  Gewisaen  derjenigen  zu  be- 
ichwichÜgen,  die  beute  noch  iu  solchen  Maßregeln  eine  Verletzung  des  auf 
die  Verfassung  geleisteten  Eides  erblicken.*^  —  In  der  ersten  Äprilhälfte  ver- 
bf«itete  die  Liberale  KorrespondeuÄ  ein  Gerücht^  daß  bereits  Anordnungen  für 
die  künftigen  Landtags  wählen  aus  dem  Ministerium  des  Innern  ergangen 
llien;  die  Kreuzzeitung  dementierte  am  13,  April  die  Nachricht. 

*)  Am  7,  (und  11.)  Mai  drohte  er  Menadorff  (Sybel  IV,  377  f.  und  da- 
naeh  Len^,  Bismarck  303)  und  am  18.  Benedetti  mit  der  Berufung  auf  die 
Beicfasverfaisung  {Ma  mission  en  Pruase :  Nons  pouvons  au  besoin  appeler  au 
pouvoir  le  parti  liberal,  proclamer  la  Constitution  Allemande  de  164&).  Vgl, 
3yl>el  rV,  286  schon  für  den  März  und  A.  d.  L.  Bemhardii  VI,  304  für 
de  April 
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um  Dienst  zu  leisten  bereit  sei*).  Es  waren  ähnliche  Andeu- 
tungen, wie  er  sie  selber  Anfang  Juni  dem  französischen  Jour- 
nalisten Vilbert'),  am  8.  Juli  dem  ungarischen  Emigrierten  Sehen 
Toß')  imd  vor  der  breitesten  Öffentlichkeit  am  1.  September 
im  Landtag*)  machte.  Auch  sein  Vorhaben,  beim  Bunde  die 
Berufung  eines  Parlaments  zu  beantragen,  sprach  sich  schon 
im  voraus  herum*).  Gegen  Mitte  April  spielte  die  halbamt- 
Uche  „FVovinzial-Korrespondenz**  darauf  an,  daß  der  Streit 
über  die  Heeresreorganisation  durch  den  Krieg  hinfällig  werden 
würde;  er  sei  durch  die  Häufung  der  MiUtärlasten  auf  die 
preußische  Bevölkerung  entstanden  und  sie  werde  durch  die 
Bimdesreform  ein  Ende  haben*).  Am  18.  April  fing  die  dem 
Minister  nahestehende  „Kreuzzeitung**  plötzUch  an,  die  „National- 
zeitung** anerkennend  zu  zitieren,  „eine  Gegnerin  des  Hemi 
von  Bismarck,  die  aber  doch  nicht  einstinunt  in  den  wider- 
wärtigen Chorus  der  demokratischen  Blätter,  denen  der  Ruin 
des  Vaterlandes  gleichgültig  wäre,  wenn  sie  nur  ,die8es  Mini- 
sterium* stürzen  könnten.*'  Die  polizeiHchen  Chikanen  gegen 
die  Liberalen  hörten  auf.  Es  wurden  wieder  Uberale  Stadt- 
räte bestätigt,  der  Tagespresse  ein  freierer  Spielraum  gestattet, 
selten  eine  Versammlimg  aufgelöst').  Ende  April  wurde  gar 
einmal  ein  konservatives  Provinzblatt  wegen  Beleidigung  des 
Abgeordnetenhauses  mit  Beschlag  belegt®).  Aber  dies  alles  hatte 
doch  keine  größere  Bedeutung  den  hberalen  Gregnem  gegenüber, 
wie  Lasker  am  20.  treffend  bemerkte,  als  im  strategischen 
Sinne  die  gleichzeitigen  Truppendislokationen  an  der  Grenze 
Schlesiens.  Während  Bismarck  Ende  März  Kleist-Retzow  ge- 
beten hatte,   die  nächste  Zeit  ihm  nahe  zu  bleiben^),    und  im 

*)  So  g^b  Lasker  in  einer  VersammlungBrede  am  20.  die  Gerüchte 
wieder,  N.  Z.  24.  April,  ähnlich  zitiert  auch  von  Cahn.  Ans  Eduard  Lasken 
Nachlaß  I,  45. 

*)  Siecle  10.  Juni  1866,  wiedergegeWn  von  Bamberger,  Monsieur  de 
Bismarck  in  den  „Gesammelten  Schriften**  III,  429  ff.  und  danach  in  der 
deutschen  Ausgabe  der  Schrift:  Herr  v.  Bismarck,  101  ff. 

*)  Unruh,  Erinnerungen,  228. 

*)  Sten.  Ber.  1866/67  I,  174. 

')  Twesten  erwähnt  es  am  4.  April,  D.  R.  IT,  Bd.  2  (1880)  10.  Die 
V.  Z.  sprach  am  6.  ausführlich  davon. 

•)  N.  Z.  22.  April,  Brief  Twestens  23.  Aprü  1866. 

^  Laskers  Bede  am  20.  beschäftigte  sich  damit;  ebenso  bezieht  sich 
Twesten  in  seinem  Briefe  23.  April  darauf. 

®)  Das  Bromberger  „Sonntagsblatt'' ;  Kreuzzeitung  2.  Mai. 

^  Petersdorff,  KleistrRetzow  367  f.  (23.  März). 
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^ril  einen  so  ausgesprochen  konsen^atdveii  Parlamentarier  wie 
Vagener  als  Vortragenden  Rat  ins  Ministerium  berief*)»  nnirde 
:ein  preußischer  Liberaler,  soweit  wir  darüber  unterrichtet  sind ^ 
B  die  Lage  gesetzt,  persönlich  Bismarck  zu  sprechen.  Kein 
STort  liel,  daß  in  Sachen  der  Heeresreorganisation  grundsätzlich 
fin  Zugeständnis  gemacht  oder  Indemnität  nachgesucht  werden 
oUie.  Es  yerhielt  sich  ebenso  mit  dem  Parlamentsplan:  ob 
ler  Reichstag  irgendwelche  konstitutionelle  Rechte  erhalten, 
nit  irgendwelcher  verfassungsmäßigen  Macht  ausgestattet  oder 

beratend  tätig,  gar  gegen  das  Bürgertum  benutzt  werden 
Ite,  darüber  etwas  zu  hören,  war  die  liberale  Presse  wohl 
ierig^),  aber  sie  hörte  nichts. 

Die  Autwort  der  Berhoer  Führer  des  preußischen  Liberahs- 
[uxiB  auf  die  ersten  Andeutungen  eines  Wandels  der  Dinge  er- 
folgte in  den  zum  Widerspruch  wider  den  Krieg  einberufenen 
V^ersammlungen  der  yier  Berliner  Wahlkreise  am  11.,  20.,  23, 
und  26,  April«). 

Der  Versammlungs-  und  Zeitungsfeldzng  hatte  bisher,  statt 
auf  die  Regierung  Eindruck  zu  machen,  der  Leitung  der  Partei 
Scliwierigkeiten  bereitet.  Er  erbrachte,  woran  es  bisher  noch 
gefehlt  hatte,  den  unzweideutigen  Beweis,  daß  die  Führer 
ilire  Wählerschaft  und  ihre  Zeitungen  nicht  mehr  fest  ira 
Zügel  liielten.  Nur  in  den  westUchen  Provinzen  folgte  fast 
alles  der  Weisung.  Ihre  Bevölkerung  war  imi  ihrer  regen 
wirtschaftlichen  Interessen  willen  gegen  den  Krieg,  auch  stand 
sie  unter  dem  Einfluß  des  nichtpreußischen  Deutschland.  In 
den  alten  Provinzen  dagegen  wurden  che  Friedensresolutioneu 
von  den  Versammelten  überwiegend  verklausuliert  und  manch- 
mal geradezu  dahin  geändert,  daß  der  Krieg  und  sein  Ziel  ge- 
billigt und  nur  seine  FühiTiug  durch  ein  anderes  Ministerium 
gefordert  wurde*).     Ähnlich   ging  es   in  Altpreußen   mit  der 

')  Die  Berufung   wurde  viel   beÄchtet.     Schube-DelitÄHch   wies   am  23, 
seiner  Versammlung  «charf  darauf  hin    ab  Beweift,    daß   keine  Xtiderung 
rorit4*he,     Benibartli    behauptet   Bisujurcks   Unschuld    an    der   Berufung; 
d,  L.  Beruhardis  Yl.  274. 

')  V.  Z.  6.  ÄpriJ,  Leiter.    Ähnlich  V,  Z,  1».  ApnU 
■)  AuBfolirliehe  Berichte  N.  Z.  18.  Abendblatt,  lö.  Morgenblatt,  24.  April 
bendblntt,  V.  Z.  18.  April 

*)  Richtige  Cbarakteristik  der  Eesolutionen  in  der  Kreiutzeitung  10,  April, 
fharfe  Eeflobitionen  pfegen  den  Krieg  verzeichnet  die  V.  Z.  am  L  April 
aus  Stettin  ♦  am  13,  aua  Königsberg,  übereinstinjinend  mit  der  Kreuz- 
ieitang  schrieb  die  N*  2,  am  21.  April»  daß  die  Berliner  Versa mmlun gen 
den  Anspruch  Preußens  auf  die  militäriache  üod  maritime  Suprematie  in  den 


366  Spahn,  Zur  EnUtehung  der  nationalliberal^i  PiurteL. 

Presse.  Mit  jedem  Tage  flammte  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Blättern  die  preußische  Kriegslust  und  Leidenschaft  wider 
Österreich  höher  auf*).  Die  „Vossische  Zeitung"  kritisierte  die 
Friedensresolutionen  in  heftigster  Form.  Die  „Nationalzeitung" 
verbarg  ebenfalls  nicht  ihre  kriegerischen  Anwandlungen,  nur 
deckt«  sie  sie  gegen  die  Parteiempfindlichkeit  durch  doppelt 
bissige  Ausfälle  auf  Bismarck*).  Gegen  diesen  freilich  wandten 
sich  alle,  die  Versanmilungen  so  laut  wie  die  Stimmführer 
der  Presse. 

Die  Berliner  Wahlkreisversammlungen  boten  in  ihrem  all- 
gemeinen Verlauf  dasselbe  Bild  wie  die  Provinz,  sie  erhielten  aber 
dadurch  eine  über  das  gewöhnUche  Maß  hinausreichende  Be- 
deutung, daß  sie  unter  der  Leitung  führender  Männer  der 
Partei  tagten,  also  durch  sie  nicht  bloß  Meinimgsunterschiede 
zwischen  den  Führern  und  den  (Jeführten  sichtbar  wurden, 
sondern  auch  aufs  neue  unter  den  Führern  persönlich.  Über- 
einstimmend verurteilten  die  vier  Versammlimgen  in  ihren  Be- 
schlüssen die  Regierung;  einig  waren  sich  ihre  Redner  im 
Mißtrauen  gegen  den  Ministerpräsidenten.  Dagegen  sagten  der 
1.  und  4.  Wahlkreis   nichts   gegen   den   Krieg,    wenn  er  nur 

Herzogtümeru  ausdrücklich  gewahrt  hätten.  So  sei  es  in  den  östlichen 
Provinzen  wohl  durchweg  gehandhabt  worden.  Eindruck  machte  die  krieg»- 
freundliche,  annexionistische,  aber  auch  bismarckfeindliche  Rede  Ziefi^en  in 
Breslau  am  17.  April,  V.  Z.  20.  April,  zu  erganzen  durch  Kreuzzeitimg 
21.  April;  wiederabgedruckt  in  den  „Gesammelten  Reden  Zieglers*^  209; 
Ziegler  betonte  auch  den  Unterschied  der  Versammlungen  in  den  östlichen 
und  westlichen  Provinzen. 

0  Instruktiv  ist  unter  diesem  Gesichtspunkte  besonders  die  Lektüre 
der  V.  Z.  April  1866  (ich  verweise  besonders  auf  die  Leiter  am  6.,  14.,  18. 
und  22).  Unter  den  Provinzblättem  scheint  namentlich  die  Magdeburger 
Zeitung  im  April  sich  offen  kriegsfreundhch  geäußert  zu  haben,  über  die 
altliberale  Spenersche  2^itung  in  Berlin  vgl.  A.  d.  L.  Bemhardis  VI,  269, 
273,  275. 

')  N.  Z.  6.  April  höhnt  darüber,  daß  es  zwischen  Preußen  und  Öster- 
reich gar  nicht  zur  Entscheidung  käme.  „Und  dabei  spukt  noch  eine  Mythe 
in  Deutschland,  es  hause  jetzt  in  Berlin  ein  Minister,  der  wie  ein  Storm 
alles  vor  sich  niederreißt,  der  schnell  ist  wie  ein  Gedanke,  wie  der  Bliti.* 
Am  8.  spottet  sie:  Unter  Manteuffel  ruhte  Preußens  auswärtige  Politik. 
„Heute  bewegt  sie  sich,  schreitet  sie,  springt  sie  —  wenn  sie  doch  aoch 
von  der  Stelle  kämel**  Am  15.  (Morgenblatt)  kommen  die  Instinkte  des 
ökonomischen  Liberalismus  zum  Durchbruch:  „Auch  Englands  diplomatische 
Geschäfte  werden  von  Adelichen  geführt,  doch  vergißt  der  hochmütige  Lord 
nimmermehr,  daß  er  der  Diener  eines  Landes  ist,  dessen  Regierung  vor 
allem  für  Handel  und  Gewerbe  und  für  Erhaltung  des  Volksvermögens  xn 
sorgen  haf,  also  keine  langten  Krisen  heraufbeschwören  darf. 
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Qt^r  einem  Ministerium  geführt  werde»  das,  „gestützt  auf  die 
**i  des  Vertretung,  dae  voUe  Vertrauen  des  Volkes  besitzt".  Die 
dfl^D  anderen  Wahlkreise  dagegen  tadelten  den  Krieg,  der 
r^ile  wandte  sich  zudem  an  die  Volkavertretnng  mit  der 
iffordernng,  auch  fortan  ihre  Aufmerksamkeit  vorztigUch 
öa.  inneren  Verfaesungskampfe  zuzuwenden  ^  bis  sichere 
^gschaften  seiner  Beendigujig  zugunsten  der  Freiheit  ge- 
t^n  seien.  Sein  Beschluß  kam  erst  am  5.  Mai  zustande» 
am  26.  die  Versammlung,  der  er  vorlag,  aufgelöst  wurde, 
-Viulze-Delitzsch  leitete  die  Verhandlung  des  3.,  Langerhans 
^e  des  am  weitesten  gehenden  2.,  Twesten  und  Lasker  die 
^8  1.  und  4.  Wahlkreises,  Diese  beiden  wichen  also  offen 
gJü  der  Marschlinie  der  Partei  ab. 

IVesten  proklamierte   in  seiner  Rede  am  17.  vorbehaltlos 
alte  Frankfurter  Programm;    ,,Wir,   meine  Herren  —  ich 

aube  das  im  Namen  der  weit  überwiegenden  Mehrheit  der  hbe- 
ralen  Parteien  Preußens  und  Deutsclilands  sagen  zu  können  — 
rir  nehmen  den  Bundesstaat  in  Aussicht,  den  Bundesstaat,  in 
reichem'',  etwa  wie  in  den  Februarbedingungen  Bismareks  vom 
ahre  1865  bezüglich  Schleswig -Holsteins,  „die  preußische  Re- 
;ierung  eine  kräftige  konzentrierte  Staatsgewalt  führt,  in  welchem 
,ber  eine  solche  Fülinmg  nur  einer  hberalen,  von  dem  Bewußt- 
ein des  Volkes  getragenen  Regierung  möglich  ist,  in  welchem 
in  solches,  den  wirklichen  Bedürfnissen  und  Rechtsüberzeu- 
[tiiigen  des  Volkes  entsprechendes  Regiment  gesichert  wird 
tturch  ein  wirkliches,  mächtiges,  mit  den  nötigen  Garantien 
■ersehenes  Parlament/'  Indem  er  dies  Programm  zum  Maß- 
itab  nalim,  betonte  er  vorweg,  wie  schwer  der  Konflikt  die 
Stellung  der  Fortschrittapartei  zur  auswärtigen  Politik  des 
Staates  mache.  ,,Jede  Opposition  muß  in  auswärtigen  Fragen 
me  gewisse  Zurückhaltung  üben,  damit  sie  nicht,  indem  sie 
»twa  die  Regierung  angreift,  dem  Feinde  des  Landes  zu  Hilfe 
:ommt/*  Dann  äußerte  er  sich  doch  mit  all  dem  Unmut,  den 
T  über  Bismarck  empfand,  gegen  eine  Bundesreform  durch 
liesen.  Ein  Mann  wie  Bismarck,  fülirte  er  aus,  könne  nach 
meinem  Vorleben  nicht  eines  Tags  den  Liberahsmus  proklamieren 
md  erwarten,  daß  alle  liberalen  Männer  des  Vaterlandes  mit 
hm  gingen.  „Der  Mann,  der  ausdrücklich  die  Niederw^erfimg 
les  Parlamentarismus  zur  Aufgabe  seines  Lebens  macht,  der 
^lann,  der  mit  dem  Parlament  verfährt,  wie  es  hier  in  Berlin 
feschehen  ist,  der  beruft  ein  deutsches  Parlament!"     Wenn  es 

ismarck  aber  wahrer  Ernst  mit  dem  Zusammentritt  des  Reichs* 
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tages  sei,  rechne  er  dadurch  andere  Dinge  zu  erreichen.  „Darin, 
meine  ich,  wird  er  sich  täuschen.  Wenn  das  Parlament  zu- 
sammenträte, so  meine  ich,  müßten  alle  liberalen  Parteien 
darüber  einig  sein,  dort  auch  die  Rechte  des  Volkes  auf  die 
freie  Gestaltung  Deutschlands  geltend  zu  machen,  aber  auch 
hervorzuheben,  unter  welchen  Bedingungen  allein  ein  Parlament 
Wert  hat,  unter  welchen  Bedingungen  allein  es  bestehen  kann; 
und  die  erste  Betonung  solcher  Bedingungen  würde  Herrn  von 
Bismarck  es  wohl  klar  machen,  daß  er  nicht  der  Mann  ist,  mit 
einem  deutschen  Parlament  zu  regieren"*). 

So  wahrte  Twesten  immerhin  in  der  persönlichen  Stellmig- 
nahme  gegen  Bismarck  den  Ton  der  Partei.     Vor  ihm  hatte 
in  der  Versammlung  schon  Lasker  gesprochen.    Sei  die  Stunde 
für  die  Einheit  Deutschlands  einmal  gekommen,  so  führte  er  aus, 
würde  sie  die  Liberalen  bereit  finden.    Bloß  wegen  des  Antrags 
auf  die  Bundesreform  könne  man  ihnen  aber  nicht  zumuten, 
Bismarck  zuzujubeln.     Er  wies  darauf  hin  (woran  doch  auch 
Twesten    offensichtlich    dachte),    daß    die    „Kreuzzeitimg"  auf 
die  Nebenbuhlerschaft  von  Reichs-  imd  Landtag  HofEnungen 
gründe.     Im  Unterschied  von  Twesten  spielte  er  aber  darauf 
an,  daß  Bismarck  vielleicht  doch  nicht  mit  der  „Bjreuzzeitung" 
zu  identifizieren  sei,  und  so  hob  er  denn  auch  hervor,  daß  man 
nach  Frankfurt  zum  Reichstag  gehen  müsse,  um  zu  sehen,  was 
bezweckt  werde. 

Weiter  ging  er  am  20.  aus  sich  heraus,  als  ihm  die  Haupt- 
rede des  Abends  zufiel.  Hatte  Twesten  drei  Tage  zuvor  wesent- 
Uch  aus  dem  Gedankenkreise  des  ReichsHberalismus  heraus 
gesprochen,  ob  zur  Stunde  ein  Pakt  zwischen  dem  freiheitlich  ge- 
sinnten deutschen  Volke  und  der  durch  einen  Bismarck  vertretenen 
Staatspersönlichkeit  Preußens  zu  empfehlen  sei,  so  sprach  Lasker 
vorzüglich  von  den  Gesichtspimkten  der  preußischen  Fort- 
schrittspartei und  ilires  währenden  Kampfes  mit  Bismarck  aus. 
Preußen  allein  kann  Deutschland  führen,  muß  sich  dazu  jedoch 
mit  der  Freiheit  im  Innern  rüsten,  das  war  das  Leitmotiv  dieser 
Rede.  Dabei  nahm  er  indessen  Gelegenheit,  deutlich  die  Signale 
zu  bezeichnen,  die  neuestens  eine  Änderung  im  Kurs  des  Bis- 
marckschen  Staatsscliiffes  möglich  erscheinen  Ueßen.  Bedeutungs- 
voll fragte  er  zurück,  in  welcher  Gesellschaft  sich  Bismarck  noch 
immer  befinde   und  was  von  der  Auslegimg  des  allgemeinen 


*)  Ganz  ebenso  scharf  Freytag  in  den  Grenzboten,  XXV  (1S66)  2.  Viertel- 
jahr, 157. 
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Wahlrechts  durch  die  Bismarek  nahestehenden  Blätter  zu  denken 
wäre.  Die  Liberalen  dürften  m  dieser  Stunde  nicht  leicht- 
gläubig sein,  damit  ihr  großes  nationales  Ziel  nicht  2U  einem 
Hilfsmittel  schnell  bereiter  Diplomatie  gemacht  werde.  j.Wie 
sehr  sich  auch  die  Bedenken  in  uns  regen,  wir  sprechen  keilt 
abschließendes  Urteil  über  die  TragTi^ite  des  preußischen  An- 
trags aus,  wir  verurteilen  nicht,  wir  halten  uns  nicht  auf  hei 
rückbhckenden  Vorwürfen.  Aber  wir  sagen,  ist  ea  die  Wahr- 
heit -  .  .,  so  bestätige  sie  sich  zmiächst  daheim.  Solange  die 
preußische  Regierung  das  Heimwesen  nicht  in  Ordnung  ge* 
bracht  hat,  ist  in  ihrem  Munde  das  deutsche  Parlament  nur 
ein  Wortklang  .  ,  .*' 

Bei  allem  Streben  Laskers,  sich  vorsichtig  auszudrücken,  klang 
der  Wunsch  vemehralich  durch,  sich  mit  Bismarek  zuverständigeu. 
Nicht  nur  redete  er  nicht  der  Wahlenthaltung  das  Wort,  um  den 
Ruf  Bismarcks  zum  Reichstag  unwirksam  zu  machen.  Auch  die 
einhelHge  Forderung  der  Fortsctu-ittspartei  in  den  letzten  Jahren^ 
das  ,, Hinweg  mit  Bismarek''  erscholl  nicht  mehr  aus  seinem 
Munde.  Nur  von  der  „  Gesellschaft*  %  in  der  sich  der  Minister 
befand,  von  Kollegen  me  dem  Finanzminister  Bodelschwingh 
und  den  Grafen  zur  Lippe  und  Eulenburg,  sollte  er  sich  be- 
freien und  den  Liberalen  dadurch  ein  Unterpfand  guten  Willens 
geben,  nm*  klaren  Wein  ihnen  einschenken,  wie  ers  mit  dem 
Reichstag  meinte*  Dann  wären  sie  zum  Friedensschluß  mit 
ümi  bereit.  Twestens  Worte  lauteten  viel  abweisender,  scharf 
wie  stets  hatte  er  über  Bismarek  gesprochen.  Er  war  nie  der 
Optimist  wie  Lasker  und  durch  den  Konflikt  verbittert.  Er 
glaubte  nicht  an  die  Möghchkeit  eines  ernsthaften,  dauernden 
Einvernehmens  mit  Bismarek.  Aber  einen  Waffenstillstand 
mit  dem  Minister  für  den  Augenblick  hatte  auch  er  üi  semer 
Rede  nicht  abgelehnt.  Auch  er  begriff,  —  auch  er  dachte 
staatlich  genug,  um  einzusehen,  daß  zur  Kriegszeit  der 
leitende  Minister  nicht  gestürzt  werden  könne,  noch  gestülpt 
werden    dürfe ^),      „Vor    dem    Kriege",    so    erzählte    er    am 


*)  Twetten  wilmeb  am  3.  Mai,  D.R.  IV,  9,Bd,  (IBm)  U;  Solide  VenÄ^al- 

tung  imd  Fraxiti  mit  verBtändigtm  Fachminiiteni  würden  der  einzige  Ausweg 

bleiben,  habe  &c  zu  Rogg-enbach  g^^sagt.  —   Bernhard i  äußerte  am  27.  April 

(A.  d.  L,  Bembardis  VT,  296)  und  Uuruh  am  20.  Juni  (Unruh,  Eriunerungeti  247) 

zu  Bismarek,   daß  die  liberale  Partei   über  keine  Pnlitiker  verfüge,   die  das 

Ruder  dc*a  Staats  am  Torabend  d«ö  Kriegs  übernehmen  kü nuten.  —  Uiuge- 

^    kehrt  erklärte  Schulze- Delitzsch  m  eiüer  Berliner  Versammlung  am  29.  Jnmt 

B    er  sei  bereitt  eiue  Überale  HiuisterÜste  aufzustellen,  allerdings  nur  äur  privaten 

H    Mitteilung.     Eine  Partei,   die   nicht  imstande  sei,   solche  Miiuner   zu  liefern, 
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16.  August  1867  seinen  Wählern  in  Reichenbaeh,  „ward  von 
manchen  Seiten,  namentUch  in  BerUn,  aufgestellt,  man  solle 
mit  dem  gegenwärtigen  Ministerium  nicht  verhandeln,  ihm 
auch  im  Kriege  kein  Geld  bewilligen.  Ich  hielt  das  für  un- 
richtig und  unausführbar;  ich  glaube,  diese  Forderung  hat  viele 
liberale  Männer  in  jenen  Tagen  von  der  Uberalen  Sache  zurück- 
geschreckt. Ich  meinte,  man  dürfe  nicht  die  Personenfrage 
geltend  machen,  nur  das  eine  müsse  verlangt  werden,  die  Her- 
stellung des  verfassungsmäßigen  Rechts^)."  Damit  aber  fand 
er  sicli  ebenso  \\ie  Lasker  zuerst  in  den  Gedanken,  daß 
Bismarck  unter  Zustimmung  der  liberalen  Partei  im  Amte  zu 
bleiben  vermöchte.  Die  psychologische  Wirkung  dieses  Zu- 
geständnisses, gleicln-iel  ob  sie  es  nur  für  kurze  Zeit  oder  für 
immer  machten,  auf  ihre  allgemeine  poUtische  Haltung  war 
nicht  abzuschätzen.  Was  anders  hatte  sie  imd  ihre  Freunde 
im  letzten  Winter  an  den  Konfliktskämpfen  gefesselt  und  was 
anders  sie  sogar  den  vöUigen  Bruch  befürworten  lassen  als 
die  leidenschaftliche  Sucht,  den  Minister  zu  beseitigen?  Nicht 
die  verfassungsrechthchen  Einzelfragen  hielten  ihnen  Geist  und 
Gemüt  gefangen*). 

§  3.     Bismarcks  Werbung  um  die  Alt-  und  rheinischen 

Reichsliberalen  sowie  um  die  außerpreußischen 

Liberalen  Ende  April  und  Anfang  Mai. 

Daß  sich  die  Führer  der  liberalen  Gruppe,  die  hinter  der 

Nationalzeitung  stand'),  in  Bismarcks  Verbleiben  im  Amte  — 

wenigstens   für  die   Dauer  des   Krieges  —  ergaben,    bedingte 

ein  Umschlagen  der  seeUschen  Disposition  in  ihnen,  war  noch 


Bei  keine  Partei.  Die  liberale  Partei  habe  ihr  Organisationstalent  durch  ihre 
Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Genossenschaftswesens  und  ähnliche  Lei- 
stungen liinreichend  er>\'ie8en :  Kreuzzeitung  30.  Juni,  V.  Z.  1.  Juli. 

*)  N.  Z.  2L  August  1867. 

')  Es  ist  nötig,  diese  iwychologische  Wirkung  zu  betonen.  Auch  Gneist  er 
klärte  sich  in  einer  Rede  zu  Hellstädt  (Kreuzzeitung  6.  Mai)  am  29.  April  für  die 
Beteiligung  am  Beichstag.  wie  für  die  Eventualität,  dem  Ministerium  für  einen 
österreichischen  Krieg  Geld  zu  bewilligen,  wenn  auch  unter  leidenschaftlicher 
Kritik  der  Absichten  auf  Annexion  der  Herzogtümer.  Dennoch  hat  Gneiit 
im  Herbst  am  schärfsten  gegen  die  Indemnität  gesprochen  und  sie  ¥rie  den 
nußorordeutlichen  Kredit  verw'orfenl  Für  ihn  hatte  sich  der  Konflikt  nicht 
wie  für  Lasker  u.  Twesten  mehr  und  mehr  auf  den  Haß  des  j, Junkers"  zugespitzt 

')  Von  den  anderen  liegen  keine  Äußenmgen  aus  diesen  Tagen  Tor. 
l)«Ü  aber  die  Gruppe  ^lichaelis  mindestens  so  sehr  wie  Lasker  bereit  war, 
kMna  VijiiTn  «vr^i  *^iju 
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nicht  ein  Schritt  selber  zu  ihrer  Verständigung  mit  der  Re- 
gierung, Sie  formulierten  Bedingungen:  die  Heratellung  der 
Drdnang  im  Innern  und  Bürgschaften  für  die  Absichten 
pisniarcks  mit  dem  Reichstag;  Bismarck  hatte  ihnen  keine 
ULussicht  auf  deren  Erfülhmg  eröffnet.  Ein  Auflegen  der 
Karten  für  die  Bundesreform  hätte  iiim  die  diploniatische 
Aktion  erschwert,  und  Verhandinngen  über  das  Ende  des  Koniükts 
konnte  er  um  so  weniger  einleiten,  als  sich  erst  ein  kleiner 
Zirkel  der  Fortschrittspartei  nachgiebig  ausgesprochen  hatte  und 
auch  von  diesem  nicht  feststand,  wie  er  sich  in  der  Erregmig 
fier  parlamentarischen  Debatte  verhalten  würde.  Noch  war 
die  Stunde  nicht  gekommen,  die  Probe  auf  die  Friedens- 
ibereitßchaft  der  innerpreiißischen  Liberalen  zu  machen.  Ihre 
Führer  mochten  wohl  leicht  meinen,  daß  Bismarcks  Signale 
«ie  heranrufen  soUtenj  der  Wunsch  gab  ihnen  den  Gedanken 
ein.  Für  Bismarck  aber  nalmi  sich  die  Lage  anders  aus* 
Den  Beschwerden  der  Lasker  und  Twesten,  ihrem  ^^bischen 
LiberaUsmuß''*),  legte  er  damals  so  wenig  wie  je  sonderlichen 
Wert  bei.  Desto  mehr  berechnete  er,  daß  er  mit  dem  Könige 
der  Schmerigkeiten  genug  habe,  um  sie  nicht  ohne  dringeüdes 
Bedürfnis  zu  häufen.  Der  König  aber  genehniigt'e  nichts,  was 
dem  Zwecke  diente,  die  Liberalen  zu  befriedigen.  Für  den 
Leiter  der  preußischen  Politik  reichte  indessen  in  jenem  Augen- 
T>lick  schon  das  Ergebnis  aus,  daß  die  Gruppe  um  Lasker  und 
Twesten  um  nicht  mehr  um  jeden  Preis  befehdete, 
'  Bismarck  zog  soeben  die  AltUberalen  an  sich'),  und  durch 
Iteen  Vermittlung  winkte  ihm  die  Hilfe  der  Liberalen  des 
Kstionalvereins  in  den  Mittel-  und  Kleinstaaten,  wie  ihm  auch 
die  der  rheinischeu  Reichsliberalen    in  Aussicht  stand*).     Die 


I 


*)  A*  d.  L,  Bernbardis  VI»  294>  Zri  vgl»  i»t  dazu  eein  berahinteB  Ge- 
ripräeh  mit  BennigfBen  Ende  1877  {?),  (red,  u,  Eriiin,  (Volksauagabe)  IT,  210. 

*)  Duutiker  hatte  «ich  ihm  acboii  Anfang  1865  entschloBsen  Eugewendet 
(die  Krenzxeitiuij^  3L  Januar  und  2.  Februar  1867  enthält  dazu  Nachricht eu^ 
M^  die  Hai] er  Kontervativen  bei  der  ReichBta^swald  für  ihn  als  BiBmarük 
HiJulimen  Kandidaten  atimmen  wollen^  weil  er  ^seit  zwei  Jahren**,  ^also  etwa 
pe!t  Änfst^lang  äer  Bog,  FebmarforderungeD'*,  „auf  die  Politik  de*  Grafen 
Biimarck  anbediügt  eingegangen*^  sei.  —  Bemhardi  wurde  im  Mira  und 
JAprÜ  herangezogea.  Wann  Vincke^ Hagen?  —  Für  andere  Angeborii^e  der 
Partei  vgl.  A,  d.  L.  Bernhardis  VI,  27f»  (8.  April). 

■)  Cber  Abraham  Oppenheims  Eindrack  von  Bisinarck  bvi  dem  Empfang 
der  Deputierten  der  rheinischen  Handehkatnmem  Anfang  Mai  Keudell,  Fürst 
und  Fürstin  Bismarck  263.  Auch  Mevisaen  ah  alter  48  er  wird  zu  den  mit 
Bitmarck   sympathisierenden  gereehntft  werden  dürfen^  obwohl  kein  direktes 


3»r±  5i&j.x.  Tssr  Ys^Xj^sxaa^  öer  nirVitdlibcrmlcn  PmrteL 

>L&iLr.€r  d^  Fo^rseciirnscfftr^  Teriangifn  für  ihre  Unterstützung 
r»cL  erbebI5cijes  EEi;gf:ä:  den  Zuzog  der  anderen  erwartete 
er  b>.*C  aof  dec  Eh»iraek  bin.  daß  es  ihm  anf  die  Einheit 
De^iiäcLIands  azJ:c*ciine.  Er  sprach  Ton  ihnen  am  22.  April 
zu  IhnLicker* .  Im  södhchen  Demschland  würden  die  Liberalen 
die  Sache  wohl  ganz  v-:>n  selbsi  aufnehmen,  die  Kurhessen 
gingen  ac<:'h  mii:  aber  Hannorer!  wie  stehe  es  da?  „Die 
.Sache"  —  das  war  für  ihn  die  Bundesreform  und  das  deutsehe 
Parlament.  Von  seinem  atifrichtigen  Willen  zu  ihr  wollte  er  durch 
Ehincker  imd  Bemhardi  ..«lie  Lerne"  überzeugt  haben  ^.  Sie  sollten 
aufhtjren,  ..ihm  den  EInüppel  zwischen  die  Beine  zu  werfen"'). 
Mußte  er  dann  aber  nicht  Gleiches  mit  Gleichem  vergelten?  So 
kam  die  Fortschrittspartei  in  Preußen  inunerhin  mittelbar  für 
ihn  in  Betracht.  Bennigsen.  den  er  in  Hannover  brauchte,  war 
mit  den  Berlinern  eng  befreundet  imd  hielt  zähe  an  der  Mei- 
nung fest,  daß  der  Konflikt  vor  allem  andern  geschUchtet 
werden  müsse*);  tmd  wie  sich  zeigen  sollte,  war  selbst  Roggen- 
bach in  Baden,  der  den  Preußen  femer  stand,  keineswegs  da- 
gegen gefeit,  dieselbe  Forderung  für  richtig  zu  erklären.  Männern 
ilirer  poUtischen  Richtung  wurde  der  Weg  nach  Berlin  und  zur 
persönhchen  Aussprache  mit  Bismarck  erleichtert,  ja  erst  er- 
mögUcht.  wenn  wenigstens  einige  ihrer  preußischen  Freunde 
den  imbedingten  Widerspruch  gegen  das  Ministerpräsidium 
Bismarcks  fallen  ließen  und  die  Lage  ihre  Spannung  verlor. 


Zcugui»   vorliegt.    Einige  Tage  vor  dem    15.  Mai  stimmten  in  der  Kolner 
Stadtverordnetenversammlang   gegen  eine  an  den  König  zwecks  Erhaltung 
de«  Friedens  zu  sendende  Deputation  außer  dem  Oberbürgermeister  nur  Oppen- 
heim und  Mevissens  alter  Freund  Dr.  Ciaessen.  Kreuzzeitung  15.  Mai;  MevisseD 
selbst   war  nicht   Stadtverordneter.     Es   ist  die  Frage,  ob  Mevissen  Einfloß 
darauf  nahm,    daß  auch  Sybel  Mitglied  des  linken  Zentrums,  wie  Gneist,  am 
18.  Mai,  V.  Z.  23.  und  27.  Mai,  einlenkte.    Er  stellte  im  Bonner  konstitutionellen 
Verein  einen  Antrag,  daß  die  Abgeordneten  „nicht  eher  eine  Geldbewilligung 
zu  machen  hätten,   l>is  das  Budgetrecht  des  Abgeordnetenhauses  in  seinem 
ganzen  Umfange  anerkannt  und  durch  ein  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit 
der  Minister   für  zu  Becht  bestehend  erklärt  und  gesichert  ist",  tmd  befür- 
wortete diesen  Antrag,  dessen  Wünsche  sich  mit  denen  ünruhs,  auch  Treitschkes 
(s.  u.)  und  Freytags  (Grenzboten  XXV,  1866.  2.  Vierteljahr,  329)  noch  im  Juni 
de<'kt(»n,  in  einer  gegen  Bismarck  nicht  gehässigen  Weise.    Sobald  die  Re- 
gierung dem  Volke  das  Verfassungsrecht  herstelle,  werde  sie  finden,  welche 
Kraft  und  Opferfreudigkeit  in  ihm  vorhanden  sei. 

')  A.  d.  L.  Bemhardis  VI,  289  f. 

')  a.  a.  0.  295,  304. 

■)  Hriefliclier  Ausdruck  Dunckers  aus  dem  Mai  bei  Haym  381. 

*)  A.  d.  L.  Bemhardis  VI,  300  f. 
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ßie  besserte  sieh  vom  20,  ÄpriJ  an  in  der  Tat  täglich,  ohne 
daß  sieli  Bismßrck  im  geringsten  verpflichtete,  imd  war  den 
Urastlinden  nach  während  der  Frist,  da  Bismarck  die  eutschei* 
deiide  Annäherung  an  die  außerpreußischen  Liberalen  vollzog, 
gradesu  als  gut  zu  bezeicluien. 

Gegen  Ende  April  verdichteten  sich  nämlich  die  vagen 
hte,  die  seit  Wochen  die  poUtischen  Kreise  Berlins  durch- 
iwirrten,  zu  der  ganz  bestimmten  Behauptung,  daß  eine  Neu- 
bildung des  Ministeriums  beabsichtigt  werde*);  bald  wurden  die 
Namen  bestimmter  Parlamentarier  dafür  genannt^).  Bismarck 
liatle  über  die  Möglichkeit  eines  liberalen  Ministeriums  schon 
tu  seiner  Landtagsrede  vom  3.  Februar  1866  eine  Bemerkung 
liingeworfen^).  Das  Gerede  jetzt  aber  ward  dui^ch  seine  Ge- 
epr&ehe  mit  Dunckerj  Bernhardi,  Roggenbach,  Abraham  Oppen- 
*l)eim,  vielleicht  noch  anderen  veranlaßt.  Zu  Duncker,  Bern- 
hardi  und  Oppenheim*)  redete  er  davon,  daß  er  bereit  sei, 
i*inem  liberalen  Ministerium  Platz  zu  machen.  Mit  Dimcker  xmä 
Bemtiardi  überlegte  er^  wer  für  ihn  berufen  werden  könne. 
,, Namen  wurden  nur  genannt,  um  verworfen  zu  werden*'^). 
Mit  R>ggenbach  erörterte  er  mindestens  theoretisch,  ob  er  Mit- 
glied eines  Ministeriums  werden  wolle,  dessen  Chef  er,  Bismarck, 
bleibe;  Roggenbacli  lehnte  ab^).  Auch  von  Vincke  und  Ben- 
nigsen  sprach  er  wohP).  Wir  dürfen  es  diihingestellt  bleiben 
lassen,  ob  es  ihm  auf  ein  positives  Ergebnis  in  dem  Sinne  an- 
kam, daß  sich  die  Ersuchten  bereit  erklärten.  Es  liegt  in  der 
Riclitung  unserer  bisherigen  Beobachtungen,  anzunehmen, 
daß  er  seine  Absicht  nur  öffentlich  diskutiert  zu  sehen  wünschte. 
Wie  die  vorausgegangene  Hemmung  der  polizeilichen  Chikanen 
gegen  die  Fortschrittspartei  mid  wie  die  Aussprengung  der  Ge- 
röclit*  Über  seine  Bereiti?chaft  zu  einer  Verwertung  liberaler 
Kräfte  für  die  auswärtige  Politik,  so  trugen  auch  die  Mitteilungen 


^^  *)  Latker  erwHhiit4*   am  20.  tmd  TweetcD  ia   stnnt?m  Brief   vom  23.  die 

Mmittergei-ücbte  Dovh  nkhi.     Hingegen  N.  Z,  24.  Mai:   „Wochenlang  waren 
cmb^itlimmk'  (iümchte  Mn  und  her  geÖngen,  daß  usw/ 

1»)  Brief  TweBicu»  3.  Mai  1866,  D,  lt.  IV,  Bd,  2  (1880)  11;  daati  dae  Ge- 
fjjnich  BoddBt'hwirjphJ*  mit  Gerlach  16.  Mai,  (Verlach  11,  288  (vgl.  Uli  u,  292). 
')  Poiitinche  Heden  Hl,  27;  da^sii  Twesten  3.  Mai  1866,  D.  R.  IV^  Bd*  S 
(18S0)  IL 
*)  Kc'udcil  203  f. 
*)  HA>*m  a7ft;  A.  d.  L.  Berohardis  VI,  289,  295, 
•l  A,  d  L.  Beraliardiö  VI,  303,  D.  H.  n^  Bd.  2  (1880)  U    und  XXXI 
OfiOO),  Bd.Ö,  um,  N.  Z,  L  und  2.  Mai  1866. 
^)  D.  IL  XXXI  {imiVh  Eil  a,  2m.    rbilippaon  144. 
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über  einen  bevorstehenden  Ministerwechsel  zu  der  von  ihm  er- 
strebten psychischen  Wirkung  bei,  die  liberalen  Elemente  der 
Fortschrittspartei  zu  beruhigen.  Lebendig  wie  im  Untergründe 
alles  liberalen  politischen  Denkens  das  Verlangen  war,  das 
Ministerium  zu  parlamentarisieren,  Männern  der  Partei  den 
Einfluß  auf  die  Verwaltung  zu  verschaffen,  eröffnete  Bismarck 
den  Liberalen  jetzt  wieder  die  Aussicht  auf  seine  Erfüllung 
imd  ging  damit  anscheinend  auch  auf  Laskers  Andeutungen 
vom  20.  ein.  Absichtsvoll  schilderte  er  in  seinen  Gesprächen 
zugleich,  daß  er  dem  Könige  „wie  Jakob  bei  Laban''  gedient 
habe,  um  ihn  für  die  Bundesreform  zu  gewinnen  *).  Es  war 
in  beiden  Fällen  dasselbe  Verfahren:  er  zahlte  nicht  in  bar; 
aber  der  Glaube  verbreitete  sich,  daß  er  es  tun  werde. 

Eben  in  diesen  Tagen  erließen  die  AltUberalen  in  ihrem 
geistig  und  politisch  regsten  Mittelpimkte,  zu  Halle,  am  26. 
eine  programmatische  Kundgebung,  die,  zimächst  nur  gegen 
eine  kriegsfeindliche  Resolution  der  Halüschen  Fortschrittspartei 
gerichtet,  Bedeutung  über  den  Wahlkreis  hinaus  beanspruchte. 
Da  die  Spannung  zwischen  Preußen  und  Österreich  soweit  ge- 
diehen sei,  daß  nur  noch  schmachvoller  Rückzug  oder  energische 
Durchführung  des  Streits  für  das  Vaterland  mögUch  bleibe,  so 
,, fühlen  wir  uns  außer  Stande,  in  dieser  Lage  zwischen  dem 
Interesse  unseres  Staates  und  dem  seiner  dermaügen  Regierung 
einen  Unterschied  zu  machen.  Wie  wenig  wir  gewillt  sind, 
dieser  Regierung  ein  Vertrauensvotmu  für  ihre  innere  Politik 
auszustellen,  so  gebietet  uns  doch  die  Ehre  Preußens,  alle 
Schritte,  welche  zur  Walirung  dieser  Ehre  nötig  sein  sollten, 
auch  die  Leiden  eines  Krieges,  willig  auf  uns  zu  nehmen*\ 
Um  so  freudiger  erklärten  sich  die  Unterzeichner  der  Kimd- 
gebung  hierzu  bereit,  als  sie  die  Ziele  der  gegenwärtigen  deutschen 
Politik  Bismarcks  von  Herzen  bilUgten.  Zur  Durcliführung  der 
Bmidesreform  versprachen  sie  mit  allem  Eifer  mitzuwirken. 
„Die  glückliche  Lösung  der  deutschen  Frage  verbürgt  die 
folgenreichsten  Rückwirkungen  auf  die  inneren  Verfassungs- 
streitigkeiten" 2). 

Bernhardi,  selbst  zu  den  Altliberalen  sich  zählend,  hielt 
sich  für  befugt,  am  28.  April  bei  Bennigsen  in  Hannover 
auch  schon  die  Zustimmung  eines  Teils  der  Fortschrittspartei 
dazu  zu  behaupten,  „daß  Bismarcks  Anerbietungen,  die  Bundes- 

')  Haym  376.    A.  d.  L.  Benihanlis  VI,  295  f. 

')  Kelativ  vollständige  Wiedergabe  iu  der  Kreuzzeitung  1.  Mai.  Unge- 
nügender A\i8zug  in  der  V.  Z.  1.  Mai. 
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und  das  deutsche  Parlament  betreffend,  daß  Bismareks 
■  num    überliaupt   unterstützt    werden   niüaae,    weil   eine 

iMinisterveränderung  in  Preußen  in  diesem  Augenblick  ein 
>ße8  Unheil  wäre''^).    Er  dürfte  übertrieben  haben,  indem  er 

[die  Bedingungen  jener  Fortsehrittaführer  untei-sehJug,  Dies 
ibcr  entspricht  den  Tatsachen,  daß  die  Angriffe  der  größeren 
fortschrittlichen  Zeitungen  Berlins  auf  Bismarck  außer  in  der 

[„Volkszeitnng''  eingestellt,  die  grundsätzlichen  Forderungen 
init  gelinden  Worten  geltend  gemacht  wurden*),  und  daß  in 
er  BerUner  Börsen^v^elt  die  Stimmung  zu  Bismareks  Gunsten 

luinsdüug*),  Ende  April  brachen  die  „Nationalzeitung'',  von 
1er  oKreuzzeitung*'  fortwährend  belobt,  und  die  „Volkszeitung'* 
lit  äußerstem  Ingrimm  aufeinander  los,  alle  bisher  gewahrte 
lücksichi  auf  die  Einheit  der  Partei  bewußt  zur  Seite  schiebend*). 

[Auch    in   der   Provinz   waren   Zeichen   des   Entgegenkommens 

[gegen  Bismarck  ^u  bemerken,  wo  wir  sie  kaum  suchen  würden» 
Als  Langerhans  dem  2.  Berliner  Wahlkreis  am  5,  Mai  abermals 

tdie  Yon  ihm  am  26.  April  vorgeschlagene  schroffe  Resolution 

[gegen  das  Ministerium  vorlegte  und  sie  (Uesnial  hesclilossen 
wurde,  konnte  Uim  die  „Nationalzeitimg'*  vorhalten,  daß  selbst 
Jncoby  in  Königsberg  einer  Einsclirankimg  des  Wortlauts  da- 
hin  EUgeetimmt  iiabe:   die  Volksvertretung   solle   auch   fortan 

[ihre  Tätigkeit  dem  inneren  Verfassungskampf  j&uwenden,  „bis 
die  preußische  Regierung  ihren  deutschen  Reformplan  vorge* 
legt  und  durch  die  Tat  bewiesen  liabe,  daß  es  ihr  um  Deutsch- 
lands Freiheit  zu  tun  ist''^).  Jedermann  glaubte,  was  nunmehr 
erzählt  wurde,  daß  Bismarck  die  Verhandlung  über  Trans- 
aktionen mit  der  Opposition  schon  aufgenommen,  Twesten, 
Gnibijw,  Gneist  und  andere  Häupter  der  Landtagsmehrheit 
isjnpfangen  habe.  Offenbar  sprach  eine  ganze  Reihe  der  Fülirer 
dafür,  sich  mit  einer  teil  weisen  Neubildung  des  Ministeriums, 
wobei  Bismarck  und  Roon  im  Amte  bUebeu,  abzufinden^),  und 


»)  A.  d.  L.  Benxhä.rdfii  Xl,  2m. 

*\  Zum  Bei*ptel  N\  Z.  27.  AprU,  3.  Mai,  V.  Z.  6*  imd  noch  10.  Mai. 

*)  A.  d.  L,  Berühnrdis  VI,  310. 

*)  S.  Z.  21*.  Aprü,  Älorgeubktt. 

*)  N.  Z,  »,  Mnt. 

*)  VjjfL   ckt   aititlkbe    Dementi    in    dor  N.  X.   16.  Mut.  —  >'u'ht!*    üb  er 

IHng«  fand  dt^n  Wtg  hm  in  di**  nauptpurteibliitter,  die  N.  Z.  nnd  V.  Z*» 
•ich  VHelmehr  in  hU  dieBiLti  Tagen  jene  absolute  Zurüökhi&ltuiig  anferlegott» 
«•in  »icherc*  Zeichen  dafür  ist»  duU  etwas  vorgeht.  Erst  in  ihren,  der 
L«mJtAgiiinfl<>«nng  folgenden  Polemiken  »pracb  die  V*  Z.  aut^  daß  tie  unter 
dtm  bii<JiM«liO»  ^1  von  ihr  fortwährentl  befürworteU^o  äptemw^cbsel  die 
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die  Presse  fügte  sich  ilirem  Willen,  nicht  durch  fortgesetzte 
Angriffe  die  Annäherung  zu  erschweren*).  „Die  natürliche 
Logik**,  meinte  die  „Nationalzeitung**  nachher,  machte  die  An- 
gaben glaubwürdig*). 

Der  Boden  für  die  Verhandlungen  Bismarcks  mit  den 
mittelstaatliehen  Liberalen  war  damit  in  Preußen  geebnet. 
Roggenbach  verweilte  vom  25.  April  an  eine  ganze  Woche  in 
Berlin.  Inzwischen  besuchte  Bemhardi  am  28.  in  Bismarcb 
Auftrag  Bennigsen  zu  Hannover.  Bennigsen  sperrte  sich  nodi 
sehr;  die  ganze  Furcht  der  48er  Liberalen  vor  der  partikula- 
ristischen  Gewaltsamkeit  Preußens  war  über  ihm.  An&ngs  Mai 
entscliloß  doch  auch  er  sich,  nicht  nur  persönlich  dem  Löwen 
in  die  Höhle  zu  gehen,  sondern  den  gesamten  Ausschuss  des 
Nationalvereins  zu  einer  Sitzung  auf  den  13.  nach  Berlin  zu 
laden  ^). 

Ehe  der  Ausschuß  zusammentrat,  verschärfte  sich  die  Lage 
in  BerUn  allerdings  wieder.  Vom  3.  Mai  an  wurden  die  Armee- 
korps des  preußischen  Heeres  in  rascher  Folge  unter  die  WafiEen 
gerufen.  Die  Meldungen  darüber  machten  die  Liberalen  un- 
geduldig. Sie  scheinen  gefürchtet  zu  haben,  daß  der  Ausbruch 
zur  Vertagung  des  Ministerwechsels  führen  könnte  und  nachher 
erhöhte  Ansprüche  an  ihre  Nachgiebigkeit  gestellt  werden  würden. 
Sogleich  ließ  sich  die  hberale  Presse  nicht  mehr  im  Zaume 
halten.     Die  ,, Nationalzeitung**  verglich  am  Morgen  des  9.  Bis- 

Entlassung  der  ^liuister  des  Kultus,  des  Linem  und  der  Justiz  verstanden 
hätte;  V.  Z.  11.,  17.  Mai  und  7.  Juni.  Aufmerksam  möchte  ich  darauf  machen, 
daß  immerhin  ein  parteiamtliches  Schriftstück  eine  Auskunft  über  die  Taktik 
der  von  der  V.  Z.  unterstützten  Nationalzeitungs-Gruppe  gibt.  Das  Wahl- 
jirogramm  des  2.  Berliner  Wahlkreises  (Langerhans)  in  der  V.  Z.  vom 
30.  Mai  1866  sagt:  ^Das  ^liuisterium  Bismarck  hat  sich  in  allen  VerfassnngB- 
frageu  so  abweichend  von  der  Meinung  des  Volkes  ausgesprochen,  daß  dt»- 
selbe  den  inneren  Konflikt  nicht  lösen  kann.  Das  Ministerium  hat  gegen 
den  Rat  unserer  Abgeordneten  die  auswärtigen  Angelegenheiten  in  eine 
Lage  gebracht,  welche  uns  für  Deutschland  und  Preußen  zugleich  unheilvoll 
im  Fall  des  Sieges  wie  der  Niederlage  erscheint.  Darum  verlangen  wir 
von  unseren  Vertretern,  daß  sie  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  dahin  streben, 
einen  Wechsel  des  Systems  und  des  Ministeriums  in  allen  Per- 
sonen (von  mir  gesperrt;  in  allen  parteioffiziösen  Verlautbarungen  von 
Ende  April  und  Anfang  Mai  ist  nur  vom  Wechsel  des  Systems  die  Redel) 
herbeizuführen,  namentlich  daß  sie  diesem  ^linisterium  kein  Geld  bewilligen.*" 

0  Jn  N.  Z.  24.  Mai  erklärte  die  Redaktion,  daß  sie  selber  nicht  an  döi 
guten  Willen  Bismarcks  geglaubt  habe. 

*)  N.  Z.  24.  Mai. 

•)  D.  R.  XXXI  (1906),  Bd.  8,  156—163;  A.  d.  L.  Bemhardia  VI,  998 
bis  808. 


marek,  der  ohne  das  Volk,  ohne  versöhntes  Abgeordnetenhaus 
und  danait  ohne  gesammelte  Ötaatskraft  in  den  Krieg  ziehe, 
mit  einem  Pfatilbürger,  der  immer  nur  seinen  persönlichen 
Vorteil  im  Auge  habe  und  die  allgemeinen  Angelegenheiten 
den  häushchen  unterordne.  ,,Für  den  Staat  taugen  sie  einer 
so  wenig  wie  der  andere/*  Sie  begann  aufs  neue  mit  dem 
Wunsehe  auf  den  Wechsel  des  gesamten  Ministeriums  zu  Ueb- 
Üageln,  .Ajascheinend  versprach  sie  sieh,  daß  die  Sitzung  des 
Ausschusses  des  Nationalvereins  dafür  von  Bedeutung  werden 
könnte.  Daß  und  weshalb  die  preußische  Diplomatie  ein 
Bedürfnis  nach  den  außerpreußischen  Liberalen  hatte,  empfand 
das  Blatt  deuthch.  In  jenem  Artikel  vom  9.  versicherte  es, 
daß  die  Franzosen  als  Ergebnis  des  preußisch -öaterreichisehen 
Krieges  das  Entstehen  einer  großen  Militänuonarehie  Östlich 
des  Rheins  fürchteten,  dagegen  ohne  8orge  sein  würden,  wenn 
der  preußische  Staat  die  deutsclien  Patrioten  hinter  sicli  hätte 
nnd  die  preußische  Regierung  eine  hberale  Regierung  wäre, 
Tags  darauf  beschäftigte  es  sich  mit  der  ausweichenden  Be- 
handlung des  Buüdesreformantrags  durch  die  Regierungen.  Weil 
das  Volk  Mißtrauen  in  Bismareks  Befähigung  setze  uud  kühl 
bleibe,  täuschten  sie  sich  über  seine  wahre  Gesinnung.  „Eine 
Regierung,  welche  durch  ein  aufi-ichtig  liberales  System  sieh 
geeignet  macht,  den  angeregten  Gedanken  mit  Ent^chiedeidieit 
fortzusetzen,  wird  mit  einem  Schlage  die  Hindernisse  fortfegen, 
welche  Würzburger  und  Augsburger  Konferenzen  %  wohl  stilisierte 
Noten  und  fein  berechnete  Bundesanträge  ihr  entgegentürmen/' 
Offenbar  vertraute  das  Blatt  darauf,  daß  die  außerpreußischen 
Liberalen  die  preußischen  nicht  im  Stiche  lassen  würden. 
Hatte  doch  Roggenbach  bei  der  Abreise  von  Berlin  öffentlich 
erklärt,  daß  er  Bedingungen  gleich  denen  Twestens  und  Laskers 
vom  17.  und  20,  April  für  berechtigt  halte  ^)i  im  persönhchen 
Verkehr  hatte  er  sogar  „lebhaft  jede  Art  des  Einverständnisses** 
mit  Bismarck  bestritten  ^).    Auch  Bennigeen  wollte  mit  Bismarck 

')  Die  mittelitaatlieben  Minister  waren  nm  22.  April  wegen  de»  Btmdes- 
I  refomi' Antrag»  in  Äugsburff  Äusaminen*  Der  Anadruck  ^^ Würzburger**  bedarf 
I  keiner  Erlaotcruag. 

')  Zütebrift  Roggenbacb»  an  die  'S.  Z,  2.  Mai,  Abendblatt:  „Eine 
i  ttackbältige  Unterstfttznng  des  deiiticben  Yolkea  für  irgend wek- he  Reiünn- 
voficlLläi^e  kann  icb  nur  alsdann  für  gesicbert  halten,  wenn  einem  berecb- 
tigten»  nationalen  Erwartuagen  enteprechenrlen  Inhalte  der  Vortclüäge  die 
bejZTftndete  AusBiebt  hinEutrittT  daß  auch  deni  inneren  Yerfaasungekonflikte 
'  in  Frenßen  seine  für  alle  Teile  gleich  unheilvolle  Schärfe  genommen  werde.** 
*)  D.  B.  IV,  Bd.  2  (1880)   11:  vgU  D.  R.  XXXI  (1^6),  Bd.  3,  166  f. 
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nichts  gemein  haben,  bis  jene  Bedingungen  erfüllt  seien  ^).  Uner- 
wartet trat*  die  Liberalen  in  dieser  Stimmung  am  9.  Mai  die  Nach- 
richt, daß  der  Landtag  aufgelöst  sei.  Der  König  sollte  nach  dem 
Antrage  des  Staatsministeriums  die  Stimmung  erfahren,  „welche 
das  preußische  Volk  im  jetzigen  Augenblick  und  mit  Rücksicht 
auf  die  gegenwärtige  Lage  der  Dinge  beseelt''*).  Bismarck 
versuchte  die  Front  der  Fortschrittspartei,  die  seit  Jahren  immer 
gegen  ihn  gerichtet  gewesen  war,  mit  einem  Rucke  der  breiten 
Masse  der  Wäliler  zuzuwenden;  mochten  seine  Gegner  ach 
ihrer  wirklichen  Macht  bewußt  werden^)!  Niemand  verstand 
seine  Absicht  zuerst.  Die  Altliberalen  erschreckte  sein  Beschluß, 
weil  sie  überzeugt  waren,  daß  die  Neuwahlen  gegen  ihn  aus- 
fallen  würden;  sie  trauten  den  Konservativen  keine  Zugkraft 
in  der  Wahlbewegung  zu;  ihre  eigene  Parteiorganisation  be- 
deutete nicht  viel,  wenn  nicht  vielleicht  die  Regierung  drnxi 
eine  feste  Verbindung  mit  ihnen  ihr  Ansehen  verlieh*).  Die 
Fort  Schrittspresse  neigte  zum  Teil  dazu,  die  Auflösmig  als 
öffentliche  Kungebung  Bismarcks  zugunsten  der  Verständigung 
zu  begrüßen.  Zuversichtlich  vermutete  sie,  daß  er  dem  König 
durch  das  Ergebnis  der  Neuwahlen  die  Notw^endigkeit  nach- 
zugeben dartun  wollte*).  Selbst  Bennigsen  sprach  sich  eben- 
so aus'').  Die  „Nationalzeitung**  besann  sich  erst  zwei  Tage 
lang,  was  der  Sclnitt  zu  bedeuten  habe.  Dann  entrüstete  sie 
sich  über  ihn.  „Das  Staatsinteresse*',  sagte  sie,  „würde  er- 
fordern, daß  die  Volksvertretung  nicht  nur  jetzt  beisammen 
wäre,  sondern  auch,  daß  sie  schon  in  den  letzten  Monaten  zu- 
sammen gewesen  wäre."  „Die  Anwesenheit  der  Kammern  im 
März  und  April  hätte  nach  allen  Seiten  hin  von  größtem 
Nutzen  werden  können,  allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung 
eines  richtigen  Verhaltens  der  Regierung.  Während  das  Ge- 
witter heraufzog,  hätten  Krone  xmd  Volk  sich  über  die  innere 
und  äußere  Politik  verständigen  sollen.**  Zurückkehren  werde 
die  alte  Mehrheit  aus  dem  Wahlkampfe,  imd  dann  werde  sie 
„allererst  Beseitigung  des  innern  Konflikts  mid  des  bisherigen 
Regierungssystems  verlangen,  weil  ein  so  geschw^ächter  und  an 

')  A.  d.  L.  Bemhardis  YI,  316—319. 
')  Sybel  IV,  363. 

•)  Darauf  spielte  Roon  Bemhardi  gegenüber  am  15.  Mai  an;  A.  d.  L. 
Bemhardis  VI,  321. 

*)  a,  a.  0.  VI,  319. 

*)  Die  N.  Z.  24.  Mai  hebt  dies  von  mehreren  liberalen  Blättern  hervor. 

^  A.  d.  L.  Bemhardia  VI,  816. 
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solchen  Übeln  leidender  Staat  weder  Krieg  noch  bewaffnete 
Unterhandlung  zu  seinein  Vorteil  führen  kann". 

Es  war  am  ^'^o^abend  der  Ausseh ußsitzung  des  National- 
^©reios,  daß  die  ,,Nütionakeitung'*  in  solehen  hochfahrenden 
*\Vortjen  schrieb.  Zur  selben  Stuude  wirkte  der  Kuihesse 
Oetker,  seinen  Freunden  vom  Nationalverein  voraugeeilt  luid 
Bchon  länger  in  Beziehung  zu  Bisniarck,  auf  den  [»reußischen 
Staatsmann  ein,  daß  er  Bennigsen  persönlich  heranziehe*).  Bis- 
niarck  willfahrte  ihm,  und  Beunigsen  nahm  au.  Er  sagt«  seine 
Absicht,  ehe  er  hinging,  den  MitgUedem  des  Ausschusses.  Ein 
einziger,  der  Nassauer  Lang,  riet  ab,  weil  der  Besuch,  falls  er 
bekaimt  würde,  die  öffentliche  Meinung  zu  sehr  reizen  könne. 
Die  anderen  waren  einverstanden-). 

Bismarek  legte  dem  hannoverschen  Politiker  am  14.  Mai 
dar,  daß  seme  ,,Zukunft-spläne  in  ihren  Zielen  dem  Programm 
des  National  Vereins  von  1860  bis  1863  durchaus  entsprächen''*). 
I>rei  Tage  zuvor  hatte  er  durch  Savigny  dem  Bmidestage  die 
ersten  genaueren  Nachrichten  über  sie  gegeben*).  Von  einem 
Minis t^rpoeten  sagte  er  nichts  ^).  Einst  war  es  die  Idee  der  Frank- 
furter Liberalen  gewesen,  „die  Macht  der  Iniponderabilien'\  über 
die  die  Nationalversamnilung  gebot,  ,,mit  der  ponderabilen  Macht 
des  preußischen  Königtums  zu  verschmelzen,  für  Herz  und 
Kopf  einen  starken  Ann  zu  gewinnen''^).  Jetzt  begehrte  Bis- 
marck  für  den  starken  Arm  vom  deutschen  Liberahsmus  zw^ar 
nicht  einen  klugen  Kopf  —  darüber  verfügte  er  selbst  — ,  je- 
doch ein  warmes  Herz.  Er  beteuerte,  daß  er  nicht  nur  an 
Preußen,  sondern  an  Deutschland  dächte.  Daneben  sprach  er 
vielleicht  nicht  ausdrückhch  davon,  daß  eine  \''ereinigung  mit 
ihm  die  Liberalen  auch  wieder  von  der  Demokratie  miabhängig 
maclien  würde.  Für  Beunigsen  fiel  doch  auch  dies  in  dieAVag- 
sehale.  Noch  einmal  winkte,  was  im  Herbst  1848  in  Aussicht 
gestanden  hatte  I  — 

Es  ist  bekannt,  daß  sich  der  Anschluß  der  außerpreußischen 
Liberalen  an  die  deutsche  Politik  Bismarcks  nicht  in  dem  Über- 


H        *)  t^jer  Üetker  vgL  den  betr*  Abschnitt  in  Ans  B.  Oetkers  Leben  m. 
^P       *)  DarAteUuDff  Oackens  auf  der  Grundlage  des  ProtokfiUs  D.  R«  XXXI 
(1906),  Bd.  3,  284. 

*)  So  faßi  der  National  liberale  Seyffardt  in  seinen  „Erinnerungen*'  (aln 
Hfludstbrift    gedruckt,    1900)  die    Mitteilungen    zusammen,    im  weaentlichen 
damit    treffend,   wa&  Beunigsen  ab  Zeuge  vor  Gericlit  am  7.  Juni   186Ö  auu- 
führliclier  aussagte,  P.  B.  XXXI  (1906),  Bd.  3,  286  f. 
*)  Sjbel  TV,  333;  Lenz,  Biamar^k  303. 
•)  D.  B.  XXXI  (1906).  Bd.  3,  286.  ^)  Meinecke  37L 

35* 
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schwänge  einer  begeisterten  Stunde  auf  der  Stelle  vollzog.  Bis- 
niarck  zürnte  darob;  die  nächste  Wirkung,  die  er  durch « 
bezweckte,  daß  sie  ihren  Regierungen  in  die  Zügel  griffen,  ff- 
reichte  er  nicht.  Nicht  um  dieser  Wirkung  willen  haben  wir 
hier  die  Haltung  jener  Liberalen  ins  Auge  gefaßt.  Uns  liegt 
an,  ob  sie  ihren  preußischen  Gesinnungsgenossen  einen  Rüekhdt 
gewährten  oder  nicht.  Seit  dem  14.  Slai  taten  sie  es  nidit 
mehr.     Sie  waren  seitdem  auf  dem  Marsche*). 

§  4.     Der   letzte   Ansturm   der   preußischen   Liberalen 

ge^en  das  Ministerium  Bismarck.    Die  Wahlbewegung 

und  der  Krieg.     Mitte  Mai,  Juni  und  Juli. 

Am  15.  Mai  ließ  die  i)reußische  Regierung  alle  Angaben 

über  Besprecliungen  Bismarcks  mit  preußischen  liberalen  Poli- 

')  Für  die  UnbTstütxung  der  Politik  Bismarcks  durch  die  Bremer, 
dio  für  jfanz  Nordwestdeutwshland  diircli  ihre  Rührigkeit  wertvoll  war,  entkiK 
die  W«»8erz«Mtunp  da«  lelirreichst«  Material,  lehrreich  sind  auch  Bohmerts  Briefe 
an  HtMini^en.  I>.  R.  XXXI  (1906),  3.  Bd..  daneben  die  Bremer  Korrespoii' 
dt'uzon  diT  N.  Z.  Die  Nachricht  von  Königgratz  wurde  an  der  Bremer  Böne 
mit  hrautu^idem  Hurrah  aufgenommen.  In  Sachsen  wurde  Ende  April  und 
Anfang  Mai  in  Leipzig  (ähnlich  in  Chemnitz)  der  Versuch  gemacht,  eine  Agitatian 
für  Pr«Miß«»n  in  die  Wege  zu  leiten.  Dort,  im  Wirkungskreise  der  ADj. 
DtMitschcn  Zeitung,  gelang  er.  aber  seine  Wiederholung  in  Dresden  miß^oekte. 
Damit  sclifiterte  die  ganze  Agitation.  N.  Z.  6.  Mai,  8.  Mai  Abendblatt. 
10..  12.  und  13.  Mai.  In  den  zu  Leipzig  erscheinenden  „Grenzboten"  äußerte 
Froytag  soiucn  Beifall  zu  allen  Erklärungen  außerpreußischer  Liberaler  für 
dio  dtMitH<«lu'  Politik  Bismart'ks,  XXV.  1866.  2.  Vierteljahr  327,  die  Zustimmnnjf 
der  preußischen  Liberalen  zu  ihr  hielt  er  nach  wie  vor  für  unmöglich.  329.  — 
WaH  die  Nassauer  betrifft,  so  brachte  die  N.  Z.  4.  Dezember  1866  ein  Feuillettm 
von  (41agau  über  den  kurz  vorher  verstorbenen  Lang.  Darin  heißt  es, 
Laug  habe  Mitte  November  Glagau  erzählt:  Braun  und  er  hätten  fest  in 
t\vn  Krieg  imd  Preußens  Sieg  geglaubt.  ,.Braun  und  ich  hatten  (Telegenheit, 
mit  einem  jungen  Diplomaten  zu  konferieren.  Seinen  Namen  darf  ich  nicht 
nennen,  weil  ich  nicht  weiß,  ob  es  ihm  recht  ist.  Er  zog  bei  uns  Erkun- 
digungen ein  und  wir  bei  ihm.  Er  machte  auf  ims  den  Eindruck  der  Offen- 
heit und  Aufrichtigkeit  und  versicherte  uns,  daß  Preußen  unter  allen  Tm- 
ständen  losschlage.**  Ich  kannte  die  Nachricht  bisher  nicht  als  richtig  fest- 
stellen; bestritten  wurde  sie  m.W.  nicht.  Da  Lang  am  13.  Mai  noch  dem  Besuch 
Bennigsens  bei  Bismarck  widerstrebte  und  da  auch  Braun  auf  dem  Abge- 
ordnetentage am  20.  Mai  sich  noch  nicht  an  Bennigsens  Seite  hielt,  so  dürfte 
die  Verbindung,  wenn  überhaupt  zu  jener  Zeit,  erst  nach  dem  20.  erfolgt 
sein.  —  Ich  füge  noch  eine  Stelle  hinzu,  die  die  Kreuzzeitung  16.  Dezember 
1866  aus  fler  „Neuen  Mitteh-heinischen  Zeitung**  übernahm:  „Wer  die  Ve^ 
hältnisse  in  Nassau  kennt,  der  weiß,  auch  ohne  sjx'zielle  Versicherung  des 
Herrn  Ministers,  daß  die  i>reußische  Regierung  in  den  neuen  Landesteüen 
und  vorzugsweise  in  Nassau,  von  allem  Anfang  an  mit  den  Uberalen  Elementen 
in  sehr  naher  Verbindung  gestanden  hat  und  gegenwärtig  noch  steht" 


lern  über  die  Neubildung  des  Ministeriums  und  Transaktioiieii 
■nit  der  Opposition  amtlich  dementieren  ^).  Gleichzeitig  schrieb 
die  ,,Provinzialkorrespondenz'\  aus  der  die  konsei'^'ativen  Kreis- 
"blätter  gespeist  wurden,  daß  „die  Regierung  an  den  seitherigen 
Ibegierungsgrundsätzen  aus  gewissenhafter  Überlegung  fest- 
halte''*). Die  Macht  der  Polizei  sei  nur  deshalb  kurze  Zeit 
iiger  streng  geliandhabt  worden,  „um  die  Gesinnungen  her- 
culocken*'^). 

\^on  nun  an  i^Tirde  wieder  schärfer  gegen  die  liberale 
sse  zugefahren,  Diaziplinarmitersuchnngen  gegen  oppositio- 
le  Beamte  wieder  eingeleitet*).  Die  Sprache  der  Offiziösen 
rde  wieder  bissiger,  am  U*.  fiel  auch  die  „Kreuzzeitmig''  in 
den  alten  Ton  gegen  die  ,,Nationakeitung*'  zurück.  Dabei  be- 
eilte sich  die  Regierung  keineswegs,  den  Tag  der  Neuwahlen 
anzuberaumen.  Statt  dessen  traf  sie  auf  dem  Verordnungswege 
finanzielle  Maßregeln  von  großer  Tragi^^eite.  Bisniarek  wollte 
atsD,  die  Liberalen  mußten  es  denken^),  ohne  Volksvertretung 

r kommen,  bis  die  auswärtige  Lage  geklärt  war. 
Inzwischen  geriet  der  taktische  Aufmarsch  der  Fortschritts- 
partei für  die  Wahlen  gleich  zu  Beginn  in  Unordnung.  Die 
eigenen  Parteigenossen  im  Westen  verrieten  ihn.  Der  Waffeninf 
der  am  5.  Mai  das  rheinische  Anneekorps  sammelte,  hatte  einen 
„panischen  Schrecken"  in  die  Bevölkerung  der  Rheinprovinz  ge* 
worfen«  Die  demokratischen  Fülirer  dort  gerieten  mit  wenigen 
AuMiahmen  sofort  unter  den  Druck  der  Volksbewegung.  Der 
bekannteste  unter  ihnen,  Claßen-Kappelmann,  regte  in  der 
Köhler  Stadtverordnetenversammlung  einen  rheinischen  Städte- 
tag an,  der  sich  mit  der  Notlage  der  Provinz  beschäftigen  sollte. 
In  Köln  wie  in  den  anderen  größeren  Städten  i^iirden  Ab- 
ordbiungen  au  den  König  beantragt,  um  ihm  die  Erhaltung 
des  Friedens  ans  Herz  zu  legen.  Am  27.  Mai  stellte  ein 
Parteitag  für  die  Rheinprovinz  und  Westfalen  rein  agitatorische 
Forderungen  fest,  auf  die  die  Kandidaten  für  den  Landtag  zu 
verpflichten  seien:  unversöhnliche  Fortsetzung  des  inneren 
Kampfes,  Verweigerung  der  Mittel  für  jeden  Ki-ieg  wider 
Deutsche,  Ablehnung  aller  Annexionen,  entschlossene  Wirksam- 

0  N.  Z.  16.  u.  17.  Mtti, 

■       *)  Vgl  Unnih,  Erinneruttgeu  248. 
*)  N,  Z.  24.  Um. 

*)  Am  15,  ti'urde  eine  VersaTomlmig  bei  einer  Rede  LaÄkers:  ^ Wofür 
kämpfen  wir  und  wii»  wollen  wir  erreichen  ?  D»a  deutsch©  Volk  kennt  keine 
Einheit  ohne  Freiheit'',  nufgeBst.     V,  Z,  17.  Mai. 

*)  N-  Z,  20.  Mal 
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kt  i:   für  das  allgemeine,  gleiche,  direkte  und  geheime  ^ür 
rrr::t   in  Treulk-n  wie  in  Deutschland  und  für  die  Minderung 

•  i-rr   M:liiiirla?ienVi.     Im  Osten  kamen  nur  hier  und  da  ihn- 
'.:•  l-t-  FW-sclilüsstr  zustande*).  Trotzdem  nutzten  die  KonservaÜTm 

•  i:v?i  V.T^än^tr  in  ihren  iJeitungen  und  Versammlungen  ab- 
f;i!«l  ^if^tii  die  gesamte  Fortschrittspartei  aus.  .Jede  Yer- 
-iiiiiiiilung.  je<le  Resolution,  jede  Friedensadresse  aus  da 
'.\>-;-:«!]t'n  IVnvinzen  ist  registriert  worden,  von  den  Gegen- 
i'v\vt::un^en  der  Hberalen  Partei  in  den  östUchen  Provinzen 
:.;tr.t:i  >:e  .«lie  Wahler)  nichts  gehört").''  Die  Wirkung  bfieb 
i.i'i*!  aus.  Den  monarcliisch-kriegerischen  Sinn  der  altpren- 
l*:-';lit-n  Bt^völkt-rung  empörte  die  Bewegung  im  Rheinland. 

Die  lÜKTale  Presse  und  die  liberalen  Führer  des  Ostens 
v»-rs;iuniif  n  es.  der  Bedeutung  dieser  Tatsache  für  die  Wahlei 
;:tifclii  zu  werdfu.  Denn  auch  sie  konnten  sich  nicht  ent- 
-'■iilit-ßen.  ihre  Aufmerksamkeit  sofort  auf  deren  Vorbereitung 
/M  TK-hwu.  Statt  dessen  vereinigten  sie  sich  noch  einmal  zu 
einem  letzten,  unvergleichlich  heftigen  Ansturm  gegen  das 
Ministerium,  um  seinen  Ersiitz  durch  ein  liberales  zu  erzwingen. 

Allen  voran  berannte  die  „Nationalzeitung"  die  Stellung 
l»i?iiiai\ks*)  fast  täglieh.  Wie  ein  Teil  der  hinter  ihr  stelien- 
«len  forischritiliehen  Abgeordneten  im  Januar  und  Februar 
vom  Parlament  die  schärfsten  Waffen  gegen  den  Mächtigen 
gebraucht  wissen  wollte,  so  ging  nun  auch  sie  am  weitesten 
vor.  Alles  nahm  sie  sich  gegen  den  heraus,  von  dem  sie  jetzt 
die  Frage  aufwarf,  ob  sein  Ministerium  oder  ein  Ministerium 
Twesten  (.)sterreich  erfolgreichen  Widerstand  leisten  würde. 
..Man  könnte  sonst  auch  sagen,  in  einem  Reitergefecht  komme 
es  nicht  darauf  an.  ob  ein  Seydlitz  oder  ein  Sonntagsreiter  den 
Befehl  führt*).'*  Schroff  und  höhnisch  wies  sie  Ermah- 
nungen zur  Verständigung  von  befreundeter  nichtpreußischer 
Seite  *■•)   zurück.     „Unterwerfmig  und  Aufgabe  der  bisher  ver 

*)  r]»er  die  BfWi^gunjj  am  Rlioiu  Kreuzzeitung  15.,  17..  18.,  19M24.M4i, 
I.Juni;  V.  Z.  10..  16.  Mai,  12.  Jimi;  30.  Mai. 

-)  V.  Z.  19.,  30.  3Iai. 

'')  N.  Z.  10.  Aujrust  186t). 

*)  Man  lese  tlie  Leiter  der  N.  Z.  16..  18.,  24.,  25.,  30.  Mai.  3.  und  10.  Jwni: 
den  ersten  Artikel  des  Abendblattes  17.  und  31.  Mai  unter  Deutschland;  Jen 
entsprechenden  Artikel  des  Morgcnblatti.'s  2.  und  3.  Juni.  Im  Text  konnten 
nur  einzelne  dieser  Artikel  herangezogen  werden. 

»)  la  Hai. 

•)  „Em  Wort  an  die  norddeutschen  Liberalen.**  Die  Verfasserschaft 
wurde  iirtifldioli  IMtachke  rngeichricben. 
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idigten  Rechte  würde  nicht  die  Macht  des  Staates  erhöhen, 
sondern  nur  die  Freiheit  in  politischer  DemoraHsation  er- 
Blicken*'  ^),  Im  Wogenschlag  dieser  Debatte  wtLrden  Untergründe 
des  vulgarliberaleD  Denkens,  die  vom  preußischen  Staatsempfindeo 
und  Staatsreclit  denkbar  weit  entfernt  lagen,  mederholt,  vor- 
züglicli  aber  in  drei  Leitern  des  Blattes  sichtbar,  in  einem 
vom  18.  Mai  über  ,,Die  Notwendigkeit  eines  Mioisterwechsels", 
in  einem  andern  vom  3.  Juni  ,,Eb  muß  geschehen**  und  endUch 
in  einem  Nachzügler  vom  22.  Juni  ,, Offene  Antwort''.  Der 
erste  und  zweite  eutwnckelten  im  Kerne  die  Auffassung,  daß 
nur  ein  Volk,  das  sich  im  Staate  im  gesicherten  Besitz  seiner 
politischen  Rechte  wohl  fülilt,  für  Um  sich  schlägt;  auf 
patriotische  Redensarten  antworte  es  dem  Staat  stehend:  wenn 
du  nehmen  willst,  so  gib!  Der  zweite  und  dritte  leiteten  aus 
dem  Rechte    der   Bewilligung   das   Recht   der  Volksv^ei-tretung 

ler,  den  Staat  poHtisch  mitzuleiten  und  also  der  Krone  auch 
bei  der  Kriegserklärung  und  in  die  diplomatiöche  Kriegfühining 
dreinzureden').     „Man   sollte   doch   soviel   erkennen,   daß   die 


^H  ^)  5,  Juni  Morgfenhlfttt. 

^■^        *>   18.  Mai:   „Mit  Worten  etwa  wie  ,Vorwärifl  mit  Oott  für  König  und 

^VVaterlaud*    kann  in  an    kein  un^tifriedeneH  und   fnr   den  Staat   oiib^gtiistertea 

^JVolk   m   den  Kampf   führen;   soiche  Zurufe^   erhebend   für  ein  Herz,  das  für 

daa  Vaterland  froadig  achlägt,  sind  für  den  Mißmut  igen  nur  ein  toter  Schall , 

wo  nii^ht  ein  Ärgernis,    Der  Bürger^   der  sich   an    den  Staat   hingehen    und 

ftUee  für  ihn  draiueüien  eoJl,  muß  sich  im  Staate  wohl  fühlen.*^ 

3.  Juni;  „Es  ist  fichon  nnerhort  und  eben  sowohl  gegen  staatemänniiohea 
Denken  wie  gegen  Herz  und  Gefühl  dea  sc^hlichten  Mannes,  daß  ein  ganze« 
YoSk  Kriegsdienste  leisten,  feindliche  Angriffe  gewärtigen*  unsägliche  Opfer 
and  Yerluste  ertragen  und  hei  dem  alleti  nieht  einmal  deti  Trost  haben 
toll,  unter  Anführern  zu  stehen,  denen  es  zugetan  ist  ,  .  Da«  sind  Empfin* 
dnngein,  sind  Betracbtungeo,  die  maü  dnn^h  keine  Worte,  daß  die  Gefahr 
^Ue  einig  machen  müsse**  beschwichtigt  j  das  Volk  antwortet  dem  Staate 
flehend;  wenn  du  nehmen  wilkt,  so  gib.  .  .  .  Dats  früher  beliebte  Gerede, 
daß  nach  der  Verfassung  der  König  daa  Recht  des  Kriegen  und  des  Friedens 
habe,  daß  er  die  Minister  nach  seinem  Belieben  ernennen,  daß  die  Kammer 
^Lder  Regienmg  tue  notwendigen  Gelder  bewilligen  müsse,  vergeht  in  der  ein- 
|H  fachen,  ernsthaften  Sachlage  wie  Schnee  in  der  Sonne»  Mit  dieser  Weisheit, 
^  die  als  Theorie  auigekramt  werden  konnte,  richtet  man  heutzutagCj  wo  das 
Leben  auf  dem  Spiele  steht,  nichts  aus.  Die  VerfÄSsujigsurkunde  ist  nicht 
¥on  Personen  geschrieben  ^vorden^  welche  die  Natur  und  den  gesunden 
Menschenverstand  Ijekämpfen  wollten.  Der  Kouig  ernennt  und  entläßt  aller- 
dings die  Minister  und  er  erklärt  Krieg  und  schheßt  Frieden;  aber  wenn  er 
die«  alle«  nach  Ermessen,  Wahl,  Überzeugung*  Umständenj  Zweckmäßigkeit 
tot,  io  bewilligen  in  derselben  Weise  die  Kammern  Geldi  Sie  haben  keine 
Pflicht,  unter  allen  Umstanden  es  zu  tun,  sobald  es  nur  von  ihnen  verlangt 
wird.  .  .     Es  braucht  nicht  erst  bewiesen  zti  werden,   daß   der^   weJclier  um 


384 


Spabiip  Zur  Ent#t*3büng  der  ijationaliiberaleD  Partei. 


budgetlose  Zeit  als  unöberwindlicbes  Hindernis  2wischeii  dem 
Laude  und  dem   bisherigen  Ministerium   steht.     Ist  Vertrauen 

Geld  gebeten  wird,  die  Personen  und  den  Zweck  prüfen  darf,  dero  er  n 
widmen  wilL  ,  >  .  Es  gibt  kein  Hiridemia,  wegen  dessen  eine  VereiBigfntu^ 
der  Eecbte  der  Krone  mit  den  Rechten  der  TolksTertretang  nieht  stattiiDdetj 
könnte.  Ea  atetit  durcbaua  in  der  Mnebt  der  Krönet  aolebe  Mlniiter  zu  w£hlei^ 
mit  welchen  die  Volksvertretung  sieb  würde  verständigen  and  welchen  sie 
ihr  Vertrsaen  würde  schenken  können,** 

2iä.  Junir  Man  sagt,  daß  an  die  BewiUigang  der  KHegsmittel  keine 
„fremdartigen  Bedingungen**  geknüpft  werden  dürften.  „Die  Vernunft  bezeugte 
dai^  zwiacheu  GeldbewÜliguug  und  Staatsleitung  keine  Kluft  be«tebeti  darf« 
weil  das  eben  eine  im  Lehen  nn erträgliche^  bloß  begriffsmäßige  nnd  daher 
praktisch  nichtige  oder  wie  wir  auch  gern  sagen  woUcöi  Rchmtteii-  und 
ichemetih&fteT  abstrakte  Teilung  der  Girwulten  smn  wurde*  Da»  wäre  in  der 
Tai  eine  leblose  Verfaasung,  wo  pirlamentahoche  und  Regaerutig»-Macht  ein- 
ander tichroS  und  unvtsrmittek  gegenüber  atänden.  Aber  dahinaus  strebt 
nicht  die  libei^le  Partei,  und  niebt  ihre  Schuld  iit  es^  wenn  man  ein  aolcba 
Unding  von  Verfassung  in  Preußen  einführen,  die  Volksvertretung  suf  das 
Geldbewilligen  beschrauken  und  dazu  verpflicbtciit  von  der  i>oUtfaGlien  Mit* 
leitung,  die  mit  dem  Geldbewilligen  in  natürlichem  Zusammenlumge  stellt, 
aber  auBw^hließen  will,  ,  ,  Di«  Betlingungeui  welche  auiere  Partei  »teUtf 
lind  keine  fremdartigen,  eondern  es  sind  durchaus  in  der  Sacbe  begründete 
und  efl  sind  notwendige.  Die  Volke  Vertretung  verlangt  merst  ^nnd  das  isl 
eine  klare  Vcniuuftforderung),  daß,  wenn  sie  ein  GeldbewiUigungBrecht  am- 
üben  soll,  die  Art  und  das  Ziel  der  Verwendung  ihr  genehm  lein  müste. 
Sie  kann  einen  Krieg*  der  noeb  nicht  ausgebrochen^  für  notwendig  balten 
oder  einen  ausgebrocbenen  Krieg  durch  eine  Anleihe  unterstütaen  woUen; 
daran B  folgt  aber  noch  nicht,  daß  sie  jetzt  auch  eine  jede  Art  von  Kriege 
führung,  ein  jedes  Ziel  des  Krieges  billigen  muß,  Sie  kann  bereit  sein,  einer 
richtigen  Kriegführung  (wir  sprechen  nnr  vom  diplomatischen,  nicht  töbi 
militarisclien)  mit  allen  Kräften  beisustehen,  hingegen  kann  sie  eine  uimch- 
tige  diplonmtiache  Kriegsleitung  für  das  größte  Unglück  halten,  zu  dem  tie 
nichts  beitragen  darf.  Es  ist  somit  klar,  daß  sie  ein  gewiases  Vertrauen  so 
dem  Miniaterium  haben  muß,  welches  von  ihr  mit  den  Mitteln  zu  einer 
Kriege! übmng  versehen  werden  soll*  Die  Volksvertretung,  wie  man  selber 
zugibt,  hat  den  Zweck  anzusehen,  für  den  die  Mittel  von  ihr  gefordert  werden; 
lie  kann  aber  nicht  in  einem  VVaffengange  schlechthin,  sondern  erst  in  einem 
gut  geführten  einen  Zweck,  der  ihre  Unterstützung  verdient,  anerkennen,'' 

Gezielt  war  dieser  Artikel  —  das  geht  auch  aus  dem  Leiter  der  Kreuzzeitung 
23.  Juni  hervor  —  gegen  einen  von  der  V,  Z.  19.  Juni  abgedruckten  Brief, 
den  Eodbertns  unter  dem  16*  an  Ziegler  gerichtet  hatte.  Er  übte  darin  scbarfe 
Kritik  an  der  Partei,  in  der  beide  Männer  stets  eine  beaündere  Stellung  ein- 
genommen hatten:  Infolge  des  abstraklen  Charakters,  den  die  deutsche  Bil- 
dung an  eich  trage,  herrsche  in  unserem  Leben  die  Phrase.  ,, Daher  erklären 
sich  auch  die  sechs  Jahre  der  Beden,  die  wir  haben  durchmachen  müssen 
und  die  an  dem  Mark  unaerea  Volkes  gezehrt.  Und  doch  wird  vielleicht  in 
wenigen  Tagen  diesen  ganzen  Maebtnimbns  der  einzige  Artikel  11 1  unserer 
Verfassung  earttrenen.^  Die  Kammer  mtisae  die  Kriegamittel  bewilligen ;  das 
Bewilligungarecht  der  Kammern  aei  ^Itein  absolut  es,  willkürlich  benutzbares 
Eetiht,  gleichsam   ein  politischer  Paasepart^out,   um   beliebig  in  Geaetzgebu 


zwischen  Regierung  und  Volk  unentbehrlidi,  und  hat  man, 
wenn  auch  nur  einigermaßen,  ein  Eev^nißtseiu  von  diesem  Be- 
dürfnis, so  wird  man  bei  etwas  gutem  Wollen  einräumen,  daß 
es  das  Ministerium  ist,  welches  weichen  muß.  Denn  das  Volk 
seinesteils  kann  weder  abtreten,  noch  kann  es  Veilarauen  zu 
bestimmten  Personen,  das  es  schon  bisher  nicht  liatte,  in  einer 
Lage  fassen,  die  sich  täglich  %-erschUmmert  und  immer  höhere 
Ansprüche  an  die  Staatslenker  stellt"^). 

Es  ist  das  Hauptinstrument  in  dem  vielstimmigen  Orcliester 
der  Fortschrittspartei,  das  wir  hier  erkhngen  hören.  Alle  die 
anderen  Instrumente  ertönten  vom  15,  Mai  bis  tief  in  den  Juni 
hinein  nicht  minder  aufgeregt,  und  alle  riefen  dasselbe  —  ein 
,, Kreuziget  ihnh'  in  der  sehr  trivialen  Tonart:  ,, Diesem  Mini- 
sterium keinen  Groschen!'*  Auch  sieben  der  angesehensten 
Abgeordneten  schlössen  sich  zu  einer  in  den  allgemeinen 
Rnf  einstitumenden  ,, Erklärung  an  die  liberalen  Wähler  in 
Preußen**  zusammen^).  Vom  parteipoHtisclien  Standpunkte 
ans   war  der  Lärm  gegründet.     Das   bewies  Löwe-Calbe  einer 


und  Verwaltang  schalten  zu  köiineu;  es  ist  iluivh  seinen  eigenen  vernünftig^eu 
Zwe^k  begrenzt*  Es  i»t  nur  das  Recht  der  Bemessung  der  Mittel  zur  Er- 
mchung  emes  bestimmten  Zwecks^.  Besteht  ein  öi^setz  ku  recht,  wird  dai 
Zid  eineA  Kriege»  gebiUigt^  so  darf  die  Volks  Vertretung  weder  die  Mittel  ver- 
weigern, noch  Bedingungen  an  die  Bewilligung  ktüipfeü,  die  dem  Zweck 
fremd  sind.  Die  Regiernng  ilireraeita  zweifele  weder  dm  Bewilligungsrecht 
der  Volksvertretung  grundsätzlich  noch  in  dem  gegenwärtigen  besoftderen 
Falle  der  Kriegsausgaben  an.  Im  Angesichte  deh  Krieges  auf  einem  Minister* 
Wechsel  zu  bestehen,  sei  ein  Zeichen  poHtischer  Unreife  dem  AuslÄnd  gegen- 
über, politisch  anklag,  weil  die  Kammer  der  Begierung  dadurüh  ein  Recht 
züHk  VerfÄstungsbruche  gebe,  und  unsittlich,  denn  man  verweigere  die  Mittel 
um  einer  Forderung  w^lleut  die  das  Volk  selbst  keiner  Bevolutiun  für  wert 
«lachtet  habe,  und  gelegentlieh  eines  nationalen  Krieges^  bei  dem  jeder 
Preuße  seiue  Pflicht  als  Soldat  tun  werde  und  bei  der  auch  jeder  Abgeord- 
neter seine  Pflicht  in  der  Bereitstellung  zulängUcher  Mittel  tun  müese.  Die 
Konäiklsfrage  bleibe  unberührt  von  der  Bewilligung.  ,, Patriotismus,  Bewilli- 
gung, Re^nsion  der  Verfassung!  —  das  ist  der  einzige  Weg,  der  ann  detn 
Gewirr  allseitigem  Unwahrheit,  in  das  w^ir  seit  dem  Herbst  1848  gerieten, 
wieder  hinaufeuführen  vermag.  Wer  wollte  die  Schwierigkeiten  der  letzten 
Strecken  dieses  Weges  verkennen?    Aber  sie  werden  leichter  geworden  aein, 

■nachdem  rach  die  Parteien  in  der  bestandejien  Gefahr  die  Hände  gereicht*** 
t  ')  N.  Z.  3,  Juni. 

*)  Nach  Parisiüt,  Deutschlands  pohtische  Parteien  I,  229  trug  die  Er^ 
kJamug  das  Datum  „8,  Juni''.  Auf  sie  bezieht  sich  wohl  die  Kritik  Julian 
Schmidts,  Die  Notwendigkeit  einer  neuen  Partei bildung  an  dem  ^Wahlaufruf 
der  Fortschrittspartei  vom  9.  Juni**  und  Treitachkes  Kritik  an  dem  ^Wahl- 
programm  der  Fortschrittspartei"  von  Anfang  Juni  in  Zelin  Jahre  deutscher 
Kampfe  r,  102. 
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Berliner  Wählerversammlung  sogleich  am  15.  Mai  mit  deifaer 
Offenheit.     Bedingungen,  sagte  er,  müßten  grade  an  die  6e 
willipnij;  der  Kriegsmittel  geknüpft  werden.    „Sagen  Sie  nicht, 
es   sei  jetzt   nicht  die  Zeit;  ja  wenn   die  Zeit  gewöhnlich  ist, 
dann  lacht  man  uns  ins  Gesicht;  wenn  wir  es   nicht  jetzt  w- 
langen,  dann  werden  wir  es  nie  (erlangen)"  i).     „Man  fordöt", 
rief  Schulze-Delitzsch  einige  Wochen  später,   als   die  Truppoi 
schon  marschierten,  in  eine  Versammlung  hinein,  „man  fordert 
die  Verta^njj  des  inneren  Kampfes  in  der  jetzigen  Zeit,  um 
ihn  später  l>ei  einer  besseren  Situation  nach  außen  wieder  auf- 
/umhnien.    Wer  sapt  uns  denn  aber,  ob  der  Stand  der  Dinge 
dann  nivh  dersell>e  ist,  daß  mans  auch  dann  noch  kann.  Diesen 
Kanipl'  vertagen,  das  heißt  die  Waffen  dem  Gegner  ausliefern 
und  erwarten,  daß  er  sie  später  zurückgeben  werde.    WiU  der 
Wahlkreis,    daß  ieh   für  unbedingte  Geldbewilligung  stimmen 
soll,  so  kann  ich  Ihr  Vertreter  nicht  sein,  denn  ich  denke,  daß 
ioh  Miinner  hinter  mir  habe,  aber  nicht  Kinder"*).    Bismarck 
soilie  jrestürzt  wenlen,   ehe  der  König  ins  Feld  ging  und  ihn 
niii  sieh  nahm.      Dieser  eine  Cxedanke  beherrschte  die  liberale 
Ajritation    in    der  Zeit    vom    15.  Mai   bis   zum   15.  Juni  voll- 
siändij;:  ..Es  muß  geschehen!" 

Es  jrosohah  nicht. 

Am  14.  Juni  i^nirde  der  Krieg  erklärt,  die  ganze  Erschüt- 
terung:, die  ein  im  Erfolg  ungewisser  großer  Entscheidungskrieg 
in  die  Sivlo  der  Beteiligten  trügt,  ging  durch  die  preußische 
1h  viUkorunir  hindurch.  Zugleich  mit  der  Nachricht  vom  Kriege 
erfuhr  das  Volk,  geschickt  wie  Bismarck  war,  seine  in  der  letzten 
Sitzung  des  Hundestages  niedergelegten  Grundzüge  der  Btmdes- 
vorl'assung  und  seinen  Entschluß,  am  deutschen  Parlament 
tVsizuhalten.  Die  Worte:  Deutsches  Parlament  und  deutsche 
\'erfassung  erhielten  einen  vollen  Klang.  Auch  die  Walilen 
waren  mittlerweile  anl>eraumt  worden:  die  der  Wahlmänner 
standen  schon  in  wenigen  Tagen,  die  der  Abgeordneten  in 
woniger  als  drei  Wochen  bevor.  Der  hberale  Ansturm  auf 
Bisniarv^k  ging  unmittelbar  in  die  erregteste  Wahlbewegung  über. 

Am  20.  Juni  versiuidte  •'*)  die  Fortschrittspartei  ein  Zirkular 
an  ihn*  Vertrauensmänner  in  den  Wahlkreisen.  Sie  beharrte 
nicht  nur  ilanuif,  daß  kein  Geld  bewilligt  werden  könne,  solange 

>  V.  /.  17.  Mai. 

')   Kn»u.voitun^  3l\  Juni  idie  Veniammlunjn!herichte  der  Kreuzzeitan^r 

«u*  dit»so»  Wvvhon  siml  wostMitlioh  exakter  als  die  der  N.  Z.  und  der  V.  Z.). 

•'>  Zuloj**t  irodniokt  bei  Salomon,  Die  deutschen  Parteiprogramme  1. 67  69. 


i  R^eht  des  Abgeordnetenhauses  eicht  wieder  in  voller  Kraft  sei ; 
le  8agte  auch,  daß  Preußen  nicht  in  diesen  Krieg  geraten  sein 
röfde,  wenn  dem  VolkswilleD  nicht  jede  Möglichkeit  der  Ein- 
Iwirkimg  gefehlt  hätte,  und  nannte  es  die  dringende  Aufgabe  der 
|si]  wählenden  Kammer,  für  die  Wiederherstellung  Deutschlands 
auf  dem  Boden  der  Freiheit  zu  sorgen,  wofür  das  Ministerium 
iBisoiarck  keine  Bürgschaft  biete.  Darum  verlaugte  die  Partei  von 
Iden  Wälilem,  daß  sie  ihre  Kandidaten  sowohl  auf  die  Herstellung 
ies  Budgetrechts  vor  allen  Bewilligungen,   als   auch   auf  ent- 
ehiedene  Einmischung  in  die  auswärtige  Poütik  ,,zur  Erreichung 
äes  großen  Kriegszieles,  ein  freies  und  einiges  Deutschland'*, 
FverpHichteten,     Nicht  im  Aufruf  selbst,   aber  überall   in   den 
Wahlkomitees   der  Partei    wui-de   außerdem   den  Wählern   zu- 
gemutet, die  alten  Kämpfer  wieder  zu  wählen. 

Staa^sinnig  weit  ging  die  Kundgebung,  Grade  ihre  wichtigsten 
Itze  aber,  die  über  die  Verptlichtuug  der  zu  Wählenden,  kamen 
[tüdit  bestimmt  und  selbstverständlich  heraus,  sondern  wie  m 
[der  Abwehr  anderer  Meinungen,  die  über  die  Wähler  Macht 
[gewannen,  sie  diskutierten  mehr,  als  daß  sie  eine  Parole  aus- 
en.  So  gesclilossen  der  Ansturm  auf  Bismarek  erfolgt  war, 
vielfach  teilte  sich  die  Wahlbewegung  der  Partei,  vor  allem 
fin  Berlin  und  unter  den  Führern  selber. 

Die  altliberale  Partei,  von  der  Regiermig  allein  gelassen 
^und  bei  der  Kürze  der  Wahkeit  nicht  imstande,  breite  Wälder- 
schichten  der  anderen  liberalen  Parteien  zu  sich  herüberzu- 
wehen %  brach  mit  Nachdruck  in  die  Fortschrittsversammlungen 
der  Berliner  Wahlkreise  ein  und  suchte  hier  me  auch  sonst 
die  Aufstellung  der  Kandidaten  zu  beeinflussen.  In  ihrem 
RDttelpunkte  Halle  hatte  sie  schon  am  L  Juni  einen  Aufruf 
1  erlassen,  der  bemerkenswerterweise  als  vom  „Komitee  der  na- 
tionalliberalen Partei  in  Halle'*  verfaßt  Verbreitung  fand^}. 
Das  Wort  tauchte  damit,  soviel  noch  festzustellen  war,  zuerst 
in  der  Öffentlichkeit  auf! 

^Gemacht  nder  nicht,  angezettelt  cwier  nielit  —  der  Knej?  ist  gckomiuen, 
wdl  er  früher  oder  später  kommen  Diußti.%  Es  ist  der  Krieg,  der  aJlemal 
dann  ftusbrecheti  muß,  sobald  Preußen  Tiiit  Ernat  seiDc  Hißtsion  verfolg,  in 
DentflcliJaDd  ein  neaes  Beeht  RufKtJricbteii,  das  der  bisheriifen  Ohmn  acht 
ttnd  Zerrissenheit  ein  Ende  maehe.  Cm  die  Hegemouie  lu  Deutschland,  um 
die  Beichs Verfassung,  um  ein  deutsches  Parlajneni,  um  die  Möglichkeit  eines 


*)  Treitachke  bebt  das  a*  a.  0.  93  hervor. 

*)  Abdruck   in  der  V*  Z,  8»  Juni   und    im   Abendblatt   der  N,  Z.  vom 
Tage.  —  Die  Antwort  der  Hallisehen  Fortschrittapartei  in  der  Y.  Z, 
;  12*  Juni. 
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dauernden  Friedens  —  um  alles  dasjenige  wird  er  geführt,  was  der  Inbegriff 
des  Strebens  der  nationalen  Partei  seit  fast  einem  Menschenalter  ist  .  . . 
Wir  sind  gesonnen,  in  diesen  Kampf,  ob  er  heute  oder  morgen  ausbreche, 
unsere  ganze  Leidenschaft  für  Deutschlands  Macht  und  Große,  den  ganzen 
Nachdruck  des  nationalen  Willens  und  Gewissens  zu  werfen.  In  diesem 
Sinne  greifen  wir  zu  dem  einen  großen  Hebel,  durch  den  die  Frage  der 
Macht  auf  den  Boden  der  Freiheits-,  der  Volksinteressen  gehoben  wird,  — 
zu  dem  konstituierenden  deutschen  Parlamente.  In  diesem  Sinne  stimmen 
wir  in  den  allgemeineu  Ruf  des  preußischen  Volkes  ein:  Anerkennimg 
unseres  Verfassungsrechts,  Herstellung  des  inneren  Friedens,  Abstellung 
aller  Beschwerden,  die  auf  dem  Rechtsgefühl  der  Bevölkerung  lasten  und 
den  begeisterten  Aufschwung  derselben  so  kläglich  niederhalten!" 

Das  hieß,  den  Wählern  den  Vorscldag  machen,  den  Kon- 
flikt zu  vertagen,  bis  mit  der  deutsehen  Frage  auch  die  preu- 
ßische gelöst  werden  könnte,    wie  es  in  der  Ausburger  Allge- 
meinen Zeitung  schon  im  Januar  als  der  rechte  und  einzige 
Ausweg  aus  dem  Konflikt  angedeutet  worden  war.     Der  Ge- 
dankengang hatte  soviel  bestechendes  an  sich,  daß  er  sogar  in 
den  Spalten  der  „Vossischen  Zeitung*'  trotz  ihrer  demokratisch 
großpreußischen    Grundrichtung    Widerhall    fand.     „Übrigens 
handelt  es   sich*',    schrieb  sie  am  1.  Juli,    „zunächst  in   erster 
Linie  um   einen  ebenso  einfachen  als  klaren  Punkt:    um   die 
Frage,   ob   das  Eintreten   für   das   verfassungsmäßige  Budget- 
recht,   trotz  des  Krieges,  auch  jetzt  geboten  sei.     Uns  scheint, 
daß  gerade  die  Ziele  des  Krieges  selbst:  Deutschlands  Befreiung 
von  Osterreich   wie  von  der  Kleinstaaterei  imd   die  Berufung 
eines  deutschen  Parlaments,  bei  der  Beantwortimg  dieser  Frage 
eine  sehr  ernste  Erwägung  verdienen." 

Am  30.  Jmii  eröffnete  Waldeck  eine  Versammlung  des 
ersten  Wahlkreises,  indem  er  die  Anwesenden  bat,  sich  zu  Ehren 
des  Heeres  zu  erheben;  da  wurde  aus  ihrer  Mitte  ein  Hoch  auf 
den  König  ausgebracht,  und  alles  fiel  ein^). 

,, Schon  begleiten  ihn*',  berichtete  der  Berliner  Korrespon- 
dent dem  „Deutschen  Museum*'  am  20.  Jimi  von  dem  Minister- 
präsidenten, „so  oft  er  auf  der  Straße  erscheint,  jubelnde  Volks- 
massen"*). Im  3.  Berliner  Wahlkreise  trat  eine  Wählergruppe 
imter  Führung  eines  Fabrikanten  Schwartzkopff  in  den  Ver- 
sammlungen dem  bis  dahin  vergötterten  Schulze-Delitzsch  ent- 
gegen, indem  sie  die  Losung  der  Altliberalen  in  den  fast 
naiven,  für  die  breiten  Wählermassen  mn  so  besser  zu  brauchen- 
den Worten  weitergab:  „Treues  Festhalten  an  der  beschworenen 
Verfassung,  aber  auch  einmütige  GeldbewiUigung  für  unser  sieg- 

*)  N.  Z.  1.  Juli. 

*)  Deutsches  Museum  1866  I,  829. 


Iches  Heer  während  der  Dauer  des  blutigen  Kampfes  unseres 
Vaterlandes  und  Kömgthrones*'^).  Sehr  beredt  liildete  einer 
ler  gewandtesten  Redner  der  hauptstädtischen  Fortschrittspartei, 
er  Prediger  Richter  in  Mariendorf,  das  altliberale  Programm 
ioch  einleuchtender   aus.      Er    schrieb    am   21.  Juni    an    den 

Vorsitzenden  einer  konservativen  Wahlniännerversanimlung  in 
önigswusterhausen  für  sich  und  deii  zweiten  fortschrittlichen 

Kandidaten  des  Wahlkreises  die  folgenden  ^  in  der  „Vossieehen 

Eeitung**  vom  L  Juli  abgedruckten  Sätze: 

„Wollten  wir  unsereD  Gefiiblen  folgeu,  «o  tö^un  wir  uns  lieber  zurück, 
^het  es  seilt  die  besteh endea  Zustande  in  Peutsehlaud  mcht  allein  zu  zer- 
itdifeii,  sondern  bessere  aiifsnibauen.  Bis  jettt  ist  aus  der  deat«ehen  Reiebs- 
€ffftBiBmi|^  die  Bundesgewalt  und  das  Wahl^eHetz  prctklamiert,  noch  nichts 
Ibcr  die  Grundrechte,  Da  muß  die  libemle  Parte*  aktiv  bleiben^  damit  dia 
ihejt  nicht  verloren  gebe.  Durch  den  deatsrhen  Konflikt  ist  eine  Losung 
es  preußischen  möglich  geworden.  Der  preuBisehe  Staat  geht  aus  dem 
^eg€  anders  hervor,  ala  er  eingetreten  ist.  Eine  anclere  Verteilung  der 
£r]€gilasten  wird  eintreten,  die  Reform  der  Armee  wird  der  Krieg  besorgen. 
estbaHen  an  unseren  Orundsäizen,  aber  bandeln,  damit  aus  dem  Zusammen* 
iTÄe  des  deutseben  Bundes  etwas  besseres  hervorgehe,  deshalb  den  Krieg 
Durch  führung  des  Einheitsprogramms  imtersitötzen,  imd  dabei  v  er  trauen , 
das  Individuum  Werkzeug  der  nntionaleti  Idee  ist:  Das  ist  meine  Stelhmg, 
Wir  bleiben  zmn  inneren  Systeme  in  OppoBition.  wir  fördern  aber  im  Di*ange 
er  Xot  gewählte  Pläne,  die  Reicbsverfasaung  durchzuführen/ 

Im  Kenne  waren  in  diesen  Sätzen  die  Gedanken  nieder- 
legt, die  einige  Wochen  später  dag  parteipolitische  Denken 
und  Leben  der  gesamten  Fortschrittspartei  umwälzen  sollten. 
Von  den  Berliner  Altliberalen  wurden  sie  eifrig  unterstützt. 
Am  3i).  gab  der  Bankpräsideut  Dechend,  indem  er  sich  um 
ein  Mandat  im  1.  Berliner  Wahlkreise  bewarb,  die  bedeutsame 
Erklärung  ab:  Er,  der  den  liöheren  Kreisen  nahe  stehe,  könne 
mit  Sicherheit,  ja  er  möchte  sagen,  mit  voller  Bestimmtheit 
dafür  garantieren,  daß,  wenn  die  Mittel,  die  dringend  nolr 
wendig  seien,  bewilligt  würden,  dann  auch  das  Budgetrecht  des 
Abgeordnetenhauses  in  einer  allen  Wünschen  entsprechenden 
Weise  hergestellt  werde*  Aus  der  Versammlung  befragt,  warum 
«rst  die  Bewilligung,   dann   die  Herstellung   des   Bndgetxechts 


*)  V.  Z.  4,  Juli.  Die  C4ruppe  schloß  ein  Kompromiß  mit  den  Konsor- 
Tativen,  brachte  aber  trotz  deren  Hilfe  nur  130  gegen  416  Wiihlmäuner  durch, 
iimnerhin  mehr,  ida  bei  friiherea  Wahlen  die  Konservativen  allein.  —  leb 
notiere  noch  Kreiizzeitting  28.  Juni  aus  Starg^ard  in  Pomtncm :  Die  früheren 
liberalen  Abgeordueteti  Mühleabeck  und  Schidae  erklilrten  ;sur  Berichtigung 
fimlftafetider  Gertichte,  daü  «ie,  da  ihnen  die  Existenz  und  Ehre  de»  Landes 
höher  Etehe  als  der  Kampf  gegen  das  Jlinißterium»  wenn  jeue  ea  gebiete, 
der  Regierung  die  Kittel  für  den  Krieg  nicht  verweigern  würdeiu 
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erfolgen  solle,  erwiderte  er,  er  habe  nichts  weiter  damit  sagen 
wollen,  als  daß  man  die  Bewilligung  der  Kriegskosten  nicht 
schon  bei  den  Wahlen  von  der  vorhergehenden  Anerkennung 
des  Budgetrechts  abhängig  machen  dürfe  ^). 

Der  Gegensatz  zwischen  dem  Wahlaufruf  der  Fortschritts- 
partei und  Anschauungen  wie  denen  des  Haller  Programms 
und  des  Predigers  Richter,  war  groß.  Dort  wurde  die  Partei 
und  ihr  Wille  über  alles  gestellt,  hier  jegliche  Rücksicht  auf 
die  Partei  verleugnet.  Es  erhebt  sich  für  uns  ganz  von  selbst 
die  Frage,  wie  sich  jene  Uberalen  Führer  zu  dem  einen  wie 
der  andern  stellten,  die  im  April,  ohne  den  Standpunkt  der 
Partei  preiszugeben,  einer  Annäherung  an  Bismarck  und  der 
Unterstützung  seiner  deutschen  PoUtik  das  Wort  redeten.  Sie 
hatten  sich  seit  Ende  April  in  Schweigen  gehüllt.  Jetzt  aber 
waren  sie  aufs  angestrengteste  bemüht,  in  dem  Hin  und  Her 
der  starken  Strömungen  festen  Fuß  zu  fassen  imd  in  Anpassung 
an  die  wirklichen  Machtverhältnisse  eine  mittlere  Linie  zu 
gewinnen. 

Bismarck  übte,  seit  er  im  April  „die  Gesinnungen  hervor- 
gelockt" hatte,  eine  gewisse  Courtoisie  gegen  die  liberalen,  die 
nicht ,, böswillig,  mu*  verrannt  waren",  die  ,,irre  geworden  waren 
an  der  Regierung,  mehr  aus  nationalen  als  aus  parteipolitischen 
Gründen"  2).  Das  Dementi  der  Verhandlungen  mit  liberalen 
Führern  am  15.  Mai  enthielt  immerhin  den  Satz,  daß  der  Mi- 
nisterpräsident und  die  Regierung  eine  Verständigung  wünschten. 
Der  Feststellung,  daß  kein  Wechsel  im  Ministerium  bevorstehe, 
folgte  erst  offiziös 8),  dann  halbamtlich*)  die  Nachricht,  daß  Bis- 
marck selbst  eine  Änderung  befürwortet  habe,  aber  der  König 
sich  von  seinen  Mitarbeitern  nicht  trennen  wolle.  Diese  Nach- 
richt wnirde  verbreitet,  nachdem  auch  der  König  am  19.  Mai 
für  seine  Person  auf  eine  warm  gehaltene  Adresse  des  Magistrats 
und  der  Stadtverordneten  von  Breslau  die  Verständigung  als 
das  Ziel  seiner  Wünsche  und  seines  eifrigen  Strebens  bezeichnet 


')  N.  Z.  1.  Juli.  Dechend  hatte  wohl  ein  Recht  darauf,  als  „Wissender" 
zu  sprechen.  Er  stand  in  amtlicher  Beziehunfs^  zu  v.  d.  Heydt,  und  dieser 
hatte  das  Finanzministerium  am  5.  Juni  nur  unter  der  Bedingung  übernommen, 
daß  nach  dem  Siege  Indemnität  erbeten  werde ;  Keudell  269,  Petersdorff  380. 
tJ^ber  Dechends  gelegentliche  Heranziehung  zu  Sitzungen  des  Staatsministe- 
riums  8.  Delbrück  IT,  374. 

»)  Ged.  u.  Er.  (Volksausgabe)  U,  89  u.  90. 

")  Kreuzzeitung  26.  Mai  nach  der  Zeidlerschen  Korrespondenz. 

*)  Provinzial-Korrespondenz. 


hatte  ^].  Im  Juui  entschloß  sieh  Bisniarck,  einige  Mitglieder 
der  Fortschrittspartei  persünlicli  zu  sich  ^u  bitten.  Bleichröder 
beliauptete,  emigeii  Anteil  daran  geluibt  zu  haben  ^);  wahr- 
echeinlich  bemüliten  sicli  mehrere  einflußreiche  Männer  darum. 
Zuerst  empfing  der  Miiiiaterpräsident,  soviel  bekannt,  schon 
gegen  den  L  Juni  Twesteo,  danach  noch  den  einen  oder  andern, 
Tielleicht  Michaelis*},  sicher  am  20.  Juui  Unruh*),  Er  beharrte 
in  den  Oespräclien  auf  dem  Standpunkt,  den  er  den  Altliberalen 
und  den  außer  preußischen  Liberalen  gegenüber  eingenommen 
hatte  und  der  durch  den  Satz  des  amthcheu  Dementis  Tom 
15,  Mai  am  knappsten  und  richtigsteu  wiedergegeben  ist:  er 
wünsche  wohl  eine  Verständigung,  aber  Verlumdlungen  würden 
nicht  gepflogen*  Er  sprach  nur  von  dem,  was  die  Liberalen 
w'ährend  des  Krieges,  im  Falle  einer  Niederlage  tun  würden, 
nicht  von  einer  Beilegung  des  Konflikts  auf  die  Dauer*  Er 
appellierte  an  ihre  Liebe  zum  Vaterland,  rühmte  seinen  Eifer 
für  Deutschland  und  erklärte  ilmeu,  daß  man  dem  Könige 
weder  von  einer  Entlassung  ihm  persönlich  nahestehender  Mi- 
nister, noch  von  einer  Änderung  der  Heeresverfassung  reden 
düi'fe.  Auch  er  selber  könne  sich  seine  ohnehin  schwierige 
Politik  nicht  noch  mehi-  verwickeln,  indem  er  plötzlich  das 
Regierungssystem  wechsle.  So  konnten  auch  sie  nur  den  Punkt 
der  GeldbewiUigung  für  den  Krieg  diskutieren, 

,,Sowenig  auf  Bestand  imd  ernsthche  Naehgiebigkeit  zu 
rechnen/*  schrieb  Tweaten  am  10.,  „laufen  in  der  Regiemng  doch 
Gedanken  an  eine  \'er8tändigung  um,  und  wenn  uns  durch 
wirkhche  FeststeUung  des  Budgetrechts  die  rechtliche  und  mo- 
ralische Möglichkeit  zu  bemUigen  gegeben  wird,  werden  wir 
nach    Ausbruch    des    Krieges   schwerUch    verweigern    können. 


')  Parismi,  Hoverbeek  n  2,  98, 

')  üurtib  241  f. 

')  Gähn,  Aus  Ed.  Laßkera  NacJilaß  l  45  ädbi.,  ueiiiit  ihn  ohne  ge- 
Dflüeren  Belejf,  Nach  der  Faisjung  dieaer  Not i 55  konnte  M.  auch  sehon  im 
April  oder  Mai  empfangem  worden  sein. 

')  Unnah  342—950  genaue  Aufzeichnung  über  sein  Gespräch  mit  Biimarck; 
davon  m  etwa»  abweichend  Tweaten  D.  E,  TV,  Bd.  2  (1880)  13.  —  Von 
Tweiten  babeu  wir  nur  gelegentüche  Mitteilungeti  über  das  GeBprStjh  Bismarcka 
mit  ihm  iii  den  Briefen  an  Lipke  vöm  10.  Juiri  und  von  einem  Tagü  kurs 
eadi  dem  SO.,  a.  b.  0.  li  L  —  Wa«  BatnbergerT  Herr  \\  Bismftrck  89  ff. 
(Gea-  Sehr,  III,  418  ff/),  über  die  Anknüpfung  zwischen  Bbniarck  nnd  der 
Fortaclirittspartei  enjählti  iat  im  wesentlichen  genau  und  gelit  offenbar  auf 
persönliche  Mitteilung  Ünmh»  Äuritck,  da  es  mit  dessen  Berieht  übereiu* 
«timmt;  ei  iet  in  der  Daratelluug  mitverwertet. 
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Jedenfalls  richtet  sieh  die  Regierung  darauf  ein,  den  Bji^  ohne 
uns  führen  zu  können,  imd  sie  kann  es  unzweifelhaft  —  nicht 
bloß  für  ein  Jahr^).  Es  könnte  daher  leicht  kommen,  daß 
wir  ein  weit  größeres  Interesse  daran  haben,  Bewilligungen 
aussprechen  zu  können,  als  die  Regierung  es  hat,  Bewilligungen 
zu  erhalten.  .  .  Unser  Programm  muß  natürlich  auf  Änderung 
von  System  und  Personen  gerichtet  bleiben  imd  unbedingt: 
keine  Geldbewilligung  ohne  Budgetrecht;  weiter  werde  ich  mich 
auf  keinen  Fall  binden,  habe  auch  manche  andere  davon  ab- 
gebracht/* Mit  diesem  Satz  bezeichnete  Twesten  die  Richtlinie, 
auf  der  er,  Lasker  und  Unruh  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  Juni 
vereinigten  und  die  ohne  Zweifel  auch  Michaelis  und  seinen 
Freunden  richtig  erschien,  obwohl  es  an  Nachrichten  darüber  fehlt. 

Lasker  rang  sich  zu  ihr  am  entschiedensten  durch.  Im 
Frühjahr  1867  erzählte  er  einer  Wählerversammlung  davon: 
er  habe  sich  im  letzten  Juni  nicht  eher  zur  Wiederannahme 
eines  Mandats  entschlossen,  bis  er  mit  sich  einig  geworden 
wäre:  „Anerkennung  der  Verfassung  und  Herstellung  des  ver- 
fassungsmäßigen Zustandes,  dann  ohne  Rückhalt,  aber  nur 
unter  dieser  Bedingung  die  Indemnität."*) 

Nicht  ganz  so  bestimmt  nahm  Unruh  seine  Stellimg.  Es 
ist  möglich,  daß  ihn  Treitschkes  kurz  zuvor  in  den  Preußischen 
Jahrbüchern  veröffentUchte  Ansicht  über  die  Beendigimg  des 
Konflikts  3)  dabei  behinderte.  Treitschke  gab  hier  das  Schlag- 
wort aus:  daß  zur  Eroberung  neuer  Rechte  die  Zeit  kriegerischer 
Bedrängnis  nicht  angetan  sei.  Aber  nicht  nur  hielt  er  es  noch 
für  geboten,  die  Kriegsmittel  zu  verweigern,  wenn  Bismarck 
das  Budgetrecht  auch  jetzt  nicht  bestätige,  sondern  bezeichnete 
es  auch  im  einzelnen  für  nötig,  daß  die  Krone  ausdrücklich 
verspreche,  in  der  nächsten  Session  die  Heeresverfassung  ge- 
setzlich zu  regeln*),  ein  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  zusage  und  Eulenburg,  Lippe  und  Bodelschwingh  ent- 

*)  Es  ist  fraglich,  ob  er  diese  Kenntnis  von  Bismarck  hatte.  Eine  ganz 
ähnliche  Behauptung  stellte  Bemhardi  gegenüber  Bennigsen  am  28.  Aprü 
auf;  A.  d.  L.  Bernhardis  VI,  800.  Man  wird  immer  berücksichtigen  müssen, 
wie  sehr  sich  Twesten,  Bemhardi,  Bennigsen,  Lasker  imd  andere  gegenseitig 
in  diesen  Monaten  beeinflußten.  Zwei  Hinweise  darauf  für  Treitachke-Unruh 
und  Nationalzeitung-Sybel  bringe  ich  noch  im  selben  Paragraphen  unten. 

0  Am  28.  April  im  1.  Berliner  Wahlkreis,  N.  Z.  30.  April  1867. 

^)  „Der  Krieg  und  die  Bundesreform",  Freiburg  25.  Mai,  in  Zehn  Jahre 
deutscher  Kämpfe  I,  91  ff. 

*)  Diese  Forderung  begegnet  uns  auch  in  Twestens  Entwurf  vom  3.  Juni, 
8.  die  zweitflg.  Anm. 


lasse.  Unruh  nahm  das  Schlagwort  in  einem  Brief  an  seine 
Magdeburger  Wähler  auf:  von  der  Erwerbung  neuer  Rechte 
müsse  man  bei  der  Bewilligung  der  Kriegs  mittel  absehen. 
Die  Entlassung  der  drei  Minister  zu  fordern,  die  der  König 
soeben  abgelehnt  hatte,  ging  für  einen  preußischen  Politiker 
nicht  an.  Dagegen  beschäftigte  ihn  der  Gedanke,  daß  man 
ßich  das  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  zu- 
sagen  lassen  könne  ^). 
B  Am  härtesten  fiel  es  Twesten,  sich  den  Verhältnissen  an- 
zupassen. Er  scheint  bei  seinem  Gespräch  mit  Biamarck  ge* 
raten  zu  haben ^  daß  der  König  schon  in  der  Thronrede  zur 
Eröffnung  des  Landtags  versichern  möge,  er  werde  das  Budget- 
recht anerkennen.  Nach  der  Audienz  schrieb  er  auf  Bjsmareks 
Ersuchen  am  3.  Juni  nieder,  wie  er  sich  die  Thronrede  und 
insbesondere  die  Versicherung  dachte.  Der  Wortlaut  seines 
Entwurfes  lehrt  uns,  wieviel  er  noch  immer  unter  der  an- 
scheinend so  beschränkten  Forderung  der  Anerkennung  des 
Budgetrecbta  verstand.  Alles,  was  die  Gemüter  während  des 
Kondikts  verfassungspolitisch  im  Verhältnis  von  Regierung  und 
Kammer  bewegt  hatte,  khngt  darin  an^).    Brieflich  fügte  er  das 

')  Kreuazeitung  91.  Juni  über  ein  ßcbreiben  üurtilia  in  Sachen  Beinea- 
Kandidatur  in  Magdeburg  und  über  die  Stellung  der  Altliberak^n  dazu;  V.  Z. 
Ji7,  Juni  über  eine  Hede  ünnihs  im  3.  BerUner  Wablkreis  am  26. 

')  „Damit  der  in  der  VerfaßHimgsurkuiide  vorgeBebene  Zustand  der 
regelmäßigen  Verwaltung  wieder  bergegtellt  werde,  wird  Meine  Begienmg 
tmTerzäglich  den  StaatsbaUBhaltsetat  für  das  laufende  Jabr  zur  geset^üeben 
FeilaieUang  vorlegen.  Wäbrend  de»  Kriegei  können  Yerhandlungen  über 
die  Organiiation  den  Heerei  im  Frieden  und  über  die  regelmäßige  ¥erpfiif!]i- 
_  lung  zum  Krtegidienste  nicbt  Btattfinden ;  auch  ist  ein  ipesleller,  den  gewöhn- 
Hieben  Verbältnis&en  entsprechender  VorÄöschlag  und  eine  "IVenniing  der 
ordestliehen  mnd  außeronientlichen  Auagaben  für  die  Armee  nicht  möglicli. 
Es  ist  daher  statt  des  Etata  des  KriegsminiBtedumf^  eine  den  Erfordern is&en 
diesefl  Jahres  enttprechende  PauBcbnumme  fiir  den  Unterhalt  der  Aruiee  und 
die  Kriegführung  in  den  Staatshausbaitaetat  aufgenommen*  »Soweit  ea  5£nr 
Deckung  der  StaatiiitiBgaben  auiSerordentUcher  Mittel  bedarf»  wird  Ihnen  über 
die  Beschaflung  denelben  ein  besonderer  Gesetzentwurf  zugleich  mit  dem 
Budget  vorgelegt  werden. 

Um  die  zwischen  Meiner  Regierung  und  einem  Teil  der  LandeBvertretnng 
entataJi denen  Zerwürfnisfe  Eiun  Abschluß  tn  bringen ^  und  um  Meinem  Volke 
ein  neue«  Pfand  Meines  Vertrauen«  äu  geben,  erklare  Ich»  daß  die  Verwaltung 
dei  Staate  in  Zukunft  nicht  ohne  ein  durch  die  drei  Faktoren  der  Gesetz- 
gebnng  f»tge«teliteB  Etatsgeseta  geführt  und  tinfort  keine  Ausgab en  geleistet 
werden  sollen ^  welche  von  einem  der  HäuetT  de»  Landlag«  Terwdgert  worden 
nnd;  und  leb  wiU,  daß  diese  Meine  Zueicherung  als  eine  die  Staataregienmg 
für  alle  Zeiten  bindende  Auslegung  der  bisher  streitig  gewesenen  Verfoining»- 
bfatimmung  gelten  boH/     Üedrackt  bei  Unruh  25  L 

Zaitachnit  ftk  FoUtik.  26 
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Verlangen  hinzu,  daß  ,,das  Steuerbewüligimgsrecht,  mindesieiifi 
in  betreff  der  direkten  Si€uem'%  also  venimtlich  die  von  der 
Budgetkommisaion  des  Winters  1865  geforderte  und  in  daa 
Parteiprogramm  aufgenommene  Kootingentiening  der  direkten 
Steuern»  „deamächst  zugestanden  werde'*  ^}, 

Das  Hauptorgan  der  zur  Bewilligung  der  Kriegsonttel  swi 
aosehickenden  liberalen  Führer,  die  ,,Natioöalzeitmig'*,  sehiieh 
noch  hiB  zum  20.  Juni  im  großen  und  ganzen  im  Sinne  der 
Masse  der  Partei.    Eine  Ausnahme  bildete  nur  der  Leiter,  der  sm 
14.  Juni  unter  dem  unmittelbaren  Eindrucke  der  von  Bisntarek 
kundgegebenen  Grundzüge  der  Reichsverfassung  aufgenommen 
wurde.     Er    machte    sieh    mit    wahrhaft   politischer    Eingichl 
zum   Lolireduer  der  Politik   Bismarcks   gegen   Osterreich  und 
war  zugleich  für  eine  hberale  Äußerung  ungewöhnlich  maßvoll 
gegen  Österreich^),     Am   20.,  dem  Tage  des  W^alilaufmfJa  der 
Partei,    schwenkte    das    Blatt    entachieden    in    die    Richtung 
Twesteus    und   L>askers   ein.      Es   widersprach    dem,    daß   die 
Partei  den  Abgeordneten    die  Hände   binde;   die  Kriegsmittel 
müßten  bewilligt  werden,  die  Anerkennung  des  Bewilligungs- 
ip" 

')  Vnrxsh  246. 

*)  pDie  Dinge  tittd  zn  ilirem  Ursprung  xnnickgekehrt,  de^  Sehleswig- 
HöliteiniÄche  FeUUng  ist  eine  abgetatüoss^ue  Episode,  an  derfm  Äuagmng  dai 
preuBiBche  Reformprojekt  vom  10,  Juni  die  piterreiüluachen  Fritetttioiiitn  tarn 
Herbit  1863  deutlich  beantwortet  »  .  .  Beutaühlaitd  okne  dstem&ich,  das  M 
der  unmittelbare  Anschluß  so  den  intemationaleD  Kern  der  Eeichirerfkmuif 
van  1849  und  ftu  flie  Bestrebungen  der  nmtionalen  Partei  teit  der  Erh^lunf 
Preulieua  von  der  Niederlage  ku  OlmütÄ  ,  *  ,  Wir  Preußen  werden  den  natü^ 
lieben  Schwerpunkt  unserer  Kraft  nicht  eher  finden,  ak  bis  wir  zum  iOttelr 
punkte  Deutichlanü«  geworden,  wir  sind  weit  mehr  ab  unsere  Nachbarn  auf  den 
guten  Willen  und  die  Beihilfe  Deutachlaudfl  angewiesen,  und  unser  Ansehen 
in  Europa  fiült,  wenn  wir  ^u  Hanae  wenig  bedeuten,"*  Dagegen  „braucht 
kein  guter  StaatBuiann  Österreich«  aidi  einer  Prüfung  der  preußischen  Voi^ 
■chlige  2U  enthalten,  aofem  er  nur  mehr  auf  den  wahren  Wert  der  Dinge 
gibt,  ak  anf  einen  tütterreichen  Schein;  denn  es  ist  nicht  nupatnotiftch,  für 
den  fmchtloten  Glanz,  der  erste  Staat  in  Deutschland  £U  sein,  die  Freiheit 
des  eigenen  Berufs  und  den  Macht  im  wachs  einer  anfnclitlgen  Bundesgenofisen- 
Schaft  eintutauBcben.  In  PreuOen  aber  kann  keine  Begieruug  £U  einem  untei^ 
geordneten  Eange  innerhalb  des  deutschen  Bundes  sich  herabdrücken  lasaen, 
ohne  den  eigenen  Staat  und  das  weitere  Vatarland  fremden  Interessen  preis- 
sngeben'*.  —  Mit  dem  Ausdmckr  daß  es  sich  bei  dem  österreichisüh-preiiEi- 
ichen  Bündnisse  um  eine  abgeodüoBseue  ^ Episode**  handle,  gibt  auch  ünnih 
Bismarcks  entaprecbende  Mitteilung  au  ihn  vom  20.  Juni  wieder!  Unruh  240. 
—  Der  Leiter  der  N,  Z.  vom  17.  Juni  forderte  die  Einwohner  der  kleineren 
norddeutschen  Staateu^  besonders  die  Sachsen  auf*  unier  Amfallen  auf  ihre 
Dynastien,  mit  Preußen  gemeinsame  Sache  mi  machen.  «Möge  jeder  Vater- 
landflfrennd  sich  gegen  den  Feind  wenden,  der  ihm  erreichbar  lat,** 
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fc   aile  auch  ohne  Verpfliclitung  verlangen.     Der 
_. -      luc'listen    Tages     empfahl     dann    rückhaltlos    die 
ittg  nüt  dem  Minisierium,     Der  Augenblick,  da  der  ent- 
fielim  gssehwerc  Krieg  beginne,  sei  der  beste,  den  inneren 
iipf  zu  begleichen.     Die  Uberalc  Partei  wisse  sich  frei  vou 
rersöhnlieher  Leidenschaft, 

rn  nicht  und  erwarten  nichts  daß  der  Ausljnirh  des  Krieg ea 
t  scLeinende  Refonn  bringen  werde.  Nur  selten  und  nur 
I^Twi**»  Anfang eu  der  ungewohnten  Bewegung  Laben  einige  improviaierte 
tliingtij  öder  kleinere  Vereine  einzelne  Punktei  die  ibneu  am  Herzen 
Igezalilt  und  gerade  jetzt  der  entUicIien  Erfüllung  überweisen  zu 
^ffeglaubt.  Aber  der  Patriotismus  und  der  gesunde  Sinn  des  Volkes 
ifti  mch  »chnell  zu  einem  klaren  Verständnis  durch  gearbeitet^  daß  man  sich 
ei  TenriiTenden  Einzelheiten  nicht  aufhalten  dürfe*  Die  detaillierten  Pro- 
ranuEi«  lind  yerschwunden  und  nur  der  eine  Gedanke  durchdringt  die 
.^;i.,.«  ^er  liberalen  Wähler,  an  der  Verfassung  f^t  zu  halten.  In  dem 
'reit  der  Meinungen  hat  sich  das  Bewußtsein  entwickeltt  daß  die  he' 
ij^xijfi^e  der  Volksvertretung  von  der  Achtung  ihrer  Rechte  beding^t  sind; 
Md«r  bfwiUigeD  darf  sie  nnr,  w^eun  sie  wirksam  Yereägen  kann  und  wenn  die 
*it  über  die  Verwaltung  von  ikr  ausgeübt  wird.  ...  Das  bt  die  einjdge 
mg,  welche  wir  an  die  Regierung  »teUen,  daß  sie  den  Vertretern  des 
rolkfi;»  ttidglich  tnache,  über  «Lie  Hilfsfiuelleu  des  Landes  zu  verfügen  und  in 
icr  räiig«£i  Weise,  welche  ilirem  Gewissen  zugemutet  werdeü  dnrff  mit 
'oUeB  Mitteln  dem  Bediirfnis  entgegi^n  zu  kommen*  .  *  .  Mauoher  mog  wohl 
leokeo,  daß  ^erst  ein  glänzender  Erfolg  das  gegenwärtige  System  zur  An* 
■keunnng  Imngen  mÜMe,  und  daß  e»  dann  an  der  Zeit  sein  werde,  mit 
Mkbhingiger  Hand  *u  gewälureii.  Aber  w*ei»e  iat  ei,  den  inneren  Frieden 
^k  abtDAOodem  von  dem  Geschicke  der  Schlachten.  .  ,  .  Nie  bisher  war 
^K  9tiiiii  an  veirsöhnlicii  gettlmmt,  so  abgezogen  von  einzelnen,  wenn  aucb 
^pk  widitigeEi   Fordernugen    und   gans    vertieft   in    den   Kern    der   Ver- 

')  Beeinflußt   in  gleicher  Weise  von  der  altlibcrAlen  Auaehauung,   daß 

ÄJ»  LSmmg  der  deuüchen  Frage  die  der  preuöi sehen  bedinge,  und  vou  der 

ttad  Tweetena,  daß  vor  der  BewilUgmng  das  Budgetrecht  anzuerkennen 

«Ttebeint  Sybeb  Brief   an    einaa  Wablraann   vom  28.  Juni  1866,    N.  Z, 

Ji  Morgf^nblntt.    Die  berühmt  gewordene  Phmse  des  Briefes:  „denn  wer 

bt  ndn  »Bgeu  knün,  soll  aiicli  nicht  ja  aiigen**  (schon  von  Trüitschke  zitiert 

or  Poliiiseheji  Korrespondenz  10.  Juli,  SScbn  Jahr©  1,  120)  liest  sich  wie 

gtiiekUcbert?    Formulierung    df^  Artikels    der    N*  55.    vom  21;    ^Gelder 

d&ri    sie    nur^    wenn  sie  wirksam   versagen    kann.**     über  Sybels 

Halttitig  kur3t  Varreutrapp   in   der  Einleitung   zu:  Sybel,  Vorträge 

Abhafidlungen,    lSi4  f*   —  Freitag  forderte  in  den  piGrenzboten**  in  der 

'^H^tJctcD  Joaiwoclif?  (B,  493  ff,)  nun  ebenfaHi  den  Waffenstiilütand  der  Fort- 

!?***^lb|:*rtüi    mit   drr  Begiening,     Durch    die  vom    Kriege  herbeigeführten 

le  iei  die  Lage  so  günstig  t'tir  den  Liberalismus  geworden^  daii  sein 

kltoun  tei.     Die  Regierung  braucht  Geld  von  den  Kammern;  die 

md   zu  gewinnenden  Gebiete  luasen   sieb   nicht  Muders  als  liberal 

an»  dem  Feld  zurück  kehrende  Bet^r  wird  nach  den  Erfahrungen 

)  nicht  reüktionar  getiinnt  sein;  dagegen  ist  die  Frage  der  Heere»- 

26* 


Daß  gegen  die  AnerkeniiüDg  des  Budgetreehts  der  Landtag 
ohne  Zdgern  die  geforderten  Mittel  bewilligen  werde,  bauen 
auchTwesten  und  Unruh  dem  Ministerpräsidenten  ^ugesicbert 'ji 
Dennoch  bedeuteten  solche  Worte  noch  nicht  einmal  für  ihrfti 
eigenen  kleinen  Kreis  den  NiedersclJag  fester,  unveränderliclier 
Entsehlüase.  Auch  ihre  Ansichten  waren  nach  wie  vor  dem 
Einflüsse  der  ungeheuren  Unruhe  nm  sie  her  aosgesetEt  und 
wandelten  sich  in  ihr  täglich.  Denn  eie  entspringen  der  Not 
des  Augenblicks,  waren  Nachgiebigkeiten,  und  sie  wurden  nicht 
ideell  tiefer  aus  den  allgemeinen  pohtischen  ÜberaeuguiigeJi 
derjenigen,  die  sie  vertraten,  gerechtfertigt. 

Das  einzige  Mal,  daß  sich  die  .^Nationalzeilung'*  in  diesen 
Tagen  noch  auf  die  Erörterung  der  sehwebenden  Frage  ak 
Problem  einheß  —  in  dem  Leiter  des  22.  Juni*)  —  fulir  sie  mit 
vollen  Segeln  im  Fahrwasser  der  Kundgebung  der  Gesamt- 
partei  vom  20.  Jnni,  Ebenso  schwankte  Twesteu,  Der  Minister 
Präsident  hatte  Unrah  am  20.  mitgeteilt,  daß  der  König  den 
Twestenschen  Entii'urf  zur  Thronrede  nicht  gebilligt  habe.  Er 
hatte  hinzugefügt,  daß  es  wünschenswert  sei,  eine  andere  Formel 
zu  finden^  in  welcher  das  dem  Könige  Bedenkliche  vermieden 
werde,  aber  den  Gedanken  nicht  näher  ausgeführt.  Statt  dessen 
hatte  er  im  Laufe  des  Gesprächs  darauf  hingewiesen,  daß  der 
König  nach  dem  Siege  sich  wohl  bereit  würde  finden  kssea; 
denn  ein  Ausgleich  des  Konflikts  sei  notwendig.  Diese  MeinuBg 
war  von  ihm  ausdrücklich  bekräftigt  worden ;  aber  Twesten  er- 
bUckte  in  ihr  dennoch  nur  eine  Redensart.  Er  war  pereönlidi 
neuerdings  aufs  verletzendste  gereizt  worden,  indem  er  just  äei 
Tage  des  Einmarsches  der  Preußen  in  Holstein^)  wegen  seiner 
vom  Erkenntnis  des  Obertribunals  in  Sachen  der  parlamen- 
tarischen Redefreiheit  getroffenen  Landtagsrede  von  1865  vor 


r^organi^tioQ  tun  fällig  geworden.  Bestehen  muß  tlie  Partei  mal  dem  Biidg^ 
recbt^  auf  Deklaratioti  der  streitigen  Verfa96iingsai*tike]  imd  i-nf  EinsteQa 
der  kleinlichen  Maßnahmen  gegen  die  Presic,  die  Selbstverwal timg  üntl^ 
Uberaleii  Beamten,  ^Ein  Erfolg  der  Waffen  aber  wird  zwr  YersöhnuBg 
bcrte  tan.*'  —  Virchow  anderedt«  gab  an  demselben  Tage  in  einem  Schreibin 
an  seine  Wähler^  Kreozzeitnng  21.  Juni,  dem  Artikel  109  der  Verfasaniig  die 
unjnris tische  und  unmogUeiie  Auflegung,  daß  ans  ihm  das  Hecht  auf  ein 
GetetE  herzuleiten  sei»  weichet  die  Steuererhebung  untersage,  sobald  du 
Budget  nicht  ordnungamäBig  zustande  komme,  VgL  endlich  auch  den  Brief 
von  EodbertuB  lÖ,  Juni  oben  auf  S,  384  Anm.  2, 

')  IVesten  D.  R.  IV,  Bd.  2  (1880)  13  und  Unruh  243, 

^  8.  üben  Amn,  2  S.  384. 

*)  So  tagt  die  N.  Z,  10.  Juni,  es  handelt  sich  um  den  10.  oder  11.  itmi. 


das  Berliner  Stadtgericht  geladen  wurde.  Seiu  nie  iiber- 
irundenes  Mißtrauen  gegen  Bistnarck  bekam  die  alte  Gewalt 
über  ihn.  Das  Rufeo  rings  um  ihn  her  in  der  eigenen  Partei, 
daß  man  auf  jeden  Fall  dem  Ministerpräsidenten  für  den  Krieg 
geben  müsse,  was  er  brauche,  regte  ihn  auf.  „Ich  ziehe  unsere 
Niederlage  durch  die  Gewalt  der  Regierung,  selbst  die  Sus- 
pension der  Verfassung  und  alles  übrige  der  Niederlage  durch 
eigenen  Abfall  und  die  daran  sich  knüpfende  Deraorahsation 
vor*'  *).  Zwar  trat  er  nicht  v^on  seinem  Entschluß  wieder  zurück, 
aber  der  persönlichen  Abneigung,  die  er  gegen  Bismarck 
empfand,  gab  er  aufs  neue  so  freien  Ausdruck ,  daß  er  mehr 
gegen  eine  Verständigung  als  für  sie  zu  sprechen  schien.  Heftig 
bestritt  er  in  der  Wahlbewegnng  alle  schon  wieder  umlaufenden 
Gerüchte  über  Unterhandlungen,  die  mit  dem  König  und  der 
Regiemiig  im  Gang  seien,  klagte  über  die  Bereitschaft  einzelner 
dazu  und  unterstrieh  die  Bedingungen  schroff,  die  er  sieh  selber 
für  die  nächste  Zeit  vorgezeiclmet  hatte  ^). 

Unruli  und  Lasker  hingegen  gingen  schon  über  die  Richt- 
linie hinaus  der  Regierung  entgegen.  Welche  Form  der  An- 
erkennmig  des  Budgetreehts  ihnen  genügen  werde,  daioiber 
behielten  sie  sich  die  Eutöcheidung  völlig  vor.  Lasker  erwog 
sogar  in  einer  Rede  vom  29.  Juni^},  daß  das  geforderte  Geld 
auch  bewilligt  werden  müsse,  wenn  Bismarck  eigensinnig  bleibe, 
und  daß  der  Landtag  sich  dann  sein  Recht  wahren  könne, 
indem  er  seinem  Beschlüsse  die  Bedingung  anfüge,  daß  ihm 
nach  hergestelltem  Frieden  Rechnung  zu  legen  sei.  Was  Bis- 
marck  für  Deutschland  tat,  ergriff  ihn  offensichtlich  aufs 
etärkete.  Preußen,  so  führte  er  aus,  müsse  größer  werden. 
„Die  Heeresreorganisationsfrage  werden  wir  einstweilen  ruhen 
la^en  und  erst  später  dieselbe  praktisch  untersuchen.  Hat  sie 
die  guten  Eigenschaften,  wie  ich  jetzt  sogar  schon  zum  Teil 
zugeben  will,  so  werden  wir  nicht  nur  die  Mittel  bewilligen, 
sondern  auch  der  Partei  unserer  Gegner,  welche  diese  Organisation 
ins  Leben  gerufen,  für  diese  gute  Sache  unseren  Dank  sagen. 

>')  Axt  Lipke,  kurz  nach  dem  20.  Juni,  D.  IL  IV,  2,  Bd»  (1890)  13. 
^  N,  %  23.  JüDi;  V,  Z,  28.  Juni.  PariBius,  Hoverbeck  H  2,  Öl. 
^  Kreuzeeitung  1.  Juli  (die  V.  Z*  berichtet  am  selben  Tage  in  Ewei 
Zeilen  über  die  ^^ihr  bedeutaaiDe  Hede,  die  N.  Z.  am  1.  ebeniallB  ausführlich, 
aber  nur  in  allgemeinen  Bedenflartei],  ohne  alle  Foinleo).  Ea  ist,  wenn  man 
Laaker  und  Twesten  gegen iiberateUt,  nicht  ganz  auBer  Acht  zu  lassen,  daß 
Tweaten  ¥or  den  Wahlen  der  Wahlmänuer,  1/aBker  unter  dem  Eindrucke 
ihres  Ausfalls  tpracb,  der  allerdinj*«  noch  keine  sicheren  Rückschlüsse  er^ 
iibte»  immerhin  den  Liberalen  nicht  gfinstig  achieu. 
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Wie  die  Einheit,  so  haben  wir  auch  stets  die  Freiheit  hochge- 
halten, und  ich  hoffe,  daß  wie  die  Partei  imserer  bisherigen 
Gegner  jetzt  die  Parole  der  Einheit  auf  ihre  Fahne  geschrieben  h4 
sie  in  gleicher  Weise  auch  die  Parole  der  Freiheit  einst  dtf- 
auf  setzen  wird/'  Auf  eine  Frage  aus  der  Versammlung  be- 
stätigte er  ausdrücklich,  daß  die  Gewährung  des  Budgetredito 
2U  einer  vollkommenen  Aussöhnimg  zwischen  Regierung  und 
Landesvertretimg  genüge. 

Die  „Nationalzeitung''  hieb  die  nächsten  Tage  bis  zu  den 
Wahlen  in  dieselbe  Kerbe*).  Der  sich  in  der  Kriegsgefahr 
elementar  regende  Staatssinn  des  preußischen  Volkes  suchte 
sich  in  ihren  Spalten  ebenso  Ausdruck  zu  verschaffen,  wie  die 
Sorge  um  die  Partei  imd  den  Liberalismus, 

„Wir  glauben  in  Preußen  doch  eben  darnm^,  schrieb  sie  am  1.  Joli, 
„vor  den  deutschen  Kleinstaaten  etwas  voraus  zu  haben,  weil  uns  ein  schärferer 
und  gereif terer  Staatssinn  vor  ihnen  auszeichnet;  wir  leben,  was  ihnen  bisher 
nicht  beschieden  war,  in  einem  wirklichen  Staate,  und  dessen  Tüchtigkeiti 
dessen  Vervollkommnung  ist  unser  Stolz.  Früh  und  spät,  jahraus,  jahrein, 
schwärmt  der  Schwabe  für  ein  einiges  und  mächtiges  Deutschland;  dabei 
hat  aber  die  Gründung  eines  deutschen  Staats  und  hat  die  Führung  einer 
deutschen  Nationalpolitik  gerade  an  ihm  den  hartnäckigsten  Widersacher .... 
Wenn  wir  vom  Vaterland  reden,  so  meinen  wir  damit  den  Staat,  und  dieie 
beiden  Begriffe  fallen  uns  zusammen.  Ein  staatsloses  Vaterland  verehren 
die  Schwaben.*'  Dann  variierte  sie  nochmals  ihren  Wunsch  vom  21.  Jnni, 
daß  die  Kegierung  nicht  bis  nach  der  Entscheidung  mit  dem  Friedensschlnß 
im  Innern  warten  möge*).  Er  falle  ihr  jetzt  leicht.  Über  die  Heeresorgsni- 
sation  sei  ein  Streit  unmöglich  geworden,  alles  sei  auf  eine  neue  Gnmdlsge 
gestellt,  eine  neue  Verfassung  zu  vereinbaren.  „Es  genügt  somit  fSr  die 
bevorstehende  Session,  wenn  die  Regierung  sich  in  einer  angemessenen  Föns 
anheischig  macht  imd  feste  Bürgschaft  gibt,  daß  sie  künftig  keine  Weh^ 


')  Zu  beachten  ist  der  Leiter  vom  27.  Juni  gegen  die  großdeatBohe 
„Rheinische  Zeitung*',  deren  Vorläuferin  1848  „von  den  letzten  and  schofeliUD 
Schößlingen  des  französischen  Sozialismus*'  geschrieben  worden  sei,  die  sicfa 
1860  bei  der  Wiederbegründung  in  die  Fortschrittspartei  einschmuggelte 
und  nur  am  Rhein  möglich  sei,  weil  man  dort  noch  auf  ganze  LandesteOe 
stoße,  die  in  der  nnstaatlichsten  Erahwinkelei  erzogen  sind  und  an  Preußen 
aussetzen,  daß  es  ein  großer  Staat  ist,  oder  gar  sich  von  tdtramontäbcn 
Pfaffen  gängeln  lassen  und  nicht  einsehen  wollen,  daß  die  Kirche  in  Preußen 
freier  ist  als  in  sog.  katholischen  Staaten,  und  femer  der  Leiter  vom 
30.  Juni:  das  norddeutsche  Volk  wird  einsehen,  daß  im  preußischen  Ltgö" 
die  höchsten  Nationalgüter  verteidigt  werden.  Auch  unter  einem  nicht  voMo- 
freundlichen  Ministerium  vertrete  Preußen  Österreich  gegenüber  die  dcatsche 
Volksfreiheit,  gleichwie  im  30jährigen  Kriege  die  starren  Lutheraner  und 
Reformierten  die  Geistesfreiheit  vertraten  und  retteten. 

*)  Wie  sehr  den  Liberalen  daran  lag,  hatte  Unruh  Bismarck  offen  ^ 
gegeben;  Unruh  250;  es  geht  auch  aus  Twestens  Brief  kurz  nach  den» 
20.  Juni  hervor. 
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T^rfaseimg  umführen  und  überhaupt  kerne  Staatsaa^gikbeu  m&clien  wird,  ohne 
Vdr^ringige  EinwiUijning  der  VolkwveiiTetimg.  Auf  diese  Art  wird  dat  Budget- 
recht  EQ  beste tigeD  uind  iu  gmüexe  Sicherheit  isü  biingen  aem;  den  Abge^ 
cfrdiieten  überlaasen  wir  die  Sorge  für  die  angemeseene  Form  dejr  Sieher^ 
Styling.  Nachdem  diee  geschehen  und  erledigt^  wird  aicb  über  Kriegsaa- 
leiben  verband  ein  lassen/*  ^) 

So  boten  die  Wahlversammlungen  und  Preßstimmen  der 
Berliner  Fortschrittspartei  in  den  letzten  Tagen  vor  den  Wahlen 
das  Bild  äußerster  Unruhe,  vielfacher,  nicht  mehr  neuer,  aber 
jetzt  zuerst  zutage  drängender  Gegensätze  und  einer  allgemeinen 
V^erwiming  unt«r  den  Führern.  Ein  Beobachter,  der  sich  selbst 
zur  Partei  zählte,  fühlte  sieh  durch  den  Anblick  an  die  Herbst- 
wochen des  Jahres  1848  erinnert,  die  der  Auflösung  der  Berliner 
Nationalversammlung  vorangingen  *). 

Da  fügt«  der  Zufall^  daß  auf  denselben  3.  Juli  die  Wahlen 
und  der  Sieg  von  Königgrätz  fielen.  Zuerst,  in  der  Frühe  des 
4.  erfuhr  man  den  Sieg,  vom  5.  an  den  Ausfall  der  Wahlen. 
Wie  er  anfangs,  noch  unberichtigt,  gemeldet  wurde,  hatte  die 
Fortschrittspartei  und  ihr  Anhang  die  altpreußischen  Gebiete 
mit  Ausnahme  Berlins  fast  ganz  verloren  und  nur  die  westhchen 
Provinzen  behauptet,  die  poh tisch  wenig  Einfluß  besaßen*). 
Als  das  Ergebnis  amtlich  feststand,  wählte  sie  zwar  einige  Sitze 
mehr  als  die  Rechte,  aber  an  der  Mehrheit  fehlten  ihr  30  Stirn- 
meii,  und  selbst  wenn  die  AltUberalen  zu  ihr  traten,  blieb 
sie  von  der  Gunst  der  Katholiken  und  Polen  abhängig,  wenn 
sie  sich  nicht  mit  der  Regierung  verständigte.  Diese  konnte 
fortan  eine  Mehrheit  gegen  sie  bilden.  Die  Wahlen  waren 
nicht  im  Taumel  der  Siegesstimmung  erfolgt*  Mit  voller 
Überlegung  hatten  die  Kernteile  des  preußischen  Volks  ihre 
Stimme  gegen  die  Partei  in  die  Urne  geworfen;  sie  wollten 
keinen  Landtag,  der  der  Regierimg  in  der  auswärtigen  Politik 
und  im  Kriege  Schwierigkeiten  bereitete,  keinen  Landtag,  von 
dem  sie  sich  allgemach  sagten,  daß  er  mit  seinen  Ansprüchen 
doch  nicht  durchdrang*).  Die  Bevölkerung  brauchte  wieder 
einen  Landtag,  der  seinen  Beruf,    Gesetze  zu  geben,  erfüllte. 

')  Der  Artikel  richtet  sich  gegen  den  „bacchantiseben  Tanmel'*,  in  dem  die 
WlUerflctiareu  bereit  waren,  vor  der  Regierung  bedingnngslo»  zu  kapitulieren  I 

')  Karl  Freuzel  im  „Deutschen  Museam«   1866  U,  29  (27,  Juni). 

*)  Die  ersten  SchätzuDgeo  nnd  Anfitellungen  in  der  Ereuzzeituüg  7.  u, 
I0„  in  der  N.  Z.  8.  Juli, 

*)  In  einer  Wählerversammlung  im  1.  Berlinpr  Wahlkreis  am  8*  No- 
vember 1866  führte  der  Staatsanwalt  a.  D.  Schröder  aus,  daß  er  diese  Beoh- 
sdxtang  im  Erdie  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gemacht  habe ,  N.  Z.  10.  No- 
vember  IB66  Horgenblatt. 
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Die  Fortschrittspartei  erkannte  sich  in  ihrer  ganzen  Schwäche 
in  denselben  Stunden,  da  sie  die  preulUsche  Monarchie  in  all 
ihrer  naturhaften  Stärke  vor  sich  sah.  Wollte  Bismarck  den 
Absolutismus  wieder  aufrichten,  nim  durfte  er  es  versuchoL 
Der  Prozeß  immer  tieferer  Einsicht  in  die  Lage  des  Staates 
und  der  Partei,  dem  die  liberalen  Führer  in  der  Fortschrittspartd 
seit  mehr  als  einem  halben  Jahre  imterlagen,  war  vollendet. 
„Man  hat  früher",  faßte  Twesten  ihn  zusammen  i),  „das  par 
lamentarische  Verfassungsleben  dahin  gedeutet,  daß  es  nor 
darauf  ankonune,  eine  Majorität  im  Parlament  zu  haben.  Die 
Jahre  des  Konflikts  haben  ims  eines  anderen  belehrt.  Trotz 
einer  ungeheuren  Majorität  der  Wähler  und  der  Gewählten 
vermochte  das  Abgeordnetenhaus  nicht,  die  Regierung  auch 
nur  in  den  Schranken  der  Verfassung  zu  halten,  viel  weniger 
seinen  Willen  durchzusetzen.  Aus  dem  Kjiege  imd  Siege  war 
die  Regiermig  mit  einem  gewaltigen  Machtzuwachs  hervor- 
gegangen. Es  war  klarer  als  je,  daß  niu:  in  der  Einigung  dei 
Volksvertretung  imd  der  Regierung  etwas  zustande  gebracht 
werden  komite,  und  das  Volk  hat  durch  seinen  Willen  bekundet, 
daß  es  etwas  zustande  gebracht  sehen  wollte." 

Vier  volle  Wochen  bUeb  die  Partei  im  Ungewissen, 
wessen  sie  sich  in  der  inneren  Politik  von  Bismarck  zu  ver- 
sehen habe.  Daß  er  auf  lange  hinaus  nicht  mehr  aus  dem 
Amte  zu  entfernen  sei,  darüber  waren  sich  alle  Richtungen 
in  ihr  einig,  mochten  sie  sich  dieserhalb  acht  Tage  zuvor  auch 
noch  so  lebhaft  bekämpft  haben.  Was  sie  von  dem  Fortgang 
seiner  deutschen  Politik  vernahmen  oder  errieten,  entmutigte 
sie  vollends.  Vor  allem  ergriff  sie  mit  banger  Ahnung,  daß 
er  sich  bei  den  Vorverhandlungen  mit  Österreich  auf  die 
Mainlinie  beschränkte.  Unterdessen  erstand  über  Nacht  in  dem 
nicht  preußischen  Nord-  und  Mitteldeutschland  eine  „nationale 
Partei"  in  ungezählten  Vereinen,  die  sich  „national  und  hberal" 
nannten,  jedoch  ausschUeßUch  auf  die  Einheit,  nicht  auf  die 
Freiheit  Wert  legten*).    Überschäumend  brach  sich  der  in  den 

*)  Rede  vom  16.  September  1867  in  Berlin,  N.  Z.  18.  September  1867 
Abendblatt.  Ähnliche  Gedanken  N.  Z.  4.  Januar  1867,  bei  Treitschke  schon  in 
der  Polit.  Korrespondenz  vom  10.  Juli  1866,  10  Jahre  deutscher  Kämpfe  I,  118  f. 

^)  Auf  das  plötzliche,  freilich  nicht  unvorbereitete  Emporwachsen  einer 
nationalliberalen  Partei,  besonders  in  Mitteldeutschland,  soll  hier  nicht  weiter 
eingegangen  werden.  Ein  Schüler  von  mir  arbeitet  darüber.  Von  besonderer 
Bedeutung  für  diese  Bewegung  war  die  Yersanmilung  zu  Hannover  am 
12.  Juli  unter  Bennigsens  Vorsitz,  an  der  Liberale  aller  nichtpreoßiachen 
Länder  Norddeutschlands  außer  Sachsen  teilnahmen.    Beim  Abdruck  des  Be- 


Spahn,  Zur  Entstebimg  der  mÄtionalliberalen  Partei, 


401 


BO  Jahren  durch  die  preußischen  Wirmisse  zurückgedämmte 
L>raiig  nach  dem  Anschluß  an  Preußen  in  dem  Bürgertum  der 
JÄitielstaaten  Bahn,  als  Königgrätz  geschlagen  war  und  Napoleons 
Einmischung  drohte.     Man  begeisterte  sich   für  Bismarck,   die 
Bereitschaft,  mit  ihm  zusammen  zu  stehen,  wurde  unbedenklich, 
imd  man  zürnte  den  preußischen  Parteifreunden,  daß  sie  zau- 
ierten    und  trübe  drein  blickten.     ,,In  dem  Augenblicke,   wo 
ilie    Annexion  vollführt  ivar  imd  der  Norddeutsche  Bund  im 
ersten  Keime  vor  uns  lag,  kamen  von  den  anderen  Ländern, 
welche  teils  annektiert   waren,    teils  sich   dem  Norddeutschen 
Bunde  aneclJießen  wollten,  an  uns  Aufforderungen,  nunmehr 
dem   inneren   Konflikte  ein  Ende  zu  machen' 'i).     Diese   Auf* 
forderungen  waren  vom  Standpunkte  der  Mittelstaatler  wohl  be- 
greiflich. Sie  versprachen  sich  viel  für  sich  von  der  UnterstütsEung, 
die  sie  Bismarek  zu  leisten  gedachten;    aber  ihre  Hilfe  nutzte 
ihm  nur,  wenn  sich  auch  die  Preußen  ihm  zuwandten.     Mitte 
Juli    waren    auf    Wunsch    Eulenburgs*)    Bennigsen,    Miquel, 
Gumbrecht  aus  Hannover,  Oetker  und  Baehr  aus  Kassel  und 
Biedermann  aus  Sachsen  in  der  preußischen  Hauptstadt.    Be- 
Bprechmigen  fanden  statt  ,, teils  von  Mitgliedern  der  hberalen 
und    nationalen   Partei    der    größeren    norddeutschen    Staaten 
unter  sich,  teils  zwischen  ihnen  und  ihren  Gesinnungsgenossen 
in   Preußen,   endlich   auch   mit   Vertretern   der   Regierung'' ^J. 
„Es    soll    bei    der    Anwesenheit    der    hannoverschen    Fuhrer 
in     Berlin     allerlei     Auseinandersetzungen     mit     den     Partei- 
genoeaen  gegeben  haben,   und  keineswegs  alles  gelobt  worden 
sein,  was  in  Preußen  zur  Brachlegung  jedes  energischen  Fort* 
Bcbritts  der  Regierung   nach   außen    hin,    mit    ebenso    großer 
Konsequenz  wie  Verbissenheit  geschehen  war'**).     Die  gleiche 

richten  über  si*?  aus  der  Külniseben  Zeitung  gebrauchte  die  N.  %.  zuerst  dos 
Wort  „natiouälliberal*^. 

')  Kandklatenrede  GoescheuB  im  L  Berliner  Wahlkreis  am  6.  November 
1866,  Kremzeituug  8,  November  1866. 

')  Da*   Eiüladuflgsschreibeu   für  den  16,  Juli   au   Oetker   (ÄuBzug)   bei 
ker  m,  452,   an  Bennigsen  D.  R.  XXXI  (1906),  Bd.  4,  7a.     Eoggenbach 
eb  am  L  Juli  au  Bismarek  einen  Brief,  durch  den  er  sich  ihm  zur  Ver- 
ftg  iteUte;  Bismarek  UeW  den  Brief  alabiild  veröffentlichen,    N.  Z.  12,  Jnli 
gab  den  Brief  wieder, 

•)  FeibiteUutig  Biedermauns  in  teiner  ^Deutschen  Allgemeinen  Zeitung** ; 
ibgadruckt  in  der  N,  Z,  20.  JuU. 

*)  V.  Z.  dfl  Auguit,  „Am  wel6üL'iien  Landen"*    Interesannte  Schlaglichter 
dsA  Drangen  mancher  auUeri.>reuÜiftclien  LUieralen  zu  ßiBnian;k  um  jeden 
k^eiÄ  wirft  die   im  Juli  uud  August  1866  in  der  Y*  2*  ersehienene  Artikel- 
be;  Leipriger  Kriegstagebuch. 


Z-zT  EiiiAfhuxi^  der  nationalliberalen  Partei. 


'--":.  :-.  :J.rfr.  üe  Alüilx-ralen  der  Fortschrittspartei,  dasselbe 
-:^--.  -  \..zr  A-?'l;ii:'idruische  Und  selbsi  sehr  radikal  gesinnte 
^1:.-..:-:  *^  ..  :.  ..!^  5  Juli  verC»ffentliehten  die  Zeitungen  einen 
"...  1  -M  :..T:fr:^n  Aufruf  Arnold  Ruges:  Krieg  gegen 
>'r—-  :  .■.:.-^::.r:.:  :r:  Berlin!  „Wollt  ihr  dem  Könige  nach- 
:.:•.:  >:  l>  K  i.ir-krc'ne  nicht  annahm,  weil  sie  vom  Volke 
iL:.-,  i:.:  -.:  ^■."e  t  :.  .it-n  Fürsten  haben  wollte?''  Mit  dem- 
^  •-. •_  — .•'...'..k-:-  ^u.'r.it-  auch  Julian  Schmidt  auf  die  Liberalen 
:.  '..'.'.:  *"*:.::::  I^ir  Norwendigkeit  einer  neuen  Parteibildung 
:m  -R-.rk-. :  H::.  zur  Regierung,  da  die  Einheit  Deutschlands 
;-:::  ..".—  ..1:  >  vl^diene  er,  so  jJädierte  Gustav  Freytag  in 
■:•:.  ":-:.;■•  >r.  .  u::d  so  plädierte  auch  mit  der  heißen 
!--:>.:>  ":.;.::  ?-.::.rs  Te!i:}»erament5  in  den  Preußischen  Jahr- 
i  ■.:■:.* r..  Hi::.nv!.  v-.::  Trt-itschke.  Die.  denen  alle  diese  Be- 
r' hw.r/.y.jt:-  i::i*:i:..  *:.i'nen  einstweilen  nur  das  heraus,  daß 
:.:i  ::.:.!.■:  üt.  ihrt-r  S-::v  aushielt.  Sie  machten  sich  auf  das 
r-i  ].l:i:.::.?:v  irt-tatT  Nach  Monaten  fortwährend  gewachsener 
}'ii:T».i]— ^!::^^•i:vr  Aiitrotrung  durchlebten  sie  Wochen  einer  see 
iirjcl.evi  I»ij'rr>si'.::i.  wie  sie  kaum  einmal  eine  Partei  durchlebt 
liar'».-n  düriti-. 


tj  .").  Vtruinlerte  Laco  und  Umschlag  der  Stimmung 
in   der  liberalen   Partei. 

In  den  ersten  Tagt-n  dos  August  tagten  zu  Bratmschweig 
der  Ausschuß  des  Xatinnalvereins,  die  ständige  Deputation  des 
volkswirtschaftlichen  Kongresses  und  der  Vorstand  des  deutschen 
Handelstages,  um  sich  im  Chor  für  Bismarcks  deutsche  Politik 
auszusi»reclien.  Die  Mitteldeutschen  überwogen  imter  den  An- 
wesenden. Im  Ausschuß  des  Nationalvereins  machten  die 
wenigen  Preußen,  die  herübergekommen  waren,  Vorbehalte; 
sie  fürchteten,  heißt  es  in  einem  Bericht,  zu  verlieren,  was  sie 
am  preußischen  Parlament  hatten,  und  den  parlamentarischen 
Bundesstaat  nicht  zu  bekommen^).  Die  anderen  hielten  dem 
entgegen,  daß  Bismarck  das  deutsche  Parlament  brauche  und 
demgemäß  bei  WiedereröiREnung  des  Landtags  um  InderanitÄt 
nachsuchen  werde.  Die  Eröffnung  stand  anderntags  bevor. 
Die  Sitzung  >i'urde  aufgehoben,  der  gesamte  Ausschuß  fuhr 
nach  BerUn  hinüber,  um  dort  seinen  Beschluß  zu  fassen,  so- 
bald die  Entscheidung  gefallen  war. 

Im  Weißen  Saal  des  Königlichen  Schlosses  versammelten 
sieh  die  preafiischen  Landtagsmitgheder  am  5.  zahlreich  \iie  nie. 

0  O-  ^'üi  ZZV  (lese),  8.  Vierteljahr  311  f. 


Der  König  verlas  die  Tlironrede.  Sie  enthielt  sehr  wenig  von 
dam,  was  Twesten  zwei  Monata  zuvor  für  sie  niedergeßchrieben 
hätte.  Der  Rat  aber,  schon  in  ihr  das  Gesuch  um  Indemnität 
ansukündigen,  war  in  ihr  berücksichtigt.  Der  Ton  der  ganzen 
Thronrede  war  schhcht  uiid  versöhnlich.  ,,Noch  melir*\  be- 
richtigte das  „Deutsche  Museum"^),  „als  der  positive  Inhalt  der 
Thronrede  hat  ihre  Form,  das  Fernhalten  jeder  stolzen  oder 
drohenden  Äußerung,  an  die  Graf  Bismarck  in  den  letzten 
Jahren  die  Abgeordneten  gewöhnt  hatte,  die  allgemeinste  Zu* 
etimmung  gefunden/'  „In  verbis  simus  facilesl**  so  schließt 
die  Übersicht,  die  Bismarck  selbst  von  seinen  dem  König  vor- 
getragenen Gründen  für  die  Indemnität  in  den  „Gedanken  und 
Erinnerungen*'  gegeben  hat'). 

Der  Umschlag  der  Stimmung  gegen  Bismarck  und  den 
König  vollzog  sich  jetzt  in  reißender  Schnelle.  Alle  die,  denen 
das  19.  Jahrhundert  Einfluß  imd  Rechte  im  politischen  Leben 
gegeben  hat,  ohne  sie  doch  im  politischen  Denken  zu  schulen, 
die  Presse,  die  Masse  der  Wähler  wie  die  große  Zalil  der  Ab- 
geordneten, wurden  von  der  Begeisterung  überwältigt.  Historiker 
haben  sich  bei  dem  Anblicke  darau  erinnert  gefühlt,  wie  sich 
1594  die  Gesinnung  der  kathoUschen  Franzosen  Heinrich  I\\ 
zuwandte,  da  er,  der  Protestant,  zum  ersten  Male  zur  Messe 
ging.  In  wenigen  Tagen  war  vergessen,  wie  unsicher  durch 
Kouflikt  mid  Krieg  Verfassung  und  bürgerliche  Kultur  im 
preußischen  Staat  geworden  waren.  Auch  von  den  fühi-eudeu 
Abgeordneten  ward  einer,  Eduard  Lasker,  tiefer  ergriffen.  Er 
Beigte  tmter  den  Führern  am  stärksten  zur  persönhehen  Be- 
wTindenxng  Bismarcks  und  konnte  sich  ihrer  immer  weniger 
erwehren»);  er  war  unter  ihnen  aucli  die  kürzeste  Zeit  als 
Mitglied  des  Landtags  am  Konflikt  beteiUgt  und  innerlich  fast 
vollständig  von  der  deutschen  Politik  in  Anspruch  genommen. 
80  hatte  er  schon  im  April  den  frühesten  Annäherungszeichen 
Bismarcks  am  weitesten  nachgegeben^  und  so  gab  er  jetzt  dem 
HoffiaungsseUgen  und  der  nationalen  Begeisterung  der  breiteren 
Schichten  der  liberalen  Partei  den  beredtesten  Ausdruck*}. 


*)  leee  n,  220. 

^  Oed»   ü.  Erinn-    (VolkuauBgabe)   ü,   89  f,     Zur    Ge&chicbie    des   In- 
denmitätflge»ticlis    Peteradorff,    Kleist  -  Retzow    380  ff.,    PariBius,    Hoverbeck 

*)  Bambo'gerf  Gesammelte  Schriften  II,  106. 

*)  Vgl  Bcint  TOn  Cfthn  138  ff.  uetigedruckten  Leiter  mna  der  K.  Z.  Tom 
Juli  uud  Auguit 
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Bismarck  oährte  die  Begeisterung  mit  gulem  Bedacht  h 
der  Woche  nach  der  Kröffinung  des  Landtags  ließ  er  kwi 
oacheiiiaQder  mehrere  Vorlagen  einbringen,  die,  Jede  auf  ihit 
Art,  bei  den  verschiedenen  Richtungen  der  liberalen  Partei 
Fürsprecher  für  die  Versöhnung  waren:  die  Vorlage  über 
die  Annexionen,  die  über  die  Indemnität  und  die  über  das 
Wahlgesetz  für  den  vereinbarenden  Reichstag.  Er  be- 
gründete sie  selbst  in  den  Konnnissionen  und  heß  hier  wie 
auch  im  privaten  Verkehr  alles  Bestrickende  seines  WeeeBS 
auf  die  Abgeordneten  wirken.  Er  zog  sie  au  sich  heran,  wie 
er  sie  frülier  gereizt  und  verächtlich  behandelt  hatte.  Am  T, 
spät  nachts  emphng  er  den  Kurhessen  Oetker;  er  ,,sah  bkü 
und  angegriffen  ^us,  aber  sein  Gesicht  zeigte  eine  wahrhaft 
verklärte  Heiterkeit'*,  ohne  alle  Überhebung  war  er*).  So 
schauten  ihn  bald  sehr  viele  Liberale.  Ihr  leidenschaftliches, 
oft  schon  in  Beschränktheit  ausgeartetes  Mißtrauen  gegen  ihn 
hatte  zuletzt  fast  das  meiste  zur  Schärfe  des  Konflikts  beige- 
tragen.    Er  entzauberte  sie  nun'), 

„Der  Gewissenszwang  zu  einer  negativen  Haltung  gegen 
die  Vorlagen  der  Regierung"  da  achte  ihnen  fortan  behoben*). 
Die  pohtische  Welt  lag  wieder  in  einem  freundlichen  Lichte 
vor  ihnen;  sie  bUckten  in  sie,  befreit,  beruliigt,  genesen. 
Es  sei,  wie  Laaker  sich  ausdrückte*),  ,,das  Mißtrauen  gegen 
die  Regierung  abzustreifen,  nachdem  dieselbe  auch  nach  glück- 
lich errungenem  Erfolge  an  dem  Ideal  des  Norddeutschen  Par- 


')  Oetker  IH^  4M»  Deutsch  es  MuEeam  II,  223  in  dem  Bericht  über  die 
Heim  kehr  des  Konigi  aus  dem  Felde:  „Graf  Biemarck  war  ein  einzigei 
LacheD." 

')  Hop|>e  19  f* :  „Ein  Bericht  über  den  verflogsenen  Abschnitt  der  1.  Session 
der  **,  Lejfislaturperiode  würde  ungetreu  sein  und  einen  weeeotlichen  Zug 
ans  dem  Bilde  anslassenf  wenn  unerwähnt  bliebe,  daß  die  Art  der  Geschift»- 
behandlung  durch  den  Ministerpräsideuteu  die  abstoßende  HalttiBg  niclit 
mehr  besaÖ,  .  .  Es  stellte  sich  ein  angenehmer,  ron  Aniinosi täten  freier»  tüö 
keiner  Seite  provozierender  Verkelir  zwischen  dem  Ministerprasi deuten  und 
den  Abgeordneten  her»  der  bis  zur  Vertagung  keine  Trübung  erfuhr.  Däi 
dadurch  erzengte  Gefühl,  daß  Graf  Bismarck  auf  der  Hube  seiner  Erfolge 
ein  gutes  Einvernehmen  mit  der  Landesvertretung  für  besaer  als  den  frühemi 
Zufitand  hielt,  daß  er  diesen  aieht  erhalten  oder  gar  verstärken  wolle,  diu  w 
im  Gegenteil  auf  die  Mitwirkung  des  Abgeordnetenbaufles  denjenigeii  Wert 
lege,  den  dieses  beanspruchen  muß,  wenn  e»  in  seinen  eigenen  Augen  und 
vor  der  Welt  nieht  die  geltührende  Achtung  verlieren  will*  bat  die  beider^ 
seitigeu  Beziehurigen  bis  ^ur  Unterbrechung  der  Sesaion  erheblich  erleichtejptv" 
Aus  einem  Briefe  des  Abj^fetsnlneten  Kaamgießer  N.  2.  19.  August, 

*)  In  einer  B  ezir  ks  verein  er  ede  zu  Berlin»  N.  Z.  4,  Detember  1866. 
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lameut^  festgehalten  habe/*  Von  der  Indeninität  meinte  derselbe 
Abgeordnete  sogleich  verbürgt  zu  wissen,  daß  ihre  sehr  enge 
Auslegung  durch  die  Konservativen  der  ,, Kreuzzeitung"  und 
des  Herrenhauses  dem  8inne  des  Ministers  ganz  zuwider  wiire 
und  die  Thronrede  mit  ihr  vielmehr  j,die  ausgesprochene  Absicht 
Terbinde,  daß  der  Konflikt  damit  für  alle  Zeit  ^um  Abschluß 
gebracht  werde*'  *).  Gar  die  Heeresfrage  schien  selbst  den 
ureniger  Vertrauensseligen  durch  die  Siege  und  durch  die  An- 
gliederung  der  norddeutschen  Klein-  und  Mittelstaaten  erledigt 
oder  doch  der  Erledigung  sicher,  da  sie  durch  die  Überweisung 
an  den  Reichstag  dem  unmittelbaren  Machtbereich  der  preu- 
ßischen Krone  entrückt  würde  *).  Schon  entwickelte  sieh  ein  Kult 
der  PersönHchkeit  und  der  Pläne  Bismarcks.  Man  legte  ihm 
alles  zum  guten  aus,  um  ihn  bewundern  zu  können.  Auf 
liberalen  Autrag  und  gegen  sein  Ersuchen  wurde  sein  Name 
den  Namen  der  Heerführer  zugesellt,  die  eine  Dotation  er- 
tiielten*).  »lEin  Ministerium'',  schrieb  die  ,, Nationalzeitung*'  am 
17.  August,  und  Tw^esten  wiederholte  auf  der  Landtags - 
tribüne  am  3.  September  die  Meinung*),  ,,ein  Ministerium, 
welches  einer  Verfassungswidrigkeit  gegenüber  darauf  hin- 
weisen kann,  daß  es  einen  glänzenden  Krieg  geführt  habe, 
wird  nicht  bald  zurückkehren,  und  wenn  die  Verfassung 
bei  allen  anderen  Gelegenheiten  treu  beobachtet  wird,  so  steht 
es  nicht  schlecht  um  sie/*  ,,Den  Gnmdgedanken  des  im  Jahre 
1866  zwischen  Bismarck  und  den  Liberalen  geschlossenen 
Friedens*'»  urteilte  Bamberger,  „bildete  das  Zugeständnis,  daß 
der  Zielpunkt  der  Bismarck  sehen  Politik,  weil  er  sich  absicht- 
lich verhüllt  hatte,  Gegenstand  irrtümlicher  Antipathie  geworden 
war.  Erst  nachträglicli  trat  zutage,  daß  es  sieh  nicht  darum 
gehandelt  hatte,  die  preußischen  Angelegenheiten  im  Innern 
durch  neue  Freiheitöbesehränkungen  nach  rückwärts  zu  drängen, 

')  N.  Z,  10.  Aagüat  186B,  neu  gedruckt  von  Cahn  I,  140—153,  Die  ver- 
schiedene Interpretation  des  lödemnitätsgesnehs  durch  die  Preaee  bietet  am 
liefiten  N,  2.  8.  Augntt  und  der  Leiter  der  Kr^tiizeitnng  vom  selben  Tage* 

*)  Lewinstein,  Die  preußische  VolksTCrtretung  nach  dem  Kriege  dea 
Jahrei  18ti6,  Berlin  1867,  20;  N.  Z.  17,  Äugnst  und  29,  Dezember  1866.  In 
der  N.  %,  7.  Oktober  1866  die  Phrase:  „Mit  den  preußischen  Wa£en  hat  das 
Volk  geaiegt  und  der  berufsmäßige  Militariemu«,  der  in  den  verschiedenen 
Ländern  drei^  bia  zebniäbrige  DJenatzeiten  verlangt^  hat  seinen  Prozeß  verloren/ 

*)  Auf  Antnig  Jnng;  Er  selbit  rühmte  sich  deßaen  in  einer  Berhner  Be- 
sirk8¥ereinirede  7.  Januar  1867,  >f.  Z.  ^.  Jannar  Abendblatt.  Damit  itimmt 
überein  Unruh  265. 

*)  St.  B.  1866/67  I,  195, 
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eondem  den  deutschen  Staat  ins  Leben  zu  rufen.   Die  Indeniniüt 
sollte  bezeugen,  daß  man  den  großen  Reformator  fälsehlieli  für 
einen  kleinen  Reaktionär  gehalten  hatte"*),     „Es  ist  möglich', 
heißt  es  in  der  „Vossischen  Zeitung",  T,daß  in  Süddeutschland 
die  republikanische  Partei  Fortechritte  macht;  in  Preußen  und 
in  ganz  Norddeutscliland  dürfte  das  Umgekehrte  der  Fall  seia, 
vorausgesetzt,  daß  es  bei  dem  Absagebriefe,  den  Bismarck  dem 
mecklenburgisehen  Junkertum  schreiben  ließ,  ein  für  alle  mal 
sein  Bewenden  hat"'). 

So  vollständig  wandelten  die  Empfindungen  sich  um, 
sich  dieselben  liberalen  Männer  imd  Zeitimgen,  die  noch 
Mai  und  Juni  in  wildester  Parteileidenschaft  gegen  Bismarck 
anstürmten,  im  August  um  ihn  scharen  wollten,  sorgeerfülll 
daß  andere  ihn  fällten.  Die  Beseitigung  einer  Reihe  angestamm- 
ter Fürstengeschleehter  durch  seine  Politik  und  die  Annexionen 
hatten  ihn  nach  ihrem  unwillkürlichen  Gefühl  von  allen  koa- 
servativen  Elementen  in  und  außer  Preußen  im  Innersten  ge- 
trennt*). Sybel  setzte  den  Franzosen  in  einem  im  August  ver- 
faßten Artikel  für  die  „Revue  des  deux  mondes'*  auseinander*): 
Die  Vernichtung  der  Fürsten  könne  nm*  ein  Staatsmann  be- 
treiben,  für  den  eine  Krone  kein  Familienbesitz,  sondern  ein 
Staateamt  sei.  Darum  seien  die  noch  immer  in  Preußen  und 
Deutschland  mächtigen  Konservativen  und  Partikularisten  Bis- 
mareks  größte  Feinde.  Durch  sie  werde  er  stärker  behindert 
,,als  durch  den  verblaßten  und  vermischten  Gegensatz  zur  Fort- 
schrittspartei". „Eines  ist  sieher'\  ftihr  Sybel  fort,  ,,daß,  wtr 
die  deutschen  Bestrebungen  des  Grafen  Bismarck  erschweri^ 
damit  nicht  der  Sache  der  Freiheit  und  der  parlaraentarischiiH 
Verfassung,  sondern  lediglieh  den  feudalen  und  legitimistischen 


')  Bamber^er,  Die  Sezession  (1880)  II  (Ge».  Sehr.  Y,  64  ff.).  Diadb« 
Anflicht  flclion  vertreten  von  Unruh  in  seinem  Brief  an  die  Magdeburgs 
Zeitung  30.  Seiitemher,  K.  Z.  12.  Oktober  ISöti  MorgenblnU;  e«  ist  der  Nied^ 
fichlftg  der  den  Liberalen  1866  immer  wiederholten  Erklärung  Bismirckt, 
daÜ  eTi  seitdem  er  poUtisch  tu  und  Ig  geworden^  "Ü©  deutsche  Frage  ge^gfa 
öflterreich  lösen  wollte. 

*)  Y.  Z*  13*  Oktober  1866  Leiter.  Dafilr,  wie  rasüh  Bisnimrck  «04- 
denttcbeu  Liberalen  zum  einzigen  Bürgen  eines  guten  Verlaufs  der  deutschen 
Kiiiis  ward  und  wie  die  Nnchncht  von  »emer  Erkraukung  im  Herbst  110 
aufregte,  vgl  N.  Z.  8.  Dezember  1Ö6Ö  (Feuilleton  über  den  Na^aauer  L»«g) 
und  22*  Dezeniber  1866  (Korresjiondenz  vom  Neckar). 

*)  Treitscbke  in  der  Pol*  KorreepondenK  vom  10,  Jtüi,  10  Jahr«  Deutschef 
Kämpfe  I,  ItO* 

*)  Zitiert  nach  der  Übersetzung  in  der  N.  Z.  19,  und  20.  September  186§ 
Morgenblatt* 
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ftTteieu  in  Deutscliland  und  Europa  emen  DieDst  erweist.'* 
Heselbe  Aoscbauung  trugen  Unruh  und  der  Krefelder  Kanii- 
!^eßer  ihren  Wählern  vor,  Forckenbeck  ward  sie  ,iäU8  zuver- 
Isaigster  Quelle'*  bestätigt^). 

In  jedem  Worte,  das  die  für  Bismarck  sich  begeisternde 
fasee  der  Libemlen  damals  schrieb,  kam  zum  Ausdruck,  wie 
fhr  die  liberale  Partei  so  gut  in  Preußen  wie  in  den  andern 
rutschen  Läudeni  von  Natur  eine  natioiialdeutsche  Partei  war. 
[lielend  leicht  lenkte  Bismarck  sie  vom  Konflikt  auf  die  deutsche 
>litik  ab.  In  der  preußischen  Verfassmigspolitik  dachte  er 
cht  anZugeständuiBse  an  sie;  in  ihr  hielten  sich  Konservative 
id  Liberale  dank  dem  für  die  Regierung  so  günstigen  Aus* 
Jl  der  Wahlen  gegenseitig  im  Schach*).  Dagegen  für  die 
rutschen  Fragen  war  ihm  die  Mitwirkung  der  Liberalen  von 
^ert,  des  Eindrucks  wegen  auf  das  Ausland  und  weil  die 
.egierung  sonst   ,^einen  preußischen  Eroberungskrieg  geführt 

')   Aus   einem  firiafe  des  Abgeordneten  Kaiiugießer«  N,  Z,  19,  August 
OFgetiblatti    ^Die  LÖBung  der  deutechen  Prag^e  aber  würde  und  wird   er- 
;bHch    cTBchwerti   sowie   man    die   Krone,   welch 0   nach   der  Thronrede  be- 
sttteÄde  Konzessionen    gemacht  nnd  die  Lücken theorie  mit  klaren  Worten 
if^eg^ehen    hat^    durch    augenfällige   Demonatrationeu    der    Feudal|mrtei    in 
>zug  auf  die  ausw^ärtige  Politik  zutreibt.     Es  ht  eine  Tatsach i%  welche  hier 
i  parlamentarischen  Kreisen  jedermÄim  bekannt  ist,  daß  zwei  Versionen  der 
bronrede  exiBtiert  haben^  von   denen  die  jetzt  gehaltene,   versöhnende,  die 
idemnität    verlangende*  von  Bismarck    nur  mit    großer    Miihe    durchgesetzt 
orden;   es   ist  ebenso  zweifeÜos,   daß  die  Feudalpartei  mit  allen  Mitteln  am 
turze    Bismarcks    arbeitet»    um    die    vertriebenen   Fürsten    in    ihre    Staaten 
iriickzuführen  und  den  deutschen  Bundesstaat  zu  verhindern.     Es  ist  endlich 
ieht   mehr   zu   verkennen,    daß   Frankreich   bedrohlich   gegen   uns    auftritt. 
uter  diesen  Umstanden  aber  erscheint  ea  mir  al»    eine  heilige  Pflicht,   jede 
etibelebting  d^  alten  Konflikta  zu  vermeiden,  die  nicht  durch  die  Wahrung 
er  vetfaBsungirtnißigen  Rechte  des  Landes    geboteji  iftt.'*    —   Sühreibon  ün- 
ihfl  an  die  Magdeburger  Zeitung  30.  September,  N.  Z.  12.  OktobtT  Morgen- 
lAtt:    ......  Das  Eroberte  festhaiten,  zu  Fleisch  und  Blut  machen,    daraus 

eue  Kraft  ziehen,  kann  mir  eine  gesunde,  streng  verfaßsungiiniäüige  liberale 
tnere  Politik.  Die  entgegenkommenden  Schritte  der  Hegierung  i^eit  Er- 
Enitng  de«  Landtags  aind,  für  mich  wenigstene,  ein  Beweis,  daß  der  Minister- 
riUident  auch  diesen  2.  Teil  der  Atafgabe  richtig  erkennt;  denn  ich  glaube 
unebmen  zu  können*  datl  die  Initiative  zu  ieneu  Schritten  von  ihm  aus- 
egftngsi  ist.  Wenn  es  aber  wahr  sein  sollte,  daß  Graf  Bismarck  schon 
ierbei  auf  erhebliche  Hindernisse  gestoßen  ist,  so  wird  dadurch  die  ichon 
[^rbandene  Besorgnis  verstärkt,  daß  kein  System  Wechsel,  sondern  höchstens 
iae  Modifikation,  etwas  mildere  Praxis  in  konkreten  Fällen  zu  erwarten  ist.'* 

*)  Hermann  Wagener,  Erlebte«  45—47  über  die  Möglichkeit  einer 
bambrt^  iiktroiivable.  Auch  Forckeobeck  meintej  daß^  wenn  die  Wahlen  nach 
.omggrätz  stattgefunden  blitteUt  mehr  Konservative  gewählt  worden  wäre©, 
'hilippson  152.     Dazu  Ged.  u,  Eriun.  II,  81  f. 
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hätte,  aber  der  nationalen  Politik  Preußens  die  Seimen  dixrch- 
sclmitten*'  gewesen  wären*).    Die  Öffentliche  Meinung  der  libe- 
ralen  Partei  paßte   sich  dieser  Absicht  des  Staatsmanns  toD- 
ständig  au.     Jene  große   Berliner  Versammlung   des  National- 
vereins im   April^   auf  der  Schuke-Delitzech  die  Gaukelei  Bis^ 
marcks  lächerlich  machte,  hatte  in  ihrer  Resolution  doch  nicht 
bloß  die  Kriegsabsichten  des  Ministers  gebrandmarkt,  sondern 
auch  den  klugen  Satz  ausgesprochen,  daß  ,>nur  in  der  Lc>5mag 
der  Volkskraft  von  den  Banden  des  inneren  Konflikts  PrealkD 
die  Kraft/*   gewinnen  werde,    ,, seine  große  geschichtliche  Auf- 
gabe,   die  Einigung  Deutschlands   in  Macht  und  Freiheit  .  . 
durchzuführen*' ').      Die    allgemeine   Stimmung    drängte  jetet 
allenthalben  dalün,    die  ,, Bande'*  olme  Feilschen  und  Zaudern 
abzuwerfen.     Wie  mit  tausend  Zungen  predigte  die  Presse  dea 
Fraktionen,  daß  die  Wähler  es  so  wollten.    ,,Die  Vertretung  des 
preußischen  Volkes",  schrieb  die  „Nationakeitung*^^),  darf  seine 
Regierung  nicht  hindern,  die  Pflicht  des  preußischen  Staate  i 
gegenüber  dem   übrigen   Deutschland   ganx  und  voll  zw  tun:' 
„Das  Land  ist  ungeduldig",  erklärte  sie  ein  andermal,  als  ihr 
der  Landtag  die  entscheidenden  Beratmigen  nicht  rasch  genog 
förderte^). 

,,  Das  ist  eben",  sagte  die  j^Voesische  Zeitung**^},  ,,die  große 
Bedeutung  des  letzten  Kriegs  und  darin  liegt  der  durch  den 
eelbeu  bewirkte  ungeheure  Fortschritt  begründet,  daß  er  an 
Stelle  des  bisherigen  wirren  Durcheinanders  der  Bestrebungen, 
Ansichten  und  Meinungen  jedem  ungetrübten  Auge  den  Blick 
auf  den  Weg  eröffnet  bat,  welchen  Preußen  und  Deutschland 
zu  ihrer  zukünftigen  Entwicklung  gehen  müssen."  ,,Alle  die 
kleinen  Streitigkeiten  verschwinden,  die  eine  große  Frage- 
Sollen  wir  das  glorreich  begonnene  Einheitswerk  unterstützen 
oder  nicht?  mit  dieser  Frage  lüst  sich  der  innere  Konflikt " 
Julian  Schmidt*)  ging  als  Altliberaler  mit  diesen  Worten  m 
weit;  aber  den  Kern  der  Erwägungen  der  gesamten  Partei  be- 
zeichnete er  doch  mit  ihnen.  ,Jhr  erlebt  es  mit'\  rief  Bam- 
berger  den  Preußen  aus  dem  Ausland  zu^,   „daß  aller  Augen 

^)  Ged.  u.  Erian.  (VolksauBgabe)  11.  76  ti.  88. 

*)  V.  Z.  12.  Äprii  1866.  ■)  29.  September. 

*)  3L  Auguit.  ')  20.  September, 

")  Die  NotTvendigkeit  einer  neuen  Parteibildung  27, 

')  lij  der  vom  liberalen  Zentral- Watlkomitee  herausgegebenen  Blug9cliri£t^ 
„EiBe  Stimme  aus  der  F^emde**.^  aitiert  nach  N.  Z.  18.  Janaar  1867.  lÜ« 
Flugichrift  wieder  abgedruckt  in  seinen  Ges.  Sehr.  IV,  die  zitierte  Stalk  8. 
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luf  Euch  blickerj,  daD  aller  Hände  liinwärta  deuten  und  weit 
Kreise  die  ganze  gesittete  Welt  laut  ausruft:  dort  kommt 
fin  Volk  2ur  WeUl*  „Ist  denn  die  Einheit  nicht  selbst  ein 
Stück  Freiheit?*'  fragte  er  ein  anderaiaH).  Er  sagte  damit,  was 
iele  meinten,  Sie  wollten  sich»  wenn  sie  dadurch  die  Einheit 
rhielten,  eine  Weile  sogar  ein  absolutes  Regiment  gefallen 
seil*).  ..Wir  werden",  hatte  B4)hmert  von  Bremen  an  Bennigsen 
Herbst  1864  geschrieben*),  ^,un  konstituierten  ßm^desstaat 
fertig  mit  dem  Ausbau  unserer  Institutionen/*  „Für 
len  preuflischen  Staatsmann  ohne  Ausnahme*',  erzäWte  Sybel 
m  Lebern  der  ,, Revue  des  deux  mondes*',  ,,wird  die  Frage  der 
leutschen  Einheit  unabweisbar  zu  einer  Schule  des  Liberahsmus/* 
",,Wir  sind  nun  wieder*',  eo  faßte  selbst  ein  rheinischer  Reichs- 
liberaler  wie  Mevissen  die  Lage  auf*)^  „was  zn  sein  wir  von 
ler  Vonsehung  bestimmt  sind,  ein  gegen  die  bestehende  Ordnung 
protestierender,  revolutionärer  Staat.  Wir  vertreten  wieder  das 
*rinzi{*  der  Bewegimg." 

Nach  kurzen  Wochen  gedämpfteren  Sprechens  gewann  die 
^Tuse  von  Mitte  August  an  die  jahrelang  geübte  Gewalt  über 
^die  liberalen  Zeitungen  und  Versammlungsredner  zurück  ^).    Nur 
rhiUte  sie  die  Gemüter  jetzt  ebenso  für  Bismarck  und  seine 
Politik,   wie  ehedem  gegen  ihn.     Ein  Konservativer  veröffent- 
lichte zum  Herbst  hin  in  Leipzig  eine  Broschüre:  „Die  liberale 
Tagespresse  Berlins  im  Sommer   1866.*'     Er  stellte  darin   die 


■)  Flugbtfttt  „An  die  Wäliler  Rheiöliesseii»*^,  dtiert  öÄoh  N*  Z.  4,  De- 
al»« IMÜ  Mot^enbtiitt. 

»)  IVrytJM?  in  den  „Gr^nÄboteB"*  XXY  (1866).  L  Viertdjalir  409  spricht 
ftiB  verhrGiteter  üeinung»     Yg!.  dazu    dal   Getpriich   Unruh»   und  Bia- 
k»  2»>*  Juni*  Unruh  244 ^  nud  deu  Briefw€!di&eJ  Bühmfirts  imd  BennigHeni 
fli.  R,  KXXl  iimm),  ßd,  3.     Karl   Fremd   »ehrieb  im   „Deutschen  MuÄeum^ 
TT.  !^20  lUtt  9.  Aiiga«t;  „Da  wir  nicht  dnrch  die  Freiheit,  sondctm  durch 
ilt  de»  Schwert«?«  Äur  Einheit  gelangt,   iet  eine  gowisae  Einbuße  an 
U4 :    i  rt'ibeil  unvormddlifh/ 

*>  D.  IL  XXXI  (l&Oii)  Bd,  3.  154  f. 

*)  lUnsen,  Mevissen  I.  750,  —  Roepell  saj^.e  atif  einer  Daasiger  Ver- 
«mmliiög  19.  Oosicsmbt'r  (N.  Z.  Hl.  Dozcmber)»  der  Kimig  hat*e  die  Politik  dei 
Gmfi«D  Eurfüritf'ti  und  Friedrich  II.  wieder  aufgenommeUf  Ötsterretoh  aoa 
l>füertaciiUu]d  binauBgetriehen.  ^Diete  ReTolution  habe  der  König  bei 
RiQEiigf  riU  gemacht.  Alle  ließen  »ich  die  l^Vüchte  dieser  Eevoktion  gefallen*** 
Einen  iihiili<!hen  Gedankengaug  verfolgte  FnuiE  Duncker  in  einer  Rede  vor 
«iii«ü-  gpolien  Berliin^r  Wahlept^eraammliuig  Ende  Januar  1667,  N,  Z*  31,  Januar 
lft57  Efirgcmbtait 

*)  KiJiim   bcscmdoTi  auffiUligen   Belüg    dafür  bietet   N,  Z,   2a»  Auguat, 
ihmt  luusb  übersiaiidener  KriBis  der  Fürtacbrittapartei. 
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Urteile  von  15  liberalen  Blättern  vor  und  nach  dem  Kriege 
zusammen.  Die  ,, Kreuzzeitung"  ^)  nannte  die  Arbeit  mit  Redit 
verdienstlich,  weil  sie  „eine  Niederlage  der  Phrase  konstatiere, 
wie  sie  kaum  jemals  größer  gewesen"  sei.  Sie  hätte  hinzu- 
fügen können,  daß  die  Phrase  trotzdem  von  ihrem  Selbstver- 
trauen und  auch  von  ihrem  Zauber  auf  Leser  und  Hörer  nichtB 
eingebüßt  habe.  Schon  klang  es  wieder  aus  allen  Ecken  und 
Enden  der  liberalen  Blätter,  daß  die  Regienmg  gar  nicht  in  der 
Lage  sei,  den  Beistand  des  „Volkes"  zurückzuweisen  und  daß  die 
Lösung  der  deutschen  Aufgaben  der  Zukunft  tmzwelfelhaft  „in  Am 
Händen  ihrer  Partei"  hege*).  Mit  einem  deutschen  „Parlament" 
beginnt  eine  neue  Phase:  Die  Diplomatie  übergibt  dann  ihre 
imfertige  Arbeit  an  die  legalen  Faktoren;  Gesetze  treten  an 
die  Stelle  der  Staats  vertrage.  Das  Volk  übernimmt  damit  die 
Garantie  für  die  neue  Gestaltimg"').  Besonders  anschauUch 
sagte  Bamberger  dergleichen  Dinge,  wenn  er  Preußen  nach 
Königgrätz  Deutschland  gegenüber  dem  Soldaten  der  Reichs- 
armee vergUch,  den  man  rufen  hörte:  „Ich  habe  einen  Ge- 
fangenen, er  läßt  mich  aber  nicht  los."*) 

Es  ist  für  die  Psychologie  des  Parteidenkens,  zum  minde- 
sten des  deutschen  Parteidenkens  wertvoll  zu  beobachten,  daß 
alle  HofEnungen,  alle  Gedankenfolgen  imd  Schlüsse,  die  bei 
den  Liberalen  im  HinbUck  auf  Bismarcks  deutsche  Politik  und 
die  Zukunft  des  deutschen  Verfassimgslebens  während  des 
Sommers  und  Herbstes  1866  laut  wurden,  uns  als  Kinder  des- 
selben Geistes  erscheinen,  der  aus  den  Reden  und  Berichten 
der  Frankfurter  Liberalen  des  Jahres  1848  spricht.  Bismarck 
schuf  soeben  ein  neues  Europa,  ein  neues  Deutschland,  ein 
neues  Preußen;  die  Liberalen  um  ihn  her  empfanden  es 
wohl,  aber  indem  sie  sich  anstrengten,  dem  Empfundenen 
gerecht  zu  werden,  ihm  gemäß  poUtisch  zu  denken,  erhoben 
sich  vorerst  lauter  alte  Parteivorstellungen  in  ihrem  Hirn  und 
bewegten  sie  in  iliren  politischen  Ergüssen.  Es  ist,  als  hätten 
diese  Männer  die  Stärke  des  preußischen  Königtums  nicht 
eben  erst  erfahren.  Es  ist,  als  wäre  ihrer  Partei  der  Mangel 
an  poUtischer  Gestaltungskraft  nie  durch  eine  ihr  beigebrachte 
Niederlage  nachgewiesen  worden.    Es  ist,  als  hätte  sich  nichts 

*)  11.  November. 

*)  N.  Z.  13.  Oktober.    Vgl.  den  Gedankengang  der  N.  Z.  schon  22.  Juli, 
femer  19.  August. 

»)  N.  Z.  13.  Oktober. 

^)  Bamberger,  Alte  Parteien  und  neue  Zustände,  1866, 1 1 ;  G«8.  Sehr.  111,908. 
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sie  her  vollzogen,  was  ßi^niarck  am  Werke  einer  «imt^baof 
Ibtändigen   und  selbstherrlichen  Neubildimg  des  deotedieD 
taates  zeigte.     Was  sie  daTon  ancb  saheo^   üe  malten  tdch 
Büd  nach  dem  Maße  ihrer  überlieferten  Ideen  und  Wänsohe. 
ras  war  Preußen  für  sie?     ,,Preoßen  ist  giir  uicbt  mehr  ein 
üek   von   Deutsehlaod,   sondern   es    isl   bereits   Detnscbland 
bst>    wenn   auch,*  in   sehr    anvoUkommetier   Organi^tion'' *), 
war  es  alteingebörgerter  Uberaler  Glaube.     ,*Die  preußische 
hiclite   ist   nur  scheinbar  eine  Reibe  dynastischer  Erobe- 
Sie  ist  in  Wahrheit  eine  normale,  allmähUeh  voran* 
Itende,   ihrem  Wesen  naeh   definitive  Konstituierung  der 
deutseben  Nation' \    lehrte  jetzt  Sybel   die   Franzosen.     »,Der 
Krieg  von   1866'\   sagte  die  .^Nationalzeitung*'*),   „war  mehta 
als  äiB  notgednmgene  Abwehr  der  deutsehen  Nation,  soweit 
i©  staatlich  geeinigt  war,   gegen  die  lähmende  \''erstriekung, 
"mit  welcher  eine  fremde  Dj'nastie  sie  gefangen  hielt,  er  war 
eine  nationale  Revolution/*     Noch  im  Juü  hatte  die  liberale 
Presse  Bismarck  entrüstet  vorgeworfen,  daß  er  durch  die  ilain- 
linie  Deutschland  zerreiße,  und  besonders  schwarze  großpreußisch- 
absolutistische  Pläne  dahinter  vermutet.   Im  August  trat  sie  mit 
tmermüdlicher    Beredsamkeit    für    die    Mainlinie    ein*).      Der 
Bundesstaat,  i^-ie  die  Parteilehre  ihn  erstrebte,  Ueß  den  Einzeb 
Staaten   nur  eine  provinziale  Autonomie  unter  Schonung  der 
Dynastien  und  sollte  den  Übergang  zum  vollen  Einheitestaate 
vorbereiten.      Er    konnte    zweifelsohne    leichter    eingerichtet 
werden,    wenn   die   mit  starker    Eigenart  ausgestatteten   Süd- 
Staaten  vorläufig  draußen  blieben.     Von  dem  Tage  an,  da  die 

t Liberalen  Zutrauen  zu  Bismarck  faßten,  hielten  sie  dafür,  daß 
die  Beschränkung  auf  Norddeutschland  von  ihm  im  Sinne  ihres 
poUtischen  Ideals  gemeint  sei.  „Im  Grunde  offenbart  sich", 
verkündete    Lasker*),    ,.der    Gedanke    des    Einheitsstaates    in 


* 


*)  Preytag  in  den  „Gren^botem**  XXY  (1866),  1.  Vierteljabr  156, 

*)  N.  Z,  10,  November,  In  ihrem  Leiter  m  den  EmzügBfeierUchkeiteii 
SL  September  gab  sie  einen  ganzen  LängssckniU  durch  die  0«scluchte: 
D«»  große  SachBenreich  Heinrichs  de«  Löwen  sei  durch  1866  aufgerichtet,  in 
dem  der  Norden  den  Süden  beherrsche,  ttachdein  er  aclion  im  30 jährigen 
Kriege  lieber  mit  dea  Fremden  «ich  vereiiiigt  al»  dem  Süden  iich  unter* 
worfen  habe, 

^  Ich  gehe  hier  &iif  die  Angelegenheit  nicht  naher  ein  und  begnüge 
mich  mit  dem  Hinweis,  daß  alle  Äußerongen  UberalerBeits,  soweit  ich  aie 
vor  Äugen  hatte,  woher  iie  auch  kommen,  von  einer  falschen  Auffassung 
di^>sen  ausgehen,  was  Bismarck  tateächlich  woUte* 

*)  Berliner  Bezirk¥Ver einsrede  am  7,  Januar,  N,  Z*  11*  Januar  1867 
Morgenblatt. 
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dem  politisch  b^deuteameo  Entschlüsse,  erst  den  Norden  m 
organisieren  und  nicht  früher  über  den  Zutritt  des  SüAsm 
zu  unterhandeln,  Ist  die  OrganiBation  des  Nordens  gelnofeD 
und  hier  das  neue  Stuatewesen  fest  geghedert,  dann  hindert 
das  nunmehr  vergrößerte  Mißverhältnis  zwischen  ihio  und  dem 
Süden  jeden  Widerstand  des  Südens  gegen  die  fortschieiteiide 
Entwicklung  des  deutschen  Einheitsstaates/'  Selbst  das  Heilig- 
tmn  der  Partei,  die  Reichsverfassung  von  1849,  schien  ihr 
unter  diesem  Gesichtspunkt  plötzlich  zwar  vortrefflich  in  den 
Absichten,  aber  unpraktisch  und  Bismarck  beifallswurdig,  wril 
er  seihständig  vorging. 

Jede  Analyse  eines  Zustandes  geistiger  Erregung  in  einer 
einzelnen  Persönlichkeit,  geschweige  denn  in  einer  Menge,  die 
mit  der  Absicht  erfolgt,  die  vorwaltenden  Empfindungen  lu 
beobachten,  bringt  zuviel  Ordnung  und  Steigerung  in  diese 
Empfindungen  und  vereinfacht  sie  zu  sehr.  In  Wahrheit  werdöi 
auch  die  Empfindungen,  welche  die  hberaJe  Partei  in  Preußen 
im  Sommer  und  Herbst  des  Jahres  1866  durchwogt^n,  kom- 
plexer  gewesen  sein,  als  unsere  Untersuchung  sie  wohl  erscheinen 
läßt.  Immerhin  läßt  sich  aus  einer  Fülle  von  Preß-  und  Flug- 
Schriftzeugnissen  die  Ansicht  glaubhaft  machen,  daß  in  der 
Masee  der  Parteiangehörigen  von  den  ersten  Tagen  an  nach  der 
Eröffnung  des  Landtage  bis  zum  Einzug  der  Truppen  in  BerÜo 
am  20.  und  21,  September  eine  wirksame  psychische  Erhebung 
erfolgte.  In  nicht  geringer  Anzahl  mögen  jene  Zeugnisse  aller 
dings  der  Berechnung  entsprungen  sein,  durch  scuversichtlidi 
tun  der  Wählerflucht  Einhalt  zu  gebieten.  Die  „Kreuzzeitting*' 
machte  auf  dies  Motiv  schon  Ende  Juli  aufmerksam  ^) ;  aber  es 
war  sicherlich  nach  dem  10.  August  nicht  inelir  das  vorherr- 
schende. Zum  andern  Teil  erklärt  sich  der  Aufschwung  als 
Rückschlag  nach  der  tiefen  Niedergeschlagenheit  der  "%■  ocheo 
zuvor.  Mau  fülilte  sich  schwerer  Gefahr  entronnen,  und  freute 
sich  des  unverhofft  erreichten  deutschen  Bodens,  ohne  viel  lU 
bedenken,  in  wessen  Gewalt  er  gleichzeitig  gekommen  war. 
Zum  größten  Teile  aber  werden  wir  die  bewegten,  begeisterten 
und  vertrauensvollen  Äußerungen  der  Redner  wie  der  Zeitungen 
als  getreuen  und  unwillkürlichen  Widerhall  der  die  Wäliler 
durchbrausenden  Gefülile  anerkennen  müssen.  Die  Wähler 
waren  als  Preußen  durch  den  erworbenen  Kriegsmhm  und  die 


')  29.  Juli  Letter;  ähnlich  auch  Bchon  der  Leiter  des  ^.:   „Es  ist  diie 
Bond^bare  Dretitigkeit.^ 
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mehrte  Staatsmacht,  als  Deutsche  durch  die  Aussicht 
f  die  Einheit  ganz  ergriffen,  der  Regierung  dankbar ^  von 
Da  Wunsche  eingenommen,  daß  alle  Faktoren  des  Staatslebens 
r  Vollendung  des  Werkes  mithelfen  möchten.  vSie  fühlten 
h  nicht  als  Volk  im  Gegensatze  zur  Regierung,  wie  in  manchem 
ledensjahr,  wenn  vorwiegend  innere  Anliegen  sie  beschäftigten^ 
[idero  eins  mit  dem  Staate.  Sie  wollten  keinen  Konflikt  in 
eher  Stunde. 

fe.     Die  Auflösung  der  Fortschrittspartei  während 

■  des  Monats  August 

Was  wir  im  vorigen  Paragraphen  beobachteten,  waren 
immungen.  In  einer  so  erregten  Zeit,  wie  es  der  August 
8  Jahres  1B66  war,  bedeuten  Stimmungen  in  einer  Kammer 
cht  mehr  als  kühles  poUtisehes  Abwägen. 

■  Als  sich  das  Abgeordnetenhaus  am  5.  August  versammelte, 
Wen  drei  pohtische  Tatsachen  dem  Verhältnis  von  Regierung 
id  Landtag  seit  der  letzten  Tagung  ein  vöUig  neues  Gesicht 
geben.  An  Bisraarcks  Verbleiben  im  Amte  war  nicht  mehr 
i  rütteln.  Die  preußische  Pohtik  hatte  zu  ihrer  vornehmsten 
nfgabe  die  Einigung  Kleindeutschlands  unter  Mitwirkung 
aes  Parlaments  gemacht.  Die  liberale  Partei  war  nicht  mehr 
;her,  die  Führung  der  parlamentarischen  Geschäfte  bewahren 
L  können,  da  die  Altliberalen  und  die  Konservativen  sieh 
uander  tägUcli  mehr  näherten*),  und  beide  Parteien  ver- 
hmolzen  der  Fortsclmttspartei  und  dem  linken  Zentrum  an 
immenzahl  überlegen  waren. 

tAm  6,  August  tagten  die  beiden  Fraktionen  der  Linken 
mmen.  Von  allen  Seiten  unirde,  Zeitungsnachrichten  zu- 
Ige*),  der  Wunsch  nach  einer  engeren  Verbindung,  ja  völliger 
ereinigung  laut.  Die  Vereinigung  wurde  abgelehnt,  da  die 
jue  Fraktion  zu  mitgliederreich  und  dadurch  zu  unlenksam 
Biden  wiirde;  dagegen  wurde  die  gemeinschaftliehe  Vorbe- 
timg  aller  wichtigeren  Geschäfte  verabredet.  Die  Machtprobe 
riflchen  der  Rechten  und  Linken  nmßte  die  Wahl  des  Präsi- 
mten  werden.  Sie  wurde  von  der  Fortschrittspartei  geschickt  in 
e  Wege  geleitet.  Grabow,  der  Vorsitzende  der  KonfUktskammer, 
og  dem  Rechnung,  daß  seine  Persönhchkeit  dem  König  und 
m  Konservativen  zumder  war.     Er  verzichtete  nicht  nur  von 


*)  ^D^utichea  Museum"  18«6  11,  221  (Frenzel,  Berlin,  0.  AngiiBt). 
^  N.  Z,  8.  Augiut  Morgenblatt. 
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vornherein  *),  sondern  vereitelte  auch  einen  Versuch,  die  Stimmen 
der  Linken  noch  einmal  bloß  der  Demonstration  halber  beim  Be- 
ginn des  Wahlgangs  auf  ihn  zu  vereinen').  Statt  seiner  wurde 
Forckenbeck  bezeichnet').  Er  war  als  Parteimann  zuverlässiger 
als  sein  Vorgänger,  ein  ausgesprochener  politischer  Charakter, 
Mitbegründer  der  Fortschrittspartei,  aber  ohne  Grehässigkeit  gegen 
Personen  oder  Parteien,  von  ausnehmender  Kenntnis  der  Ge- 
schäftsordnung, taktvoll  und  nicht  aufdringlich,  als  geborener 
Westfale  den  deutschen  Angelegenheiten  mit  ganzer  Seele  ra- 
ge wandt.  Im  zweiten  Wahlgang  führte  man  ihn  am  10.  mit 
vierzehn  Stimmen  Mehrheit  durch  die  Hilfe  der  Katholiken 
imd  Polen  zum  Siege  über  seinen  konservativen  Gegner.  Audi 
die  Wahlen  in  die  Kommissionen,  deren  Sitze  damals  nodi 
nicht  nach  der  Parteistärke  verteilt  wurden,  fielen  darauf  übe^ 
wiegend  zugunsten  der  Fortschrittspartei  aus. 

Unterdessen  hatten  die  Fraktionen  schon  begonnen,  Adreß- 
entwürfe  zur  Antwort  auf  die  Thronrede  zu  beraten;  demi  so 
unmittelbar,  wie  sich  der  König  im  Ton  und  durch  den  Inhalt 
dessen,  was  er  sagte,  an  das  Haus  gewandt  hatte,  mußte  aud 
das  Haus  zu  den  weltgeschichthchen  Ereignissen  das  Wort  er 
greifen  und  sagen,  mit  welchen  Empfindungen  es  die  weitere 
Entwicklung  der  inneren  Verhältnisse  begleitete*).  DieAu^abe 
war  außerordenthch  schwierig.  Die  MitgUeder  der  Parteien 
waren  seit  Februar  im  großen  imd  ganzen  sich  selbst  und  dem 
Einflüsse  der  Parteipresse  überlassen  gewesen,  zum  Schlüsse 
hatten  sie  einen  völligen  Wechsel  der  Lage  miterlebt.  Jeot 
zuerst  kamen  sie  nach  sechs  Monaten  wieder  zu  einer  gemein- 
samen Aussprache,  und  sofort  wurden  durch  den  Charakter 
des  von  ihnen  zu  entwerfenden  Schriftstücks  alle  wichtigen 
Probleme  der  äußeren  imd  inneren  PoUtik  gleichzeitig  zu  ihr« 
Erwägung  gestellt.  So  war  es  im  Grunde  nicht  verwunderlich, 
daß  unter  fast  täglichen  Fraktions-  und  Ausschußsitzungen 
beinahe  drei  Wochen  vergingen,  ehe  eine  endgültige  Formu- 
lierung der  Adresse  vom  Hause  gebilligt  wurde*). 

M  Genauer  Bericht  über  die  Vonrerhandlimgen  in  dem  schon  herangeso- 
penen  Schreiben  Kanngießers  Ton  lütte  Aagoat  in  der  N.  Z.  19.  Aagoit 

*)  Die  Demonstration  war  geplant,  das  geht  aus  dem  Brief  Kanngietei 
hervor;  Grabows  Erklärung  zu  Beginn  der  Sitzung  am  10. machte  sie  anmöglich. 

*)  Unruh  261  f.  schreibt  sich  das  Verdienst  daran  zu. 

*)  Tirchow  23.  August  1866,  St.  B.  1866/67  I,  70  und  71. 

*)  Mit  Becht  wurde  dies  von  der  X.  Z.  7.  Oktober  MorgenblaU  geltend 
gemacht. 


Der  erste  Entwurf  einer  Adre&se  wurde  der  Fortschritts- 
partei von  T Westen  vorgelegt*).  Der  Wortlaut  ist  nicht  be- 
caimt,  der  Inhalt  ist  nur  aus  einigen  Angaben  zu  erschließen. 
t%esten8  Stimmung  hatte  sich  seit  Königgrätz  wieder  gehoben; 
iber  er  war  bei  der  Überzeugung  geblieben,  daß  Bismareks 
Bieg  eine  ungemeine  Schwächung  des  parlamentarischen  Wesens 
in  Preußen  bedeute,  wie  er  eich  auch  sein  Mißtrauen  in  Bis- 
inarcks  innere  Politik  wahrte*).  Sein  Entwurf  begrüßte  die 
Erfolge  der  auswärtigen  Politik,  erklärte  auch  die  Bereitschaft 
der  Partei,  in  die  dargebotene  Hand  des  Königs  zur  Sciilichtung 

Konflikts  einzuschlagen,  machte  aber  hierbei  eine  Ver- 
g.  Die  Tlxronrede  hatte  nicht,  wie  Ti^-esten  es  in 
Iner  Niederschrift  für  sie  am  3.  Juni  vorgeschlagen,  Bürgschaft 
gegen  eine  Wiederkehr  des  budgetlosen  Zustandes  geleistet. 
IVesten  hielt  dafür,  daß  der  Anspruch  auf  sie  aufrecht  er- 
halten werden  möge,  indem  sie  in  der  Adresse  als  notwendig 
erwähnt  würde.  Vorgänge  bei  der  Adreßberatung  des  Ver- 
einigten Landtags  ini  Jalire  1847  mochten  ihm  als  Beispiel 
^ür  die  Form  der  Verwahrung  vorschweben^).  Zugleich  forderte 
jer  inskünftig  die  alljährMche  Vereinbanxng  des  Staatshaushalts 
im  voraus,  wovon  er  im  Juni  nicht  gesprochen  hatte,  und 
worin  er  jetzt  eine  besondere  Sicherung  des  Artikels  99  er- 
blickte. 

In  der  Diskussion  erbat  für  die  innere  PoHtik,  soweit 
wir  unterrichtet  sind,  kein  Mitglied  der  Fraktion  weiterreichende 
Kritik  an  der  Regierung.  Niemand  beantragte,  daß  ein  Gesetz 
über  die  Verantworthchkeit  der  Minister  verlangt  würde.  Nie- 
mand wollte,  daß  durch  irgend  einen  Satz  mit  der  Krone  über 
die  Haltung  der  Partei  im  Konflikt  gerechtet  würde.  Auch 
Ton  dem  Wunsche  auf  Entlassung  einzelner  Minister  sollte 
nicht  gesprochen  werden.  Waldeck  dachte  daran,  den  Hinweis 
dar  Thronrede  auf  die  durch  den  Bund  mögliehe  Erleichterung 


*)  Der  Kr«ii22eituiig  14.Auguflt  entnahm  icb  den  den  folgenden  tlrei  Absätzen 
cugrunde  gelegten  Bericht  der  „Berliner  Heform"  11.  August  aus  der  Fraktion* 
Dieaer  Bericht  zeigt  Tweafcena  hervorragende  Teilnahme  an  der  Adresse^ 
womit  alle  Darlegungen  Unruha  262  m.  E.  haltioa  werden.  Die  Angabe  dea 
Berichte  deckt  sich  vollkommen  mit  Twesteng  Brief  vom  10.  Angnst  1866, 
P.  R,  rv,  2,  Bd.  (1880)  15. 

')  Betont  niid  kontrafftiert  mit  Laskers  Verhalten  von  Bamberger,  Gee. 
ßchr*  II,  105. 

■)  Vgl  die  letzte  KUsammenfasBende  Daritellnng  dieser  Vorgänge  in 
Hanseua  Meviösen  1,  455  If* 


der  preußischen  Heereslasten  auszuführen,   stand  jedoch  selbst 
davon  ab. 

Nur  eiue  Ergänzung,  die  die  deutsche  Frage  betraf»  wurde 
zum  Beschluß  erhoben.  Twesten  hatte  sich  aiiselieitieiid  loii 
allgemeinen  Worten  der  Freude  über  den  Sieg  und  der  Genug- 
tuung  über  das  bisher  Erreichte  und  die  Aussiebt  begnügt, 
„daß  in  nicht  ferner  Zeit  ein  politisch  geeintes  DeutöehlaDd 
unter  Fülirung  des  größten  deutachen  Staates  sich  entwickeln 
könne/*  *)  Abweichend  davon  hatte  der  Ausschuß  des  Is  aüonal' 
Vereins  in  seiner  von  Braunechweig  nach  Berlin  verlegleQ 
Sit3&ung  soeben  beschlossen,  ohne  Aufenthalt  für  den  Ansehlul! 
des  Südens  an  den  Norden  zu  werben^).  Schulze -Delitzsch 
war  dafür ^  daß  man  diese  Absicht  durch  die  Adresse  unter- 
stütze. Er  fand  keinen  Beifall.  Dagegen  drang  Löwe-Calbe 
mit  dem  Vorschlag  durch,  in  der  Adresse  zu  sagen,  daß  das 
Verfassungswerk  des  Bundes  am  besten  gefördert  werden 
würde,  wenn  man  die  Arbeit  auf  der  Grundlage  der  Rei' 
Verfassung  von  1849  beginne. 

Nichte  deutet  darauf,  daß  diese  erste  \^erhandlung  über 
die  Adresse  durch  große  Meinungsverschiedenheiten  gestört 
wurde.  Der  rheinische  Reichsliberale  Mevissen,  der  sieh  als 
Mitglied  des  Herrenhauses  in  Berlin  aufliielt,  schrieb  am  9* 
voller  Bedauern,  daß  die  Parteien,  die  Linke  ebenso  wie  die 
Rechte,  am  Programm  festlüelten  und  die  Volksvertretung  sich 
ihrer  Aufgabe  wohl  nicht  gewachsen  zeigen  werde  ^};  von  einer 
Abzweigung  innerhalb  der  Fortsein^ ttspartei  weißte  er  mchts*). 
Anderseits  waren  sich  alle  Mitglieder  der  Fortsclirittspartei  dar- 
über einig,  daß,  nachdem  der  König  freundlich  gesprochen 
und  der  „Tory''  Bismarck  ausgefülirt  habe,  wofür  die 
Position    jalirelang    arbeitete*)»    die    Adresse    nicht     in 


cb^ 


^ 


*)  So  heißt  et  oHerdingB  erat  in  dem  durckbermieoaii  Entwurf »  Sanmdung 
euntlit^ber  Druckeaclien   d,  H.  d.  Äbgeornln«ttm   a.  d,  IX.  Leg'mlhinrpenoä^m 
L  Session  1866  Kr,  S,     Aber  es  kt  tehr  wahrsübeinlicli,   daß  acbon  Tvestei^H 
Entwurf  dieselben  Worte  enthielt, 

')  N.  Z.  9.  August  Morgen blfttt;  Ansprache  des  Ausschoflsee  de»  Nationalr 
Vereins   von  Berlin   aus;   N,  Z,  SS.  Auguit  Abendblatt  (überDommen  am  der 
Elberf  eider  Leitung)  Bnndfichr^iben  dei  NationalTereinä  an  seine  Ag-ent^  f^i 
der  Ansprache  vom  7,  August.  ^H 

*)  Hansen  I,  749,  ^B 

*)  Forckenbeek,  der  in  diesen  Tagen  eher  noch  nachgiebiger  als  Twesten 
war,  kritisierte  noch  am  15.  vor  dem  Kronprinzen  an  der  Thronrede  da«se 
wie  Twesten  m  »einem  Adreßeutwnrf:  Philippson  15S. 

*)  Der  Vergleich  stammt  von  Löwe-Calbe,  Rede  im  Berliner  Arbeit 
Terein  29,  Oktober  1866,  N.  Z.  1,  November  1866  Abendblatt, 
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söhnlichem  Tone  abgefaßt  werden  dürfe.  Der  gute  Wille 
erbürgte  freilich  ooch  nicht,  daß  mau  auch  Worte  fand,  die 
lern  Gegner  versöhnlich  klangen;  denn  bei  ihrer  Wahl  war, 
pie  ein  Angehöriger  der  Fraktion  treffend  hervorhob,  ,, keine 
richte  Entscheidung  von  Männern  zu  treffen,  welche  sich  mit 
Heu  Ihren  geistigen  und  moralischen  Mitteln  gegen  ein  Re* 
^eningssystem  engagiert  hatten,  das  äußerlich  noch  unver- 
ndert  fortbestand,  ohne  den  Schein  der  Untreue  auf  sich  zu 
iden/* ')  Aber  wenn  die  schüeßliche  Fassung  des  Entwurfs 
icht  überschwänglich  geriet,  so  lautete  sie  noch  viel  weniger 
hochfahrend  und  verletzend*'*).  Ihr  Verhältnis  zu  der  ur- 
prüngliehen  Vorlage  Twestens  läßt  sich  nicht  genau  bestimmen ; 
edoch  ist  es  walirscheinhch,  daß  sie  sich  nicht  wesentlich  davon 
ntf ernte  und  nur  durch  den  Zusatz  Löwe-Oalbes  ergänzt  war®), 
^^aldeck,  als  das  noch  anerkannte  Haupt  der  Fortschrittspartei, 
»rachtes  den  Antrag  ein. 

I  Ein  einziges  MitgUed,  von  Unruh,  nahm  starken  Anstoß 
m  dem  Entwurf  und  trat  sogar,  als  die  in  die  Adreßkommis- 
ion  abgeordneten  Fraktionsgenossen  auf  ihn  verpflichtet  wurden, 
lus  der  Fraktion  am  11,  oder  12.  aus*).  Unrulis  Entschluß  be- 
leutete  nicht  vieL  Durch  die  ihm  eigene  ,TElastizität  des  Geistes'' 
rar  er  seit  Königgrätz  vöUig  auf  die  Seite  Bismarcka  hinüber- 
;etrieben,  als  dessen  \''ertrauten  er  sich  durch  die  ihm  gewährte 
Jnt^rredung  fühlte.  Er  hatte  kein  Gefolge  in  der  Fraktion. 
Sr  war  weder  ein  pohtischer  Kopf  noch  ein  parlamentarischer 
Fkktiker.    Zudem  ging  er  am  17.  auf  vier  Wochen  m  ein  Bad 


*J  Hoppe  12  flf. 
*)  Wie  ünrub  262  beliauptet, 

•)   Ein   Vergleich  mit   Twestens   Äu^ben,  aodann   mit    sonstigen  ent- 
leihenden Gedanken   vou    ihm,    endlich    die  Tatsache,    daö   da?  von  Löwe 
ervriinfichle  nicht   in  den  Gedankengang  de«  Ganzen  eingegUedert  erscheint, 
mdern  »In  letzter  Absatz  dtni  übrigen  ang^efügt  isl^  legt  die  Vermutung  nahe* 
ehmlich  bmnetandet  lA^rde  an  der  Ädresae  die  Stelle  über  da»  Budget' 
jht  ttttd  sie  deckt  aiuh  inhaltlich  mit  Twestena  VorschJag  vollkommen. 

)  AIa  Mbeites  Datum  ergibt  sich  ana  dem  Bericht  der  „Berliner 
'orm"  der  11,,  dm  letztmügliche  iflt  wob]  der  12.  August*  Unruh  selber 
ildert  seinen  Anötrilt  26!^  f.^  jedoch  sind,  wie  oben  bemerkt^  alle  Einzel- 
leiten  mit  Vorbehalt  auf7.utiehHH?n.  Die  Schilderung  erscheint  wie  eine  Aus* 
ehmückung  der  ersten  Angaben  über  ieinen  Austritt  in  der  N,  Z,  20.  August 
Lbendblatt;  nrnn  wird  de&halh  auch  nur  denjenigen  ihrer  Angaben  Glauben 
ebenkeu  dürfen.  di(*  iicb  schon  liier  finden :  und  hier  fehlt  insbesondere  die 
l^debung  auf  Twenten  und  auf  die  Gründun^jr  der  nationalliberalen  Partei.  — 
^nr  Unmhs  damalige»  Auftreten  ist  eharakteristlsch  auch  sein  Brief  an 
gaen  3.  Aug^ust  1666;  D.  B.  XXXI  {I9mh  4.  Bd.,  7Ö  f. 
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und  kam  in  dieser  Zeit  nur  zu  der .  Abstimmang  über  die 
Indemnität  noch  einmal  in  den  LÄndtag^).  Bei  zwei  größeren 
Reden,  die  er  am  3.  imd  25.  September  zu  halten  beabsichtigte, 
schnitt  ihm  die  eigene  Partei  das  Wort  ab,  indem  sie  Schlull- 
antrage  genehmigte;  er  mußte  seine  Niederschriften  in  der 
„Magdeburger  Zeittmg*',  dem  Blatte  seines  Wahlkreises,  ver- 
öffentUchen«). 

Mehr  Aufmerksamkeit  als  Unruhs  Austritt  verdient,  daß, 
als  der  Antrag  auf  die  Adresse  unterzeichnet  werden  sollte, 
nur  52  MitgUeder  der  Fraktion  die  Unterschrift  vollzogen.  Eß 
steht  nicht  fest,  ob  die  übrigen  sich  weigerten  oder  nur  nidit 
zur  Stelle  waren.  Wenigstens  für  einen  Teil  muß  aber  vo^ 
ausgesetzt  werden,  daß  er  nicht  wollte.  Die  Namen  all  d«er 
fehlen,  die  in  der  folgenden  Woche  die  entscheidende  Krisis 
in  der  Fraktion  herbeiführten.  Auch  die  beiden  vorzüglich  an 
dem  Entwürfe  beteiUgten  Abgeordneten,  Twesten  sowohl  wie 
Löwe,  zeichneten  nicht.  Das  kann  kein  Zufall  sein.  Es 
dürfte  also,  als  die  Adresse  in  der  Fraktion  schon  gesichert 
schien,  ein  Ereignis  eingetreten  sein  oder  eine  Stimmung  sidi 
verbreitet  haben,  wodurch  manche  schwankend  wurden  und 
es  für  richtig  hielten,  sich  im  Augenbhcke  nicht  zu  binden*). 
Wir  werden  kaum  fehlgehen,  wenn  wir  annehmen,  daß  in- 
zwischen die  Aussprache  über  die  Folgerungen  begonnen  hatte, 
die  aus  dem  Wortlaut  der  Adresse  von  der  Fraktion  bei  den 
einzelnen  Vorlagen  der  Session  zu  ziehen  seien  und  daß  sich 
die  einen,  darunter  Twesten  und  Löwe,  mit  der  Budgetrechts- 
verwahrung begnügen  und  die  Indemnität  auf  jeden  Fall  ge- 
währen wollten,  die  anderen  aber  durch  die  Adresse  sich  zu 
nichts  verbimden  meinten*). 

Gleichzeitig  mit  der  Schwesterfraktion,  am  13.  August,  trug 
das  linke  Zentrum  nach  einem  Vorschlag  Gneists  auf  eine 
Adresse  an*).  Sein  Entwurf  klang  getragener  als  der  der  Fort- 
schrittspartei, seine  Kemsätze  jedoch  waren  entschiedener  und  mit 

')  St.  B.  1866/67  I,  17.  August  und  an  den  folgenden  Tagen,  an  denen 
Abstimmungen  stattfanden. 

*)  Von  dort  übernahm  sie  die  N.  Z.,  nach  der  ich  sie  benatzte. 

^)  Mehr  Bedeutung  hatte  das  Verhalten  der  meisten  sicher  nicht  Noch 
am  15.  hielt  ja  Forckenbeck  das  an  dem  Entwurf  besonders  Anstößige  beim 
Kronprinzen  aufrecht.  Unruh  will  es  anders  darstellen;  aber  er  stellt  « 
falsch  dar,  um  sich  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Dinge  beizomesseD. 

*)  Vgl.  Virchows  besondere  Betonung  dieser  Ansicht  am  23.  Augn»*. 
St.  B.  1866/67  I,  71. 

*)  Drucksachen  Nr.  7. 
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weniger  Takt  abgefaßt;  sie  verteidigten  die  Haltung  des  Land- 
tags im  Konflikt  und  spielten  deutlich  auf  den  Wunsch  der 
Liberalen  an,  daß  die  Minister  für  die  Justiz  und  das  Innere 
ihren  Platz  räumten  ^}.  Auch  dieser  Entwurf  ward  nur  von 
einem  Teile  der  FraktionsniitgUeder  unterzeichnet. 

Konservative  und  Altliberale  hatten  schon  am  10.  August 
Adreßentwürfe  eingereicht.  Für  alle  vier  Entwürfe  wurde  am  14. 
eine  Kommission  gewählt.  In  ihr  verfügte  die  Linke  über  12  von 
21  Stimmen,  die  Konservativen  über  6,  die  Altliberalen  über  1, 
die  Katholiken  über  2.  Der  Adreßentwurf  Gneists  fiel  bei  der 
Beratung  sofort  unter  den  Tisch;  beide  liberalen  Fraktionen 
und  die  Katholiken  traten  für  den  Entwurf  Waldecks  ein.  Die 
Fortschrittspartei  gedachte  nicht,  auf  seinem  Wortlaut  unbedingt 
EU  bestehen^).  Durch  die  Adresse  sollte  vor  allem  die  deutsche 
Politik  Bismarcks  als  Ausdruck  des  preußischen  VolkswiUens 
bezeugt  werden,  um  ihren  Eindruck  auf  das  Ausland  zu  ver- 
stärken. Gerade  vom  Standpunkt  der  Liberalen  war  dieser 
Zweck  bei  all  ihren  nationalen  Hoffnungen  von  großem 
^erte;  erreicht  konnte  er  aber  nur  werden,  wenn  Rechte 
und  Linke  sich  zu  der  Adresse  vereinigten.  Indessen  beide 
Teile  des  Hauses  hatten  in  den  langen  Jahren  des  Kampfes 
widereinander  Stellung  genommen  gleich  feindlichen  Heeren, 
kein  Verkehr  wurde  zwischen  ihnen  gepflegt,  keine  Mittel 
der  Verständigung  waren  im  Gebrauche,  Die  Fraktionen 
lebten  in  völliger  Abgeschlossenheit  gegeneinander*}.  Hatte 
die  Formuherung  nachgiebiger  Redewendungen  schon  im 
Schöße  der  Fortachrittspartei  Schwierigkeiten  gemacht,  so  wurde 
man  ganz  ungeschickt  dazu,  als  man  den  alten  Gegnern  wieder 
von  Angesicht  zu  Angesicht  gegenüberstand,  Virchow  hat  jene 
kritischen  Tage  der  Kommissionsberatung  nachher  im  Plenum 
mit  treffenden  Strichen  charakterisiert*):  „Gerade  in  so  be- 
deutungsvollen Epochen  me  die  gegenwärtige,  wird  der  ver- 
echiedene  Standpunkt  der  einzelnen  am  meisten  danach  drängen, 
von  dem,  was  er  ftir  Recht  hält,  nichts  wesentUches  zu  opfern. 


*)  Aucb  der  Bericht  der  „Berliner  Eeform*^  11,  August  betont  diei 
snsdriicklich.  Sybel  V,  424  gibt  die  Adresse  de»  lioketi  Zentrums  ebenso 
wie  ihr  Verhältnis  eh  der  der  FortBchrittspartei  tmrichtig  wieder. 

*)  St.  B.  1866/67  I,  70, 

■)  B^K^htenswert  dazu  N*  Z.  24.  August  Abendblatt  unter  „Dtmtsehknd**. 
Femer  die  große  GeschäftHordnungadebatte  dea  Abgeordnet enhatiae^  am  13,  Sep- 
tember, SL  B.  1866/67  L  348  ff„  und  dazu  N.  Z,  14.  September. 

*)  23.  August  St.  B.  1S6Ö;'67  I,  70, 
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Die  Ansprüche,  welche  auf  der  anderen  Seite  an  jeden  eiBzeloeD 
gemacht  werden,  Opfer  zn  bringen,  werden  immer  eine  llngere 
Zeit  hindurch  Widerstände  erxetigen,  welche  dem  gameinBamen 
Ausdrucke  entgegenstehen,   und,  die  gemeinsame  Fassung  zu 
finden,  im  höchsten  Maße  erschweren/'  So  wurde  denn  zuDächM 
der  Antrag  Waldeek  ungeändert  zum  Beschluß  erhoben  und  die 
Rechte  in   gewohnter  Weise   niedergestimmt  ^)-      Dawider  aber 
empörten  sich   angesehene  liberale  Blätter  sofort  mit  großena 
Ungestüm,  indem  sie  drohend  auf  die  Wähler  verwiesen.   Ebenso 
wurde  in  den  beiden  liberalen  Fraktionen  selbst  über  einen  solchen 
Ausgang  Beschwerde  geführt*).    Am  17.  brachte  die  katliolisehe 
Fraktion  einen  eigenen  Adreßantrag  ein^);   seitdem   war  nicht 
einmal  mehr  auf  eine  geringe  Mehrheit  für  den  Waldecksehen 
Entwurf  zu  zählen.    Kam  gar  keine  Adresse  hn  Hause  zustande« 
so  war  es  selbst  um  den  Rest  von  .ansehen  geschehen,  den 
die  Kammer  der  Regierung  gegenüber  noch  besaß.    Da  nahm 
denn   Forckenbeek  als   Präsident  des  Hauses  wie  der  Adreß* 
kommission  den  Fraktionspolitikem  die  Zügel  aus  der  Hand*). 
Hier   und  da  scliliff  er  eine  Ecke    des   Entwurfes  ab.      Der 
Stelle,  die   vom  Budgetrechte  sprach,  gab   er  eine  Form,  die 
nicht  sowohl    die   CJrundsätze   wahrte,    als   sie    vertranensroll 
für  gesichert  hinstellte.     Er  entualim  diese  Form  mit  starker 
geistiger  Beweglichkeit  dem  Adreßantrage  der  katholischen  Frak- 
tion, von  der  sie  dem  Abgeordnetenhause  schon  einmal  im  vorigen 
Februar  vorgeschlagen  worden  war.  Bismarck  hatte  damals  ihrin 
vermittehiden  Charakter  gerühmt.    Nur  einen  kurzen  Satz  fügte 
er  hinsu,    worin   er  auf  das  Verlangen  Twestens  eben   noch 


0   Baß  beide  KuthoHk<5ii  mit  d&t  Linken  ttimintea,  ergibt  tnek  wtM 

aus  N.  Z,  20.  Äagijst,  wonach  die  Atmahme  mit  Va-Mebrheit  (also  12  +  2) 
erfolgte-  Ein  interessaDter  KümdiiMionabmcht  über  die  Erwähnung  der  Beic^ 
verfasBimg  in  der  Adres»*?,  Sitzungen  vora  16.  und  18.,  in  der  N*  Z.  17.  und 
19.  August  Morgenblatt* 

■)  Zu  beiden  Angaben  Tgl.  die  2.  Hilfte  de»  Paragraphen. 

■)  Drucksache  Nr,  24. 

*)  Die  Ge«cliicbte  der  Adresse  ißt  falsch  berichtet  durch  Sybel  V,  424  f. 
und  durch  PhÜippian  154.  Die  Hauptirrtünier  Philippoufl  finden  aich  übrigem 
schon  iu  N.  Z.  24,  Augiij^t  3[<3rgeublBtt  auf  Grund  einer  [>arlamentariBcheQ 
Eorreapondenss.  Der  Sachverhalt  ergibt  sieh  aus  dem  Vergleich  der  Forcken- 
beckacben  Adresse  (Dmckaache  Nr.  82)  zunächst  mit  der  Reichensjyergerscben 
(Nr,  24),  dann  der  Stavenbagenseheti  (Nr*  36).  Ergänzt  wird  unsere  Kenntnis 
von  ihm  durch  Mitteilungen  Kreitazeitung  17»  August  (Eteferenteu)  und  N*  Z. 
24.  Aogujt  (8ubkommi»iion) ;  hierbei  nu  W.  zum  ersten  Male  in  der  N,  2,  der 
Ausdruck  »,Kunsen'ative  Vereinigung'*,  —  Forckenbecks  VejdienBt  anerkamit 
auch  von  Trt-Htschke  10.  September,  Zehn  Jahre  Deutscher  Kämpfe  I*  IT3» 


I 
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hindeutete.  Seine  Parteigenossen  taten  ihm  den  Willen  und 
eigneten  eich  sogar  seinen  Grnnd  für  die  Aufnahme  der 
Reichenspergerschen  Fomicl  ausdrücklicli  an  ^).  Darauf  gestützt, 
wandte  er  sich  an  die  Rechte.  Unter  den  Konservativen  war 
«ine  Gruppe  in  der  Bildung  begriffen,  die  ,,freie  konservative 
Vereinigung'*,  die  sich  die  Verständigung  mit  den  nicht  demo- 
kratiBchen  Liberalen  zur  Aufgabe  machte.  Aus  ihr  liatte  Forcken- 
back  von  Yornlierein  den  Korreferenten  für  die  Adresse  gewählt, 
den  Grafen  Bethusy-Hue.  Die  zur  Kommission  gehörigen  Mit- 
glieder der  Gruppe  traten  auf  sein  Ersuchen  mit  denen  der 
beiden  liberalen  Fraktionen  zu  einer  Unterkommission  zusammen, 
die  den  Entwurf  Waldecks  mit  den  Ändermigen  des  Präsidenten 
auuahm.  Demgemäß  beschloß  nun  die  Konrniiseion  selber  mit 
erheblicher  Mehrheit  den  Wortlaut.  Aber  noch  blieben  die  Altlibe- 
ralen und  die  strengeren  Konservativen  außerhalb  der  Einigung. 
Auch  sie  sollten  gewonnen  werden,  nachdem  einmal  der  Baiin  der 
Fraktion  sab  Sperrung  gebrochen  worden  war.  Unter  dem  Vortritt 
des  Alters-  und  ersten  Vizepräsidenten,  des  Generals  Stavenhagen 
aus  dem  linken  Zentrum ^  beriet  man  die  Adresse  in  freien  Be- 
Bprechungen  ein  letztes  Mal.  Die  Konservativen  stellten  starke 
Bedingungen.  Fallen  mußte  das  kurze  Lob  der  Landwehr- 
Organisation,  fallen  eine  Phrase,  die  über  den  Deutschen  Bund 
aburteilte^  fallen  ein  Satz,  der  die  Hberale  Auffassung  von  den 
Befreiungskriegen  als  Freüieitsk  Hegen  wiedergab  und  den  Krieg 
von  1866  einen  neuen  Volkskrieg  für  die  Freiheit  nannte,  fallen 
auch,  was  am  schwersten  wog,  sowohl  die  letzte  Anspielung 
auf  die  von  Twesten  gewünschte  Sicherung  des  Budgetrechta 
wie  auch  die  Empfehlung  der  Reichsverfassung  von  1848.  Die 
Fortschrittspartei  gab  dieses  alles  zu.  Nur  ein  Teil  der  Katho- 
liken hielt  sich  außer  der  Mehrheit.  Liberale  wie  Konservative 
waren  sich  bewußt,  daß  sie  einen  Schritt  taten,  wogegen  sich 
das  Parteiempfinden  noch  im  Innersten  sträubte.  Eine  Debatte 
im  Plenum  über  die  Adresse  wagte  man  nicht  zu  eröffnen, 
weil  man  besorgte,  die  Gegensätze  durch  sie  sofort  wieder  auf- 
3£uregcn*).  Als  Virchow  es  nicht  unterließ,  die  Einigung  des  ge- 
samten  Deutschland  wenigstens  im  mündlichen  Bericht  über  die 
Allheiten  der  Kommission  als  dringUeh  zu  bezeichnen,  tadelten 
ihn   Altliberale   und  Konservative   sofort.     Aber   bei   der  Ab- 


0  Virchow  28.  August,  SL  B,  1866/67  I,  72. 

*)  Hervorgehoben  von  Blanckonburg  23.  AxL^mU   St.  B.  ISm/Gl  I,  78, 
ebeiiM»  von  der  N.  Z.  M,  Aüffust  Abendblatt  unter  „Deutschland*** 
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Stimmung  hielten  sich  alle  an  die  angenommene  Richtlinie. 
Einzig  zwei  Mitgheder  der  Fortschrittspartei,  Jacoby  und  Bresgen, 
versagten  die  Folge. 

Die  der  Regienmg  grmidsätzUch  widerstrebende  Stünmung, 
die  den  letzten  Landtag  nichts  hatte  leisten  lassen,  wurde  in 
der  liberalen  Partei  durch  das  Zustandekonunen  der  Adresse 
überwunden.  Fortan  lähmte  so  wenig  mehr  die  Partei  das 
Staatsleben,  wie  seit  dem  5.  August  das  Ministerium  die  Ifit- 
wirkung  des  Parlaments  an  den  Aufgaben  des  Staates  hinderte. 
Der  verfassungsmäßige  Boden,  von  dem  aus  alle  Partei^ 
handeln  konnten,  ward  wieder  gewonnen').  Aber  in  diesem 
Ergebnis  erschöpfte  sich  auch  die  letzte  Kraft,  die  den  Orga- 
nismus der  Fortschrittspartei,  diesen  Kern  der  liberalen  Partei 
imd  das  rechte  Triebrad  ihrer  parlamentarischen  Tätigkeit,  noch 
beseelte.  Die  Fortschrittspartei  führte  nach  dem  23.  August 
nur  noch  ein  Scheindasein.  „Nicht  einmal  ein  ehrlicher  Tod 
auf  dem  Felde  der  parlamentarischen  Debatte  ist  ihr  bestimmt", 
schrieb  Karl  Frenzel*),  „sie  zerbröckelt  langsam". 

Es  war  in  der  Fraktion  nicht  bei  der  Ruhe  und  verhältniß- 
mäßigen  Einigkeit  gebUeben,  welche  die  Verhandlungen  der 
ersten  Tage  nach  WiedereröfEnimg  des  Landtags  erträglich 
gemacht  hatte.  Vom  12.  August  an  wurde  die  Stinmiung 
stündUch  stürmischer.  Der  Zauber  Bismarcks  wirkte,  die 
deutschen  Angelegenheiten  übten  ihre  Anziehungskraft  aus, 
in  der  aufwallenden  patriotischen  Begeisterung  nahmen  vide 
die  innerpoUtischen  Programmfragen  leicht  und  leichter.  „Die 
weltgeschichtUchen  Ereignisse  der  letzten  Monate  wirken  mächtig 
in  den  Gemütern,  imd  fast  durch  alle  Fraktionen  gehen  zwri 
Strömungen,  die  eine,  welche  die  deutsche  Frage  auf  ihre 
Fahnen  geschrieben,  dabei  aber  selbstverständlich  das  preußisdie 
Verfassungsrecht  festhalten  will,  die  zweite,  welche  dieses  letztere 
auch  heute  noch  in  die  erste  Linie  stellt."  Mit  diesem  Sat«e 
charakterisierte  der  persönlich  dem  linken  Zentrum  angehörende 
Uberale  Abgeordnete  für  Krefeld,  Staatsanwalt  a.  D.  B^anngießer, 
seinen  Wählern  Mitte  August  die  Gemütsverfassung  des  Ab- 
geordnetenhauses*). Das  war  die  Stunde,  da  die  Krisis,  die 
schon  Anfang  des  Jahres  in  der  Fortschrittspartei  ausgebrochen 

*)  Forckenbeck  hob  dies  hervor,  Philippeon  154,  Elbin^er  TiBchrede 
7.  Oktober,  Ereuzzeitung  13.  Oktober;  aber  auch  N.  Z.  23.  August  undTwesien 
in  seiner  Bede  3.  September,  St.  B.  1866/67  I,  197. 

*)  Im  „Deutschen  Museum"  1866  11,  380  (12.  September). 

')  N.  Z.  19.  August  in  dem  mehrfach  benutzten  Schreiben. 


sieh   erneuern   und   zur   voUeri    Stärke   sich   entwickehi 
»unie, 

En  durchweg  be^oonen  beobachtendes  MitgHed  der  Partei 
Bmerkte,  daß  im  Vergleicli  zu  seiner  Fraktion  ,,die  Fraktion  des 
iken  Zentrums  äußerlich  noch  am  festestjen  zusammenliielt  und 
die  Mehrheit  ihrer  MitgHeder  der  Regierung  gegenüber  eine  un- 
gebeugte Entschiedenheit  zeigte*'^).    Gefördert  wurde  die  Krisis 
Hurch  die  \'ielxahl  und  den  vom  liberalen  Standpunkt  wider- 
BpruchsTollen  Charakter  der  von  der  Regierung  fast  gleichzeitig 
mm  13,,  14.  und  17.  August  eingebrachten  Vorlagen.    Die  Gesetz- 
B^^^>^^^  über  die  Annexionen  und  die  Waiden  zum  Reichstag 
fanden  bei  den  weitaus  meisten  Mitgliedern  der  Partei  warmen, 
|£i8t  begeisterten  Beifall,     Die  Vorlage  über  die  Erteilung  der 
^Ddemnität  wirkte   auf   alle  versöhnlich*).     Aber   die   mit   ihr 
zugleich  eingegangene  Vorlage  über  den  außerordentlichen  Geld- 
bedarf der   Militär-  und  Marinevem^altung  warf  die  Gemüter 
sofort  wieder  in  zwiespältige  Erregung  zurück  und  weckte  da- 
durch auch  das  MißtraueuT  ob  das  Indemnitätsgesueh  aufrichtig 
gemeint  sei.     Ebenso  erinnerte  die  Verordnung  wegen  der  Dar- 
lebnskassen  an  Tage  vor  Beginn  des  Krieges,  da  das  Minieterium 
die  öffenthche  Meinung  der  Hberalen  Partei  aufs  tiefste  ent- 
rüstet   hatte.     Inzwischen   dauerte   die   Maßregelung    Uberaler 
Männer  und  Blätter    durch    die    Minister   der  Justiz    und   des 
Innern  ununterbrochen  fort.     Schon   verbreitete  auch   der  an- 
fänglich üble  Ausgang  der  Beratungen  in  der  Adreßkommission 
Mißbehagen   und   Unwillen.     Fast   jeden   Abend   versammelte 
sieh  die  Fraktion;  aber  jede  Sitzung  offenbarte  deutlicher,  daß 
die  Meinungen  grenzenlos  zerfahren  waren.     Alle  behaupteten, 
kl  dem  Programm  unverbrüchlich  als  berechtigt  und  notwendig 
festzuhalten;  nur  über  die  Taktik  werde  gestritten.  Schhmmeres 
aber  als  selbst  Abweichungen  vom  Programm  ereignete?  sich: 
aller  Gleich  klang   in   den   Empfindungen,   alle  Gemeinsamkeit 
bei  der  Urteilsbildung  hatte  unter  den  80  Mitghedem  der  Frak- 
tiuu  aufgehört*). 



*)  Hoppe  12 

*)  Vgh  dafl  Urteil  Virchowat  auf  dessett  Urteil  e«  in  der  FnJrtioii  unter 
oppoeitioneUen   EJementen    weaentlich   mitaokftmT    l*  Septembert    SL  B, 
1806/67  I,  17L 

■)  Hoppes  Z<?ugtiis  19.  Eede  Unruh»  in  Magdeburg  am  19.  Augii&t  1667, 
der  N-  Z.  24*  August  1867  nach  der  Mag^deburger  Zeituög.  Kreti^xeitung 
,  August  1866:  „In  der  Fraktion  des  Ab  geordnet  enbauses  herr»i?bt,  wie  am 
zelneu  liberalen  KoireBpon denken  auswärtiger  Blätter  hervorgeht,  eine  nooh 


I 


424  Spahn,  Zur  Entstehmig  der  nationalliberalen  ParteL 

Den  erschreckten  Führern  schien  bei  der  ersten  Überlegung 
nur  ein  rascher  Schluß  der  Tagung  eine  sofortige  völlige  Zer- 
streuung der  Partei  verhindern  zu  können  *).  Die  den  Frieden  mit 
der  Regierung  heischende  Presse  schürte  die  Unruhe  rücksichts- 
los. Die  „Vossische  Zeitung**  reizte  zur  Abschüttelung  der  biß- 
herigen  Organisation  der  Partei  *).  Die  „Nationalzeitung**  stachelte 
die  preußischen  und  die  kulturliberalen  Instinkte  in  den  lüGt- 
gUedern  der  Fraktion  gegen  den  Geist  der  demokratischen  Dok- 
trinen auf.  Sie  gab  die  Losung  aus,  die  ESemente  abzustoßen, 
die  großdeutsch  gesinnt  seien  oder  das  Zusammenwirken  mit 
den  Katholiken  herbeigeführt  hätten,  und  machte  sich  zran 
Organ  der  seit  dem  Juü  sich  in  Mitteldeutschland  bildenden 
„nationalen  Partei**,  deren  Zweck  die  Unterstützung  der  preußi- 
schen Regierung  bei  dem  Einheitswerke  um  jeden  Preis  war*). 

viel  größere  Verwirrunj^  und  EÄtlosigkeit,  als  sie  aus  den  verachiedenen  Adrefi- 
projekten  und  den  Koramissionsverhandlungen  hervorleuchtet.  Die  Debatten 
in  den  Fraktionen  und  den  engeren  Komitees  haben,  wie  man  auch  sonst 
vielfach  hört,  einen  so  gereizten  ChartTV  er  angenommen,  daß  einzehie  voi^ 
sichtige  Führer  alles  daran  setzen,  um  einen  möglichst  raschen  Abschluß  der 
Session  herbeizuführen.  Namentlich  soll  der  Präsident  von  Forckenbeck  sich 
bemühen,  den  Zwiespalt  in  den  eigenen  Reihen  für  jetzt  zuzudecken.  .  . . 
Jedenfalls  aber  wird  die  Zerfahrenheit  unheilbar  hervortreten,  sobald  es  gelten 
wird,  in  die  eigentbVh  gesetzgeberisöhen  Arbeiten  der  regelmäßigen  Landtags- 
session einzutreten." 

*)  Vgl.  vorige  Anm.  ,     . 

')  Namentlich  in  den  Leitern  22.  und  23.  August  Die  V.  Z.  hatte  mit 
dem  Wühlen  gegen  die  Führung  schon  im  Jahre  zuvor  b^onnen  und  setzte 
es  fort.  10.  November  schrieb  sie  z.  B. :  „Was  Harkort  für  Preußen,  dasselbe 
ist,  nur  etwas  völliger,  Welcker  für  Baden;  das  Alter  mit  der  lustigen  und 
bodenlosen  Weltanschauung  der  Jugend,  der  griesgrämige  Widerspruch  im 
Flügelkleidc  des  Hony  soit  qui  mal  y  pense!  £s  g^bt  alte  Herren,  die  alles 
ertragen  können,  nur  das  eine  nicht,  daß  niemand  ernstliche  Notiz  von  ilmöi 
nimmt." 

')  15.  August  (Vorwurf  gegen  Waldeck,  daß  aus  Hücksicht  auf  „gewisse 
Rheinländer  und  die  ültramontanen"  in  dem  Entwurf  das  „für  die  Liberaloi 
Wichtigste"  unerwähnt  geblieben  sei:  die  Auseinandersetzung  mit  Österreich, 
sowie  daß  die  Äußerung  über  die  Indemnität  die  Möglichkeit  ihrer  Versagimg 
noch  offen  lasse.  Daraufhin  beantragte  Virchow  im  Einverständnis  mit  Waldeck 
in  der  Kommission  die  Einfügung  der  Worte  im  zweiten  Absatz:  „Die  Aus- 
einandersetzung mit  Österreich"  20.  August  Abendblatt,  21.  August  Morgen* 
blatt  und  Abendblatt  (darin  die  Worte:  „Wie  können  sich  Mitglieder  der 
nationalliberalen  Partei  in  Preußen  .  .  .",  demgegenüber:  „die  Koalition  der 
roten  und  schwarzen  Brigade"),  25.  August  Morgenblatt  („Sollten  in  der  Adresse 
die  großen  Ereignisse  der  letzten  Zeit  und  die  neuen  nationalen  Aafgabai, 
welche  sie  dem  preußischen  Staate  stellen,  den  ersten  Rang  erhalten,  so 
mußten  die  großdeutschen  Radikalen,  die  Ultramontanen  und  die  Polen  nach 
der  Natur  der  Verhältnisse  die  Opposition  bilden,  und  ao  ist  es  in  der  Tat 


Den  Eindruck  ihrer  AgitatioD  fürchteten  fast  alle  Führer  der 
Fraktion  gleich  sehr.  Deim  sie  waren  der  Überzeugung;  daß 
dadurch  die  Neigung  vieler  ihrer  Leute,  mit  der  Rechten  sich 
aia  Gefolge  Bismarcks  zusammenzurotten,  bedenklich  verstärkt 
würde-  Hierin  aber  sahen  sie  alle  die  Gefahr  des  Augenblicks 
für  den  Liberalismus  wie  für  das  parlamentarische  Verfassungs- 
leben  Preußens.  ..Durch  ihre  Vergangenheit' %  so  beschrieb 
Karl  Frenzel  im ,, Deutschen  Museum'*  die  Lage,  „st^ht  die  Re- 
gierung feindlich  zu  dem  Liberalismus,  durch  den  Krieg,  den 
sie  geführt,  die  Annexion,  die  sie  vorbereitet,  feindlich  zu  den 
Feudalen;  der  Erfolg,  den  sie  in  der  innern  Lage  errungen, 
beruht  in  der  Schwächung  beider  Parteien,  in  der  Bildung  einer 
Regierungspartei,  die  von  Tag  zu  Tag  stärker  wird  i)/' 

Das  Beharrungsvermögen  erwies  sich  in  den  Mitgliedern 
der  Fraktion  dann  doch  wirksamer,  als  man  glaubte.  Durch 
^^e  Nachgiebigkeit  sämtlicher  Führer  in  der  Adreßangelegen- 
heit  und  durch  das  Zustandekommen  der  Adresse  wurde  der 
Sturm  vom  23.  August  an  -^eder  beschwichtigt.  Da  sich  auch 
das  Bestreben  nicht  mehr  vorwagte,  einen  Fraktionszwang  für 
die  Abstimmungen  aufzurichten*),  entfiel  fortan  ein  Hauptanstoß 
an  dem  Verbleiben  in  der  Fraktion.  Instinktiv  hielt  sich  die 
Iflasse  der  Mitglieder  darauf  noch  beieinander,  weil  sie  nicht 
wußte,  wollin  sie  den  Wanderstab  setzen  sollte.  Gegen  einen 
vorbehaltlosen  Anschluß  an  die  Regierung  auf  gut  Glück,  wie 
ihn  die  Mitteldeutschen  behebten,  sträubte  sich  zu  vieles  in  ihnen 
als  Preußen,  sobald  sie  sich  entscheiden  mußten.  Da  die  Fraktion 


I 


gekotmnesi.  Wollte  man  dagegen  fort  und  fort  die  Va^olgung  des  innerei] 
Konflikts  an  die  Spitze  it^Uen,  io  hatte  sieb  üfttiirlich  eine  Ztuttmmenfumi&f 
«Her  opp^tiOD eilen  Elemente  enipfoblcn.  Die  Unters tüt2tujg  der  Ulirwnon- 
tanen  w&r  diesmal  besonders  leicht  tn  gewinnen,  da  sie  in  ihrem  Unmut 
übm'  den  Aiisgang  des  letzten  Krieges  zu  besonderB  naehdrückliehen  Kund- 
gebmugen  aufgelegt  iiud*  ...  Es  ist  dankenswert,  daß  von  konservativer 
Seite  soweit  entgegengekommen  wird,  daß  nur  geändert  wurde^  was  dort 
geradem  An^ftoÜ  erregt  hatte'*.  Ich  mdchte  die  Vermutung  äußern,  daß  die 
Verfasaerschaft  dieser  Artikel  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  Unruh  zurück- 
geiht;  sie  entsprechen  seinem  Staudpunkt  und  »iud  ijber  Ihn  gut,  über  all  et 
andere  seMecht  unterrithlet.  —  Die  Angriffe  der  N,  Z,  richten  sich  Vorzug* 
lieh  gegen  den  Abgeordneten  Becker  und  die  „Rheiniaehe  Zeitung";  gennu 
«ntgegengeeet^  urteilte  darüber  damals  Batnberger.  Ges.  3<;hr.  HI,  9^3  f, 

')  1866  n,  317. 

')  Hoppe  16,  Erklamng  des  Profeflaors  John  10.  SeptembtT  in  der  N.  Z* 
13.  SeptemW  Morgenbktt:  nach  dieser  beschloß  die  Fraktion  aufidrückliülif 
all  eine  geringe  Mehrheit  iicb  in  ibr  gegen  die  lodenmität  aussprach^  die 
Frage  als  offen  eu  behandeln^ 
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ihnen  die  Freiheit  ließ,  der  Regierung  von  Fall  zu  Fall  ihre 
Unterstützung  zu  leihen,  däuehte  es  ihnen  bequemer,  zuzuwarten. 
Der  Eintritt  von  Abgeordneten  aus  den  vorwiegend  liberalen 
annektierten  Provinzen  in  den  Landtag  stand  bevor,  der  Reichs- 
tag sollte  die  ersten  Erfahrungen  mit  dem  allgemeinen  Wahl- 
recht bringen  und  eine  neue  Verfassung  beschließen,  vielleicht 
war  auch  bis  zum  Frühjahr  durch  einen  zweiten  großen  Kri^ 
alles  in  Deutschland  abermals  umgestaltet.  Zeigte  sich,  daß 
die  alt^  Fraktion  nicht  wieder  lebensfähig  wurde  und  man  sich 
trennen  mußte,  ergaben  sich  dann  wohl  klare  Gesichtspunkte 
für  das,  was  zu  geschehen  hatte  ^).  Einstweilen  „war  der  Ver- 
such zur  Bildung  einer  neuen  Fraktion  verfrüht"  *). 

Indessen  die  Fülirer  selbst  gingen  in  dem  Sturm,  der 
die  Fraktion  in  der  3.  und  4.  Augustwoche  dxirchtobte,  schon 
für  immer  voneinander.  Den  vornehmsten  Gegenstand  der 
Fraktionsberatungen  bildete  damals  tagelang  die  Stellung  zum 
Indemnitätsgesuch  der  Regiermig.  Wieder  handelte  es  sich 
imi  die  Budgetrechtsfrage,  über  der  es  schon  im  letzten  Winter 
zum  harten  Widerspruch  der  Fühi-er  widereinander  gekommen 
war.  Und  wieder  stritten  sich  die,  die  durchaus  ihrer  ledig 
werden  wollten,  und  die,  die  zwar  auch  zmn  Friedensschluß 
bereit  waren,  aber  nicht  in  einer  Form,  die  an  dem  von  ihnen 
vertretenen  Recht  der  Volksvertretung  deuteln  und  rütteln  ließ. 
Diese  waren  die  Sprecher  der  Linken  in  der  Konmiission  für  den 
Staatshaushalt.  Sie  hatten  im  Februar  vorgeschlagen,  daß  den 
Ministem,  sobald  sie  darum  ersuchten,  Indemnität  zu  gewähren 
sei,  die  gleichzeitig  mit  dem  ordnungsmäßigen  Vollzug  des 
Staatshaushaltsgesetzes  für  das  nächstfolgende  Rechnungsjahr, 
also  mit  der  Rückkehr  zu  gesetzlichen  Verfassungszuständen 
in   Kraft   zu  treten  habe*).     Bei  aller  sorgsamen  Überlegung 

*)  Beobachtungen  über  die  Wahrscheinlichkeit  der  Neubildung  nadi 
Beitritt  der  neuen  Provinzen  und  im  Reichstag  von  Karl  Frenzel  im  Deutschen 
Museum  1866  11,  317  (29.  August)  und  380  (12.  September),  Grenzbot« 
XXV,  1866,  3.  Vierteljahr  „Aus  Berlin"  273  (schon  erste  AugusthälfteX 
Treitschke,  Zehn  Jahre  Deutscher  Kämpfe  I,  163  (10.  August)  und  wieder 
10.  September  unt^r  Hinweis  auf  eine  mir  nicht  zugänglich  gewesene  Broschüre 
von  Kreyssig  „Worauf  es  jetzt  ankommt",  177:  „in  einer  nahen  Zukunft  uA 
die  Bildung  einer  oder  mehrerer  nationalliberaler  Fraktionen  unvermeidlicL* 

*)  Hoppe  16.  Der  Versuch  wurde  also  doch  gemacht!  Darauf  deuten 
auch  die  Treibereien  der  N.  Z.  damals.  Vermutlich  gingen  sie  vorzüglidi 
von  Unruh  aus,  der  ja  auch  in  seinen  Erinnerungen  267  die  Bildung  der 
nationalliberalen  Partei  schon  für  den  August  behauptet  und  sich  als  Grunder 
angibt! 

■)  s.  oben. 
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latten  sie   den   Fall  nicht  mit  erwogen,   daß   das  Gesuch  zu 
^iner  Zeit  dem  Landtag  vorgelegt  werden  würde,  da  die  Auf- 
fittlitmg  eines  spezialisierten  Etats  durch  kriegerische  Unruhe 
ein  Ding  der  Unmögliclikeit  war.     Dieser  Fall   war  jetzt  ein- 
getreten.   Zwar  versicherte  die  Regierung  sofort,  daß  sie  seine 
Jesonderheit  nicht  ausnützen  werde,   um   die  Volksvertretung 
m  üliervorteUen ;   der  Etat  für  1H67  werde  rechtzeitig  erledigt 
"Venlen  *).     Aber  Waldeck  und  die  Seinen   machten  Schwierig- 
fciteu.    Sie  wollten  abw^arten,  ob  die  Eegierung  ihre  Zusage 
killte.    Große  praktische  Bedeutung  erkannte  Waldeek  salbst 
dem  Aufschub   nicht  zu*).     Er  trat  der  Eegierung  auch  die 
ganze  Tagung  hindurch  ohne  alle  Scharfe  entgegen.     In  den- 
*^lbeu  Tagen,  da  er  in  der  Fraktion  um  die  Indemnität  stritt, 
'^^stätigte   er   in  der  -Adreßangelegenheit  den  für  die  hberale 
f'artei  durch  so  %*iele  Zugeständnisse  sehw^eren  Kompromiß  mit 
^er  Rechten,  indem  er  ihn  als  erster  unterzeichnete.     Im  Sep- 
tejüber  begrüßte  er  die  Annexioospiohtik  Bismarcks  mit  einer 
J  Begeisterung,  die  Treitschke^)  helle  Tone  der  Freude  entlockte, 
f^tUid  ebenso  sprach  und  stimmte  er  für  das  Wahlgesetz,  obwohl 
1^  seiner  Partei   insgesamt  ob  seiner  Ein?.elbestimraungen  be- 
^enkhch  geworden  war.     So  hätte  er  sich  vielleicht  auch  für 
«iie  sofortige  Indemnität  entschieden,  wenn  er  auf  seine  eigenen 
■Parteigenossen  vertraut  hätte.     Aber  es   gi'aut«  ihm   offenbar 
'^or  Uirer  Entwicklung  noch  mehr  als  vor  der  siegreichen  Regie- 
,  i^ng.     Denn  er  meinte  sie  zu  sehen,  wie  sie  leichten  Herzens 
Iflie  demokratischen  Ideen,  für  die  sie  unter  ihm  in  den  letzten 
[Jahren  gekämpft  liatten,   abschworen   und  in  die  konservativ- 
[absolutistische    Staatsauffassung  sich    ergaben,    kratt   der   die 
i^taatagewalt  in  Preußen  von  den  Ministern  ohne  Rücksicht  auf  die 
A'olksvertretung  ausgeübt  wurde;  gleichgültig  geworden  gegen 
den  Wert  und  die  Bedeutung,  die  dem  Recht  im  Verfassungs* 
liind    Staatsleben    zukommt,    selbst    wenn    es    nur    moralische 
icht  auszuüben   vermag,   zersetzten  sie  sich  ,,im  Aufrüliren 
lind  Mischen  des  Äußern  und  Inoem,  in  Blasiertheit  und  Zer- 
fahrenheit ähnhcli  wie  die  konservativen  Parteien  *.     Deshalb 
steifte  sich  Waldeck  jetzt  auf  die  Wahrung  des  formalen  Rechts 
in  der  Indemnitätafrage,  als  der  Rechtspolitiker  und  Demokrat 


*)  V,  d,  Heydt  im  Abpreordn^tenbaUBe  14.  Augu»t,  St.  B,  1866/67  I,  5i. 
■)  Wrideck  1.  September,  St  B.  1866/67  I,  151. 
^  2eliii  Jahre  Deuteclier  KImpfe  I,  175. 
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gegenüber  den  Enthusiasmierten  und  Kulturliberalen.  Dedui 
widerstrebte  er  der  ersten  Nachgiebigkeit  seiner  Partei  auf  ?» 
fassungsrechtliehem  Gebiete,  obwohl  sie.  für  sich  betradiM; 
vielleicht  begründet  werden  konnte,  um  die  ParteigenoeBai 
sogleich  am  ersten  Schritt  auf  einer  in  Preußen  doppelt  gefifar 
liehen  Bahn  zu  hindern*). 

Gerade  die  entschiedensten  Gregner  der  WaldeckfldMi| 
Politik  in  der  Partei  waren  jedoch  für  die  Gründe,  die  Ott' 
leiteten,  weniger  empfänglich  als  je.  Auch  ihnen  war  bei  dai; 
Gedanken  an  einen  Friedensschluß  mit  Bismarck  nicht  woM 
zumute.  Aber  daß  ausgerechnet  Waldeck  mit  den  Seinen,  diedtt 
Indemnität  längst  befürworteten,  zögerte'),  erschien  ihnen  als  CB 
neuer  Beweis  seiner  geringen  Fähigkeit  politischen  Handehtt. 
Die  verfassungsrechthch-parlamentarischen  Streitpunkte  w«pen 
für  sie  nie  von  zentraler  Bedeutung  gewesen  und  konnten  « 
nach  der  Natur  ihres  politischen  Denkens  nicht  sein.  8» 
blickten  deshalb  auch  nicht  auf  den  Grund  der  Meinung»- 
Verschiedenheit,  die  sie  von  dem  alten  Kämpen  trennte.  Nadi 
ihrer  Überzeugung  handelte  er  sich  nur  um  Erwägungen  der 
parlamentarischen  Taktik.  Das  war  ihre  Überzeugung  schon 
im  letzten  Winter  gewesen,  darauf  beharrten  sie  auch  j^xt 
Waldeck  kam  ihnen  in  seiner  parlamentarischen  Haltimg  un- 
beweglich wie  stets  vor,  unzureichend  in  seiner  pohtischen  Ent- 
schlußkraft. Sie  entnahmen  aus  seinen  Darlegungen  bloß  da», 
daß  er  wieder  zu  einem  Nein  gelangte,  den  Liberalismus  in 
der  Negation  festhalten  wollte  und  daß  infolgedessen  die  Wählff^ 
flucht  zu  den  Konservativen  andauern,  die  Fraktionsgenossen 
in  hellen  Scharen  zu  der  Partei  Bismarcks  übergehen  oder  Bifr 
marck  dem  ganzen  parlamentarischen  Wesen  in  Preußen  und 
im  Bunde  ein  Ende  machen  würde.  Es  waren  gedrückte, 
ängstliche  Gefühle,  von  denen  sie  anfänghch  beherrscht  wurden 
und  durch  die  auch  die  alte  persönliche  Gereiztheit  g^en 
Waldeck  sie  wieder  erfaßte^).    Der  Liberaüsmus  hatte  im  Kamjrf 

*)  Das  scheint  mir  der  Gmndklang  seiner  Rede  vom  1.  September;  StB. 
1866/67  I,  149/153.  Das  Zitat  stammt  aus  Twestens  Brief  vom  23.  ApA 
t)bcr  die  Indemnität  als  Besiegelnng  des  Systems  der  MiniBterregfierong  ii 
Preußen  durch  willkürliche  Interpretation  der  Verfassung  und  der  Geiet» 
sprach  Gneist  am  selben  1.  September  mit  äußerster  Schärfe;  St.  B.  1806/67 
I,  165/67. 

•)  Löwc-Calbe  gab  in  seiner  Rede  am  1.  September  seinem  Erstann« 
offen  Ausdruck,  St  B.  I,  167. 

*)  Hoppe  15  f.  betont  die  Rolle  ausdrücklich,  die  das  Persönliche  ba 
dem  Streit  spielte. 
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das  Budgetrecht  nach  ihrer  aUer  Bewußtsein  eine  überaus 
ver^  Niederlage  davongetragen.     Mle  Macht  schien  ihnen 
iGe^icr  vereinigt.    Da  es  nun  nicht  mehr  anging,  Bismarck 
türmen,  m  freuten  sie  sich  dessen,  daß  die  Regierung  ihnen 
rartet  die  Gelegenheit  bot,  aus  der  so  übel  aasgegangenen 
lacht  mit  Glimpf  davonzukommen.    ^,Sind*\  so  legte  Lasker 
Bti   Standpunkt  dar*),    ,,die   Bedingungen   noch   Torhanden, 
Iclie  uns  zwingen,  diesen  Konflikt  io  der  gegel»enen  Weise 
iortzusetzen   oder   können   wir   in  der  Opposition   und  in  der 
'Itgung  unserer  Rechte  verharren,   ohne   daß  i^dr  gerade 
Art   des  Kampfes,    den  formellen  Konflikt  liinüber- 
m  in  die  neue  Zeit?    Und  so  sind  wir  denn  zu  der  Antwort 
kommen,   daß   allerdings  aus   der   Kette   von   Erzeugungen, 
äche  den  heutigen  Konflikt  darateUen,  daß  aus  dieser  logischen 
alle  einzelnen  Glieder  herausgenommen  sind,  daß  keine 
^iithche   Basis   mein*  vorhanden   ist,    um   gerade  auf  dem 
biete  des  Budgetrechts  den  Kampf  fortzusetzen.*' 

Lasker,  Forckenbeek,  Twesten  waren  im  Vergleich  2U  Waldeck 
s  jungen  unverbrauchten  Kräfte  innerhalb  der  Fortschrittspartei, 
die  i*ehon  im  letzten  Winter  zur  frischen  Tat  gedrängt  hatten 
und  in  denen  jetzt  in  der  für  das  vaterländische  Leben  so 
itapßen  und  alles  umgestaltenden  Stunde  das  Verlangen  mitzu- 
Hrkeo  teidensehafthch  aufwallte.  Die  Verzweiflung  nach  einer 
vertorenen  Schlacht  sowohl  wie  die  jugendkräftige  Reaktion 
1  daa  bloße  Zusehauen  bei  einem  weltgeschiclitlichen  Werden 
ehte  sie  elastisch  und  drängte  in  ihnen  Gedanken  über  Ge- 
cen  empor,  welche,  ilirem  Ursprung  nach  entgegengesetzt, 
ier  Wirkung  zusammentrafen,  sie  von  ihren  Bedenken  gegen 
Lndenuiitäi  entbanden  mid  sies  wagen  liießen.  Twesten 
lerbolte  immer  wieder,  daß  der  Kampf  um  die  pohtische 
sbt   völlig   verloren  sei^).     Man  müsse   die   Indemnität  ge- 


^Ä.  September;  St.  B.  1666/67  I,  182  f,     Cbereinstimmünd  mit  dieser 

feg  iaUfrttf  iich  tiuah  LBwe-Catbe  a.  ^,  iK  167  and  toq  konservativer 

etiler  166, 

*)  Am  »cliärfstvti  bat  er  das  öSetitlicb  ausgesprochen  in  einer  in  §  7 

eingehend  m  Wrüekeicbtig enden  Frogranimrede  vom  5.  November  1866, 

liniiKsr  spriclit  er  itnr  von  ,, Vertagen",  so  aucb  am  3*  September  ^ur  Indem* 

■milforlige  r  ,l*er  Streit  der  Vergangenheit  berührt  das  tiefste  Wesen  nnseret 

^Bm  Boäu^iiMttinde«,  uimere«  verfaß gungimüßi^^en  Lebens,     Um  den  h&ben 

5Rr  ir«lcii!ipft,  utti  den  werden  wir  den  Kampf  fortsetzen  auf  jedem  Gebietei 

wu  diT  Htrt'tt  wii^rler  notwendig  wird,  und  nur  da»  eine  kann  micb  und  meine 

nl&Lrrf<i)    fMdttiAcben  Freunde   liewegen,   jet«t  von  dem  Streit  abzulaBfien,  daß 

wir  tm  n»<"hl  für  nCdig  halten,  nm  der  Hecbte  uad  der  EVeiheiten  de»  Volket 

irdl«!  jct«4  dieten  Stn-it  fortiusetÄen",  Sten.  ßer.  I  1866/67,  196. 
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Währen  und  auch  alle  anderen  Vorlagen  vorläufig  zustande 
bringen ;  Bismarek  dürfe  kein  Stein  in  den  Weg  gelegt  werden, 
damit  er  nicht  etwa  noch  nachträglich  die  Verfassung  dem 
Wunsche  der  Rechten  gemäß  ändere.  Das  Volk  nehme  keinen 
Anteil  an  dem  Streit  um  das  Verfassungsrecht,  und  ohne  das 
Volk  könne  die  Volksvertretung  nicht  im  Felde  bleiben^). 
Dabei  war  Twesten  seinen  persönUchen  Ansichten  nach  d»- 
jenige  seines  Kreises,  der  Waldecks  Sorgen  in  ihrem  Grande 
am  ehesten  verstand*).  Aber  sein  Pessimismus  und  Waldecb 
Optimismus  heßen  beide  jetzt  nicht  zueinander  kommen.  Wal- 
decks Wille,  bei  der  Indemnitätserteilung  der  Regierung  Bedin- 
gungen zu  stellen,  gründete  sich  auf  die  Überzeugung,  daß  die 
Verfassung  von  Bismarek  nicht  aufgehoben  werden  könnte;  für 
Twesten  war  entscheidend,  daß  er  das  Gegenteil  annahm.  Anderer- 
seits sprach  Waldeck  immer  nur  aus  preußischem  G^ichtskreise. 
Er  verhehlt«  gar  nicht,  daß  er  von  den  Plänen  und  Aussichten 
des  Frankfurter  und  Nationalvereinsliberalismus  nichts  hielt.  „lÄ 
war  so  glücklich,  oder  vielleicht  so  unglückhch,  an  den  aller- 
dings rühmUchen  Bestrebimgen,  die  in  Frankfurt  stattgefunden 
haben,  nicht  beteiUgt  zu  sein.  .  .  .  Ich  muß  gestehen,  daß 
ich  schon  frühzeitig  einen  Erfolg  davon  nicht  erwartet  habe"  ^. 
Ebenso  glaubte  er  infolge  seiner  preußischen  Anschauungsweise 
poUtischer  Probleme  nicht  daran,  daß  der  preußische  Staat  den 
Ertrag  des  deutschen  Krieges  gegen  das  eifersüchtige  Ausland 
nur  behaupten  werde,  wenn  deutsches  Volk  und  deutsches  Par- 
lament fortan  jeden  inneren  Unfrieden  verhüteten  und  alle  Kräfte 
wider  die  auswärtigen  Mächte  zusammenhielten.  Drängte  sidi 
nicht  auch  Bismarek  immer  aufs  neue,  so  oft  er  auf  Widerstand 
stieß,  dieselbe  Anschauungsweise  auf?  *)  Männer  wie  Lasker  nnd 
Forckenbeck  dagegen  konnten  einen  solchen  Fall  sich  kaum 
ausdenken,  imd  ebenso  glaubten  sie  imerschüttert  an  die  Frank- 


^)  3.  September,  St.  B.  1866/67  I,  197  f. 

*)  Vgl.  mit  seinen  Äußerungen  vom  April  (§  2)  die  vom  Juni  (§  i) 
und  wieder  die  der  Programmrede  in  der  Bezirksvereinsvenammlung  vom 
5.  November,  wo  er  sich  einerseits  gegen  die  aus  abstraktem  Parteigeist  aDes 
ablehnenden,  zuerst  aber  gegen  die  wendet,  „die  liberal  sind  und  der  liberalen 
Sache  große  Dienste  geleistet  haben,  aber  durch  die  Erfolge  der  Begierong 
zu  sehr  geblendet  sind"  und  um  der  auswärtigen  Siege  willen  die  innere 
Entwicklung  Preußens  opfern  wollten ;  N.  Z.  7.  November  1866  Horgenblati 

»)  12.  September,  St.  B.  1866  67  I,  319. 

*)  Dieser  Gegensatz  zwischen  ihm  und  den  anderen  trat  bei  den  Ver 
handlungen  des  Reichstags  im  Frühjahr  1867  voll  in  die  Erscheinang. 
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furt^r  Ideen.  Für  sie  schien  jetzt  die  ^^jtiuide  gekommeG,  da 
sich  die  Kraft  ihrer  Cberzeuguugen  erst  erweisen  muHte.  Daher 
gewährten  eie,  Lasker  übervollen  Herzens,  Forckenbeck  vor- 
sichtigeri),  der  Regierung  Indemnität,  um  sich  nicht  selbst  von 
der  Betätigung  auf  einem  Felde  auszuseliließen,  das  sie  für  den 
Liberalismus  günstiger  ak  das  preußische  ansahen.  Es  war 
dafeh  Deutaeliland,  wenn  sie  sich  mitten  in  aller  Gefahr  und 
Not  Hoffnungen  zu  maclien  wagten.  Da  kam  ein  Volk  zur 
Welt,  während  Preußen  das  Werk  einer  Dynastie  war.  Da 
sollte  eine  Verfassung  gebildet  werden,  der  Boden  dort  war 
noch  aufnahmefähig,  während  sie  eben  erfahren  hatten,  daß 
der  Organismus  Altpreußens  ohne  das  Bürgertum  geworden 
war  und  den  zu  spät  Aufgestandenen  keinen  Einfluß  vergönnte. 
Ging  es  nach  Waldecks  Willen,  so  wurde  das  Verfassungsrecht 
vielleicht  gewalu't,  aber  der  Neubau  des  preußiseh-deutöcben  Staats 
wurde  abermals  ohne  Mitwirkung  der  Liberalen  aufgeführt  und 
wieder  zu  einem  Bollwerk  der  Gegner^),  ,,Es  ist  eine  alte, 
bewährte  Regel'*,  verkündete  Lasker  %  ,,daß  die  Kräfte,  welche 
die  Dinge  ins  Leben  gerufen  haben,  auch  später  wirksam  und 
für  eine  längere  Zeit  leitend  sich  zu  erhalten  pflegen/*  „In 
dem  erweiterten  Preußen  kann  ein  reiches  Organisationstalent 
Verwertmig  finden,  die  imter  europäischen  Monarchien  neue 
Form  des  Bundesstaats  muß  neue  Regeln  der  Regierungskunst 
zutage  fördern,  imd  allen  Geistern,  welche  nach  ihrer  inneren 
Anlage  in  die  Feme  streben,  sind  die  Vorarbeiten  gegönnt,  die 
Grenzen  des  Bundesstaates  auszudehnen  und  den  inneren  Zu- 
saxomenbang  immer  mehr  zu  verdichten,  bis  die  Einheit  des 
großen  Vaterlandes  gewonnen  und  ganz  Deutschland  zu  einem 
einheitlichen  Staate  geworden  ist^).*'  Das  Ringen  um  die  ver- 
fassungsmäßige Freiheit,  sagte  Forckenbeck  %  ,,müsse  in  gewissen 
Momenten  der  Entwicklung  bisweilen  für  eine  kurze  Dauer 
zurücktreten.  Jedoch  sei  in  solchen  Intervallen  die  innere,  die 
stille  Propaganda  der  Ideen  keineswegs  unterbrochen;  ja,  sie 
sei  dann  oft  wirksamer  und  nachhaltiger,  als  m  manchen 
anderen  Zeiten  die  lautesten  Bestrebungen", 


')  Philippson  156,  157. 

*)  Vgl  La^kers  Darlegonjf  io  Cabn  I,  41  f, 

*)  Im  Hallesche  -  Thor- Beadrksverem  zu  Berlin  am  7.  Jimuar,  N.  Z. 
11,  Jautiar  1867  Morgenblatt, 

*)  X\  Z.  5*  Augnst  Leiter,  von  Luaker  geschrieben;  wieder  gedruckt 
Cohn  h  145. 

*)  Tischrede  zu  Elbing  am  7,  Oktober,  Ereu^eitung  13,  Oktober, 
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Da    sorgt€  denn  Bismarck  dafür,  daß  diese  Männer  nicht 
wieder  vor  Waldeck  zurückwichen.  Während  der  letzten  Ijandtags- 
session  hatten  eben  sie  die  Dinge  im  Staat  zum  äußersten  treiben 
wollen.     Jetzt,   da  der  Sieg  über  Österreich  erfochten  und  das 
ihnen  teuerste  Gut,  die  deutsche  Einheit,  teils  schon  erworben, 
teils  in  Aussicht  war,  traf  es  sie  wie  in  Scham,  daß  sie  den 
Sieg,    soviel   an  ihnen   lag,   in   Frage  gestellt  hatten^).     „Die 
Liberalen  dürfen  die  Macht  des  Staates  nicht  wieder  in  Frage 
stellen'',  so  zog  Twesten  das  Fazit  aus  der  vergangenen  Zeit*). 
Hier    setzte    Bismarck    an,    um    kräftig    auf   sie    zu    drücken. 
Die  Einmischung  Napoleons,  sofort  nach  Königgrätz  versucht, 
drohte  fortwährend.  Osterreich  bUeb  unruhig;  darauf  wies  Bis- 
marck immer  wieder  hin  %  und  das  Bewußtsein  verbreitete  sich 
unter  den  Abgeordneten,   daß  der  Friede  nicht  eingekehrt,  das 
Erreichte  nicht  gesichert  sei.     Wie  im  Waffenstillstand  lebten 
sie  dahin,   mit  der  deutUchen  Vorstellimg  anhaltender  Kriegs- 
gefahr.   Dieser  psycliische  Zustand  erwies  sich  auch  in  Zukunft 
noch  als  ein  besonders  treffliches  Hilfsmittel  für  den  Minister, 
um    die    innerpolitischen  Verhältnisse    zu   beruhigen   und  die 
rasche  parlamentarische  Erledigung  der  Bundeseinrichtung  zu 
fördern*).    Unterstützt  wurde  Bismarck  durch  die  Anregungen, 


*)  Bismarck  hielt  es  ihnen  vor  im  Abgeordnetenhause  12.  Septembtf, 
St.  B.  1866/67  I,  311. 

*)  In  der  programmatischen  Rede  am  5.  November,  N.  Z.  7.  November  1866 
Morgenblatt. 

')  V.  d.  Heydt  im  Abgeordnetenhaus  14.  August  St.  B.  1866/67  I,  55, 
und  25.  September,  479;  Bismarck  selbst  I.September,  175,  12.  September, 
316,  und  25.  September,  492. 

*)  Forckenbeck  erklärte  sich  in  einem  Briefe  vom  29.  August  überzeugt, 
daß  mit  Rücksicht  auf  das  Ausland  der  neue  Landtag  wenigstens  ein  Jahr 
lang  vor  der  Auflösung  bewahrt  bleiben  müsse;  Philippson  152.  Twesten 
sagte  am  3.  September:  ^Das  gemeinschaftliche  Handeln  der  Staatsgewalten 
ist  notwendiger  als  je  für  die  großen  Arbeiten  der  Organisationen,  welche  in 
Deutschland  bevorstehen;  es  ist  auch  notwendiger  als  je,  uns  die  Grefahren 
abzuwenden,  die  uns  vor  dem  Auslande  her  drohen" ;  St.  B.  1866/67  I,  197, 
und  am  5.  November:  „Für  die  jetzige  Lage  Preußens  ist  es  sogar  eine 
Notwendigkeit,  den  vollkommenen  Bruch  zu  vermeiden" ;  Preußen  muß  gerüstet 
bleiben,  ,,um  das  Einverleibte  zu  verteidigen  und  das  Nichteinverleibte  ta 
gewinnen";  N.  Z.  7.  November  Morgenblatt.  Dieselbe  Meinung  klang  ans 
den  Spalten  der  „Natioualzeitung"  im  Abendblatt  des  6.  November  wieder: 
„Der  Staat  wird  lange  in  ernster  Kriegsgefahr  schweben,  ehe  die  eifersüch- 
tigen Nachbannächte  sich  mit  seiner  neuen  Größe  versöhnen."  „Ich  hasse*', 
schrieb  Unruh  an  die  „Magdeburger  Zeitung"  unter  dem  30.  September,  „den 
bewaffneten  Frieden,  der  das  Mark  des  Volkes  aussaugt,  aber  in  diesem 
Augenblicke  ist  Preußen  noch  keine  so  gefestigte  Großmacht,  daß  wir  der 
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Ic  von   dem   Volksempfindeti   auf  die   Gegner  Waldeckscher 
aufstrahlten;   von  ihneQ  erfaßt,    vertrauten  sie  darauf, 
daa   gehobene    Frohgefühl    des  Volkes   Gutes    bedeute^}, 

iien  ^tiktmfi  ohne  eniite  Yorbereittmg  entgegenaeben  rnler  gar  Älljjreiueine 
rafhiuiig  gebieten  könoeii.  Trgt?!  aller  friedlirben  Venichenitigen  werden 
«i»  Etnporköiiitnbtig  angeaebeti*  der  aeiue  neue  Stellung  erst  befestigen 
jfur  Verteidignng  stets  bereit  spiu  mtiß;*^  N,  Z.  13.  Oktober  Morgimblatt. 
U*k*T  l>f tonte  im  Abgcordnt»tenhauH  am  3,  September:  y,Ertt  weum  Deutaeb- 
lin<l  mr  vollen  Einheit  gehmj^t  sein  wird»  erat  datm  wird  die  Freibeit  ge- 
xu  Bt'in  nud  nicbt  Itloß  tür  Dent^cblandf  aotidem  für  ganz  Earopa,  Bie 
eiben  wir  d*.^m  ärgsten  Feinde  der  Freiheit  unterworfen»  dem  be- 
Frieden,  Der  gesicherte  FriedenszuBtand  kehrt  ejst  ein^  wenn 
Yiiri  der  einen  und  Deutschland  von  der  anderen  Seite  geschloBiena 
i  bilden  und  die  geeinten  Nationen  im  Stande  $ind^  den  fran^osiscben 
geil  für  1  innrer  kh  unterdrücken*' :  St.  B.  1866/67  I,  184.  (Dieae  Äuöenuig 
lelirreieb  wie  der  unten  in  |  7  besprochene  Antrag  Tweaten«  zur 
■tjiichwUfrftg^'.  Ulli  zE  veretehen,  mit  w^ eichen  Hoffnungen  auf  militärinche  Ent* 
Htmia:  tkh  Forckenbeck  und  die  utn  Ibn  trugen,  ak  sie  im  April  1867  durch  Eom* 
ftmil  tieu  unveränderlichen  Heeresetat  auf  drei  Jahre  bewilligten !)♦  ^Keinen 
^ttng*',  nö  hatte  er  den  Gedanken  einige  Wochen  vorher  schun  einmal  aus  dem 
sfeniiren  ins  LJffenaive  variiert,  ^darf  aich  in  Europa  die  Meinung  befeatigenj 
Fried enäwchlaöt  welcher  nicht  aUen  deutachen  Staaten  die  volle  Yer- 
hrirkgt,  daxu  angetan  »ei^  einen  fest  andauernden  Zustand  stu  be- 
Europa muß  inne  w erden ^  dafi  seine  Hube  nur  um  den  einen  Preis 
mfehtigea  und  ungeteilten  Deutachlauds  zu  erlangen  ist  Bis  dahin 
«0  airh  die  Großmächte  in  fortwäbrender  Kriegsbereitachaft  erhalten^ 
)  unselige  Last  de»  bewaffneten  Friedens  findet  kein  Ende*  Zu  dem 
d<*r  Kation  tut  jetzt  der  leitende  Staat  ermittelt.  Die  ÄliJigunat  des 
ie«  hat  uns  im  ersten  Anlauf  gehemmt;  der  Beruf  Preußens  ist  ea^ 
1  Hindernis  zn  beseitigen.  Der  Nation  aber  geziemt  es^  den  Zeitpunkt 
'  Ufluen  Entscheidung  viirxnbereiten  und  W&  beschleunigen,  ihre  Friedena- 
*he  ist  aSt  ^de  preuliiacbe  Regierung,  welche  dieses  Berufe  «ich  bewußt 
.  «I|@n  Mitteln  zu  imtx^rstützen,  und  jede  Regierung,  welche  von  der 
len  fiabn  abweicht,  zu  derselben  zurückzubringen"  \  N,  Z.  26.  Juli^ 
okl  von  l'ahn  I,  141 — 144.  Die  volle  militänache  und  politische 
nÖrdbchen  Deutachland  im  italieni sehen  Sinne,  erklärte  der 
Richter  im  1,  Berliner  Wahlkreis  am  6.  November,  müsse  unter 
Igen  der  Volksvertretung  „unerbittlich''  durchgeführt  werden,  aelbst 
iw  Ifefahr  eine«  zweiten  Krieges  bin;  N.  Z,  8,  November  Morgen blatt, 
eil  bri  TreitAchke  dassellie  ürted,  Zehn  Jahre  Deutscher  Kampfe  I,  17  L 
*>  ^DftÄ  Vcilk  sagt  sich"*  heißt  es  in  der  N.  Z.  93,  September^  „so  wie 
nunmebr  einrichten,  werden  wir»  wer  weiß,  wie  lange  leben»  Auch 
»tgti'U  eitiigt'  .fahre,  wli  die  Regierung  zwischen  freisinnigen  und  reak< 
itrunibaiziij  »chwaukte*  bis  unglücklicherweise  die  letzteren  die 
bd  gewannen,  um  dann  einige  Jahrzehnte  unser  Staat^leben  *  .  .  zu 
cheiL»  Urade  so  verhält  es  sieb  aber  auch  gegenwärtig;  es  gilt  Heute 
um,  die  leitenden  Grundsätze  für  eine  geschichtliche  Periode  de»  Staates 
l«i.  ,  .  *  DergestaU  ist  e»  unleugbar,  daü  wir  in  einen  Moment  ein- 
tindi  der  jeile  Partei  und  jeden  einzdnen  zu  erhiJht»T  Teilnahme 
•ben    auffordert»    denn    es    wird    tu    der   nächnten    Zeit    mehr   als 
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Die  Einwirkung  des  Kronprinzen  kam  in  den  entscheidenden 
Tagen   dazu.     Am    15.   abends  empfing  er  Forekenbeck,  HeB 
sich   die  Wünsche  der  Liberalen   sagen   und  teilte  ihnen  hin- 
wiederum   mit,    daß   er    seinen   Frieden   mit   der   Pohtik  Bis- 
marcks  geschlossen  habe.     Auch  in  der  Folge  vermittelte  er^). 
Andere  redeten   ebenfalls  auf  die  nachgiebig  gewordenen  ein, 
Männer  wie  Mevissen^),  Roggenbach*),   und  fortgesetzt  mittd- 
deutsche  Liberale.    Und  so  traten  sie  denn  in  den  stürmischoi 
Fraktionssitzung^n  vom  12.  an  gegen  Waldeck  dafür  ein,  daß 
die  Indemnität  bewilhgt  werden  müsse,  weil  ohne  sie  die  Adresse 
wertlos  sei;  die  Liberalen  müßten  Frieden  schließen,  um  die 
Regierung  gegenüber  dem  Ausland  zu  stärken,  auch  um  durch 
Beilegung   des   Streits   den   eroberten   Gebieten    den  Anschluß 
an  Preußen   zu   erleichtem*);    sodann  müßten   sie  verhindern, 
daß  der  parlamentarische  Kampf  neu  aufflamme,  ehe  die  liberal 
gesinnten   zu   annektierenden   Provinzen   imd   ehe  das  übrige 
Deutschland  in  ihm  mitwirken  könne.    Zu  lange  war  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  beiden  Gruppen  schon  gespannt.    In  der 
seelischen  Erregung  der  entscheidungsvollen  Tage  zerriß  es. 

Nichts  verrät,  daß  vor  den  Tagen  der  stürmischen  Ver- 
handlungen Twesten  und  seine  Freunde  eine  Trennung  von 
Waldeck  und  seinem  Anhang  in  Betracht  gezogen  haben  ^). 
Der  Entschluß  zu  ihr  scheint  plötzUch  gefaßt  und  sogar  durch 
einen  Dritten  —  durch  Michaelis  herbeigeführt  worden  zu  sein. 


gewöhnlich  geschaffen  werden,  weil  mehr  als  gewöhnlich  geschaffen  werden 
muß;  beteilige  ich  mich  nicht  daran,  so  tun  es  andere,  und  vielleicht  gegen 
meinen  Wunsch  und  mein  Bestes.  Daher  kommt  es  aber,  daß  die  Gegenwart 
dem  Volke  so  ungemein  interessant  ist  und  daß  beinahe  jeder  Mann  sich  in 
einer  angeregten  Stimmung  befindet,  t^berall  ist  dieser  geweckte  Sinn  fnr 
das  politische  Leben  in  dem  Gewoge  der  letzten  Tage  zur  Erscheinung  ge- 
kommen. ...  Es  war  ein  gesteigertes  politisches  Lebensgefühl.  .  . .  Das  Werdoi 
und  Wachsen  des  Staates  trat  anschaulichst  und  mit  dem  ganzen  Reize,  den 
ein  glänzender  Lebenslauf  für  alle  Menschen  .  .  .  hat.  vor  die  Seele  des 
Volkes.  .  .  ." 

0  Philippson  146  ff.  Vgl.  dazu  Ged.  und  Erinn.  (Volksausgabe)  11, 90 
und  Petersdorff,  Kleist-Retzow  383. 

•)  Betr.  Mevissens  Verkehr  mit  Twesten  und  Forckenbeck  Hansen, 
Mevissen  I,  750. 

')  Roggenbach  war  im  August  wiederholt  in  Berlin,  insbesondere  während 
der  entscheidenden  Tage,  N.  Z.  29.  und  30.  August  Abendblatt. 

*)  Der  Gedanke  zuerst  bei  Treitschke  10.  August,  Zehn  Jahre  Deatachcr 
Kämpfe  I,  171,  dann  aber  in  der  Presse  wiederholt. 

*)  Daß  die  Absicht  der  Trennung  der  Gruppe  Twesten-Lasker  fem  lag. 
klingt  noch  nach  in  Laskers  Erwägungen  in  Cahn  I,  42  f. 


Michaelis  hatte  sich  die  letzten  Monate  hindurch  im  Hinter- 
gründe gehalten;  in  jenem  Augenblick  aber  trat  er  hervor  und 
bekundete  die  feste,  wohlüberlegte  Abdcht^),  ßus  der  Fraktion 
Auszuscheiden,  nicht  im  Ärger  wie  Unruh  mid  nicht  für  immer, 
0OBdem  nur,  um  für  einige  Zeit  „eine  unabhängige  Stellung 
»einziiaehmen**  und  ..von  ihr  aus  im  Sinne  der  Aufgaben  ^  welche 
|ch  mir  gestellt  liatte,  zu  wirken.'*  Im  stiUen  hatte  er  alle  die  Jahre 
idurch  zur  Besonnenheit  geraten  und  den  von  seiner  Partei 
die  Regierung  eingeleiteten  Kampf  als  aussiclitsIoB  be* 
eichnet,  weil  er  auf  einer  falschen  Einschätzung  der  Verhält- 
isse  beruhe.  Wo  er,  wie  hei  den  handelspohtischen  Vorlagen, 
üinfluß  genug  besaß,  war  er  für  Unterstützung  der  Regierung 
^eingetreten.  Delbrück  hatte  ihn  zu  dieeem  Zwecke  an  sich 
gezogen.  ,,Herr  Michaelis'*,  so  urteilt  er^),  ,,war  eine  zu 
:gouvernenientale  Natur,  um  an  der  negierenden  Opposition  atif 
idie  Dauer  Gefallen  asu  &uden;  mit  Freuden  ergriff  er  die  Ge- 
legenheit, an  dem  ix>sitiven  Schaffen  der  Regierung  mitzu- 
wirken/' Die  go UV erne mentale  Natur  vertrug  sich  in  Xlichaelis 
indessen  mit  einem  lebhaften  Interesse  am  parlamentarischen 
»Wesen.  Er  bUdete  sich  allmählich  die  Meinung,  daß  an  den 
iMißerfolgen  seiner  Partei,  außer  der  Verkenn ung  der  Stärke  der 
preußischen  Verwaltung,  die  mangelhidite  Organisation  des 
preußischen  Parlamentarismus  Schuld  sei,  Au&nerksam  ver- 
folgte er,  wie  sich  auch  in  Forckcnbeck  und  Twesten  das  Be* 
wußtaein  regte,  daß  Geschäft^ordmuig  und  Gesehäftsgebraucb 
'der  zweiten  Kammer  verbessert  werden  müßten®).  Er  beteiligte 
iiicb  an  den  Reformvorschlägen  der  Budgetkommission,  die  zu 
der  Etatsdebatte  des  Jaln^ea  1865  und  den  Beschlüssen  vom 
27.  März  1865  führten.  Vermutlich  durch  Delbrück*)  unter- 
richtet, bewahrte  er  seine  Rulie,  als  der  Krieg  m  Sicht  kam. 
Während  der  Wochen  vor  dem  Kriege  und  während  des 
|Krieges  legte  er  sich  jedoch  völliges  Schweigen  auf.  Er  er- 
freute sich   m  der  Partei  zwar  erheblichen  Ansehens,   aber  er 

^^ar  kein  Parteif ülirer ;    dafür  trat  er  nicht  genug  hei-vor  und 
M 

*)  Er  hat  sein  persünHobefi  Verhalten  mid  Urteil  im  Sommer  18*jö  m 
•einer   Stettiner  Euttdidateiirede  4,  Felmiar  1B67   |ifi>ichildert;   K.  Z.  7.  Fe- 
bruar 18(>7  Morgenblfttt.     WeBentlich  danaeU  da»  folgende. 
i  ')  Leben »erinneruüge  11  11^  227«     LaBkers  Urteil   in  Calin  1,  47  (Xanker 

inennt  den  Namen  nicht)  ütirnmt  damit  diirt^haiifl  über  ein. 
I  *)  Vgl.  die  sehr  wahrsciieinlich  von  ihm  herrührende  8cshilderimg  im 

Xeiter  der  N,  Z,  3.  Oktober. 

*)  Lebenaerinnenrngen  ü^  870:  „Eh  wird  meht  wnnderaeb  ^*^  * 

wo  ich  konnte,  für  den  Krieg  eintrat  usw.** 


i 
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sprach  er  zu  wenig  als  Parteimann.    Nach  dem  Frieden  dagegen, 
da  die  Ereignisse  ihm  im  guten  wie  im  schlimmen  Recht  g^ben 
hatten,  vennochte  er  auf  den  kleinen  Kreis  politisch  besondere 
denkfähiger  Männer,  der  an  der  Fortschrittspartei  irre  wurde,  für 
einige    Zeit   einmal    maßgebenden  Einfluß    von    parteipolitisch 
großer  Tragv^eite  ausüben.     WirtschaftspoUtiker  von  Beruf  und 
schon  deshalb  nicht  so  tief  wie  die  anderen  in  die  Machtkämpfe 
mit  der  Regierung  und  der  Rechten  verstrickt,   entwickelte  er 
die  Meinung,    daß  der  Norddeutsche  Bimd  demnächst  sozial- 
und    wirtschaftspolitische    Aufgaben    lösen    müsse,    bei    denen 
sich    Bismarck    der    Hilfe    der    Liberalen    kaum    entschlagen 
könne.     Er    werde    sich    der    Partei    also    ernsthaft    nähern, 
und    dann    werde    auch    die    Partei    ihrerseits    von    Waldecks 
Führung  und  den  Konfliktserinnenmgen  ablassen  und  wieder 
lenksam  werden.     Es  komme  darauf  an,   bis  dahin  sich  stark 
zu   machen.     Von   Bismarck   habe   man  für  den  Bestand  des 
Parlaments   nichts   zu   fürchten,   weil  es  sich  im  Verfassungs- 
leben des  Staates  schon   zu  fest  eingewurzelt  habe;    aber  ob 
sich  das  Parlament  nicht  selber,   sei  es  durch  grundsatz-  und 
ziellose   Nachgiebigkeit    oder   durch   „Nihilismus'*^)   im   Staate 
wie   im  Volke   um   allen   Einfluß   bringen   werde,    das   müsse 
ein   Gegenstand   ernster   Sorge  für  die   nächste   Zukunft  sein. 
Deshalb   werde   er  sich   einstweilen  aus   der  Fraktion   zurück- 
ziehen,   um   seine   Zeit    nicht    in    ergebnislosen   Erörterungen 
mit  den  anderen  zu  vergeuden  und  um  nicht  in   die  Strudel 
der  inneren  Widersprüche,   durch  die  die  Fraktion  aufgewühlt 
wurde,   hineingerissen  zu   werden.     „Mir  war  dabei  sehr  wohl 
bewußt,    daß   es   schwer   ist,    Beschlüsse   zu   fassen,    wo   man 
nicht    mehr    zusammengeht    mit    der   Majorität    des    Hauses; 
und  ebenso,  daß  ich,  wenn  ich  diesen  Weg  betrat,  mich  Miß- 
deutungen und  Verdächtigungen  aussetzen  würde.*'   Aber  ander- 
seits  hielt  sich   die   Stimmenzahl  der  Rechten  imd  Linken  so 
sehr  die  Wage,  daß,  w^enn  auch  nur  wenige  sich  zwischen  beide 
Parteien  stellten,   ilmen  ein  starker  Einfluß  auf  die  Greschäfts- 
erledigung  des  Hauses  verbürgt  schien.     Diese  Gunst  der  Liage 
gedachte  Michaehs  auszimutzen,  um  nach  Klräften  eine  Mehr- 
heitsbild uug  der  Linken  mit  den  KathoUken  imd  Polen  zu  ver- 
hindern und  auf  Grund  von  Kompromissen  mit  der  Rechten 
gegen  gewisse  Zugeständnisse  an  die  hberalen  Anschauungen 
die  Staatsnotwendigkeiten  zu  bewilligen.     Er   hat   sich  damals 


*)  Den  Ausdruck  gel)raucht  Parisius  11,  2,  106. 
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id  iü  der  nächsten  Zeit  Terhältni^^raäßig  häoßg  in  der 
fentlichkeit  ausgesprochen,  einmal  in  Landtags-  und  Ver- 
samnilungsreden,  sodann  Termntlich  in  mehreren  Leitern  der 
,,Nationalzeitiing'\     deren    Handelsredakteur    er    war').      Der 

*)  Eine  Aiifrage  ma  die  Geschaltaletttiiig  der  N*  Z.,  ob  sich  in  iUrrm 
Bc«txe  noch  Nftühwebe  über  die  Verlaoaendiali  der  Leiter  ihrei  Bl&ttes  aus 
den  Jftbren  1866  und  1867  fmnden,  wurde  dahin  bea&twcjirtel,  daÜ  solche 
niobt  mehr  vorhanden  seien.  Gewi^eit  auf  dievem  Wege  konnte  ick  also 
meht  iKshK^en.  Immerbin  ghittbe  ich,  dfl0  man  namentlich  solche  Leiter 
MichaeÜB  ;m weisen  darf,  die  ihrer  tlberiehrift  nach  und  nach  ihrem  wesent- 
Itcben  Inhalte  finan^-  und  wiHst^haftsfKihtifiche  Fragen  zum  Oeganstiinde 
bttben,  aber  Im  (jelegenheit  gern  ftbftchweifeo,  om  Gedanken  ron  allgemein 
poJitt&cLer  Bedeutung  zum  Aufdruck  ^n  bringeti.  In  meiner  An  nähme  be* 
iiärkt  mich^  daÜ  eine  Beihe  dieeer  Leiter,  soweit  sie  im  Auguat  und  Bep- 
lember  erschienen  »ind,  und  ein  von  Michaelis  am  10,  November  in  der  Volks- 
wirtschaftlichen Oetellschaft  zn  Berlin  gehaltener  Vortrag  {^,  Z,  20.  No- 
Tember  Morgenblatl)  völlig  übereinstimmen,  aueh  sonst  Anklänge  KwtBchen 
bezengten  Xuäeningen  de»  Mannes  und  Leitern  der  eben  bezeichneten  Art 
Tarkommen,  die  nicht  wohl  anden  ab  durch  gemeinsaTne  UrheberBchaft 
erklärlich  sind.  Als  von  Michaelis  verfaßt,  kommt  anßer  dem  Leiter  vom 
12*  Auguat  eixie  erste  Ärtikelreihe  vom  16.,  25,  Angustf  1.,  8.^  22-,  30,  Sep- 
tember und  3,  Oktober»  sodann  abermals  eine  Eeibe  Artikel  vom  November 
und  Dejsember  (über  sie  §  8)  in  Betracht,  Den  tiefsten  Einblick  tn  die  per^ 
ftidnlicht^  Denkart  des  Manne«  gewahrt  der  Leiter  vom  22,  Dejsemher:  „Daa 
^Budget",  vieiieicht  d<;!r  beste  Leiter  de»  ganzen,  iin  gnten  Leitern  wahrhaftig 
^Bliebt  armen  Jahrgang».  „Die  Schwierigkeiten '^^  heißt  es  darin»  „unter  welchen 
Wätm  Abgeordneteohaus  in  diese  Verhandlungen  eintrat,  waren  ungeheuer. 
Nach  einem  glänzenden  Fcldaug  betrachtete  die  Regierung  sich  als  Siegerin 
in  dem  Kampf  mit  der  Volksvertretung*  Mußte  nicht  die  Volksvertretung 
furchten,  wena  sie,  xur  patriotiöchen  Mitwirkung  an  den  großen  Aufgaben 
Qjiaerea  Staates  bereit,  den  Konflikt  acldieflen  und  die  Möglichkeit  der  Rück* 
kebr  in  die  Formen  des  Verfasmingslebeni  eroffnen  wollte^  sich  unterwerfen 
zo  müssen,  statt  Korapromisse  zu  ichHeßen?  nur  fonoell  in  den  von  der  Ver- 
äiesung  vorgeschriebenen  üang  der  Geschäfte  eintreten  zo  können,  während 
materiell  auf  Seiten  der  Volksvertretung  nur  das  Gehorchen,  auf  Seiten  der 
BegieruDg  nur  das  Befehlen  war?  Wenn  nur  die  materielle  Gewalt  ent* 
schiede,  so  war  solche  Furcht  gerechtfertigt..  Wer  übet  di>n  moralischen 
Mächten  die  entscheidende  Kraft  beimißt,  der  konnte  die  Hoffnung  hegen, 
daß  gerade  der  auswärtige  Sieg  die  Wendung  zu  einer  besseren  Entwicklung 
im  Innern  bezeichnen  w*erde.  Mußte  doch  die  Regierung^  nachdem  die  Gewalt 
ihr  den  Sieg  gegeben^  sofort  Hand  anlegen,  idealere  Interessen  durch  fried- 
liche Mittel  zu  befriedigen,  um  daß^  was  der  Krieg  gewann,  für  den  Frieden 
SU  befestigen t  Es  wai-  eine  ürnste  Frage,  an  nnsere  Knlturentwicklnng  gestellt: 
ob  ei  in  Preußen  und  Deutschland  möglich  i^U  daß  die  siegreiche  Gewalt 
die  Oetetze,  welche  sie  im  Kriege  nach  außen  angewendet,  nun  im  Frieden 
Aueh  im  Innern  mit  roher  Hand  JEur  dauernden  C4 eilung  bringen  kann,  oder 
ab  die  Eiickkehr  zum  Frieden  gleichbedeutend  ist  mit  der  Wiedereir'  ^ 

der  moralischen  Mächte^   welche   im   friedlichen  Zusap  4 

menscixen  walten,  in  ihre  milde  Herrschaft.     Es  wa»* 
die   Kultur   Preußens,    ein  Rhodui,   wo   sie   ihre   El 
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erste  dieser  Leiter  wurde  am  12.  August  veröffentlicht.  ,,Die 
Quellen  der  Macht  des  Staates",  heißt  es  darin,  „fließen  reich- 
Ucher  als  vorher  und  sein  gehobenes  Selbstgefühl  ist  wohl  be- 
gründet, er  hat  aber  auch  ringsum  eifersüchtige  Nachbarn  so 
wie  nur  jemals,  ja  vielleicht  noch  mehr  als  je,  imd  deshalb 
muß  unser  Vorsatz  für  die  innere  Poütik  jetzt  lauten:  Ver- 
meidung aller  unnützen,  tunliche  Einschränkung  aller  über- 
lieferten Streitigkeiten,  und  fürs  erste  und  nächste  Sammlung 
der  Landeskrcäfte.  .  .  .  Stark  genug  sind  wir.  .  .  .  Aber  es 
nmß  jetzt  auch  eine  weise  Politik  geführt  werden,  das  ist  eine, 
welche  sich  bewußt  ist,  daß  man  jetzt  mit  Selbstverleugnung 
imd  Hingebung  dem  Staate  dienen  und  bei  jedem  Schritte  er- 
wägen muß,  ob  er  geeignet  ist,  den  Staat  zu  kräftigen  und 
dessen  neue  Einrichtungen  zu  befördern.*'  Das  waren 
Gedankengänge,  die  sich  mit  denen  Laskers  imd  Forcken- 
becks   im    Augenblick    eng    berührten^)    und    sich    mit   Ge- 

Fraj^^e   bedeutete   zugleich   die   andere:   Ist   die  Kraft  des  parlamentarischen 
Systems    in   Preußen    soweit    gediehen,    daß    dasselbe    zu    den    notwendigen 
Lebensbedingungen  des  Staates  gehört?  .  .  .  Die  Frage  war  furchtbar  ernst, 
und   mit  ängstlicher  Spannung  liarrte  man   der  Thronrede  als   der  Signatur 
für  die  zu  eröffnende  Friedeusepoche,  harrte  man,  als  diese  dem  Verfassungs- 
leben sich  zuwandte  und  die  Hand  zur  Versöhnung  anbot,  des  weiteren  Vct- 
laufs  <ler  Dinge.    Schwer  war  der  Gang.    Der  Rückfall  in  den  Konflikt  hing 
wie  ein  Damoklesschwert  über  den  Veihandlungen,  und  in  jeder  neuen  Ent- 
wickluugsphase    suchten     die    Schatten    der   Vergangenheit   mit   magischer 
Gewalt  die  Dinge  in  einen  Zustand  zurückzuziehen,  der  nun  nicht  mehr  der 
bloße   Konflikt,   sondern   der   Untergang   des  Verfassungslebens    für   längere 
Zeit  gewesen  sein   w^ürde.     Aber  es   siegte  auf  Seiten  der  Regierung  immer 
wieder  das  Bewußtsein,  daß  sie  Kraft  saugen  müsse  aus  der  Zustinmiung  der 
Vertretung  des  Volkes,   auf  Seiten  der  Volksvertretung  das  Bewußtsein,  daö 
sie  nicht  mit  starren  Prinzipien,  sondern  mit  lebendigen  Menschen  verhandle, 
daß  nicht  die  zu  erstrebenden  Ziele,  sondern  die  gegebenen  Tatsachen  den 
Boden  dieser  Verliandlungen  bilden,  daß  gerade  jetzt,  nach  einem  glänzenden 
Kriege,  jeder  auch   noch  so  bescheidene  Sieg  des  Verfassungslebens  für  die 
fernere   Entwicklung    hundertfach    schwer    ins    Gewicht    falle.     Mit    anderen 
Worten:   in  den  schwierigsten  Lagen  kam  immer  wieder  das  zwingende  Be- 
dürfnis eines  Verfassungslebens  in  Preußen  zum  Durchbruch,   ein  Bedürfnis, 
welchem  die  siegreiche  Gewalt  sich  beugen  mußte  und  welches  zu  dem  führte, 
worin  das  Verfassungsleben  sich   überall  in  der  Geschichte  bewegt,  zu  einer 
Reihe  von  Kompromissen." 

0  So  auch  1.  September:  „In  dem  neu  zu  fügenden  Bundesstaate  ist 
die  preußische  Regierung  so  sehr  auf  die  freiwillige  Mitwirkung  eines  selbst- 
bewußten Volkes  angewiesen,  daß  sie  gezwimgen  sein  wird,  in  der  Volks- 
vertretung eine  Stütze  zu  suchen,  während  sie  in  dem  historisch  gefügten 
preußischen  Staate,  gegenüber  einer  an  die  widerspruchslose  Erfüllung  der 
Staatspflichten  gewohnten  Bevölkerung,  auf  dieselbe  zeitweise  glaubte  ver- 
zichten zu  können." 


^palm.  Zur  Ecüle^ing  d^  lutioaillib^f^ea  But« 


teofolgen  Twesteiis  weniggtetis  begegneten.  So  gteUten 
ZeitYerbältnisse  die  Verbindtmg  zwiscfaeo  den  Ton 
^ffttur  weit  auBeixiandergelegeiieD  politiäeheii  Aosgangsp^inkten 
[ichaeHs  und  denen  der  oiit  Waldeek  aneinaudei^rEteiieii 
Stglieder  der  Fortschrittspartei  her  *).  A^or  allem  auf  Twesteii 
lieint  Micliaelis  Absieht  einer  vorläufigen  Absonderung  über* 
beugend  gewirkt  zu  haben.  Wiederholt  wurde  in  der  Folg© 
^t>n  einer  Fraktion  Michaelis-Twei^ten  gesprochen  ').  Indem  aber 
ftiehzeitig  mit  Michaelis  die  neben  Waldeek  poHtiseh  herror- 
chendste  Persdoliebkeit  der  Partei  austrat,  schieden  innerhalb 
Bier  Tage  auch  Lasker  %  sowie  Roe|>ell,  Krieger- Berlin*  Vaerst, 
äichenheim,  Hanimacher,  Lent  und  im  September  noch  John* 
btaii  aua^).  Forekenbeek  zälilte  infolge  seiner  W'alS  zum 
Bidenten  aehon  nicht  mehr  als  ^litglied  der  Fraktion.  Es 
^aren  nicht  viele,  aber  durchweg  Führer  oder  doch  angesehene 
linner  der  Partei,  die  da  gingen. 

7,   Die  Gruppe  Michaelis-Twesten  m^ährend  der  außer- 
rdentlichen  Session  des  Landtags.    Ende  August  und 

September. 

Jeder  der  die  Fortschrittspartei  verlassenden  Abgeordneten 
gründete  seinen  Austritt  auf  andere  Weise ;  nur  darin  stimmten 
überein,  daß  sie  sich,  wie  es  Michaelis  Gedanke  war, 
Huch  ferner  ab  Mitglieder  zur  entschieden  hberalen  Partei 
hnetan  und  sich  vorbehielten,  bei  wichtigen  Fragen  sieh  an 
n  Beratungen  zu  beteiligeu  *).  Allen  schwebten  aber  doch 
bestinimte  Aufgaben  vor.  die  sie  in  der  nächsten  Zeit  im  Landtag 
zu  lösen  hätten.  Sie  wollten  dem  vorbeugen,  daß  durch  Ab- 
lehnung mchtiger  Vorlagen  Bismarck  gereizt  wurde,  das  Ab- 
ge«>rdnetenhaus  abermals  aufzidösen  und  den  Bestand  des  Parla- 
ments in  Preußen  anzutasteu.  Zugleich  aber  wollten  sie  ver- 
hindem,  daß  eine  größere  Anzahl  liberaler  MiLnner  völlig  in 
das  Lager  Bkmarcks  überging.  Sie  wollten,  daß  Beratungen 
und  Beschlüsse  der  Session  in  wirksamer  Weise  Bismai^cks  pohti- 
che  Stellung  gegen  das  Ausland  kräftigten.     Aber  sie  wollten 

*)  Ihr%  Gepfensätxlichkeit  betont  auch  Latker  in  Cahn  I,  47, 
•)  ZiiTO  Beitplel  V,  Z.  14,  November,  Kreu^seitung  34,  Oktober, 
*)  Siemens,  Lebenaerianeningen  1^3* 
*)  N.  Z,  22.  und  23.  ÄugTist,  12.  September. 

*)  Arn  Leiten  unterrichtet  wurde  über  die  Austritte  die  Eülnbche  Zei- 
\tüBg,  nach  ibr  KreuÄÄdtung  21.  August.    Ganz  oberflächlidi  «ind  d»*  t^«<^V 
fiditeD  der  N*  Z.,  richtig  erst  ihre  aUgemeinen  Bemerkungen  SS.r 


Hfcbre] 


440  Spahn,  Zur  Entstehung  der  nationalliberalen  ParieL 

auch,  daß  darüber  nicht  etwa  eine  dauernde  Spaltung  in  der 
Uberalen  Partei  einreiße;  deren  gesamte  Kräfte  hofften  ae 
vielmehr  beieinander  zu  halten,  um  sie  späterhin  im  Reichstag 
und  erweiterten  Landtag  ausschlaggebend  zu  verwerten. 

Das  eine  war  mit  dem  andern  nicht  leicht  zu  vereinen, 
zumal  da  sich  einerseits  alles  theoretische  Denken  der  liberalen 
Partei  noch  in  den  alten  Gleisen  bewegt«  und  anderseits  die 
Regierung  den  Liberalen  in  der  inneren  Politik  nichts  anßer 
dem    Indemnitätsgesuch   zugestand.     Aber   es   kam   ihnen  lu 
Hilfe,    daß  sie  die  diesmalige  Tagimg  des  Landtags  als  ane 
außerordentliche  Tagung  ausgeben  konnten.  Sie  folgerten  daraus.  I- 
daß  auch  die  Parteien  die  Geschäfte  der  Session  deren  beson- 1 
derem  Charakter  gemäß  wahrnehmen  müßten.     Einberufen  sei  I- 
der  Landtag  im  Zusammenhang  mit  der  auswärtigen  Politik  I 
der  Regierung;  der  Gesichtspimkt,  wie  er  ihr  kräftig  beistdien  1 
und  die  „Vorbereitung  des  nationaldeutschen  Staates"  fordere  1 
könne,  habe  seine  Entschlüsse  zu  beherrschen.    „Das  Entgegen-  | 
kommen  der  Kammer  .  .  würde  man  mißverstehen**,  führte  die 
„Nationalzeitung"  am  29.  September  parteioffiziös  aus,   „wenn 
man  den  Schwerpunkt  ihres  Verhaltens  anderswo  suchen  woDte,  ab 
in  der  Eigentümlichkeit  der  Zeitverhältnisse  und  in  den  unmittel- 
baren Bedürfnissen  des  Staates,  wie  sie  durch  die  Beziehungöa 
in   Deutschland  und   zu  den  auswärtigen  Mächten  geschaffen 
sind  .  .  Deutschland  wartet  der  besseren  Gestaltung  .  .  Lediglich 
diesem  großen  Werke  war  der  erste  Abschnitt  der  Session  ge- 
widmet   .    .    Der    bisherige    Charakter    der   Session    als  einer 
außerordentUchen   gestattete,    die   ganze   Aufmerksamkeit  den 
dringendsten  Ansprüchen  der  deutschen  Frage   einseitig  zuzu- 
wenden."    Die  in  der  Bildung  begriffene  Gruppe  bediente  sich 
hier  eines  taktischen  Kunstgriffs.     Sie  gewann  durch  ihn  die 
Möglichkeit,   im   Augenblick   alle  Vorlagen   der  Regierung  zu 
sichern  und   doch  grundsätzlich  das  ganze  oppositionelle  Pro- 
gramm des  Liberalismus  in  allen  innerpolitischen  Fragen  auf- 
recht zu  halten.     „Die  Wachsamkeit",  erklärte  sie*),  „über  die 

')  Erklärung  der  24,  September  1866.  veröffentlicht  N.  Z.  24.  Oktober 
1866,  jetzt  am  zugänglichsten  Salomon  I,  74/77.  Michaelis^  Programmrede 
1.  September,  St.  B.  1866/67  I,  160  f.  N.  Z.  23.  August,  als  die  Indemnitit 
in  der  Kommispion  beschlossen  wurde:  „Kein  loyaler  Gegner  erwartet  dafi 
die  liberale  Mehrheit  ihrem  Berufe  entsagen  werde.  Niemand,  der  nicht 
leichtfertige  Worte  gedankenlos  plaudert,  wird  in  die  Verdächtigung  ein- 
stimmen, daß  irgend  ein  Bruchteil  der  liberalen  Mehrheit  ,gouvememental' 
geworden  sei.^  „Kein  Recht  und  kein  Prinzip  wird  aufgegeben;  im  G^ren- 
teil,  wir  halten  jedes  Recht  fest,  wofür  wir  gekämpft,  bleiben  bei  den  Grnnd- 
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verfassungsmäßigen  Reclite  des  \^olkes,  von  denen  keines  auf- 
[egeben  und  keines  verkürzt  werden  darf,  hat  die  ganze  eut- 
chieden  liberale  Partei  auch  in  dieser  Session  stets  einig 
[e&tideii  und  von  anderen  Parteien  gesondert,  Dasselbe  Band 
rird  auch  in  Zukunft  ihr  gemeinsames  Merkmal  bleiben/* 
ilTnausgetragen  blieben  die  Beschwerden  und  Bedürfnisse  im 
miem  des  Landen,  welche  durch  die  Erfolge  der  auswärtigen 
^olitik  weder  weggeräumt  noch  befriedigt  sind'*). 

Die  Unterscheidung  der  auswärtigen  und  inneren  Politik 
er  Regierung,  der  Ausdruck  der  Zustimmung  zu  jener  und 
[er  Vorbehalt  des  Kampfes  gegen  diese  war  an  sich,  von  der 
nderen  Verklausulierung  durch  die  Gruppe  abgesehen, 
chts  neues.  Sie  war  den  Wählern  als  Schlag^^ort  der  letzten 
/^ahlagitation  durch  die  Althberalen  und  einzelne  Angehörige 
der  Fortschrittspart^^i  vertraut  und  bette  im  Juni  auch  schon 
ihre  knappe,  im  Gedächtnis  haftende  Formulierung  durch  den 
Prediger  Richter  erhalten*).  Gerade  lun  der  Wirkung  der  alt- 
liberalen  Agitation  unter  den  Abgeordneten  und  Zeitungen  der 
Fortschrittspartei  Abbruch  zu  tun  und  sie  dem  LiberaHsraus 
pu  erhalten,  bildete  sich  die  Gruppe,  Griff  sie  dennoch  das 
Schlagwort  auf»  so  geschah  es  in  dem  Gedanken,  ihm  Rech- 
nung tragen  zu  müssen»  aber  die  Gifte  darin  unschädlich  zu 
machen,  indem  sie  es  nur  auf  Wochen»  für  eine  außerordent- 
liche Tagimg  des  Landtags  und  für  den  innerparlamentarischen 
Gebrauch  gelten  Heß.  Es  sollte  als  bloßer  Nütbehelf  den 
Liberalismus  aus  den  größten  Schwlerij^keiten  der  durch  den 
eg  und  die  Wahlen  geschaffenen  Lage  retten  und  zugleich 
e  Wähler  beruhigen.  Die  Gruppe  wollte  mit  ihm  Zeit  ge- 
nen,  bis  sich  die  Lage  klarer  übersehen  heß  und  bis  sie  in 
eh  gefestigter  wuj'dc.  Alles  aber  —  man  sielit  es  wohl  — 
kam  nun  darauf  an,  daß  die  Frist,  für  die  die  Losung  aus- 
gegeben \\Tirde,  nicht  verlängert  zu  werden  brauchte  und  daß 
,beim  Eintritt  in  flie  nächste  ordentliche  Session  ,,auf  dem  Boden 
r  aufrichtig  erstrebten  und  aufrichtig  gewährten  Versöhnung 
n  fruchtbares  Zusammenwirken"*)  des  gesamten  Liberahsmus 

ItjEeHt  <lie  wir  in  den  Vorjaiiren  vei-tehligt  haben.  Ea  ist  eine  durchauß 
che  Voratis»etzTmgj  daß  wir  irgend  etwa&  aufgehen  wollten.  .  ,  -  Wir 
ärfen  niemanden  udeln,  wenn  er  jetzt  die  Frage  der  Macht  in  den  Vorder- 
_^  und  stellt  lind  meint,  daß  die  Fra^ren  der  Freiheit  warten  konneD,  wenn 
nnr  nicht a  geschielit,  was  ihnen  dauernd  präjudizieren  kötinte;*'  Tweeten 
3.  Soptember.  St.  B.  186t5y67  I,  195  u.  198, 
')  N.  Z.  29.  September. 
>)  Vgl  §4^  *)  N'  2-  28'  September. 

Z^ltttbfift  m  Pülitik.  &9 
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und  der  Regierung  auch  in  der  inneren  Politik  Preußens  er- 
möglicht wurde. 

Geschah  das  nicht  \md  mußte  die  Gruppe  gegen  die  Ab- 
sicht ihrer  Gründer  auf  lange  hinaus  imd  insbesondere  währ^ 
der  Verfassungsgesetzgebmig  für  den  Bund  die  UnterscheiduBg 
zwischen  auswärtiger  und  innerer  Politik  der  Regierung  auf- 
rechterhalten, so  hatte  ihr  Auftreten  die  Gefahr  nur  noch  ge- 
mehrt; daß  sich  eine  liberale  Regierungspartei  zur  Unterstützung 
der  deutschen  Politik  des  Ministeriums  Bismarck  gegen  aus- 
wili-tige  Bedrohung  und  partikularistisches  Sträuben  bildete^),  ein« 
„praktisch-nationale  Partei''  im  Sinne  der  mittel-  und  zumal  der 
nord westdeutschen  Nationalvereinsbewegung*),  eine  opportuni- 
stische „Mittelpartei'',  die,  von  der  Regierung  gestützt,  zwischen 
der  Rechten  und  Linken  vermittelte  und  der  Regierung  die  Ge- 
setze zustande  brachte^).  Auch  mit  der  WiedersanmJung  dff 
liberalen  Gesamtpartei  war  es  dann  vorüber.  Schon  drängten 
sich  Elemente  in  die  Gmppe,  die  sie  bewußt,  auf  den  Weg  der 
Mitteldeutschen  leiten  wollten  imd  im  Gegensatz  zu  den  Führern 
die  Spaltung  der  Gesamtpartei  befürworteten*).  Unruh  suchte 
sofort  Anschluß  an  sie,  und  auch  in  dem  Organ  der  Partei 
der  „Nationalzeitung",  fanden  Bestrebimgen,  wie  er  sie  liebte, 
fortdauernd  Rückhalt.  Nicht  nur  standen  ihre  Spalten  ihm 
persönlich  offen,  sondern  die  Redaktion  selber  bewegte  sich, 
wenn  sie  sich  selbst  überlassen  wurde,  in  den  G^ankengängen 
der  Thüringer  und  Hannoveraner.  Ein  einleuchtendes  Zeugnis 
dafür  bieten  vorzüglich  ihre  Leiter  am  24.  imd  25.  Oktober. 
Am  24.  veröffentlichte  sie  eine  Erklärung  der  Gruppe  und  be- 

')  ^Regierungsfähige  Fortschrittspartei",  Hoverbeck  an  Krieger  17.  No- 
vember 1866,  Parisius  11,  2,  134. 

*)  Die  ^praktisch-nationale"  Partei  habe  in  HannoTer  bei  der  Beich»- 
tagswahl  mehr  als  die  Hälfte  der  Mandate  erobert,  schrieb  die  N.  Z.  20.  Fe- 
bruar 1867  Morgenblatt. 

*)  Bennigsen  an  seine  Frau  3.  März  1867,  D.  R.  XXXI  (1906),  Bd.  4, 159. 
über  die  Konstituierung  der  nationalliberalen  Fraktion  des  Reichstags.  — 
Programmäßig  hielten  ja  auch  die  mittel-  und  nordwestdeutschen  National- 
liberalen  an  der  ^Freiheit^  fest.  So  charakterisierte  die  Weserzeitung,  laut 
N.  Z.  17.  Juli  1866  Morgenblatt,  ihr  Programm  nach  der  in  HannoTer  er- 
folgten Konstituierung:  „Die  Versammlung  stellte  sich  auf  den  Boden  der 
gegel)enen  Tatsachen.  Sie  nimmt  an,  was  in  den  Bismarckschen  Bestrebungen 
Zustimmung  verdient,  aber  sie  wird  weiter  kämpfen  gegen  das,  was  ao 
diesen  freiheitlich  gefälirlich  ist.**  In  der  Praxis  aber  gab  die  Partei  sehr  schnell 
immer  mehr  nach.  So  schrieb  Freytag  in  dem  „Grenzboten"  schon  ge^ 
den  1.  Oktober:  ^Unser  Programm  heißt:  Keine  Grundrechte,  ein  geeinigtos 
Deutschland;  unser  Feldruf:  Frisch  vorauf!**  XXV  (1866),  4.  Vierteljahr,  80.  Es 
ist  lehrreich,  daß  von  den  Preußen  darauf  zuerst  Unruh  die  Grundrechte  preisgab. 

^)  Lasker  stellt  die  Tatsache  fest,  ohne  Namen  zu  nennen.  Gähn  I,  43. 
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dchnete  als  deren  Zweck:  T.J^des  Mißverständnis  mid  jede  Be- 
^üia  in  weiteren  Kreii^en'-  darüber  auszuschließen,  daß  die 
Pl»pe,  „durch  die  glanxeuden  Erfolge  der  Regiemngspolitik 
yn  den  Pflichten  der  Opposition  sich  abwendig  machen  lasseu'' 
3tinte.  Tags  darauf  empfahl  sie  geradelieraus  die  Spreugiuig 
er  FortBchrittspai-tei  und  verkündete  als  Aufgabe  einer  neuen 
beralen  Parteibildung  ausschheßlich  die  kräftige  Vertretung 
mtaristiseber  Bestrebungen  im  Bunde. 

■  Es  war  also  Gefahr  im  Verzuge.  Twesten  und  Michaelis 
Kßchten  sich  danlber  nicht  und  beeüten  sich  ihr  zu  begegnen, 
adem  sie  das  regelmäßige  Zusammenwirken  der  Liberalen  mit 
er  Regienmg  in  der  inneren  Politik  möghchst  nasch  in  die 
Vege  leiteten.  Sie  waren  dank  ihrer  großstaatlichen  Herkunft 
nd  Erfalumng  gedaukenreicher,  poUtiscli  produktiver  als  ihre 
mitteldeutschen  Parteigenossen,  fester  gewappnet  mit  ihren 
öhtischen  Idealen,  tiefer  von  ihnen  durchdrungen,  weil  sie  im 
trome  eines  viel  voller  und  lebendiger  dahinflutenden  Partei* 
bens  standen.     Strebten  sie  jetzt  aus  der  Opposition  heraus, 

r^em  die  Regierung  kousei'vativ  bheb,  so  fühlten  sie,  daß 
dem  grundsätzlichen  Verhältnis  ihrer  Partei  zum  Staat 
4d  seiner  Macht  Fehler  und  Unwirkliclikeiten  wai-en,  über 
e  äe  Klarheit  gewinnen  und  die  sie  durch  tiefere  Einsichten 
ärbessem  mußten,  um  danach  ihre  gesamte  Partei  umbilden 
id  ihre  Taktik  ändeni  zu  können*). 

-  Michaehs  schritt  dabei  den  andern  voran.  Er  führte  am 
feeptember,  als  die  Indemnität  zur  Beratung  stand,  im  Land- 
g  aus^}: 

^Indern  ich  umi  meine  Freunde  uns  entichloaaen  haben^   darauf   ein  Ku- 
ben,  den   pegeßwärtigen  Konilikt   auf  verfaaaimginmßigan]  Wege  ,  *  .  ab- 

■  *)  Eine  Ahnimg  davon  begegnet  udb  auch  bei  Karl  Frenze)  in  ferner 
Sretpondenz  vom  9.  August  im  Deutscbeu  Museufu  1866  II,  221:  „Un- 
^glich  i»t  es  nicht^  duß  die  ganze  politische  Arbeit  der  letzton  Jahre  wie 
I  Kartenhans  zuiammenstürzt  und  auf  einer  tieferen  und  feateren  Grund- 
pe  wieder  begonnen  werden  muB,'*  —  Treitsehke  «agte  von  den  Libendea 
seiner  PoUt.  KorrespondeiiÄ  vom  10,  Angust  für  die  Preoß*  Jahrb.:  „Sie 
fgesBen  den  lebendigen  Inhalt  dea  Staates  über  seiner  Forni"*,  Zebu  Jahre 
utscher  Kämpfe  I^  löS.  —  Der  Abgeordnete  Kanngießer  gab  Michaelis 
id&nken  im  November  mit  den  Worten  wieder:  „Nur  durch  den  positiven 
ii«il  und  ihr  Verdienst  um  die  Existenzwendimg  des  deutschen  Staate» 
t«r  den  HohenzoUem  wird  die  hberale  Partei  ihre  in  den  öatliehen  Provinzen 
SUirdete  8tel)nng  neu  befestig en,  und  der  Krone  üch  notwendig  ma4^hend, 
e  Rechte  de«  Yolkea  wieder  gewinnen  und  stabiliearen",  N.  Z,  13*  November 
cirgenblatt. 

tl866;b7  1,  160. 
29* 
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zuschließen,  sind  wir  davon  ausgegangen,  daß,  obgleich  die  Verfassimg  e^ 
lassen  und  beschworen  ist,  noch  nie  in  einem  Lande  und  wohl  ebensomdf 
auch  in  unserem  Lande  das  verfassungsmäßige  Leben  und  die  v( 
mäßige  Entwickelung  sich  so  rasch  durchkämpft  wie  eine  Verfassang 
festgestellt  werden  kann  .  .  .  Wir  haben  geglaubt,  daß  wir  die  vi 
mäßige  Entwickelung  am  besten  dadurch  fordern,  daß  dieses  Haus 
mitwirke  und  teilnehme  an  der  Erfüllung  der  großen  Aufgaben,  die 
Staate  geworden  sind.  Die  Rechte  des  Volkes  sind  nicht  eine  Schanmin^ 
die  man  einpackt  in  ein  Futteral  von  rechtlichen  Deduktionen  und  tmagtt 
mit  negativen  Voten.  Die  Rechte  des  Volkes,  die  uns  anvertraut  sind,  irf 
ein  Hebel  für  die  Förderung  des  Wohles  des  Volkes  und  für  die  Fordemi 
des  preußischen  Staates,  ein  Hebel,  den  wir  in  Bewegung  zu  setzen  hibtt. 
Die  Rechte  des  Volkes  werden  gefordert  durch  den  Gebrauch,  den  if 
davon  machen  .  . .  wir  haben  als  Abgeordnetenhaus,  als  Faktor  dieses  Stute 
zu  handeln  im  Sinne  dieses  Staates,  unsere  Beschlüsse  sind  Handlangeif 
an  die  bestimmte  Folgen  sich  knüpfen  .  .  .  Wenn  wir  diesen  uns  hier  w^ 
gelegten  Entschluß  fassen  —  so  glaube  ich  mich  der  Hoffnung  hingebend 
dürfen,  daß  dann  durch  unsere  Mitwirkung,  durch  die  Elastizität,  welche  dil 
Kraft  des  uns  anvertrauten  Rechtes  eben  durch  unsere  Mitwirkung  an  da 
Aufgaben  des  Staats  erlangt,  ein  verfassungsmäßiges  Leben  in  Freofla 
rascher  herbeigeführt  werden  wird,  als  wenn  wir  unsere  Mitwirkung  veraige». 

Das  war  eine  Abschüttelung  der  bisherigen  geistigen  D» 
Position  des  deutschen  Liberalismus,  wie  sie  entschlossener  kaum 
vollzogen  werden  konnte.  Lasker  in  seiner  geistreichen  Art 
durchschaute  es  vollkommen  und  bejahte  die  Berechtigung  der 
neuen  Anschauungsweise  ohne  Vorbehalt;  ihren  Unterschied 
von  der  gewohnten  Weise  meinte  er  „kurzweg  als  die  geschieht- 
Uche  Tendenz  auf  der  einen,  das  Überwiegen  des  Temperaments, 
und  wenn  man  will,  das  Vertrauen  auf  die  Sieghaftigkeit 
des  Prinzips  auf  der  andeni  Seite  andeuten'*  zu  können*). 
Aber  wie  schwer  der  Übergang  von  der  einen  zur  andern  «ä 
bewirken  war  und  vde  ganz  imd  gar  sein  eigenes  und  alte 
Uberale  Denken  seiner  Zeit  nicht  geschichtlich,  sondern  prinzipidl 
gegründet,  nicht  auf  das  Vorwärtskommen  um  einen  einzeben 
Schritt,  sondern  auf  die  Verwirkhchung  eines  geschlossenen 
Systems  gerichtet  war,  darüber  finden  wir  keine  Rechen8d)Äft 
bei  ihm. 

Prinzipiell,  systematisch  war  vor  allem  auch  seines  Freundes 
Twesten  Denken.  Der  liielt  in  jenen  Wochen  einmal  einen 
von  der  „Nationalzeitung'*  veröffenthchten  Vortrag  über  Stein 
und  die  preußische  Reform.  Was  ihn  an  Stein  ergriff,  was 
ihm  für  vorbildHch  an  Steins  Werk  galt,  war  der  Wille,  den 
Staat  von  Grund  aus  einheitlich  umzugestalten*).    So  wußte  er 

')  Cahn  I,  43. 

')  Der  Demokrat  Hiersemenzel  hob  diesen  Gesichtspunkt  des  Vortrtg» 
Tweetens  in  einer  Rede  am  10.  Dezember  treffend  hervor;  V.  Z.  26.  Deicmbcr. 
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sich  auch  für  den  Liberalismus  keinen  andern  Rat, 
lle  Verfassungsprobleme  zu  vertagen,  solange  Bismarek, 
JnbeKwlngliche,  ain  Ruder  wäre.  Am  offensteu  sprach  er 
iierüber  am  5.  November  an  einer  verhältnismäßig  unauf- 
jen  Stelle  aus*):  „Die  politische  Freiheit'',  sagte  er  dort, 
üe  Mitwirkung  de^  \^olks,  der  Staatsbürger  an  den  poHti- 
Auf gaben  des  »Staats. '*  Dire  Notwendigkeit  kam  den 
Ben  zum  Bewußtsein,  als  die  durch  die  Städteordnung  ge- 
fte  Selbstverwaltung  sich  uuzAireichend  erwies.  1848  er- 
>ften  sie  sich  das  Parlamentär isclie  Regiment;  indessen,  es 
Tlieorie.  Solange  wird  in  Preußen  auch  in  Zukunft  der  Staat 
frei  werden  und  die  poUtisclie  Freiheit  nicht  als  gesichert 
1  können,  als  die  Polizei  und  die  politische  Rechtsprechung 
;  von  den  Bürgern  ausgeübt  wird,  ,, Solange  aber  die  Pohzei 
die  Gerichte  sich  in  den  Händen  der  Regierung  und  ibi-er 
inten  befinden,  solange  ist  auch  die  politische  Freiheit,  das 
ihen  und  die  Macht  der  Parlamente  prekär,*'  Erst  wemi 
Sicherungen,  waamiter  Bismarek  nie  geschehen  wird,  erreicht 
wird  der  von  186^  bis  1866  gefühi^te  und  verlorene  Kampf 
e  Macht  der  \''olkes  und  das  parlanientarisehe  Regiment 
ir  Aussicht  wieder  aufgenommen  werden  können. 
lAber  wenn  sich  Twesten  als  überaler  Parteitheoretiker  nicht 
dem  Ausgangspunkt  der  Gedankenfolge  Michaelis,  bis 
geschichtlichen  Denkweise  gegenüber  der  dogmatischen, 
and,  so  gab  es  in  Michaelis  Darlegungen  doch  auch 
weise,  die  den  Staatsmaim  und  den  preußischen 
ten  in  Twesten  packten.  Durch  die  ihn  lebhaft  Ijeschäf- 
en  Anklagen,  daß  sich  das  Abgeordnetenhaus  zu  sehr  als 
retnng  des  Volks  gegen  die  Stmit^maclit  und  als  Vorkämpfer 
Bürgertums  gegen  die  Junker  betrachtet  habe,  war  er  der 
äiauung  seines  Parteigenossen  fast  empfindsam  zugäng- 
daß  sieh  das  Abgeordnetenhaus  Tor  allem  als  Organ  des 
tes  fühlen  müsse  und  für  die  rechtzeitige  Leistung  der 
tenotwendigkeiten  verantwortlich  sei®).  Diese  Anschauung 
ate  nicht  sein  Herz,  aber  sein  begriffliches  Denken  von  der 
jmmm[K)litik  der  Fortsei  irittspartei  frei.  Es  teOte  sich  ihm 
Bewußtsein  mit,  das  Michaelis  nach  Laskers  Charakteristik^) 


')  Im  Bezirkeverein  des  31  *  BesirkB  zu  Berlin ;  N.  Z,  7,  November  Morgeoblftlt . 
*)  Vgl.  §  6.  Es  ißt  pBychologiBoh  interessant  zu  betrachten,  welchen 
iß  gerade  a^if  Twesten»  Denken  düniftlö  div  auswärtige  Gefahr  ausübte» 
•)  Ckim  I,  47, 
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schon  während  des  Konfliktes  hatte,  daß  sich  ein  Liberaler,  anAi 
wenn  er  über  das  Verf assnngsrecht  xmd  die  bürgerlichen  Yvst  1 
heiten  mit  den  Ministem  streiten  müsse,  durch  die  organisd»] 
Zusammengehörigkeit  von  Kammer  xmd  Regierung  „einei 
starke  und  positive  Gemeinsamkeit  mit  der  Regienmgspofflt  1 
und  deren  persönlichen  Vertretern**  wahren  könne.  Eine  te ' 
Hauptvorstellungen,  mit  denen  die  überale  Theorie  arbeitete,^  1 
blaßte  seitdem  vor  seinem  geistigen  Auge,  daß  Macht  und  FrehÄ  1 
notwendig  gegensätzüche  Dinge  seien  imd  daß  die  Monaldi ' 
geschwächt  werden  müsse,  wenn  die  Freiheit  zunehmen  solle.  I 
Im  letzten  Winter  hatte  in  der  Fortschrittspartei  die  AnadA ' 
noch  als  Ketzerei  gegolten,  daß  „jedes  Anwachsen  des  Staate, 
jede  Hinzufügung  neuer  Volksteile,  jeder  wahrhafte  Machi- 
Zuwachs  durch  erweiterten  Handel  xmd  Verkehr,  die  stets  aus 
innerer  Notwendigkeit  dem  demokratischen  Gredanken  verbündei 
sind,  jene  Gewichte  verstärkt,  die  den  Absolutismus  zu  Boden 
zu  drücken  bestimmt  sind***).  Twesten  selbst  hatte  geglaubt, 
daß  ein  von  Bismarck  geführter  siegreicher  Krieg  den  Absolu- 
tismus stärken  werde.  Jetzt  schwand  das  Vorurteil.  Er  wurde 
bereit  zu  lernen,  „wie  wirkUch  und  nicht  bloß  in  doktrinärer 
Phraseologie  neben  der  politischen  Machtentwicklung  die  Staate 
bürgerliche  Freiheit  und  Selbständigkeit  zu  behandeln  sei*'*). 
Er  sprach  dafür,  daß  sich  der  Liberalismus  mehr  als  bishtf 
mit  „staatsbildenden  Gedanken***)  erfülle,  und  wollte  gem  mit 
Michaelis  den  Versuch  einerneuen,  regelmäßig  auf  Verständigung 
abzielenden  parlamentarischen  Taktik  machen.  „Das  verfassungs- 
mäßige Leben*',  dahin  ging  MichaeUs  Meinung*),  „ist  nicht  d& 
Versuch    des    einen    Teils,    den    andern   Teil   zu   imterwerfen, 


')  Aus  eiuer  Kritik  Freytags  an  der  politischen  Reife  des  deatsdiA 
Volkes,  Grenzboten  XXV  (1866).  1.  Vierteljahr  198  f.  „Wir  vertraten  deshalb 
in  diesen  Spalten  gleich  nach  Beendigung  des  dänischen  Kriegs  die  (W 
Zeugung,  daß  es  ein  Anstoß  zu  freiheitlicher  Entwicklung  sein  würde,  wenn 
der  Staat  wächst  und  neue  Aufgaben  erhielte.  Qsr  manchem  wollte  sie  nn- 
begreiflich  erscheinen".    N.  Z.  16.  November. 

^  V.  Z.  28.  September. 

=0  N.  Z.  17.  August.  —  Karl  Frenzel  im  Deutschen  Museum  1866  tt  221 
(9.  August) :  «Würden  größere  Ländergebiete  mit  Preußen  vereinigt,  so  va^ 
schwände  diese  Gefahr  (einer  Einbuße  an  Freiheit)  usw.^ 

*)  Michaelis  in  seiner  Stettiner  Rede  als  Wahlkandidat  4.  Februar  I8^^i 
N.  Z.  7.  Februar  1867  Morgenblatt.  —  ^Wenn  wir  uns  der  Rechte  der  Ver 
fassnng  mit  Mäßigung  bedienen,  dann  glaube  ich,  wird  die  Begierung  (^^ 
gerade  in  der  nächsten  Zeit)  Rücksicht  auf  unsere  Beschlüsse  nehmen  ^ 
nehmen  müssen'*;  Twesten  3.  September  1866,  St.  B.  1866/67  I,  197. 


a« 


T)et  StaatsschaU",     ^ National- 

den  Staatssebaj^jj^^^  ^^  ^^,^  diese 

„ler  ist  noch,  daß  n^^.^^^^.,d  das 

„erden  dari   -^,  J^^      ^^  i^m  a«oV. 
Vh^eordnetenbausea,  ^^Vit. 

\äe  der  Staateemnabme^  ^^  ^. ^ 

E^  ist  darum  eine  K         p^U, 
..e  gewisse  Hone  ß^^durt- 

;\bern«^?^J^  der  Session. 

bt  der  ß^«!*^,^''^^^^^ 
.cbenPart«ip^f'^»^^,,,ucbobne 

Ucbkeitanjene«_A  p,,^,de 

■   1..,  so  ^^°^**'.  ?L;   welches 

^ä-^cbesbe.e^^«j:,  Recht«» 

.  _T,-^ervuJg  «ö«*  Korn- 
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Linken  ganz  und  gar,  machte  aber  dann  den  erfolgreichen  Ver- 
such, den  abgelehnten  Entwurf  durch  einen  aus  dem  Schöße 
der  Kommission  her^^orgehenden   zu  ersetzen,    den   sich  auch 
die  Regierung  gefallen  ließ.     Ein  entsprechender  Versuch  bei 
der  Vorlage   über  den   Verkauf  der  Westfälischen   Eisenbahn 
mißglückte  dadurch,    daß   nicht  einmal  innerhalb  der  eigenen 
Grupi)e  eine  Emigung   zwischen   den   west-    und   ostdeutschen 
Mitgliedern   über  ein  gemeinsames  Vorgehen  zu  erzielen  war. 
Die  Hauptschwierigkeit  brachte  die  Erledigung  der  Kreditvor- 
lage.     Sie  wollte  mit  einem  Teil  des  in  ihr  geforderten  Geldes 
den  Staatsschatz  wieder  auffüllen.     Mit  dieser  Absicht  verstieß 
sie  gegen  alle  Budgetgrundsätze  der  Uberalen  Parteien  so  sehr, 
daß  ilire  Annahme  unmöglich  schien.    „Die  60-Millionenanleihe", 
schrieb  und  sagte  Forckenbeck  ^),  „gebe  ich  jetzt  den  Ministem 
nicht,  namentlich  nicht  den  Staatsschatz  von  27  Millionen,  der 
dieselben  unabhängig  machen  würde.     Sie  brauchen  ims,   wir 
sie  nicht,    und  ehe  dieses  Verhältnis  abgeändert  wird,   müssen 
sie  Garantien  geben.     Der  Finanzminister  aber  bestand  schroff 
auf  der  Bewilligimg;  er  drohte,  das  Haiis  im  Fall  der  Ablehnung 
aufzulösen.    Die  Gruppe  konnte  die  Vorlage  gar  nicht  scheitern 
lassen,   wenn  nicht  alle  ihre  Bemühungen  sogleich  wieder  ihr 
Ansehen  einbüßen  sollten.     Zuerst  suchte  Twesten  einen  Aus- 
weg in  dem  Hinweis  auf  die  Fortdauer  der  gespannten  euro- 
päischen Lage    und   beantragte   die   Aufnahme   einer  verzins- 
lichen Staatsanleihe,    die    für    die  Frist    von    drei  Jahren   als 
Staatsschatz  für  außerordentUche  Kriegsausgaben  bereit  bleiben, 
dann    aber,     soweit    sie    nicht    gebraucht    worden    war,     für 
die  Schuldentilgung   verwandt  werden  sollte.     Aber  damit  gab 
sich   der   Finanzminister  nicht  zufrieden.     Da  griff  Michaelis, 
von    Lasker   imterstützt,    mit   imverkennbarem   Geschicke   ein. 
Es  war  nun  einmal  alte  preußische  FinanzpoUtik,  einen  Staats- 
schatz  zu  haben.     Die  Liberalen   hatten  bei  der  Bedingtheit 
des  Budgetrechts  der  Kammern  nie  verhindern  können,   daß 
die  Überschüsse  der  Verwaltung  ihm  zugeführt  wurden,   ohne 
daß  man  den  Kammern  Rechenschaft  legte.     Sie  konnten  es 
ebensowenig  verhindern,   daß  er  in  Zukunft  wieder  aufgefüllt 
wurde.     So  beschränkte  MichaeUs,  dem  Grundgedanken  seiner 
Gruppe    getreu,    die   Aktion    darauf,    von    der  Regierung   ein 
erstes  Zugeständnis  an  die  Anschauungen  der  Liberalen  vom 
Budgetrecht  zu  erhalten,  so  wie  es  die  Gruppe  auch  beim  An- 


')  PhiUppson  157. 
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'exionsgesetÄ  gehalten  hatte.  „Der  Staatsschatz'*,  heißt  es  in 
inem  wahrscheinlich  von  ihm  geschriebenen  Leiter  der  ,,National- 
teittmg'*  1),  ,,18%  nicht  nur  eine  traditionelle  Institution  des  Hausee 
3f>Lenzollern,  er  ist  eine  gesetzliche  Institution.  .  .  .  Der  Staats- 
chatsE  gehört  aber  zu  denjenigen  aus  der  älteren  Periode  über- 
f&mmenen  Institutionen»  welche  in  unser  Verfassungsleben  eiu- 
Ijfügen  bis  hente  nicht  gelungen  ist  Diese  Einfügung,  wenn 
ie  gelänge»  wäre  ein  Vorteil  für  unsere  gesamte  staatliche 
Intwicklnng,  uiu  dessen  willen  man  schon  ein  gewisses  Opfer 
icht  zu  scheuen  hat.  ,  .  Der  Staatsschatz  soll  für  die  Kriegs- 
ereitschaft  da  sein;  aber  die  Regierung  ist  nicht  behindert, 
m  in  Friedeuszeiteo  zu  verwerten.  Darin  liegt  eine  Bedrohung 
es  Budget  rechts  des  Abgeordnetenhauses.  Bände  sich  die  Re- 
ierung,  außer  im  Kriegsfall »  den  Staatsschatz  nur  mit  Genehmi- 
ong  der  beiden  Häuser  des  Landtags  anzugreifen,  so  witre  diese 
fefabr  überwunden.  Bedeutender  ist  noch,  daß  nicht  abgegrenzt 
ll,  wie  hoch  der  Staatsschatz  werden  darf.  .  ,  Dadurch  wird  das 
.usgabebewilligungsrecht  des  Abgeordnetenhauses,  da  ihm  auch 
ein  Verfüguugsrecht  über  die  Höhe  der  Staatseinnahmen  zusteht, 
instweÜen  zu  einem  bloßen  Recht  zu  entscheiden,  ob  die  Ein- 
ahmen für  von  ihm  fixierte  Ausgaben  verwendet  oder  dem 
taatsschatz  zufließen  sollen.  .  .  Es  ist  darum  eine  Kontingen- 
ig  des  Staatsschatzes  nötig/'  Er  beantragte  also  mit  Röpell, 
sobald  der  Staatsschatz  eine  gewisse  Höhe  wieder  erreicht 
iben  werde,  die  Etatsüberschüsse  nicht  mehr  in  üni  fließen  dürf- 
1,  und  Lasker  fügte  hinzu,  daß  sie  zur  Schuldentilgimg  benutzt 
^rden  müßten.  Die  Regierung  ging  darauf  ein ;  es  war  ein  Er- 
>lg  von  nicht  großer  Tragweite,  aber  im  Sinne  der  Gruppe  un- 
«reifelhaft  ein  Erfolg,  vielleicht  der  greifbarste  der  Session. 
a  Twesten  siegte  im  Kampf  zwischen  Parteiprogramm  und  neuer 
'rajris  diesmal  noch  die  Anhänglichkeit  an  jenes.  Aber  auch  ohne 
sine  Mitwirkung  ging  das  Gesetz,  sowie  der  Antrag  seiner  Freunde 
lit  großer  Mehrheit  durch;  eine  einige  Tage  zuvor  auf  Forcken- 
ecks und  Ijaskers  Betreiben  erlassene  Amnestie  liatte  den  Weg 
azu  geebnet.  ,,Das  Gesetz  wird'S  so  riilmite  die  ».National- 
eitting'*  *),  ,,die  Zukmift  als  ein  solches  liezeichnen,  welches 
leichmäßig  den  Bedürfnissen  der  Regierung  und  den  Rechten 
es  Volkes  Genüge  geleistet  hat.  Das  war  einer  jener  Kom- 
jomisse,  welche  Segen  ausstreuen,  ohne  zu  gefährden,  welche 


*)  2ä,  September. 
')  28.  September. 
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den  Grundbau  bilden  zu  einer  von  allen  Faktoren  heilig  ff- ! 
haltenen  und  gern  gewahrten  Verfassung."  Am  Tj^  Mi] 
dem  Beschlüsse,  am  26.  September,  wurde  das  Haus  bis  nua' 
November  veilagt. 

Ein  rechtes  Frohgefühl  kam  während  der  Session  in  den 
Führern  der  neuen  Gruppe  so  wenig  auf,   wie  es  sich  sonst 
irgendwo    in    der    Kammer    regte.      Die    völlige  UngewißW 
über    die    wahren   Absichten    der    Regierung,    die  Unklarhöt 
ihres    Verhältnisses   zu    den    Parteien,    der   Zustand   der  Auf- 
lösung,   in  welchem  diese  selbst,    ziunal  die  Fortschrittspartei, 
sich    befanden,    drückten    die   Stimmung    des    Hauses  nieder. 
,, Jeder  Redner  sprach  aus  persönüchen  Anschauungen  heraiis 
für  sich  allein,  mit  einer  gewissen  Ängstlichkeit,  zweifelnd,  ob 
im    ganzen    Hause    auch    nur    einer   seine    Meinung    teile."  ^) 
Zwar  die  Minister   kamen   den  Bemühungen   der  Gruppe   mit 
sichtlichem  Wohlwollen  entgegen,  und  nach  ihrem  Beispiel  be- 
nahmen sich  auch  die  Abgeordneten  der  Rechten  *).     Aber  die 
also  Ausgezeichneten  zweifelten,  ob  die  Frexmdhchkeiten  selbstlos 
und  sachlich  gemeint  waren.     Sie  waren  nicht  unempfindlich 
dagegen,  daß  der  Finanzminister,  der  die  Regierungsaktion  im 
Parlament    leitete,    ihrer    Gruppe    zwar   durch  Wort  xmd  Tat 
goldene    Brücken    zur  Verständigimg    baute,    aber  gleichzeitig 
gegen  die  übrigen  Liberalen   einen   drohenden,   ihre  Anliegen 
kurz  abfertigenden  Ton  anschlug;  sein  Verhalten  erschwerte  eine 
Vereinigimg  der  ganzen  Fortschrittspartei  auf  die  Taktik  der 
Gruppe  und  heß  mutmaßen,  daß  die  Regierung  die  Liberalen 
auseinander  zu  sprengen  trachtete^).     Zudem  regten  sich  bö 
Beratung  des  Wahlgesetzes  für  den  Reichstag  alle  alten  Bedenken 
der   Partei  gegen   das   Nebeneinander   eines   preußischen  und 
deutschen  Parlaments;   die  neue   Sorge  vor  dem  aUgemeinen, 
direkten   Wahlrecht    verstärkte    sie    noch.      Weshalb    bestand 
Bismarck    auf   der   Berufung   eines   Reichstags,    der   zwecklos 
geworden    zu    sein    schien,    weil    sich    das    Bundesgebiet  im 


')  Karl  Frenzel  im  Deutschen  Museum  1866  ü,  379  f.  (12.  September); 
vgl.  dazu  auch  572  (26.  Oktober).  Ähnlich  lautet  die  Schilderung  Hoppes  20  f. 
und  auch  die  am  Schlüsse  des  §  6  schon  mitgeteilte,  vermutlich  von  Michaelii 
herrührende  Schilderung,  N.  Z.  22.  Dezember. 

')  V.  Z.  29.  September  berichtet,  daß  Michaelis  als  Mitglied  der  Staate- 
Bchuldenkommission  gegen  den  Vorschlag  seiner  eigenen  Partei  von  der 
Kechten  und  dem  linken  Zentrum  wiedergewählt  worden  sei. 

')  Twesten  wandte  sich  gegen  Heydt  in  dieser  Hinsicht  am  3.,  Michaelis 
am  25.  September;   St.  B.  1866/67  I,  197  und  498. 
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^es^ullielien    mit   dem  Gebiet  des   preiißischeii  Staates   deckte 
und  den  25  Mülioneu  Preußen  ganxe  fünf  Millionen  anderer 
Deutscher    hinzufügte?      Als    Liberale    durften    sie    die    Ver- 
sammlung eines  Reichstags  nicht  bekämpfen.     Jedoch  wurde 
[;  er  auf  ihren  Antrag  nicht  als  vereinbarender,  sondern  nur  als 
I  bfratender  Reichstag  bezeichnet  und  das  letzte  parlamentarische 
''  flV>rt  über  seine  Abstiminungen  dem  preußischen  Landtag  vor- 
I  behalten.      Mißbrauchte    Bismarck    den   Reichstag   zu    gar   zu 
arger  Beschränkung  der  preußischen  Verfassungseinrichtungen, 
so  wollte  n^an  sich  die  Möglichkeit  waliren,  auf  dem  Felde  des 
Abgeordnetenliauses  den  letzten  Widerstand  in  gesetzlieh  unan- 
fechtbarer Weise  zu  organisieren,    hidessen  auch  gewisse  Hoff- 
Eiuugen  isirkten    zu   dem  Beschlüsse   mit.     Vielleicht    brachte 
Üe  Regierung  durch  allzu  starken  Druck  auf  die  Wähler  von 
iromherein   den   Reiclistag   um   sein   Ansehen,   vielleicht  anch 
irarde    der   Reichstag    eine    „chambre    introuvable'\    von   der 
Sismarck  selbst  Berufung  au  den  Landtag  einzulegen  vorzog  % 
äo  war  freilich  noch  wenig  Licht  und  Zuversiclit  in  der  Lage;  aber 
p-ade  diese  letzte  Beobachtung,   daß  sich  die  Gruppe  Twesten 
md  Michaelis  an   den  Landtag  klammerte  und   ihr  Scliicksa! 
hm  anvertraute,   nachdem  die  Liberalen   20  Jahre  lang  den 
iteichstag  gefordert  hatten,  weist  darauf  hin,   daß  das  wenige 
licht  ohne  Bedeutung  war.     Die  Gruppe  liihlte  offenbar,   daß 
ler  Bestand  des  Landtags  {was  sie  im  August  am  meisten  ge- 
lirchtet  hatte)  nicht  mehr  unmittelbar  gefährdet  war  und  daß 
öe  innerhalb  des  Landtags  durch  ihr  taktisches  Geschick  festen 
Joden  unter  die  Füße  bekam.    Das  Schlagwort  von  der  Linier- 
Stützung  der  Regie rmig  in   der  auswärtigen   Politik  xmd  dem 
Beharren  in  der  Opposition   gegen   das  innere   System   hatte 
leine  S<*huldigkeit  getan.     Von  ihm  gedeckt,  bahnten  sich  die 
rührer  der  Gruppe  mit  zmiehmender  Einsieht  und  Gewandtheit 
len  Zugang  zu  einem  neuen  Wege  parteipolitischer  und  parla- 
nentarischer  Tätigkeit.    Auf  ihm  hofften  sie,  trotj  der  Gescliäfts- 
ükrung  durch  ein  konservatives  Ministerium  —  dies  ist  das  ent- 
cheidende  in  ihrer  Entwickelung  —  zugleich  den  staatlichen 
Jedürfnissen  zu  genügen  und  die  Liberalisierung  der  staatlichen 
Önrichtungen  zu  fordern.     Der  sie  anfangs  in  ihrer  Mehrzald 
»eherrschende  Gedanke,  daß  sie  dem  Wirken  für  die  Freiheit  ent- 

')  Es  ist  hier  Dicht  *ler  Raum  und  die  .Stelli?,  i\m  Parlanientsproblem 
efl  Jabre»  18öö  und  die  Stellung  der  Liberalen  zii  ihm  genHuer  £U  emrti» 
leioecke  Btretft  dm  Problem  in  „Weltbtirgertiuu  udcI  Nation» 
nd  48a  E 
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sagen  und  den  Kampf  um  das  Verfassungsrecht  vertagen  müßten, 
büßte  seine  lähmende  Kraft  ein.  „Ich  könnte",  schrieb  Forcken- 
beck einige  Wochen  später  an  Rickert  ^),  „in  dem  preußischen 
Abgeordnetenhause,  nach  seiner  Geschichte  und  seiner  Ent- 
wnckelung,  das  Mittel  sehen,  in  stetem  Ringen,  langsam  Schritt 
vor  Schritt  und  von  Kompromiß  zu  Kompromiß  immer  mehr 
Freiheit  mid  Einheit  zu  begründen/*  Das  war  die  Auffassung, 
die  Michaelis  von  Anfang  an  geltend  gemacht  hatte.  Der  durch 
sie  erschlossene  Weg  bewährte  sich  als  gangbar. 

Indessen,   sein  Lfob  erscholl  doch  nur  aus  Führer  Munde. 
Die  Mehrzahl  der  Mitläufer  (es  waren  ihrer  im  Lauf  des  Sep- 
tember noch  einige  mehr  geworden,  die  aber  in  ihren  Fraktions- 
verbänden blieben)  dachte  nicht  daran,  ebenfalls  in  der  Mühsal 
der  letzten  Wochen  und   ihrem  mageren  Ertrag  das  erwartete 
,, fruchtbare  Zusammenwirken"  des  gesamten  Liberalismus  und 
der  Regierung  zu  finden.     Sie   stellten   sich   den  Verlauf  der 
Dinge  viel  rascher  und  oberflächhcher  vor.     Hatten  die  Libe- 
ralen in  der  außerordentüchen  Session  nachgegeben,   so  sollte 
die  Regierung  nun  ihrerseits  ein  Beträchtliches  nachgeben,  wo- 
durch   sich    die    noch    zögernden   MitgUeder    der   Fortschritts- 
partei und  des  linken  Zentrums  gewinnen  lassen  würden.    Man 
durchschaut  unschwer,  wie  die  Durchschnittsköpfe  der  Gruppe 
rechneten,  wenn  sie  vom  Beharren  in  der  Opposition  gegen  das 
„innere  System"  redeten,   jedoch  in  der  bedingten  Form,  daß 
„in  der  inneren  Verwaltung  des  Landes  noch  nicht  die  Wendung 
gesichert"  sei,   „welche  auch  hier  uns  gestattete,    die  Schritte 
der   Regierung   mit   Vertrauen    zu    begleiten"*).     „Das  Volk", 
erläuterte  die  ,, Nationalzeitung"  ^),  „wird  das  Friedenswerk  und 
den  Patriotismus  seiner  Vertreter  gutheißen,    aber  es  erwartet 
daß   die  Versöhnung  eine  Wahrheit   werde   und    ...   in  der 
Verwaltung  und  Rechtspflege  bald  in  erkennbarer  Weise  sich 
betätigen  möge."     Hierauf  kam  es  diesen  Männern  an.     Sie 
ließen  sich  von  ihren  Führern  zur  Zeit  von  dem  unbedingten 
Anschluß   an   Bismarck   zurückhalten,    weil   die   Minister   des 
Innern   und   der  Justiz  mit  den  gewohnten  Eingriffen  in  die 
Selbstverwaltung,     mit    der    Maßregelung    liberaler    Beamter 
und  der  Fesselung    der   Presse    fortfuln-en,     als    wäre    nichts 
vorgefallen.      Die    preußische   Verwaltungs-    und    Justizpraxis 


*)  Januar  1867,  Philippson  166. 
^)  Erklärung  der  24. 
^)  28.  September. 
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chte  ihnen  von  je  zum  Haiiptanstoße.  Manche  Libe- 
auf  die  sie  noch  für  die  Umbildung  der  Fort- 
topextei  trotz  der  augenbhekUchen  Spannung  rech- 
,  vorzüglich  Schuls^e-DeUtzsdi  und  Virchow'),  hielten  allem, 
ugunsten  der  sofortigen  IndemnitatserteUang  gesagt,  worden 
das  Gebahren  der  Minister  des  Innern  und  der  Justiz  ent- 
L  Darin  Bollte  und  mußte  Bismarck,  nach  der  Meinung 
lehrzald  der  Ausgetretenen,  Wandel  alsbald  luid  gründ- 
ichaffen,  und  sie  glaubten  damn,  daß  er  es  tun  würde. 
tfinister  Eulenburg  sagte  am  3.  September  zu  ihnen  im 
tag:  „Bewilligen  Sie  uns  die  Indemnität  und  bewUUgen 
ng  den  Kredit,  so  ist  die  Regierung  moraliseh  gezwimgen, 
nehr  ihnen  zuzuwenden,  als  es  bisher  der  Fall  war  .  ,  , 
\t  kern  bloßer  Waffenstillstand,  welchen  wir  verlangen, 
m  die  Indemnität  .  .  .  soll  ,  .  .  wirklich  die  Präli- 
ir-Grundlage  zu  einem  wahren,  dauerhaften  und 
[itbaren  Frieden  sein  zwischen  der  Regierung 
der  Volksvertretung''^)!  Daß  Eulenburg  selbst  sein 
wahr  machen  werde,  traute  ihm  kaum  einer  unter  den 
len  Abgeordneten  zu.  Aber  sie  vermuteten  hinter  seinen 
a  den  Willen  Bismareks,  der  schon  im  April  und  wieder 
mi  die  Möglichkeit  einer  Systemänderung  erörtert  hatte, 
deshalb  sahen  sie  die  Tage  der  ihnen  nicht  genehmen 
ter  als  gezählt  an.  Während  einige  unter  ihnen  im  Verein 
.er  Fresse  dafür  zu  wirken  anfingen,  daß  Eulenburg  und 
■noch  vor  der  ersten  ordentlichen  Session  ersetzt  würden®), 

I9k%  imBßl  I,  170/172,  18f)  f.    Auch  Waldeck  wi«  darauf  hin,  15 L 
)  3.  September,  St.  B.  186ß,  67  I,  188* 

)  Djlü  dieser  Plan  im  Parlarntfiit  imierhalb  der  Uberalt^n  Partei  eifrig 
t  wurde,  wird  bestätigl.  dureb  Hoppe  5.  vi  eil  ei  cht  tiuch  durcb  Philipp- 
ft.  Die  Fordern  Dg  der  Entiaßsung  der  Minister  finde  ich  zuerst  wieder 
B€3i  Wochen  erbol»en  V.  Z.  7,  luid  12,  SeptemV>er  Leiter,  im  eraten 
kt  eich  die  Forderung  aticb  aaBdrücklich  auf  den  Kiütusminister*  Zu 
IT  Zeit  Ueö  l'tiruh  »eine  niebt  gehaltene  Rede  zur  litdetnnitat  in  der 
eburger  Zeitung'*  drucken  (abgedruckt  N,  Z.  13.  September  Morgenbktt), 
Urin  verbreitete  er  sieb  ebenso  auBführlich  wie  eutacbieden  über  die 
idigkeit  der  Entl&Biung  aller  Minister  auJier  Bisinsirck  und  Roon. 
wiir  unter  den  Abgeordneten  der,  der  die  „ Zweigte luntheorie"  be- 
i  des  Ministers  am  eifrigfterj  vertrat.  Die  liberale  Presse  sekundi^i? 
s  Anfang  Novembtfr  eifrig ;  auch  die  Waldetkeebe  ^Volksieitucg''  hielt 
nbar  für  möglich,  daß  tile  Eritluflsnug  zugestanden  werden  würde.  Ani 
ember,  kura  vor  tlem  Wiederzusanimentritt  d^  Landtage,  dementierte 
[reiizxdtung'^  die  Nachricht:  j,es  verlohnt  sich  nicht  der  Mübe  spi 
|a0  diese  Gerüchte  vollständig  au»  der  Luft  ge^iffen  sind***    Die 
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redeten  Lasker  und  Forckenbeck  auf  Bismarck  wie  auf  dea 
Kronprinzen  ein,  daß  der  König  zum  guten  Vorzeichen  eine 
allgemeine  Amnestie  für  politische  Vergehen  gewähren  möge. 
Durch  sie  sollte  in  der  Verwaltung  und  Justiz/  ähnlich  wie  durch 
die  Indemnität  auf  verf assungsrechtUchem  Grebiet,  unter  die  Va- 
gangenheit  ein  Strich  gemacht  werden.  Der  Wunsch  wurde 
ihnen  am  Tage  des  Einzugs  der  Truppen  in  Berlin  erfüllt*). 
Sie  nahmen  es  als  Bürgschaft  für  das  Kommende :  ein  liberales 
Deutschland  mit  Bismarck  an  der  Spitze.  So  deuchte  ihnen 
die  Zukunft,  die  unabwendbar  sich  verwirkUchen  mußte. 

Prüft  man  die  geistige  Disposition  der  Mehrheit  der  Gruppe, 
wie  sie  in  den  dargelegten  Hoffnimgen  imd  Täuschungen  zu- 
tage trat,  so  w4rd  deutlich  sichtbar,  daß  die  Strategie  Twestens 
und  Michaelis,  sofern  sie  den  preußischen  Liberalismus  vor 
der  Entwicklung  zur  rein  opportunistischen  Mittelpartei  bebütöi 
wollte,  einen  besonders  schwachen  und  bedenkUchen  Punkt  hatte. 
Sie  muteten  ihren  Parteigenossen  zu,  sich  unimterbrochen  geistig 
zu  bemühen,  bis  die  Spannung  zwischen  Uberaler  Doktrin  und 
dem  Wesen  des  preußischen  Staats  nach  und  nach  gemindert 
und  ausgeglichen  wurde*).  Scharfes  poUtisches  Denken  hat 
die  Masse  der  MitgUeder  eines  Parlaments  noch  nie  gelockt,  am 
wenigsten  aber  die,  mit  der  es  die  Führer  der  neuen  Gruppe 
voraussichtUch  zu  tun  hatten.  Denn  die  Kampfkraft  und 
Kampflust  der  meisten  Liberalen  war  durch  den  Konflikt  ver- 
braucht; Twesten  und  Michaelis  selbst  hatten  sie  entnervt,  in- 
dem sie  den  Streit  um  das  Verfassungsrecht  mit  der  Indemnitäts- 


offiziöse  Presse  hatte  zur  selben  Zeit  wiederholt  die  „Zweiseeleatheone 
l)estritteii ;  Eulenburg  wies  sie  dann  im  Landtag  noch  ausdrücklich  zurück. 
Vgl.  dazu  auch  die  Bemerkungen  Laskers  in  Cahn  I,  47. 

')  Lasker  3.  September,  St.  B.  1866/67  I,  182.     Philipp^on  166  f. 

*)  „Diese  Basis  der  Politik  ergab  eine  ungemein  verwickelte  Kombination  , 
Lanker  in  Cahn  1,  47.  Älmlich  schon  N.  Z.  24.  Oktober  1866  in  den  der  Er- 
klärung der  24  vorausgeschickten  Worten:  „Niemand  mutet  den  liberalen  Ab- 
geordneten zu,  kein  Liberaler  gestattet  ihnen,  den  Kampf  für  Recht  odü 
Freiheit  einzustellen  oder  hintanzusetzen.  Aber  nicht  einen  Aogenbü» 
dürfen  sie  über  diesen  Sieg  ihres  Berufes  das  Wohl  Deutschlands  und  die 
Stärkung  Preußens  auf  einer  deutschen  Laufbahn  vernachlässigen.  Die  »^ 
bindung  beider  gleich  hochwichtigen  Rücksichten  mag  schwierig  sein,  ^J^ 
aus  der  Schwierigkeit  folgt  nicht  das  Recht,  die  eine  oder  die  andere  Böc»' 
sieht  fallen  zu  lassen,  sondern  es  ergibt  sich  hieraus,  daß  die  Ausfüllung  d^ 
parlamentarischen  Berufes  nicht  mehr  so  leicht  ist  wie  bisher,  daß  . . .  Fähig' 
keiten  hinzutreten  müssen,  welche  bei  jeder  einzelnen  hervortretenden  Ab- 
gabe zu  unterscheiden  verstehen,  wie  weit  und  in  welcher  Art  die  gro**^ 
nationale  Partei  von  ihrer  Lösimg  bedingt  ist." 
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lilmig  offen tUeh  für  vertagt  erklärten  *),  Der  Gnippe  war  es 
Et  be(|uemer,  sich  den  miendlich  flachen  Begriff  der  „loyalen 
JoeiHon'*  zu  bOden,  als  sich  in  dag  Wesen  der  Kompn:>mi6poliiik 
w  Führer  einzuleben  ^),  ,,Fast  bei  keiner  l>edeutenden  Gelegen- 
;",  so  timschneb  ihn  die  ,, Nationalzeitung"  am  29.  September, 
t  die  Mehrheit  an  die  Vorlagen  sich  gebunden  geglaubt,  fast 
keiner  solchen  Gelegenheit  hat  sie  auf  verliessemde  Ab&nde- 
gen  verziehtet.  Aber  die  Opposition  hat  in  keinem  Augen- 
k  die  Grenzen  der  Loyalität  überschritten,  sie  hat  nirgend 
i  Gedanken  einer  prinzipiellen  Abneigung  gegen  die  An- 
fiche  der  Regierung  durchbhcken  lassen/*  Wir  tiaben  es  l>ei 
ler  Umschreibung  mit  der  Spiegehmg  emer  der  lehrreichsten 
isiohten  Twestens  und  Michaelis  im  Gehirn  der  Mehrheit 
Gruppe  zu  tun:  daß  nämhch  die  bbherige  ,,Programm- 
Ischaft"^}  der  Fortschrittspartei,  die  Ablehnung  aller  Vor- 
m,  welche  der  Parte ileln^  nicht  im  Prinzip  entsprachen,  die 
Sichtbarkeit  der  letztjährigen  Landtagsverhandloiigen  mit 
icliuldete  und  daß  solche  Gesetzentirürfe,  die  durch  dringende 
ürfnisse  des  Gemeinwesens  verursacht  wären,  unter  allen 
nden  eriedigt  werden  müßten,  weil  ihre  Verzögerung 
X  und  Volk  siech  mache!  ,,Suchen  i^ir  auf  dem  Weg© 
Eänheit,  der  vor  uns  Uegt,  die  innere  Freiheit  für  Preußen 
m  erringen. '  Aber  ,,welcher  Zeitraum  vergehen  wird,  bis 
ersehnten  Einheit  die  Freiheit  folgen  wird,   wer  kann   es 

tbestinmien  wagen?  Ich  gebe  mich  keinen  Illosionen  hin 
l  empfinde  es  nicht  schwer,  eine  wachsame  und  loyale  Oppo- 
ba  fortzusetzen,  soweit  sie  die  Kardinalfrage  der  deutschen 
pieit  nicht  beeinträchtigt/'  So  rief  der  Abgeordnete  Kann- 
Ber  in  der  „Krefelder  Zeitung"  im  November  seinen  Wählern 
%  während  die  das  preußische  Verfassungsrecht  tief  berüh- 
re Eingliederungsgesetzgebung  fiir  die  annektierten  Provinisen 
I  die  VerfassungBgesetzgebung  für  den  Norddeutschen  Bund 

*)  „Indein  wir  liiere  von  der  liberalen  Partei,  auf  die  tiDin ittelbare 
Inng  vfin  Fordemngen  verzichten ^  die  wir  für  vollberechtigte  balteni 
Jj  wir  die  dargebotene  Hand  zum  Wiedert-in tritt  in  eine  verfaisungi- 
Ige  VerwÄltnng  auf  Gnmd  dm  Budgets  annehmen,  und  dftl>ei  die  Er- 
pg  vieler  unserer  hebaten  Fordenuigen  vertagt  Beben,  *  ,  ."  ^Üebnelis 
pjSember,  St,  B.  ISöö/d?  I,  161.  Tgl.  wegen  Twesten  §  G  und  die  ;iweite 
lierkiing  zu  §  7. 

!   ')  Erklärang  der  M,  wiederholt  von  Kann  gieß  er  im  November^   N.  Z, 
floveinber  Moi^enblatt, 
')  V.  Z.  23,  S<-ptember  Leiten 
^Kftch  der  Eref eider  Zeitung  in  der  N.  Z,  13,  November 
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unmittelbar  bevorstanden.  Üble  Nachrede  allein  war  es 
nicht,  wenn  die  der  neuen  Gruppe  sich  fernhaltenden  liberak 
in  ihr  wesentHch  den  Versuch  erbUckten,  eine  „neue  Zentrum 
fraktion'*  zu  begründen,  die  das  Steuerbewilligungsrecht  ( 
Kammern  bedingungslos  auszuüben  entschlossen  sei,  so  oft 
für  Angelegenheiten  der  auswärtigen  PoUtik  in  Anspruch 
nommen  werde  ^). 

Besonderen  Vorschub  leisteten  einem  solchen  Vorurtdl 
parteiamtlichen  und  parteioffiziösen  Kundgebungen  der  Gmj 
auf  dieser  ersten  Stufe  ihrer  Ausbildung.     Es  gibt  zu  denlül 
daß  sie  zumeist  von  Lasker  herrühren  imd  er  also  der  bero 
zugte  Wortführer  der  Gruppe  vor  der  öfEentUchen  Meinung 
Partei  war.     Lasker  unterstützte  zwar  die  Absichten  Twebs 
und  Michaelis  bei  allen  parlamentarischen  Aktionen  mit  USA 
und  Verständnis;  aber  sobald  er  sich  programmatisch  äußert 
machte   er  sich   weit  weniger   zum  Sachwalter  ihrer  Ideen 
zum  Echo  der  Stimmimgen,  die  in  der  Mehrheit  der  Grup 
überwogen.    Das  trat  sogleich  in  die  Erscheinung,  als  sich 
Gruppe  zxun  ersten  Male  an  der  parlamentarischen  Del 
bei   der   Beratung   des   Indemnitätsgesuchs,    nachdrücklich 
teiligte.    Die  Führerrede  am  1.  September  hielt  MichaeUs. 
aller  Knappheit   bot   er  in  der  ersten   Hälfte  der  Rede  ei 
Reihe   inhaltreicher,   poUtisch   bedeutsamer  Erklärungen 
nächst  faßte  er  in  Form  erst  einer  Versicherung  an  Wald 
dann  einer  Aufforderung  an  die  Konservativen   die  Ansichtef 
zusammen,   welche  die  Allgemeinheit  seiner  engeren   Freund 
hegte,  nicht  sonderlich  lebendig,  weil  er  selbst  nicht  sonderlid 
tief  darin  lebte,   aber  hinreichend   erkennbar.     Dann  griff  6 
höher  und  sprach  die  geklärtere,    weiter  ausschauende  Übei 
Zeugung  von  den  Aufgaben  des  Parlaments  aus,   die  wir  al 
sein  persönliches  Eigentum  kennen  lernten.   Lasker  dagegen,  de 
am  3.  zum  Worte  gelangte,  entwickelte  seinen  ganzen  Vortra| 
aus  den  der  gesamten  Gruppe  vertrauten  Ansichten.     Twestei 
vertrat  sie  darauf  ebenfalls,   aber  nicht  mit  dem  leichten  Vöt 
trauen  des  jüngeren  Freundes,  zögernder,  wo  es  den  Verzidij 
auf  den  Kampf  um  die  Verfassimg  galt,   weniger  bereit,  allei 
auf  die  eine  Karte  einer  Systemänderung  in  der  Verwaltung 
zu   setzen.     Drei  Wochen  später  formuHerte   Lasker  die  Leii 
Sätze,   die  ihm  und  seinen  Freunden  während  der  Session  zm 
Richtschnur  gedient  hatten,  für  den  Gebrauch  der  Wähler;  & 


*)  Erklärung  Friedrich  Harkorts  2.  November,  N.  Z.  6.  Novembor. 
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ßte  sie  in  einer  öffentlichen  Erklärimg  Kusammeu,  die  alle 
Talen  Abgeordneten  abgeben  sollten,  welche  sowohl  für  die 

idemnität,  wie  für  den  Kredit  gestimmt  hatten^).  Sieher  hat 
auch  an  zwei  Leitern  der  „Nationalzeitung'*  vorn  28,  und 
September  Anteil:    ,,Die   außerordentliche  Session  des  Ab- 

jeordnetvenhauses*'  und  ,, Äußere  und  innere  Politik'*,  die  sich 
eine  anonyme   Umschreibung  der  vorläufig  noch  geheim 

ehalte nen  Erklärung  lesen,  sowie  an  dem  Geleitwort,  das  die 

Nationalzeitung*'  einen  Monat  später  der  Erklärung  mit  auf 
,  Weg  gab.     Alle   diese  Kundgebungen  enthalten   einzelne 

ortrefifliche  AufscUüsse  über  die  Absichten  der  Begründer  der 

Tuppe');  in  der  Hauptsache  aber  variieren  sie  nur  immer 
eder  das  Schlagwort  von  der  einstweihgen  Uoterstützung  der 

legierung  im  AuJJem  und  ihrer  Bekämpfung  im  Iimern,  und 
Erwärmen  sich  an  der  Hoffnung,  daß  das  Innere  durch  Bismarck 
ichon  bald  Uberalieiert  werden  würde.  Lasker  konnte  nicht 
Inders.  Er  war  von  doktrinär-liberalen  Überzeugungen  so  tief 
iurchdrungenj  daß  er  sich  weder  mit  dem  Herzen  wie  Michaelis» 
aoeh    in    seinem    begiifüiohen   Denken    wie   Twesten   der   alt- 

jreiißiseh-konservativen  Staatsanschauung  Bismarcks  zu  nähern 
rermochte.  Taktisch  war  er  zu  jedem  Kompromiß  seiner 
frevmde  bereit;  aber  regelmäßig  bedeutete  seine  Zustimmung 
für  ihn  einen  Verzicht,  den  er  sich  abrang.  Für  ihn  gab  es 
Dach  wie  vor,  trotz  Twesten  und  Miehaeüs,  nur  ein  vorläufiges 
äichanpassen  an  die  Machtverhältnisse  in  dem  unerschütter- 
lichen Glauben,  daß  in  kurz^em  eine  völlige  Systemänderung 
im  Sinne  der  alten  Paiteivorstellungen  eintreten,  ,,das  hberale 
Deutsehland*'  erstehen  werde ^).  In  diesem  Glauben  faiid  er 
'die  Kraft,  ohne  sich  irgendwelcher  Untreue  gegen  seine  poli- 
^sehe  Überzeugung  schuldig  zu  fühlen,  bis  zu  dem  ersehnten 
Tage  dem  anderen  Ideale  seines  Lebens  sich  hinzugeben,  der 
Begeisterung  für  eine  großzügige  deutsehe  Politik*)   und  der 


*)  „Gegen  Ende  der  Seision"  CTabn  I,  45 »  vermutlich  gegen  deo  25,  Sep- 
tember. S,  über  die  Drucke  der  Erklärung  oben  die  zweite  Anmerkung  de» 
Paragraphen  (S,  440). 

*)  Ygl  die  verachiedenen  Ansauge  dumue  und  Hinweiße  dÄrauf  im  Teart 
)imd  in  den  Anmerkungen  des  Pftragrftplien, 

*)  Noch  in  seinen  leisten  AnfKeiclinnngeii  Terteidigte  er  die  Berechtigung 
[idner  Hoffnungen  und  suchte  die  UrsatVhe  des  Mißerfolges  darin,    daß  sich 
nicht  alle  Liberalen  darauf  verpHichtet  hätten  j  Cahn  I,  42  f- 

*)  Dafür  wie  früh  aie  »ich  in  ihm  regte,  bringt  Cahn  I,  35  f,  mehrere 
Kach weise.  Man  lese  seine  von  Cahn  I^  37  and  139  ff.  wieder  abgedruckten 
Leiter  aus  dem  April  und  Juli* 

ZeiUduilt  fSr  Politik.  00 
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sehr  persönlichen  Verehrung,  ja  Schwäche  für  deren  genialen 
Steuermann.  Er  bedeutete  dadurch  eine  Gefahr  für  die  Gruppe. 
Intelligenter  und  geistig  ungemein  beweglicher  Mitarbeiter  ihrer 
Führer,  fühlte  er  mehr  mit  den  Geführten  und  gab  deren 
trivialen  und  oberflächlichen  Empfindungen  einen  idealisierenden, 
faszinierenden  Ausdruck.  Die  von  ihm  drohende  Gefahr  wuchs 
bald  noch.  Bei  der  Eigenart  seines  geistigen  Zustandes,  da 
er  seine  politischen  Meinungen  doch  nicht  dem  Wesen  des  alt- 
preußischen Staates  annähern  konnte,  anderseits  sicher  war, 
seine  Rechtsüberzeugungen,  seine  Anschauimg  vom  Staate  und 
seine  parteipoütische  Willenskraft  auch  bei  lange  andauern- 
der Nachgiebigkeit  nicht  zu  versehren,  empfand  er  nicht  so 
stark  viie  seine  Freunde  den  Widerspruch  des  zuerst  notgedrungen 
aufgestellten  Programms,  der  Unterscheidung  zwischen  innerer 
und  äußerer  Politik,  und  eilte  daher  auch  nicht,  sich  von  ihm 
zu  befreien.  Er  gebrauchte  das  Schlagwort  auch  femer  mit 
Vorliebe  und  bestärkte  dadurch  die  Mehrzahl  seiner  Partei- 
genossen in  ihrer  Bequemlichkeit.  Die  außerordenthche  Tagung 
des  Landtags  vom  Herbst  1866  hat  sich  für  ihn  gleichsam 
von  Frist  zu  Frist  bis  1879  verlängert.  Wie  sich  die  ersten 
Christen  trösteten  und  von  ihrer  Hoffnung  nicht  heßen,  als  das 
erwartete  tausendjährige  Reich  nicht  kam,  so  war  es  auch  ihm 
zumute.  Wohl  wirkte  hierbei  auch  mit,  daß  er  vor  aUen  andern 
maßgebenden  Persördichkeiten  der  Gruppe  geneigt  war,  sorg- 
fältige Rücksicht  auf  die  Empfindungen  der  außerpreußischen 
Liberalen  und  ihrer  „nationalen  Partei*'  zu  nehmen,  damit  sie 
sich  bei  ihrem  Eintritt  in  den  Land-  und  Reichstag  ohne 
Sträuben  mit  den  preußischen  Liberalen  vereinigten*). 

Ein  Wort  erübrigt  noch  über  Forckenbecks  Stellung  in  der 
Gruppe.  Man  wird  sie  zwischen  Michaelis  und  Twesten  einer-, 
Lasker  anderseits,  für  jetzt  und  die  nächste  Zeit  aber  näher 
bei  jenen  suchen  dürfen. 

§  8.  Auf  dem  Wege  zur  „Neuen  Fraktion  der  nationalen 
Partei''.  Oktober  und  November. 
Mit  rührigem  Eifer  benutzten  die  Führer  die  folgenden  parla- 
mentsfreien Wochen,  um  die  vor  der  Gruppe  aufgetauchten  Ziele 
deutücher  zu  bezeichnen  und  ihr  für  die  konunende  Zeit  be- 
stimmte Aufgaben  im  Dienst  der  Uberalen  Sache  zu  stellen. 
Zunächst  widmete  die  „Nationalzeitung"  ihre  Leiter  wiederholt 


')  Cahn  I,  44  f. 
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laeer  Klärungsarbeit^);  da  jedoch,  soweit  es  sich  beui-teilen 
Jt,  die  Mitarbeit  Laskers  und  Unnihs  im  Oktober  in  ibr  über- 
fc^,  so  leistete  sie  verhältnismäßig  weniger  als  ia  den  Wochen 
jrher.  Anfangs  November  benutzten  dann  mehrere  der  Führer, 
jwohl  Twesten  und  Lasker  wie  Forckenbeek,  die  Gelegenheit, 
in  Reden  zum  Ausdruck  zu  bringen,  was  in  ilmen  arbeitete, 
Festen  tat  es?  am  ausf ührlichsteu ;  er  sprach  am  5.  November 
jener  verhältnismäßig  verstecktjen  Stelle,  deren  schon  Er- 
rälmung  geschab,  im  liberalen  Bezirkaverein  des  31.  Berliner 
ezirka-),  wie  zwei  Tage  zuvor  Lasker  in  einer  liberalen  Wahl- 
lerversammlung  des  1.  BerUner  Wahlkreisen  *).  Fast  zur 
Blben  Zeit  nahm  Forckenbeck  das  Wort  zu  einer  Tischrede  in 
Einern  früheren  Walilkreise  Mohrungen*).  Endlich  ergriff 
lichaehs  sofort  nach  dem  WtederÄUsanimentritt  des  Landtags 
ie  Initiative  zu  einem  Antrag  auf  Änderung  der  Geschäfts- 
rdnung,  der  durch  die  ,,Nationakeitiing**  alsbald  bedeutnnge- 
Ml  erläutert  wurde. 

Den  geringsten  Fortschritt  des  poütischen  Gedankens  wies 

3kers  Rede  auf;  sie  haftete  wie  der  Mann  selber  an  dem 

Dhlagwort  von  der  Opposition  im  Innern  und  von  der  Unter- 

itzung  der  auswärtigen  Politik*}.     Um  so  weiter  fuhren  uns 

le  Äußerungen  Twestens  und  Forckenbecks,  sowie  der  Antrag 

ron    Michaelis.      Das    sind   Gmndzüge    eines    neuen    liberalen 

Parteiprogramms,  durchführbare,  positive  Absichten.     Zugleich 

Bgen  sie  Zeugnis  davon  ab,  daß  ihre  Urheber  auch  schon  innere 

"Beziehungen  zwischen  ihrem  neuen  Tun  und  den  Bestrebungen 

gefmiden  hatten,  für  die  sie  sich  vor  dem  Zusammenbruch  der 

Fortschrittspartei  mit  Vorliebe  bemüht  hatten.     So  beruhigten 

sieh   also  die  pohtischen  Verhältnisse  zusehends   und   festigte 

_6ich  die  Stellung  dieser  Männer  in  ihnen! 

0  Ich  verwei&e,  außer  auf  die  Leiter  vom  S8.  and  29,  September,  aof 
i  beiden  Leit*a*;  „Die  iiächÄten  Ziele'*  12.  und  13.  Oktober,  sowie  aal  den 
84,  Oktober. 

')  N.  2.  7,  NoT^nber  Mor^eEhlatt 
*)  N,  Z.  6.  November  Morgenblatt. 

*)  N*  Z*  10.  Noreraber  Morjjeublatt  ubcIi  der  „DanKiger  Zeitung". 
•)  M Heute  aber  »üad  die  Pflichten  eines  Abgeordneten  außerordentUeh 
kelt  Ed  darf  anf  der  einen  Seite  ni^ht  ein  Titelchen  von  den  Volkn- 
abgelaasen  werden,  während  es  auf  der  anderen  Seite  eine  aehwere 
Venundigung  an  den  Geseliicken  des  deutschen  Viiterlandea  wäre,  wenn  der 
Abgeordnete  ee  nicht  verstände^  die  gegenwärtige  Zeitatromung  nicht  niu^  zu 
benutzen,  sondern  nach  Möglichkeit  zu  f ordern,'*  £i  itt  ganz  der  Üedanke 
dea  Leitera  der  N.  2,  24,  Üktober;  vgL  die  Auaführungen  über  Lasker  am 
Schlusae  des  g  7. 

30* 
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Sie,  für  die  der  ganze  Konflikt  vornehmlich  die  Bedeutimg 
gehabt  hatte,  dem  Bürgertum  die  Gleichberechtigung  in  der 
Praxis  der  preußischen  Verwaltung  imd  Rechtspflege  zu  er 
streiten,  hatten  die  bittere  Erfahrung  hinter  sich,  daß  du 
Bürgertum  kein  Verständnis  für  ihre  Kämpfe  bewies  und  dem 
Siege  der  Regierung  über  seine  Vorkämpfer  gleichgültig  zosili, 
ihr  sogar  Beifall  spendete.  Sie  hatten  sich  über  seine  Gean- 
nung  getäuscht:  wollten  sie  sich  künftig  wieder  einmal  auf  es 
stützen,  so  mußte  es  erst  hberaüsiert  werden.  Das  tauglidsle 
Mittel  dazu  schien  eine  liberale  Wirtschafts-  imd  Sozial-,  Sdwü- 
und  SelbstverwaltimgspoUtik.  Bismarck  hatte  sie  bisher  msÜ 
zugestanden;  soeben  konnte  die  „Kreuzzeitung"  auch  die  libe- 
ralen Hoffnmigen  auf  Entlassung  der  dem  Liberalismus  wider 
wärtigsten  Minister  Lügen  strafen^).  Aber  auch  auf  diesem 
Felde  traute  man  sich  jetzt  zu,  miter  einem  konservativeD 
Ministerium  „Schritt  für  Schritt"  ErhebUches  zu  erreiehoi 
Die  Organisationsgesetze  für  die  neuen  Provinzen  mußten 
in  den  nächsten  Jahren  mit  dem  Landtag  vereinbart  werden. 
Sie  boten  außerordentUch  günstige  Grelegenheiten,  Bismardc 
Vorteile  für  das  ganze  Staatsgebiet  abzuringen,  und  die  Aus- 
sicht darauf,  daß  er  der  Kompromißpohtik  der  Gruppe  nadi- 
geben  werde,  war  sogar  besser  als  in  den  verfassungsredit- 
hohen  Angelegenheiten,  in  denen  er  bereits  mehreres  zu- 
gestanden hatte*).  Denn  so  starr  er  sich  jederzeit  in  der 
Verteidigung  des  monarchisch -altpreußischen  Charakters  der 
Verfassung  erwiesen  hatte,  so  wenig  Festigkeit  brauchte  man 
ihm  zuzutrauen,  wo  es  die  Wahrung  ethischer  Prinzipien 
der  geistigen  und  sozialen  Entwicklimg  galt.  „Er  besitzt, 
bei  «Jler  Kühnheit  imd  Beweghchkeit  seines  Greistes,  ein  sehr 
geringes  Verständnis  für  die  sitthchen  Kräfte  des  Volks- 
lebens", hatte  Treitschke  kurz  zuvor  in  den  „Preußischoi 
Jahrbüchern"  gesagt*).  Es  war  das  allgemeine  Urteil,  und  die 
sich  im  Augenbhck  darauf  verheßen,  sollten  sich  als  über  Er- 
warten  richtige   Rechner   erweisen.      „Ich   zweifelte   nicht  an 

*)  Kreuzzeitung  4.  November. 

*)  Auch  die  kleine  gegen  Waldeck  aufsässige  demokratiBche  Gruppe, 
die  in  der  V.  Z.  zu  Worte  kam,  war  überzeugt,  daß  Bismarck  „in  den 
Fragen  der  Wirtschaftspolitik.  Schulbildung  und  des  allgemeinen  Widilrechti 
auch  in  Preußen  und  für  die  Kommunalwahlen  vielfach  entgegenkommen 
werde";  Wahlkandidatenrede  des  Stadtrichters  Hiersem^izel  in  der  V.  Z. 
10.  November. 

')  Zehn  Jahre  Deutscher  Kämpfe  I,  88  (26.  Mai). 
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pkr  Möglichkeit* ,  heißt  es  in  den  ..Gedanken  und  Erinne- 
Injugen"^),  ,,der  königlichen  Macht  die  nötige  Starke  zu  geben, 
bm  unsere  innere  LTir  richtig  zu  stellen,  wenn  wir  erst  nach 
l&nßen  die  Freiheit  erworben  liaben  würden,  aU  große  Nation 
Äelbetändig  zu  leben.    Bis  dahin  war  ich  bereit,  der  Opjxisition 

£ch  Bedürfnis  black-mail  zu  zahlen/' 
Kurz  und  bündig,  wenn  auch  übertreibend,  bezeichnet  der 
terrichtetste  preußische  Gegner  der  Liberalen  zu  jener  Zeit, 
der  konservative  Führer  Hermann  Wagener,  in  seinen  Erleb- 
mssen  den  Inhalt  der  von  der  Gruppe  nunmehr  eingeleiteten 
Politik    dalnn:    ,,Das    damalige   Changement    von    Demokratie 
und  Nationalliberahsmus  bestand  wesenthch  in  der  Erkenntnis, 
daO    man    die    Herrschaftsbestrebmigen    auf    dem    politischen 
Gebiet  einstweilen  emstellen  oder  wenigstens  cachieren   müsse, 
um   aninächst  auf  dem  volkewirtachaftlichen  und  sozialen   das 
unentbehrliche'  Fundament    zu   gewinnen*)/'      Dasselbe   sagt« 
Twesten   am    5.  November    in    der   Tat:    Die  pohtische  Frei- 
heit   im   vollen  Sinne   dea  Wortes   könne   von   den   Liberalen 
in   der   nächsten  Zeit   nicht   gew^onnen    werden;    dalier   müsse 
^ie   bürgerUche,    wirtschaftliche    und   persönliche   Freiheit  um 
■p  me'hr  ausgebaut  werden.     Werde  sie  erst  ausgebaut  sein, 
™t)  werde  die  poHtlsche  Freiheit,  d.  h.  das  festgegründete  par- 
lamentarische Regiment  mit  all  seinen  ihm  jetzt  noch   man- 
gelnden Sicherimgen,  dem  Bürgertum   später  als  reife  Frucht 
I  in  den  Schoß  fallen.    Dem  Ausbau  jener  Freiheiten  aber  werde 
I  sieh  die  Regierung  nicht  entgegenstemmen ;  deim  alles,  was  in 
[  Deutschland  preußenfreundlich  denke,  verlange  danach.  Forcken- 
'  beck  führte  in  Mohrungen  verwandte  Gedanken  aus.    Er  berief 
sich    auf  die   großen  Opfer,    die   das   Volk    für   die    deutsche 
Politik   der  Regierung   bringe.     Um   so   dringender   trete   für 
Regierung  und  Parteien  die  Notwendigkeit  hervor,  durch  durch- 
greifende  liberale   Reformen   die   Gesamtheit   des  Volkes   mit 
den  Lasten  zu  versöhnen  und  zu  denselben  zu  befähigen:  eine 
solche  Refomipolitik  in  solcher  Zeit  sei  ein  in  der  preußischen 
Geschichte  unzweifelhaft  bewälu-ter  Grundsatz.     Am  dringlich- 
eten   seien  diese  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Kommunal- 
verwaltung und  der  Schule;  die  Abschaffung  der  gutsherrhchen 
Polizei,  die  Organisation  einer  unabhängigen  SelbstTerwaltung 
durch  eine  zeitgemäße  Gemeinde-,  Kreis-  und  Frovinzialordnung 
sei  unerläßliche  Vorbedingung  jeder   weiteren   poHtisehen  und 

*)  (TollsÄiisgabe)  U»  76. 

')  Erlebtes  47  f. 


462  Spahn,  Zur  Entstehimg  der  nationalliberalen  ParieL 

wirtschaftlichen  Entwicklung.  Je  geschlossener  alle  Libenkn 
für  sie  einträten,  desto  eher  werde  die  Regierung  dies^  Be- 
dürfnissen genügen.  Im  HinbUck  besonders  auf  HannoTS 
machte  die  „Nationalzeitung**  in  ihrem  Leiter  vom  16.  November 
ähnhche  Vorschläge.  AusführHch  eignete  sie  sich  in  dem  Leiter 
vom  2.  Dezember  auf  Grund  geschichtlicher  R^exionen,  die 
den  Sachverhalt  merkwürdig  verkannten,  aber  dadurch  partei- 
pohtisch  an  Interesse  noch  gewinnen,  das  Progranun  der 
Führer  an: 

„Es  war  nie  zuzugeben**,  sagte  sie,  „daß  zu  der  , Sistierung  der  Refon- 
politik',  welche  mit  dem  Ministerwechsel  von  1862  eintrat,  eine  wiitii^ 
Nötigung  für  die  Regierung  bestand.  Warum  verschwand  der  Kreisordnnngr 
entwurf  von  der  Tagesordnung?  Warum  war  von  Verbesserung  in  der  liai- 
lichen  Gemeindeverfassung  und  im  Justizwesen  nicht  mehr  die  Bede?  Ma 
schiebt  den  Streit  um  die  Heeresfrage,  sowie  überhaupt  den  Verfassungartrat 
vor;  die  Eintracht  zwischen  den  gesetzgebenden  Faktoren,  sagt  man,  w 
gestört,  und  deshalb  wären  nur  wenige  Gesetze  zustande  gekommen.  Wie 
aber,  wenn  die  Begicrung  sich  bemüht  hätte,  eine  bessere  Stimmung  für  die 
Heeresreform  zu  erzeugen?  Wie,  wenn  sie  ernstlich  eine  guteKreiscvdiinBg 
angeboten  und  andere  alte  Wünsche  des  Landes  zu  erfüllen  getrMshttt 
hätte?  .  .  .  Fortschritte  im  Gemeindewesen,  in  der  Rechtspflege  und  wo  Mort 
würden  vielleicht  grade  das  kürzeste  Mittel  gewesen  sein,  um  sich  auch  über 
das  Heer  zu  verständigen/ 

Schaut  man  von  diesen  Ausführungen  noch  einmal  anf 
Laskers  und  auch  Löwe-Calbes  Reden  vom  1.  und  3.  September 
zur  Indemnitätsvorlage  ^)  zurück,  so  wird  in  einzelnen,  man 
möchte  sagen,  momentanen  Wendungen  schon  keimhaft  sichtbar, 
was  im  November  sich  entfaltete  und  worauf  sich  seitdem 
die  Anstrengimgen  der  Gruppe  vereinigten.  Es  ist  von  der 
Demokratie  freigewordener  LiberaUsmus,  der  in  den  Vo^de^ 
grund  rückt,  was  ihn  stets  am  meisten  bewegte.  Aber  er  tat  ea 
nun  nicht  mehr  in  der  trügerischen  Meinung,  durch  den  Ausbao 
der  Selbstverwaltung,  die  LiberaUsierung  der  Schule  und  eine 
freiheitUche  Wiilschaftspoütik  dem  Bürgertum  zu  verschafen, 
was  es  ungeduldig  begehrte,  sondern  mit  der  Einsicht,  daß  das 
Bürgertum  durch  die  Anwendung  dieser  Mittel  erst  Uberal  denken 
lernen  sollte  und  dann  auch  erst  im  Dienste  des  politischöi 
LiberaUsmus  wehrfähig  in  den  Kampf  geschickt  werden  kömite. 
Der  Ausblick  auf  die  fleißigsten  und  erfolgreichsten  Bemühmigä» 
des  Nationalliberalismus  von  1867  bis  1875  eröffnet  sich  uns. 

Aber  wenn  der  poUtische  Zweck  der  von  der  Gruppe  in 
Aussicht  genommenen  Aktion  nicht  verfehlt  werden  soUte,  so 
bedurfte   es  für  das  Volk  wie  gegenüber  der  Regierung  noch 

0  St.  B.  1866/67  I,  169  u.  184. 
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der  Vorbereitung  eines  anderen  Erfolges.  Geschäftsbrauch  und 
Geechäftsordnimg  der  zweiten  preuBisehen  Kammer  macliten 
aus  ihr  weit  mehr  eine  Behörde  der  StaatSTerw^altung,  die  sich 
atiB  Fachmännern  verschiedener  Gattungen  zusamnien8et2:te,  als 
einen  Faktor  der  preußischen  Politik.  Das  Fraktionswesen 
fühlte  sich  wohl  dal>ei;  aber  der  parlamentarische  Geist  htt 
darunter:  niemals  fühlte  sich  das  Haus  gegenüber  dem  Mini- 
sterium als  eine  Einheit,  die  ihre  eigenen,  für  alle  Parteien 
gleich  wesentUchen  Lebensbedingungen  zu  wahren  hatte.  Wie 
das  Plenum  die  Geschäfte  behandeUe,  war  es  beinahe  unmöglieli, 
großzügige  und  eindrucksvolle  pohtische  Aktionen  in  Szene  zu 
setzen;  das  Zustandekommen  von  Beschlüssen  verwiekelterer 
Art  wurde  durch  die  Geschäftsordnmig  geradezu  verhindert. 
I>ie  Beratungen  wurden  vornehrnlieh  in  den  Auaschüssen  liinter 
verselilosscnen  Türen  geführt  mid  erschöpften  i^^ich  dort  m 
fachmännischen  Erörterungen.  Es  koimt^  dem  Volke  nicht 
zugemutet  w^erdeu,  ihnen  dauernd  mit  Teilnalune  zu  folgen. 
Längst  war  in  Forekenbeck,  Michaelis  und  Twest^n  die  Über- 
zeugung erw^acht,  daß  hierin  eine  durchgreifende  Änderung 
nötig  sei,  um  dem  Parlament  im  Stuat  zu  Ansehen  zu  verhelfen. 
Die  Reformbeschlüsse  des  Hauses  vom  27.  März  1865  hatten  das 
Problem  in  Ängiiff  genommen.  Der  Austurm  eines  Teils  der 
Fortschrittspartei  ini  letzten  Januar,  um  eine  Vorberatung  des 
Budgets  im  Pleuum  zu  veranlassen,  hatte  demselben  Zwecke 
gedient.  Die  eigenen  Parteigenossen  sclilugen  ilm  ab.  Nach 
den  Wahlen  war  die  Frage  alsbald  wieder,  diesmal  von  den 
Konservativen,  angeregt  und  am  13.  September  ausfülirhch 
zur  Sprache  gebracht  worden.  Die  Parteiverhältnisse  waren 
damals  noch  zu  unübersichtUch,  die  Unruhe  zu  arg,  so  daß 
sich  die  Tragn^eite  eines  Beschlusses  nicht  abschätzen  ließ;  die 
Erörterung  verlief  ergebnislos.  Aber  mm  Heß  Miehaehs  nicht 
mehr  locker.  An  einem  der  letzten  Sitzungstage  lenkte  er  noch 
einmal  vor  der  Trennung  die  Aufmerksamkeit  des  Hauses  auf 
die  Notwendigkeit,  die  Geschäfte  anders  als  bisher  zu  führen^). 
Am  3.  Oktober  legte  er  in  einem  Leiter  der  ,, Nationalzeitung**: 
,,Die  Budgetauf  Stellung^'  dar,  welche  weittragenden  Folgen  für 
das  gesamte  preußische  Verfassungslehen  er  sich  von  einer 
Neuordnung  des  Geschäftsganges  bei  der  Budgetberatung  ver- 
sprach*),  und  dann  beantragte  er  sie  sofort,   als  der  Landtag 

')  25.  September,  St  B.  186ß/67  I,  4S#7, 

V  „In  anderen  konstitati  au  eilen  Staaten  pflt^gt  mRii  das  Budget  in  zwei 
Teile  zu  teilen  diircli  ein  koESolidiert^  Budget,  welcliea  die  Ausgaben  umfaßt, 
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sich  im  November  wieder  versammelte.  Die  günstigen  Er- 
fahrungen, die  seine  Gruppe  inzwischen  schon  mit  einzelnen 
vorbereitenden  Schritten  Forckenbecks,  vomehmUch  durch  seinen 
Eingriff  m  die  Adreßberatung  gemacht  hatte,  stärkten  ihr  den 
Mut,  gaben  ihr  auch  Erfahrungen  an  die  Hand. 

Von  der  Überzeugung  geleitet,  daß  in  den  letzten  Wochen  vor 
allem  das  parlamentarische  Prinzip  selbst  in  Gefahr  gewesen  war, 
betrieben  Michaelis  mid  seine  Freunde  ihren  Plan  mit  größter  Eile. 
Denn  sie  erwogen  miwillkürhch,  daß  sich  das  Abgeordnetenhaus, 
je  verhandlungsfähiger  es  werde,  desto  gewappneter  gegen  künf- 
tige Angriffe  erv^^eisen  müsse.  „Darum  aber  ist  die  Art  und  Weise, 
wie  eine  Kammer  arbeitet,"  so  legte  einer  aus  ihrem  Bjreise, 


zu  (leren  jährlich  wiederkehrender  Leistung  der  Staat  jährlich  verpflichtet  ist, 
und  ein  bewegliches  Budget,  welches  jährlich  der  mehr  oder  weniger  freien 
Verfügung   unterliegt.     Durch    die  bei    uns    hergebrachte   Budgetaufstellung 
wurde  die  Angelegenheit  von   vornherein  so  hingestellt,   als  wäre  das  ganze 
Ausgabenbudget  des  Vorjahres,   nach  Abzug  vielleicht   der  vorgeschlageneo 
Ersparnisse,   ein  konsolidiertes,   und  als  bewegten  sich   die  freien  Beschlösse 
der  Gesetzgebung  nur  in   der  Verfügung  über  die  Summen,  welche  infolge 
der  höher   veranschlagten  Einnahmen   und   der  angesetzten  Minderausgaben 
gegenül>er  dem  Budget  des  Vorjahres  disponibel  erschienen  und  »ÜberBchüsse* 
genannt  wurden.     Und  nachdem  die  Budgetberatung  einmal  in  diesen  Gang 
gebracht  worden   war,   blieb   es   in   der  Regel   dabei;    denn   das  Versäumte 
konnte  unmöglich  nachgeholt  werden,  wenn  das  Abgeordnetenhaus,   wie  es 
die    Regel   bildete,   mit   der   Spezialberatung   irgendeines    Einzeletats    anfing 
und   von   da   ab   sich   regellos   durch    das    ganze   Budget  hindurcharbeitete, 
ohne   im  Laufe   der  Beratung   einen  Moment  des  freien  Überblicks  über  das 
Ganze  des  Budgets  zu  gewinnen."     Der  Wandel  in  der  Auffassung  begann 
mit  der  Budgetdebatte  von  1865  und   den  Beschlüssen   vom  27.  März  1866; 
diese   können    nur   allmählich,   müssen   aber  realisiert  werden.      Der  Artikel 
führt   dann   die   lange  Dauer   der  unzureichenden   Budgetberatung  und   der 
falschen    Auffassung  vom  konsolidierten  Budget  in  Preußen  darauf  zurück, 
„daß  der  Begriff  des  ,B<?darfs'  unserm  Budget  gänzlich  fehlte.     Denn  hinter 
dem  benannten   und   begrenzten  Bedarf  des  Ausgabebudgets    stand  der  un- 
benanntc   und  unbegrenzte  Bedarf  des  Staatsschatzes  als  selbstverständliche, 
schrankenlose   Motivierung   aller  Einnahmen,    die   sich   über  den    benannten 
Bedarf  hinaus  etwa  ergeben  könnten.     Das  Budget  hatte  vermöge  dieses  un- 
begrenzten   Bedarf s  •  nicht    den  Charakter   eines   Staatsbudgets,   welches   die 
Steuern  erhebt,  weil  und  soweit  die  Ausgaben  des  Staats  es  notwendig  machen, 
sondern   den  Charakter  eines  Privatbudgets,  welches  Ausgaben  verfügt,  um 
Überechüsse  zu  macheu,  und  den  Überschüssen  keine  Grenze  setzt".   Von  hier 
aus   würdigt   der   Artikel   schließlich   die  Bedeutung   des  Antrags  Michaelis- 
Roepel   vom  25.  September,   den   er  als  ersten  Schritt  zur  Kontingentierung 
der  preußischen  Staatssteuern  und  zu  einer  „erleichternden"  Steuerreform  an- 
sieht, wie  Michaelis  sie  schon  längere  Zeit  erstrebte  und  wie  sie  ein  Programm- 
punkt  seiner  Gruppe   auf  lange   hinaus  werden  sollte.   —   Als  Verfasser  des 
Artikels  ist  Michaelis  nicht  gesichert,  aber  sehr  wahrscheinlich. 


SpaliQ«  Zur  EmM^tmtf  der  imtion illiberalen  PftrteL 


465 


ftUeieht  Michaelis  selbst,  in  der  ,, Nationalzeitung'*  dar^),  ,,yoii 
großer,  uneudlioher  Wichtigkeit;  darum  gehört  die  Ein- 
shtung  der  Gesehäftsordiiimg  2U  den  feinsten  nnd  wesent- 
ihsten  Fragen  des  konstitntionellen  Wesens,  Das  Staats* 
todgesetz  verleihe  einer  Kammer  alle  möglichen  Rechte, 
selbst  aber  gab  sich  eine  schlechte  Geschäftsordnung  — 
das  parlamentarische  System  wird  niemals  auf  einen 
Inen  Zweig  kommen."  Michaelis  Antrag  zufolge  sollte  der 
iiwerpunkt  der  Bndgetberatuug  aus  dem  Fachausscbnß  ins 
üum  verlegt  werden.  Sie  sollte  durch  eine  Vorberatmig, 
ÜB  erste  Lesung,  die  den  Charakter  einer  Generaldebatte  hatte, 
Igeleitet  werden,  um  allen  Abgeordneten  eine  Übersieht  über 
D  ganzen  Etat  zu  verschaffen;  auch  sollten  sie,  indem  man 
len  ermöglichte,  „einen  freien  Blick  auf  das  Ganze  der 
katsmaschine  zu  tmi*}'\  bestimmt  werden,  sich  ihr  Urteil  über 
a  vorgelegten  Staatshaushalt  mehr  nach  den  Bedingungen 
'  allgemeinen  politischen  Lage  als  nach  Erwägungen  zu 
ien,  zu  denen  sie  durch  die  technischen  und  finanziellen 
izelheiten  der  Ressortetats  veranlaßt  wurden.  Femer  sollten 
He  Referenten  mehr  für  die  einzelnen  Etats  bestellt  wer- 
b„  In  ihren  Händen  hatte  bisher  die  wahre  Leitmsg  des 
Äjses  bei  den  Beschlüssen  über  den  Staatshaushalt  gelegen. 
trch  sie  uini  den  Einfluß,  den  sie  sich  im  Laufe  der  Jahre 
dem  von  ihnen  bearbeiteten  Ressort  erwarben,  war  das  Haus 
EU  gekommen,  nicht  das  von  der  Regierung  vorgelegte  Budget 
r  Unt-erlage  seiner  Beratungen  zu  nelimen,  dessen  Einteilungen 
d  Sätze  zu  genehmigen  oder  zu  streichen,  sondern  eigen 
ichtig  neue  Ausgaben  festzusetzen,  zu  deren  Ausführung 
m  die  Regierung  nicht  verpflichtet  erkannte.  Je  gewissen* 
frter  sich  aber,  m  war  die  Meinung  der  Gruppe,  das  Abgeord- 
tenhaus  daran  hielt,  das  Budget  als  eine  Summe  von  Re- 
rungsf orderungen  zu  behandeln,  die  es  zu  bewilligen  oder 
lehnen  habe,  über  die  es  aber  aus  eigener  Vollmacht  nicht 
^ausgehen  könne,  desto  mehr  werde  sich  auch  die  Regierung 
Ewungen  sehen,  nicht  mehr  als  das  bewilligte  auszugeben, 
mnß  lag  hierin  eine  starke  Selbstbeschränkung  des  Parlaments ; 
^r  Micbaehs  und  die  Seinen  hofften,  daß  die  preisgegebenen 
rteile,  die  zudem  immer  nur  in  der  Ttieorie  Vorteile  ge- 
gen waren,  dui-cli  die  günstigen  Wirkungen  der  Reform  auf 


*)  14.  November. 

*)  N.  2.  94.  November. 
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anderem  Gebiet  wieder  weit  gemacht  werden  würden.  Die 
Vorberatmig  erschien  ihnen  als  eine  vortreffliche  Grelegenhdt, 
regehnäßig  jedes  Jahr  eine  Gresamtkritik  an  der  Lage  des 
Staates  zu  üben,  alle  den  Parteien  notwendig  dünkenden  Be- 
formen der  Regierung  wie  dem  Volke  wiederholt  oder  neu  zo 
Gehör  zu  bringen  und  einen  lebensfrischen  Zug  durch  die 
Masse  der  Mitglieder  des  Hauses  gehen  zu  lassen.  Aus  den 
Leitern  der  „Nationalzeitung"  ^)  sprechen  in  jenen  Wochen  aDe 
die  Hoffnungen  mit  vernehmlicher  und  warmer  Stimme,  die 
man  auf  die  „Parlamentarisierung"  des  preußischen  Parlaments 
in  der  Gruppe  setzte. 

„Wenn  die  Vorberatung'*,  sagte  da»  Blatt  am  1.  Dezember,  „in  ihrer 
ganzen  Frische  und  Unmittelbarkeit  fort  und  fort  die  notwendige  Reform 
hervorhebt,  sie  bei  den  einzelnen  Etats  in  ihrem  Detail  erörta^  und  dem 
Volke  wie  seiner  Vertretung  verständlich  und  geläufig  macht,  »o  wird,  daran 
zweifeln  wir  nicht,  der  lange,  stockende  Gang  unserer  Beformgesetzgebuof 
rascher  in  Bewegung  kommen;  denn  es  wird  schwerer  werden,  das,  was  ab 
Bedürfnis  in  das  lebendige  Bewußtsein  des  Volks  übergegangen  ist,  zu  ver- 
weigern und  ohne  Befriedigung  solchen  Bedürfnisses  zu  regieren."  Die  Vw- 
beratung  diene  dazu,  heißt  es  am  24.  November,  das  Trägheitsvermögen 
durch  steten  Sporn  zu  überwinden,  das  in  jeder  Staatsverwaltung  nun  einmal 
wirksam  sei  und  das  zu  überwinden  „recht  eigentlich"  als  „die  Aufgabe  der 
Landesvertretung"  betrachtet  werden  könne.  „Je  mehr  das  Verfahren  sidi 
einbürgert **,  philosophierte  der  Leiter  des  17.  November,  „je  mehr  die 
Minister  unmittelbar  und  unausgesetzt  in  die  Verhandlung  hineingezogen  und 
gezvnmgen  werden,  zu  debattieren,  um  so  mehr  wird  sich  die  Unmöglichkeit 
herausstellen,  daß  Minister  regieren,  die  außerhalb  jedes  Zosammenhangei 
mit  der  Majorität  des  Abgeordnetenhauses  stehen."  Zu  demselben  SchloaK 
auf  anderem  Wege  war  das  Blatt  schon  am  14.  gekommen,  als  es  ausführte, 
daß  die  preußischen  Volksvertreter  zu  Staatsmännern  herangezogen  werden 
müßten,  die  ihr  Verhalten  nach  der  politischen  Lage  des  Augenblicks  einxn- 
richten  verständen  und  die  Wirkung  ihrer  Entscheidungen  auf  aUe,  auch  die 
nicht  unmittelbar  betroffenen  Staatsgebiete  zu  bemessen  die  Zucht  besaßen. 
Dann  aber,  als  die  Budgetberatimg  nach  dem  Wunsch  der  Gruppe  verlaufen 
war,  triumphierte  es  am  22.  Dezember:  Erst  die  Annahme  des  Budgets  auf 
Gnmd  der  neuen  Beratungsart  und  auf  dem  Wege  des  durch  die  Gruppe 
eingeführten  Kompromißverfahrens  habe  die  Gewährung  der  Indemnität  und 
des  Kredits  zu  Handlungen  von  dauerndem  politischem  Wert  gemacht.  ^Es 
war  ein  guter  Anfang,  daß  die  Budgetberatung  in  einer  neuen  Form  vw^ 
genommen  wurde,  in  einer  Form,  welche  die  Stellung  der  Regierung  als  des 
die  Bewilligung  nachsuchenden,  des  Abgeordnetenhauses  als  des  die  Bewilli- 
gung gewährenden  Teils  vollkommen  klarstellte  und  bis  zu  Ende  durchführte, 
welche  zugleich  die  technischen  und  kalkulatorischen  Spezialitäten  in  den 
Hintergrund  drängte  gegenüber  einer  frischen,  lebensvollen  Debatte  über  die 
mancherlei  Beschwerden  des  Landes,  über  die  Prinzipien  in  Verwaltung  und 
Besteuerung.     Zum  ersten  Male  in  unserm  Verfassungsleben  ist  das  Budget 

*)  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  die  sogleich  zitierten  Leiter  samt- 
lich von  Michaelis  geschrieben  sind. 


I 


I 
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Beiner  Natur  gemäß  behandelt^  zum  «ersten  Male  hat  das  Budgfet  »kh  in  seinen 
einzeloen  Teilen  in  logischer  Folge  vor  dün  Augen  de«  ganzen  Vülkea  geataltet," 

Der  Antrag  Mieliaelis  wurde  am  13.  November  auf  der 
SteUe  angenommen  und  mit  Erfolg  erprobt.  Damit  hatte  die 
Gruppe  auch  in  dieser  Richtung  einen  wichtigen  Schritt  Tor- 
warts getan  *}.  Vorsehläge  auf  Änderungen  in  der  Zusammeu- 
setzimg  der  Ausschüsse,  der  Gestaltung  der  Rednerliste,  des 
Verfahrens  bei  der  Abstimmung  bereitete  sie  vor*).  Hand  in 
Hand  damit  ging,  daß  sie  es  für  ihre  eigene  Taktik  als  nötig 
erkannte,  die  Gelegenheiten^  wo  nicht  bestimmte  Vorlagen  zum 
Beschlüsse  standen,  sondern  die  Parteien  nur  ihre  Grundsätze 
entwickelten  und  Reformen  anregten,  einzuschränken.  Sie  nahm 
Abstand  davon,  jederzeit  wieder  das  ganze  liberale  Programm 
vor  den  Wählern  und  der  Regierung  aufzurollen.  Es  schien 
ihr  richtiger,  nach  dem  Beispiele  der  englischen  Parteien  jeweils 
nur  die  Parteixiele,  die  besondere  praktische  Bedeutung  oder 
gute  Aussicht  hatten,  agitatorisch  zu  vertreten  %  So  stellte  sie 
jetzt  im  Dienste  des  politischen  Plans,  den  sie  verfolgte,  die 
Kritik  der  inneren  Verw^altung  und  der  Justiz  voran.  Em 
feuriger  Glaube  an  den  Einfluß  eines  gut  organisierten  Parla> 
ments  im  Staate,  aber  auch  au  seinen  Wert  für  den  Staat 
lebte  in  der  Gnippe  auf. 

^Dbb  ist  ja",  verkimdcte  sie*)^  t,die  ungeheure  Kräfte  welche  die  Exe- 
kutive aus  der  pBrIamentarifichen  MitwirkuDg  einer  mit  vollen  Hechten  aus- 
gerÜBtetea  Volksvertretung  saagt,  daß  die  vom  Volke  selbst  gewählten  Ver- 
treier  die  Mitverantwortimg  für  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  und  für  die 
Mittd,  welche  die  Staatsgewalt  in  Anjpruch  nimmt,  dem  Volke  gegenüber 
tragen,  daß  die  Volkavertretung  mit  ilirem  YertrauenBinaiidate  die  Exekutive 
gegen  die  Bevölkenmg  deckt  und  die  Führung  der  Staatsgeftchäfte  durch 
Mitühemahme  der  VeraütwortLichkeit  erleichtert*  .  .  ♦  .  Wu  parlameutari* 
acbe  Rechte  bestehen  und  geachtet  werden,  da  liegt  in  der  gem  eins  amen 
VömatwortUchkeit  gegenüber  dem  Volke  der  Boden  gemeinachaftlichea^ 
atö tuenden  and  sichernden  Zusammenwirkens  zwischen  Exekutive  und  Volks- 
vertretung, und  ein  tolcbee  Zusammenwirken  ist  oben  das  regebniÜJige  Ver- 
faasungskben.  In  unserer  Zeit  kann  die  bloße  Gewalt  ticb  auf  die  Dauer 
nicht  auf  sich  selbst  steifen,  sie  muß  die  Gnmdlage  ihres  Bestandes  in  der 
rberzeugimg  von  ihrer  Notwendigkeit  suchen.  Diese  ati  sehaÄen  und  auf- 
recht EU  erbalten,  ii^t,  vom  Standpunkte  der  Exekutive  aus  angesehen,  die 
Aufgabe  des  Parlaments/ 


^)  Twesten  drückt  seine  Genugtuung  darüber  in  einem  Brief  an  Lipke 
23.  November  aus,  D*  E.  IV  2.  Bd.  (IBm)^  15.  Äußerungen  des  Beifalls  in 
der  Y-  Z,  16*  November  Leiter  und  KreuMeitnng  lö.  November  Leiter* 

»)  N,  Z.  12.  Januar  1867. 

*)  Vgl,  dazu  F,  Möller,  Zu  den  Wahlen  (1870),  9, 

*)  N.  Z.  5.  Januar  1867. 
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Die   Gnipi)e   eröffnete   ihre   regelmäßige    und   einheitliche 
Wirksamkeit  im  Landtag  mit  dem  November.    Sie  tat  es,  wie 
Lasker  treffend  hervorgehoben  hat  %  ,,miter  einer  gewissen,  auch 
fein  nüanzierten  Differenz  in  den  Anschaumigen  ihrer  begrün- 
denden Mitglieder,  die  jedoch  bei  der  Intimität  unter  den  Per- 
sonen, dem  Enthusiasmus  für  die  gemeinsam  anerkannten  Auf- 
gaben, dem  allseitig  guten  Willen'*  und  —  so  dürfen  wir  hiniu- 
fügen  —  durch  das  Emporstreben  lebendiger  und  starker  poli- 
tischer Gedanken  in  ihrem  Geiste  „sich  bis  zur  Aktionsfähigkeit 
ausglich*'.     Die   Anfänge  dieser  Gedankenentwicklung  reichten 
noch  in  die  Zeit  vor  den  Ereignissen  des  Sommers  1866  zurück 
und  waren  mit  der  Tätigkeit  MichaeUs,  Twestens,  Forckenbecks 
und  Laskers  in  der  Fortschrittspartei  verknüpft,  gleichsam  aus 
ihr  aufgekeimt.      Die   Führer  der   Gruppe   scheinen    sich  der 
Hoffnung   hingegeben    zu   haben,    daß    dieser  Zusanmienhang 
ihre  alten  Parteigenossen  anziehen  würde,  und  versuchten  deshalb, 
sie   sogleich    beim   Wiederbeginn    des  Landtags   zur  Billigung 
ihrer  „Erklärung''  vom  September  zu  bewegen  *).   Auch  glaubten 
sie  der  Einigung  vorgearbeitet  zu  haben ;  denn  sie  hatten  am  24.  Ok- 
tober, kurz  vor  der  Rückkehr  ihrer  Parteifreunde  nach  Berlin, 
die  „Erklärung"  durch  die  Presse  der  öffentlichen  Meimmg  der 
Partei    unterbreitet')    und   bei   der   Ersatzwahl   im   1.  Berliner 
Wahlkreis  Liberale  ihrer  Richtung  mit  Erfolg  als  Kandidaten 
vorgeschlagen,    um    eine    Kundgebung   der   Wähler    zu   ihren 
Gunsten  hervorzurufen      Am  12.  November,  an  dem  Tage,  da 
der  Landtag  wieder  zusammentrat,   beteiligten  sie   sich  an  der 
Bildung  eines  Zentralwahlkomitees  der  liberalen  Partei  Preußens 
für  die  Wahlen  zum  Norddeutschen  Reichstag  und  unterzeichneten 
dessen  Aufruf  mit*).     Aber  sogleich  in  der  ersten  Fraktions- 
sitzung am  13.  November  mußten  sie  einsehen,  daß  die  Mehr- 
heit   der   liberalen  Abgeordneten  ihre  Leitung  nicht   annahm. 
Sie  vertagten  ihren  Einigungsplan  darauf,  ohne  ihn  aufzugeben, 

V)  Cabn  I,  47. 

')  Kreuzzeitung  17.  November. 

')  Einige  Notizen  dazu  auf  Grund  von  Nachrichten  der  Provinzprease 
Kreuzzeitung  24.  und  25.  Oktober,  wonach  es  sich  um  ein  Progframm  zur 
Bildung  einer  neuen  Partei  handele!  Dem  widersprechen  die  einleitenden 
Worte  der  N.  Z.  24.  Oktober  durchaus,  entspricht  aber  die  Aufforderung  der 
N.  Z.  25.  Oktober.  Ich  he])e  das  hervor,  weil  auch  da  das  Drängen  eines 
Teiles  der  Grupj)e  auf  endgültige  Spaltung  der  Fortschrittspartei  sichtbar  wird. 

*)  Ein  Bruchstück  des  Aufrufs  zuletzt  gedruckt  von  Salomon  I,  69  f.; 
der  Aufruf  vollständig  mit  den  Unterschriften  bei  Parisios,  Deatschlands 
politische  Parteien  I,  81  f.,  auch  N.  Z.  20.  November  1866  Morgenblatt. 
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7^*h  olme  aus  dem  Zentralwalilkoraitee  auszuscheiden.  Hatten 
^^  sich  abermals  eine  Session  hindurch  bewährt,  so  mochten 
^^  die  Liberalen  dann  wieder  im  Reidistag  und  bei 
^^  Organisationsgesetzgebung  für  die  neuen  Provinzen  zu- 
%ßimenfinden  *),  Töricht  in  sieh  war  ihre  Ho&imig  nicht, 
tliid  doch  sollte  sie  unerfüllt  bleiben!  Prüft  man  nämlich  die 
Aussichten,  die  sich  die  Gruppe  auf  dauernden  politischen 
Erfolg  machte,  so  kann  man  schon  auf  der  unvollkommenen 
Stufe  parteimäßiger  Entwicklung,  die  sie  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1866  erreichte,  wahrnehmen,  wovon  Glück  oder  Unglück 
ihres  hochgesinnten  Versuchs  abhing.  Nicht  einzig  und  allein 
auf  ihre  Klugheit  und  ihr  Geacliick  kam  es  an^  —  die  Staats- 
anschauung,  durch  die  ihr  politisches  Denken  in  Gährung  geraten 
WBT,  mußte  sieh  auch  der  preußischen  Regierung  mitteilen: 
wie  diese  Liberalen  das  Wesen  der  hohenzollerischen  Staats- 
macht tiefer  zn  begreifen  strebten,  so  mußte  sich  das  konservative 
Ministerium  ebenso  ernsthaft  ehie  würdigere,  ideellere  Schätzung 
des  parlamentarischen  Wesens  zu  eigen  macheu.  Bamberger 
hat  dreizehn  Jahre  später  in  einer  Flugschrift*)  nachweisen 
wollen,  daß  das  kennzeichnende  Merkmal  der  nationalliheralen 
Parteibildung  geradezu  in  dem  Gedanken  zu  finden  wäre,  Re- 
gierung und  führende  Parlamentspartei  würden  sich  in  Zukunft 
gegenseitig  tragen.  So  ist  es  doch  wohl  in  der  Tat!  Die 
Führer  der  kleinen  Gruppe  trauten  sich  zu,  daß  sie  die  Regie- 
rung in  den  Bann  ilirer  frisch  sich  entfaltenden  Staate - 
anschanung  zu  reißen  vermöchten,  wenn  sie  nicht  aus  freien 
Stücken  ilmen  folgte.  Diesen  Glauben  bestritt  die  Mehrzahl 
der  anderen  Führer  der  Fortschrittspartei  und  des  linken  Zen- 
trums; sie  sahen  in  ihm  eine  Verkennung  des  unveränderlichen 
Charakters  der  akpreußischen  Staataverfassung.  Darüber  vor 
allem  schieden  sich  die  Gemüter. 

Von  der  Mehrheit  der  Partei  im  Stich  gelassen,  hatte  die  Gruppe 
kaum  noch  eine  andere  Wahl,  als  eine  selbständige  Fraktion 
zu  bilden.    Am  16.  November  tat  sie  den  Schritt^)  und  wählte 


')  Fiir  di&ie  Hoff dqd gen  vgl  N.  2.  10.  Juli  1867. 

*)  DieSezestion  (wietler  abgedruckt  in  den  „Geaammelteti  Söhriften"  Ül); 
dort  heißt  die  präg-üanteate  Stelle  auf  S.  55:  „Die  Existenz  der  üational- 
liberalen  Partei  beruhte»  wie  ihre  Entstehung  ivusweiat,  nit-ht  bloß  auf  der 
Vertretung  einer  bestimmten  politischeu  Überzeugung,  sondern  auch  auf  einem 
beBtimtnteR»  mit  dieser  Überzeugung  harmoniereuden  Verhältnis  zur  Regienmg*** 

*)  N.  Z,  15.  Novemlier  Morgenhiatt  meldet  den  Beginn  der  Beipre- 
chimfesif  sowie  daß  Lüning  and  von  Hetinig  aue  der  Forl»chritt»part€i  aui- 
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den  Namen  der  ,, Neuen  Fraktion  der  nationalen  Partei".  Aller- 
dings drückte  sie  zugleich  mit  der  Anzeige  von  ihrem  Entstehen 
den  hberalen  Fraktionen  ihren  Wunsch  aus,  auch  in  Zukunft 
mit  ihnen  zusammenzustehen.  Aber  ihr  Name  wies  nach  einer 
anderen  Richtung.  Man  brauchte  einen  Rückhalt.  Da  man 
ihn  nicht  bei  den  preußischen  Liberalen  fand,  wo  ihn  Äßchaeüs 
und  Twesten  gesucht  hatten,  so  gab  man  den  Elementen  in 
der  Gruppe  nach,  die  wie  LÄsker  und  Unruh  zu  der  „nationalen 
Partei"  der  mitteldeutschen  Liberalen  drängten.  Gleich  einem 
Flaggzeichen  grüßte  der  Name  die  Mitteldeutschen,  um  die 
Verschmelzung  mit  ihnen  im  Reichstag  zu  erleichtem.  Die 
innerUche,  grundsätzliche  Auseinandersetzung  der  Gruppe  mit 
der  Fortschrittspartei  war  beendigt,  wenn  sie  auch  bis  ziun 
Sommer  nächsten  Jahres  noch  wiederholt  aufgenommen  wurde 
und  obwohl  erst  dann  die  klare  und  dauernde  Scheidung  der 
bisherigen  liberalen  Gesamtpartei  Preußens  in  eine  national- 
Uberale  und  eine  Fortschrittspartei  erfolgte.  Die  Auseinander- 
setzimg mit  den  mitteldeutschen  Liberalen  nahm  ihren  Anfang. 

Nachschrift:  Durch  ein  mir  von  Herrn  Geh.  Legations- 
rat z.  D.  Dr.  Cahn  gütigst  überlassenes  Verzeichnis  der  Beiträge, 
die  Lasker  1866  und  1867  in  die  „Nationalzeitung"  Heferte, 
bin  ich  in  Stand  gesetzt,  die  im  Paragraphen  7  mutmaßlich 
mit  Lasker  in  Verbindung  gebrachten,  wichtigen  Leiter  Tom 
28.  und  29.  September,  sowie  vom  24.  Oktober  nunmehr  Lasker 
bestimmt  zuzuweisen.  Auch  die  ebenfalls  benutzten  Leiter  des 
Blattes  vom  17.  und  31.  August,  20.  September  und  29.  De- 
zember hat  Lasker  geschrieben. 

jfetreten  seien.  —  Die  offizielle  Mitteilung  in  der  N.  Z.  17.  November  1866 
Morgenblatt,  zuletzt  abgedruckt  Salomon  I,  77.  —  In  der  Kreuzzeitong  20.  No- 
vember findet  sich  die  Nachricht,  daß  die  neue  Fraktion  in  ihre  Geschäft»- 
ordnung  die  Bestimmung  aufgenommen  habe,  daß  zwei  Dritteile  der  Fraktion 
das  letzte  Dritt^iil  verpflichten  könnten.  —  Zahl  und  Namen  der  Abgeordneten, 
die  beitraten,  finden  sich  bei  Parisius  11  2,  121;  Forckenbeck  trat  als  Präsident 
des  Hauses  nicht  bei  und  scheint  auch,  nach  Rickerts  Rede  in  Danzig  19.  De- 
zem]>er  1866,  N.  Z.  27.  Dezember,  Wert  darauf  gelegt  zu  haben^  ihr  nicht 
ausdrücklich  zugezählt  zu  werden.  —  Die  Konstituierung  der  Fraktion  erfolgte 
sicher  erst  jetzt  und  nicht,  wie  Lasker  bei  Cahn  L,  45  behauptet,  schon  im 
September,  so  wenig  wie  nach  Unruhs  Angabe  im  August. 


Die  Bedeutung  des  Militärkirchenwesens  für  das 
Verhältnis  von  Staat  und  Kirclie 

Von  Dr  Johannes  Niedner 

Das   Militärkirchen wesen    fülirt   ein   in   weiteren  Kreisen 
renig  beachtetes  Dasein  und  als  es  in  den  Jahren  1902  nnd 

1903  für  das  preußische  Heereskontingent  und  die  Marine  in 
drei   uoif angreichen   Kodifikationen,    einer   evangelischen   und 
Heiner  katholischen  mihtürkirchlichen  Dienstordnung  und  einer 
■Marine-Kirchenorduungj  neu  geregelt  wurde,   hat  man  in  der 
Wuffentliehkeit  kaum    davon   Notiz    genoninien.     Allerdings    er- 
scheint  diese   Regelung   nur   in   der   Form   einfacher   Dienst- 
ordnungen, die  anscheinend  kein  neues  Recht  schaffen ^  sondern 
I     im   wesentlichen  niu*  die  hisherige  Rechtslage  fixieren  wollen. 
Hj^ber  auch  als  solcher  kommt  ihr  deshalb  eine  erhöhte  Bedeutung 
^Hl^    weil   die  Rechtsverhältnisse   auf    diesem    Gebiet   auch   in 
Hmientlichen   Punkten    nicht   aus   klaren   geseta^licben    Bestim- 
mungen ersichtlich,    sondern,   im  Wege  der  Verwaltungspraxia 
geschaffen,  für  den  Außenstehenden  zum  Teil  überhaupt  nicht 
erkennbar    sind;    jene    Ordnungen    werden    daher    scliheßhch 
rechtserzeugend  ^Trken,  auch  soweit  ihnen  unmittelbar  wirkende 
^Gesetzeskraft  abzusprechen  ist.     Jedenfalls  steigt  uns  ihr  Erlaß, 
|baß  wir  es  hier  nicht  mit  einer  absterbenden  Einrichtung  zu 
tun  haben,   sondern  daß   man  gewillt  ist,   das   Militlirkirchen' 
wesen   in   der   so   fixierten   Sonderart   einstweilen   aufrecht  zu 
erhalten.      In    dieser   Sonderart    haben    die    militärkirchhchen 
Einrichtungen  aber  ein  über  ihren  näehsteti  Zweck  weit  hinaus- 
gehendes Interesse.  Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  Grundlage 
der  Organisation,  das  geistliche  Amt,  zeigt  deren  Eigentümhchkeit. 
Wir  haben  im  preußischen  Heereskontingent  wie  in  der  Marine 
festangestellte  MiUtärgeisthche:  Beim  Heer  einen  evangelischen 
und  einen  katholischen  Feld  pro  pst,  unter  diesen  Mihtär- Ober- 
pfarrer, evangelische  für  jedes,   kathohsche  für  einige  Armee- 
korps,   tmter    diesen    wieder    Divisions-    imd    Garnisonpfarrer 


ßowie  Kadettyenpfarrer  und  Pfarrer  sonstiger  militärischer  Art 
stalten ;  entsprechend  bei  der  Marine  einen  evangelischen  Marme- 
propst,  unter  ihm  sogen,  obere  Marinepfarrer,  unter  diesen 
Marinepfarrer.  Die  kathoUschen  Marinepfarrer  ressortieren  vom 
kathoUschen  Feldpropßtj  wie  übrigens  auch  das  Amt  des  Marine* 
propstes  bisher  vom  evangelischen  Feld  propst  wahrgenoramei 
ist.  Alle  diese  Gei.^tlichen  sind  Militärbeamte  und  zugleich 
GeistUcIie  der  Landeskirchen,  zu  denen  ihre  Militai^emeiuden 
gehören*  Danach  kommt  für  sie  ein  yierfaehes  Ressortverhältui« 
in  Betracht.  Ais  Militärbeamte  stehen  sie  zunächst  unter  dem 
preußischen  Kriegsminister  bzw.  dem  Reichsmarineamt  und  femer 
—  mit  Ausnahme  der  Pröpste  ^  auch  unter  den  militärischen 
Kommandeuren  (kommandierenden  Generälen,  Divisionskomman* 
deuren  usf.  bzw.  Stationschefs  usf.).  Die  Feldpröpste  ihrerseits 
unterstehen  wieder  dem  preußip  ^  Kultusminister.  Endlich 
sind  die  MilitärgeisÜicben  noch  unuuttelbar  abhängig  von  den 
beeonderen  Behörden  der  selbständig  organisierten  Kirchen,  ra 
denen  sie  gehören.  Die  kathoUschen  Geistlichen  ressortieren 
durch  den  Feldpropst,  der  bischöfliche  Stellung  hat,  vom  Papst, 
Für  die  evangelischen  Geistlichen  ist  diese  Unterordnung  für  die 
einzelnen  Bundesstaaten  und  inne  -*--j  Preußens  auch  für  die 
alten  und  neuen  Provinzen  verschieden  gestaltet;  in  der  Regel 
kommen  die  Konsistorialbehörden  der  einzelnen  Landeskirchen 
ab  Aufsichtsbehörden  in  Betracht,  in  den  neuen  Provinzen  sind 
aber  deren  Funktionen  auch  dem  Feldpropst  unter  dem  Kultus- 
minister übertragen,  wie  der  Feldpropst  auch  sonst  eine  Reihe 
Sonderkompetenzen  auf  rein  geistlichem  Gebiet  in  Konkurrem 
mit  den  landeskirchlichen  Behörden  hat. 

Charakteristisch  bei  dieser  Organisation  ist  die  enge  Ver- 
schmelzung der  staatlichen  und  kirchlichen  Verwaltung;  die  sich 
hier  nicht  als  ein  Produkt  historischer  Entwicklung,  sondern 
aus  der  Eigenart  der  in  Betracht  kommenden  Funktionen  ergibt- 
Militärseelsorge  ist  ohne  mitwirkeude  Betätigung  des  Staates 
praktisch  nicht  durchführbar.  Das  wird  jedem,  der  einmal  iö 
den  militärischen  Betrieb  hineingesehen  hat,  einleuchten  Die 
Soldaten  müssen  auch  im  Frieden  ihr  Leben  im  w^esentlichen 
geschlossen  in  der  Kaserne  zubringen  und  im  Kriege  darf  ihr 
Verband  überhaupt  nie  gelöst  werden.  Eine  geistliche  ^"ei- 
Borgung  ist  also  nur  mögUch,  wenn  die  Geistlichen  ihre  Wirk- 
samkeit innerhalb  dieses  Verbandes  entfalten  können.  Das  ist 
aber  wieder  nicht  möglich,  wenn  sie  nicht  in  die  Heeres- 
verwaltung eingegliedert  werden.    In  den  Kasernen  und  jed^ 
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alls  im  Kriegsverband  muß  nicht  nur  jede  Tätigkeit  von  ein- 
eitlicher  Konmiaudogewalt  dirigiert  sein,  es  dürfen  auch  nur 
Ich«  Personen  zugelassen  werden,  die  in  dem  besonderen 
U'  mid  Disziplinarverhältniß  stehen,  welches  den  mihtänsehen 
[Verband  zusammenhält.  Die  Erkenntnis  dieser  Notwendigkeit 
iliat  offenbar  auch  die  Reiehsverwaltung^  die  es  sonst  mit  der 
größten  Bestimmtheit  aus  Prinzip  ablehnt,  von  sich  aus  kirch- 
liche Einrichtungen  zn  treffen,  dazu  geführt,  hier  eine  Aus- 
ahme zu  machen. 

So  erscheint  die  Einrichtung  des  Militärkirchenwesens  von 
Bedeutung  für  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche.  Sie  darf 
bei  der  Würdigung  des  Verhältnisses  der  Staaten  zu  den  Kirchen 
in  Deutschland,  welclies  unter  klare  Gesichtspunkte  zu  bringen 
immer  noch  nicht  recht  geUngen  wiU,  nicht  unbeachtet  bleiben. 
Aber  sie  interessiert  n'  '  ^^inr  für  die  Feststellung  der  gegen- 
wärtigen Rechtslage,  die  Betrachtung  dieser  Einrichtung,  be* 
sonders  in  der  tjT>ischen  Ausprägung,  die  sie  in  Preußen  er- 
halten hat,  ist  auch  von  allgemeinerem  Interesse  für  die  ndssen- 
schaftliche  Politik  insofern,  als  durch  sie  politische  Grundsätze, 
die  man  über  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  aufgestellt 

hat,  zum  Teil  eine  eige. :^e  Beleuchtung  erhalten.   Wir  sehen, 

daO  man  auf  dem  Gebiete' de^  MilitÄrkirchenwesens  vielfach  die 
Konsequenzen  sonst  angenommener  Grundsätze  nicht  durch- 
zufüliren  vermochte,  wie  ja  überhaupt  die  durch  praktische 
Bedürfnisse  bedingte  Vielgestaltigkeit  des  Lebens  der  restlosen 
Kat-egorisierung  nach  Prinzipien  spottet. 

Als  einer  der  obersten  Grundsätze,  die  für  die  Regelung 
des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  aufgestellt  werden,  gilt 
der  der  Parität.  Nicht  nur  erscheint  er  heute  als  die  unverrück- 
bare Grundlage  für  das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  beiden 
großen  christliehen  Kirchen,  es  wird  auch  seit  der  Mitte  des 
letztvergangenen  Jalirlumderts  immer  entschiedener  an  den 
modernen  Staat  die  Forderung  gestellt,  daß  er  sich  allen  Re- 
ligionsgesellsehafteu  gegenüber  paritätisch  verhalte,  soweit  er 
also  überhaupt  die  Religion  fördern  und  ilu:  einen  Einfluß  auf  das 
Staataleben  einräumen  wolle,  diese  Fördermig  gleichmäßig  allen 
sniteil  werden  lasse.  De  lege  lata  stehen  die  deutschen  Staaten 
zumeist  noch  nicht  auf  diesem  Standpunkt.  Artikel  14  der 
Preußischen  Verfassung  bestimmt  z  B.  noch:  „die  christUche 
Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  Staats,  Tvelche  mit 
der  Religionsübung  im  Zusammenhange  stehen,  unbeschadet  der 
in  Artikel  12  gewährten  Religionsfreilieit,  zum  Grunde  gelegt''; 


Z«4tsclirift  fOr  Politik, 


31 


474  Niedner,  Die  Bedeutong  des  MilitäridrchenwesoiB. 


aber  die  Forderung  wird  de  lege  ferenda  auch  hier  erhoben. 
Nun  ist  es  ohne  weiteres  klar,  daß  dieser  Grundsatz  auf  dem 
Gebiet  des  Militärkirchenwesens  praktisch  ganz  undurchführbar 
ist.  Die  HeeresverwaUung  kann  unmögüch  Vertreter  aller  Kon- 
fessionen mit  ihren  verschiedenen  Denominationen  und  von 
derselben  Konfession  wieder  Vertreter  der  verschiedenen  Kirchen- 
bildungen gleichmäßig  zur  Seelsorge  in  ihrem  Verband  zulassen. 
Da  würden  bei  uns  in  Betracht  konmien:  römisch-kathoUsdie 
mid  altkatholische  Geistliche,  lutherische  und  reformierte,  Geist- 
liche der  größeren  Sekten  wie  ApostoHker,  Baptisten,  Menno- 
niten,  Rabbiner,  Buddliisten,  bei  hberalerer  Auffassung  auch 
wohl  noch  Vertreter  der  freirehgiösen  (Jemeinden;  und  von 
Luilieranem  z.  B.  wieder  landeskirchhche,  unierte,  Altlutheraner. 
Der  bloße  Gedanke  paritätischer  Behandlung  erschiene  hier 
absurd.  Die  Berücksichtigung  von  zwei  bis  drei  ReUgions- 
gemeinschaften  ist  das  Äußerste,  was  hier  praktisch  durch- 
führbar ist.  Nicht  Übelwollen  gegen  eine  Konfession  und 
Intolenmz  nötigen  hier  zur  Imparität.  Dem  Staat  mag  die 
Ausprägimg  einer  Konfession  noch  so  sympathisch  sein,  er 
mag  dringend  ilire  Verbreitung  wünschen,  die  praktische  Not- 
wendigkeit führt  dahin,  sie  unberücksichtigt  zu  lassen,  solange 
sie  eine  Minorität  darstellt.  Denn  uniforme  organisatorische 
Beziehungen,  wie  sie  besonders  auf  dem  hier  in  Frage  stehenden 
Gebiet  erforderhch  sind,  sind  nicht  mögUch  mit  einer  Unzahl 
verschiedener  Religionsgemeinschaften,  sondern  nur  mit  großen 
geschlossenen  Kirchenkörpem.  Diese  Erkenntnis,  die  sich  bei 
der  Betrachtung  des  Mihtärkirchenwesens  geradezu  aufdrängt, 
wird  uns  auch  auf  anderen  Grebieten  das  Verhalten  des  Staats 
religionsgesellschafthchen  Minoritäten  —  z.  B.  den  Altkatholiken, 
Altlutheranem,  Juden  —  gegenüber  in  anderem  Lichte  er- 
scheinen lassen,  als  es  bisweilen  aufgefaßt  wird;  denn  mehr 
oder  weniger  macht  sich  der  erwähnte  Gesichtspunkt  überall 
geltend,  wo  engere  organisatorische  Beziehungen  zwischen  staat- 
hchen  und  kirchlichen  Instanzen  notwendig  sind,  so  vor  allem 
auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens,  aber  auch  z.  B.  bei  der  ÄBt- 
sorge  für  die  Ausbildung  der  Geisthchen,  der  Regelung  per- 
sonenstandlicher Beziehungen  u.  a. 

Die  Nichtberücksichtigung  der  kleineren  Rehgionsgesell- 
schaften  bei  der  Organisation  fordert  nur  das  weitgehendste 
Entgegenkommen  der  Majorität  in  der  Richtung,  daß  ihren 
Mitgliedern,  soweit  es  irgend  gewünscht  wird,  der  Mitgebraueh 
der   für   die    Majorität  getroffenen    kirchhchen   Einrichtungen 
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r  wird.     Das  paßt  nim  aber  \deder  gar  nicht  zu  einem 
;  Grundsatz,  den  man  gerade   in  neuester  Zeit  in  den 
Forde  rgrund  rückt  und  der  gewöhnlich  mit  den  Worten  „schied- 
bIi- friedlich"  gekennzeichnet  mrd,  dem  Grundsatz,  daß,  um  ein 
Uiehes  Nebeneinanderleben  der  Yerschiedenen  Konfessions- 
Igchi'ingen  im  Staat  zu  ermöghchen,  tunlichst  alle  Burührungs- 
ikte  in  religiösen   Beziehungen   vermieden  werden  müßten, 
die  Konfessionsangehörigen  auch  im   sonstigen  Leben   tun- 
ehfit  getrennt  bleiben  sollten;  eine  PoUtik,  die   in  dem   Ein- 
Bteti     für   Konle*^sionsschulen    und    konfessionelle    Friedhöfe 
ch  denen  richtig  erscheint,   die  an  sich  nicht  konfessionell 
^    sind.     Die   Durchführung  dieses   Prinzips   ist   offen- 
.    !   in  der  Militärseelsorge  nicht  möglieh,     Sie  ist  selbst 
oieht  mögUch,  wenn  für  mehrere  Religionsgemeinschaften 
änderte  Organisationen  gescliaffen  werden,  ein  Auseinander- 
ien  der  Kameraden  bei  jeder  religiösen  Betätigung  ist  nicht 
lieh  und  selbst  ein  Zusammenwirken  der  Geistlichen   ver- 
<T  Konfessionen,  welches  in  neuerer  Zeit  .so  völlig  per- 
i  rt  wird,  ist  nicht  ganz  zu  vermeiden;  im  Felde  führt 
m  praktische  Bedürfnis  von  selbst  dalun,  daß  z.  B.  die  Hilfe 
&r  (leisthchen  auch  von  .^gehörigen  anderer  Konfessionen  in 
ispruch  genommen,  ja  angeboten  werden  muß. 

Die    Entwickelung   des    Militärkirehenwesens   in    Preußen 
luMtriert  alles  das.     Wir  sehen,  wie  hier  im  Mihtärstande  die 
_Eiiiheit   in   der   kirchlichen    Organisation    beibehalten    m^irde, 
3ch  naclidem  im  übrigen  längst  das  Prinzip  der  Toleranz  und 
&r  FaritfU  gegenüber  den  drei  Hauptkonfessionen  anerkannt 
Nicht   Intoleranz   gegen   die   Religion   selbst,    etwa   der 
1,  die  refonnierte  und  kathohsche  Konfession  möglichst 
Heer  fernzuhalten,  war  es  Ixier,  was  dazu  fiihrte,  bei  der 
richtung  des  MiUtärkirchenwesens   nur  die  lutherische  Re- 
;ion  aiugrunde  zu  legen.    Daß  man  den  katholischen  Soldaten 
Gottesdienst  an  sieh  niclit  verschränken  wollte,  zeigt  sieb 
rio,  daß  in  Berlin  kathohsche  Seelsorge  gerade  zuerst  bei  den 
mentem  gestattet  wurde.    Im  Jahre  1726  bestimmte  noch 
Kabinettaorder,    daß    „nach    Berlin    keine   Jesuiten    oder 
andere  katholische  Pfaffen  und  Münche  hereinkommen,  außer 
men   dreien,   so  bei  denen  Regimentern  gebraucht  werden'', 
Jn*l   der  refonnierten  Konfession  war   man   in   maßgebender 
»taUifi  gewiß  nicht  abgeneigt,  war  doch  der  oberste  Kriegsherr 
frlbtst    reformiert    und    die    reformierte    Religion    gleich     der 
ätherischen  Laudesreligion.    Seit  dem  Wöllnerscheu  Edikt  1789 
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war  sodann  auch  die  katholische  Religion  im  Staat  als  ^ich- 
berechtigt  mit   den    anderen   aufgenommen,  und    der  Gnmd-     . 
satz  der  Parität  auch  ihr  gegenüber  war   seit  den  Frahäts-  1. 
kriegen    befestigt.     Und    trotzdem    gab    es     für    den  Miütir-  1; 
stand    bis    zum  Jahre   1838   niu:    eine    einheitliche  kiichlid»  1 
Organisation,    bei    der   allein   das    lutherische    Bekenntnis  za-  ■! 
gründe    gelegt    war.      Nach    dem    Militärkonsistorialreglaneni  I 
des    toleranten    Friedrich    d.  Gr.   von    1750   gab   es  nur  eiM 
Militargemeinde,  zu  der  alle  Soldaten  mit  ihren  Angehörigen 
und  I^ienten  gehörten,  und  darin  müssen  „die  Taufen  ohne 
Unterschied  von  denen  lutherischen  Predigern  als  den  ordeiA- 
liehen    Feld-    und   Gamisonpredigem    verrichtet    werden,  die 
Eltern  mögen  reformiert,  lutherisch  oder  katholisch  sein",  und 
»^proklamiert  und  kopuliert  müssen  sowohl  lutherische  ab  re- 
fonnierte  und  katholische  Soldaten  von  dem  Feldprediger  des 
Regiments  oder  Bataillons  werden**;   „allen   Ernstes  wird  den 
ri>misch-katliolischen  Geistlichen   befohlen,    sich   alles  Trauens 
und  Taufens  bei  der  Garnison  gänzUch  zu  enthalten  und  wenn 
jemand  von  selbiger  sich  darum  bei  sie  meldet,  ihn  an  seinen 
ordentlichen    Regimentsprediger    zu    verweisen".       Selbst   in 
Si^hlesien,    wo   die   Bevölkerung   sogar   vorwiegend    katholisch 
war,  wurtlo  erst  1774  ausnahmsweise  gestattet,  daß  diese  Akte 
von  katholischen  Geistlichen  vorgenommen  wurden;  der  luthe- 
rische iieistliche  galt  aber  auch  dort  weiterhin  als  der  eigenl- 
lieh  zuständige,  an  ihn  mußten  die  Stolgebühren  für  jene  Akte 
ontriohtot  werden,  er  blieb  auch,  wenn  nichts  anderes  gewünsAt 
war,  weiter  dazu  verpflichtet,  bei  Andersgläubigen  zu  amtierwi. 
IVm  der  Neuordnung  des  Militärkirchenwesens  im  Jahre  1811 
blieb  OS,  obwohl  inz^nschen  auch  durch  das  Allgemeine  Land- 
itvht  andere  Grundsätze  angenommen  waren,  bei  der  Bestim- 
mung, daß  die  „Militärprediger  sämtüch  der  lutherischen  Kon- 
fession zugetan  sein*  müssen,  und  daß  sie  grundsätzlich  für  die 
Vornahme  der  Taufen  und  Trauungen  zuständig  sind;  nur  wird 
es  jetxt  für  das  ganze  Staatsgebiet  gestattet,  daß  sich  R€fo^ 
mierte  und  Katholiken  auf  ihre  Kosten  einen  Greistlichen  ihrer 
Konfession  holen  lassen  können.    Für  die  Kjriege  1813—1815 
wurden  dann  allerdings  auch  reformierte  und  katholische  Geist- 
liche  angenommen.     Sie   treten   aber   unter   den   lutherischen 
Feldpropst  als  ihren  Vorgesetzten,  unterstehen  ihm  in  diszipK- 
narer  Hinsicht,  er  hat  auf  iliren  Lebenswandel  zu  achten,  selbst 
ihren  Gottesdienst  zu   kontrollieren.     Noch  die  Militärkirchen- 
ordnung von  1832,  die  formell  bis  heute  noch  nicht  au^ehoben 
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beatimnit  wörtlieb:  ,,Die  Köufession  der  einzelnen  Individuen 
auf  dies^e  Parochialverhältnisse  ohne  Einfluß/'  und  „die  den 
liseh'katholischen  Mitgliedern  der  Militärgemeinden  zustellende 
ignis,  alle  sie  betreffenden  Handlungen  durch  einen  Geist- 
len   ihrer  Konfession  verrichten  zu   lassen,   Bchlicßt  die  Be- 
lis   und  Verpflidituug    des   evangelischen   Mihtärpredigers, 
dessen  Gemeinde  sie  gehören,  wenn  sie  es  wünschen  sollten, 
Handlung   vorausgesetzt,   daß   sie   zu   den  auch   in  der 
igelisclien  Kirche  vorkommenden  gehört,  nach  dem  Ritus 
1  zu  verrichten  nicht  aus'\    Eb  werden  Jetzt  erst  auch 
1  nsKeiten   katholische  Pfarrer  mit  der  Militäreeelsorge 
itlich   beauftragt,  und  sie  werden  noch,   freihch  unter  Kon- 
renz    des   Bischofs,    vom   evangelischen   Konsistorium   aus- 
välxlt  und  auch  von  diesem  geht  die  Initiative  zu  den  von 
len  vorzunehmenden  Bereisungen  aus.    Erst  im  Jahre  1838, 
chdem  inzwischen  Ja  auch  die  Spaltung  zwischen  der  luthe- 
^lien  und  refonnierten  Religion  durch  die  Union  in  der  Ver- 
Itnng  beaeitigt   und   dadurch   die   Einrichtung   paritätischer 
el&orge    für   Evangelische   imd   Katholiken   vereinfacht   war, 
dann  durch  feste  Anstellung  besonderer  katholischer  Militär- 
icher  das  ganze  Militiirkirchenwesen  auch  in  der  äußeren 
nisation  zw^eiteilig  ausgestaltet.     Für  die  nichtkatholischen 
iatlichen  Soldaten  gilt  de  lege  lata  auch  heute  noch,  daß  sie 
niilitiir'kirchlicher  Beziehimg  eine  Gemeinde  bilden,  mögen  sie 
I^indeskirche  angehören  oder  nicht.     Nur  ausnahmsweise 
aus   politischen   Gründen   einzelnen   Gruppen   gesonderte 
irchliche  Versorgung  verstattet. 

Daß  der  Grundsatz:  ,,Selüedlieh-f riedlich'*  im  Militärkirchen- 
nicht  durchzuführen  sei,  war  den  preußischen  Königen 
klar,  Sie  haben  hier  bewnißt  die  entgegengcBetzte  Politik 
icben.  ScIkju  seit  Anfang  des  IH.  Jahrliunderts  haben  sie 
imltaneeo  zwischen  Reformierten  und  Luthcriseben  angeordnet, 
id  scfion  ein  Menschenalter  vor  Einführung  der  Union  w^ird 
ir  huiierisehe  Feldprediger  dahin  instruiert:  ,,SoIlte  ein  Re- 
mierler  das  Abendmahl  verlangen  und  kein  Prediger  von 
XWT  Konfession  zugegen  sein,  so  könne  er  dasselbe  auch 
aem  solchen  naeh  den  Gebräuchen  der  reformierten  Kirche 
ichen*".  Im  weitesten  Umfange  w^urden  den  Katlioliken  im 
Jahrhundert  zur  Abhaltung  von  üottesdienaten  für  die 
Didaten,  soweit  solche  außerhall)  des  Ralmiens  der  oftiziellen 
iriclitntigen  mr^gltch  waren,  evangelische  Pfarrkirchen  bereit 
Iclk,    Friedrich    Wilhelm   IIL   ging   dann   bekanntlich   noch 
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weiter,  indem  er  1810  auch  für  evangelische  und  katholische 
Soldaten  gemeinsame  monatUche  Grottesdienste,  die  sogen. 
Kirchenparaden  anordnete.  Ausgesprochener  Zweck  derselben 
war,  daß  die  Soldaten  dadurch  nach  und  nach  daran  gewöhnt 
werden  sollten,  die  Vorurteile  in  Ansehung  der  Verschiedenheii 
der  ReUgion  abzulegen  und,  wie  sie  vereint  zusammen  leben 
und  streiten  müßten,  so  auch  im  Gottesdienst  sich  zu  ye^ 
binden.  Mit  zäher  Festigkeit  hielt  der  König  bis  an  sein 
Lebensende  an  dieser  bei  dem  damals  erstarkenden  konfe^o- 
nellen  Bewußtsein  ständig  angegriffenen  Einrichtung  fest,  indem 
er  immer  wieder  betonte,  daß  er  darin  keinen  Grewissenszwang 
sehen  könne.  Sind  auch  die  Kirchenparaden  gefallen,  so  hat 
doch  selbst  heute,  wo  der  Grundsatz  der  Trennung,  soweit 
gottesdienstUche  Akte  in  Frage  kommen,  als  allgemein  an- 
erkanntes Axiom  gilt,  im  Militärkirchenwesen  ganz  nicht 
darauf  verzichtet  werden  können,  auch  gemeinsame  gottes- 
dienstliche Akte  für  die  Angehörigen  beider  Konfessionen  vor- 
zusehen. Gremeinsame  Feldgottesdienste  sind  selbst  nach  den 
neuen  Kirchenordnungen  von  1902,  die  sonst  ersichtlich  gani 
unter  dem  Drucke  der  gegenwärtigen  auf  konfessioneDe 
Scheidung  gerichteten  Kirchenpolitik  entstanden  sind,  noch 
möglich  und  die  Morgenandachten  auf  den  Schiffen  sind, 
wenn  auch  kein  Zwang  zur  Teilnahme  auf  sie  ausgeübt  wird, 
grundsätzlich  auch  für  Andersgläubige  bestimmt.  Auch  be- 
stehen simultane  Kirchenvorstände. 

Eine  weitere  Bedeutung  gewinnt  das  Mihtärkirchenwesen 
für  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  des  Staats  zu  den  Kirchen 
femer  dadurch,  daß  die  Eigenart  des  Zusammenwirkens  staat- 
licher und  kirchlicher  Instanzen  auf  diesem  Grebiet  Konzessionen 
der  Kirchen  bedingt,  die  mit  wichtigen  Verfassungsgnmdsätzoi 
derselben  in  Widerspruch  zu  treten  scheinen.  Wenn  die  militfir- 
kirchliche  Organisation  im  ICriege  funktionieren  soll,  muß  sie, 
wie  gesagt,  in  die  Heeresorganisation  eingegliedert,  sich  dieser 
anpassen.  In  allen  miUtärischen  Beziehungen  ist  aber  Verwaltung 
durch  Einzelpersonen,  die  in  festgeregeltem  Subordinations- 
verhältnis und  in  letzter  Instanz  unter  einheithcher  persön- 
licher Spitze  stehen,  die  gegebene  Organisationsform.  Dem 
entspricht  die  gegenwärtige  Organisationsform  der  Militärgeist- 
liclikeit,  nach  welcher  die  Feldpröpste  die  unmittelbaren  Vor 
gesetzten  der  Militärpfarrer  in  allen  mihtärkirchlichen  Be- 
ziehungen sind. 
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^^^      Diese   OrganisatioDsform    stimmt   zunächst  wenig   zn  den 
1^^     \iüs  herrschenden  evangelischen  Verfassungsprinssipien.    Es 
^^^*  einer  der  prmzipiellsten  Proteste  der  Reformation,  der  sich 
^-  J^en   die   bischöfliche  Stellung  in   der  von   der  katholischen 
j|^"^*ehe  ausgebildeten  Sonderart  richtete.     Die  äußere  Leitung 
r--,^**  Kirche  durch  Einzelpersonen  sowohl  als  insbesondere  durch 
^^  ^istliche    allein    iiTirde    entschieden    zurückgewiesen    und    es 
l^*"Xirde    der   Grundsatz    aufgestellt,    daß    das    Kirehenregiment 
^^urch  kollegiale,   mit  Geisthchen   und  weltlichen  MitgHedem 
setzte  Kirchenbehörden'*  ausgeübt  werden  müsse.     In  dieser 
rormulierung  ist  er  z.  B.  in  der  preußischen  Generals}Tiodal- 
Pfdnung   als  Verfassungsgrundsatz   besonders   garantiert.     Der 
Teldpropst  aber  erseheint  wie  ein  Bischof:    ein  Geistlicher  als 
Itiliaber  der  äußeren  Leitungsgewalt  und  als  Einzelperson  fun- 
perend.     Man  hat  das  wohl  gefühlt  und  es  ist  das  Amt  des 
Peldpropstes,    welches   so   alt   ist   wie    das   stehende   Heer   in 
[Preußen,    zuzeiten    unterdrückt    gewesen.     Man   ist    aber  aus 
[praktischen  Rücksichten   wieder  darauf  zurückgekommen.    Im 
Jalire  1801)  hatte  man  das  Amt,  um  die  Mihtärgeistliehen   in 
igere   Bezieliung    zur   Landeskirche   zu    bringen,    wenigstens 
Frieden  aufgehoben.     Die  Erfahrungen  der  Freiheitskriege 
len  dazu,   es  in   der  Militärkirchenordnung  von   1832   als 
lauerndes  wieder  herzustellen.     Da  im  übrigen  diese  Kirchen- 
>rdnung,  die  die  gesetzhche  Grundlage  für  das  auch  jetzt  noch 
Igeltende  Recht  ist,  besonderen  Wert  auf  die  Verbindung  des 
[Mihtärkirchenwesens   mit   dem   Organismus   der   Landeskirche 
legte,    stellte   man    wenigst^ms    die    Militärgeistlichen    zugleich 
I      unter   die  Konsistorialbeliörden   und   ließ   vor  allem   in   deren 
^pHand  das  Recht  der  Berufung  der  Mihtärgeistliehen,   welches 
^^den    wichtigsten    Inhalt    der    kirchenregimentlichen    Befugnis 
ausmacht     Nach    dem    Kriege    1H66   glaubte   man   auch   das 
nicht  aufrecht  erhalten  zu  können  und  so  entschloß  man  sich 
trotz  der  Verfassungsbedenken,  die  hiergegen  sprechen  mußten, 
dazu,   dem  Feldpropst  auch  in  Friedenszeiten   das  Recht  aiur 
Berufung  sämtlicher   Mihtärgeistliehen   zu   geben.      Es  ist  be- 
deutsam,  daß  die  neue  Militärkirchenordnung  von   1902,   die 
»diese   Rechtslage   voraussetzt,    bei   den   süddeutschen   Kirchen 
auf  Widerstand  gestoßen  ist.     Hie  ist  nach  A^ereinbarung  mit 
der  Badischen  Landeskirche  und  der  Hessischen  Re^enmg  für 
diese  Gebiete  nur  mit  der  Maßgabe  in  Kraft  gesetzt,  daß  das 
Beset?.migsrecht  sowie  einige  weitere  kirchenregimentUche  Lei- 
tungsbefugnisse des  Feldpropstes  in  Fortfall  kommen. 
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Und   n«:<^h    in    einer    anderen    Beziehung   fügt  sich  jene 
dunih    die    nMwendige    Zentralisation    bedingte    Organisation 
?<:hle*--ht  in  die  Verfassung  der  deutschen  LÄudeskirchen  ein. 
Die    Selbständigkeit    der   einzelnen   Landeskirchen    unter  sich 
gil:    ai5  ein   wichtiüer  Verfassungsgrundsatz.      Damit  ist  eine 
Unterordnung  des    Feldpropstes    unter   kirchliche   Verwaltung 
unvereinbar.      Stilange    die    preußische    Heeresverwaltung  auf 
AUj-reußen  best-hränkt  war,  war  eine  solche  Eingüederung  noch 
möglich.     Nach  der  Mihtärkirchenordnung  von   1832  war  der    | 
Feldpr»:»f»st  Organ  des  Ministers  der  geistUchen  Angelegenheiten 
als  höchster  Behörde   des    landesherrUchen    Kirchenregimentß. 
Dieses    Rechtsverhältnis   gewann   schon   dadurch    eine   andere 
Bedeutmig.    daß   einerseits   die   neuen   Pro\inzen    hinzutraten, 
deren  Landeskirchen  nicht  mit  der  altpreußischen  Landeskirche 
vereinigt  wurden,  und  andererseits  die  Verwaltung  dieser  letz- 
teren   vom   Kultusministerium   gelöst  wurde.     Nun   hätte  der 
Feldpropst   in  ein   mehrfaches  L'nterordnungsverhältnis  treten 
müssen.     Um  das  zu  vermeiden,  hat  man  die  im  Jahre  1876 
für  die  iiheren  Provinzen  grundsätzlich  durchgeführte  Trennung 
der  kirchUchen  mid  staatUchen  Verwaltung  auf  diesem  Gebiet 
sistien.     In  Rücksicht  auf  das  Militärkirchen wesen  wurde  die 
begonnene  Auseinandersetzung  von  Staat   und    Kirche   aufge- 
halten.    Der  Minister  blieb  insoweit  für  die  alten  und  neuen 
Pn>vinzen  die  oberste  kirchenregimentliche  Instanz  und  als  solche 
Vorgesetzter  des  Feldpropstes. 

Das  hatte  indirekt  eine  weitere  bedeutsame  Folge.  Da  es 
nach  außen  hin  nicht  erkennbar  war,  daß  der  Kultusminister  hier 
als  kirohenregimenthohes  Organ  handelte,  so  blieb  es  auch  un- 
beanstandet, daß  er  diese  Stellung  bei  der  Erweiterung  des 
preußischen  Kontingents  beibehielt;  steht  doch  hier  die  ganze 
Heei^s Verwaltung  unter  einem  preußischen  Minister,  dem  Kriegs- 
minister, wenn  dessen  Amt  freiUch  schon  auf  dem  Wege  gewöhn- 
heitsrechtUcher  Umbildung  zum  Reichsamt  ist.  Dadurch  wird  die 
Stelhmg  des  Kultusministers  unvermerkt  einen  anderen  Cha- 
rakter erhahen.  Denn  da  er  für  das  Gebiet  der  anderen  Bundes- 
staaten keine  von  deren  Landeskirchen  abgeleitete  Befugnis  hat, 
so  wird  er  veranlaßt  sein,  die  mihtiirkirchlichen  Angelegenheiten 
überhaupt  weniger  von  dem  Gesichtspunkt  der  landeskirchlichen, 
als  vielmehr  der  rein  staatlichen  Interessen  zu  behandeln  und 
mit  der  Zeit  wird  er,  wie  das  Verhältnis  in  der  Praxis  vielleicht 
schon  jetzt  aufgefaßt  wird,  diese  Angelegenheiten  schließlich 
als  in  sein  staatliches  Ressort  fallend  ansehen,  auch  soweit  das 
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Gebiet  in  Frage  komnit.     Damit  hätten  wir  daDii 
icircbe,  die  vorläufig  allerdings  noch  \mter  Mitwirkung 
derten  Landeski  rcben  arbeitet. 
luch    den    Grundsätzen    der    katliolischen    Kirchen- 

ist  die  militiirkirchliche  Organisation  nicht  homogen. 
Qiche  Ver^-altungsart,  wie  sie  im  Feidpropst  als  Vor- 
und  Leiter  der  übrigen  MilitärgeistÜehen  erseheint, 
iings   für  sie  sehr  gut;    man   hat  den   katliolischen 

als  bald  als  Anneebischof  in  den  kirchlichen  Ge- 
smus  eingefügt^  und  die  Kirche  kotmte  das  um  so 
die  Unterordnung  desselben  unter  den  Papst  vom 
\  offiziell  nicht  beanstandet  wurde.  Hier  machen 
Jtte  Schwierigkeiten;  die  praktisch-notwendige  diszipli- 
<)rdnUDg  der  Militargeisthchkeit  unter  die  Heeresver- 
id  die  Abhängigkeit  von  der  Kommandogewalt  auch 
geistlichen  Funktionen.  Einmal  widerspricht  es  schon 
ch  dem  katholischen  Dogma,  daß  ein  Laie  in  einem 
berordnuugsverhältnis  zu  einem  Kleriker  steht,  was 
genwärtig  wieder  mit  größter  Schärfe  betont  ist. 
er  ist  es  das  Verhältnis  zum  Staat,  welches  hier  in 
e  rechthch  geordnet  werden  muß,  die  mit  dem  von 
ischen  Kirche  vertretenen  Prinzip  der  kirchHchen 
t  oder  wenigstens  Koordination  schwer  vereinbar  ist. 
mügt  auf  diesem  Gebiet  auch  nicht  die  Herstellung 
i^rinzip  nicht  anerkannten,  sondern  nur  tataächlich 
lodus  vivendi,  mit  dem  auf  anderen  Gebieten,  wo 
ind  kirchliche  Interessen  zusammentreffen,  die  Diffe- 
r  Regel  praktisch  ausgeglichen  wird,  es  muß  vielmehr 
lare  rechtliche  Fixierung  imd  entschiedene  Stellung- 
Irungen  werden.  Die  katholische  MiUtärgeistlichkeit 
in  der  Tat  eine  etwas  andere  Anschauung  betätigen, 
iie  katholische  Geisthchkeit  zu  vertreten  angewiesen 
wird  iln-  nun  dadurch  allerdings  erleichtert,  daß  sie 
h  geschlossene  GruiJjKs  darstellt,  die  eben  durch  ihre 

Organisation  von  der  unmittelbaren  Beeinflussung 
in  dem  ordentlichen  Diözesanverband  geübte  Praxis 
,t  ist.  Darin  liegt  nun  die  große  Bedeutung  des 
tien Wesens   für  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  des 

Kirche,  daß  liier  ein  praktisches  Zusammenarbeiten 

welches   auf   die   Dauer   kaum   ohne  Rückwirkung 
ischauungen  auch  in  der  Kirche  bleiben  kann.    Das 
immer  etwas   auf  die   Ansebauungen   ein.     Und 
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80  ^-ird   sich   in  der  katholischen   MilitärgeistUchkeit  nüt  4ii 
Zeit   vielleicht   auch   die   innere  Geneigtheit  finden,  ihre  An- 
schauungen   über   die    prinzipielle    Stellung   der   Kirche  xma 
Staat,  den  praktischen  Bedürfnissen  entsprechend,  die  sie  tä^ 
vor  Augen   haben,   in  etwas  zu  modifizieren.    Das  war  aucb 
der   politische   Gesichtspunkt,    unt^r   dem    seinerzeit  FriedriA 
Wilhelm  III.  schheßlich  das  von  ihm  solange  verteidigte  Prinap 
der    konfessionellen   Einheit  des   Militärkirchenwesens  aufgab. 
Durch  Anstellung  kathoUscher  Militärpfarrer  im  Hauptamt  hdBe 
er  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  die  sich  aus  dem  Wido- 
stand   der   kathohschen   Kirche   gegen   die    staatlichen  Anorf- 
nungen  auf  dem  Gebiete  der  Ehegesetzgebung  ergaben,  indem 
er  annahm,  daß  in  den  Heeres  verband  als  Beamte  eingegliederte 
Geistliche  sich  den  Staatsgesetzen  nicht  entgegensetzen  würden 
und  überhaupt  in   einer  die  Versöhnung  des  (xegensatzes  lur 
evangelischen  Regierung  fördernden  Weise  wirken  würden.  Die 
Zeit  des  Bestehens  einer  in  sich  abgeschlossenen  Organisatioo 
der  kathohschen   MiUtärseelsorge   ist  noch  zu  kurz,   um  Wu- 
kungen    nach    dieser  Richtimg  hin   erwarten   zu   können.    Eb 
sind    zwar,   wie   mitgeteilt,   seit    1838   kathoUsche   MiUtärgdst- 
liclie  auch  im  Frieden  fest  angestellt;  in  sich  abgeschlossen, 
d.  h.    aus    dem    bischöflichen   Diözesan verband    gelöst  wurde 
diese  Organisation  aber  erst  durch  die  Begründimg  der  katho- 
lischen Feldpropstei,  die  definitiv  im  Jahre  1868  erfolgte.  Die 
Kulturkampfzeit  stellte  die  Einrichtung  dann  gleich  auf  eine 
zu  harte  Probe.     Es   kam  alsbald  zu  dem  Konflikt  mit  dem 
Feldpropst  Namczanowski,   der  zu  dessen  Absetzung  und  nff 
Aufhebung  der  Feldpropstei  führte,   und  erst  seit   1888,  dem 
Jahre  der  Neuerrichtung  des  Amtes,  bildet  sonach  die  MiKtir 
geistUchkeit  wieder  eine  in  sich  abgeschlossene  Gruppe.  ErföBt 
sich  die  Errvartung,  daß   in  diesem  Kreise  ein  in  allen  Lagen 
staatstreu   denkender   Stamm   von   Geisthchen   sich   bildet,  so 
kann  das  natürlich,  da  die  Gesamtkirche  diese  Fimktionen  in 
der  Hand  zu  behalten  das  größte  Interesse  hat,   eine  bedeotr 
same  Rück\sirkung  auf  ihr  Verhältnis  zum  Staat  in  der  Richtung 
haben,   daß   sie   auch  auf  anderen  Gebieten  einem  dauernde 
Zusammenwirken  in  einer  nach  modernen  Staatsprinzipien  ge- 
regelten Organisation  weniger  Schwierigkeiten  bereitet. 

Glauben  die  zurzeit  bestehenden  organisierten  Kirchen  die 
erwähnten  Konzessionen  nicht  machen  zu  können,  dann  ist 
eine  MiUtärseelsorge,  an  der  sie  beteiligt  sind,  überhaupt  nicht 
mögUch.     Diese  Feststellung  läßt  aber  ein   weiteres  Problem 


besonderer  BeleuclituDg  erscheinen,  welches  gerade  gegen- 
ig  wieder  viel  erörtert  wird*  Immer  dringender  wird  von 
versehiedensten  Seiten,  von  staatlicher  wie  kirchlicher,  von 
orthodoxer  wie  liberaler  Seite  gefordert  Trennung  von 
.  ^Lüd  Kirche,  als  diejenige  Lösung  des  Problems  des  Ver- 
Itnisse-s  von  Staat  und  Kirche,  die  allein  mit  der  modernen 
LusgeBtftltmig  unseres  Staatslebens  verträglich  sei.  Sieht  man 
jedenfalls  damit  alle  die  Schwierigkeiten  behoben,  die 
einem  organisierten  Zusammenwirken  entstehen,  vor  allem 
Ue  notwendige  Imparität  und  die  Forderung  der  Anpassung 
äer  Kirclien-  Freilich  wird  dabei  —  was  immer  wieder  uu- 
ächiet  bleibt  —  der  Begriff  der  Trennung  in  sehr  ver- 
iedenem  Sinne  gefaßt.  Zunächst  muO  man  sich  darüber 
werden,  ob  man  damit  lediglich  den  Vorgang  der  Lösung 
er  organisatf»ri sehen  Beziehungen,  die  für  das  Zusammen* 
rirken  auf  den  verschiedensten  Gebieten  gegeben  sind,  be- 
liehnen will  oder  den  Zustand  des  Verliältnisses  von  Kirche 
itid  Staut,  der  nach  dieser  Lösung  rechtlich  7ai  fixieren  sein  ivird. 
Tod  dann  schwebt  auch  wieder  durchaus  nicht  derselbe  Zustand 
ienjenigen  vor,  die  für  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
feintreten.  Etwas  ganz  Verschiedenes  mnrd  mit  demselben 
littnd  der  Lösung  der  bestehenden  Beziehungen  erstrebt  Die 
feinen  betonen  den  grundsätzUchen  Dualismus  von  Staat  mid 
irche  als  zweier  exzentrischer  Kreise,  die  beide  itire  irdische 
dstanzberechtigung,  das  Recht,  nach  dem  sie  zu  leben  haben, 
grundverschiedenen  Quellen  herleiten.  Danach  bedeutet 
lie  Forderung  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche,  daß  der 
SUial  in  keinem  Punkte  mehr  kirchliche  ^Vngelegenheiten  be- 
|ltifliii«sen  darf  und  sich  also  jeder  auch  negativen  Einwirkung 
luf  die  Kirche  zu  enthalten  hat.  Trennung  in  diesem  Sinne 
rird  erstrebt  von  solchen,  die  eine  größere  Machtentfaltung 
ler  Kirche  wünschen»  als  dieselbe  sie  in  der  engen  Ver- 
mit  der  staatlichen  Organisation  haben  kann.  Sie 
freier  nacli  ilirer  Eigenart  im  Staat  ausleben  können* 
»*ör  die  anderen  bedeutet  Trennung  von  Staat  und  Kirche, 
die  Kirche  in  die  Stellung  der  Privatperson,  des  Privat- 
vereins tritt,  daß  also  der  Staat  wie  allen  Privatvcranstaltungen 
auch  il»r  gegenüber  das  Recht  und  die  Pflicht  behält,  ihr 
"  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit  anzuweisen,  zu  bestimmen,  wie 
de  »ich  in  das  Gemeinwesen  einzugliedern  hat,  und  man  setzt 
selbsiverständlicb  voraus,  daß  dann  Uir  Wirkimgskrei« 
[it  lediglicli  nach  iliren  Ansprüchen  anerkannt,  sondern  viel 
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enger  umgrenzt  wird,  daß  scfarankenloses  Ausleben  nach  ihren 
Wünschen  ihr  ebensowenig  gestattet  wird,  wie  anderen  Privat- 
Unternehmungen,  die  wegen  ihrer  Größe  oder  Eigenart  be- 
«.>ndere  soziale  Bedeutung  gewinnen.  Trennimg  in  diesem 
Sinne  wird  erstrebt  von  denjenigen,  denen  das  staatlidte 
Interesse  im  Vordergrund  steht,  und  besonders  von  der  großen 
Gruppe  der  religiös  Indifferenten  und  Idrehenfeindlich  G^ 
sinnten.  Letztere  erwarten  von  der  Trennung,  daß  die  Kircbe 
ihre  Macht  verliert.  In  charakteristischer  Weise  sind  diese 
verschiedenen  Strebungen  bei  den  Verhandltmgen  über  das 
Trennungsgesetz  in  Frankreich  zu  Tage  getreten  und  sie 
haben  sich  eWnso  gezeigt  bei  der  Volksabstimmimg  über  das 
Trennungsgesetz,  welches  im  vorigen  Jahr  im  Kanton  Genf 
vorgelegt  wurde. 

Aber  etwas  ist  beiden  unter  der  Flagge  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  segelnden  Systemen  gemeinsam.  Der 
Staat  S4:ill  und  darf  von  sich  aus  keine  kirchlichen  Au^ben 
mehr  erfüllen,  weder  indem  er  die  Kirche  als  sein  Werkzeug 
benutzt,  noch  in  Konkurrenz  oder  neben  ihr.  Er  soll  sich  in 
bezug  auf  kirchliche  Angelegenheiten  völlig  indifferent  ver- 
halten. 

In  dieses  System  würde  nun.  wie  gesagt,  ein  organisiertes 
Militärkirchenwesen  nicht  hineinpassen.  Soll  die  Trennung  ron 
Staat  und  Kirche  durchgeführt  werden,  so  darf  der  Staat  von 
sich  aus  keinerlei  Veranstaltungen  zur  religiösen  Versorgung 
der  Soldaten  treffen,  er  darf  keine  Gramisonkirchen  bereitstellen, 
keine  Militärgeistlichen  anstellen  oder  von  sich  aus  Zivilgeistliche 
mit  Militärseelsorge  beauftragen,  er  muß  es  den  Soldaten  über- 
lassen, c»b  und  wie  sie  sich  außerhalb  des  Dienstes  religiös  be- 
tätigen wollen,  und  den  Organen  der  Religionsgemeinschafteni 
wie  sie  au  die  Soldaten  herankommen  wollen.  Das  würde  aber 
die  pniktische  Folge  haben,  daß  eine  Militärseelsorge  überhaupt 
unmöglich  winl,  eben  weil  sie  ihrer  Eigenart  wegen  positive 
staatliche  Mitwirkung  notwendig  voraussetzt.  Der  Hinblick  auf 
diese  Konsei]uenz  kann  dazu  führen,  die  Stellungnahme  zu  dem 
Problem  der  Trennung  zu  beeinflussen.  Es  wird  hierbei  die 
Differenz  zwischen  den  Vertretern  des  Trennungsprinzips  und 
damit  die  jK^litische  Bedeutung  jener  Forderung  erst  recht  klar. 
Die  Konsequenz  wird  von  denjenigen,  die  eine  Militärseelsorge 
für  überflüssig  oder  gar  imerwünscht  halten,  gern  hingenommen 
werden,  nicht  dagegen  auch  von  denjenigen  Vertretern  des  Systems 
der  Trennung,  die  auf  die  Pflege  der  Religion  nicht  verzichten  wollen. 


ir  lehrreieh  sind  in  dieser  Beziehung  wieder  die  Verlmndlungen 
är  die  Trennung  von  Staat  imd  Kirche  in  Frankreich,  Hier 
wurde  die  Frage  aufgeworfen,  wie  es  denn  mit  der  8eelsorge  in 
ßtaatlichen  und  kommunalen  Erziehungsanstalten ^  Krankenan- 
m  und  GefängnisE*en  gehalten  werden  solle,  bei  der  zum  Teil 
Iben  Gesichtspunkte  wie  bei  der  Militärsee  borge  sich  geltend 
BTi,  denn  mit  dem  Betriebe  solcher  Anstalten  ist  es  zwar 
li  giinz,  aber  doch  in  der  Regel  auch  unvereinbar,  die 
igkeit  von  kirchlichen  Organen  zuzulassen,  die  nicht  von 
Anstaltaleitung  ressortieren.  Die  Radikalen  wollten  die 
[insequeuz  gezogeii  wiesen ,  jede  Seelsorge  in  solchen  Anstalten 
nftiglan  auszuschheßen,  Dia  Majorität,  auch  der  Vertreter 
TrennungBsystems,  machte  hier  Halt,  eben  weil  sie  sich 
en,  daß  sonst  eine  kirchliche  Versorgung  dieser  Anstalten 
IchUcli  unmöglicli  werden  würde.  Man  mochte  nun  natür- 
nicht  zugeben,  daß  man  hier  das  Prin;^i|>  der  Trennung 
rließ,  und  so  kam  man  zu  folgender  Rechtfertigung  der  Auf- 
eliterhaltung  jener  Einrichtungen;  man  sagte;  Der  Staat 
cliert  die  Rehgionsfreiheit,  er  muß  also  dafür  sorgen,  daß 
BF  —  auch  die  Gefangenen  und  Kranken  —  nach  ihrer 
bVgion  leben  können:  ist  das  nicht  anders  möglich  als  dumh 
Zutun,  SU  bedarf  es  desselben  eben  unter  dem  Gesichtspunkt 
Gewährung  der  Religionsfreilieit.  Es  ist  leicht  ersichtlich, 
hier  ein  Fehlschuß  vorlag,  mit  dem  man  nur  die  Inkon- 
|ueiin  verdecken  wollte.  Denn  w^enn  der  Staat  die  Religions- 
giheit  garantiert,  so  übernimmt  er  damit  nicht  die  Verpflich- 
jg,  seinerseits  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  Untertan  in  jeder 
^benslage  sich  frei  nach  den  Satzungen  seiner  Kirche  betätigen 
in,  ebenso  wie  das  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  den  Staat  nicht 
ftrpHichtet,  täeinerseits  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  Untertan  auch 
jlegenheit  findet,  jedes  ihm  gefalleude  Gewerbe  zu  treiben. 
18  Prinzip  der  Religionsfreiheit  fordert  nur,  daß  nicht  auf 
Religion  bezügliche  Gebote  und  Verbote  an  die  Untertanen 
6n  werden,  der  Staat  sich  vielmehr  in  Hinsicht  auf  die 
pon  indifferent  verhält.  Sonst  dürfte  man  auch  die  An- 
rigeu  der  Religionsgemeinschafteo,  die  den  Kriegsdienst 
^rwerfcn,  nicht  hierzu  verpflichten,  und  es  widerspräche  der 
*  Hieit,  wenn  man  von  jüdischen  Richtern,  Ver- 
luten  und  Soldaten  fordert,  daß  sie  auch  Sonnabends 
^ibarbeit  tun.  Man  kann  sich  vielmehr  nicht  verhehlen, 
eine  Inkonsequenz   vorlöge,   wenn   man   bei  einer  grund- 
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sätzlichen  Trennung  von  Staat  und  Kirche  noch  eine  staatlidi 
organisierte  Mihtärseelsorge  beibehalten  wollte. 

\>rsteht  man  unter  der  Trennung  von   Staat  und  Kirche 
zunächst  nur  die  Lösung  der  Beziehungen  zu  den  gegenwärtig 
lx»stchenden  organisierten  Kirchen  und  treten  etwa  Spannungai 
ein,   die  diese  Lösung  als   notwendig  erscheinen  lassen,  ohne 
daß   man   in   der  Majorität  des  Volks  jene  Einrichtungen  zur 
Pflege    der   Religion    missen    möchte,    dann    ergibt   sich  eine 
Eventualität  ganz  besonderer  Art,  nämlich  die  Schaffung  einer 
reinen  Staatskirche  für  jenen  Sonderzweck.     Es  ist  diese  Per 
sj>ektive  um  so  beachtenswerter,  als  auch  für  andere  Gebiete 
schon   darauf  hingewiesen   ist,   wie  die  Folge  einer  Trennung 
der  Kirchen  vom  Staat  in  Deutschland  vielleicht  die  sein  verde, 
daß   sich   der  Staat   für  die  Veranstaltungen,   in   denen  er  die 
Religion  doch  nicht  unberücksichtigt  lassen  möchte,  wie  außer 
heim    Militär    und    öfifenthchen    Anstalten,    wohl   auch  in  der 
Schule  —  wenigstens  in  Beschränkung  auf  reHgions-geschieht- 
lichen   mid   christUch-ethischen   Unterricht  —  sich    schließlich 
seine    eigenen    kirchlichen    Einrichtungen    schaffen    wird,   die 
dann   ohne   jeden   organisatorischen   Zusanunenhang   mit  den 
bisher  bestehenden  Religionsgesellschaften  stehen  würden.    Das 
wäre,   soweit   die   evangelische  ReUgion   in   Frage  steht,  wohl 
ausführbar,  denn  hier  vnrd  äußerer  Zusammenhang  aller  der 
Religion  dienenden  Einrichtungen  im  Lande  nicht  grundsätz- 
lich gefordert.     Nichts  würde  den  Staat  hindern,   sich  auf  den 
staatlichen   Universitäten   einen   selbständigen   Stanun  evange- 
lischer Geistlicher  heranzubilden,   der  ohne  jeden  Zusammen- 
hang  mit   den  selbständig  organisierten  Landeskirchen  stehen 
würde.     Grade  auf  dem  Gebiet  des  Militärkirchenwesens  wäre 
das   sogar   nicht    einmal   etwas   Neues.     Denn   die   preußische 
Militärkirche   stellte   bis   zum  Jahre   1809   einen   solchen  selb- 
ständigen Organismus  dar.     Es  gab  eine  in   sich  vöUig  abge- 
schlossene   kirchliche    Organisation    für    den   MiUtäratand   mit 
eigenem  Konsistorium.     Für  diese  MiUtärkirche  bestanden  be- 
sondere Vorschriften  über  den  Studiengang  der  GeistUchen,  sie 
hatte   ihr   eigenes    Prüfungswesen.     Geistliche,    die   von  Zivil- 
stellen   kamen,    mußten    sich    einem    besonderen    Kolloquium 
unterwerfen,   wie   früher  umgekehrt   die  Prüfung  der  Militär- 
geistlichen  nicht  ohne  weiteres  für  die  Zivilstellen  galt.     Und 
auch  die  gegenwärtige   Organisation   des   MiUtärkirchenwesens 
ist   ja   so,    daß   sie   bei   Fortfall  der  Beteiligung  der  Kirchen 
sofort    als    reine    Staatskirche    weiter    funktionieren    könnte. 
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Canche  wünschen  ja  überhaupt  die  Begründung  einer  solchen 
i^aatskirche,  von  der  sie  eine  freiere,  mit  den  im  liberal 
.-unkenden  Staatsbürgertum  herrschenden  Anschauungen  allent- 
imlben  verträgliche  Weiterbildung  der  evangelischen  Reügion 
«hoffen. 

Nicht  angängig  wäre  eine  solche  Entwickelimg  freiüch 
itnter  Zugrundelegimg  der  kathoUschen  Reügion.  Es  wäre 
'^©r  den  Staat  nicht  möghch,  sich  einen  eigenen  geistlichen 
SHand  zu  schaffen;  denn  ein  solcher  kann  in  der  Eigenart, 
%ie  i^  das  kathoHsche  Dogma  verlangt,  immer  nur  von  der 
fcrganisierten  Gesamtkirche  gebildet  werden  und  muß  mit  ihr 
H  Verbindung  bleiben.  Der  Staat  muß  deshalb  seine  Geist- 
jchen  immer  aus  dieser  Kirche  beziehen;  bei  einer  Trennung 
^er  organisatorischen  Beziehungen  zu  ihr  müßte  er  auch 
alle  staatüchen  Einrichtungen,  die  mit  der  ReUgionsübung  in 
Znsiuimienhang  stehen,  fallen  lassen. 

Bei  der  Regelimg  des  MiHtärkirchenwesens  hegt,  wie  über- 
haupt bei  der  Ausgestaltung  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Kirche,  überall  die  rechtspoHtische  Frage  im  Hintergrund,  wie- 
weit Rechtsformen  für  die  Betätigimg  reUgiösen  Lebens  er- 
träglich sind.  Die  Betrachtung  der  geschichtUchen  Entwickelung 
läßt  hier  mit  Deutüchkeit  ein  bei  der  Beurteilung  jener  Frage 
in  Betracht  kommendes  Erwägungsmoment  hervortreten,  welches 
bei  zweckdienUcher  Kirchenpohtik  nicht  unbeachtet  bleiben 
darf.  So  zweifellos  es  ist,  daß  die  Kirchen  gegen  Rechtsformen, 
unter  denen  sie  sich  nicht  glauben  nach  ihrer  Eigenart  be- 
tätigen zu  können,  besonders  empfindlich  sind  und  es  deshalb 
geboten  ist,  Bindimgen  auf  diesem  Gebiet  auf  ein  Mindestmaß 
zurückzuführen,  so  zeigt  sich  doch  anderseits,  wie  die  Über- 
zeugung von  der  praktischen  Notwendigkeit  gewisser  zunächst 
drückeüder  Rechtsformen  solche  unter  Umständen  auch  auf 
die  Dauer  wohl  ertragen  läßt  und  wie  dann  die  Rechtsform 
selbst  auf  die  Weiterbildung  der  kirchUchen  Anschauungen 
zurückwirken  kann. 


Zum  Stand  der  politischen  Probleme 

Rechtsvergleichende  Obersichten 


V.  - 

i.  '.  ■    - 

Die  neuere  Entwicklung  des  Sozialismus") 

Von  Dr.  W.  Ed.  Biermann 

Am  14.  März  hat  sich  der  Todestag  von  Karl  Marx  zmn  25.  Male  geJÜirt 
Aus  diesem  Anlaß  haben  die  Zeitongen  zahlreiche,  mehr  oder  minder  g«i 
gemeinte  Gedenkartikel  gebracht,  die  sich  '«nerelegen  sein  ließen,  die  historiache 
Leistung  des  sozialistischen  Denkers  zu  ^gen.     Größere,  wissenachaftlidie 

Artikel  sind  m.  W.  von  bürgerlicher  od«  von  sozialistischer  Seite  nicht  xet- 
offen tlicht  worden,  nur  Sombart  und  kautsky  haben  daa  Wort  ergriffen, 
um  auch  ihrerseits  dem  Manne,  der  sie  in  ihrem  eigenen  Schaffen  so  außer- 
ordentlich beeinflußt  hat,  den  schuldigen  Dankestribut  zu  zoUen.  Ea  ist  mtki 
uninteressant,  gerade  diese  beiden  Würdigungen  einander  gegenüber  zo  steUen, 
weil  sie  zugleich  typisch  sind  für  zwei  bestimmte  Auffassungsweisen  dei 
Marxismus:  Kautsky  vertritt  den  Standpunkt  der  Marx'  Orthodoxie,  die  frei- 
lich, ohne  es  sich  selbst  einzugestehen,  auch  manche  Lehren  des  Meisten 
umgedeutet  hat,  um  sie  den  Jüngern  noch  heute  schmackhaft  zu  machen,  im 
allgemeinen  aber  jedenfalls  von  dem  Glauben  beseelt  ist,  daß  die  wichtigsten 
Theoreme  des  Marxismus  noch  heute  zu  Recht  bestehen  und  noch  heute  tk 
Evangelium  der  Partei  sakrosankt  sein  müssen.  Kautsky  hat  einen  nicht  un- 
bedeutenden Scharfsinn  in  seinen  zahlreichen  Schriften  aufgewandt,  um  immer 
vrieder  den  Meister  gegen  fürwitzige  Epigonen  zu  verteidigen,  immer  wieder 
der  reinen  Lehre  zum  Siege  zu  verhelfen.  Sombart  dagegen,  der  in  seinen 
beiden  Zeitschriften,  dem  „Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpohtik'' 
und  dem  „Morgen",  Artikel  über  das  Verhältnis  von  Marx  zur  sozialen 
Wissenschaft  aus  seiner  eigenen  Feder  gebracht  hat,  vertritt  den  Stand- 
punkt des  beobachtenden  und  genießenden  Ästheten  den  Erscheinongen  der 
modernen  sozialen  Welt  gegenüber  und  sucht  von. diesem,  wie  wir  sehen  werden, 

*)  Aus  Zweckmäßigkeitsgründen  verzichtet  der  Verfasser  in  dieser  Ab- 
handlung auf  den  richtigeren  Ausdruck  „  Komm unismns " ,  den  er  an  anderer 
Stelle  des  öfteren  begründet. 


nicht  g^n^  ein  wall  dfreien  Standpunkte  Karl  Marx  gerecht  zu  werden. 

hat  efl  verstanden^  in  seinen  versetiiedenen  Schriften^  namentlich  in  dem 
I  Tiel  i^elesenen  Buche:  T;>§<^^iä^^s™^B  ^^^d  soziale  Bewegung  im  19«  Jahr^ 
iidert",  gerade  infolge  seiner  mehr  äsiheti«  leren  den  Auffassung  zum  Teil 
ßht  rorausaetzungsloa,  die  kommunistische  Bewegung  der  letzten  Jahrzehnte 
schildern;  iiber  an  einem  festen  Werturteile  ihr  gefrenüber  fehlt  es  ihm 
ftiir^emliß.  Diese  beiden  Slandpimktt*,  so  wohl  der  Kautskys  als  der  Sombart% 
heineu  uns  eiuseitig  tu  t^ein.  Diese  Überiteugung  hindert  uns  meht  anxu- 
kemieti,  daÜ  beide  Autoren  auch  in  ihren  neuesten  Publikationen  treffende 
prte  über  die  historische  Leistung  Karl  Marx'  gefunden  haben.  In  an- 
^jider  Weise  sucht  Kautsky  seine  Leser  in  dua  Wesen  iii^er  liistoriscben 
tatxmg  einEuführeuT  indem  er  versucht^  sie  als  die  TÜtigkeit  der  Zusiammen^ 
Ipung  Terschiedener^  oft  anscheinend  gegen  siit  Jülich  er  Gebiete  zu  einer  hrdieren 
liheit  zu  kennzeichnen^  er  versteht  darunter  die  Zusammenfassung  von 
Itur^  und  Geisteswissenschaft,  von  eng  ün  oh  ein,  fran^i^ischem,  deutschem 
Inkeu,  von  Arbeiterbewegung  und  Sozialismus,  von  Theorie  und  Praxis. 
laß  ihm  das  gelang,  daß  er  mit  einem  Universalismus  ohne  gleich eu  alle 
ese  Gebiete  nicht  bloß  kannte,  sondern  bis  zur  Meisterschaft  beherrachte, 
idurcfa  wurde  es  Karl  M^rx  möglich,  seine  gewaltige  historische  Leiitung  zn 
llbringenT  die  den  letzten  Jah*"  '  -ten  des  IB.  Jahrhunderts  und  den  ernten 
»  SO,  ihren  Charakter  aufgeprägt,"  ^}  Sombart  hinwieder ')  sträubt  sith  leb- 
ft  gegen  die  Yertncbe,  Marx  und  seinem  „oeuvre"  dadurch  gereiht  zu 
ffden,  daß  man  ihm  wie  einem  Naturforscher  einen  bestimmten  Platz  in 
im  Entwicklungsgänge  der  sozialen  WiseenHchaften  einräumt,  daß  nun 
&  in  Reih  und  Glied  mit  seinen  Vorgäugem  und  Nachfolgern  einordnet, 
Ja  man  das  Qaanttim  objektiv  und  dauernd  ge^richerten  WissenB,  das  man 
In  verdanke,  oder  gar  die  ^OivfitEe"  namhaft  macht,  die  er  aufgestellt  hat. 
^  Sombart  kehrt  sogar   zxiju  lie  Rost-hers    über  Karl  Marx  zurück,   das 

geistreichen,  aber  nicht  "iiTfsinnigen  Mann"  fiir  theore tisch  wenig 
et  erklärt  hat,  komplizierte  Erscheinungen  auf  ihre  einfachen  Elemente 
Jühren.     Dennoch   aber  wird  Manc   von  Sombart  für  den  Begründer 

mod^^uen  systematischen  Sozial  Wissenschaft  erklärt,  für  die  er  überhaupt 

Ei  die  Möglichkeit  geschaffen  habe,  denn  er  sei  ein  Geist  von  ÜberJebens- 
ße  und  habe  eine  wimdereame  Fruchtbarkeit  an  neuen  und  schöpferischen 
feen,  an  unerhörten  Gesichten  offenbart.  Es  sei  ihm  gelungen,  die  National- 
jonamie  aua  den  nebelhaften  Regionen  der  Telecdogie  herunterzuholen  und 
I  auf  den  siehertj  Binlen  einer  clarchgangig  kaus&leni  von  allem  ethischen  oder 
llitariecbcn  Beiwerk  freien  Betrachtungsweise  sm  stellen.  Es  ist  hier  nicht 
W  Platz,  auf  das  ungeim^iü  schwierige  Problem  der  Bedeutunjf  der  Forschunga- 
Inzipien  der  „causa^  tiud  des  „uI<k^  für  die  Sozialwiasenieliaft  irgendwie  ein- 
geben ;  es  wird  dem  Leser  dieser  Zeitschrift  ja  bekannt  aeiii,  daß  viele  Forscher 
rade  in  der  marxistischen  Übertragung  des  Prinzips  der  meobanischen  Kausa^ 
Et  auf  das  soriale  Geschehen  den  größten  VerBtoß  gegen  jede  wahre  erkenntnis- 
itii^che  Einsicht  sehen.  Auch  der  Verfasser  dieser  Zeilen  hat  sieh  de« 
teren  auf  diesen  Standpunkt  gestellt.*^  Von  dieser  Frage  ganz  ab  ge- 
hen, ist  aber  die   vorwiegend   ästhetische  Würdigung  Sombarts  hejEüglich 


')  Karl  Kautsky^  Die  hist^m sehe  Leistung  von  Karl  Marx,  1908,  p.  8. 

*)  Karl  Marx  und  die  soziale  Wissenschaftj  Archiv  für  Sozial  Wissenschaft 
^  S*isiali»olitik,  XXVI,  2.  mm,  p,  443  ff, 

■)  Zuletzt  in  eeiner  Schrift  i  Die  Weltanschauung  desMandsmuB,  1Ö08»  S.  ö. 
I  ZeJiMlirift  itkt  Foliük.  8fi 
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der  Ch&nkteritiening    mnes  TheoiTtikeri    in  vdfitr  Bedeatang  fw  eon»  ^ 
itiminie  9p«EUiliriMeD&ehaft    prinsipieli   abzalehnen.     Ea  gtht  gewiB^  oAmnit- 
licb    tn    ilcT    Philovopbie    und    in    der    Acbonen   Literatur«    aehriflsteUci'isdic 
IndividuilUtatent    denen    fnan    Tom  Standpunkte    ein^a   rationalisliflcbeD  Fc!^ 
irriiintt»,    Ftim    Stan<jpunkte   rein    intellektueller    Wiirdii^iing    nicht   genck 
irarden  kauu,   ao  z.  B.  Niet^scbe,    Gobineäu,    Tolitoi,    Kierkegsard^  Mdltaibdl 
u,  ft.  m,     Diefe  Männer  find    tnehr   Lebent-  xmä  Künttlerphiloeoi^usii, 
Propheten,  ab  exakte  winemehaftllche  Danker,    Mirn  tut  ihnen  notifi 
Ünrecbi,    jn  mEm   ^eigt  tiob   j^g^ltoht^r  Poesi«   tind   jeder  Fdnitnmgkeit  h«, 
wenn  man  f^gen  ihre  Äntchsuun^en  mit  dem  pchweren  (ieröat  »ptenütiid»» 
Erkenn tniiee   ins  Feld    rückt  %     Der  Standpunkt  Sombarta    Mar%   gtfgeaaW 
eclii'int  Ulm  aber  Ver/ebli^    denn  wtfun  er  Bell  ist  Marx    ab  den  Eutdecktsr  ds 
Kapitalismus  feiert   und  darin  leine  Hauptbedeutung   für  die  »oxiaie  WiM»" 
»chaft  erblickt,  ig  dürfen  wir  «luch  fragen^    mit  welchem  Kittel   er  zu  diitir 
Eutdeekang  kam^   ji  wir  sind  nnn  »ogar  Becheiii<:haft  darüber  schuldig,  wtt 
er  PoiLtires    &n    neuen    Ge<lanken    und    neuen   Tbeareinen    dem    biaherigea 
nationalökonomisclien  Bestand   hinTngeftigt   bat.     Und    da    mSssen    wir  ma. 
afien    eingestehen,    daß    betnahe    alle   marxistischen  Hieorien^    die  Eaoti»»- 
(amtiana-  und  AkkiimuUtionalehre^   seine    Staats-  und    GeseUschaftsauffaMim^ 
seine  Mehrwertlehre    und   endlich  seine  matei'ialistisehe  Ge^hicbtAanfiaiiiiug 
van    der    bürgerlichen    nationaläkono mischen  WisaeuacbafI  korrigiert,    widfr^ 
legt  oder  doch  enm  tnmdest^n    ihres    einseitigen  (Jharaktera    beraubt  ^erde& 
miiEien*     Dwi  gilt  namentlich  für  die  Mchrwerilehre  und  die  materialistijche 
deiGhicIitaauffaaiungt   f^fur  die  beiden  großen  Entdeckungen  Ton  Marx*t  wi« 
ije  Friedrieh  Engels    genannt   haL     Bombart    ist    weit  entfernt,    die  Unbilt- 
birkeit  diefler  Tbeeen  zu  leugnen,  aber  ihm  zufolge  vemngert  das  in  mcbti 
die   hiütoriftche  Leistung  Marx',     Daß    ab^r  gerade    diese    eng    begrenzt  i^ 
daß    sie  ökonomisch    nur   aua    der  Kijidheitszeit   des  Kapitalismus    erkürlidi 
und    auf   ihre  Phänomene  anwendbar,    daß  sie  philosophisch    da»  Kind  eioer 
metaphysinchen    und  zwar   materialiatischi^n  Reaktion   gegen   den  Kriäusmoi 
ist|  darauf    hat  Sombart    aeine  Leaer   nicht  aufmerksam    gemacht.     Er  aber- 
schätzt    in    ästhetischem  Wohlgefallen    die    positive  Leistung    seines    Helden, 
während  doch  Marx,  wie  alle  aeiue  konununisUschen  Vorgänger  (das  erkeiuieai 
unbefnngene   Oeiater    wie   Tugan^Baranowsky   wiUig  an)    in    der    Kritik   d« 
Bestehenden    viel  atärker  war    als    im  positiven  Aufbau    einer  neuen  Ge«eB- 
achaftaordmmg.     In    seinem    anregenden    neuen  Buche    hat   Tugan-Bari- 
nowsky*)    mit  Becbt  darauf    hingewieaen,    daß  Marx  bezüglich    seiner  Ge-* 
danken   Über   die  kommunistische  ZukTinftaordnung  der  Gesellschaft  in  jeds^ 
Beziehung    von    seinen  Vorgängern,    von    dem    utopistischen    oder    ration«&- 
fltischeu  Kommuniamoa,    abhängig   sei.    Wir    dürfen    darum    die    historii^be 
Leistxmg  von  Karl  Marx  im  weientlicben  in  der  scharfen  sersetzenden  Kritik 
des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems    erblicken,    einer  Kritik,    die   aus  d«r 
Beobachtung  der  Kinderkrankheiten  des  Kapitalismus  hervoi^g  tmd  für  ti« 
allerdings  ein  gut  Teil  Berechtigung  gehabt  bat.   Dagegen  positiv  mitsuwirki» 
an  der  socialen  Reform  der  kapitalistischen  Periode  iit  dem  Marxismus  nie! 


^)  Siehe    meinen    Aufsatz    „Zur  Beurteilung   Fr   NieUeschef''    in 
Philosophischen  Wocljenschrift,    1^7,    S,  1Ü8  ff.»    vgl   auch   mein   eben 
schienentw  Bef  erat  in  Conrads  Jahrbüchern  (Juni  1908) :  „Die  Soxialphdosoplue 
in  der  neuesten  Literatur,  DI." 

^  Michael  Tugan-Baranowaky,  Der  moderne  Sodalismus  in 
getchichtlichen  Entwicklung,  J908. 
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I,  weil  er  infolge  seiner  |>biloiopliiHt.'heu  Wurzel,  der  iiit*ehn- 
'  das  snjtiale  Oe»chehen  iich  n&ch  rmahiindei'Yh-hen,  i^henien 
:i  uatuzgem&ß  voilideheo  Heß,  Aber  »elbat  Anhänger  einer  tc4eolü^i5ch 
rten  Sozial wisaenschaft  werden  Mtrx  willig:  oitiriiufiiüii,  daii  kir  in  die^r 
zieLang  Gewalliges  getektet  hnt,  daß  er  der  bedeTitemkte  Vertreter  der  Aß- 
iidTing  eines  naturwisaemchafUicbeu  Prinzip«  auf  eine  geisteswiafsensGLiaftlicbe« 
f  eine  liistoriache  Dieziplin  gewesen  ist.  Eine  Kritik  der  einzelnen  Theorien 
tmeo  wir  hier  nicht  liefern»  w*ir  müasen  den  Leser  dafür  auf  die  neuesten 
i«minejifa«»efideu  Würdigungen  verweisen  *),  Wir  wollen  vielmehr  in  den 
genden  Zeilen  un»  darauf  beicliriinken^  die  aozialiistische  Bew^egnng  der 
deitei]  Zeit  in  ihrer  Bedeut4jng  für  Theorie  und  Praxis  in  kuraeni  ku 
Eidigeti.  Wir  beschränken  utia  wegen  eeiner  kistorischen  and  aktueEeu 
dmlimg  isi  wesentlieben  auf  die  DarstellaDg  des  MarKisnms  und  iieiner 
ggwelgimgep,  es  intereRBieren  uns  also  nicht  die  andern  Arten  des  Sozia- 
imd  KotamuniemuB^  vvie  sie  Tag&n^  jüngst  Idassitiziert  hat^  weder 
r  koTfrorative  noch  der  frideraliatisehe  Sozialismus,  noeh  der  Anarchismus, 
El  dem  ja  Walther  Borgiuä  iu  dieseni  Hefte  erzählt.  Wir  sehen  die 
iloriietie  Leistung  von  Karl  Marx  in  der  Kritik  des  Kapitalismus  als 
irtochaftsiystenij  und  in  der  scharfsinnigen  Analyse  der  kapitalistiaehen 
tisbeutDug",  und  wir  eelien  sie  ferner  in  seiner  Bedetitnng  für  die  moderne 
'beiterbewegfung,  der  er  den  Charakter  des  Klassenkampfes  ein  für  allemal 
edrückt  bat.  Tngaja  meint  ^):  rrUm  auf  die  Massen  Kinäuß  £u  gewinnen, 
te  der  Sozialismua  den  alltäglichen  Intereftsen  der  Massen  näher  treten; 
Aufgabe  hat  der  MarxiBmus  gt^löst,  dank  der  genialen  von  Manc  ge* 
mt  Taktik  wnrde  die  »«.lEialistiacbe  Bewegung  ^u  einer  Arbeiterbe- 
d«r  Kampf  um  da»  sozialistische  Ideal  hat  den  Charakter  eine« 
oni  die  Verbesserung  der  Lage  der  arbeitenden  Kla^äeu  ange- 
und  nur  dank  dit^ser  neuen  Taktik  ist  der  Soziaiismus  zu  dem  ge- 
fden,  was  er  jetzt  ist,  zur  groliten  politischen  Macht  unserer  Zeit,"*  Und 
ist  Marx'  Theorie  der  sozialen  Entwicklung  ihrem  Forachungsprinzipe 
hiBt4?ri0ch-r«alistiacb^  evolwtioaistiBch,  Darin  stimmen  wir  ganz  mit 
hbart  aber  an,  aber  eiueraeitt  steht  die  revolutionäre  GesinnuDg  von  Karl 
mit  dem  Hejüsmus  seiner  Theorie  in  Widerspruch  (ein  Widersprach, 
noch  nicht  befriedigend  erklärt  worden  iit)»  and  andererseits  wird  dieser 
m  letbst  in  arger  Weise  durch broehen  durch  die  Zusammeubraehs- 
llrit  ihrer  empirischen  Begründung  auf  der  Verelendangelehre,  ein 
lerspruch,  der  mehr  als  ein  bloßer  Schönheitsfehler  des  Systems  ist,  ein 
lerspruck,  aus  dem  im  letzten  Grunde  das  haltlote  Hinundherseh wanken 
modernen  sozialdemokrÄtiuchen  Taktik  folgert.  Hie  Evolutioniainua,  ja 
Miflmns  der  sozialen  Entwicklung  —  Me  revolutionärer  Klassenkampf 
Erringen  da-  politischen  Macht!*)  Die  Verelendangslelire  ist  längst 
rlegt   worden:    schon    Bruno  Hildebrand   sab    in    der  Verelendung    der 


*)  Man  Tgl.  Sombart,  Sozialismus  und  soziale  Bewegung  im  19.  JaUi^ 
idert,    1^8^;    fem  er   Brnnhuber,    Die  heutige  Sosialdemokratiej    1906 

endÜch  Ernst  Günther,  „Die  revisionistische  Bewegung  in  der 
tichen  Sozimldemökratie*'|  Schmollera  Jahrbuch  1906/00. 

*)  fi*  Ä*  ü.  p.  im. 

^  a.  a.  0.  p.  108. 

*)  VgL  vor  allem  die  glänzende  Abhandhing  von  Peter  v.  Struve, 
MarzBche  Theorie  der  sozialen  Entwicklung,  ein  kritischer  Versuch, 
IT  für  eoriale  Gesetzgebung  und  Statistik  1899. 
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Mmssen  nur  eine  vorübergehende  Erscheinang,  nnd  noch  jüngst  Int  der 
sozialistische  Schriftsteller  Richard  Calw  er  ^auf  den  wissenschaftlich  onhalk 
baren  Standpunkt^  hingewiesen,  nach  dem  die  Lage  der  Arbeiterberolkenaf 
innerhalb  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  sich  nicht  bessern  könne  inl 
nicht  gebessert  habe.  Mit  Recht  meint  er,  nichts  gebe  den  Arbeiterorgia» 
sationen  größere  Anziehungskraft,  als  wenn  bei  ihrer  Werbearbeit  hmg^ 
wiesen  werden  könne,  wie  sich  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  mk 
ihrem  zunehmenden  Znsammenschluß  gehoben  habe'). 

Wir  wollen  nun  im  folgenden  die  neueste  EIntwicklung  der  mandstiidia 
Doktrin  in  Theorie  und  Praxis  und  ihre  Bedeutung  für  die  Arfoeiterbefregim^ 
ihre  verschiedenen  Richtungen  und  Verästelungen  ganz  kurz  zu  duuaUcfi* 
sieren  versuchen.  Aus  der  leidenschaftslosen  Beobachtung  der  verschied» 
artigen  Tendenzen,  die  sich  uns  hier  offenbaren  werden,  wird  es  dann  vA 
möglich  sein,  ein  urteil  über  diese  neuere  Entwicklung  abzuleiten. 

I.  Die  Theorie. 

Ich  beschränke  mich  darauf,  nur  die  entscheidenden  Tendenzen  des  grote 
geistigen  Zersetzungs-  und  Umwandlungsprozesses,  in  dem  sich  der  Maixit- 
mus  befindet,  zu  beleuchten.  Es  handelt  sich  einmal  um  das  Verhältnis  yoi 
Sozialismus  und  Ethik,  resp.  das  Verhältnis  von  Sozialismus  und  Kant,  ud 
zweitens  um  eine  ganz  allgemeine  Revision  der  theoretischen  GrundlsgCD, 
über  eine  Korrektur  einzelner  Lehren  und  Theorien  hinaus. 

1.  Sozialismus  und  Ethik,  Sozialismus  und  Kant. 

Es  ist  ein  Verdienst  von  Karl  Vorländer*),  in  zusammenfassend« 
Würdigung  wiederholt  die  Beziehungen,  besser  gesagt,  die  Auseinander- 
setzungen sozialistischer  Theoretiker  mit  Kant,  seinem  formalistischen  Priniip 
der  Erkenntnis  und  seinem  autonomen  Sittengesetze  dargestellt  und  beorteflt 
zu  haben.  Ich  darf  im  wesentlichen  die  Leser  darauf  verweisen  und  «ifl 
hier  nur  ein  paar  besonders  lehrreiche  neuere  Versuche  anführen,  zwei  Ver 
suche,  die  hinsichtlich  ihres  Ausgangspunktes  durchaus  antagonistisch  sind, 
die  sich  aber  in  ihrem  Ziele,  in  ihrer  Ablehnung  des  Kapitalismus,  nahe 
berühren.  Ich  meine  das  Buch  eines  orthodoxen  ^larxisten,  eines  Anti- 
kantianers,  eines  Naturalisten  und  materialistischen  Triebethikers  und  hinwieder 
das  Buch  eines  strengen  Neukantianers,  eines  genauen  Kenners  der  kantischea 
Philosophie  und  der  kantianischen  Bewegung,  eines  Anhängers  und  einei 
Erläuterers  des  kantischen  Sittengesetzes.  Die  beiden  Bücher  heißen:  „Wnk 
und  materialistische  Geschichtsauffassung*'  von  Karl  Kautsky  und  «Dm 
wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Moral"  von  Franz  Staudinger *). 

Das  Buch  von  Kautsky,  das  schon  verschiedentlich  und  fast  durchw^ 
in  ablehnender  Weise  gewürdigt  worden  ist^),  darf  in  seiner  prinzidlen  Be- 
deutung nicht  unterschätzt  werden.  Denn  sie  bezweckt  nichts  geringeres  sk 
eine  grundsätzliche  Auseinandersetzung  mit  der  Ethik  und  Kant  im  speziellen 

')  Rieh.  Calwer,  Die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterklassen,  Soiit- 
listische  Monatshefte,  Heft  1908,  8,  S.  481  f. 

*)  Siehe  namentlich  „Die  Stellung  des  modernen  Sozialismus  zur  phik>- 
sophischen  Ethik",  Archiv  für  Sozialwisscnschaft  und  Sozialpolitik,  1906. 

»)  Stuttgart  1906;  Darmstadt  1907. 

*)  Vgl.  mein  bereits  oben  zitiertes  drittes  sozialphiloaophisches  Referat 
in  Conrads  Jahrbüchern  1908,  und  die  dort  zitierte  Literatiir  über  Kantiky. 
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Stiuul|iunkte    des    biatoriäcbcB   Maten^lisnms,     Das    Biioli    ist    eine    TtW 

]Smanmg  voti  AtifaUt^t^n,   ilio   aus  der  bek&untoti  KontroverBe  KautBk^"^ 

die   irnh^rr   Vonvärtä-Ht^iläktioD    enlBtandc^n   sind.     Kti    bat  fiicb   zum 

gi*»t.*t3Et,   den    revisioniBtisüben  Otmosaen,    die    eieJi    niekr   oder  wetiigt^r 

sttg^efchlofl^cii  babi^u,  deiitb^b  das  ^iunlD&e  ibrejt  UnterfangenB  zu  zeigen 

pgte  daluTi  Äuf^tukliin^ti,  daO  zwischen  Kant  und  dem  histüris^hen  Mäteria- 

ttm  ^ttiiinimt»nnrbpiten  unmöglich  sei^  weil  der  MantiamuB  einer  Philo« 

<lf!»  revoluiiutiäreu  Kampfes  bedürfe^  Dieht  aber  einer  Philosophie  der 

t$mg^  dm  Kompromii^ee,  wie  sie  Kant   geschaffen  habe.     Der  Grund* 

il«s  £iititek}Fiebeti  Buches^   auf  das   hier   nicht  näher  eingegangen  zu 

luYudit  (iifbe  dif*  BespreehuDg  Leopold  v.  Wieses  in  diesem  Heft), 

dAÜ   d«    de*»  Cregfuantz   zwisehen   Natxirwissenschaft   und  Ethik  verkennt* 

atakr    mrM^htp   der  Siltlit^hkeit    einen    kausalen    (Charakter   vindizieren,   er 

bie  die  Ethik  zn  eintT  Katurwi^seusebaft  luaehenf  er  mck^hte  sie  im  letzten 

nde   mh  Trieb   erklÜrtm.     Der  Fehler  liegt   auf  der  Hand:  die  Ethik   ist 

^irtwli0i9iiscluift^    iie  ht  XormwisBenschaft,  sie  bt  teleoloj^schen  Charaktere 

dttTUii)  prinzipiell   niehi  mit   dem  Marxismtis  ftls  dem  S^'steme  der 

abchen  KiiUBnIitÜt  verknüpft  werden,     Kautskj  erkennt  nicht  das  Be- 

Kania»  durt-b   die*  Begründung  des  SittengesetKe«  die   Ethik  ein  für 

g^cn  Überpriff<!   des  Naturalisrnua   zu  schütze D,     In  dieser  mangel- 

E,t!iuitiiis   dt^r   kiLnti sehen  Philosophie    ist   er  ja   nur  ein  zu  getreuer 

Ton  Mmtx  und  Engeb,  ninn  denke  nur  an  Engels  Stellungnahme  zum 

«dl  in   «einer  i:?tHirlH  über  Fenerbach.    Das  Sittengeflctz  Kants  ist 

viel  mehr  ab  tiine  jibUosopbische  Überüetzang  des  alt^n  Spruch' 

^Wif  da  nicht  wdbt.  duß  dir  geschieht,  das  tu  auch  keint^m  andern 

Dur   übrige  Inh&lt  des  Kautakyioheii  Buobei^   der  sich   noch   mit  der 

,  der  chrküichen,  der  Kthik  de»  Aufkläningszeitalters  und  der  des  Dar- 

beiehllftigt,   interesRiert   uns  hier  nicht  wt»iter.     Historischer  ^Hat«- 

und  Ethik  smil  unvereinbar,  —  Im  Gegensati^  zu  Kautsky  «tobt  der 

it*!r  Profcesor  Franz  Staudinger  dnrehftnt  auf  kantischem  Boden, 

[rnndi  er  gelaugt  als  Ethik  er  kan  tisch  er  ObservauK  zu  einem  Öoziahsmufli 

"detn   er  «aninLmt,    d*ß   er  mit   deui  iudividualistiaeben  Glücksideal  des 

Dxnfnunl5mmi,  also  nucli  de»  Manismus,   übereinstimme,     Stundingers  Ethik 

jmr  Gememachaftsiethik  und   wird  eleu  Ansprüchen    einer   Individualelbik 

i  gtiTiHiJit.     Das  zeigt  sich  auch  in  seinem  Buche»   das  an   anderer  Stelle 

her  von   mir  gewürdigt  worden  ist '),   in    dem   die  Ablehnung   df^ 

LÜstnuv    in    erster  Linie    aus    dam  Widerspnjch    zwischen    dem    reinen 

omniühet)  Rationalismus  und  der  ethischen  Xorm  im  Sinne  Kanta  gefolgert 

Bei  der  «ozialen  Bewegung   ist  die  Herstelhmg  sozialer  Gemeinschaft 

Sitteögeeetz    wird    « sozialistisch'*    im    Sinne   Cohens    aufgefaßt)    das 

Ziel   wirklichen  Strebens,    und    die  Begründung   de«  üemeinschafta- 

isi  nnr  im  Sozialiamus  mögUch.     Der  eben  formuherte  ethische 

nriaehen  dem  Sittengeaetz  imd  dem  kapitalistisciien  ErwerlMprin^ip 

^m   im  auch,    der    wohl    den    bedeut4?ndsten    Reform-Marsristen    Tugan- 

^ArmAOWikj  an   dem   soKialiatifiehen   Ziele   festhalten   laßt     Auch  Tugan') 

im  kapitalisti sehen  Wirt^chaftasysteni    einen  unlösbaren  inneren  Wider- 

dftm  CM  m  ürvindo  gehen  müsset  obwohl  er  ansdrücklich  an  eine 

Ikonaifiiiehe  Notwendigkeit  seines  Zusnmmenbmchi  nicht  mehr  lu  glauben 

!       ^  .   (   seitierte  Referat, 

.[imdlagen    des  Mar:d8intts,    1906,    p,    297    und    „Der 

■.,iMliHirni>      Ht   H.   iJ*   p,    1^*  ff. 


»jiifLqu. üä    :*s«^    ikris.    .<SftÄ    die  k^iitalHQKhl 
iri^sKifcäa.  1L*nffä>gL  es.  :^:ä»  »Judiafdicbq  lEittd  < 
mtL    Üfi3.    miäsiä.    zir  T-s^rsrsz^   ös-   BeehtBansclttnimg  fikt, 

Tsii    vTx^it'nnL    Ümiri-n    «r     ^    Ai^kscK     ^    Siizkuügvs    Ferdintil 
r  '  11.  *-*. 

Z*  aeir:  «la.  iitsr  :***rmnfcJff  —  -oti  iu  scökilt  aair  eine  Tttndie  f« 
Tm=iii»*:Irr  3»^tmEan;r  sl  ««n.  —  3li  ••i*5*s3eEräe  I^enker  sich  nida  mir 
mr  ^nitmiacärruiijmhiHCiKitis.  Zrvwo;?!^^  'si«er  die  Unferechtigkiat  ds 
nntrhifgacära.  'S'-^aariPiasiif  :«i:rx-'i£'e^  KBÖfm  d^  lie  zn  eÜÜKbff 
l'^n^mnm^ppwi'SBii  an  "^.nfffi'nn  2»*^^'gL.  irs»»  rwükftle  Beseitigung  jt  gendl 
>  nn^TT^   -WH    :rTiii*'    T^fSrMiL    ij»   -szif^   HixrcT.:.fTnsr   des   nnTcrfilKta 

VHir  Mi-r*  ¥.LT*  IST  2»:c2.  :=zMr  das  vichtigste  theoretiiehe 
rr'.iiusi  ii7  3iii«£i=T*äL  »uraTngacäa.  r^sc:»t:£  und  zvmr  noch  in  eom 
v-srs-r«!  >nnrf  Ls  n  ösaL  :iiswr  Ä'Tenar:^^-  ■Ki?;';  contrs  Ihn^  irt  dk 
l..>«xii;£  lüLiür  T»7»^  fir  snrfSL  SraTnrriffrig  Scs^rzxfrKha*  Observmnz,  sooden 
:Tr  -2**  iirJci^ikniLr  in»£  '*':«2«-Iarcaj:  •»  r^3w*?f>hxKhen  Vanaaetingn 
irs  larcymna,  iiBÖtsniti-p«  f^*  aic^rsLiscssc^-n  «TeKhichtaanffamuig.  Vor 
dcsboi    iiir    b^  3».imt??  ?^Ji:«t.xii  Be-20  Erdzann^  die  mmtemliftiick 

rr*s:T  t -i'afcirn^am  uxf  .^r**  .eiltfccAiK^-s.  TvjrmoMetznngeii  nnternchtod 
2r  n  äfx.  I:rr^7a2  r*^:nLibSL,  ^ki-  iJs  K'u^&e  .üe  zneiaphvnfehe  BflderÜworie 

fE    TSKr^^s"  3  ä«kr*flLJ2Kii'T» .    fd.   r.c-«"  Ez^pirsant   und    der   metmphTaiidM 
Hir.fTinisnns*  ax^iäawsL  ««s.    I«!r  rrere  EBpirümiis  und  der  meUphjnsck 
Sjr^r2iJKzxi&  siirrs.  i^«£r  v:äl  ü»  rci>:«:;£äeh-wisen9chjLftlich  abennrnda 
ri'-'Ti-^     1^   :3X    baroL    rirdiiLs»  T^^Lia^ilich.  dab   denkende  Man-Fondier 
&i:a  :nm>ir  vjri-«r  '}«mflr-a.  Katx  vsüice&s  ron  dem  Tonnirf  des  mett- 
7  I7<f.«:it3.  Xf;g';k':«TTHH   r:i   :<crK<s.  <4>vohl   diesen  Vorwurf  telbit  eil 
Ti^-io.    ixrsT^L  mci  '-^     2:ä    »sae    *3£r    nur  die    Abhmndlimg  von  Mtx 
A  £  1  f  T    iiif  3.  äfs.   .^igT-JCD^HL'  «nchSeneB  ist  'l    Adler  behauptet,  di0 
Xjn    i}:«:ü   Tir    i*m.  Stuir^icikt   ^^  zr.^enen  NamrviaMnschalt  Tertretfl^ 
iiic»  «r*.    iL*«*?   x~rw  CLu  is.-Ss^9  aj»  >?  Materialismns.     Dagegen  habe  idi 
-jv-a-  c  T"H-fc  iuLTi^w-fBibi^   Äi   i-fCT*  Aiknix^gs  erfrenbcherweise  die  Kito- 
▼-»«.-lÄr'ijtr:    i-a   ÄAiaraböL-as  ih!Cit:?eh.    da£  m   Marx  Zeiten  aber,  all 
i»?T  kia:i3ft:^«f  5«it2»irakT  ^üt  aj«  iiMc-Rseh  angcsiehen  wnrde  (Adler,  l.cS.  390 
us>^  ^i:-  3i»^:2üX2!L'2rf*r  AirfHKZx  seäseas  der  Materiaüsmas  gefolgert  wurde. 
.^TLXj  i::ir;*K-l>sL  öfcTo.  ii^  i-sT  Versack  Adkss.  den  Standpunkt  der  modemei 
Ninr-v-?it(i=!:d^-*ji&f:  fzz-  i^i  S*:dSftJTisMfis«:i:aft  erkenntni^theoretisch  ra  begrön- 
x^   Ljf  rrojirofsl  -rur-^j:  encbeinefi  maß.    Ein  Bekenntnis  zum  MateHiGi' 
TT  2«  rz«5;C  iQ:-i  i:«fr  T^:r  «Zn  I^^nc^ec  in  Engels  Abhandlang  ober  Feaeriac^ 
LT.^i  ^  ftz-^ß^r  S-^-racirif:  £«««1  I>äkrsnc.  sowie  in  Harx  ^Heiliger  Familie' 
iZ'i  «.ii-r  5crftÄ:ird=s  cwk  Pjv-odhi*i*t.    Die  schärfste  Waffe  gegen  die«ii 
3Lir^r:ki:<axs»   rrji^  aS??  ü<  ka=.täche  Erkenntniskritik.    Es  bleibt  also  di* 
:ri.    iL^    .^  w>:£.rfs»  TVirres:  des  Xarnsmos  aaf  einer  veralteten  ftäo- 
i^''.L^'z-i^    .-r^:sijai«    rtii*   eis*  Tamohe.   deren  Konstatierong  auch  <fe 

>.-*  riüaicrciicä*^  V^g  anigctnmgen  der  materialistischen  Geschieht»- 
A:::?iss«'-::r£.  I?».  T.  .sfcr:  neire  c-bec  zitierte  Sehrifi. 

*  rbtv'CYC2!obf  Gr^2%fiafi>:s.  p.  $3. 

*  K&;äak^:Ä:  zz-i  Tes^^>rie  im  Su^eite  am  die  Wiswnschaft,  nlbn* 

*  Vcl.  i:e  Be«e<^^  l^  Benno  Erdmann  a.  a.  O.  p.  13— S4. 
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^Mjirxisten  im  weientltcUeQ   der  bürgerlichen  WissenseliÄft  überlasaen 

rlieiiflo  wie  die  Widerlegung  der  ^'enigeD  praktischen  Veri^kationen 

nuileritlistisclieTi   öestifaichtsauffaBBimg,    So  ist  z,  B.  ncmb   jtmgst    einer 

liebliugffversuchet  nämlich  die  Erldärnng  der  Entatehmig  des  Chriaten- 

mtm  (ikoDomiocben  nnd   soziftlen  üraachen   imd  ikre  ATiffa&simg  des  ur^ 

iklien  Koimnouisrnua  ^Kautakvi  Kalthoff]  durch  Ernst  Troeltich  wider^ 

warden  *). 

2,  Die  ftllgtmeiac«  Bevision  der  theoretischen  Grundlagen. 
Eiae  ftllge meine  Revision    der  theoretischen  Grundlagen,   die  an  Geist 
Tiefe  dtfn  friiheren  Versuch  Bemsteins  {YöranasetzungeJi  des  SoÄialiiinui, 
tiueh    ybertrifftHT    hat  Tugan-Barsnowsky    in    seinem    bereiU    des 
en  xjtk^rten  Werke  „Ober  die  theoretischen  Grundlagen  des  Marxiimus, 
versueht.    Er   setzt  sich   in    diesem  Werke  mit   der  inatemlistiBchen 
}f<tchicbUauffM«ttngT   ^^  Wertlehre   and    der  Äkkurnuktiotistheorie  ansein^ 
ier*  in  b*jaoüder»  liemerkeiiswerter  Weise  mit  der  Wertlehre.    Tagan  gibt 
bärgeThcliein  Kritiken  des  MehrwertgeseiKefl  durchaui  xu,  daß  die  Mirssche 
]i«nmg  faiech  und  nicht  imstande  »ei,   den  Preii  ä«  erklären,  dennoch 
er  sie  nicht  preiagehen»  denn  nie   haben  Mant  Gelegenheit  gegeben, 
feine  Mehrwert! ehre  aufjcubauen  und  »omit  alles  hesitxloäe  Einkommen 
Form    sozialer   Aushcuiung   kenn^eiehneti    im    können.     In   seinem 
oben  zitierten  Buche  (s,   51  ff,)  erklärt  er  sogar  die  Mehrwertlehre 
h    und   ilberflüssigt   da   die  Arbeit  uiemals  die  Substanz  des  Wertes 
Die  Quelle  der  ÄuBbeutnng  li<^ge  ganz  wo  anders.     Aueh  die 
jiihslehre  wird  anbedingt  verworfen.     Die  An  frech  terhaltung  der 
^iehre  im  ersten  Buche  seh  eint  mir  falsch  zu  sein«  sie  muß  sowohl  all 
b^orie,  wie  als  Ausheutungslehre  fallen  ^  da  auch  die  VerteUungs  lehre  nur 
i1ir»^'m  logischen  Zusammenhang  mit  der  Produktions-  und  Wertlehre  hin- 
lichend  erklirt  wenden  kann.    Immerhin  zeigt  aber  die  Schrift  Tagaus  eine  er- 
Itche  Tonirt  eilsl  osig  keit»     N  eben  Tugan  tri  tt  Rudolf  G  o  1  d  8  o  h  e  i  d ,  ein  er 
r  erfolgreichsten  Revisoren  des  Marxismus  aus  dem  eoiäaliitiaohen  Lager,  Gold- 
bat jüngst  in  mner  kleinen  Schrift:    ^Verelendung»'  oder  Meli^:yrationa- 
le*  venacht,    die    alte    ¥  erelend  nngsl  ehre,    unter   Anknüpfung   an    den 
pkvmitan  Streit  zwischen  Bernstein  und  Kautsky  über  die  Zusammenbruchs- 
'  mütl   Vf^prilendungntheorie,   nicht   bloß   zu    widerlegen,    sondern    durch    etwas 
gmni   neues,   nämlich    durch   die  Meliorationstheorie  zu  ersetzen.     Er  nimmt 
Ottultcb  ein  „Gesetz  der  soÄiologischen  WeUe"  an  und  versteht  darunter  den 
bfliliTTdigen  Weehs«*l  s^wisi^hen  Verelendung  and  Melioration,  da  eine  inteusive 
üliatische  Auflbeutting  j;n  Lohnkämpfen    führen  und  mit  diesen  zu  einer 
ven  Verbesserung    der   Lage    der    Arbeiter   und    damit    auch    zn    einer 
jng    ihrer   Miditpotition.      Damit  verschwindet    allerdings    nicht    der 
des  Kapitaliamiis,  aber   dieser  findet   auch    wic<kr  einen  Gegendnick^ 
eine  neue  Melioration  erreicht  sei.     Dadurch  werde   ein  allgemeiner  Za- 
fimenbnich  nnmüglich  gemacht,  31t  Goldseheid  meint  sogar^  daß  das  müch- 
[•tige  Proleluriat,  je  müchtiger  et  werde»  um  so  mehr  auch  die  Tendenz  haben 
,    einen    ükonorriischen  Eusammenbmch    nnmSglich    zu   maciien.     Man 
den  Muterittliamus  durch   einen  ökonomischen  Idenlismas,  durch  einen 


*)  Vgh  die  AbhHodlunjf  von  Troeltsch  im  Archiv  für  Sozialiswissen- 
•chaft  und  Sozial pyliuk  ^Üljer  die  nozialeo  Lehren  der  cliristlichen  Kirche  I**, 
IfiO^t  H£*ft  1,  ih  1  ff*  ^^  DäJtu  Ad.  Uarnack,  ^Das  rrchristctitum  und  die 
il<i  Frugt?"    im    Mlrjtheft    der  Prculiibcheu  Jahrbücher  1!>08,   p,  443  ff. 
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T-.-  ii-.  cir^a  i-T-nr^  .ziLiäZl^  v-sririirsi.  Revvlutionir  bleibe  die 
.Lr:- '-rciiB^t  Zh^-^-rr-^  ii  iii-  "w-tlI  srr  ixr  roc:  -i^r  ra'iik&len  Umgestahaf 
>>r  :»-?--ii-!iii-^    ]-*?üiiiifTf.:r:z.T=;r  «kx*  t«igcre  ZakTinf:  «irtrie. 

If^-i  r-  Zr*:r--:'i=:r-K.  Tir*-f  "in-i  •j-:Id*cfiri«i*  ist  jirewiß  noel 
i.-ji  i-'Lff»  *.  ^:t::^ — -*  T7KT!r.  rr».:lAf!rii  w-i-rien-  dir  Hauptsache  ist  ibeTt 
Li-  2.t  T-ÄJ--L*  inj-.:.  ;i  i-^!iiT=:*i-^  MAniJt«£  "ini  n  iinea  tre^ören  in  «nter 
l.:!.-  .:-  ^  :.-i  --t^s.  r-^-fc-'-trc  iir  li-^Äi-ir  N'/nrrn'ü ^kri:  einer  gnndlichei 
s^.'-Ä'  c  i-**  .-'i-r.x-iü  -1—  rrn*:i.-Ti  ■jr^n-i'Ajen  der  monistischen  Doktrin 
■qrYinr  iz.-:  "~j=ii-^  :rkx:Li':  *-fc>-fE_  f-LArkk-^rlsiisch  für  diese  wiaieii- 
*:ia^--ja-  Züriiir-ii-i-  *La«i  Lfr  Wir:.?,  h*  K:id«>lf  «jold scheid  gelegentlick 
-jirr  .  idriÄVr"jrL£  >rr  Lr—j*i-.d?*'2.  1:1-:  Az.tireri*:'.-ii:«":irn  T..ir  nicht  Ungcr 
Z/-:r  ^  >rr  .Nr^.f»i  -■*^Cjii.-i;ir:*  TrrT-TCJtlici.:  bai:  -Für  die  orthodoxe  Bid»" 
TTis  *-"m*  Zifc.i  -¥T-  T  .r  Li:  ;*fr  *jz.-rz.  >rr^  d**  Let^asm-erk  von  KuiMirx 
—  TZii  ».ir  >r  ü'i-sr^  L-r  Sza.^-*  iZ-a-  W»rnsL-b*ftcn  ät-erhanpt.  Wo  immer 
w»r--*  jr^ri-^iz.'rü  Siiti  irr?  H^m^rjjrü  L*rire  zu  er^hhrden  drohen,  erwicht 
*■  r  r-  iLr  i.j:j  rj.;-  xir  illn  t-rsr-riil;:«:*-  w»?iachafilich  aber  durchioi 
TULTuism^Z'.  J rLif-js^iHAT:  r^T-^  ii.^  --r-«r  Forsokong^fTtrebnis.  So  sind  die 
;r'-ii.o  -Ti  Ä-ir-tidr**!  ilziiiilj:i  —  ia*  -::iier«:)aiokbchste  Verhältnis  zur  mo- 
ifnrn.  '^*»«r*is.:iir:  rrn-rü.  All-j*  Zc±aÄ  ist  grieichsam  abgeschnitten  and 
L^iir-ji  i.t::i-:  iizr  ii-*  W-_-:ir«=.T*-l-.'kr=:^  der  MarxM^hen  Lehre  anterbnnden, 
KQ'irTTTL  -^  jfc.  -Trüz.  iiä«:r  Z::9S&zpi  andauert,  sogar  beinahe  nnaosbkibhdu 
ii_:  itr  ItiniäziTB  jnoLtr  n-r-ir  v-r-c  :«i-rr  L^l-endigkeii  veriiert,  die  Vorai*- 
itt'ir'suz  ur.--rr  Si^ifrTrrtiA^Tiz^  ist.  Cii  welche  ist  das  Hanptmittel,  mit 
l'zTiL  Lf  r-.i'.ti' ttü  X-fcrcR-sg.  «:»:h  m  heifen  fachen,  wenn  irgendein  Punkt 
i*-r  L-2r*z  Jir«*  M-iar-er«  -.z.  aZx:  achr^ierdem  Widerspruch  mit  neuen  Fo^ 
s  .:i:i,r*^rr?':i-jäe-f?i  .CTr  rr^l-rc  Ecrvickrsngnatsachen  der  Gegenwart  tritt? 
£?  fT  Lr  ^rrizifrrc  Iz.•:rrT^!r^it:■:•::-  Hier  hal-en  wir  den  haarscharf  en  Gegen- 
«1--1  ;-r-j.  im  ri-risi-  cjacsch^rT  i=.d  ii.:irwis;.>niftischer  Methode.  Die  ßerisio- 
z-s-tz.  «  ^rz  ri«i»:r.-f  ir-i  Pnv*  in  FinkUng  zu  bringen  durch  fortgesetzte 
V^:  -i^^-^  i^r  r^-r-.r.-f.  i:-*  Az.»?Tis>:-z.i5;en  duivh  kontinuierlichen  WediseJ 
i-.r  Iz-friiTfrAr.«:-!-  l">f  '.-f'atrrr  Me«i-->ir  mag  für  die  praktische  Agitation 
T^iZf.i'.r.n:  rir  a-:c.  Lii-rc  s>:i?rrl:ci  i*:  aber  nur  die  erstere  allein  wita&t 
äuj-— -ii  tr^i::  zz,-i  \rkZ':2,'Lir.'  A'r^er  auch  so  heiroiragende  Schriftstelkr 
■»  -  7  .  ^  *  1  iz  £  - .  1  i  * :  i  r :  i  *Li.d  stärker  tu  der  Kritik,  als  in  dem  positire« 
Ai:"'a:  -.--'S  zr;-?;!  S^jr-ez:*.  I^er  wiichtigste  Grund,  warum  wir  noch  immer 
!!■  :  z-'z  ^  xt.'irz.  z*  tfiUT-rc  Nt^»»*  waTteu  uud  auch  fernerhin  warten  münen, 
'j.r-r-..  1  ci^  1-^=1  TT.c  Itzi  iLiTÄ  an  einem  achOpferisohen  Genius,  an  einem 
zi.ii^rz.  ^7ifrzuLj*JEr:t:<i:z  zzi  hi^>:..TiÄrh  gebildeten  zweiten  Marx,  vor  allen 
l'-^rc:  z.  irz..  it.CÄirr-itiT-ic  Fc*;ial:en  an  dem  un^ückseligen  ReTolutioD^ 
it-^t/Tt.  >.-  :.jz«*IrT  F-e-i-^i-nng  dieses  Begriffes  für  die  politische  und 
*..j:.»  T  >:fcT*x*iz^  i*:  >  '-rkaz^;*'.  Man  versteht  unter  ihm  entweder  die 
jrr-wil-ti-  .Cr  '-•  ::rj.:ii-e  l'^iwilriz-;  o»ier  aber  bloö  die  radikale  Umgestaltooi 
,v:r  r-rr^Trl-Tr-ifz  '»--rt3*:zir-i::':-rz  Verhihnisse,  So  zweifellos  es  nun  ist,  diß 
■z.  '^^-.v-.zrz  i-fr  MinL.*=i-z*  die  zweite  Fassung  des  RevolutionsbegrÜlei 
*:;->  .v„  >zz:  it:.  <*  zi'rrz  sioh  doch  seine  Vertreter.  Marx,  das  rerolutio- 
z  4  -^  -  '«V : .. : ;  -^  - 1 ;  ri'  rz  .zs  z  *  iz  ier  Syitze,  inmier  wieder  zu  Deklamationen  im 
>  ■: .  ■..-  -.r.zi  t:TwrfZ-  -rrsvz  KcTohxtionsbegriffes  hinreißen  lassen.  Geride 
.;       .:■_:>  I      :*ir:c:.    .L:-e.    wir  wir  a^^ch  s^en  werden,    zweifellos  heute  die 

>  ..:;  >oz;.ir::  SvvziaLÜfsius  und  s^xziale  Bewegung,  p.  78  f.  Siehe 
ÄUv.-.  r  ;>  :  -  :  h  »/;  iz.  l»ir  jvLtische  Arl»eiteri>ewegung  Frankreichs  in  den 
U:^:;:.  -i.  -  z.  .\rvL:v  :.  ^%!zilwissen5chaft  u.  Sozialpolitik.  XXIU,  1906,  p687. 


leiiteu  realistiBche  Partei  ist,  hat  eich  trotzJem  steU  aufs  neue  eines 
i-EeTolationarismaä"^  ^e  ilui  Robert  Michel»  getauft  hat*X  hcdienL 
aber  durchnns  notwendig,  daß  die  revolutionäre  Phrase  definitiv 
Refortn-Marxi^rnus,  aus  dem  Neubau  eine«  proletarisch en  Antiradi* 
entferut  werde,  lie  liat  der  Arbeiterbewegung  ungemem  geschadet, 
eÜslose  Männer  haben  sich  immer  wieder  auch  von  dem  Berechtigten 
gpo&en  KtillurbewegTing  Äurückgestoßen  gefühlt^  wed  sie  deJi  revolutio- 
Standpunkt  perhorreszierteu  und  weil  sie  begreiflicherweise  nicht  genug 
iiieh-dialektiseh  geschidt  sein  konnten,  um  d^e  doppelte  Interpretation 
solchen  Begriffes  zu  Ter^tehen.  Ea  i»t  darum  höchst  bedauerlich,  daß 
;  Männer  wie  Goldacheid,  die  so  originell  und  energisch  die  Forthildting 
Jten  marxistischen  Grundlagen  in  die  Hand  genommen  habeui  den 
rkiang'  dieses  Wortes  nicht  glauben  entbehren  zu  können.  Die  Taktik, 
L  dea  deuteeben  Marxistuu.^,  hi  langst  realistisch,  d.h.  politisch -parlameri- 
der  wenigen  Straßeudemonstrationen  ungerechnet.  Die  Taktik  der 
Itftt  alio  schon  von  selbst  gegen  die  revolutionäre  Zusammenbruchs- 
des  Marxismus  Front  gemacht,  sie  hat  sich  an  die  EroV>erung  der  politi- 
im  Uacbt  als  nächstes  Ziel  gehalten.  Deswegen  bleibt  aber  der  früher 
ledeulete  Widerspruch  in  dem  Marxachen  System,  zwischen  evolutioniati- 
icni  Beali^mua  und  revolutionärem  Kataatropbiamus ,  durchaus)  bestehen. 
d  dieae  Klipf«*  muß  iu  erster  Linie  von  dem  neuen  System  umschifft 
'den*  Es  k^uji  da?  manciatische  Entwicklungsprinzip  an  sich  durch w*eg 
blatten,  aber  die  VerBtöÜe  gegen  dieses  Prinzip,  die  ein  flraidgäugerischea 
■perament  hineingebracht  bat,  müssen  definitiv  beseitigt  werden.  Wir 
Im  schon  früher  betont,  daß  es  der  sozialistischeB  proletarischen  Beweg^uiig 
ler  an  solchem  schöpferischen  Furtbildner  mangelt,  der  ein  tiefer  Denker 
l  ein  ge&ialer  Taktiker  in  einer  Person  sein  müßte.  Diesen  31angel  hat 
beÄOiiders  lehrreicher  Weise  Eduard  Bernstein  im  vorigen  Jahre  nach 
1  intemmtionalen  Sozialistentage  in  Stuttgart  nnd  noch  v*ir  dem  Parteitage 
Knen  zugegeben^  indem  er  einen  Vergleich  zwischen  der  herrschenden 
?x-Ortliodoxie  imd  der  V>ürgerlicheii  WiBsensebaft  zieht,  bei  welchem  die 
tere  recht  gut  abschneide  fe  *) :  „So  vieles  gegexi  die  beätehenden  Uni  Versi- 
on gesagt  werden  kann,  no  bißt  »ich  doch  nicht  bestreiten,  daß  unter  dem 
^tz  der  Ärbei täte i Jung,  was  poaitiirea  Wissen  und  wisseuichaftliches  For- 
est! anlangt,  heute  &ehr  Aehtlmres  auf  ihnen  geleistet  wird*  Um  nur  ein 
liet   berauszugreifeu*  dsa  der  Sfjxialdeniokratie  besonder«  am  Hej-zen  liegt: 

List  an  wertvollen  volk^wirtachaftlicben»  refli>ektive  sozialökünomifichen 
ndlungen  nicht  in  den  letzten  zwei  Jahrzehuten  aus  den  Seminaren  der 
eDtaoOf  Conrad^  Fuchs,  Lexis^  Öchnlze-Gaevernitz,  Stieda  nsw, 
^org^augeUf  und  was  kann  aul^r  PopulariBiemngen  mid  etwas  Marr- 
die  SozialdcmokrHtie  ihnen  g egenidiers teilen !  So  produktiv  sich 
aeiterbewegtmg  selbst  in  der  Herausarbeitung  neuer  Oi-gane  und  Ein- 
o^gen  erwiesen  hat,  so  unpruiluktiv  hat  sich  —  ich  spreche  da  keines- 
t  nur  eine  perBÖnliebe  oder  nur  bei  EevisionisteD  zu  findende  A^nsicht  aus  — 
wenigen  Auanahmen  die  theoretische  Betätigung  der  Sozialdemokratie 
Seigt*  Und  das  hi  kein  Zufall.  Die  epochemachenden  theoretischen  Ar- 
ten Marx*  datieren  fast  ausschließlich  aus  den  fünMger  oder  sechziger 
üren  de»  yorigen  Jahrhunderts^  wo  die  Arbeiterbewegung  selbst  in  England 

*)   Die  deutsche  Sozialdemokratie  im  internationalen  Verbände,   Archiv 
Somalvriisenaebaft  u.  Sozialpolitik,  XXV.  1907,  p.  Iti7. 
')  SoÄiÄÜstiiche  Mouatahefte,  Septemberbeft  1907, 
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noch  überwiegend  mit  Niederlagen  rechnete  and  um  ihre  Anerkeanimir  no^ 
Seitdem  haben  sich  anf  diesem,  wie  auf  anderen  Gebieten  dei  Wiitichifl» 
lebens  die  bedeataamsten  Änderongen  ToUxogen,  die  MachtreiUStnine  haba 
Bich  wesentlich  verschoben,  nnd  mit  dieser  Verschiebong  sind  neue  Fngii 
in  den  Vordergrund  getreten.  Statt  ihnen  aufmerksam  nachzugehen  ud  m 
—  selbstverständlich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Arbeiterklasae  —  objektir 
auf  ihre  sozialpolitische  Tragweite  zu  prüfen,  hat  man  im  Lager  der.  Ufm 
wir,  um  niemand  zu  verletzen,  meinetwegen:  Strengmarxisten,  ihnen  im 
soweit  Beachtung  geschenkt,  als  sie  die  überlieferte  Doktrin  za  bestitigci 
schienen,  sonst  aber  sie  entweder  ignoriert  oder  hinwegzudeaten  Tcnodi' 
Ich  konnte  mir  nicht  versagen,  diese  Worte  des  gelehrtesten  modemci 
Marxisten  wörtlich  zu  zitieren,  da  sie  in  ganz  ähnlicher  Weise  wie  wir  wäH 
auf  den  historisch  begrenzten  Cliarakter  der  Marxschen  Lehre  hinweisen.— 
Fassen  wir  unsere  kurze  Betrachtang  über  die  Theorie  noch  einmal  n- 
sammen,  so  können  wir  sagen:  die  mit  Bernsteins  ^Voranssetzongen*  be- 
gonnene Zersetzung  und  Revision  der  theoretischen  Grundlagen  des  Msrnf 
mus  ist  auch  heute  noch  nicht  abgeschlossen,  aber  auch  von  einem  posiürei 
Neubau  sind  wir  noch  gleich  weit  entfernt  wie  vor  zehn  Jahren,  wenn  aek 
auch  die  Grundsteine  zu  einem  solchen  vermehrt  haben  dürften. 

n.  Die  Praxis. 

Nach  dem  kleinen  theoretischen  Exkurse  wollen  wir  uns  jetzt  einer 
kurzen  Würdigung  der  sozialistischen  Parteibildung  und  Bewegung  in  den 
wichtigsten  Kulturstaaten  zuwenden.  Wir  wollen  nicht  —  dazu  fehlt  es  hier 
an  Raum  —  im  einzelnen  an  konkreten  Beispielen  prüfen,  inwieweit  sich  bereiti 
in  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  der  Kollektivismus  langsam  dordh 
gesctzt  hat,  inwiefern  er  bereits  ein  Ferment  des  durch  das  soziale  Prinap 
modifizierten,  individualistischen  Kapitalismus  bildet.  Ich  habe  schon  froher 
darauf  hingewiesen,  daß  die  wichtigsten  einzelnen  marxistischen  Lehren,  ta 
der  Wirklichkeit  gemessen,  zum  mindesten  einer  starken  Einschränkung,  wenn 
nicht  gar  einer  absoluten  Revision  bedürfen.  Zu  solchem  Ergebnis  maß  eine 
Untersuchung  des  Kapitalismus  und  seiner  Fortschritte  in  den  einzelnen  Linden 
kommen.  Man  denke  nur  an  die  Akkumulations-  und  Konzentrationslehre, 
die  für  die  Lidustrie  nur  zum  Teil,  für  die  Landwirtschaft  überhaupt  gar 
nicht  gilt,  wie  der  Revisionismus  selbst  eingesehen  hat  (David).  Da  ich  sdbii 
auf  eine  solche  praktische  Prüfung  der  Haltbarkeit  der  einzelnen  Iliecrenie 
nicht  näher  eingehen  kann,  will  ich  wenigstens  den  Leser  auf  das  ausgezeichnete 
Werk  von  Bonrguin  verweisen*),  der  es  unternommen  hat,  den  realen  Wert 
der  sozialistischen  Systeme  an  der  Hand  der  Tatsachen  zu  prüfen,  um  dadmch 
ermitteln  zu  können,  ob  der  Kollektivismus  sich  wirklich  langsam  in  der 
kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  herausbilde.  Zu  diesem  Zwecke  unter 
sucht  er  die  Konzentration  in  Handel  und  Gewerbe,  namentlich  die  Unter 
nehmerverbände,  um  dann  ebenso  objektiv  die  Schranken  dieser  Konzentration 
(Hausindustrie,  selbständiges  Kleingewerbe  etc.)  zu  beleuchten.  Vor  aOen 
Dingen  findet  er  solche  in  der  Landwirtschaft,  dem  selbständigen  BauerntoD. 
Dabei  wird  willig  eiugeräimit,  daß  allerdings  unser  individualistisches  Kon' 
kurrenzsysteiu  bereits  stark  sozialisiert  worden  ist,  indem  man  verstände» 
hat,  seine  Auswüchse  mit  Hilfe  sozialer  Prinzipien  zu  beschneiden.    Aber  ßf 

0  Die  sozialistischen  Systeme  und  die  wirtschaftliche  Entwicklong; 
deutsch  von  Katzenstein,  1906. 
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Sr^f^      tttisoloten    Kollektiviemti»    finden    sich    iiacU   Bourguins    anbefangener 

^"*^^*ttig  i*i  tl^J*  beatehencieu  GeEeHschaftaoTdnimg'  keine  Anknüpfnngi punkte, 

^    seiner  Verwirklicbtiiig   auageiprochen    günstig   aind".     Dieeea  Resultat 

Urgui  n  B  wird  übrigen«  mohiftUgemein  geteilt,  so  beurteilt  z.  ß.  der  Soziologe 

^^  r  <j  i  n  a  n  tl  T ö  n  n  i  e  b  daa  Naben  d es  Sozialismu s  b edeu ten d  gtinfitiger '  j *    Er 

^nt,  daß  die  Gründe  für  den  Sozialismus  durch  Kartelle  und  Trufit  roacbtig 

^^Titärkt,   die  Grande  gegen   ihn  sämtlick  durch  ihre  Wirklichkeit  widerlegt 

j^>rden    sind.     Diese   Wirklichkeit   sei    die    lebendigste    Illustration    zn    dem 

en  Theorem,   daü  zunächst  das  „Sein*',   dann  aber   und   dadurch    daa 

isein*'  umgewälzt  werde^  und  das  sozialistiache  Bewußtsein  dürfe  auf 

Fahne  schreiben:  „In  hoc  signo  vincam!^    Der  gewissenhafte  Forscher 

dem   skeptischen  Urteile  Bourguins   weit  eher  betzupäiehten   geneigt 

izi  ab  dem  Optimismus  von  Tönnies* 

Wir  wollen    nun   die  Bewegung  der  einzelnen  Länder  Revue  pasaiereu 

4A£seti^   indem   wir  uns   möglichst   an  die  dokumentarisch eo  Erklärungen  der 

.wtucelnen  sozialistischen  Parteien  selbst  halten  *   Besonders  gute  Dienste  werden 

m  dieser  Beziehung  die  Berichte  leist4?n,  welche  die  Sozialdemokrat^ sehen 

OrgsniiAtiönen  dreier  Erdteile  an  den   internationalen  Sozialistenkcmgreß  zu 

Statt^irt  (18.— 24.  August  1907)  über  ihre  Taügkeit  in  den  Jaliren  1904— 1&07 

ermtnttet  haben  *), 

1.  Deutschland. 

Es  Y ersteht  sich  von  selbst^  daß  wir  uns  zunächst  mit  der  Wahlnieder* 
der  deutacheu  Soa^ialdemokratie  im  J&bre  1907  kurz  auseinaudersetzen 
Gerade  weil  wir  schon  früher  betont  haben j  daö  die  deutsche  Partei 
im  wesentlichen  eine  Partei  der  politiioh-parlamen tarisch eu  Taktik  ist^  so  ist 
die!se  Niederlage  ein  EreigniB  tod  großer  Bedeutung,  das  wir  am  besten 
vcnrlehen  lernen ^  wenn  wir  das  Urteil  der  geschlagenen  Partei  über  die 
Tragweite  der  verlorenen  Schlucht  mit  dem  bürgerlicher  Nationalökonomen 
ttnd  Politiker  vei*gleichen.  Hören  wir  zunächst,  wie  die  tieutsche  Partei  in 
ihrem  Berichte  an  den  internationalen  Kongreß  sich  da^u  stellt^}.  In  der 
Beontwcirtaiig  der  Frage  nach  den  Ursachen  des,  wie  aie  eelbet  zugibt,  so 
bedentenden  Maü  da  ts  Verlustes  weist  die  Sozial  dem  okratte  sctmachst  auf  die 
gut«  wirtschaftliche  Konjunktur  hin,  die  zahlreiche  Wähler  die  Notlage  nicht 
BD  !uhJ«[a  Uefle^  in  der  sich  unter  jeder  Klassenherrschaft  die  minder  be- 
güterten YoUttklttesen  befinden  mußteD,  Neben  der  herrschenden  Prosperitat 
Besen  aber  noeh  eine  ganze  Anzahl  Faktoren  xu  nennen,  die  nachweislich  den 
Majidatsverlust  mitverichuldet  hätten.  In  erster  Linie  sei  da  die  Btärkere 
Waldbeteiligung   mt   nennen,    die   eiuerseita    durch  den  Zu&amraenichluß  der 

')  Die  Entwicklung  der  sozialen  FragCi  IdOl^  p.  150. 

*)  pDie  sozialistische  Arbeiter-Intemationak"»  herausgeg,  vom  inter^ 
nationalen  Sozialistischen  Bureau,  mit  einem  Vorwort  von  E  m  i  l  Ya  n  d  e  r  v  e  I  d  e, 
deutsehe  Ausgabe,  Berlin  1907,  —  Fiir  Deutschland  vgl  besonders: 
P,  Kampf  fmey  er,  Die  Sozialdemokratie  im  Lichte  der  Kulturgeschichte,  eine 
Führung  durch  die  sozialdemokratische  Bewegung  und  LiteratuTj  Berlin  1907'. 
Femer  Michels,  Die  deutsche  Sozia  Id  emokratie.  1 .  Part  eimi  tgli  eds<^haft  und 
soeiale  Zuiammensetzung,  — :  Die  deutscha  Sodaldcmokratie  im  internatio- 
nalen Verbände,  eine  kritische  Untersuchung,  ^Archiv  f.  Sozial wissensch*  und 
8oziali>olitik,  XXUI,  1906,  und  XXV,  1907.  —  Günther  a.  a,  Ü*  —  Bruu- 
huber  H,  a.  0,  —  Gegen  ihn  Ed.  Bernstein,  Die  heutige  Sozialdemokratie 
in  Theorie  uml  Praxis,  l9Qn. 

*)  Zum  folgenden  s.  Die  soziaÜstische  Arbeiter-Internationale,  p.  105  ff- 
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bürgerlichen    Parteien,    andererseits    durch    eine    speziell    zur   Führung  d« 
Wahlkampfes   gegründete  Organisation,    wie   den  Reichsverband   gegen  die 
Sozialdemokratie,   hervorgerufen   ward,   der  die  volle  Unterstützung  der  Be- 
gierungsorgane vom  Reichskanzler  bis  zum  Pohzeidiener  gefunden  habe  nnd 
dadurch  der  offizielle  Leiter  des  ganzen  Wahlkampfes  geworden  sei.    Dessen 
Gründung  hinwieder  sei,  wie  bekannt,  die  Folge  des  Dreimillionensieges  vom 
16.  Juni  1903,  der  bewirkt  habe,   daß  alle  bürgerlichen  Parteien,  einschließ- 
lich des  Zentrums,  sich  enger  aneinander  schlössen.     Dieser  Zusammenschloß 
habe  sich  sodann  zuerst  bei  den  Wahlprüfungen  fühlbar  gemacht,  bei  deneo 
die  bürgerliche  Mehrheit,  ihre  früheren  Grundsätze  mit  Füßen  tretend,  zwei 
Mandate    deshalb    für  ungültig   erklärt   habe,   weil  von  sozialistenfeindlichef' 
Seite  Wahlbeeinflussungen  vorgekommen  seien.    Vor  allem  aber  sei  bei  den 
Nachwahlen    eine    beispiellose  Sozialistenhetze    entfaltet   worden.     So  sä  ei 
denn  geschehen,  daß  die  Sozialdemokratie  auch  diese  beiden  Mandate  verloren 
habe.     Obendrein  habe  indessen  Fürst  Bülow  im  Reichstage  Sozialistentöter- 
Reden  gehalten,  in  denen  er  den  bürgerüchen  Parteien  immer  wieder  empfahl, 
gegen  die  Sozialdemokratie  einig  zu  sein.    Auf  diese  Weise   seien  für  1908 
alle  Vorbereitungen  getroffen  gewesen,  die  Einigung  sämtlicher  bürgerhcher 
Parteien   einschließlich   des  Zentrums   gegen   die  Sozialdemokratie   herbeizu- 
führen,   allein   die  plötzliche  Auflösung  des  Reichstages   im   Dezeral)er  1906 
habe    diesen    Plan    durchkreuzt.     Dennoch    sei   im    Osten   Deutschlands  das 
Zentrum  im  bürgerlichen  Mischmasch  aufgegangen  und  ebenso  seien  in  emer 
Anzahl  Wahlkreise,  wie  z.  B.  Breslau,  Königsberg,  Gotha  usw.,  schon  für  die 
Hauptwahl  Bündnisse  zwischen  den  Agrariern,  den  Konservativen  und  Liberalen 
zustande  gekommen.    Die  Sozialdemokratie  habe  also  nicht  nur  bei  der  Sücb- 
wahl,  sondern  auch  schon  bei  der  Hauptwahl  vielfach  gegen  eine  geschlossene 
reaktionäre  Masse  kämpfen  müssen.    Dazu  hätte  die  Regierung  sich  die  größt- 
mögliche Mühe  gegeben,    die  bürgerlichen  Parteien   soweit  unter  einen  Hut 
zu   bringen,   daß   t-ie   sich  schon  bei   der  Hauptwahl  auf  einen  Kandidaten 
gegen  den  sozialdemokratischen  vereinigten.    Dabei  hätten   die  bürgerlichen 
Parteien  den  Wahlkampf  in  einer  so  schamlosen  Weise,  wie  sie  ihn  noch  nie 
führten,  betrieben:  hundertmal  widerlegte  Verleumdungen  und  Fälschungen 
seien  in  Millionen  von  Flugblättern   im  ganzen  Deutschen  Reiche  verbreitet 
worden,  von  berichtigenden  Darstellungen  hätte  die  Presse  der  bürgerlichen 
Parteien    keine    Notiz    genommen,    weder   Geld    noch   Mühe    seien    gescheut 
worden.     Denn  auch   Geld  hätten   diesmal   die  Gegner   der  Sozialdemokratie 
im   Gegensatz    zu   früher   in   Hülle   und   Fülle   gehabt,   indem   die  Vertreter 
der    Großindustrie    sich    verpflichtet    hätten,     pro    Kopf    des    beschäftigten 
Arbeiters    \  M    zu  oi>fem,   und   die  Börsenleute   des   Großhandels,  beglückt 
darüber,  daß  einer  ihrer  Leute,  Demburg,  zur  Kolonialexzellenz  ernannt  sei, 
Zehntausende  gezeichnet  hätten.     Alle  diese  Älittel  seien  dem  Reichsverhande 
zur  Verleumdung  der  Sozialdemokratie  zugeflossen.    Aber  trotz  alledem  hatten 
von  den  Wahlberechtigten  für  die  Sozialdemokratie  1903:  24,02  7o,  1907:  2436Vi 
gestimmt,  die  Stimmenzahl  sei  von  3 CIO  771  auf  3  258  968  gestiegen,    Schat« 
man  die  Zahl   der  aus  den  eben  geschilderten  Gründen  verlorenen  Mitläufer 
auf  */^  Million,  so  sei  der  tatsächliche  Zuwachs  an  Wählern  */«  Million.    W« 
Sozialdemokratie  dürfe  mit  einer  solchen  Stimmenzunahme  zufrieden  sein, 
denn   die   3V4  Millionen  Wähler,   die  diesmal   allen  Bemühungen  der  Gegner 
zum  Trotz  festgeblieben   seien,    ständen   treuer  zur  sozialistischen  Sache  als 
die  3  31illionen  des    IH.  Juni  1903.    Dem  Gegner  sei  es  nicht  gelimgen,  der 
Sozialdemokratie    den   Namen    der  Dreimillionenpartei    streitig    zu   machen. 
Vielmehr  wären  V«  Million  neuer  Rekruten  kampfbereit  auf  der  WahlsUtt, 
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ler  nur  einij^e  Pomtioneo  dem  Feinde  hätten   geiümnt  werilen  müesen. 
von  ^giieriBcbiT  äeite  werde  mau,   weuü  aat-li  mderwinig,  srazuijeben 
^fti,  d&ti  die  Itftflden  nicht  d&raii  gedat^Lt  hätten,  den  Lockrufen  ihrer 
ude  tti  fiil^en  iiDd  abtrünDig  zu  werdt^n. 

i .  vor  alleu  IHngeu  tröstet  «ich  die  Sozialdemokratie  damit  über 
>  düO  jetzt  bei  ihr  fast  nur  die  Arbeiter  geblieben  meiert,  daß  sie 

iij  dt^uü  j*.!  ArlmU^r-  und  Pridetarierpartei  gewordeu  sei  imd  daß  somit 
twbe  Arbeiti^i-staijd,  towcit  ex  pcdttisch  interesiiert  eei»  in  der  Sozial- 
lokratit*  mehr  ond  mehr  die  ihm  zuttehende  und  zukanmiend*^  Vertretung 
B,  8«j  wünle  »ich  tlio  der  vorzngsweitfe  jiroletariache  Charakter  der 
Ucb^u  Soztaidetnükratie  ^)  noch  veretärkt  haben.  Soweit  die  Sozialdemo- 
fielbfet  über  ihre  Niederlage  vom  Jahre  1907,  —  Gehen  wir  nun  mit 
bOrgerlichen  NationalökonomeD  noch  etwaa  näher  auf  die  Art  und 
der  Wahtnied erläge  ein*  Franz  Ludwig  hat  nach  dieser  Kiehtung 
IU?3cFiiiUigii wählen  von  1907  eingehend  nnteriucht ').  Drei  Momente  kenn- 
«u  iiaeh  ihm  die  Üröße  der  flonaldemokra tischen  Niederlage;  Die  Sozial- 
ikjütie  habe  echon  bei  den  Haapt wählen  weniger  Mandate  ermugenf  sie 
»L'dai^n  an  weniger  äticbwahlen  beteiligt  gewesen  und  endlich,  wo  sie  den 
8ieg  ntjtdi  im  ersten  Wald  gange  errungen  habe,  sei  ihre  Stimmenmehrheit 
Db€*T  die  bürgifrlichen  Kandidaten  geringer  geworden.  Im  allgemeinen  sei 
ihm  Bl^ndaUzi^er  von  61   Mandaten  im  Jahre  1908  auf  4d  gesunken,  in  den 

tuptwaldrn   seien   nur   29   Sü^ialdemokraten   gegen   ö6   im   Jahre    19{*3   ge- 
hit  wi>nlen.     In  nur  90  Stichwahlen  Kegcuüber  118  im  Jahre  1903  sei  die 
Part«f]    beteiligt  gewesen   und  habe  im  ganzen    gep^euüber   ihrer  Mandatszahl 
ftiiti   Schloß    iler  Legislaturperiode   1906   (79)   44  Mandate   verlureu,    denen 
lim  tiewimi  von  8  Mandaten   gegenüberstünde.     Aus   den  Stichwahlen 
7   lijibü  sie  nur   li  Mantiate    gerettet,   wobei   ^ie    iu  den  versuhiedensten 
fthticreiftcn  dnroli   dag  Wahlglüekt  d,  b.  durch  die  Uneinigkeit  der  bürger- 
pÄrttdcn,   bcgunatigt   worden   sei*     Bemerkenswert  &ei  ferner  die  Tat- 
►,  daß  von  den  in  der  Hauptw^ahl  errungenen  Mandaten  der  Sozialdemo- 
,lii*  in  23  VYishlkreiflen,   fcelbat   der  Wahlkreis  Bcbels   nicht  ausgenommen, 
Ulli  Mt.*hrheit  gegenüber  dun  bürgerlieheu  Stimmen  bedeutend  verringert 
t,  in  t'itujclnen  Wahlkreisen  geradezu  anffallcDd:  in  Leipzig-Land  um  14440, 
Liri*tdtT)  rm-hU  der  Elbe  cm  UiiiS,  in  Zittau  8553,  in  Stollberg  und  in  Teliow- 
«ekciW'^'  'Mirg  über  6000,    Freilich  tröste  sich  die  Sozialdemokratie 

er   ihre  .r   damit,   da  13   «ie   im   ganzen  einen  Stimmenzuw^acbs  von 

^  tünrtdt  imbif*  Uiese  Ziffer  sei  an  fiicb  richtig,  es  dürfe  Jedoch  nicht  übei*- 
werden,  daß  aie  in  w leiten  Gebieten,  besonders  im  Königreiche  Sachsen, 
den  thiirmgiHchen  *Staati*ti,  in  Mecklenburg  utw»,  auch  einen  erhebliehen 
limmeurückgang  erbtten  habe»  und  da«,  gegenüber  U*03,  in  nicht 
ger  als  1&2  Waldkreiieu-  In  ^48  Kreisen  wäre  oUej-dings  eine  StimmeiiÄU- 
*  zu  vcrsEcichneDT  iie  erreiche  jedoch  in  45  Wahlkreisen  nicht  einmal  &  "/d* 
Stimmenxunahme  der  So/äaldemokmtie  »tele  aber  die  weit  größere 
kimiueuzunahme  der  bürgerJichen  Parteien  gegenübt<r,  die  sich  im 
tdnrchsi^hnitt  auf  25%  belaufe.  Pie  Zunahme  verteile  ^icb  auf  391 
e^  ein«'  Almahme  fände  sich  nur  in  6  Wahlkreisen.  In  19  Wahlkreisen 
e  Zoual^me  der  auf  die  Kandidaten  der  bürgerlichen  Parteien  gefallenen 
übi'r  ÖO'/fl   gegenüber  der  Stimmeuzalil    von   1903   betragen.     Von 

Michels,  Archiv  für  So^sialwissenschaft  utc»,  l9(.Mi,  p.  655* 
*)  Ltidwig,  Die  Reirbflta)?gwalilt*n  vun  1907  und  die  Sozial demnkraÜet 
n  n    iu07.    Zum  följ^i-ndtn;  p,  61  If, 


5*1<3  Bier  mann.  Di«  ii<ea€re  Entwickhmg  des  SoiziaüsmiUi. 

i-*n  •>  WÄhlkr^Äii  »V*r.  in  denen  die  liörgeiiichen  Stimmen  liegen  19QI 
nr^^k^e-zanz^n  ?rirc..  erreiche  der  Stimmenräckjrang  in  zweien  noch  nicht  i 
1'  ,.  *>  iao  ri^n:I:oh  n^ir  4  Wahlkreise  von  den  35^7  des  Beiches  bliebcB, 
'^  irn.=n  tine  =.e=^rc*w«Ttr  Abnahme  der  bürgeriicfaen  Stimmen  festgettcOt 
w-»rien  k-T'Cz.r.  :z:-i  «üeae  dürfe  w.;.hl  in  lokalen  Verhältnissen  liegen.  — 
V^riZ'X*  'Jt:  Lu  iw:s  ir*.*iz  der  angenK-heinlichen.  von  ihm  ja  mit  reicUicfaei 
ZLirrs.  l^riBr-rien  WÄh!n:e»ierlÄire*i  weit  von  einer  optimistischen  Beoiteifaiig 
drr  ««r'zial-iem'r-kTt tischen  «jefahr  entfernt.  Aach  er  meint,  daß  die  Scaal- 
•i«^*!^: krarle  -iaiiar^b.  nicht  überwunden  sei 'i.  dab  sie  drei  Dntzend  Bdd» 
tAg«~.ar'iate  v?rir>ren  habe,  sondfam  ihre  Niederlage  sei  eine  rein  strategische; 
in-nerhfn  Lac-e  »ich  'üe  Zahl  ihrer  Wähler  vermehrt  nnd  3\^  Million  deutscher 
WiLIer  hätten  t'.^h  in  der  Haaprwahl  für  den  sozialdemokratischen  Kin- 
•iiiateiL  g«e*timmt.  r*arcm  «ei  der  große  Entscheitlnngskampf  zwischn 
B-irarertusi  an-i  S^rzialdrtnokratie  bei  den  Wahlen  von  1907  noch  nicht  anr 
srekizif-ti.  *«:'n«:rm  nur  vertagt  worden.  Eine  Tatsache,  aus  der  Ludwig 
fir  i^  dect^he  Bürgertum  Lehren  zu  ziehen  versucht,  die  uns  hier  nicht 
ir.:erv»:"errr..  rb-rrhaapt  ist  der  durchaus  verständlichen  Siegesfreude  im 
Lijr*rr  -irr  bürgerlichen  Parteien  sehr  bald  die  ruhige  Cberlegung  gefolgt, 
•Ür  rt-en  zt:  ährllohen  Resultaten  gelangen  muß.  wie  zu  denen  Ludwigs,  und 
au -h  •üe  La:!*.'na:*~k. -n^^mische  Wissenschaft  hat  sich  zum  Teil  recht  skeptiidi 
ü*''er  die  Erzec-ni^se  der  letzten  Keichstagswahlen  bezüglich  einer  abn^men- 
den  B'e^IcHt^ing  der  S^.-kzialdemokratie  geäußert.  So  meinte  z.  B.  Adolf 
Wiener  ii:  der  Maipieburger  Tagune  des  Vereins  für  S«)zialpolitik  1907 •), 
rr  cTnne  hiz:s:i.-htl:oh  der  Leugnung  einer  wirklichen  Gefahr  der  gegenwärtigen 
Bc^i'^::':;mz  nnd  des  weiteren  Anwachsens  der  Sozialdemokratie  die  ErgebnisM 
der  Irtzten  Beichstag«wahl  nicht  optimistisch  auslegen.  Diese  lägen 
viel:r.e!ir  nur  darin,  daß  bisher  dank  der  l>e«tehenden  Wahlkreiseinteünng 
dieW^l  drr  numerischen  Bedeutung  der  sozialdemokratischen  Wählerschaft 
nit'h:  hart*'  entsp-rechen  können.  Eine  vom  Standpunkte  des  radikalen  gleichem 
Wihlrechte?  eigentlich  folgerichtig  zu  fordernde  Änderung  der  Wahlkreis" 
eintedun^  wünie  dagegen  schon  jetzt  zu  weit  günstigeren  Ergebnissen  fv 
die  Sozial  i>^rr.<'kkraten  geführt  haben.  Wenn  z.  B.  Berlin  nur  6  Wahlkreiie 
hal-e.  Kl  «e:  dies  gerade  vom  Standpunkte  des  allgemeinen,  gleichen  und 
direktrn  Wahlr^^hts  aus  kaum  haltbar.  Diejenigen,  die  es  verträten,  müßten 
d:e«e  Wahlkre:  seine  eilung  weiter  den  Verhältnissen  entsprechend  umzuwan- 
deln «'johen.  ««?fem  sie  konsequent  sein  wollten.  Wenn  das  erfolge,  dam 
känie  man  a'-^r  in  der  nächsten  Zeit  nicht  zu  einer  Halbierung  der  Beichr 
ta^mandate  für  ^iie  Sozialdemokratie,  sondern  zu  einer  noch  weiteren  «ehr 
bedeutendfii  Strii;erung.  Für  Wagner,  wie  für  manchen  anderen  ernsten 
Patr^ten  ist  eben  die  Unzuveriässigkeit  der  Sozialdemokratie  und  ihre  reis 
negative  Haltung  dem  Heeres-  und  Marinebudget  gegenüber  ein  Umstand, 
der  ihn  immer  wieder  von  einem  Paktieren  mit  den  übrigen  sonaldemobt- 
tischen  Parteifordenmgen  abhält.  Die  Sozialdemokratie  beteiligt  sich  eben 
nicht  an  der  Fürsorge  für  die  Sicherheit  des  BeicheSf  und  allein  darum  schon 
unterliegt  ihre  Stärkung  für  Wagner  großem  Bedenken.  —  Wir  können 
jedenfalls  unsere  Betrachtung  über  den  Wahlkampf  von  1907  abechliefleUt 
indem  wir  sagen,  daß  eine  wesentliche  Schwächung  der  Partei  selbst  nidt 

*>  cf.  auch  Bobert  Jaffe.    Die  letzten  Keichstagswahlen  und  die  &- 
kuuft  der  Sozialdemokratie.    Preuß.  Jahrbücher.    Bd.  128,  1907,  S.  300  £ 
^  Ludwig,  a.  a.  0.  p.  91  ff. 
')  Schnften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.    Bd.  125,  1908,  S.  279. 
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etriften  ist,  liaÜ  vithju^liF  ihr  l:ür  die  Tiiktik  bo  übernus  bedeutuiig-svoller 
Btffiksiinpfclmrtikter   sicli    eher  noch  verstärkt  zu  haben  Bcheint.     Daniiti 
der  H  Kn  da  td  verbiet  aticb  für  die  polittitch- pari  am  entarische  deutsche  Partei 
keine  entfcbeidende  Niederläg^e  tjberliaupt. 

Zwri  FruRt'ii  flind  es  nun  uu  ührigeu,  die  bei  einer  ol)iektiveü  Be- 
chi^ing  da»  £cf£iiLldeniukrfitist:beii  Parieibetriebes  in  Dentachlantl  auftauchen; 
Ut  die  l^urtdi  einiger  oder  uneiniger  jjeworden?  unti  zw-eitena: 
die  f^artei  retdistiflt'her  oder  ntopiEtiErh«revübitionlirer  s^e worden?  Die 
Awtortnng  der  6rftt(*it  Fr&ge  muU  zunächBt  zu^el^en,  daü  die  Bedeatung 
Berimottiimtif  jsujfenotiimen  bat  be/üjjlich  ihres  theoretischen  Streben» 
bofigltdi  ihrer  Kritik  cltrr  Orthodoxi  e  ^mun  denke  an  B  e  r  n  s  t  e  i  n »  U  o  1  d  - 
ittidf  Schippelf  l.'ulwer  u,  a.),  dall  sie  aber  bezügbch  ihrer  praktischen 
tl  (man  denJce  nn  die  sebrift^itelkrisc^ben  Untern ehmungen  des  Ehe* 
Brann  und  Bernitejns)  na^b  wie  vor  in  engen  Schranken  gebalten 
Noeh  herniclit  der  Mte  pHraeenhafte  Radikal ii^muSf  und  darum  kann 
i*täer  gröÜeren  Eiubeit  njein*.'it  EriLchteus,  wie  sie  z.  B»  Sombart  für 
tolematiotmleu  8o£taliimus  annimmt  (seine  berühmte  ^Tendenz  zur 
bcit^)  nicht  di(^  Hede  ^ein.  Mit  Re^^bt  macht  auch  Michels*}  darauf 
Itfinrkvaiu^  daÜ  sieb  innerlnilb  ileä  Kabmens  der  modernen  deutschen 
t>*?it^rbew**gung  die  Erpchciniingen  der  Dissonanz,  ja  der  Diskrepanz 
Ei«arhin  inebreri*  Einenseitt  vmrden  die  Reitjungsflächen  zwiseben  der 
klisÜEichc'n  ik'werkschaftabewegung  und  der  poUtiBcheu  Sozialdemokratie 
grober ♦  fUnn  aber  finde  in  der  Partei  ein  Schieben  nach  ^ Rechts* 
i|j>d  andereF^eits  na^'b  ^Lmke^  statt,  indem  das  Aulti'etent  Hie  Max  Bcbippel, 
biü  ßjkphael  Friedeberg!  keineswegs  nur  zufällige  Eplsodeti  seien.  Das  ist 
Btif:b  tsuftere  übonEeugung,  wenn  wir  uns  auch  nicht  gar  m.  optimiatdecheii 
rartujigen  bezüglich  einer  baldigen  Trennung  der  Qewerksabaften  von 
»oxialdemolEftttiaGhen  Partei,  wie  dies  z,  B.  R.  Jaff^*)  für  eine  Er- 
Eiiig  d«a  toxi&ldemokraiischeti  Lebent  überhaupt  als  notwendig  erachtet, 
vermog«!!.  In  Denteehland  gind  bekunntlicb  neben  den  großen 
ilrt3ifti(fftea  Beruf»verl>ändeii,  die  der  Generttlkommiaatoa  der  Gewerk- 
bsll«0  mgeachlosaen  lind,  auch  noch  Lokfllorgtsis&tioneB  vorhanden-  Wie 
Parteibericht  an  den  internationalen  Kongreß  bemerkt*),  war  zur  Zeit 
^riftlittengesetÄeB  die  Lokalorgani&ation  die  ÄweckmaÜige  Form  der 
'  ifUorganisation,  weil  sie  den  Tücken  dea  äozialisteogeaetzc^  besser 
bieten  konnte.  Die  Lokalorgantsationen  waren  durch  das  Institut 
Viirti«Qen«leute  lose  miteinander  verbunden.  All mäb lieh  traten  diese 
aiaatianen  an  Mitgliederzahl  und  Bedeutung  immer  mehr  hinter 
gewillig  an wjiih*i enden  Zentralorgani&ationeu  zurück.  Der  Blannheimer 
tNag  nihin  erneut  Anl&A,  sich  im  Prinzip  für  die  zentralisierten  Organ i- 
ümn    auizuapreeben.    Et    wurde    folgender    Antrag    angenommen: 

pDflT  Parteitag  beauftragt  den  Parteivorstand,  bis  anm  niicbBten  Parteitag  den 

tu  machen,  in  Verbindung  mit  der  CreneralkommiBsion  der  Gewerk* 

haften    diese  Frage    im   Sinne  der  Lübeckschen  Resolution   zu  regehi,   und 

it   damit   übi*r   dir    zur  Frage    der   lokalorganisierten  Gcwerkachaften    ge* 

liim  Ajttriig«:  tur  Tagetordntmg  über,'^ 


*)  Lttemtiir  zur  rirsehlchte   des  Soeialüiinas, 
ift  und  Sozialpolitik  XXm-,  190H,  S,  804. 
*>  Jaff*  Ä,  a.  U,  1«.  .m, 
•>  a.  ».  0,  p.  41ii. 
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5C^  Biermftiiii.  Die  neaere  Entwickliing  des  SozialiBmas. 

IKe  Lübecker  Beflohitioii  besagt: 

.Der  Kainpf  der  Arbeiterklassen  auf  politischem  and  gewerkschaftlichem 
Gebiete  erfordert  einheitliche  Zusammenfassiing  aller  Kräfte  in  den  be- 
tnrffenüen  Organisationen.  Hofifeutlich  gelingt  es,  die  klassenbewußten  G«- 
werksohaftler  Deutschlands,  soweit  sie  noch  lokalorganisiert  sind,  von  der 
Notwendigkeit  des  Übertritts  in  die  Zentralorganisationen  zn  übenseogen.*' 

Die  r^arstellnng  des  Verhältnisses  der  freien  Gewerkschaften  «ir  pofiti- 
sehen  Partei  der  Sozialdemokratie  hat  noch  jedem  Beurteiler  Schwiengkeha 
gemacht.  Jümr^t  hat  Heilborn')  zu  zeigen  versucht,  daß  die  Gewetfc- 
Schäften  solange  sich  einer  revolutionären  Phraseologie  bedienen  mnfitai, 
als  sie  den  Arbeitern  noch  nicht  viele  Vorteile  zu  bieten  vermochten  nii 
ilie  revolutionire  Phrase  auch  zur  Aufrechterhaltung  einer  gewissen  Kampf» 
Stimmung  (»ei trage.  Je  mehr  aber  die  Gewerkrereine  ihren  Mitglieden  fv 
den  Tageskampf,  für  d«i  Gegenwartskampf  zu  bieten  vermögen,  desto  mefar 
kämen  auch  die  Verbände,  oft  gegen  ihren  Willen,  auf  den  Boden  dff 
heutigen  Staatsordnung  zu  stehen,  je  neutraler  sie  würden,  je  unvermeidlidiar 
seien  naturgemäß  Konflikte  mit  der  offiziellen  Partei,  wie  sie  seit  des 
90er  Jahren  keineswegs  ausgeblieben  seien.  Und  Heilbom  zeigt  dann  n 
der  Maifeier,  dem  Massenstreik  u.  a.,  wie  die  Gewerkschaften  mandieria 
Konzessionen  der  Parteileitung  abgetrotzt  haben.  Jedenfalls  ist  der  Gegen- 
satz offenbar  vorhanden. 

Die  zweite  Frage,  ob  die  Partei  realistischer  oder  utopistisch-revolntionirer 
geworden  sei,  läßt  sich  wohl  nur  im  Vergleiche  mit  dem  Auslande  beantworten, 
und  da  wird  man  —  in  der  Beziehung  stimme  ich  mit  Michels  überein  ^ 
im  Gegensatz  zur  populären  Ansicht  der  Meinung  sein  müssen,  daß  die  dentsdie 
Partei  heute  an  der  Spitze  des  rechten  Flügels  des  internationalen  Soiit- 
lismus  marschiert,  daß  sie  als  politisch-parlamentarische  Partei  als  evohitio- 
nistisch-marxistische  Theorie  im  allgemeinen  den  Realismus  verficht.  D« 
leigte  deutlich  ihre  Abschüttelung  des  Anarcho>Sozialismus  und  ihre  BeM>- 
solution  in  Stuttgart  gegen  den  Antimilitarismus*),  gegen  den  Hervtismoi. 
Besonders  deutlich  wird  uns  dieser  Realismus,  wenn  man  sich  die  aoslindi- 
sehen  Stimmen  vergegenwärtigt,  die  der  deutschen  Partei  und  ihrer  Pllte^ 
leitung  eine  -Verbonrgeoisierung*  vorwerfen  imd  sie  des  Mangels  an  neoai 
Ideen  zeihen  (z.  B.  Lagardelle).  Michels,  selbst  ein  Vertreter  des  iw)" 
lutionären  Syndikalismus  (Privatdozent  in  Turin),  hat  diese  Stimmen  in  einem 
der  früher  zitierten  Aufsätze  gesammelt*).  Michels  begründet  seinen  Vor 
wurf  der  Verbürgerlichung  im  einzelnen  und  wirft  der  deutschen  SoBt^ 
demokratie  vor*),  daß  sie  den  internationalen  Kongreß  entachieden  nifih 
rechts  geführt  habe,  wofür  er  mannigfache  Beispiele  anführt;  er  hilt  ür 
mangelndes  Verständnis  für  das  Problem  des  Generalstreiks  vor  und  erinnert 
an  die  feindliche  Haltung  der  Sozialdemokratie  dem  Generalstreik  gegenäber 
auf  dem  Amsterdamer  Kongreß  1905.  Die  Wahlrechtskämpfe  der  deatfcb« 
Partei  und  ihre  Demonstrationen  könne  man  als  im  Sande  stecken  geblieben 
kaum  rechnen.  Im  allgemeinen  schließt  —  und  darin  sieht  der  ultrarsdikslB 
Michels  einen  Fehler  —  die  Taktik  der  deutschen  Sozialdemokratie  ^ 
Generalstreik  wie  überhaupt  die  direkte  Aktion  aus.    Ebenso  übd  venneri^t 

*)  Die  freien  Gewerkschaften  seit  1890,  ein.  Überblick  über  ihre  prp^ 
sationen,  ihre  Ziele  und  ihr  Verhältnis  zur  sozialdemokratischen  Partei,  1^^» 

*)  Dieser  wird  ausführlich  von  Borgius  in  seinem  Aufsätze  über  da» 
Anarchismus  (in  diesem  Heft)  geschildert. 

*)  Arvhiv  f.  Sozialwissensch.  u.  Sozialpolitik,  XXV,  1907,  S.  148  £ 

*)  Zum  folgenden  s.  p.  168  ff.,  170  ff.,  180  ff^  190  ff.,  206,  208  £ 


Bi ermann.  Die  neaere  EnhiicMiing  dei  SodalJBmm, 


505 


der   lieut&tiiien  Piirtei    von  HicbelB  ihr  mangelndes  Verständni«  für  die 
Btuiiüii«rbtbt:be  Bewej^tiujf^   die    abg-esehen   von   dem  Auftreten  de»  jungen 
bkoecht   in    DcntückUnd    ginzlicb    bedeutnngiloi    «ed.     Ihr   ganzer    Anti- 
ans  besriminke  »ich  in  praxi  auf  die  Verweigeranjf  des  Heeresb^dgetat 
dflutadie  Soj^iddetnakratie   gelte  im   interufttionttlen  Verbände  niebt  nur 
bt  TAterl&ndalofi,  «onderu  man  mU«ie  sie  sogar  ent  da^n  zwingen,  die 
tit&rsti^n  Bedingmigt^n  des  internationalen  Soisialismae  ni  erfüllen*     Das 
'  Mob  dentlirb  bei  dem  Miirokkokonflikte  ge?,eigt.    MiKbels  meint^  danim 
m«n   die   dentsche  Piirtei    als   die  Partei   der  Bebaming^    der  hyi>er- 
rativen  Tnktik  im  luternationalismiia  be^seichneu.    Abt^r  diene  Sachlage 
de  in  Dentficbland  nicbt  Äugcgebeti,    „Den  bürgerlitahen  Parteien  in  ihrem 
i&i  gilt   die  dent«cbe  Sozialdemokratie  noch  immer  ali  die  wildeste,  turbu- 
al€ste^  onverträgHc liste  iiller  Gruppen  des  iKitenmttonalen  BoaRalismus.  In  noch 
ktetu  MaBe  beberrseht  diese  Legende  die  Kreiae  der  Hegiening.    Dnrch 
ch  gestimmten  Snzi allste ntotangen  Bernhard  von  Bülows  zieht  mch 
"ein  roter  Facleu  die  huidvoUe  Anerkennung  der  Bravheit  der  soadalistiReben 
[iiffterknaben  des  AuBliindes.    Der  Glaube  an  die  Soblecbtigkeit  (ScbleühtigkeiL 
i  Ged^ihtswinkel  de»  Beurteilenden  ans)  im  Gegensatz  zu  den  frauzöbiüeben, 
hen,   i^licnisehen  Sozialisten    gehört   geradezu   zum  eisernen  Beeten  de 
politiicben  Weisheit  unserer  gebildeten  Stände,    den  sie  sich  nun  eiumal 
keine  Erkenntnis   des    wahren  Bachverhalts  rauben    läßt^)/     Es  wird 
b  sicher  gelten   dürfen,    daß  MicheJs  »einen  Yorwtirf  der  Verbiirgcr- 
der  deutschen  Partei  gegenüber   auch   heute  noeb  üufreebt  erhalten 
ie,   trotÄ   den    letzten  Berliner  WahlrecbtideTuonstratioiien    und  trotzdem 
B.  noch  jiingst  Singer  in  Dresden  für  Demonstrationen»  eventuell  sogar  für 
ncralstreik  eingetreten  ist.    Die  Onindstimmung  der  deutficheu  Partei  bleibt 
eh  Klas^seiikampftaktik  auf  politifleb^parlamentariitbem  Wege  und  somit  laög- 
tne  Errbigung  der  jioHtäflchen  Macht,     Die  anarcbifiti^eben  Elemente  werdeu 
berall  ausgeschieden,  man  *lenke  an  die  Sczesjüicm  des  Anarehi»mas  bei  der 
J'V^rT64>bnttög"  zwiflt'hen  Lokalorganiäationen  und  Central  verbänden'),  man  denke 
|]r  letiten  Vorgänge  im  Deuttieben  MetaUarbeiterv erbandet  speariell  in  der 
ürtagmppe.     Der  revolutionäre    Syndikalismus,   der  „demier  cri" 
Somlismiui,  der  in  Frankreich  und  in  Italien  schon  maiiebe  Erfolge  auf- 
i  hat,  namentHeh  in  Frankieich^  wird  in  Deutschland  mit  seiner  älteren 
rb«wegitng  keine  grntie  KoUe  spielen  können '%    Und  darum  bat  allcr- 
Itscheb  Recht,  wenn   er  »agt,   dali   die   deutsche  Sozialdemokratie  den 
Flügtd  der  neuen  Intematiouale  dar»tellt.    üb  dieiäer  Realiümua,  diese 
f  Taktik^  sieb  noch  in  der  Weise  entwickein  wird,  daü  es  zu  einer  Spaltung 
di*r  Partei  in  eine  radikale  Reformpartei  und  eine  revolutionikr-sozialißtigche 
fpii   kounneii    solite,  knnn  heute  niemand   mit  einiger  SicheTheit  voraus- 
Wif  verniogrii  uns  dem  Optimismus  Brun  hu  her«,  der  an  eine  solche 
ctg   glaubt,   und  der  Hoffnung  Heilborns,  der  eine  solche  SL-beidung 
Vmi  di-r  Trftinung  der  Gewerksicbaften    von  der  sozialdemokratischtn  Partei 
rairtet,  nicht  aniniachlit^ßen.     Gegen  Hcilbtjrn  bat  mit  Hecht  Scbmole*) 

*)  A.  a,  0.  p.  mi  f. 

•)  cf.  «lantber  Borgius',  L  c. 

'k  r*'  ii--<.  iifnr.,.  ,|h*  „Lokalislen'*  schatzci  ich  geringer  ein  alsBorgiuf , 
,riji  jotflimme,  dali  sie  als  Vertreter  eines  den ti eben 

n      , i.^Qnis  zu  gelten  haben* 

•j  KMiwre   Liti^ratui'  über  die   sozialdcmtikrati sehen    Oewf^rkschnften   in 
^eiitfi*li]and,     l'unrafli  Jahrbücher,  Aprilheft  lÜOB,  p,  640. 
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üz^Tu;  it.  iAÖ  eine  derartige  Trennung  schon  darum  auf  lange  Zeit  hinsni 
für  wenii  wahrscheinlich  srehen  müssa  weil  die  Verbindung  des  Eintreteni 
für  «te  frakt2<chen  Pläne  der  Gewerkschaften  mit  der  Agitation  für  die  weit 
g<es;^^kiesi  Ziele  der  Sc'zialdemokratie  für  die  Gewerkschaften  zu  vorteilhaft 
seL  al<  'lab  sie  dieselben  leicht  preisgeben  könnten.  Und  man  wird  hixua- 
^jz•?t  n-ä<»e2i.  -iab  eine  solche  Scheidung  so  lange  noch  nicht  eintreten  kum, 
als  sich  «üe  Arbeiterorganisationen  noch  unbilliger  Mittel  bedienen.  Die  leü- 
hehze  Wirksamkeit  der  Gewerkschaften  kann  so  lange  nicht  als  eine  allgemdi 
gün«::ge  bezeichnet  werden,  als  ihre  Auswüchse  noch  nicht  beseitigt  sind, 
und  sie  sich  noch  von  anderen  Motiven  als  von  denen  der  nüchternsten  Wiitr 
schaft5p<.^litik  leiten  lassend. 

2.  Frankreich  und  Italien. 
Der  dem  Verfasser  zur  Verfügung  gestellte  Raum  gestattet  ihm  nicht, 
im  einzelnen  auf  alle  europaischen  Staaten  und  ihre  sozialistische  Entwicklang 
des  näheren  einzugehen.  Wir  müssen  uns  damit  begnügen,  nur  einige  besonders 
charakteristis<.'he.  besonders  typische  sozialistische  Entwicklungstendenzen  in 
den  Grolistaaten  mit  ein  paar  Worten  zu  streifen,  zumal  wir  nur  dann  UMere 
frühere  Behauptung  erhärten  können«  daß  die  deutsche  sozialistische  Bewegan|( 
sich  relativ  am  meisten  realistisch  und  legal  gebärdet.  Wir  haben  vorhin 
schon  her\-orgehol>en.  daß  gerade  der  revolutionäre  Syndikalismuif 
die  Partei  der  direkten  Aktion,  die  Partei  des  Antiparlamentarismus  und  der 
antipolitischen  Revolution  in  Deutschland,  soweit  er  sich  überhaupt  in  den 
anarchistischen  Tendenzen  besonders  einiger  Lokalorganisationen  kundgibt, 
von  der  Partei  immer  wieder  abgeschüttelt  worden  ist,  trotzdem  auch  sie  in 
der  Angelegenheit  des  preußischen  Wahlrechts  noch  letzthin  ihr  Heil  in 
Straßendemonstrationen  gesucht  hat  und  sogar  mit  dem  Gedanken  des  Genend- 
streiks, den  bekanntlich  früher  einer  der  hellsten  und  besonnensten  Kopie 
der  deutschen  Sozialdemokratie.  Auer,  als  „Generalunsinn*'  bezeichnet  hat, 
zu  spielen  beginnt  *).  Der  revolutionäre  Syndikalismus  beschränkt  sich,  soweit 
wir  sehen  können,  im  wesentlichen  auf  Frankreich  und  Italien,  d.  h.  auf  iwei 
Länder  mit  romanischem  Volkscharakter,  aus  dem  heraus  Sombart  diese  nenefte 
Strömung  auch  zu  erklären  sucht.  Richtig  daran  ist  jedenfalls  z.  B.  für 
Frankreich,  daß  der  ,. französische  Typus '^  des  Faktionismus,  Klubismus  und 
Putschismus  in  ihr  scharf  ausgeprägt  ist.  In  bezug  auf  die  verschiedeneo 
sozialistischen  Richtimgen  innerhalb  der  politischen  Arbeiterbewegung  Frank- 
reichs verweise  ich  auf  einen  instruktiven  Aufsatz  von  Elsbeth  Cohn"). 
Seit  dem  Beginne  der  modernen  proletarischen  Arbeiterbewegung  Frankreichi, 
Mitte  der  1870er  Jahre,  sind  mannigfache  Spaltungen  im  französischen  SonAli»" 
mus  eingetreten.  Ich  erinnere  hier  nur  an  die  Kämpfe  zwischen  Guesdisten 
und  Broussisten,  resp.  Possibilisten,  sowie  Broussisten  und  AlIemannisteDt 
sowie  Allemannisten  und  Failletisten,  resp.  Blanquisten,  sowie  endlich  an  die 
„unabhängigen  Sozialisten"  und  ihre  „Revue  socialiste"  (Jaurds,  Millertnd). 
Auch  in  Frankreich  scheint  sich  die  Sombartsche  „Tendenz  zur  Einheit" 
nicht  durchzusetzen,  obwohl  es  an  den  verschiedensten  Annäherungsversuchen 

0  Vgl.  auch  hier  das  treffende  Urteil  von  Sc  hm  öle,   a.  a.  0.  p.  644 
*)  Daß    aber   der   sozialdemokratische   Massenstreik    inmier  noch 

etwas  anderes  ist  als  der  syndikalistische,  betont  richtig  Borgius,  Lc; 

cf.  auch  Emile  Vandervelde,  Der  Generalstreik,  Arch.  für  Sozialw.  u.  Soaslp. 

XXVI,  3,  1908. 

^  a.  a.  0.  p.  578  ff.  —  Vgl.  auch  E.  Cohn,  Die  neuere  Literatur  über 

den  französischen  Sozialismus,  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpoütih, 

XXm,  1906,  p.  646  ff. 
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bl   gpefelili   hit.    EUbeth  Cobn  hat  aie  uns  im  einzelnen  be^clu'ieben'), 
tfip  Auxitiieriui^en  1803  anläßlich  der  Wahlerfoljre  dea  Jahres  1803,  1896 
fiir  die  So^&h«ten  sehr  erfolgreichen  Gern einderatawa hie n^  endlich 
|l-  r  dem  Druck  der  Drejfuß-Affaire.     Aber  seitdem  Waldeck-RousBefuij 

lürmnd    und    Gallilit    das    Ministerium    der   repiibUkaniHf^lieti   Ver- 
SifliiTihL'  crflbildei  b&tten,  üffizieLl  seit  dem  Kongi'eß  von  Lyon  1901,  ffibt 
v^'  i  jfetrennte  Parteien,  eine  ministerielle  und  eine  antiniiniat^rielle, 

iili'=r«'  Fran^i»'^   und  der  ^Parti  Ötwialiste   de  France".    Und 
i>llte  man    denkeni   eine  Einigung'   der  beiden    theoretisch 
t  P  '  |J  vei:*ehiedtfneo  Richtungen  mögUch  erscheinen,  weil  ihre  Praxi» 

:ir:    h  4     /iit' reinstimmt.     Eine  solche  Binigfuiig  ist  dann  ja  auch  bekannt- 
vvii/oy.n  worden.    Stolz  meldet  der  Bericht  der  französischen  Sozialitten 
jÜen   jT^tt-mationalen   Kongreß^):    -Es   war   eine   geteilte  Partei,    die    auf 
MH    letzten    internationfllen  Kongreß    in   Amsterdam    den   französiecben 
^hmnu*    vertrat:    es   ist   eine   ganze,   einige    Partei,    die    dieses    Jahr   an 
Igen  des  organisierten  Weltproletiirjats  teilnehmen  wird*     Seit  siwei 
'    die  iozialistische  Einigkeit  in  Frankreich  endgültig  verwirklicht, 
kimn  nicht  nm*  sagen,  daß  sie  imter  der  Leitung  der  Internationale 
u    hU   ftondem   daü   es   der  intematLonalc  Arbeiterverband  ist,  der 
ali^m   begründet   hat.     Indem   man   wirklich    dem  Beschluß    beistimmte, 
ek^b*:T  die  inlemationalen  Vorschriften  der  sozialistischen  Politik  leetseticte, 
J><*«timmte    der  Kongreß    von  Amsterdam    das  Gebiet,    auf  welchem   «ich 
T*»rRdiiedenen    Fraktionen     des    französischen    Sozialismus    veraammeln 
ODnten    und    sollten,    das  Gebiet  de^   proletarischen  Klassenkampfes  gegen 
FmklioneJi    der  Bourgeoisie,     Zu   gleicher  Zeit   legte   der  Kongreß   von 
iam  allen  die  Ptlicht  auf^  gememsiyn  zu  arbeit en.    In  seinem  Beschlüsse 
•  : 
^Ocr   Kongreß    erklärt:    Um    der  Arbeiterklasse    ihre    ganze    Kraft    in 
Kampfe  gegen  den  Kapitalismus  zu  verleihen,  ist   es  unerläßlich,  daB 
in  »lU*n  Ljinih^m  den  bürgerlichen  Parteien   gegenüber   nur  eine  so^dal- 
Bokrati^the  Partei  geben  darf,  wie  et  nur  ein  Proletariat  gibt.     Folglich 
_^*btfti    alle,   die  fiir  den  Sozialismus  kämpfen,  die  unabweisliche  Pflicht,  mit 
ümen  zu  Gebote  stehenden  Kräften  auf  die  Verwirklichung  der  soziali- 
eti  Kmhtil  hinsuarbeiten,    auf  Basis  der  Prinzipien,   die  auf  den  intei^ 
Httlcii  Kimgretten  nnd  im  Interesse  des  internationalen  Proletariats  dar- 
»urdi*n,  denen  gegenüber  sie  für  die  traurigeo  Folgen,  die  durch  die 
stimg  ihrer  Uneinigkeit  entstehen,  vernnt wortlich  sind.    Um  zu  diesem 
B«»n|tat   zu    gelangen,   stellen   das    internationale  Bureau  und   alle  Parteien, 
deorn  Einigkeit    herrscht,   s^ich   ihnen    zur  Verfügung   und  bieten    ihnen 
Dirnst4«  iLtj/ 

Dieser  Bej*'hluß  wurde  einatimmig  durch  Abstimmung  genehmigt  und  die 
en  dort  vtrtrt'ti*nen  französischen  Sektionen  bekräftigten,  die  eine  durch 
^eriKittUslang  des  Bürgers  Edouard  Vaillant,  die  andere  durch  den  Bürger 
IHtfre  HL*natidc.d,  ilire  fi*it«  Absicht,  ihn  auszuüben, 

Dil*  Einigkdt  wurde  ofti/iell  besiegelt  durch  die  gemeinschaftliche 
fiEUküuig  der  soziati» tischen  ürganiüationen  an  das  sozialistische  Bureau  von 
firte«!  vom  13,  Jiinuar  1Ö05*),  In  dieser  Erklärung  wird  fustgeatellt,  daß 
41«  Memuuttivurschiedenheilcn  und  die  bis  dahin  verschiedene  Taktik  beaon- 
dcn!»  ITinständeti  in  Frankreidi  nnd  dem  Mangel  einer  allgemeinen  Orguni- 

'^  ft,  ä,  0,  p.  578  ff„  auch  zum  folgenden, 

7  Die  tOKial istische  Arbeiter-Internationale  p,  47  f^ 

V  Üljer  die  Erklärung  s,  soa,  Ärb^iler-lntemationale,  p»  4Ö— 54, 

33* 
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sation  zugeschrieben  werden  mußten.  Es  wird  der  allgemeine  Wunick  be- 
kräftigt, eine  Partei  des  Klassenkampfes  zu  gründen,  die,  selbst  bei  mdi- 
folgenden  Konflikten  der  Besitzenden,  wo  sich  zuBUlig  ihre  Tätigkeit  mik 
derjenigen  einer  politischen  Partei  zur  Verteidigung  der  Rechte  und  der 
Interessen  des  Proletariats  vereinigen,  immer  eine  fundamentale  und  onaiii- 
lösbare  Oppositionspartei  bleibt  gegen  alle  Bourgeoisparteien  und  den  Stufc, 
deren  Werkzeug.  —  Diese  so  feierlich  proklamierte  Einheit  scheint  aber  rat 
eine  scheinbare  zu  sein,  denn  der  gesamte  französische  Sozialismus  ist  in  den 
„Parti  Socialiste  Unifie,  Section  Fran^aise  de  Tlntemationale"  nicht  entkahcL 
Nach  Michels*)  sind  ihm  beigetreten:  1.  die  Jaur^isten  und  Beste  da- tltai 
Possibilisten  (parti  socialiste  de  France),  2.  die  Marxisten  oder  Guesdista 
(der  alte  parti  Ouvrier),  3.  die  Allemannisten,  4.  die  internationalen  Blaa- 
quisten  (die  um  Edouard  Vaillant),  5.  etliche  lokale  separatistische  SektioneiL 
Es  sind  dagegen  den  geeinigten  fem  geblieben,  bzw.  haben  sich  nkda 
von  ihnen  abgesplittert  oder  stehen  mit  ihnen  nur  in  ganz  losem  persönüehei 
Zusammenhang:  1.  die  äußerste  Rechte  der  Partei  der  ehemaligen  Jaurdstita, 
die  sog.  „Independants*',  die  in  der  Kammer  eine  eigene  Gruppe  bilden,  8.  die 
Blanquistengn^ppe  (Comite  Revolutionnaire  Blanquiste,  um  Emest  Roche  mid 
Henri  Rochefort  vom  Intransigeant,  3.  die  antiparlamentarischen  Sozialistes 
(Anarchisten)  und  4.  die  bedeutendsten  dieser  Gruppe,  die  beständig  si 
Macht  und  Einfluß  auf  die  Arbeiter  zimimmt,  die  Bozialistischen  Gewerii- 
schaftler,  und  die  Confederation  Grenerale  du  Travail,  die  ihren  theoredscheA 
Ausdruck  in  der  Zeitschrift  „Lc  Mouvement  Socialiste"  findet,  und  der  Pnk- 
tiker,  wie  Henri  Griff uelhes,  der  Generalsekretär  der  französischen  GeweA- 
Schäften,  Emile  Pouget,  Paul  Delesalle,  George  Yvetot,  und  Theoretiker  wie 
Georges  Sorel,  Hubert  Lagardelle,  Edouard  Berth,  endlich  Polemiker  wie 
Emest  Lafont  angehören.  Die  von  Michels  soeben  erwähnte  C.  G.  T.,  der  nck 
z.  B.  auch  der  radikale  Bund  der  französischen  Lehrergewerkschaften  ange- 
schlossen hat,  ist  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung.  Sie  ist  eben 
der  Sammelpunkt  der  neuen  Richtimg  des  revolutionären  Syndikalismus  der 
Sombart  in  seinem  bekannten  Werke  ein  eigenes  Kapitel  gewidmet  hat  und 
die  vor  allen  Dingen  in  verschiedenen  Beiträgen  im  „Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft  xmd  Sozialpolitik"  zum  Teil  von  den  Führern  der  Bewegung  scibit 
ims  eingehend  geschildert  worden  ist.  Die  bedeutsamsten  Namen  der  frao* 
zösischen  Bewegung  haben  wir  ja  schon  im  Anschluß  an  Michels  mitgeteilt 
Über  die  Entstehung  des  „allgemeinen  Arbeitsbundes"  unterrichtet  uns  tot- 
züglich  Hubert  Lagardelle*).  Ihm  erscheint  der  französische  Syndiksh«' 
mus  als  die  vollkommene  Verwirklichung  des  Arbeitersozialismus,  er  schafft^ 
für  die  Arbeiterklassen  geeignete  Einrichtungen,  durch  die  er  sie  auf  dem 
Boden  des  Klassenkampfes  organisiert  und  durch  die  er  eine  Emeuening  der 
Welt  anstrebt.  Er  stellt  sich  in  Gegensatz  zu  dem  friedlichen  Syndikalism«» 
wie  ihn  nach  Lagardelle  typisch  die  englischen  „Trade  ünions"  vertreten  und 
zu  dem  Sozialismus  der  politischen  Parteien,  welche  die  soziale  Umwandlung 
durch  parlamentarische  oder  revolutionäre  Eroberung  der  Staatsgewalt  bewerk- 
steUigen    wollen.     Der   „allgemeine  Arbeitsbund"  ist   1895    zu  Limogee  ge* 

0  Michels,  Literatur  zur  Geschichte  des  Sozialismus,  a,  a.  0.  p.  80Ä  f. 

*)  Die  syndikalistische  Bewegung  in  Frankreich,  Archiv  für  Soaalw. 
u.  Sozialpol.  XXVI,  Heft  1,  1908,  p.  96  ff. 

»)  Zum  folgenden  Lagardelle  a.  a.  0.  p.  96  f.,  128  f.,  136,  140f.  - 
cf.  auch  Fesch,  l'Ann^e  Sociale  et  Economique  en  France  en  ä  TJ^tranger  1907, 
Paris  1908,  p.  99  ff. 
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f         rmii^t  worden  mit  dem  Zwecke^  di*?  nationalen  (JewerkBohafts verbände  und 
■Arbeiicbönen  BuEerhalb  jeder  politischen  Partei  zu  vereinigen.     Die  Ent- 
i         i^muip^gesebichte  wird  uns  von  Lag'ardelle  eingehend  mitgeteilt,  worauf  ich 
^    verweisen  mnÖ. 

Sficlieii  wir  lieber  noch  etwas  näher  die  Bedeutung  der  neuen  soziaUati- 
^91  Hicltttitig  tu  analjiieren.  Die  franzöaiflche  Bjndikalistisehe  Bewegung 
1     al;^   poU tische   Bewegung   aufgefaßt   sein,    Eiie   will   die   Gesamtheit  der 

I»«^terklaAeen  der  Gesamtheit  der  UntemebinerklaSBen  gegenüberstellen,  ete 
^    ttii  äteUe  des  kapitalistischen  Gesellschaf t«tjpus  eiiien  neueB  setzen,  aber 
tttid  «äas  unterscheidet  sie  von  der  Demokratie  —  ihre  politische  Bewegung 
<u«-Kt  parlamentansch,  sie  nimmt  ihre  Zuflucht  nur  zu  ihren  aelbstgeschaffe- 
^    HitirichtungeUf  ans  ihnen  wählt  sie  ihre  ÄktionsmitteL    Jede  Klasse  hat 
It   der  Auffaflsung  des  SyndikaliBmns,  um  mit  Lagardelle  zu  sprechen,  ihre 
•''tiiieren   Emanzipationsorgane,    ihre  eigene    Psychologie,    ihre    besondere 
_^*-iaiikenweIl,    Den  Syndikalismus  interessiert  tler  Arbeiter  nur  als  Pradu^ent, 
*^Ht    nl«   Staatsbürger  oder  gar  als  Mitglied  einer  religiösen  Gemeinachaft, 
r    e^*-***it  wird  dem  parlamentarischen  Sozialismus  der  reine  Arbeitersozialismus 

Ii^^Q  üb  ergestellt.     Der  Syndikalismus   hat  ein  neues  poHtisches  Prinzip  des 
^-»letariabi   geschaffen:    Die   moralische    Leitung  der  Arbeitafklassen  dnrch 
^^*»ipferprobte  Gruppen.    Er  vermeidet  die  Mittel  der  politischen  Demokratie, 
J^'   indirekte  Aktion  der  Wählerv    Ihr  gegenüber  verficht  er  die  direkte 
-fc^*^tioo  der   Produzenten.    D^  Arbeitersozialismus  tritt  dem  Sozialismus  der 
^^^fcnien tarier  eutgegenT   daher  auch  die  Feindschaft  zwischen  dem  „allge- 
tten  Arbeitsbund"  und  der,  wie  vorher  mitgeteilt,  geeinigten  französischen 
stischen    Partei.      Alan   erkennt   bald,   daß    es   dieser  neuen    Richtung 
HfiiFwegs  an  anarcbistifichen  Tendenzen  fehlt,  sondern  daß  sie  vielmehr  in 
ligfacher  Beziehung  von  solchen  durebsetzt  ist.     Diese  riäber  ^u  präzi- 
i«t    nicht  meine  Aufgabe,    ich    darf  auf    den  Aufsatz   von  Walt  her 
^orgius  in  dieaem  Heft  verweisen'),     Sombart  hat  treffend  als  das  Grund- 
aent  im  Syndikdismus^  als  die  schöpferische  Kraft  der  zukünftigen  »ozialen 
levolution  den  revolutionären  Willen  des  Proletariat*  bezeichnet').  Aufder^^Liebe 
*Tftt  baut  der  Syndikalismus  seine  Zukunftaboffunug  auf".  Darum  dürfen  sich 
tiewerkve reine  um  alles  in  derWelt  nicht  verbourgeoisieren,  daher,  wie  schon 
rÄhöt,   der  Unterschied  dieser  Gewerkschaftspolitik  von  der  traditionellen, 
der   englischen    „Trade    Unions'*,     Wenn    wir   ein   Urteil  über  diese 
le  Bewegung^  bei  der  ich  absichtlich  etwas  länger  Terweüt  habe,  versuchen 
lle»,  m  müiaen  wir  uns  aif  die  feate  Basis  politisch-ökonomischer  Erwä- 
agen  irtellen,   mit  einem  reinen  Äithetütisitius  k  la  Sombart  ist  auch  hier 
icbta  getan.    Was  haben  wir  davon,  daß  die  Syndikalisten*)  „liebenswürdige, 
gebildete  Leute  sein  sollen,  Kidturm enschen  mjt  reiner  Wäsche,  guten 
und    eleganten   Frauen V"^     Was  bedeutet  es  uns  für  die  Arbeiter- 
fewegiujg  cin*^  LandeSf   daJi  ^die  neue  Theorie  nur  von  ganz  überfemerten 
leist^mj  raffinierten  Menschen  erdacht  sein  konnte,  deren  Nerven  ganz  starke 
!ize  brauchten,   um  in  Schwiugung  zu  komtnen'^,  ja  daß  wir  es  mit  ,,gour- 
^metft  d^  sozialen  Theorie"  zu  tun  haben  sollen  V    Wir  müssen  o§en  bekennen, 
dftS   nns  die  neue  Richtung,    die  uns  Ton  geistrrädien  Männern  schmackhaft 

*)  Dt>rt  auch  weitere  Literatur.  —  Vgl,  auch  Christian  Cornelissen, 

die  Evolution  des  Anarchismus,  Archiv  f.  Soxialw.  u.  Sozialp.  SXVI,  2, 
^1908,  p.  347,  3Ö4  ff .,  und  Fabbri,  Die  hist^r,  u.  sauhU  Zusammenhange  zwi- 
^«clien  Miirxismus  und  AnarehiÄmyg,  ebendort. 

*)  SozialiBmus  und  soziale  Bewegung  a,  a.  0.  p,  116  ff. 

^  Sombart  a.  a.  0.  p.  llü  ff„  123  ff. 
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gemacht  werden  soll,  nichts  weiter  als  ein  absoluter  Bäckfall  in  den  Utopie 
mos  dünkt,  als  ein  Bäckfall  in  den  vormarxistischen  Be volotionsrismai *), 
als  eine  Sande  wider  den  heiligen  Geist  des  richtig  verstandenen  mauiistischfli 
Evolationsbegriffes.  Wir  haben  es  mit  einer  Bichtong  za  ton,  die  einor  b9> 
sonnenen  und  berechtigten  Arbeiterbewegung  nur  zu  schaden  vermag,  weil 
sie  das  im  Laufe  der  Zeit  mühsam  erworbene  Gefühl,  daß  ein  Fortschritt  vm 
auf  dem  Wege  der  historischen  Kontinuität  möglich  ist,  daß  er  gleichbedentoid 
ist  mit  der  organischen  Fortentwicklung  des  Bestehenden,  wieder  in  da 
Arbeitermassen  zu  ersticken  droht,  weil  sie  an  Stelle  des  geduldigen,  ukm 
Kampfes  und  der  politisch -parlamentarischen  Kleinarbeit  die  revolutionii« 
direkte  Aktion  setzt,  deren  Fehlschlagen  nur  eine  totale  Beaktion  herrom» 
rufen  imstande  sein  dürfte^. 

Das  eben  gefällte  Urteil  gilt  natürlich  auch  der  italienischen  Bewegsog 
gegenüber,  dem  „sindicalismo**,  dessen  bedeutendste  moderne  Vertreter  Enrioo 
Leone  und  Arturo  Labriola  sind.  Auch  diese  neue  italioiische  Stromimf, 
über  die  uns  wieder  3Iichels  unterrichtet  hat'),  ist  antiparlamentarisch,  weoa 
auch,  wie  Michels  meint,  in  etwas  anderem  Sinne  als  in  dem  ihrer  franiösischaL 
Namensbrüder.  Beiden  gemeinsam  ist  aber  das  Prinzip,  das  Heil  der  Arbeiter 
bewegung  in  der  direkten  Aktion  der  in  Gewerkschaften  organisierten  Profe* 
tariermassen  zu  sehen  und  nicht  in  der  indirekten  Aktion  parlamentarisdNr 
Fraktionen,  deren  revolutionärer  Geist  sich  leicht  in  einen  bloß  reformatonschoi 
umzuwandeln  vermag.  Eine  „Einheit '^  existiert  auch  hier  nicht,  weil  aidi 
Sozialdemokraten  (gemäßigte  und  orthodoxe),  Anarchisten  und  Sjrndikaliften 
bekämpfen. 

3.  Die  übrigen  Staaten. 

Von  dem  romanischen  Hexensabbat  wendet  sich  der  Blick  gerne  der 
englischen  sozialistischen  Beweg^ung  zu,  in  der  wir  nun  einmal  gewohnt  sind, 
den  Typus  einer  besonnenen,  realpolitischen,  opportunistischen  Arbeiterpolitik 
zu  schätzen.  Das  wichtigste  Ereignis  der  neuesten  Zeit  im  englischen  Sosis- 
lismuB  ist  die  Schöpfung  einer  eigenen  Arbeiterpartei  im  englischen  Unter* 
hause  durch  die  Hanptwahlen  des  Jahres  1906.  Die  englische  Arbeiterpwia» 
die  „Labour  Party",  wie  sich  das  „Labour  Bepresentation-Committee'*  jetil 
nennt,  berichtet  stolz  an  den  internationalen  Sozialistenkongreß  *),  daß  sie  b« 
der  Wahl  im  Jahre  1900  15  Kandidaten  aufgestellt  habe,  die  znstnuneD 
62698  Stimmen  erhielten,  daß  aber  nur  zwei  Mitglieder  ins  Parlament  g^ 
kommen  seien.  Bei  den  Ergänzungswahlen,  so  fährt  der  Bericht  fort,  wurde 
diese  Zahl  verdoppelt.  Bei  der  Hauptwahl  im  Jahre  1906  stellte  die  Psrt« 
50  Kandidaten    auf,    hatte  im  ganzen   323195  Stimmen   und    30  Gewählte. 

*)  Denn  zur  Bevolution  führt  der  syndikalistische  Generalstreik.  Bichtig 
Borgius  1.  c.  —  Über  das  moralisch  absolut  verwerfliche  Mittel  der  jt**^?] 
tage"  und  die  frivole  Empfehlung  von  Griffuelhes  cf.  die  Volkswirtschiw- 
liehe  Chronik  von  Conrads  Jahrbüchern,  1907,  p.  108  ff.,  183  ff.  —  Die  C.  G.  P. 
hat  übrigens  jüngst  eine  Gegen  Organisation  der  Arbeitgeber,  eine  Conf6döi- 
tion  Generale  du  Patronat  (C.  G.  P.)  hervorgerufen,  cf.  ibidem,  P«^^^*^ 

')  Übrigens  auch  Sombart  erkennt  an,  so  z.B.  a.a.O.  p.  180,  W 
daß   der   Syndikalismus   viele   utopistisch-anarchistische  Ideen   in   sich  boy^« 

0  Vgl.  die  Arbeiten  von  Michels,  Proletariat  und  Bourgoisie  m 
der  sozialistischen  Bewegung  Italiens,  Archiv  f.  Sozialw.  u.  Sozialpol.  XÄ 
1905,  XXn,  1906;  Historisch-kritische  Einführung  in  die  Geschichte  d« 
Marxismus  in  Italien,  ib.  XXIV,  1907. 

*)  Sozialistische  Arbeiter-Internationale,  a.  a.  0.  S.  213  f. 


PT«9i<ieDt    d^r  Partei   ist   da«   ParlamentsmitgUed   Keir  Harclie.     Neben 
neaen    „Laboor  Party*"   bestehen   bekanntlich   noch    die  sUtei'eii  sosia- 
clicii  Organisationen  fort:  die  „Social-Democmtie  Federmtiom**  (Hytidman), 
«»I]>tt«peiident  Labour  Party**   and  die  ^Fttbiat)  Society"»    Älao  von  einer 
bett  k&nn   keine  Beile   8cin  *)«    Als  die  wichtigste  parlamentarische  Tat 
Fart^i   im  Jabre   1906  wird   von   dem  Berichte   die   Ausarbeitung   eines 
nt  Wurf  et  erwähnt^  der  dem  Trade  Unions   in  den  indnatriellen  Konflikten 
gewähren   nnd   ihnen   gegen    die  AngriiFe  der  Arbeitgeber  beifltchen 
IHeaer  Geietxentwiirf,  da»  englische  Streikgeseti,  die  „Trade'»  Disputesi 
gibt  den  Gewerkschaften    eine  unangreifbare  gesetzliche  Grundlage'}, 
für   dieae  besonders  wertvoll    erscheint,   da    in   den    letalen  Jahren  ver- 
teile gericbtliche  Entacheidungen   den    Gewerkschaften   ihre   ÜDangreif- 
rkdt  geraubt  hatten.    Die   empörte  und  anigeregte  Arbeiterschaft  machte 
aentbcb  bei   der  letzten  Wahl  von  1906  die  größten  Anstrengungen^  die 
f«i)d  iok-her  Parlamenttimitglieder  zn  verhindern^  die  einem  Streikgesetz  im 
I  der  Arbeiter  abgeneigt  waren,   Macrosty')  sieht  sogar  in  diesem   Be- 
einen der  Hauptgründe,  daß  dainals  zum  ersten  Male  eine  starke  und 
Qgige  Arbeiterpartei   üiren  Plata   im   englischen  Parlamente  einnahm* 
von   der  Regierung  vorgeschlagene   Entwurf  war   für  die  Arbeiter  be- 
pd  nngünstiger  als  das  endgültige  Gesetz,  da«  einen  Prozeß  gegen  einen 
rerein   wegen   irgendeiner  deliktischen  Handiungt  die  für  otlej*  durch 
des  Oewerkverein»  begang«!  sein  sollte,  von  keinem  Gerichtshöfe  an- 
aen  l&Bt*). 

Wenn  wir  von  England  die  Schöpfung  einer  eigenen  Arbeiterpartei 
im  ünterhame  melden  konnten  und  zu  diesem  Zwecke  an  die  Wahlen  dea 
Jftkres  11K)6  anknüpften,  so  müssen  wir  auch  bei  der  Betrachtung  des 
öalerreichischen  Sozialiamns  an  die  letzten  Nenwatileu  und  zwar  an  die 
vom  Mai  1907  ankniipfen^  Sie  sind  von  beaonderer  Bedeutung,  weil  de 
«Tiftcn  Male  unter  der  Ägide  des  neuen  allgemeinen  Wahlrechts  statt- 
en* Das  Ergebnis  der  Neuwahlen  ist  für  die  österreichische  Sozial' 
»krmtie  glänÄend*),  Die  Sojsialdemokratenj  die  im  Privilegien  Wahlrecht 
Siii«  inne  hatten,  brachten  es  auf  87  Mandate,  Der  Bericht  meidet: 
war  ein  schwerer  Kampf,  aber  die  rote  Fahne  wurde  zum  Siege  gefülirt, 
I  51  fi  Wahlbezirken  wurden  87  erobert  luid  zwar:  50  deutsche, 
ifr  .    5  italienische^    2  ruthenische   und  6  polnische  Bezirke,     Die 

H'    erhielt    von    den    im    ganzen   Reiche    bei    der  Wahl    abge- 
t>eneii  4oHHlÖ8  Stimmen  insgesamt  1  041  &4B  Stimmen.'*     Die  Sozialdemo- 
aten  stehen  jetrt  im  deutschen  Volke  in  Österreich  an  zweiter  Stelle.    Nur 
Chriötliehsozialeij    erhielten   mehr  Htimmen    und,   laut  dem  Berichte,   nur 
egen    ilires   Vorsprunges    in    den    industrieannen    klerikalen    Alpeulämlem, 
gegen   sind   in    dem  industriellen  Nordösterreich  —  Böhmen,   Mähren  und 
ilexieu    —    die    deutschen  Sozialdemokraten    überall    die    weitaus    stärkste 


■)  Ygb  auch  Michel»  Bemerkung  gegen  Sombai%  Zur  Literatur  der 
0i»di]dit«  des  S4>zift])smus,  a.  a.  0.  p.  603L 

*>  Vgl.  mm  folgenden  den  Aufsatz  von  Maeroiiy,  Die  Vorgeschichte  des 
cDgliacben  S(rtnkg*'s«t3!es   von   1906,    Archiv   für  So)dttlw*  u.  Bozxalpol  XX VI, 

"  l9oe,  a  405  f. 

•)  a,  a.  0,  106, 

•)  Dagegen  ist  die  Arbeitslosen  vorläge  der  Labour  Party  März  DK)8  in 
reit4*r  Lesung  abgelehnt  worden.     Gegner  war  auch  John  Burns* 

')  Zum  fulgenden  vgl«  Die  so^iiüiit.  ArbeLter-Intemationale  a,  a*  Q.  p.  S17  flt. 
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Partei  im  deutsohen  Volke.  Im  Parlamente,  wo  die  87  sozialdemokratischen 
Abgeordneten  aller  Nationen  Österreichs  in  einem  Verbände  geeinigt  sind, 
vertritt  er  an  Wählerzahl  die  größte  Partei.  Die  sozialdemokratische  Parid 
in  Österreich  unterscheidet  sich  von  denen  der  übrigen  europäischen  Staaten 
dadurch,  daß  sie,  um  ihren  eigenen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  selbst  eine 
„kleine  Internationale^  darstellt,  deren  prinzipielle  und  praktische  Grundlage 
ist:  „nationale  Selbständigkeit  und  internationale  Geschlossenheit'.  Das  iit 
so  zu  verstehen,  daß  die  österreichische  Partei  den  Verhältnissen  des  viel- 
sprachigen Österreich  gemäß  in  nationale  Gruppen  zerfällt,  die  volle  Selb- 
ständigkeit der  Organisation  genießen.  Es  ist  naturgemäß  und  es  iit 
charakteristisch  für  die  hohe  theoretische  Schulung,  deren  sich  die  öster- 
reichische Sozialdemokratie  imter  Leitung  Viktor  Adlers  erfreut, 
daß  sie  es  für  notwendig  erachtet  hat,  sich  auch  theoretisch  mit  dem 
Nationalitätenproblem  auseinanderzusetzen  und  es  in  Einklang  mit  der 
sozialdemokratischen  Idee  zu  bringen.  Im  zweiten  Bande  der  „Marx-Studien'' 
hat  0.  Bauer*)  die  eben  skizzierte  Frage  behandelt.  Er  liefert  eine  spezielle 
sozialdemokratische  Nationalitätentheorie  für  Österreich.  Für  ihn  ist  Nation«- 
litätenhaß  transformierter  Elassenhaß,  Österreich  muß  einen  starken  Staat 
mit  nationaler  Autonomie  der  einzelnen  Völkerschaften  bilden.  Denn  nur 
durch  Teilnahme  an  ihrer  nationalen  Kultur  könnten  alle  Arbeiter  kaltnrell 
gehoben  werden.  Abgesehen  von  der  wertvollen  Betonung  des  nationalen 
Charakters  jeder  Kultur  in  dieser  Arbeit,  ist  sie  auch  sonst  nicht  ohne  tiefere 
politische  Einsicht.  In  der  Empfehlung  des  Föderalismus  berührt  sie  sich 
mit  manchen  markanten  Stimmen  in  andern  Lagern  (Schaeffle,  Rud.  Springei). 
Was  die  österreichischen  Gewerkschaftsorganisationen  angeht,  so  stehen  sie  im 
engsten  Zusammenhang  mit  der  politischen  Organisation ;  wie  der  Bericht ) 
ausdrücklich  betont,  war  das  Verhältnis  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
zur  politischen  in  Österreich  nie  Gegenstand  einer  Schwierigkeit  oder  irgend- 
welcher Reibung.  Die  Geschichte  der  österreichischen  Gewerkschaftsbewegung 
hat  jüngst  Julius  Deutsch  eingehend  beschrieben'). 

Der  Raum  gestattet  nicht,  auf  die  übrigen  Staaten  näher  einzugehen 
nur  noch  ein  Wort  über  den  amerikanischen  Sozialismus*).  In  Amerika, 
wo  die  Gewerkschaftsbewegung  vor  der  sozialistischen  entstanden  ist,  hat 
sich  die  Socialist  Labour  Party  1899  gespalten  und  seitdem  allen  Einfluß  ein- 
gebüßt. Dagegen  hat  sich  die  neue  Socialist  Party  seit  dem  Kongreß  von 
Indianopolis  1901  kräftig  entwickelt.  Von  Bedeutung  ist,  daß  die  American 
Federation  of  Labour  Anfang  1906  beschlossen  hat,  in  die  politische  Bewegung 
einzugreifen.     Das  ist  der  erste  Schritt  zur  selbständigen  Arbeiterpartei. 

Fassen  wir  unsere  Betrachtungen  zusammen,  so  können  wir  sagen,  daßdi« 
Masse  überall  noch  am  Marxismus  hängt,  weil  er  den  Klassenkampf  empfahl, 

*)  Die  Nationalitätenfrage  und  die  Sozialdemokratie,  1907. 

■)  a.  a.  0.  S.  219. 

')  Geschichte  der  österr.  Gewerkschaftsbewegung,  die  sozialistische  Be- 
wegung in  ihrem  Anfange  bis  zur  Gegenwart,  mit  einem  Vorwort  voji 
Dr.  V.  Adler,  Wien  1908.  —  Vgl.  auch  Schwechler,  Die  österr.  Som- 
demokratie,  1908  ^ 

*)  cf.  Kill  quitt,  Geschichte  des  Sozialismus  in  den  Vereinigten  Staaten, 
deutsch  von  MüUer-Wernberg  1906,  p.  196,  203,  331,  340  ff.  —  Sombart. 
a.  a.  0.,  p.  311  ff.  —  Die  Weltwirtschaft,  ed.  E.  von  Halle,  Jahrg. II,  190<» 
Teil  m.  p.  76  ff. 
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omit  der  proletarischen  Bewegung  noch  immer  an  einer  neuen  schöpf e- 
rheorie  gebricht,  die  im  Einklang  steht  mit  der  tatsächlichen  Gestaltimg 
Wicklung  des  modernen  Kapitalismus  und  mit  der  aus  ihr  folgenden 
1er  sozialistischen  Organisationen.  Zeigt  sich  in  Deutschland,  in  Eng- 
i,  wie  es  den  Anschein  hat,  künftig  auch  in  Österreich  im  allgemeinen 
le  einer  ernsten,  parlamentarischen,  politisch-legalen  Arbeit,  so  wird 
salpolitische  Bewegung  in  Frankreich  und  Italien  durch  die  neue 
g  des  revolutionären  Syndikalismus  stark  gehemmt.  Im  internationalen 
lachen  Getriebe  vertreten  die  Romanen  den  linken,  die  Germanen  den 
Flügel.  Aber  auch  dieser  rechte  Flügel  hat  sich,  wie  wir  gesehen 
noch  nicht  zu  einem  ehrlichen  Verzicht  auf  die  revolutionäre  Phrase 
dßen  können. 


^ 


VI. 
Die  neuere  Entwicklung  des  Anarchismus 

Von  Dr.  Walther  Borgias 

Anarchistische  Bewegung  und  Sozialdemokratie 
Der  Stand  der  anarchistischen  Bewegung  gegenüber  der  Sozialdemokratie 
erinnert  heute,   insbesondere  in  Deutschland,   einigermaßen  an  die  SituatioOf 
in   der  sich  vor  etwas  mehr  als  einem  Menschenalter  die  sozialistische  Be- 
wegimg  gegenüber  der  bürgerlichen  Demokratie  befand:  So  wie  letztere  di- 
mals  spielt  heute  die  Sozialdemokratie  die  Rolle   einer  gewaltigen  radiktl- 
reformatorischen  Volkspartei,  die  aber  doch,  trotz  ihrer  Massenanhängerschsft« 
keine  ernstlichen  Aussichten  hat,  in  der  praktischen  Politik  sich  an  die  Spitie 
der  Staatsleitung  und  damit  ihre  Ideen  zum  Siege  zu  bringen.    Wie  unter  den 
Demokraten   damals,   so   zeigt  sich  heute  unter  den    Sozialdemokraten  eine 
Strömung,  die  es  satt  hat,  nur  die  zwar  gefürchtete,  aber  doch  in  letzter  Linie 
erfolglose  Stimme  des  öffentlichen  Gewissens  zu  bilden,  und  durch  Eom}»romi88e 
und    konziliantes    Entgegenkommen    eine    praktischere    Realpolitik   treiben 
möchte:    damals  die   Nationalliberalen,   heute  die    Hevisionisten    (BenuieinT 
Jaur^s,  Vandervelde,  Turati).    Und,  wie  damals,  bildet  sich  umgekehrt  auf 
dem  linken  Flügel  mehr  und  mehr  zielbewußt  eine   eigene  neue  Bewegung 
heraus,  die  den  relativen  Mißerfolg  des  politischen  Radikalismus  darauf  znräck- 
führt,  daß  dieser  auf  einen  grrundsätzlich  falschen  Weg  geraten  sei,  und  de»- 
halb    auf  eigene  Faust  neue   bisher  unbetretene  Pfade   zur  Befreiung  der 
Menschheit  von  Not  und  Elend   dieser  Welt  zu   finden   meint:    damals  der 
Sozialismus,  heute  der  Anarchismus,  —  beide  konsequenterweise  bis  aufs  HesBer 
bekämpft  von  jener  bestehenden  radikalen  Volkspartei  selbst,   die  sehr  wohl 
fühlt,  daß  diese  neue  Bewegimg,  trotz  ihres  verhältnismäßig  unklaren  chüi' 
astischen  Charakters  —  oder  vielleicht  gerade  deswegen  —  ihr  mehr  nnd 
mehr  ilire  Rekruten  abspenstig  zu  machen  und  sie  selbst  in  die  unerfreoliche 
Situation  einer  gegen  zwei  Fronten  kämpfenden  Mittelpartei  zu  drängen  droht 
Es  ist  vielleicht  etwas  vermessen,  heute  —  angesichts  des  tatsächlich 
noch  sehr  unentwickelten  Charakters  der  anarchistischen  Bewegung  —  schon 
mit  der  Eventualität  zu  rechnen,    daß  sie  der  Sozialdemokratie  in  ähnlichff 
Weise  den  Wind  aus  den  Segeln  nehmen  sollte,    wie  der  wirtschaftliche  So- 
zialismus einst  der  bürgerlichen  Demokratie.    Dennoch  sprechen  mancherlei 
Anzeichen  für  eine  derartige  Entwicklung,   so  daß  der  Politiker  mindesten! 
mit  ihrer  Möglichkeit  zu  rechnen  Anlaß  hat.    Jedenfalls  empfiehlt  es  sich,  der 
anarchistischen  Bewegung  einen  etwas  höheren  Grad  von  Interesse  und  Auf- 
merksamkeit  zu  widmen,   als   dies   gemeinhin    heute   noch   geschieht    Am 
diesem    Gesichtspunkte   heraus    denke   ich   an   dieser   Stelle   die  beachtens- 
werteren Vorgänge  derselben   sowie   die  wichtigeren  Neuerscheinimgen  der 
anarchistischen  Literatur  periodisch  zur  Erörterung  zu  bringen. 
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Der  bemerkonÄ werteste  Yür\^üng  aas  der  anarGhiBtiBcbeii  Bewegung  der 
ten  Vergangenheit  i»l  wohl 

Der  Internationale  Kongreß  zu  Amsterdam 

Er  iat  Btreng  genommen  freilich  kein  ncrvnm.  Datin  latemBtionale  ZU' 
ätmenktiiiftti  von  Vertretern  der  anarchtfitiBchen  Bewegung  liaben  auch  in 
Uferen  Jahren  schon  \^dederholt  stattgefunden:  Zum  ersten  Male  erfolgte 
i^gmitüch  defi  itjtemationalen  Sozialietenkongrefifie»  in  Zürioh  1893  ein 
ttealei  Zusammentreten  der  radikal^revolutionären  Elemeote  nh  Protest 
Iqbd  die  sich  geltend  inaeliende  reformerische  Strömung;  eben  ho  dann  auch 
It  dem  üächBteii  internationalen  SoÄiaÜM ten* Kongreß  in  London  1896^  wobei 
■  durch  üffi^ielle  Atiss<:bljeßnng  der  anarehiatt sehen  Südali«f>en  vom  Kongreß 
^eita  zu  einer  reinliehen  Scheidung  stwifchen  beiden  Gruppen  kam.  Die 
^foluuouär  -  anarchiaiisehen  So^iaÜBten  planten  nun  einen  gan^  aelb^tän- 
Ijgen  eigenen  Kongreß  anläßlich  der  Weltausstelhmg  in  Paris  1900;  er 
furde  aber  vom  MiniBterium  Waldeck-Millerand  verboten  und  lief  daher  in 
iiiige  unorganiBierte  geheime  Beapreehungen  von  geringer  Tragweite  ans, 
«eil  mehreren  vergeblichen  Anläufen,  einen  solchen  Kongreß  zusanuneozu- 
HngeUt  gelang  die»  endlich  1907  in  Amsterdam. 

Freilich  vereinigte  auch  dieaer  Kongreß  nicht  einmütig  alle  anarchi- 
tisehen  Gruppen.  Er  war  einberufen  und  vorbereitet  von  der  „Föderation 
ier  konimunißtistdien  und  frei  hei  tliclien  Gruppen**  in  Holland  und  der  „Frei- 
eitlich-kornmunifitiachen  Gruppierung'*  in  Belgien.  Jene  hoiländiache  Ori^ani- 
ptton  aber  ist  eine  neuere  Gründung  der  Richtung  Cornelisaen  und  umfaßt 
KOT  einen  kleinen  Bruchteil  der  holländischen  Anarchisteu,  deren  große 
|«hrheit  vielmehr  unter  der  Leitung  von  Domela  Niewenhuia  ßteht.  Letzterer 
ilieb  daher  nebat  aeinen  Anhängern  dem  Kongreß  fem.  Und  auch  sonst 
iblie  ao  manche  markante  PerBÖnlichkeit  der  anarchistiechen  Bewegung; 
*etar  Kropotkin,  femer  Max  ^ettiau^  Gustav  Landauer  u.  a.  Immerhin 
Süm    daa    dem   Kongreß    nicht    die    gmndBätahche  Betleutung    einer    erst* 

riaJigen  aelbBtändigen  internationalenTagung  deranarchi> 
tiachen  Bewegung  rauben»  Was  ihm  aber  eine  erhöhte  Bedeutung 
kerleibt,  daa  ist  die  dortaelbat  vorgenommene  Konstituierung  einer 
1  Libertären  kommunistischen  Internationale'*  mit  einem 
tlntemational  en  Korreapondenz-Biireau'^»  womit  gleichzeitig  auch  eratmalig 
pne  internationale  Organiaation  und  gemeinaame  Zentrale  der  gesamten 
itißchen  Bewegung  geschaffen  ist, 

Organisation 

Die  Fra^e  der  Organisation  hat  in  der  anarchistischen  Presae  zu  leb* 
,en  Aiifteiaandersetjmngen  geführt  und  ist  auch  auf  dem  Kongresse  aelbat 
ngehend  diskutiert  worden.  Vielfach  war  man  nämlich  und  ist  heute  ni>ch 
Öer  Anaicht,  daß  das  Wesen  einer  Organisation  in  einem  inneren  Wider* 
iprucb    zur  anarchistischen  Idee  stehe:    Organisation  sei  nur  eine  ver* 

Khleiertc  Form  der  Herrschaft  und  führe  in  ihren  Konseqnenzen  stefca 
LT  Aufrichtung  einer  Autorität*  Der  Anarchismua  aber  aei  eine  Weltan* 
ch&uungr  aein  Ziel  sei  lediglich,  revolutionär  gesinnt e,  innerlich  freie  Per- 
önliebkeiteu  zu  eiitwiekeln;  und  dazu  aei  eine  Organisation  eher  hindere 
ich,  als  dienlich.  Auf  der  anderen  Seite  würfle  geltend  gemacht,  der 
»Anarchie mos  werde  heute  in  der  Hauptsache  getragen  von  der  Arbeiter- 
ilkewegODg.    Diese  (und  der  Anarchismus  überhaupt)  stehe  aber  im  Kampfe 
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gegen  organisierte  Mächte  und  bedürfe  daher  gleicher  Waffen,  wie  diese. 
Und  gerade  das  neuere  Wachstum  des  Anarchismus  lasse  die  Notwendigkeit 
organisatorischer  Zusammenfassung  der  Kräfte  für  die  Propaganda  erkennen. 

Mir  scheint,  daß  in  der  Diskussion  hierüber  nicht  immer  fcharf  genug 
zwischen  der  rein  geistigen  Bewegung  des  Anarchismus  und  der  Klassen- 
kampfbewegung des  Syndikalismus  unterschieden  worden  ist,  die  sich  zur 
Zeit  ja  tatsächlich  gegenseitig  weitgehend  durchdringen  und  deshalb  — 
fälschlich  —  vielfach  konfundiert  werden,  auch  in  anarchistischen  Kreisen 
selbst.  Was  die  Arbeiterbewegung  angeht,  so  liegt  die  Notwendigkeit 
organisatorischer  Zusammenfassung  der  Kräft«  so  deutlich  zutage,  dali  sie 
wohl  nirgends  ernstlich  angezweifelt  wird.  Innerhalb  der  Gewerkschafts- 
bewegung richtet  sich  vielmehr  der  Kampf  der  syndikalistischen,  bzw. 
anarchistischen  Ideen  lediglich  gegen  die  Art  der  Organisation,  wie  sie 
seitens  der  Sozialdemokratie  geschaffen  wird:  die  Zusammenfassung  in 
großen  Zentralverbänden,  deren  Leitung  gegenüber  die  lokalen  Ge- 
werkschaften  relativ  unselbständig  sind.  Man  fordert  statt  dessen,  daß  die 
Initiative  und  Verantwortung  den  autonomen  Lokalverbänden  verbleiben 
und  die  Einheitlichkeit  der  Bewegung  auf  Grundlage  ihres  föderativen 
Zusammenschlusses  gewahrt  werden  soll.  Etwas  anderes  ist  es  mit  der 
Organisation  der  geistigen  Propaganda  anarchistischer  Weltan- 
schauung. Hier  erscheinen  die  antiorganisatorischen  Tendenzen  logisch 
nicht  miberechtigt.  Sobald  nämlich  eine  Bewegung  formal  organisiert  ist, 
macht  sich  bei  Anhängern  wie  Gegnern  die  Neigung  geltend,  ihre  Be- 
deutung ziffernmäßig  an  der  Hand  der  formell  angeschlossenen  Mitgheder 
zu  beurteilen;  sowohl  die  Zuversicht  im  eigenen  Lager,  wie  der  Einfloß  auf 
die  Öffentlichkeit  und  die  Werbekraft  der  vertretenen  Ideen  selbst  werden 
von  dieser  Ziffer  abhängig.  Und  deshalb  macht  sich  in  jeder  Organisation, 
die  auf  der  Basis  einer  Gesinnungsgemeinschaft  ruht,  das  Bestreben 
zum  Prosei ytenmachen  mit  elementarer  Gewalt  geltend.  Es  liegt  nun 
auf  der  Hand,  daß  dieses  mit  einer  gewissen  inneren  Notwendigkeit  eine 
allmähliche  Verflachung  der  Bewegung  mit  sich  bringt:  Um  des  Wachs- 
tums der  Mitgliedsziffer  (und  der  damit  korrespondierenden  Geldmittd) 
willen  wird  sich  immer  die  Neigung  zeigen,  von  der  Strenge  der  Prinzipien 
etwas  nachzulassen,  —  hier  Meinungsverschiedenheiten  in  einem  weniger 
wichtigen  Punkte  zu  ignorieren,  dort  eine  zurückhaltendere  Ausdrucksweise 
aTizunehmen,  kurz  Kcmzessionen  zu  machen,  um  Mitglieder  zu  fangen.  Die 
Bewegung  wächst  in  die  Breite  und  verliert  ihre  Tiefe,  das  ist  eine  Ei^ 
scheinung,  die  wir  bei  allen  Tendenzorganisationen  beobachten  können,  tüd 
den  politischen  Parteien  und  religiösen  Sekten  an  bis  zu  harmlosen  reforme- 
rischen SpezialVereinen.  Das  instinktive  Gefühl  für  diese  Gefahr  ist  es  offen- 
sichtlich, was  dem  (nicht  immer  klar  begründeten)  Widerstand  so  vieler 
Anarchisten  gegen  jede  Organisation  zugrunde  liegt.  Indessen  die  Logik  der 
Tatsachen  dürfte  sich  doch  wohl  als  stärker  erweisen,  wie  die  Logik  der 
Ideen :  Denn  jeder  Kampf  zwingt  nun  einmal  zur  Organisation  der  Kombattanten. 
Auch  innerhalb  der  einzelstaatlichen  Bewegung  hat  sich  dies  gezeigt  In 
Deutschland  besteht  z.B.  bereits  seit  mehreren  Jahren  eine  „Föderation 
Deutsch  erAnarchisten".  Sie  war  bis  vor  kurzem  allerdings  nicht  sehr 
umfassend;  aber  die  von  ihr  auf  die  beiden  Osterfeiertage  einberufene 
„V.  Konferenz  deutscher  Anarchisten",  die  —  trotz  eifriger  Versuche  der 
Polizei,  ihr  Zusammentreten  zu  vereiteln,  —  schließlich  doch  in  der  Umgebong 
von  Mannheim  tagte,  beschloß  unter  einmütiger  Zustimmung  der  anwesenden 
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rlrt^ttfr  (von  Berlin^  Hamburg,  Br«merUav&n,  Mannheini,  Lndwigshafen, 
il^rt,  Htfilbrcinnj  Fmnkfiirt  a*  M.,  Mftin?^,  Wiesbaden,  üffenbach  und  Elber^ 
)  dieEiusel2?im|f  einer  seehfl gl ieUri gen  KoinrniÄsion,  wm  den  zwetsktnäßigen 
nipu  ton  »eben  Au  «bau  der  ^F^denition**  in  du*  Wege  tm  leiten.  (Die  aii- 
ßhltj«»eiien  Gruppen  übemalLmeu  die  V'erpHic'lUung»  Bona  zu  verkaufen» 
«leren  ErlÖB  26  Vo  ^^  *l»t'  Föcleratiou  abzulieft.*rn  ist)  Ebeni^ü  sind  in 
Allen  atidi^ren  Ländern  nationale  Organiftatioiieii  tiuf  Füderiitiver  Grundlage 
iic!)L*n  früher^  teils  in  der  jimgBten  V^ergiingenheit  im  Leben  getreten, 
dail  wulil  iieattgt  werden  da.rf,  das  PrinKij)  der  Urgraniaalion  hatftich  in  d«r 
rcbiBti seilen  Be wegging  jetJit  allgemeiu  durchgesetzt, 

Bq  empffibl  denn  auch  der  Kongreß  t,dau  Kameraden  aller  Länder, 
in  Anbetracbt^  daß 

1,  die  Idee  der  Anftrehie  untl  der  Organisation,  weit  entfernt,  davon 
eireinbftr  zu  «eißt  fliL^h  gegenieitig  ergün^een  und  iich  eine  von  der  anderen 
liten,  ja  daß  das  Prinzip  der  Anarehio  gerade sn  in  dar  freien  Organiiation 

produktiv  Tätigen  seine  Basia  findet, 

2,  dh  individuelle  Aktion,  so  wichtig  sie  ohne  nUen  Z weife]  ist,  niemals 
kedie?ktive  Aktion,  die  xusammengefaßte  Bewegung  erset/eu  kann, 

$♦  die  Organisation  der  tätigen  Elemente  <3er  Prupagandtt  einen  neuen 
itoß  gt'beu  and  die  Durehdriiigung  der  Arbeitermasöeii  mit  den  Ideen  des 
unuitisti(«t.4)en  Anarchimnus  nur  beschleunigen  kann» 

4.  di**  fb-eraniBfttion  der  Arbeiterin  aasen  auf  dem  Boden  ihrer  gemein- 
en i  "  '  11  Interessen  (GewerkicbaftaorganisAtion)  nicht  imstande  ist, 
I  Ol.  1  auf  dem  Boden  gleicher  geistiger  Bestrebungen  und  Ideen 

prc.hif:n9''[n'  Mrgfinißatioö)  zu  ersetzen^ 

der  Hohaffung  anarchistiaeher  Gruppen  und  der  Föderation  bereits  vor- 
Mener  Gruppen  die  größte  Aufmerksamkeit  zu  widmen/ 

El    war    demgemäß    nur    eine    Konsequen?.^    die   über    kura   oder  lang 

htttte  gtjzogen  werden  müssen ,  daß  in  Amsterdam  nun  auch  die 
iiiüng  di-%  GebiiudeB  durch  eine  internationale  Ürgnuiaatioa  beschloesen 
fiie*  Freilich  waren  die  Einwände  und  Bedenken,  die  dagegen  geltend 
nacht  wurden,  nicht  ganz  von  der  Haud  /ii  weisen;  iuebeaondere  ist  die 
&hrdung  der  Bewegung  durch  polizeiliches  Eingreifen  großer  bei  Bestehen 

iutematiiinalen  Zentralbnreiius.  Trc»tidem  wurde  die  Internatiünale 
iBtituiert*  und  zwar  auf  folgender  ürundlage: 

£lic  setzt  sich  zusammen  aus  den  bereit«  vurhaudenen  Gruppen  und 
fttuiftaUunrn,    towie  aus  den  efuixelfiem  Öenossen,    die  ii4.'h  ihr  anschließt; n* 

Die  der  Internationale  angeschlutBenen  eirueelnen  Kameraden,  sowie  die 
tionen  und  Gruppen  bleiben  autonom. 

Ec  wird  ein  internationales  Bureau  errichtet  Dieses  Bureau  wird  ge- 
«t  ?ou  fitnf  Delegierten. 

Da»  Bureau  hat  sich  mit  den  Genossen  aller  Länder  in  Verbindung  zu 
•^n.  sei  n  direkt,  sei  es  durch  Vermitthmg  von  drei  Kameraden,  <lie  von 
FöiJerutionen^  Gruppen  und  Einz eigen opsen  jedes  Limdei)  gewählt  w^erden. 

Die  EißÄelgcnoRseti,  welche  sich  der  Intertiationale  anschließen  wollen, 
i«*n  entwt*dcr  durch  das  Bureau  oder  dureh  eine  Organisation  oder  durch 

Bureau  bekannte  (feuosHen  identifiziert  werden. 

Die  Kostrta  liieni^  KttrrcspondenzbureatiSj  sowie  eine«  mit  diesem  zu  ver^ 
dendcTi  jntenuitioualeu  Archives,  werden  durch  Beiträge  der  au  dieinter- 
ionale  angepM.'hloHucnen  Föderationen,  Gruppt*n  und  Eineelgenossen  anf- 
eilt." 

Ah  Uitglieder  des  internationalen  BureauE  w^urden  gewählt  Malatesta 
Üen)^  Hocker  (Jüdische  Genossen)^  Schapiro  (HußlandK  Turner  (Engknd) 
Wilkc  (Deutschland).  Das  Bureau  hat  das  Recht  der  ErgÜnjtung  hei  Aus- 
liden  oinea  Mitglieds-  die  Kooptation  muß  aber  einstimmig  erfolgen. 
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Stand  der  Bewegung  in  den  Hauptländem 

Die  eigentlichen  Domänen  des  Anarchismus  sind  von  alters  her  die 
romanischen  Kulturländer,  wo  noch  Bakunin  und  seine  Gesinnungsgenossen 
von  der  „Internationalen**  den  Keim  der  Bewegung  gepflanzt  haben.  Nament- 
lich in  Spanien  war  und  ist  die  Arbeiterbewegung  vorwiegend  anarchistisch. 
Bekannt  sind  die  Aufstände  und  Unruhen  in  Cartagena,  Xerez,  Barcelona, 
die  rigorosen  Verfolgungen,  die  Folterungen  im  Gefängnisse  in  Montjuich, 
der  Generalstreik  von  1901/02.  Die  Kongresse  der  (föderativ  geeinigten)  Ge- 
werkschaften weisen  einen  ganz  anarchistischen  Geist  auf.  Zentrum  der  Be- 
wegung ist  von  alters  her  Barcelona.  —  Auch  Italien  ist  von  jeher  ein 
guter  Boden  für  den  Anarchismus  gewesen.  Hier  wirkten  Malatesta,  Graf 
Cafiero,  der  Jurist  Merlino,  der  Garibaldianer  Capriani  u.  a.  Augenblicklich 
sind  die  Verhältnisse  freilich  etwas  verworren.  Die  drei  radikalen  Gruppen: 
Sozialdemokraten,  Anarchisten  und  Syndikalisten  bekämpfen  sich  heftig,  aber 
ihre  Abgrenzung  von-,  bzw.  ihr  Verhältnis  zueinander  ist  schwankend  und 
nicht  immer  ganz  klar.  Auch  in  Frankreich  befindet  sich  die  Bewegung 
gegenwärtig  in  einer  Art  Krise  und  zeigt  im  Vergleich  zu  der  lebhaften 
Tätigkeit  vor  etwa  10—15  Jahren  eine  gewisse  Erschlaffung.  Auch  hier 
stehen  sich  verschiedene  Richtungen  etwas  prononziert  gegenüber,  insbeson- 
dere eine  überwiegend  theoretische  Strömung  auf  der  einen  Seite  und  eine, 
die  theoretische  Propaganda  fast  ganz  vernachlässigende  praktisch- syndikah- 
stische  auf  der  anderen  Seite.  Das  Organ  der  ersteren  Richtung  ist  „rAnarchie**, 
ihr  nahe  steht  „Les  Temps  nouvaux",  die  immerhin  auch  der  Arbeiter- 
bewegung einen  breiten  Raum  widmet,  aber  Gegner  der  Organisation  ist. 
Rein  dem  wirtschaftlichen  Klassenkampf  dient  die  erst  unlängst  gegründete 
„rAction  directe".  Die  syndikalistische  Bewegung  ist  konzentriert  in  der 
1895  gegründeten  „Conf6d6ration  generale  du  Travail",  der  etwa  3 — 400000 
Arbeiter  angehören.  Sie  beruht  auf  föderalistischer  Grundlage  und  lokaler 
Organisation  der  Berufe.  Neben  den  lokalen  Gewerkschaftszentraleu,  den 
„Bourses  du  Travail",  existieren  dann  noch  die  großen  Industrieföderationen. 
Beide  zusammen  bilden  die  „Confed^ration",  die  von  der  sozialdemokratischen 
Partei  völlig  unabängig  ist.  Besonders  stark  ist  in  Frankreich  auch  die 
antimilitaristische  Bewegung.  —  In  Belgien  besteht  eine  anarchistische  Or- 
ganisation, „Freiheitlich-Kommunistische  Gruppierung",  seit  dem  Herbst  190fi. 
Sie  veranstaltet  halbjährliche  Zusammenkünfte,  umfaßt  jedoch  in  der  Haupt' 
Sache  nur  die  wallonischen  Provinzen.  —  In  Holland  wurde  von  Obriatian 
Cornelissen  im  April  1905  eine  „Freiheitlich -Kommunistische  Föderation" 
begründet.  Ihr  Organ  ist  „De  Vrije  Oommunist".  Sie  umfaßt  jedoch  nur 
etwa  10  von  den  insgesamt  ca.  80  Gruppen,  die  der  Melirzahl  nach  Domela 
Niewenhuis  Folge  leisten.  —  In  Rußland  ist  die  Bewegung  durch  die  Be- 
volution  stark  in  Fluß  gekommen,  ihre  gegenwärtigen  Zentren  sind  besonden 
Odessa  und  Bialystock,  sowie  die  Bergwerksbezirke  im  Ural.  Ortsgruppen 
sollen  in  fast  allen  wichtigeren  Plätzen  des  Landes  bestehen,  aber  größtsn- 
teils  nur  als  Geheimverbände  oder  im  Gewände  von  Gewexkschaften  u.  i 
Zweckverbänden.  Die  Bewegung  ist  organisiert  in  der  vor  etwa  Jahr^ 
frist  gegründeten  „Russischen  Föderation  Revolutionärer  Anarchisten''.  Eine 
Übersicht  über  die  Organe  der  Bewegung  ist  dadurch  erschwert,  daß  die 
dortigen  politischen  Verhältnisse  ihr  relativ  häufiges  Eingehen,  bzw.  ünte- 
drücktwerden  und  späteres  Wiederaufleben,  oft  unter  anderem  Namen,  W 
Folge  haben.  —  In  Böhmen  begann  die  anarchistische  Bewegung  mit  dam 
Wirken  von  Vilem  Körber  und   —   etwas  später  —   dem  AufkomooLen  der 


Borffint,   Die  neuere  Eutwk^klunf?  deH  Ä  [mrcbismim* 


519 


^Otulaudüift^.     Xncli   ibr  genaaül    iat  auch   daji  Organ    iler  «Fürteration  dt^t 

^letit«    NctrdböIimetiij'*T   'Au*  neben    den  Wobern   die  Haupt  träger  der  Be* 

äug  sLiid,     Neben  ihrer  Ürganieatioii  beBtebt  noob  ewie  „Fodt^ration  alier 

acbcii^*    Aber  niiBer  dieat^n  «yndikaliatiiühen  ürganisatiunen  exiatiert  seit 

tide  1904  »neb  eine   auf  reiner  GesinnungHgrundlage  aufgebaute  „ÄJiart-hi- 

ic  F^demtion  Bübmeus";  deren  Spaaialtjrgan  die?  HalbmonatÄacbrift  „Praca^ 

Irheit)  ist.    Daneben  ej'&elit*int?n  iKich  mi;hrere  andere  Blätter;  das  1^nchtigate 

Wühl   dir  ^Cbüdraa***   der  eine  Auflage   von    12000  Eatemplaren   hnL  — 

Ungarn  ex^eheint  seit  einem  Jahre  das  erste  autircliistiBcbe  haU*munat- 

he   Ch-gan   ,Die   lossiale   Revolutiün/^,   welehea    —    aiifäagUcb   Privatunter' 

aeu  —  jetKt  v^on  der  ^Budapeater  Gruppe  der  Un gariiclien  B evolutionären 

listen*^  herausgegeben    wird,    und   ÄWar   in  3000  Exemplaren.     Autb  in 

Provinzstadten  sind  Gruppen  entatanden.     Eine  bemerkeuffwerte  Ver- 

Qg  hat   die  Bewegung  erhalten  durtjh   den  im  Auguat  1907  erlösten 

iluß    der    bisherigen    aogeoaDfiten    n  Unabhängigen    Sozialiäteu'^t    deren 

ai«fttiftn    Damcntlieh    Bauern    und    Lanilarbeiter    umfaßte.     —     In    den 

canataateu    ist    die    an ardii »tische    Beweguuß'   noch   in    den    Anfängen 

1^ gri ff r n ;   am  gii n»i [forsten    e teh t   sie  in  Bulgarien;   aticb  in  AI a z e d o n i e n t 

lalmfttien   und  Armenien   ist  eine  Bewegung  vorbandeo;    in  geringerem 

l^mfftUK^  in  S  erbie  n.   In  E  u  gl  and  besteht  die  ßewegmig  zwar  seit  20  Jahren^ 

pit  jedoch    bis  in  die  neueste  Zeit  fast  ganz    biä  auf   die  jüdischen  Arbeiter* 

eine  (namentli(;h  Lunduni)  beschränkt  geblieben,     Sie  urufaJit  gegenwärtig 

at    fin  DaUend  Gnippen    (davon  fast  die  Hälfte  in  London) ^    ^e  sieb    zur 

„Ftjderation  der  Anarchisten  jüdiseber  Sprache"  zusanuuengeschloBseii  haben, 

IV,  Jabre»kctnferenÄ  (Ende  Dezember  1907)  beschloß  die  Wiederheraufi* 

il»e     dea    vor    einem    Jahre     eingegangenen    revolutionär -ü^^ndikalbtischen 

„The  Voicü  of  Labonr"»  neben  dem  schon  lö  Jahre  alten  „Arbeitei^ 

id"    (ca*  25CM>  Exemplare)    und  der  Monftts$chrJft  „Gerrainal"    (beide  ün 

^ciö").     In  der  jüupten  Vergangenbeit   hat    die  Bewegung  auch  außer- 

*  «iicier  Kreise  einen  beachtenswerten  Aufschwung  genommen.    Die  neu* 

Qndete    T^Auarchi* tische   FödersüoE   für   die   englischen  Provinzen  "^    be* 

äl«    auf    ihrem    ersten    Kongretae   am    2L  Dezember    1907    in    Liverpool 

alt  Vertreter  von    LiveqxHil,    Leeda,  Manchester,  BirminghaniT  NewcaaÜe 

Tyno,    Glasgow,    Cardiff,    Southport.  —  In  den    Vereinigten  Staaten 

füu    Amerika    begann    die   anarcbistiscbe   Bewegung    mit    dem  Hinüber- 

konimt'U  von  Joh.  Mmtj  dessen  „Freiheit'*    auch  beute  noch   ihr  literarischea 

eutriim  i«U     Für  die  englisch  sprechenden  Kreise    ist    das  Hftuptorgan    die 

ton  Emma  Goldmann  her  aasgegebene  „Motber  Eartb".   Aach  die  iapanischen 

»4  judi'si^hen  Gruppen    sinil    sehr   rege.     Letztere  geben    sogar    ein    Tages- 

i:an.     dir*     „Freie    Arbeiterntimme''    (New- York)     in     einer    Autiage    von 

ISICMJ  Ex(*mplftren  bei'aua,    das  hauptaächlich    der  Propaganda    für  russische 

lau  Wanderer    dient.     Die    eigentlichen    Amerikaner    verhalten    sieh    der   Be- 

jcgun^  Ijegeniibfr  jEiemlich  zurückbaltf^nd,  —  Endlich  mag  erwähnt  werden, 

ftuch  in  Süd-AmurikaT    besondere  in  Argentinien  nnd  Brasilien,  die 

riMcbe  Bewegung    einen  stark  anarchifltiscb-syndikalistifichen  Charakter 

trigt.     In  Braflibim   liab(?n    sich   die*   Oe wer k^c haften    im   Sommer  1905    zur 

?adrracÄu   Üp**iTaria   Reg^ional  Braziküra"    jmsammengeechloflseti ;  in  Argen- 

benlehl   eine   Übulitjbe    Föderation.      Neuerdings    zeigt    sich    selbst    in 

■chon  eine  aoageiproch^  ^^arcbistische  Bewegung. 


L*:«r  BtTez^nL^  in  Decifichl&nd 

;.-..    «rv«'!  ii.-:Li;r^  -v  :ii_    ij,:;:»*r*«i   t  ci  1±-  Aia:3*t    !>.•*>.     An  diinealip 

:-■•••■    >r   ^•'Ll:::!-*  JTfir-.i :aiKiikjr«iwr  >:£r^fap;fitlf*r  Bcrm*:-  WiLe  inlV. fe- 

*-i.— :  -a  r'-X'ic  -i-^  ■r*:t*r!i'2ia::^x  i-flr  ;«krA—  «rg.^Ariairä'ig.  Beuäcaer  wi 
' ;:  ■    }      -j.    •-•"*    :i.i"=.    L.-r.r?ij»3L-ai    Fr;c-    satii^r-    -ü-i    ftr  Wi^rai  te 

—  •  .1'.  r-L-'i     ■:.*rtji--»n  fji-^i-;.     >»£iz.«i>*r5  t:c  BazilsÜ  ::Eii  W'^-iHi» 

:."i:r-i      1  ri-ii»-!!  ^i.ü*  fzrua  iim»  Z»*l-    iMn::if  E4M?ia»ki  hnV. Berö» 

2.  ÄLii::i"fi:.   Az.-kzx  ."ii-  l^:rl.  -j.  "»«j:i-tr  -er  ruci  -ieTs  Fjü  c«  SoiüIäb* 

Z  .z  kz--*»' :_  i^  i-z.  STrfLZ.  T-Z.  zr^i^zi  .ZA  S'.'H"*!!-  ££=*  '■■*ni«>e  Ta^  q«». 
LJ.     •    T:»!^    :-i    3'irzz,   4J;A.*S7iz.»i«fii-*   '^- :-» ~ » ■^-t. >*r.^yy .jm-^att w» Tt; »-g   pn<e«tierv 

-  .--...•-  *4  .r,.k.ir!=*.krir.L*:h  ^^-i  frrfccc.  Jim.  -ii-?  Fihi^kei:  ein*r  V«:prtöf 

■•Vij-fr  -z  r^Lrr  rw-;.>z  F-^üi-*  a2i  «x  JiL  «ia-rs.  S^:Az>U<<inkt  t.-c  s««- 
-."  -z-.b'ZL     ■»<---    Air:r*r'>fc    *=cc     iz    rürt^i'avcf»    Kr?ii«s    B-^cnkea  «wP 

T.r.  z  k-L.  *>!:?■;  ■•■i.--r  i4  .n-stir-c  rrn-»!!-:*  -».r«*:!*  dier  •'»pp<«t:<-iL  1»* 
tz-_.r-.-.  i  LZ  :-»t:  VfrKk=i-j_-3ii^fz  ■.=.  F-e*z.-P*j»i  *a:i  ^  t&i  H.  J:i.  b 
Iti-z  - -z  V  PN«  >'fcj  2r*  ? vr:r2*.?kr«':Är»  P-scäer.  -He  Maifeier  aof  den  frrt« 

>  -..z*..kj:  ZI  Xi-  rz  VTrlrr^z.  -»Kcvfr:  zzi  ■  *»««i  e^^i  Ä«J  Sänne«  le- 
j-L.  r:~-z  ■viri'f.   -virir   .z  tWKiz  -^  "«i.iiitn'iiSE.  t.q  ExempLir*?!!  rii  Flc»* 

1  ■. -  ir  1  - z  i T  ,  V ^r t' r ^. '■  Irx rrv. . z zz z *  zzi  . Vierrura j rzn^*  de r  Partei,  g«*^ 
:  t--* '.z.tzvIz  1t  K  —.ir  zi-J:AiT:i-  Xv  rr*:-rr-:ng  -ier  »l^p-jy.-»«:::';-!!  uai  oswürüge 
,r  i—ri  L*i.: -z*  Fr  z:  —t.:'-'r  zz  i  az:  Erb^tcin*:  «ies  p»Tvl7Kioiiir^p*ry.»rf5Jn- 
?.  - -. z  •  -r : *:  -^  Lr -. - *.  ^^" i^^ - i  i:-^  P ir^-e : : r»e«s-r  lüsijiti?  zcii  «räÄcr  SohiH* 
^--j-:z  ii^-  F".z*- ".i::  i".*  rlzr  ,izir.z.5r:*».ze"  Kundgerun^  cn-i  frivole  ^«^ 
i.-...z::*-:z^*  i-:r  Pir^^rLle::-:^^'  ir::c»t:er:e-  —  siei*:  all^rfdingv«  ohne  es  »itfa- 
■Iri .  kv  z.  —  !.iz  i  lir  '  7 :-  ■  ■*:•:  -  -  letr:  ic^a  in  Mafdebirg  WiderfnC  *'•' 
rzjiZ  5«  h:z  .-  V  r^zr^  -  z-.i>r  STzipArhle  m:**  ihr  gezet«:;  kane:  Eine  t« 
•r'-wi  >.'.*•  P-rs. z-rz  'rti/z".'.'  Vrr5Amniliin2  um  Ifitte  JoÜ  nahm  di«  HxnMf*' 
aiir^s^r  •:«  FIz^-Ia"-:"*  »i zr.it  eite  Res<>Lation  wann  in  Schutz  und  pfvAeititrt* 
«'•^^n  ■irr-.z  r'.xxi^-z.  \zss*.h\vib  au«  der  ParteL 
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Erneu    üeuen  Zusammenstoß    der  ÄDsichten    bracht*^    biild    darimf   iler 

intern ation nie  Kongreß    zn  Brüsflel   mit  sich.     Der  erwlilmte  Maifeier- 

Aiifjug    der  Deutschen  wurde  abgelehot;    und  jrleictiÄeitig  frihrte  ein  Äntra|f 

^{iewenkuiaf  die  Partei  soUe  eine  etwaige  KfiegBerklämng'  mit   einem  Aufruf 

^^b  ArbeLUeiBAt^iiimg  beantwort^en,  ku  «t^barfen  ÄufleinanderBetzungen  zw ia  eben 

HBd    Autragiteller   und   Liebknet^ht,      Zaldreiche  Parteiver8ammlung:en  ^    die 

lieh    mit   den   ang^eßclinitteaen    Fragen    bt^c^bäftigten,    tnei&l    im    Sinne  der 

Parteileitung^   schürten  die  Erregung^  bis   der  Erfurter   Kongreß,    Mitte 

Okl<!»l>er  18Ö1,    die  Entscheidung   brachte:    Die    etwa    12  bis  15  Wortfi^hrei' 

KOppotition   (b&upläAchlieb    Delegierte   aus   Magdeburg  und    Berlin   nebftt 
gebung)  wurden  au«  der  Partei  auagesehlosHen. 
Die  Folge  war,  daß  die  Opposition  in  einer  am  20*  Oktober  1891  in  der 
iiner  Rcseomrcc   abgehultenen  Versamuibing  die  Begründung  einer  neuen 
jiliiÜMheB  Partei  mdikaler  Eiehtuag  beschloß.     Die  vorbereitemle  Korn- 
§roii  lieben  Mitgüedern    («lanmter  Willem    Kampffmeyerj    Paul  Ernst) 
ütM  Anfang  November  mit  einem  Manifest   an    die  öffentliebkeit, 
id  dessen  dann  wenig  ipEter  der  „Verein  utiiibh  an  giger  Sojcia- 
itnd   iein  Organ  jßtT  Soaialiet'*    unter  Leitung  von  Bruno  Wille 
n  trat* 
;jtterer   gin|T    bald    vollständig    m    anarehistisohes    Falirwaii^er    über. 
irouaem  Polijcet  und  Staatsanwaitsühaft  einen  rii(.^kBichtslüEien  Kampf  gegen 
Um  fülirteii.    hielt   er  sieb  mit  einem  Stand  von  etwa  4nf)0  Abonnenten  auf* 
riH*lit«     Erst   nachdem   neben   ihm,   dem   mt^br  einer  theoretiucfien  Diskussion 
dienenden  Orgaa,   seit  18ÖG  der  mehr  den  ppib'ia  tischen  Arbeiterinter essen 
»agffpaßte  ^Arme  Konrad"    und   »eit  1897  außerdem   ein   direkt   gegen    den 
pSoxiaÜBt"  gerichtetea  Konknrrenablatt  f,Neues  Ltdien"  ersübien,  ging  er  (etwa 
licli/^eitäg  mit  dem  ^ Armen  Ktinrad")  ein  und  überließ  jenem  die  Vertretung 
.'biatiiK'ber  Ideen  in  Deut*L' bland*     Die  Bewegung  «elbst  Hiiute  allmiiblich 
ab*     Das  „Neue  Leben"   erreichte  zuniLcdiüi  nur  einen  Abonuentenstand 
» 16<J(),     TndeSf  obwohl  neben  ihm^  dank  weiterer  interne  Zwistigkciten» 
rwodi  tli^r  t4?il»  monatücli,  teils  halbmonatlich  erscli einende^  erst  Ende  1907 
wieder  emgegaugene  ,, Anarchist"  ent^tand^  hielt  es  Hieb  und  erlangte  —  seit 
IIM)4  ahi  „Der  freie  Arbeiter"  firmierend  —  «ogar  einen  Stand  von  3*>00  Abou- 
^Mitfri.     Außerdem  erschien   „Der  Föderierte"  (Wieübaden,  Mai  bis  ükttjber 
■■p2),    „Der  arme  Tenfel**   (Friedridishagen,   Slai   HKlü  bis  Dezember   HK>4), 
^Ber  Itnabhüngige"  (Friedriehshageii,  April  bis  Mai  19^)7),    ^Die  Erkenntnis" 
'  fMafiidiinm-Liidwigiahafeni  Mai  bis  November  IW»7)  und  (seit  Juni  1905)    „Der 

(vidiititHiHr",  letzterer  all  ofßdell es  Organ  der  ^Anarchistischen  Föderation *". 
b.  Die  Bewegung  der  „Lokal ist en**, 
I      Bin   neuer  Aufschwung   der   anarchij« tisch en  Bewegung   m  Deutseidand 
k    iicb  datieren    von    einer  Demonstration    der  «Freien  Vereinigung 
4# o  t Ä c b €» r   G e  w e  r  k «  c li a f  t e n"  ' )  im  Herbst  D» U ♦    Es  war  di«s  die  — 

•)  Wftrner  Sombart  bemerkt  in  seinem  Buche  ^So^aliiniua  und  tudile 
Ifutig"  (VL  Aufl.  Jena  1908)  hei  Beliandbjrig  des  unarohiati sehen  Syndi- 
p,Den     Än«f*'itosriÄialisinus     Friedbcrgs      imd     anderer    deulseber 
»kaliirt4'n*   wird   man   uicbt  ohne  weitere«  nut  di^r  neuen  franssÖsisch-italie- 
QticWn    »Doktrin*    identLtiÄieren    dürfen.**       Ich    gbiibe,     eine    vorurteilslose 
'         '  -   '        y.i^i^eu  i^kimertrn  Virrgänge  in  der  ^IVeien 

.,    weuit    wir    sie    als    die  Anfänge    einer 
,  MM.n  M,n..'.^  Ml  L.   ;^<  v^i  K<o^g  behandeln. 
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früher  von  Keßler,  jetzt  von  Fritz  Kater  geleitete  —  Zentrale  der  lokil- 
organisierten  Gewerkschaften  —  Üherbleibsel  aus  der  Zeit  des  Sozisliiteih 
gesetzes,  wo  die  Gewerkschaften  als  „politische  Vereine"'  behandelt  and 
demgemäß  ihr  Inverbindungtreten  zu  Zentralverbänden  nicht  gestattet  wurde. 
Seit  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes  war  die  Gewerkschaftsbewegung  ia 
das  Fahrwasser  der  streng  parteitreuen  Zentralverbände  gekommen,  die  bikl 
einen  gewaltigen  Aufschwung  nahmen,  so  daß  ihnen  gegenüber  die  F.  T. 
mit  ihren  ca.  15—20000  Mitgliedern  numerisch  nur  eine  untergeordncle 
Bolle  spielte.  Diesen  latenten  Gegensatz  benutzend,  suchten  gewisse,  anar^ 
stischen  Ideen  zugeneigte  Kreise  hier  nicht  ohne  Erfolg  den  Keim  zu  dner 
syndikalistischen  Bewegung  zu  pflanzen.  So  berief  denn  die  F.  T.  la 
3.  August  1904,  im  Hinblick  auf  den  bevorstehenden  „Internationalen  (sosiil- 
demokratischen)  Arbeiter-Kongreß"  zu  Amsterdam,  eine  öffentliche  Arbeiter 
Versammlung  ein,  in  der  der  (damals  noch  sozialdemokratische)  Arffc 
Dr.  Friedeberg  vor  etwa  2000  Personen  ein  Referat  über  die  Taktik  der 
Partei  0  hielt.  Seine  nahezu  einstimmig  angenommene  Resolution,  die  in 
kurzen  Worten  ein  unzweideutiges  anarchistisch-syndikalistischet 
Programm  entrollte,  mag  als  bedeutsame  erste  MassenkundgebuBf 
dieser  Tendenz  im  Deutschen  Reiche  hier  wörtlich  wiedergegeben  seit: 

„Die  irrtümliche  Auffassung  vom  Wesen  des  Staates,  ganz  besonden 
aber  die  Überschätzung  des  Parlamentarismus,  haben  allmählich  dv 
Proletariat  vom  Boden  des  eigentlichen  Klassenkampfes  abgedrängt  Die 
Trennung  der  proletarischen  Bewegung  in  politische  Partei-  und  eine  Ge 
Werkschaftsbewegung,  die  daraus  erwachsende  Neutralisiernng  der  Ge- 
werkschaften, welche  heute  fast  ausschließlich  in  der  Verbesseronf^ 
des  Arbeitsvertrages  ihre  alleinige  Aufgabe  erblicken,  hat  dem  Klassen- 
kampfe den  Todesstoß  gegeben. 

Die  mit  der  parlamentarischen  Betätigung  notwendigerweise  verknöpfte 
Verschleierung  der  Ziele  des  Sozialismus,  seiner  auf  Loslösung  t» 
den  Gesetzen  des  Klassenstaates,  seiner  auf  völlige  und  endgültige  Befreimig 
der  menschlichen  Persönlichkeit  gerichtete  Tendenz;  femer  der  aus  der  Ver- 
flachung der  Gewerkschaftsbewegung  herrührende  enge  Horizont,  die  beiden 
Bewegungen  heute  eigentümliche  ungeheure  Überschätzung  der  mate- 
riellen Mittel,  haben  eine  völlig  falsche  Erziehung  der  Massen  be 
wirkt  und  dadurch  das  deutsche  Proletariat  an  äußeren  Mitteln  wenig  reidier, 
an  wahrer  Macht  ärmer  gemacht  — 

Die  wahre  Macht  des  Proletariates  beruht  auf  der  möglichst  grofiea 
Zahl  völlig  freier,  vom  Geiste  des  Klassenkampfes  durchdrungener  Persön- 
lichkeiten, wie  sie  niemals  der  auf  einem  Vertretungssystem  beruhende 
Parlamentarismus,  wohl  aber  eine  vom  Geist  des  Sozialismus  getragene  Ge- 
werkschaftsbewegung heranbilden  kann. 

Geistige    und   sittliche  Entwicklung  der  Einzelpersönlicb- 
keit, 

Selbständige  Organisation  der  Konsumtion  und,  wenn  mög- 
lich, der  Produktion, 

Massenaktionen  mit  voller  Verantwortlichkeit  jedes  eii- 
z einen  —  (Streiks,  Maifeier,  Boykott)  — , 
das  sind  die  Vorbedingungen  der  endgültigen  Befreiung  des  PW" 
letariates.  Diese  Befreiung  selbst,  die  Aufhebung  der  Klassenherrschaft, 
wird  erfolgen  durch  den  Generalstreik.  Nicht  durch  eine  Revolution, 
nicht  im  Wege  des  Blutvergießens  und  roher  Gewalt,  sondern  durch  «• 
ethisches  Kampfmittel:   durch  die  Verweigerung  der  Persönlichkeit,    die,  ii 

0  Als  Broschüre  unter  dem  Titel  „Parlamentarismus  und  Generalstreik' 
im  Druck  erschienen  (Berlin,  Vertag  der  „Einigkeit"  F.  Kater,  1904). 
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rmfangt*    durchgeführt,    das   Proletariat    aue    d<?r    Produkt ioii    aua- 
ti  m\4  riadurch  die  okouomiselie  Herrschaft  der  Eapi talist eiik lasse  uud 
,  rlen  Staat,  beseitigt. 

n  Grtittdeti  erwartet  die  heute  am  B.  Äugiut  1^4  bei  Keller 
er  iiiiuiung   der   „Freien  Vereinipruog  deutather  Gewerkschaften* 

nur  indirekt  nützende,  unzweckmäßiger   ungeheure  Opfer  an 

rrmtprit^üen  Kräften  erfordernde  parlamentarische  Betäti- 

K  -  ii  ,>.  K. gedrängt ,  alle  Kräfte  des  deutschen  Proletariates  direkt  auf 

geistige    und    sittliche    Hebung    üe»    Proletariateä    und    auf    den 

It liehen    Kampf   verwendet   werden.      Daß    darum   der    Ausbau 

hftfUichf n  l^rganiHationeii  tmd  die  Erziehung  der  Gewerkachafts* 

über  die  Tttge&fragen  hinaus  zu  idealgejsinnten   bewußten  KJassen- 

Vru  mit  aller  Macht  betrieben  und  so  die  Möglichkeit  ein  es  siegreichen 

Istreikes  für  dus  deutsche  Proletariat  baldigst  verwirklicht  werde.*' 

Fast  genau  ein  Jahr  später  erfolgte  ein  zweiter  Voratoö :  Anx  23.  August 

f^Q&  tAgt^  im  Feeuptilast  zu  BerÜn  wieder  eine  von  der  ^Freien  Vereinigung" 

ibi*rtifeiie  öffentliche  Arlieiten-^ersammlungj   vor  deren   diesmal  3000  Köpfe 

k^tt    Auditorium  Friede l>erg    einen    Vortrag    über   „Weltanschauung    und 

i£k  de*  Proletariateä*'  hielt*    Die  wiederum  fast  einstimmig  angenommene 

mij<e    Besolutton    konstatiert    zunächst    „ein  gewaltigem  Erstarken    der 

Uotk  im  letzten  Jahrzehnt ^\   dem  gegenüber  die  teilweise  Besserung  der 

ibaltüng   nur    eine    Folge    allgemeinen    wirtschaftlichen  AufBchwunges» 

parlamentarischen  Scheinerfolge**    nur   einem    ^ Zurückstellen j    fast  Ver^ 

mu    »Her  revolutionären  Ziele"    bedeute^   »o  daß    t,die  Änderung   der 

lik  m  «chneller  endgültiger  Erreichung    der  Ziele    de§  Sosfiiali&mns  jetzt 

ngL'tid  gebf)ten*'  sei. 

iJer  !tchwerste  Schlag,,  den  das  deutache  Proletariat  in  seinem  Klassen- 
eiitpfadgen,    ist   deshalb    die   sogenamote   Neu  tralitä  teerklär  an  g 
O I*  w  e  r  k  t  c  h  a  f  t  e  n, 

Parbuncn  Lariam  US    und    Neutralität    der    Gewerkschaften     haben    2war 

weriten  PerMonenkreis  der  Arbeiterbewegung  zugeführt^  aber  nur  unter 

b^  alier  wirklicbeu  Ziele  und  der  Zukunftaboffnungen  des  Proletariates. 

\%n    völliger  Frontwechsel     in    der    Verwendung    der    mate- 

ptlleu  wie  geistigen  Kräfte  tut  not.^ 

Gefi/rdert  wird  deshalb  „die  Schafhing  und  Äasbau  »OKialrevolutio- 
irer  Oewerksehafteu,   welche  alle  auf  dem  Boden   des  Klassenkampfe! 
hi^ndm    Bewegungen    zusammen  fassen    und    ihre    vornehmste    Kraft    der 
ifmgiinda  und  Herlieiführung  des  Generalstreikes  widmen/ 

E*  konnte  nicht  ausbleiben^  daß  diese  gegen  ein  überhandnehmen  der 

rj    Richtung    in    der    sozialdemokratischen    Partei    gerichteten 

!  hen  Vorstöße    einen    gewissen  Einfluß    auf    ilie    Haltung    der 

ti'i  kiü*ubU"D.      Und  zunä*ihflt  achii^ii  es  eine  Zeitlang»   als  würden  sie  den 

!ctlg  höbout    die  Marschrichtung    der  Purtei    ab    gauzea    ein    wenig    nach 

hinüber    mi    drängen:     Der   Parteitag    äu   Jena    (17, — 'JS.    September) 

lie    die    vietkomtncntierte   scharfe  Rede  Bebeis    und    die  Resolution    zu- 

d«  Gt^n**rulBtreiki,    die  —  trotz  aller  gelegentlichen  Ausfälle  in  der 

giegoti    die    Anarohosozialisterei    —  unzweifelhaft    als    ein    gewisse* 

tiknnimen      gegenüber    den     Friedebergschen    Tendenzen     beurteilt 

l«i    muß*     lnd<*«>    die  radikalere  Strömung    in    der  Partei    schlief    bald 

etler  ein,  und  die  F*dge  davon  war,  daß  eich  die  Gegeniätise  weiter  KuspitJdten. 

Auf  dem  VIT.  Kongreß  der  „Freien  VereiuigUDg**,  16.— 19.  April  IWlß, 

Bcrhn    plat^ic^n   die  beiden    Richtungen   scharf   aufeüiander.     Die   „Freie 

[grwtnigung'*    lüHrat  —  im  Gegensatz  stu   den   Zcntralverbandlern,    die    auf 
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ihrem  Kongreß  zu  Köln  ausdrücklich  das  Neutralität8iH*inzip  ausgesproeheB 
und  die  Diskussion  des  Generalstreiks  untersagt  hatten,  —  gemäß  ihrem  asf 
dem  I.  Kongreß  von  1887  bzw.  IV.  Kongreß  1900  beschlossenen  Progmmn, 
das  Prinzip,  daß 

„der  gewerkschaftliche  Kampf  nur  dann  mit  dem  notigen  Nachdnick 
und  der  nötigen  Einheitlichkeit  von  den  Arbeitern  geführt  werden  kanii, 
wenn  er  als  Klassenkampf  der  Arbeiterklasse  gegen  die  Ausbeutung  an^kuot 
und  geführt  wird,  und 

daß  dieser  notwendige  und  unvermeidliche  Klassenkampf  nur  unter 
engerem  und  bewußtem  Anschluß  an  die  Grundsätze  der  sozialdemokratiBcheB 
Partei  Deutschlands  und  des  Sozialismus  mit  Aussicht  auf  EIrfolg  geföhrt 
werden  kann, 

daß  also: 

eine  Trennimg  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  unmöglich  ist,  dme 
den  Kampf  um  die  Besserung  der  Arbeiter  auf  dem  Boden  der  heatiges 
Ordnung  aussichtslos  zu  machen,  und 

die  Bemühungen,  von  welcher  Seite  sie  auch  kommen  mögen,  die  deai 
Zusammenhang  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  mit  der  Sozialdemo- 
kratie zu  lockern  oder  zu  zerbrechen  bestrebt  sind,  als  arbeiterfeindlidi 
zu  betrachten  sind." 

Der  VII.  Kongreß  brachte  nun  einen  entschiedenen  Fortschritt  der 
„Freien  Vereinigung"  auf  dem  Wege  zum  Anarchismus  hinüber:  Zunächst 
forderte  sie  Kampf  gegen  den  überhandnehmenden  Militarismus  „getreu  dem 
Vorbilde  der  französischen  Antimilitaristen"  und  erklärte  absolute  Arbeitsrahe 
am  1.  Mai  als  Ehrenpflicht  des  Arbeiters.  Dann  aber  nahm  sie  einen  neuen 
Programmentwurf  an,  dessen  wichtigste  Sätze  lauteten  wie  folgt: 

„Ausgehend  von  der  Erkenntnis,  daß  in  d^  jeweiligen  bürgerüchea 
Gesellschaft  die  Merkmale  der  Klassenherrschaft  itüf  allen  Gebieten  in  zo- 
nehmender  Weise  schroffer  denn  je  in  die  Erscheinung  treten,  insbesondere 
die  wirtschaftlichen  Kämpfe  durch  das  Erstarken  der  Reaktion  immer  schärfere 
Formen  annehmen,  anderenfalls  durch  fortwährende  Knebelungs-  und  Unter 
drückungsversuche  seitens  der  Machthaber  die  RechÜosmachung  und  Ausbeutung 
der  Arbeiter  systematisch  betrieben  wird,  und  zu  diesem  Zweck  die  Besitzoiden 
aller  religiösen  und  politischen  Schattierungen  sich  geschlossen  ihrer  wirt- 
schaftlichen sowie  politischen  Macht  bedienen,  ist  es  notwendig,  wenn  der 
wirtschaftliche  und  politische  Kampf  mit  Erfolg  und  Nachdruck  von  den  Ar- 
beitern geführt  werden  soll,  daß  er  als  Klassenkampf  im  Sinne  des  revohh 
tionären  Sozialismus  geführt  wird. 

Dazu  gehört: 

Die  Bildung  und  der  Ausbau  solcher  Gewerkschaften,  die  sowohl  den 
auf  Verbesserung  der  Lebenshaltung  und  Arbeitsbedingungen  gerichtet« 
Tageskampf  führen,  wie  auch  die  auf  Beseitigung  der  lUassenherrschaft  ge- 
richteten Bestrebungen  unterstützen,  die  begründet  sind  in  der  aozialistiBches 
Weltanschauung  und  ihren  Ausdruck  finden  in  der  Propaganda  für  die  Idee 
des  Massen-  resp.  Generalstreiks." 

Da  außerdem  der  Programmentwurf  für  die  Zugehörigkeit  zur  „Freieo 
Vereinigung"  die  Tür  weit  öffnete  für  alle  auf  dem  Boden  des  Klassenkampfc! 
stehenden  Gewerkschaften,  aber  alle  ausschloß,  die  „statt  der  Gegensätzlichkeit 
eine  Gemeinschaft  der  Interessen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  •»" 
erkennen  und  erstreben",  so  war  ein  entschiedener  weiterer  Ruck  nach  linki 
zum  Syndikalismus  hinüber  unverkennbar. 

Die  Vorgänge  im  Schöße  der  „Freien  Vereinigung"  und  das  wieder- 
holte  Auftreten  Friedebergs   im  Sinne  einer   „anarchosoiialiaiisclien**  PW!*' 
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adftt    w^e  er  sie  etwas  eaphem istisch   nanBtOf   machte   in   der  Bozialdemo 
iti»eheD  Partei  recht  böse»  Blut*   Man  erklärte  diese  Bestrebcingeii  vielfaüli 
unvereinbar   mit   den  PrinEipien    der  Partei^    und  schließlich    wurde   im 
en  Berliner  Wahlkreis   eine  ^oße  ofientliche  Parteivenammluiig  aiige^ 
in    der    er   seine  Ansichten    In  Rede  und  Gegenrede   mit    den  Partei- 
vortragen   sollte.     Das    geschah    znnaehst   am    5,  Septeiuber   1908 
Portictsnng   der  Diskasaion    am    12,  d»  M.^    dann    in    einer    neuen  Ver- 
lang am  17,  Oktober.    In  der  letzten  gab  Friedeberg  folgende,   im 
^Torwarts*'  vom  19^  Oktober  wiederholte  Erklärung  ab: 

„Ich  verwerfe  den  FarittiuentAminu»   und  <len  i>oUtiae,hen  Massenstreik» 
ja  nur  innerhalb   des  heutigen  Klasse ustaates  nnd  inoerhalb  de^  bürgere 
ben    ParlamentarismuB    dem    Fmletariat    parlamentarLsche  Hechle    eichern 
pD.     Ich    trete    dagegen    nach    wie    vor    ein;    für    die   Ge*etzlofligkeit,    die 
iiligionslosigkeitT  die  Taterland slotigkett  und  den  Antimilitarismuft,  *  .  «  für 
diri^kio  Aktion    nnd    den  anarchosoEialisttßfjhen  ffeneralstreik,    der,  unter 
r^rweigeruiig  der  Arheitiikraft   des  Proletariates  als  Klaase,    die  ZertrUmme- 
%ug    der   kapitahstiiebeti  Ordnung   und    die  Beseitigung    des  Klasse nstaatef 
Endzweck  hat" 

Diese  Erklärmig   brach  Friedeberg   den  Hals.     Ea    wurde    ein  Schied»- 
irht  gegen  ihn  eingesetzt*  an  dem  u.  a.  Kautdkj^  Legien  und  Stadthagen 
Ljii«hmL''n,    und  daa  schließlich    unter  dem  25«  Sept.  1B06    den  Ausschluß 
rtrdebergi    aus    der    sozialdemokratischen    Partei    erklärte,     mit 
Begründung,    ^der  Kampf  der  Arbeiterldaase   sei   ein  politischer  Kampf, 
Ksmpf  j^nnächat    om  pctlitische  Hechte    und   dann    um  politis^zhe  Ataeht"^ 
verwerfe^    stelle  sich  damit    ausserbalb    des  Rahmens    der  Sozial- 
ftokmtie    und    anf   den  Boden   des  Änarchismu«,    der    „sich  seine  eigenen 
misationen  geschaffen  habe^  die  nicht  nur  von  denen  der  Sozialdemokratie 
ieden    sind,    sondern    ihnen    auch    unver*öhnlich    feindlich    gegenüber- 
Daher    „hat    Friedeberg    durch    diese    Erklärung    aufgehört,    ein 
Soouildcmokrut  gn  sein,"^ 

Frifiieberg  legte  daraufhin   auch   sein  Mandat  als  sosialdemokratischer 
tltv-croriiDeter   nieiler»   und  wirkte  nun   in    der   üeschäftskomniiesion   der 
eien  VereinigTing"  ganz  im  anarchistisch-sjndikalistjschen  Sinne, 
Die  Folge  dieser  Entwicklung  der  Dinge  war  eine  steigende  Erbitterung 
ideii  Kreisen  der  Partei  sowie  der  gewerkschaftlichen  Zentralverbände  gegen  die 
cikalistcn.     Dem  Parteitag  zu  Mannheim  {23.  bis  29.  September  1906) 
denn    nicht   weniger   als   fünf   rerschiedene  Anträge    hicrfu   vor:    Ein 
Bti^  Koln-Stadt  verlangt^  daß  Parteigenossen  nur  der  Genendkonmiission 
Güwrrksithafteu  angeschlossen  sein   dürften  nnd  allen  dieser  nicht  zuge- 
gen ncwerksehaften  der  redaktionelle  Teil   der  Parteipreese  verschlossen 
Kine   ReR^blTiiin    Znbeil   heantragtej    den    Parteigenossen    die    Be- 
(ipfung   ftnarehoaiizialistischer   Bestrebungen   snr  Pflicht    zu   machen    und 
pfcr  dcrsellien  aus  der  Partei  ausznsddießea.     Eine  Resolution  v.  Elm 
pd   27  Poriei genossen    erklärte,    „daß    diese  anarchofloziahstisclien  Vereini- 
ngen   fdie  k'kalistischen  Gewerkschaften)  keinerlei  Gemeinschaft  mit   der 
dmicji  Arheitvrbewegang  haben  nnd  daß  jede  Mitarl>eit  von  Parteigenossen 
dinrn  Vereinen,   Versamntlungen  und  Preliorganen  unvereinbar  mit  der 
iiTung  der  Partei  ist";  die  Parteipreese  soüe  ihren  redaktionellen  Teil  der 
fri»i(fn  Vereinigung'"  verschließen  und  ihrer  Propaganda  mit  aller  Eutsohiedeti- 
ÜX    i*ntgrgfii treten.     Endlich  lag  eine  Resolution  des  Partei vurstandea 
id    der    Kuntrollkominission   vor*    wonac3h    die    aiuiruho»ozialiHtischeil 
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Bestrebangen  der  lokalistischen  Gewerkschaften  als  unvereinbar  mit  den 
Zielen  und  den  Interessen  der  Partei  erklärt,  der  Parteipresse  daher  ihre 
Bekämpfung,  der  Organisationsanschluß  den  beteiligrten  Personen  zur  Pflid^ 
gemacht  und  die  in  den  lokalistischen  Gewerkschaften  organisierten  Partei- 
genossen in  Übereinstimmung  mit  der  Hesolution  des  Lübecker  Partei- 
tages zum  Anschluß  an  die  Zentralverbände  aufgefordert  wurden.  Nadi 
eingehender  lebhafter  Debatte,  in  welcher  die  Vertreter  der  lokalistisclieii 
Gewerkschaften  hauptsächlich  ihre  Identifizierung  mit  dem  Anarcho-Sozialisnua 
zurückwiesen  und  nur  Freiheit  der  Meinungsäußerung  innerhalb  ihrer  Orga- 
nisation beanspruchten,  wurde  folgender  geschäftsordnungsmäßige  Antrag 
FischeivBerlin  angenommen: 

„Der  Parteitag  beauftragt  den  Parteivorstand,  bis  zum  nächsten  Partei- 
tage den  Versuch  zu  machen,  in  Verbindung  mit  der  Generalkommission  diese 
Frage  im  Sinne  der  Lübeckschen  Resolution  zu  regeln,  und  gekt  damit  über 
die  zur  Frage  der  lokalorganisierten  Gewerkschaften  gestellten  Anträge  nr 
Tagesordnung  über." 

Diesem  Beschluß  nachkommend  richtete  der  Parteivorstand  unter  dem 
28.  März  1907,  im  Einverständnis  mit  der  Generalkommission  der  zentrali- 
stischen  Gewerkschaften,  an  die  Geschäftskommission  der  „Freien  Vereimgang" 
die  Anfrage,  ob  sie  auf  der  Grundlage  des  Mannheimer  Beschlusses  in  Verhand- 
lungen eintreten  wolle.  Diese  veranstaltete  eine  Umfrage  bei  den  ihr  ange- 
schlossenen 30  Organisationen,  des  Inhalts,  ob  sie  überhaupt  in  V^iiand- 
lungen  eintreten  solle,  ob  Neigung  zur  Verschmelzung  mit  den  betreffenden 
Zentralverbänden  vorhanden  sei,  ob  die  betr.  Organisation  auf  eigene  Hand 
hierüber  in  Verhandlungen  zu  treten  geneigt  sei.  Das  Ergebnis  war  eine 
fast  einmütige  Verneinung  aller  drei  Fragen. 

Der  Parteivoretand  wendete  sich  nun  Ende  Juni  nochmals  direkt  an  die 
Einzelorganisationen  selbst,  und  in  der  Tat  gelang  es  ihm,  durch  direkte 
Verhandlungen  einen  Bruchteil  ihrer  Mitglieder  für  sich  zu  gewiimen.  So 
hofEte  man  in  den  Kreisen  der  Parteileitung,  daß  der  VllL  Kongreß,  der 
22. — 26.  Januar  in  Berlin  tagte  und  mit  134  Delogierten  doppelt  ao  stark 
wie  der  VU.  beschickt  war,  die  Auflösung  der  „Freien  Vereinigung"  zu  et- 
zielen.  Der  formelle  Antrag  hierzu  wurde  seitens  der  Maurer  von  Gehl  ge- 
stellt, jedoch  mit  88  gegen  48  Stimmen  abgelehnt.  Hierauf  verlas  Gehl  eine 
Erklärung,  in  der  es  heißt: 

Die  politische  Entwicklung  der  „Freien  Vereinigung*'  ....  lasse  klar 
erkennen,  daß  sie  ... .  einen  Weg  eingeschlagen  habe,  der  sie  mit  Sicher- 
heit dem  Syndikalismus  bzw.  Anarchismus  entgegenfähre. 
Die  sich  daraus  notwendig  ergebende  Verschärfong  des  Kampfes  gegen  die 
sozialdemokratische  Partei  und  ihre  Taktik  wollten  seine  Freunde  nicht  mit- 
machen; sie  verließen  deshalb  den  Kongreß  und  lösten  ihre  Verbindung  mit 
der  „Freien  Vereinigung^,  um  künftig  nach  Möglichkeit  auf  Anschloß  aller 
Arbeiter  an  die  Zentral  verbände  hinzuarbeiten,  jedoch  unter  dem  Voihehalt, 
bei  diesen  für  die  Grundsätze  des  Programms  der  „Freien  Vereinigung'  n 
wirken. 

Nachdem  die  Einigungsfreunde  ausgeschieden  waren,  wurde  am  letzte» 
Tage  des  Kongresses  das  Programm  mit  unwesentlichen  Änderungen  end- 
gültig angenommen.  Die  Organisation  der  lokalorganisierten 
Gewerkschaften  ist  damit  klar  auf  den  Boden  des  anarchi- 
stischen Syndikalismus  getreten;  sie  hat  allerdings  über  ein  Drütd 
ihrer  Mitglieder   dabei   eingebüßt;   immerhin    könnte    der   zurückbleibende, 
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Strmdpimkt  DBch  ebbeitliche  Best  von  10 — 12000  Mitglied em   wohl 
reichen i    mu    den    Kern    einer    neuen     f^ewerkichaftUchen   Strömung    im 
äknhatiachen    Sinne    zu    bilden.     Ob  ihm  dies  gelingt,  muB  die  Zukimft 


Der  Syndikalismus  1) 

VerstK^hen  wir»  im  Anacbluß  an  die  vorausgegangene  Schilderung  der 
SfDuliungeiLr  in  DeutBckland  dem  SyudikaÜHinas  Eingang  zu  verschaffen,  una 
klar  zu  machen^  was  eigentlich  unter  Syndikalismus  xu  versteh gu  ist 
wi*  die  im  anarchiiti sehen  Geiste  arbeitenden  (lewerksehaften  von  denen 
Jdemokraiischer  Observanz  unterscheidet. 
Das  (ftuf  Buchez  zurückgehende)  Wort  ^Syndikalismus"  bedeutet  ur- 
anglich  nicht«  anderes ^  alt  ^Gewerkschaftsbewegung".  Seit  Mitte  der 
Eiiudger  Jahre  sheT  ist  es  —  zuerst  in  Frankreich  —  in  einem  neuen  Sinne 
ebraucht  worden,  in  dem  es  sich  später  auf  die  Arbeiterbewegung  anderer 
tiar  übertragen  hat.  Damale  begannen  zuersi  die  AnarcbiBteÜT  ni  die 
^ndieftts",  d,  h.  die  Gewerkschaften,  hineinzugehen,  in  der  ausgesprochenen 
Ibsicht,  diese  tou  den  poÜtischen  Parteien  (alsü  der  Sozialdemokratie)  los- 
^jreißen,  sie  auf  eigene  FüÖe  zu  stellen  und  zu  revolntionäreu  Kafopfi^rgaui* 
iationen,  zu  Trägem  der  anarchis tischen  Bewegung  ausztigestalten.  Diese 
Bf«trebuugen  verstärkten  sich  in  Frankreich»  als  nach  dem  inneren  Zusammen' 
ache  des  Slüleranilismafl  um  1900  die  dortigen  SüzialdemokTaten  sieh 
aühten^  ihrerteits  die  „syndieata"  der  so Kiaidemokra tischen  Partei  dienstbar 
ttiachisn*  Den  Höhepunkt  erreichte  das  gegenseitige  Ringen  auf  dem  Ge- 
rksühaftakongreÜ  von  Ämiens  (8.  bis  13.  Oktober  1906),  Dort  hatt-e  die 
[»rdfrajizü«tiche  Textilarbeiter -Gewerkschaft  einen  Antrag  eingebracht,  wo- 
ch  die  „Confederation  de  travair  mit  der  aozialdemokratiflchen  Partei  in 
ere  Verbindung  treten,  insbesondere  größere  wirtBchaftliche  Kampfaktionen 
nach  ¥orheriger  Beratung  mit  der  Parteileitung  unienichmi-n  sollte, 
emgegenüber  wurde,  namentlich  auf  Betreiben  von  Griffelliue&,  mit  über- 
riJtigendcr  Mehrheit  von  774  gegen  34  Stimmen  eine  Resolution  Niel  an- 
kommen f  welche  besagte - 

„In  Anbetracht,  etc.  etc.  ....  ,  lehnt  der  Kongreß  jede  Aussicht  aof 
[Allianz  mit  ir^'endeiner  Partei  oder  poUti sehen  Sekte,  welcher  Ai*t  auch 
grundsätzlich  ab  und  erklärt  vielmehr^  daB  die  Gewerkachaftsbe- 
wcgung  vollständig  genügli  um  ihre  Mission  des  sich  direkt  gegen 
dma  l'utt*raehmertiim,  wie  überhaupt  gegen  jede  Art  kapitalistischer  üntei^ 
druckuitg  der  Arbeiter  in  physischer  oder  moraliicher  Hinsicht,  gerichteten 
Klassenkampfes  zu  erfüllen." 

Das  war  ein  unzweideatigi<«  Bekenntnis   zum   ^Syndikahsmus"   in  dem 

ezifii*chen  neum  Sinne,  wie  er  nun  inzwischen  gebräuchlich  geworden  war, 

n»  WeMi'u  dieser  Auffassung  ist  recht  deutlich  aus  der  ßesolution  zu  ersehen, 

lo    \i»u   Dunois,   Fuss^AmoreT   Monatte,   Nacht,  Walter   Fabri   und  Zielinska 

Amsterdamer   anarchistischen   Kongreß   vorgelegt   und    von   diesem   an- 

[lommen  wurde.     In  ihr  heißt  es: 


*)  VgL  hierzu  die  mannig/acben  Aufsätze  und   Broschüren  von  Sorel, 
lenrf,    Berth,    Grave,    Staekelberg,    Grtffelhnea,    Ramus^    Labriola,    Leonie, 
6t  U.A.  —  Hervorgehoben  sei  E.  Pouget,  ^LHe  Gewerksebaft'*  (Zürich 
O.  Sorel.  „XHe  Uegencrntion  des  KapitÄlismas  und  SoÄialisfnn»"  O^"^)! 
en»  Pierre  Bamu«.  j,Zur  Würdigung  und  Kritik  des  Syndlkalisinua'^ 
der  ^Freien  Genemtion^  <Mürj;— April  1908], 
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AiiMhtfuriinir  und  riic«>rrlrTiclni]iir  lier  prodazierexideii  Hnimc  chankxama*  M, 
ami  iathinTh  »tineii  ahsolnt  anTersohnlichen  IntereaseasezeisaU 
zw-a.:ti.*ii  it»ii  Arhi»itr?ni  and  Natznießem  der  beetefaenden  GeseUacfairt  ra^ 
iir^i. !hr.    ier    ien  KlaiiB**iikampf  htTvoirufty 

■Uli  iie  ■jewr*rks«:hafi;liohe  Orj^sniaation  ....  das  ipoxäidtf 
iin.i  zrmtüe'/^^näe  «.»n^aa  dieaea  proletarischen  Kampfes  ...  ist. 

Uü  in*  Expriipriation  and  die  gemeinaame  B^aitz^rgreifimg  der  Pro- 
duiriönaminfil  -md  Pro«lukte  nur  «las  Werk  der  Arbeiter  selbst  sdn  V"« 
di»^  «T^w-ricsoliafr..  die  schon  heute  den  lebenden  Keim  der  mkÄnfti- 
flr»fn  'fe-rlNihaft  bildet,  deshalb  liazn  berufen  ist,  in  der  Zoknnft  & 
prM'iu  zi^r»»nl»^  'i-ruppe  zu  wprtien,  — 

r'^rler*  «ier  Ki>aizr»»ii  «iie  Kameraden  aller  Länder  auf.  ....  sktir  tu 
d»»r  aiitoQomt*n  Bew«<iunjjr  der  Arbeiterklasse  teilzimehmen  und  in  den  Ge- 
weric*: haften  »lie  Itieen  der  Empörung,  der  indiTiduellen  Initiitife 
and  «ler  .'•■ili-iarität  zu  »entwickeln,  die  den  Kern  des  Anarchismus  bädea' 
Eine  andere  v«jn  Xalatesta  Torgeiegte  Resolution  besagt,  nach  Empfehfamf 
der  Xirarlieit  an  den  Gewerkschaften,  noch  deutlicher: 

-Aber  iler  Konj^eii  betrai^htet  es  als  die  Auf^be  der  Anarchisten,  m 
den  I  >r^'Lniaationen  «las  revolutionäre  Element  zu  bilden  und  nur  jene  Artet 
von  Tätijjrkeit  zu  propagieren  und  zu  unterstützen,  die  in  sich  selbst  ein« 
revolunionären  Charakter  im  Sinne  der  sozialen  Umgestaltung 
tragen  i  streik.  Boykott,  Sabotage >•*. 

d.  h.  lue  alt*^n  anamhiatiachen  Eampfmitcelr  wie  sie  schon  in  der  Jarusiächen 
Internationale  propagiert  wurden,  so  von  James  Guilleaume  im  Bulletin  tob 
1.  November  1874,  von  Ailhemar  Schwitzguebel  im  Bulletin  vom  28.  Febrmr 
1875  eto. 

Dit;  Betonung  des  ,. revolutionären'^  Charakters,  den  die  Qewerkschiftt* 
bewegUDs:  haben  solle,  richtet  sich  gegen  den  „konservativen  Geist "*,  der 
nach  Ansicht  der  Anarchisten  in  allen  solchen  Gewerkschaften  sich  mit  der 
Zeit  durchsetzen  muB.  die  Ihr  Augenmerk  mehr  als  ganz  nebensachlich  inf 
Erringung  materieller  Verbesserungen  der  Arbeits-  und  Leb«»be- 
dingungen  im  Rahmen  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung 
richteii.  Auf  diesem  Wege  gerate  die  Gewerkschaftsbewegung  in  die  Bahnen 
der  englisch-amerikanischen  Trade-Ünions,  die  durch  Schiedsgerichte,  Tirif- 
vertrage,  Einigungsämter  etc.  eine  Art  Interessengemeinschaft  zwischen 
Unternehmer-  und  Arlieiter-Klasse  schaffen»  bei  der  aber  die  Arbeiterschift 
doch  immer  der  ausgebeutete  und  unterdrückte  Teü  bleibe.  Des  weiteren 
wenle  dann  dun.h  Versichenings-  und  Unterstutznngs-Kassen  das  Intere« 
an  möglichster  Passivität,  an  Kühe  und  Frieden  auf  dem  soziilen 
S<:hlachtfeld,  geweckt.  Auf  dem  Boden  finanziell  lukrativer  Gewerkschaften 
wuchere  ein  schmarotzendes  Heer  bürokratischer  Gewerkschafts* 
beamten  auf.  die  sich  zu  Leitern  der  Arbeiter  auf  werfen  und  diese  un- 
selbständig ma<;hen,  statt  sie  an  eigene  Initiative  und  Selbstverantwortlieh- 
keit  in  allen  Schritten  zu  gewöhnen,  und  füe  zur  Wahrung  ihrer  gut  dotierten 
Pr»sten  auch  wieder  noch  den  kon8er\'ativ-friedlichen  Geist  nähren.  Ferntf 
bringe  rlie  auf  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  gerichtete  Tätigkeit  der 
Gewerkschaften  die  große  Gefahr  einer  Differenzierung  und  Spaltang 
der  Arbeiterschaft  mit  sich.  Denn  da  jene  stets  nur  für  gewisse  Gruppen 
der  Arlieiterschaft  auf  Kosten  anderer  zurückbleibender  Gruppen  errungen 
werden  kiinnen,  so  he})en  sich  auf  diese  Weise  mit  der  Zeit  einzelne 
Schichten  der  Arbeiterbevjjlkerung  aus  der  Masse  heraus  und  steigen  zwischen 
ihr   unrl    der   Bourgeoisie    zur   ^gehobenen   Existenz^    eines  vierten  Stande« 
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emiig«'*  Land  hierfür  wieder  Hollaiid  übrig*  Xach  diesem  alar*  berief  nun 
Niewenhuis  den  näcbsteu  antimditaristi&cbea  Kongreß  wie^ler  nacb  Amster- 
dain  für  dejj  29. — 3^*.  September  lf^07^  quasi  als  Konkurrenzaktion  gBg&a 
dfltti  f^lntamntionalen  bbertär^kommuntatiacben  Kcingrcfi"^.  Die  Kollision 
wurde  dadui^h  au»  der  Welt  geeoholFtf  daß  der  anarcbistiaehe  Kongreß  — 
•IlenlingB  niebt  obne  Widerapmcb  und  erst  nach  befliger  Debatte  —  be- 
lahloE,  den  Punkt  f,ÄntimilitAriamua^  seinenieitfl  nicht  eingehender  tu  be^ 
bAndeltif  sondern  dufilr  am  antimltitarisüscben  Kongreß  teilzunekmen,  nach- 
dtask  man    nur  jene    oben  erwähnte  kurze  Besolutlon    zum  Thema    des  Aiiti* 

litftri^mui  gefaßt  bAtte. 

Der   KoDgreü   be&chloß    u.   a.   eine   von   den   schwediflchen   Delegierten 

rgelei^te  Resolutioiit  welche  jede  dem  MiHtariamufl  dienende  Arbeit  venriHi, 
der  Rnnse^ueuZf  daß 

1,  nftlle   arbei tauchende II    Ärlieiter  «  p  .  ,   allgemein   nützliche   Arbeiten 
XKenatleistimgen   vorziehen   Bollen,   um   aich   jeder  Tednahme  an  Fort* 

tier  und  Entwicklung  des  Militarismus  tu  enthalten, 

2.  alle  mit  luibtäriachen  Arbeiten  beschäftigten  Arbeiter  diese  Tätigkeit 
Isciisl  dnstt'Uen  und  aicb  ftllgemein-tiütxlieber  Arbeit  ssuwenden  sollet?'. 

Ferner  wurde  auf  Antrag  der  Stargarder  Gruppe  beaebloBaen,  eine 
sai^brift  für  die  jungen  llilitärdienfitpäicbtigen  auszuarbeiten.  Das- 
hAttan  die  Budapest  er  beantragt  mit  dem  Zusatz^  daß  darin  benoudera 
Mtfgefordrii  werden  aobte,  im  Fnlie  des  Krieges  oder  der  Verwendung  bei 
Str^ikföUen  den  Di<ru«t  zu  ver^agetip  und  d»ß  in  allen  Kulturländern  intei^ 
nftlionale  antimilitarisÜHehc  I^otestmanifeetationen  veranstaltet  würden.  Auch 
dies  wurde  be«ehlfjaaen.  Endlich  wurde  in  vertraulicher  Sitzting  noch  darüber 
berat«!!,  was  die  Internationale  Antimilitarististsbe  Veremigung  im  Falle  des 
Aii«1i>rucbs  eine»  Krieges  tun  könne  und  solle. 

An»  der  neuesten  Entwicklung  der  autimilitariatiscben  Bewegung  ist  noch 

^iim  eigcnjirtige  Er»cheinung  hervorzuheben,  über  deren  praktiache  Bedeutung 

idb   öocb   kein  Urteü    zu   fällen  wage;   das   ist    die  Begründung   der  „Aaocio 

Paoo-Libereci**'*  d.  h,  (Vereinigung:  Frieden  und  Freiheit),  die  sich  zur  Auf- 

ga3>e   geeeürl    bat,   unter   uuMehlie Glichet*  Venvendung   der  neuen  WelthüfB^ 

■prache  ^Ktpenuito"  eine  ipeiifiioh  MiA^^i^ti^ual«'^   Agitation  tu  betreiben. 

^ttn    hat    eine    Anefthl    antiiniHtiu*iitiaabe   Broichüren    uud    Flugaebriften  ina 

I^Kpc^fmnto  liberBctjtt  und  in  esperiiittiatisGlieii  Kreisen  verbreitet;  mit  welchem 

^blfebnii,  vermag  ich   nicht  featKuatellen.     (Übrigens  besteht  seit  JahrcBfrist 

Mich     eine    eeperaniistisehe    MonateicKrift     allgemein     anarcbos{>xiuli3tischer 

Firbtmg.  die?  ^Soeia  Bevuo*'*) 

Die  Taktik  dm  Antinülitarismu»  ist  -*  daa  mag  beioadera  hervtirgehobeu 

wio^den  —  kemoswega  auf  blotle  Propaganda  durch  öffentliche  Vertammlungen» 

I  HEttqmiücyiget  Mani feite,   BrüB4ih Liren   uud  Flugblatter  beflebrinkt,  »ondem 

^Ktt^faßt  auch  di^  sogenannte«  ^Solidaritiitsarbeit^t  d*  h«  praktische  Maßnnhmen, 

'^ftf!  darriitf  iiuf^gehe:n,  dem  Soldaten  wälireud  seiner  DienaUstHt  das  Zusammen* 

^B^drigkeitHbL'WuÜisein   mit  seinen  ArbeiierkoUegen  möglichst  lebhaft  zu  er- 

^^klt«fi<     Hjerber   gehören   Veranstaltungen   verschiedener   Art«    wie   ga«tLehe 

QoMdbcbafUabende   für  Holdaten   in   den   Oewerkschuftshausernf   Einrichtung 

b^sMinderer    KM^isL'ni    aus    denen    gelegentbch    tlen    einzelnen    Soldaten    (teld» 

gc«M!hc*nki'    mit    aufmunternden    Begleitschreiben    angeschickt    werden,    plan- 

niiüige  L'ui^srstütjrtiDg  von  Des^eureu  und  Dienst  Verweigerern  etc. 

Im  einteben  richtet  «üb  die  taUikhliche  Anwendung  der  venschiedenen 
•n|jaililit«riftii!0h«n  Uaßnahmen  begreifLiüberwcbe   nach   den  potilisijheii  und 
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Organisation  eines  Hüttenwerkes,  von  der  Kalkulation  der  Eisenproduktijn, 
was  die  Handlungsgehilfen  von  dem  Funktionieren  eines  Warenhauses,  wu 
überhaupt  irgend  ein  Gewerkvereinler  von  irgend  einem  ProduktionsvorgaDg!^' 
Diese  eigentümliche  Hypothese  des  Syndikalismus  ist  um  so  aufHuliger, 
als  sie  eigentlich  für  die  theoretische  Begründung  einer  anarchistisch -syndi- 
kalistischen Politik  durchaus  nicht  denknotwendig  ist,  keine  logiadi  mi- 
entbehrliche  Voraussetzung  für  das  System.  Im  Gegenteil,  die  anarchistisdM 
Bewegung  hat  in  früheren  Jahren  bereits  mit  Nachdruck  auf  eine  andere 
Organisation  als  Zelle  der  zukünftigen  Produktionsorganisation  hingewieteo: 
den  Konsumverein,  bzw.  die  Zentralorganisation  der  Konsumvereine,  die 
ihrerseits  mehr  und  mehr  dazu  übergehen  würden  resp.  sollten,  die  Wikb 
für  ihren  Eigenbedarf  in  eigener  Regie  herzustellen  imd  auf  diesem  Wege 
eine  allmähliche  Aufsaugung  der  kapitalistischen  Organisation  der  Produktioo 
vorbereiten.  Es  erscheint  geradezu  verwunderlich,  wie  sehr  in  der  neueren 
theoretischen  Diskussion  des  Anarchismus  und  Syndikalismus  die  Frage  des 
Genossenschaftswesens  wieder  in  den  Hintergrund  getreten  ist  Aller 
dings  hat  auch  sie  auf  dem  Amsterdamer  Kongreß  eine  bescheidene  SteDe 
gefunden.  Indes  ist  das  eine  Heferat  des  Holländers  Samson  über  die  hol- 
ländischen Produktivgenossenschaften  sehr  ans  Ende  der  Tagesordnung  gerückt 
und  laut  Kongreßbeschluß  ohne  Diskussion  nur  zur  Kenntnis  genommen 
worden.  Und  wenn  man  dies  auf  den  Mangel  an  Zeit  schieben  kann,  so 
bleibt  doch  immer  noch  die  zurückhaltende  und  bescheidene  Holle  beachtens- 
wert, die  auch  Samsons  Resolution  den  Produktivgenossenschaften  innerhalb 
der  anarchistischen  Bewegung  zuweist.     Sie  lautet: 

„Der  internationale  Kongreß  spricht  die  Meinung  aus,  daß  die  produk- 
tive Assoziation  —  sowohl  einzeln  wie  auch  in  Verbindung  mit  der  revolo- 
tionären  Gewerkschaftsbewegung  —  nützlich  sein  kann  mr  das  Erringfen 
einer  anarchistischen  Lebensgemeinschaft. 

Es  wird  für  die  Arbeiterschaft  zweckmäßig  sein,  wenn  am  Vorabend 
eines  Generalstreikes,  sowie  nachher,  eine  Anzahl  von  produktiven  Körper 
Schäften  auf  Grund  ihrer  Erfahrung  mit  Hand  anlegen  können  zur  Gründang 
der  Anfertigung  und  des  Austausches  von  Produkten  im  antiparasitaren  Sinne. 
Femer  gibt  der  Kongreß  zu  erkennen,  daß  bereits  unter  den  jetzigen 
Verhältnissen  die  revolutionäre  Gewerkschaftsbewegung,  wie  auch  die  gsnze 
Arbeiterklasse  sich  die  oben  angegebenen  Gedanken  zunutze  machen  können," 

Man  sieht,  es  ist  eine  sehr  untergeordnete  Holle,  die  hier  den  Genossen- 
schaften zugewiesen  wird,  —  ein  eigentümlicher  Kontrast  zu  döi  teilweise 
überschwänglichen  Erwartungen,  die  man  vor  einer  Reihe  von  Jahren  an 
den  Ausbau  von  „Konsum-Produktiv-Genossenschaften''  knüpfte. 

Das  Mittel,  durch  welches  der  Syndikalismus  glaubt,  die  alte  Welt  ans 
den  Angeln  heben  und  die  neue  Ordnung  der  Gesellschaft  inaugurieren  w 
können,  ist  —  im  Gegensatz  zum  demokratischen  Sozialismus,  der  auf  geseti- 
geberischem  Wege  die  allmähliche  Übernahme  der  Produktion  auf  den  Staat 
erstrebt,  —  der  Generalstreik.  Es  dürfte,  schon  aus  Raumrücksichten, 
sich  nicht  empfehlen,  auf  diesen  Gegenstand  hier  näher  einzugehen.  ^^ 
eingehende  Erörterung  der  ganzen  Materie  nebst  Nachweisen  weiteren  ein- 
schlägigen Materials  findet  der  Interessent  u.  a.  in  der  lesenswerten  Schrift  vo^ 
Henriette  Roland-Holst  0>  Es  sei  hier  nur  nochmals  ausdrücklich  betont,  daß 
der  anarchistisch-syndikalistische  Generalstreik  etwas  grundsätzlich  ander» 
bedeutet,  als  der  von  der  Sozialdemokratie  auf  dem  Parteitag  von  Jena  got* 

*)  „Generalstreik  und  Sozialdemokratie '^  (Dresden  1906). 
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ketBeue  „p6ti tische  Ma»«enitreik'^«  Letztej!%r  »oU  dttrcli  teiBe  Wuckt 
kri tische a  Sitaatiouen  poHtifche  Forderung eo  des  Proletariat« » 
,  Wahlrecbt*forderuiigen,  nactdrücklich  unterstützen.  Jener  dagegen 
—  wenn  ertt  einmal  „die  Zeit  erfüllet  ist",  d,  h.  wenn  die  Arbeiterschaft 

ik  anar^iftiseher  Erdehun^  zur  Übernahme  der  Leitimg  der  Produktion 
genug  ittf  —  das  kapitalistische  Produktionstystem    mit  eiueni  Schlage 

R^D  und  die  Okkupation  der  Produktionsmittel  durch  die 
irschaften  unter  Auischeidimg  der  Kapitalisten  ermöglichen.  Ihn 
reiten  nnd  die  Arbeiterschaft  für  diese  ihre  Zukunftsmission  £n  er- 
ist  die  Hauptaufgabe  der  Gewerkschaften  im  «yndi kaustischen  Sinne. 
»  bedarf  nun  keiner  hesoudereu  Einsicht ,  um  sich  2U  sagen, 
wennschon  eine  Lahmlegung  der  kapitalistiichen  Produktion  auf  diesem 
e  angiaigig  seiu  mag,  der  positive  Teil  der  Umwälzung:  die  Aneignung 
'FrcKlnktionsmittel  durch  das  Proletariat,  niemals  aUein  durch  den  Gencral- 
^olgen  kann,  daß  vielmehr  die  Staatsgewalt  sich  diegem  Vera  ach  mit 
rbietnng  aller  militärisch -polkeiJichen  Blacht  entgpgeu setzen  wird.  Der 
leraktreik  im  anarchiBtischen  Sinne  dürfte  deshalb  mit  demlicher  Gewißheit 
ednen  Kon»e*iuenzen  zur  Revolution  im  eigentlichen  Sinne  ilea  Wortes 
Die  volle  Einsicht  in  diesen  Zusammenhaug  erhellt  auch  aus  der 
feiae  oben  bereita  zitierten)  Resolution  Malatesta  auf  dem  Anist  er- 
sr  Kongreß,  welche  im  Anschluß  an  die  Empfehlung  des  Syndikalismus 
Generalstreiks  sagt: 

^Die  Anarchisten  betrachten  die  Gewerkschaften  und  den  Ctencral streik 
^Etige  Kampfmittel,  nicht  aber  als  Ersatz  der  sozialen  Revolution, 
id  vielmehr  überzeugt,  daß  die  Zertrümmerung  der  kapitalisti sehen 
shaft  nur  durch  den  gewaltsamen  Aufstand  herbeigeführt  werden 
Durch  die  Erklärung  des  Generalstreika  darf  die  Anwendung  direkter 
ipfmittel  gegen  die  militärische  Macht  der  Regierungen  nicht  ver- 
WCTden.** 

bedeutet:   Will   man   mit  nur   einiger  Zuversicht   darauf  rechnen 
daß   die  durch  den  Genernlstreik  crieeugte  Enchtitterung  der  alten 
icmsordnnng  sich  bis  xur  gewaHsamen  Errichtung  der  erstrtditen  neuen 
durchfuhren  l^it^  so  maß  neben  der  Vorbereitung  de^  Generalstreik« 
Iflig  dahin   gearbeitet   werden,    dii?   miUtänsche  Macht  dea  SUatee  zu 
knninier^*n;  das  ist  aber  nur  möglich,  wenn  es  gelingt,  das  stehende  Heer 
uiaFabisiifeba&  Ideen  zu  durchsetzen.    Dieaeni  Ziele  dient  eine  eigene 
iimarlialh  der  a&archistisehen  Bewegung: 

Der  Antimilitarismus*) 

Cl>er  seinen  inneren  ZuBammenhaug  mit  dem  Syndikalismus  sagt  die 
Idtnng  zur  tleufcHchen  Ausgabe  des  von  der  „Uonf^d^ration  G6u§rale  du 
ivad*  dem  Kongreß  der  Gewerksrliaftabeamten  äu  Dublin  (9» — 10,  Juli  1^3) 
rj^clegten  Bericht  über  die  Taktik')  zutreffend: 

,Die  Idee  dea  Generalstreiks  ist  mit  der  anti militaristischen  Propaganda 
verbunden f  daß  erster e  ohne  die  letztere  fast  nn denkbar  ist.'' 


VgL  aus    der    neuesten   Liter attu*  hierzu :    Dr,  Robert   Michels. 
iotismiti  und  Ethik*"  (Leijizig  HHJ6),  D.  Gustav  Herv^,  „Lenr  Patrie*' 
li*06)t  Dr.  Karl  Liebknecht,    „Militarismus  und  Antimilitarismus** 
1(»07),  pM!rre  Ramus,  „Der  Antiraditariömus"  (Leipzig  1908), 
"'^   Mb   bfsondcre   Bross^hijrc   unter  dem  Titel;    rtÄntimilitarisraus    und 
tieralstreik'*  (Berlin  1904)  iTachienen. 
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Was  ist  nun  der  Sinn  und  Begriff  des  Antimilitarismus? 

Die  Sozialdemokraten  bekämpfen  bekanntlich  den  „Militarismoi". 
Sie  sind  aber  deshalb  keine  Antimilitaristen  im  spezifischen  Snne 
dieses  Wortes.  Sie  bekämpfen  nicht  das  nationale  Heerwesen 
als  solches,  sondern  nur  die  spezifische  Form,  die  es  im 
Zeitalter  unserer  Wirtschafts-  und  Staatsordnung  trägt:  Sie  bekämpfen  die 
Klassenscheidung  im  Heere,  die  in  dem  Institut  der  Einjährig-Freiwilligen, 
in  der  prinzipiellen  Trennung  des  Offizierkorps  vom  Unteroffizierkorps  liegt 
Sie  bekämpfen  das  System  der  Berufssoldatenschaft,  wie  sie  diese  beiden 
Vorgesetzten-Gruppen  darstellen.  Sie  bekämpfen  die  Verwendung  des  Heeres 
als  ünterstützungstruppe  der  Polizei  gegen  den  „inneren  Feind".  Sie  be- 
kämpfen die  lange  Dienstzeit,  das  geheime  Militärstrafverfahren,  die  Härten 
der  Disziplin,  die  künstliche  Trennung  des  Heeres  vom  Volke  (durch  Ka^raen 
und  Kasinos  etc.).  Sie  bekämpfen  endlich  das  Prinzip,  daß  die  Entscheidung 
über  Krieg  und  Frieden  in  Händen  des  Fürsten  oder  einiger  weniger  leiten- 
der Staatsmänner  liegt,  statt  bei  der  Volksvertretimg,  sowie  überhaupt,  daß 
die  Militärverwaltung  —  die  Entscheidung  über  Versetzungen,  Ernennungen  und 
Verabschiedungen  etc.  —  in  bürokratischer  Form  gehandhabt  wird,  statt  in 
vollster  Öffentlichkeit  unter  Mitwirkung  der  beteiligten  Truppen  selbst  Sie 
bekämpfen  endlich  die  Form  des  stehenden  Heeres  mit  der  darin  liegenden 
Brachlegung  zahlloser  Menschenkräfte  und  seiner  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt 
steigenden  Kostenlast,  treten  also  ein  für  eine  Volksmiliz,  etwa  des 
Qenres,  wie  es  die  Schweiz  sie  heute  schon  durchgeführt  hat,  nur  noch  etwas 
mehr  gereinigt  von  Klassenherrschaft  und  kapitalistischem  Geiste.  Da  sie  im 
übrigen  aber,  gleich  den  übrigen  politischen  Parteien,  die  Eroberung  der 
politischen  Macht  erhoffen  und  erstreben,  diese  jedoch  identisch  ist  mit  der 
militärischen  Gewalt,  so  können  sie  gamicht  Gegner  des  Militärs  als  solchen 
sein,  sondern  nur  das  Bestreben  haben,  es  ihrer  Partei  und  ihren  Ideen 
dienstbar  zu  machen. 

Anders  die  Anarchisten.  Sie  sehen  in  der  Armee  das  eigenthche 
Fundament  des  Staates,  und  da  sie  diesen  grundsätzlich  bekämpfen, 
müssen  sie  in  erster  Linie  die  Existenz  des  Militärs  bekämpfen.  Sie  erstreben 
femer  einen  Zustand  der  Herrschaftslosigkeit,  der  absoluten  individuellen 
Freiheit.  Die  Armee  aber  ist,  hat  zum  ausschlaggebenden  Prinzip  die 
Disziplin,  den  blinden  Gehorsam.  Sie  ist  daher  auch  gedankheh  der 
schärfste  Gegensatz  zum  Anarchismus.  Demgemäß  verwerfen  die  Anar- 
chisten grundsätzlich  das  Prinzip  der  staatlichen  Wehrkraft, 
und  sind  daher,  wie  es  in  der  betreffenden  Resolution  des  anarchistischen 
Kongresses  heißt: 

„die  erklärten  Feinde  jeder  bewaffneten  Macht  inHanden 
des  Staates  (Armee,  Gendarmerie,  Polizei,  Gerichtswesen  usw.).  Sie  er 
suchen  die  Kameraden  und  alle  nach  Freiheit  strebenden  Menschen  im  all- 
gemeinen, mit  allen  Mitteln,  je  nach  Temperament  und  Umständen  (indivi- 
duelle Empörung,  einzelne  oder  gemeinsame  Dienstverweigerung,  passiver 
oder  aktiver  Ungehorsam),  für  die  gründUche  Zerstörung  aller  Institutionen 
der  Behen-schung  zu  kämpfen.  Sie  geben  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  auf 
jede  Kriegserklärung  die  beteiligten  Nationen  mit  dem  Aufstand 
antwoi'ten." 

Ist  so  die  Idee  des  Antimilitarismus  nur  eine  notwendige  logische 
Konsequenz  des  Anarchismus,  so  ist  doch  die  spezifische  antimilitariitifdie 
Bewegung  erst  ein  Kind  der  jüngsten  Zeit.  In  die  breite  Öffentlichkeit 
ist  sie,  soweit  ich  sehe,  zum  ersten  Male  im  Jahre  1904  getreten,  und  iwtf 
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rch  den  von  Domebi  Niewenhiiist  ihreni  Haupt  führen   nach  Amsterdam 

benjfenen  ^ÄntimilitaristiBchenKftngreß"  (26.  —28.  Juni)-    Zu  d ieaem 

chlenen  außer  den  Holland em  4  Engländer^  12  Franzosen^  3  Spanier,  sowie 

mn  Belgier,  Schweizer,  Böhme  and  Portugiese,  fast  alleB  Delegierte  größerer 

beiterverbände.    Der  'frichtigBte  Besohluü  war  die  Griiadung  der  hinter- 

tionalen    ÄntimllitariBtischen     Arbeitervei-einigung^.      Sie 

rfillt  m  Sektionen  iiaoh  Ländern  und  Sti^dt^Q,  die  durch  dae  Komitee  der 

leigiert^'ti   der  einadneu  Länder^  resp,  durch  dessen  Sekretär  Niewenhuia 

Verbitidiiug  miteinander  stanileu.     Das  Ki>ü]itee  wiirde   Kunachat  mit  der 

»^rheitiing  und  Verbreitung  eines  Aufrufs  au  die  Frauen  und  eines  solchen 

die  Gewerkicbaften  aller  Länder   betraut,  lUe  aum  Änsclduß  an  die  Or» 

inatiiin  aufgefordert  werden  soUten,     Zur  Deckung  der  Prcipagandakoaten 

'de  ein  Monat^beitrag  von  80  Ornes*  pro  Mitglied  beschlosaen,  von  dessen 

m^umtbctrag  die  Hälfte  den  Lokal  gm  ppen,  je   ein  Viertel  der  betreffenden 

I^anfleRgruppe  und  dem  Dcdegierteu-Komitee  zufftÜen  stillte*    Letzteres  wurde 

räAAfnmengeseti^t,  wie  folgt:  Holland:  Niewenhuis  und  Schermerbom,  England: 

lea  und  Darrien,   Frankreich :  Yvetot  und  Almereyda,  Spauien-Portugsl : 

iÜnA  und  S.  Nacht,  Schweiz:  Naine,  Belgien:  Thonar. 

Weitere  Eesolutionen  betrafen  die  antimilitaristiacbe  Agitation  der  Ge- 
kschftften  im  Hinblick  auf  die  Holte  des  ALifitärs  bei  Streiks^   die  Prokla* 
icmng  des  Generalstreiks   im  Ki^iegsfallej    die  Errichtung    freier,    religioni- 
er  und  anti  patriotisch  er  ErziehungBRUstalten,  die  persönliche  Verweigerung 
MilitördieusleH . 
Die  neu    geschaffene  Organisation    erreichte   jedoch    nicht  die  erhoffte 
iedeutJmg.    Schuld    daran   waren    teils   der  Mangel    an    zureichenden  Geld- 
Bütteln,    teils  der  Mangel  an  praktischem  Üeiete    bei  der  Leitungt  teils  wohl 
h   eine  gewisse  Engherzigkeit,   die  zur  Ausschließung  mancher  grundBÜtZ' 
antimiiitariBttschent    aber    nicht   anarchistischen  Richtungen,    z*  B*    der 
ik»l*iircbristlichcn,  führte. 

Gleicbwcihl  sind  gewisiie  Fortschritte  nicht  nur  iler  Ausbreitung  der 
mibtarisiii»chen  Idee,  sfmdern  auch  der  praktischen  Bewegung  nnvor* 
nbar.  Besonders  in  Frankreich  bat  sie  gr^ößereu  Umfang  angenommen, 
ticli  eine  überaus  lebendige  und  energische  Persönlichkeit,  der  frühere 
ialprofi'sftor  und  Mitglied  des  sozialdemokratischen  Purteivorstandes, 
IV  Hi*rvCs  an  die  Spitze  der  Bewegung  stellte.  Seine  Ajjitatioiis- 
Lenr  Patrie**,  die  nneh  in  Andere  Sprachen  (sogar  in  Etjperanto) 
M  wordcjn  ist»  biblet  das  Leitmotiv  der  Be  wegin  ig.  Hier  pflegen 
Üich  die  Gowerkichaften  den  Antimilitarismus  lebhaft  und  haben 
M  tmtcr  den  aktiven  Soldaten,  als  namentlteh  unter  den  zum  Dienst 
lObenen  E«kniten  mit  steigen  dem  Erfolg  agitiert.  Vorgänge,  wie  das 
offeae  Fnntemiiieren  der  Trupj^K^n  mit  dun  AnsstÜndisohen  im  f^^treikgebiet 
von  llcmteeili-]«!«*Mineg,  das  über  die  Köpfe  weg  schießen  in  Limoges,  die 
Mästerei  de«  ganxen  17*  Hegiment.e  bei  den  Winzerunrubeu  in  Südfrankreich 
and  mldreiche  Deaertjoucu  beweisen«  dalS  die  Saat  nicht  auf  unfruchtbareii 
fillt.  Bekannt  ist  der  große  Pariser  Antimilitarif^ten- Prozeß  gegen 
und  Genossen,  anläßlich  d^r  zur  Rt^kruteneinisiehung  im  Herbst  1906 
hlagenen  autituditaristidchen  Plakate,  wobei  gegen  die  96  Angeklagten 
tit  B*i*  ,  Jahre  Gefängnis  und  2t»CKI  Fr,  Oddstrafe  erkannt  wiirde, 
die  gleioh«eitigen  Prttzesse  in  der  Provinz  gegen  in  Reims,  Ronen, 
EpintJ,  Amiens  etc.  Die  Veriirleil  ungen  der  gleicluseitig  nüt  iler 
:«    unter   Scliließimg    der   Bom-se  de  travail    verhafteten    Angeklagten 
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haben  jedoch  nicht  vermocht,  der  Bewegung  allzustarken  Abbruch  zu  ton. 
Im  G-eg enteil,  die  „Internationale  Antimilitaris tische  Arbeiter -Vereiuigimg' 
ließ  erneut  Plakate  anschlagen,  in  denen  die  Soldaten  zur  DesertioDf  n 
Gewalttätigkeiten  gegen  die  Offiziere,  zur  Gehorsamsverweigenmg  im  Fall 
der  Mobilmachung  aufgefordert  wurden,  und  diese  Plakate  waren  mit  nicbt 
weniger  als  2000  Unterschriften  versehen,  nebst  einer  Anmerkung,  die  be 
sagte,  daß  alle  Unterzeichner  sich  der  Staatsanwaltschaft  zur  Verfügimg 
stellten. 

Aber  auch  anderwärts  macht  die  antimilitaristische  Bewegung  sichtiicfa 
Fortschritte.  In  der  Schweiz  mehren  sich  die  Dienstverweigerungen,  b^ 
sonders  in  den  französischen  Kantonen.  Und  im  Oktober  1905  wurde  unter 
Leitung  von  Charles  Naine  und  Luigi  Bertoni  eine  eigene  Organitatioo 
„zur  Abschaffung  des  Heeres  mit  allen  geeigneten  Mitteln **  gegründet,  die 
eine  Anzahl  Propaganda-Broschüren  herausgegeben  hat.  Ihr  spezielles  Organ 
ist  der  „Vorposten".  In  Italien  wird  die  Bewegung  ebenso  wie  in  Frank- 
reich vom  Syndikalismus  getragen  und  ist  seit  Abtrennung  der  Gewerk- 
schaften von  der  sozialdemokratischen  Partei  stark  im  Aufschwung  b^ 
griffen.  Im  Jahre  1906  verzeichnete  man  bereits  39  894  Widerspenstige  hä 
der  Stellung  und  6779  Desertionen  (gegen  erst  kaum  600  in  1900).  b 
Holland  hat  die  schon  vor  einigen  Jahren  b^ründete  LandesorganisatioD 
fast  in  allen  größeren  Städten  Gruppen  ins  Leben  gerufen  und  durch  Ver 
breitimg  von  Propagandamaterial  unter  den  Soldaten,  von  Manifesten  (z.  B. 
gegen  den  russisch-japanischen  und  den  Atjeh-Krieg),  von  Broschüren  (z.  B. 
„An  die  Mütter")  etc.  nicht  ohne  Erfolg  gewirkt.  Sie  unterstützt  besonders 
Dienstverweigerer  und  Deserteure.  Sie  besitzt  ein  eigenes  Organ  Jk 
Wapens  neder^  und  hat  schon  mehrere  nationale  Kongresse  abgehalten.  In 
Schweden  ist  die  Bewegung  ziemlich  stark  und  wird  namentlich  von  den 
sozialistischen  Jugendorganisationen  getragen.  Ihr  geistiges  Zentrum  ist  die 
Wochenschrift  „Brand".  Auch  hier  mehren  sich  die  Dienstverweigerungen. 
Ähnlich  beruht  die  Bewegung  in  Belgien  auf  den  Jugendorganisationen; 
auch  ihr  Organ  heißt  „Die  Waffen  nieder".  In  Rußland  wirken  neben 
den  Propagandaschriften  der  Antimilitaristen  die  Schriften  von  Tolstoj  in 
gleicher  Richtung;  das  besondere  Augenmerk  wird  auf  die  Kosaken  als  die 
noch  zuverlässiigste  Stütze  der  Regierung  gerichtet.  In  England  besteht 
außer  etwa  der  in  bürgerlichen  Kreisen  z.  T.  stark  verbreiteten  Friedcni- 
bewegung  kaum  eine  antimilitaristische  Bewegung.  In  Deutschland  iit 
zwar  wiederholentlich  versucht  worden,  an  die  Soldaten  bzw.  eingezogenen 
Rekruten  mit  Flugblättern  und  Broschüren  *)  heranzukommen,  doch  hst  die 
Polizei  bisher   stets    den  Erfolg   zu  verhindern  gewußt 

Neuerdings  ist  nun  auch  die  äntimilitaristische  „Internationale '^  wieder 
einmal  in  die  Öffentlichkeit  getreten :  Dem  Plane  nach  sollte  bereits  im  Jahre  nadi 
dem  ersten  Kongreß  ein  zweiter  in  Oxford  stattfinden ;  dies  scheiterte  aber  an  dem 
Mangel  einer  antimilitaristischen  Strömung  in  England.  Der  Versuch,  den 
Kongreß  statt  dessen  in  Genf  abzuhalten,  wurde  von  der  dortigen  Regienn^ 
durch  ein  Gesetz,  das  die  Propaganda  des  Antimilitarismus  in  der  Schweii 
verbot,  verhindert.  Eine  Anfrage  in  Italien,  ob  man  dort  vrahrend  der 
Weltausstellung  den  Kongreß  veranstalten  könnte,  ¥rurde  von  den  italieni- 
schen Gesinnungsgenossen   selbst  als  untunlich  zurückgewiesen.    So  bli^  ^ 


*)  „Internationales    Rebellen-Liederbuch**     (London    1906),    „Soldat»- 
Brevier"  (Berlin  1907). 


^nxiges  Land  hierfür  wieder  Holland  übrig*  Xach  diesem  aleo  berief  nun 
Kieweiihuu  den  nächsten  &Qtiniilit&risti&chen  Kongreß  wieder  naeh  Amster» 
datii  fuT  d€Ti  23* — 30,  September  1907^  quasi  als  Konkurrenzaktion  gegen 
„Intemationaleti  libertär* ko mm uniati ach eii  Kongreß^.  Bie  KolÜBiaii 
ie  dadurch  aus  der  Welt  geschafft^  daß  der  an arehis tische  Kongrett  — 
ag»  nieht  ohne  Widerspruch  und  erst  nach  heftiger  Debatte  —  he* 
loBt  den  Punkt  ^Äutimiliüiriftmu^^  seinerseits  nicht  eingehender  eu  be* 
[Klein,  mindern  dniur  am  antimilitaristbchen  Kongreß  teilzunehmen^  UBch- 
dem  man    nnr  jene    oben   erwähnte  kurze  Besolution    zum  Thema    ties  Auti- 

ft^rinmiis  gefaßt  hatte. 
I>er   Kongreß   beschloß   u.   a*   eine  ron  den  achwedi sehen   Delegierten 
relegte  Resolution,  wdehe  jede  dem  Militariamu»  dienende  Arbeit  verwirft, 
dfsr  Konaequen^f  duß 
vi.    r,a11e   arWitßuehendeu   Arbeiter  ....   allgemein   nützliche   Arbeiten 
■  Dienst]  ei  »tun  gen   vorziehen   sollen,    um   sich  jeder  Teihiahme  an  Fort^ 
er  und  Entwicklung  des  Militariamuft  mx  enthalten^ 
2*  alle  mit  militänscben  Arbeiten  bcBchäftigten  Arbeiter  diese  Tätigkeit 
lufidchst  eiDÄtellen  und  sieb  ailgfiTiein-imiKUcher  Arbeit  zuwenden  soUei?'. 

Femer    wurde    auf    Antrag    der    Stargarder    Gruppe    bestildtJSHen,    eine 

A^taliona»chrift  für  die  jungen  Müitärdienfitpfltchtigen  auszuarbeiten.     Das- 

L^Albe  hatten  dit'  BudajieBter  beantragt  mit  dem  Zusat?;,   daß  d^iii  besoudem 

^Bfgefortlert  werden  aoÜtei  im  Falle  des  Krieges  oder  der  Verwendung  bei 

^ra^ikfäÜen  den  Dienst  tn  versagen,  und   daß   in  allen  Kulturltindern  inter- 

nmtioDale  antimiUtarUtiHcbe  Protettmanifestationen  veranstaltet  würden.    Auch 

die»  wurde  beschloescn.    Endlich  wurde  in  vertraulicher  Sitzung  noch  darüber 

beralen,  wm  die  Internationale  Anti militaristische  Vereinigung  un  Falle  dea 

Aaabnicbi  eines  Krieges  tun  könne  und  solle. 

An«  der  neuesten  Entwicklung  der  antimilitaristischen  Bewegung  ist  noch 

le  *'ig «unartige  Erscheinung  hervorzuheben,  über  deren  praktische  Bedeutung 

m^'h    kein  Urteil   zu   fallen  wage;   das   ist    die  Begründung   der  ^Asocio 

iei>Liberi*co''.  d.  b.  (Vereinigung:  Frieden  und  Freiheit),  die  sich  zur  Auf- 

g*«etzt   hat,   unter   ausschHeßUcbca*  Verwendung   der  neuen  Weltlulfs- 

„Espernnto'*  eine  apejJiBüch  ^iüttinmtionale"   Agitation  5!u  betreiben. 

"Il»t    pinc   Anzahl    antimilitaristiMche   Brwichüren    und    Flugschriften  ins 

oranto  übersetzt  und  in  e^peraatbtiicheii  Krdien  verbreitet  j  mit  welchem 

iii,   vermag  ich  nioht  featzuatellen«     (Cbrigens  bcstöht  seit  Jahresfrist 

[cinei    espernntistisohe    UotifttsBcbrilt     allgemein     anarchosozialistischej* 

Qg,  die  ^Soci»  Revuo'',) 

Die  Taktik  dt»8  Antimilitarismuf  ist  —  das  mag  beaonder»  hervorgehoben 

wordrti  —  kcincfwegs  auf  bloüe  Propagantla  dur(.'h  öffentliche  Versarnndungeni 

r^J|M^>nsi!lüii.ge,  Uanifttte,,   Broschüren   und  Flugblätter  beschriinkt,   sondern 

I^^^^Bl  waeh  die  nogeuannt^*  ,,Solidaritätsarbeit"f  d.  h.  praktische  1^1  aßn ahmen, 

^^^^■nof  ftQi^dien,  dem  Soldaten  wiihrend  seiner  Dienstzeit  das  Zusammen- 

^HK&igkettib«inilltfleiti  mit  seinen  ^U'bcnterkoVlegen  mögUchst  lebhaft  su  ei> 

^Klt«D.    HieülieT   gehuren   Veranstaltungen   verschiedener  Art,   wie  gastliche 

G«Mlbcilyi(Ltfab(inde   für  äolduteu   in   den    (Jewerkschaftshäusern,    Einrichtung 

b«aocidert4r    Ka^iBenf    au»   dt5nen    ge legen tbch    den    einzelnen    Soldaten    Geld- 

g«idicnke    tnit    aufmunternden    Begleitschreiben    zugeschickt    werden,    plan* 

iBifiige  Cn lernt ütacnug  von  Ueserteuren  und  Dienstverweigerem  etc. 

Im  eiujctiluen  richtet  sich  die  tutaächhche  Anwendung  der  verschiedeneil 
itlitari«tii43heu  Maßnahinen   begreirbcherweise   nach   den  politischen  und 


&36  Borgiat^  Die 

geKllichahlichen  Verhaltnia^en  des  bHietf enden  Senates.  .SoihkrickariMC;^ 
I.  B.  ist  in  r>eat«chland  ans  nahelxei^enden  Gründen  biaber  »»w»^— * 
wihreod  tie  in  einigen  anderen  Lindem.  beKmders  Frukkrcicft.  tki^  vm, 
den  syndikalistischen  Geverkschaften  planmiftig  beirieben  wird. 

Letzte  Ziele  des  Änarchismnä 

Um  Mißverständnissen  Torznbeojren.  ist  es  widitig.  sich  gegaiwiröc  b  • 
halten,  dab  natürlich  der  Sjndikalismas  and  der  AntimiülaRfinas.  veeoBckoB 
sie  di#^  aiiifenfälligste  Betätigung  der  anarchistischen  Bevesimg  in  dff 
G»^enwart  sind,  den  Begriff  des  Anarchismus  keineswegs  ersdköplen.  Xb 
kann  S'^fpu*  sagen,  daß  sie  den  eigentlichen  Anarchismus  im  engeren  Sa» 
nur  wenig  berühren.  Beides  sind  vielmehr  sozusagen  nur  Kampfmittel 
der  anarchistis4:hen  Bewegmig.  nicht  aber  etwa  ihre  Ziele,  geschweige  doa 
ihr  gedanklicher  Inhalt.  Der  Antimilitartsmos  ist  die  politische  Ttktik 
des  Anarchiflmu^  der  Syn^iikalismus  ist  seine  wirt^^chaftliche  Aktioa. 
besser  ausgedrückt:  «lie  spezifische  Erscheinnngsform.  die  der  Baasenkuiff 
der  Arbeiterschaft  gegen  den  «ökonomischen  KapitaHsmos  unter  Einäniä  dei 
Anarchismns  anninmit.  Der  Syndikalismus  verfallt  sieh  also  etwa  nun  ^nr 
chii<mus.  wie  die  Gewerkschaftsbewegung  zur  Sozialdemokratie,  der  Trade- 
unionismus  zum  bürgerlichen  Liberalismus,  die  katholischen  Arbetterrereioe 
zum  Ultramontanisrous. 

Die  Amsterdamer  Resolution  zum  Generalstreik  sagt  denn  aoch  sehr 
bezeichnender  Weise: 

.Klassenkampf  und  ökonomische  Befreiung  des  Prcdeiariatcs  «iad 
nicht  identisch  mit  den  Ideen  und  Zielen  des  Amurchismas.  der  über  die 
Klassenziele  hinaus  die  vollige  ökonomische  and  psjchiiche 
Befreiung  der  menschlichen  Persönlichkeit  zum  Ziele  hat.  der 
einen  herrschaftslosen  Zustand  erstrebt  —  nicht  etwa  eine  nece 
Herrfichaft:  die  der  ^lajoritat  über  die  Minorität.  Der  Anardiismus  sieht* 
dah*T  .in  der  Beseitigung  der  Klassenherrschaft,  in  der  Aufhebung  der  Tko- 
noini seilen  Unfreiheit  des  gri'Sten  Teile«  der  Menschheit*  nur  .eine  notvec- 
dige  grundlegende  Etappe  auf  dem  Wege  zum  EndzieL" 

Dieses  Endziel,  -die  gänzliche  Befreiung  der  Menschheit,  die  vollständige 
Freiheit  des  lndi\'iduunis'*.  wie  es  in  einer  anderen  Amsterdamer  BesoIutioQ 
heiÜt  kann  in  letzter  Linie  nur  herbeigeführt  werden  durch  eine  innere 
Umwandlang  der  ^lenschen  selbst.  Es  ist  daher  richtig,  daß  die 
neue  Bewegung^  wie  Sombart  sagt,  ^den  Hauptnachdmck  auf  die  Erfüllimg 
der  psych ol och ischen  und  ethischen  Vorbedingungen  der  neuen  Ges^schaft 
legt.  Inmifr  wieder  wird  betont,  daU  die  lebenden  Menschen  die  technischen 
und  moralischen  £igens<.'haften  oder  wenigstens  die  Keime  dazu  besitzen 
müssen,  die  nötig  sind,  um  ein  ganz  neues  .  .  .  System  einzuführen*.  Nur 
ist  es  ein  Fehlgriff  von  Sombart.  wenn  er  diese  Anschauungen  (und  ebenso 
an  früherer  Stelle  den  Anti]>arlamentarismus  und  Antipohtizismns)  als  spezi- 
fische Theorie  des  Syndikalismus  l)ezeichnet.  Es  ist  die  alte  echte  Theorie 
des  Anarchismus,  die  sich,  im  speziellen  angewendet  auf  den  wirtschaft- 
lichen Kampf,  nunmehr  natürlich  auch  beim  Syndikalismus  wiederfinden  muß. 
Der  Syndikalismus  als  sr>lcher  hat  keine  besondere  ^Theorie'',  warn  auch 
einige  enragierte  Syndikalisten  so  tun. 

Die  Voraussetzung  einer  derartigen  inneren  Umwandlung  der  Menschen 
bringt  es  denn  mit  sich,  daß  der  Anarchismus  ein  be8<mdere8  Schwergewicht 
auf  die  -Erziehung  des  3[enschengeschlechte8*'  legt.  Hier  st^t  er  in  aus- 
gesprochenem Gegensatz  zum  demokratischen  Sonatismns,  namentlich  zu  dem 


»eher   FärbüBg,    eL  Iu   ilem    auf   dem  Boden    der   *,Materiftli8Üaciicn  tie- 

icht&iiiffassiing'"    &ufgebaut<;n.     Denn    dieser    sieht    die    trcnbende    Gewalt 

|r  gew^hicbüicheo  Evolution  in  der  immuienten  Entwit^klung  der  Produk- 

dma  mensebJicbe  Handeln  ertolieint  hier  abo  «OEUBaj^en  nur  als 

«tw»^    Pudifei,    eine    Folgtaericbeiniing,    em    Abglanis   wirtachaftlieber   Yor- 

ftlio  ein  nur  indirekt  wirkender  Faktor  der  WeltgeBchicHte.    Der  Anar^ 

^  diig*?jfeü  Bteht  Hilf  dem  Grundsatze*  <laß  derinenecbncbe  Geist 

dl  c   ur8Ä  üblich  wirkende  KraH  in  der  Ersehe  in  an  gen  Plucbt 

mt^  dftß  Individuum  und  Volk  nicht  bo  sehr  durch  sein  Milieu  bt^stimmt  wird, 

\mH  CB  vielmebr  umgekehrt  dieie4r  nuch  »einem  Bilde  formt,    Dit  logiBcfiti  Folge 

fcjlpt,    daß  er    —   im  Gegeniit^  £ur  Sozialdemokratiet    die    nur    oder    duc'h    in 

jHBler   Linie    tVgantsatioo    der   Mahnen  betreibt,    ^     vor    allem    auf    per- 

^^^  Itohe   Höbersücbtung    des    Individunme    bedacht    ist^     zumal 

^F     mit    Vofli**be    bet^^nt,     daß    die    Wekgeachit'hte     nie     von     Majoritäten, 

■ottdcni    Bteti    von  5finontaten    (aber    moralisch    und    geistig    hoberateben- 

cjen,      forlgeftchriltenen     Minori  tüten)      geschaffen      wird.       Hieraus     erklärt 

mieb   d^nn  auch  zwanglos  der  hohe  Wert,  den  in  Rahmen  der  annrchistiscben 

Hewi^ng   und  Tbeoretik    die  pädagogischen  Fragen  spielen^    natürliab 

Pldftgogik    Im  extrem    freibeitlichen  Sinne.     Denn  ohne   den  positiven  Wert 

d«r  Erxiebntig  xn  überschätzen^  sieht  der  Anarchismus  doch  die  Ursache  für  die 

^mtig«  Un Vollkommenheit  der  Menschheit  zu  einem  mindestens  echr  wesent* 

^Hieii  Teile  in  der  Art,    wie  die  junge  Generation    heute   unter  dem  Zwang 

^feil   Eltern,-  Schule,  Militär  etc,  aufwachst  und  damit  zu  Gunsten  bes<timmter^ 

desD    Inioressen    der    herrschenden    Qeeelbchaftsform    dienenden    Tendenzen 

körperlich,    geistig    und  moralisch    beeinflubt    wird-     Daher   denn    auch    die 

Kr^ehiing«titerttur  ^)     eine     beachtenswerte     Rolle     in     der    anar<^hietiachen 

LiieraUiT  spielt,     (Aueh  die  allgemeinen  Lebenürelorm-Beatrebungen  unserer 

I    ^t    —    Temperenz,    Vegetarismus,    Korperkultur,    Naturmenscbentum    etc. 

I    —  ^den   Übrigen«   in   den   anarchii«tischen  Kreisen   besonders   starken  Wi- 

derhalL) 

Faßt  man  die  anarchistische  Bewegung    aln  Ganzei    ins  Auge,    sq  wird 

man  l>ei  vorurteilsloser  Betrachtung   sich   zwc^ier  Eindrücke   bewußt  werden: 

Eni^ui,  daß  sowohl  die  Theorie  wie  die  Praxis  dea  Anarchismus  heute  noch 

in  einem  tebr  ungeklärten,    teilweise  cbaotiscbtin  Zustand   ist,    etwa  so^    wie 

der  SozialistTms    in    den    dreißiger    und    vierziger  Jahren    des    vorigen  Jahr- 

■^^■AMb,    zweitens  aber»    daß  er  «ich  unzweifelhaft   auf  dem  Vormarsch  be> 

^^^^K  und  flieh    mehr    und    mehr   anschickt ^    aus    dem    Sektenstadium    bin^ 

^^^^■ti«Q    and    ais    Massenbewegung    in    die    soziale    Entwicklung    einzii- 

Dem  (.Mitspricht  denn  auch  die  gesteigert©  Äufraerksamkeit,  die  neuer* 
dmgi  d<*r  Theorie  und  Qt^chichte  de»  AnarchiBmus  —  sowohl  innerhalb  der 
Anarchiit^n  «elbst,  alt  «eitene  der  neutralen  Wiflsenschaft  —  gewidmet  wird. 

K entlieh  das  Jalir  I9fJ6,  da«  gleichzeitig  den  hundertjährigen  Geburtstag 
fünfzigjährigen  To<lestag  von  Max  Stimer  und  den  bnudertundfünfzig- 
gen    Oeburtütag    von    William    Goilwin    brachte,    bat    eine    Beihe    ein- 


^)  Vgl.  unter  den  neueren  Erscheinungen  namentlich:  LeoN.  Tolstoj 
JPiMliig"fnsrho  St^briften",  iJeutBche  übersetjcuiig  von  Raphael  Löwenfeld. 
(E^l^T  ha,  Jena  1Ö08)  und  Jean  Grave  „Terre  Libre  (Pari«  1908), 

tto  F.7'  i'^man^  mit  einem  Vorwort  von  An»elmo  LorenKO,  dem  spflni* 

Xh^ur^uker. 

:  r&r  Politik.  ^ 


.ViH  Bor  IT  i  Ol.  I^  D<!«<re  Euvickhaiir  des  AnArchifmi2§. 

^.uWz^'i^  S-hnf:*-!!  fc-ate-tj-iT! ' «.  A^*r  küch  «-.'it?:  i«:  d?j  iLT^rres*»;  ui  da 
|'r'»r»i*Tij»*L.  'ij*r  'ii*-M:  D^ru*-  uii'i  •rijf*ii*rti^  Brwtr^niij  vi^r  Uli-  aufrolh, 
•;/h»li'  ri  irri  Ws/ b**ij  aii'l  <i<!r«hAlh  wohl  kiiv-b  «irrr  Versu.-b  ?erecb!fer'.ieL 
ifzi  HALm^-u  «]i*r**T  2^t*«:hr:h  di*r  «j'rtichujrtiiitre  zä  skizzieren,  dir  fir 
(Ja*   V«fn<tÄiiiixiit    uzi'i   di^  ncLt:(r<r  Einfx.Litzni^  de«  Anazvhi&moB  wv^entM 

'  I  I  >r.  A  b  •  «r  1  in  R  u  ♦- 1 1  .Müx  Stimer.  LeJ^n.  Weltaiischauung  und  Va^ 
riiii' htrijü'    13.  Aufl^    Berlin  und  I>'ipziir  190»>>.     DerseUie   -StirnerbreTier: 
dl*'   Mürk«-   d«-i   Eini*m«?ü"    'B#tüii    19(i6».     Pn^f.  Georg    Adler  .>ün«n 
iifjar»;hiMwlii'  .S«»ziiiltbe'/rie".     SepamUbdruck  an*  der  Festgabe  für  Wilbeb 
\»*'x\%   (.l«-ija    19fJ7>.     ,pl>a§   Eigpütam'    von  William  Godwin.     Übersetzt  tob 
I»r.  Mhz  IJttbrf^-idt,  mit  einer  Einleitung  von  Georg  Adler  (Leipzig  IHOii 
l'i«Tr(*   HttifiUM   ^William  Godwin,   der  Tbeoretiker   des  kommonistiscka 
AuHnbinintiM  (Leipzig  lWi6K    Saitzew  .William  Godwin",  Inaogoral-Disicr 
Utiofi  01('id<'lb4frK  V^l^).     Dr.  Ed.  Biermann   .AnarchismoB  und  Komms- 
niNifiuH"  (L«'ipzig  \S^Wi),     Alexander  Iw.  Herzen    .Erinnenmgen*.    ^b(^ 
««•ty.t    von    I>r.  r'.  Bueck    (Berlin  1907).    —    Im    Erscheinen   begriffen  sbI 
zwei    grohangfb'tft«?    melirbäudige    Werke:    James    Gnillaame,    Prof.  i 
(M'Hrbi'-bt«*   und    TbiloHophie   .L'Intemationale.   —    Documenta  et   Souvenin 
\Hk\\     1H7H-  (J'ariH)  und  Prof.  Hector  Zoccoli  -Die  Anarchie.  —  Ihre  Ver 
UuikUt,  Id«'(*n  und  TatHii"  (Mailand).   Während  obige  Zeilen  in  Druck  g«heL 
«•rHcbii'ii    ..Diff    Kvolutirni    des    Anarchismus **    von    Christian    ComeliaseD  im 
Mitr/.hrft  doH  ^Archiv  für  Sozial^Ä-issenschaft**  und  «Der  Staaf  von  Dr.  Pnni 
OppciihtMiiicr  (Bd.  XX   der  Monographien-Sammlung  ^Die  Gesellschaff^  tob 
Miirtin  Hub<T  (Frankfurt  a.  M.  1908). 


Besprechungen 


Irich  Tezner.  Di e  Wandlungen  der  ösierreichisch-an^rischen  BeicliB' 
itlee.  Ihr  Inhalt  und  ihre  politische  Notwendigkeit  Wien  1905.  Maus. 
156  S.  —  Derselbe,  Äusgleicb«recht  und  An&gleichBpolitik.  Ein  Appell 
&n  das  Parlament  des  allg^emeinen  gleichen  Wahlrechtes.  Wien  1907- 
Stana,  VI  und  178  S, 
Mit  nnermndlicher  Behurrli^hkeit  und  bewundernswerter  literarischer 
a«T*gie  kämpft  der  VerfasBcr  sieit  mehr  als  zwd  Dezennien  für  die  Einheit 
der  ÖÄterreichisch-ungfari sehen  Monarchie  gegen  ilu-e  politischen  und  juristischen 
Widersacher  die«-  und  jenflcits  der  Leitha.  Seit  1884+  in  welchem  Jahre  der 
Verfasser  in  einer  Abhandlung  über  den  üsterreichisch-nngnriachen  Reicha- 
fiikus  Tum  ersten  ^(tde  au  das  Problem  herantrat,  sind  ea  nunmehr  mit  Ein- 
schluß der  hier  zu  besprecbemien  sieben  Publikationen»  die  dem  Gegen- 
stände gewidmet  sind  und  denselben  in  seinen  verscbit^deneu  Beziehungen 
bebatidein.  Kein  Wunder,  dali  der  Verfüsser  mit  der  Alaterje  fönalich  ver- 
wmclisen  ist  und  dieselbe  beherrschtt  wie  kMum  ein  anderer.  Die  erste  der 
oben  angefülirten  Abhandlungen  ist^  wie  der  Vwfasger  im  Vorworte  bemerkt, 
'vesentlich  dazu  bestimmt,  die  Staate rechtliehe  Entwicklung  der  österreichiscb- 
ungarischen  Monarchie  seit  dem  Jahre  1897  (dem  Beginn  der  Obstruktion 
inj  öBterreichlficben  Beicherate)  zu  Bebildern  und  einen  Ver^lcichunjfsmaÖatab 
für  die  künftige  Entwicklung  zu  bieten.  Die  zweite  Abhandlung  will  die 
öetcrreichi sehen  Volker  durch  Schilderung  der  Konsequenzen  der  magyarischen 
PrSpotenz»  die  in  letzter  Linie  da^u  fiilireu  müöteT  einen  Unitarismus  der 
Monarchie  mit  Österreich  als  einem  ungarischen  Neben  lande  nu  Zurichten, 
ana  ihnsr  Lethargie  aufrütteln  und  gipfelt  in  dem  Satze:  ^Pie  Grenze  der 
migarisehen  UnabhMngigkeitsbestrebungen  fäüt  mit  der  durch  die  Größe  der 
Geduld  der  österreichischen  Völker  gegebenen  Elastizitätsgrenze  zusammen.'* 
Die  Gedankenkreise  der  beiden  AbhantUungen  decken  sich  nat\irgemäß  im 
großen  und  ganzen,  und  e«  erscheint  daher  gerechtfertigt,  dieaelben  einer 
einheitUchen  Besprechung  zu  unterziehen.  Ihre  Aktualität  hat»  wie  ausdrück- 
lich hervorgehoben  werden  soll,  durch  die  seit  dem  Ei'scheinen  der  letzt- 
genannten Abhandlung  eingetretene  Perfektion  des  perioili sehen  wirtschafte 
lieben  Ausgleichs  der  beiden  Staaten  eigentlich  keinen  Abbruch  erfahren,  da 
die  in  denselben  in  erster  Linie  in  Betracht  kommende  Frage  der  gemein- 
fl&men  Armee  gänzlich  außerhalb  dieses  Ausgleichs  stehir  und  die  zweite 
aktuelle  Frage  in  dem  rechtliehen  Vcrhaltuisäe  der  beiden  Staaten,  die  Be- 
Präsentation  nach  außen  durch  den  Ausgleich  nur  in  einem  allerdings  nicht 
unwea entlichen  Punkte  berührt  wurde. 

Die  Untersuchimg  juristischer  Probleme  in  politiachen  Schriften  ist 
zumeist  nicht  nur  der  Jurisprudenz  sehr  abtragiichT  sondem  auch  der  Politik 
wenig  förderlich»  Die  Jurisprudenz  läuft  Gefahr  dadurch,  daß  die  politische 
Tendenz  die  juristische  Formulierung  nur  allzideicht  in  ihre  Richtung  zu 
lenken  vermagt  ilu-en  wissenschaftlichen  Charakter  zu  verlieren^  and  der 
Politik  kann  verfälschte  und  deabalb  nur  allzubald  diskreditierte  JuriaprudenÄ 
wahre  Forderung  nicht  bringen.  Bei  Tezner  iat  das  Streben  nach  juristischer 
ObjektiTitätf  welche  sich  auch  zur  Modifizierung  friiher  vertretener  Ansichten 
versteht,  anzuerkennen,  allein  auch  ihm  ist  die  reinliche  Scheidung  juristischer 
und  politischer  Überzeugungen  gerade  in  der  Grundfrage  der  beiden  Schriften, 
in  der  FtTige  noch  der  rechüicheu  Natur  der  Verbindung  der  beiden  Staaten 

tie   nicht   gelungen.     Tezner   erklärt   in  seiner  abachließenden 
m* 
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der  Tdxuerie&ttt  Kfcfinuig  4er 


lisfeBr  der 
Tiit    Zwvr  M^   uns  Te 


di»  fr 
bringt,  »if  iBr« 
w«iQ&  ftadert  wir  aber  (fie  ffiUkse 
Sineli  machen    volkiL     Di««  «rkiBale   mad  Mmt  %^ 
in  dem  konkreten  FmEe  der  ort^rwrfiwdi-iiafK-^ 
Qe  Ann<!gnewA]t  xmd  die  emheitlicliie  YeilitiMiL 
CT  die  dn^ntiKll  ocgMiBictte  flriM^lrgrlimi£  ober  dieie  |^ 
lif^  9i«iteilwBdw  g^tioi  Bfic  ^^ 
im  dk,  4mBmk  Stui  Mdi  oiuie  «M«aide  ärmce  Stasi  Unbt.  > 
dafi  etil  Stut,  wie  Korvegen  in  der  bftaadfWM  K^nr^«.  ^ 
norwefncb«  üiüoii,  äberiMii|)t  fceiiie  e^^ne  anmlrtige  VertretMig  la  b^ 
braiidiL,  dörfen  wir  gegen  Tezner  wfg^  der  bcfanpieten  BeiafthrittK 
Begriffe  tiicht  cHifMi,   aber  sadi  er  wird  raj^^ben  mäm^*   d&fi  teil 
reUrv  Au^nomiEieDe  ß^ciffe  tu  äcb  kernen  Wid^npmcii  <aitb«]|<n  >. 

Bai  iit   umi  bei   der  ¥0»  Duo    rnfgett^Hcn  Kalegod«   der  ZwittoiÄ:. , 

rvifcbeu  BqBdeMtui  und  Staate Abiixi4  oder  AUgeroetn^  swkcbai  SlftAl  mi 
Vertrag  ealBelii#deii  d«r  Fdt 

Mitlelbegriffe  dnd  kginlicrweMe  aar  rwwhen  sokhen  Begiiflea  d^- 
bar,  die  einen  g^mtiwmxoiea  ObecbfgriiE  baben.  Nttn  ist  der  Obfibegiil  lea 
8Uat  Gebiettkörpericb*ft  t  der  Oberbegriff  von  Vair«^  Beebtv^evekift. 
tmd  m  )uma  äthet  swiicben  ümoi  eb^tttawenig  ein  Mittfldiay  *  ^' 
iwiecbfHi  B«cbUsQbjekt  aad  nedbtlicher  Betitifttn^  tm  aUgfaftRiweii- 
kotmte  mAEi  eUerdiDga  emweadeß«  es  bestebe  die  MS^cbkeit, 
ginxlkb  äbcnc^n  w  Q&d  w^vmof  aocb  tm  fdgendea  i 


S  ein  StaateDbuiid  nh  roikerrechilw^heB  Recbt*subjekt  organisiert  aei, 
wie  derm  Referent  spe/Jell  die  ÖBt^rTeichi!i!ch-ungü.riache  Motiürchie  fiir  ein 
3«r&rt]£«9  Gebilde  des  VÖlkerreehta  ansieht.  Allein  nt^ch  dann  ist  ein  Mittel- 
D^gi^i^  ÄWiBcben  Bouveränem  Staat  und  niebtsouveraner  OrganiMition  logiuüb 
mideiikbar,  weil  die  Sonveränität  vermöge  des  in  ihr  enthalte ueo  negativen 
Merkmals  der  Unabhanfpg^keit  ein  absoluter  Begriff  iat.  Man  iat  entweder 
attjihhäiigig  cMier  ist  eü  nicht.  Grade  der  Utiabhängigkeit  existieren  nicht, 
es  kanü  immer  nur  Grade  der  Abhängigkeit  geben.  Die  logenannten 
llbeonveränen  Staaten  aind  ana  diesem  Oninde  in  Wahrheit  tiicht$cu-> 
ae  Staaten  mit  einem  relativ  geringeren  Grade  der  Äbhüngigkeit.  Dem- 
flind  Zwitterbildungen  zwisehen  Bnndesstftat  und  ätaatenbund  nndenk^ 
ar  und  nichts  Ändere»  als  nicht aouveräne  Organ iaationen,  also  Nicbtstaaten 

KSiiMie  tonverÄner  Staaten)  mit  relntiv  auagebildeter  Selbständigkeit, 
Nicht    recht    veratändlich    ist    dem   Referenten    das   Verhalten   Tezner» 
eniiber  den  Ergebnisaen,  zu  welchen  Referent  in  seiner  Abhandlung  über 
joristische  Kriterium   den   Staates  gelangt  ist.    Der  Gedankengang  war 
lini  wesentlichen  der  folgende.     Die  Stmktnr  des  Staate»  aeigt,  wie  die  aller 
^Iftbieiskdrperschaften    die    Verbindung    der    drei    Elemente:     Volkr    Gebiet, 
Hbnstitutive  Organe.     Aber  im  Gegensatze   zu   allen   dem   Staate   nntergeoTd- 
^ueien    Gebiet»k5rpeTS<rhaften    zeigt   der  Stuat   allein,    vermöge    der  ihm   xu- 
kotnme&den  Souveränität,    die   Eigenart.    da0   er  aelbst  et  iit^    welcher  die 
Verbindang  dieser  drei  Elemente  zu  meinem  Sein  reehtlich  b^timmt.     Ent- 
eben d   der   rechtlichen  Bestimmung    der    drei  Elemente    des  Staates  sind 
Hoheitsrechte:   Gebiets-,   Personal-   und  Organhoheit  als  kon- 
itnlive  Merkmale  des  Staates  zn  uEterseheideu,  wobei  ausdnicklich  bemerkt 
rde,  dali   diese   drei   Hoheitsrechte  als   korrelate  Begriffe,  zueinander  ge* 
ren   und   getrennt   nicht   eKi&tieren    (S.  fi^    unten   cit.)^)*      In   Anwendung 
lieses  StaatsbegriffeB  auf  die  öaterreichia eh- ungarische  Monarchie  hat  Referent 
dargelegt,  daß  nach  dem  Verfassungsreehte  deraelhen  die  Zentralgewalt  keines 
der   genannten  Hoheitsrechte  besitzt,   daß   vielmelu'  die  beiden   Staaten   der 
Monsrchie  es  sind,  wekhe  dm  Gebiet,  die  peraonelle  Zugehörigkeit  der  Ein- 
xelnen,  die  OrgamsaticJiT  «u  regeln  benifen  sind,  daß  demgemüß  die  Zentral- 
gewaJi  nicht  selbat  Staat,  sfmdem  das  rechtliche  Gebilde  der  beiden  Bouverünen 
Sfcmst^i   der   Monarchie   ist*     Tezner   hat   nun    weder   die   Richtigkeit   dieses 
8taatibegTiffes,   noch  das  Vorhandensein   der  angeführten  Verfassungsbeatim- 
mongen  in  Abrede  gestellt.    In  den  Wandlungen  (S,  56)  meint  er  allerdingSt 
die  Gebietshoheit  stehe  den   gemeinsamen  Organen    zu,    allein  er  weiß 
dmfür  keine  Gesetzesstelle   der   gemeinsamen  Yerfasaung  anzuführen,    ala   die 
Mtt  äesp  pragutatisohen  Sanktion  ansgespiochene  Untrennbnrkeit  der  beiden 
Kaatagebiete,    uncl    er   weiß    sich    gegenüber    der   völkerrechtlichen    Francis, 
Bd^e    in    Überemstimmung    mit    der   Anffai»Bung   des    Referenten    Gebiets- 
H^gnllernngen  einseitig  der  Genehmigung  der  Oeaetzgebung  des  betreffenden 
ntsAtei   Euweistt  nicht  anders  zu   helfen,   ab   daß  er  diese  als  unkorrekt  und 
v^asBUDgswidrig  hinstellt. 

Im  Ansgleichirecht  etc,  S.  H5  meint  Tezner  im  Hinblick  auf  die  vom 
Kefe reuten  aufgestellten  Merkmale  des  Staates.^  daß  man  dieaelben  für  die 
Erkenntnis  des  mit  offenkundiger  Staatsnatur  ausgestatteten  Verbandes  eben 
wegen  dieser  Offenkundigkeit  nicht  brauche,  daß  uns  dieselben  andrerseits 
fw  die  BeitimTOung  unkjarer  Fälle  der  nnanagesproßhenen,  unTollkommenen 
Bildungen,  der  beichränkten  Entwicklungen  nichts  nützen.  Denn  bisher 
habe^  fahrt  Tezner  in  bezug  auf  die  Literatur  im  allgemeinen  fort,  alle  Kon- 
atzTiktiontvirtuosität  den  Unabhängigkeitsmesser  nicht  herzustellen  vermocht. 
mitteis  dessen  wir  zu  be«timmen  vermochten,  ob  ein  herrschaftlicher  Verband 
schon  oder  nicht  mehr  Staat  sei,  Referent  kann  diesen  Vorwurf  hinsieb titch 
seiner  Merkmale  des  Staates   ala  berechtigt  nicht  anerkennen.     Cnd  spezieU, 

^)  Diese  Bemerkimg  scheint  Tezner,  Äusgleichsrecht  etc.  S.  66  Änm,  43, 
hen  zu  haben. 
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was  die  öflterreichiicb-UBgttrisehe  Monarcliie  betrifft,  so  gibt  der  Maßstab  seitiea 
SUatibegriffe«,    wie  oben  gezeigt  wurde,    eine  ganz  bestimmte  nnd   bü  xitr  , 
EvidetiÄ  deutüehe  Antwort, 

Tezner  scheint  bei  seinen  dargelegten  jmTstiscben  Dt^duktioneu  durch 
palitiBche  Motive  iasofem  beeinflnßt  zn  fein,  aU  er  die  Gefährdung  des  Be- 
standes der  Mouarubie  bei  ihrer  jurkti eschen  Koustraktion  als  BtAatenbund  in 
durch  die  realen  Verhältnisie  nicht  gerechtfertigter  Weise  in  zu  schwarzem 
Liebte  siebte 

Es  darf  hm  Annahme  eines  Staatenbundes  nicht  übersehen  werden^  dmS 
eine  Änderung  der  UniünB Verfassung  iu  keiner  Kiehtung  ohne  Zuatimmnng 
des   gemeiniamen  Monarchen    erfolgen   konnte^   und   daß   andererseits   Nach* 
giebigkeit  des  Monarchen  gegenüber  den  PrätensiDiian  Ungiutia  auch  bei  ^^m 
nähme  einer  bundesata&tlixmen  2eutralgewalt  zu  den  emstevteo  Eonaeqnena^H 
fülireu  mußte.    Vom  Standpunkte  praktiicher  Politik  müßte  daher  eine  «te^^P 
Union    vor    einer   ach  wachen    zentralen    Staatsgewalt   den  Vorzug   verdiemen, 
und  es  kommt  deshalb  der  Frage,   ob  Union  oder  Zeutraktaat,  in  dem  kon- 
kreten Falle  die  paliti seile  Bedeutung  nicht  zu,    die  Tezner  ihr  betstunoMeD 
scheint.     Und  wie  bereit*  erwähnt^    iit    auch    die  Konsequemi  der  Annahnie 
eines  Unions Verhältnisses,  welche  Tezner  in  höehiitem  Maße  perhorreaiiertj  die 
Preiagebung  der  volkerrechtlichen  Rechtssubjektivität  durc'huua  keine  »o  aüB- 
gemachte  Suche,  wie  Tezuer  annimmt.    Seit  Laband  Bucht  man  in  der  staata- 
rechtUchen  Literatur  dea  Gegecsatz  von  Bundesitaat  luid  Staatenbmad  mit  der 
stereotypen  Formel  de»  privktrech Hieben  Gegensatzes  von  universitas  und  socieu» 
zu   erklären.      Allein   HäDel   hatte   sehen   in   seineu   Studien   zum    deutschen 
Staatsrecht  den  Nachweis  erbracht,   daß  Staatenbund  und  Kecbt»sul>jekt  sich 
nit;ht  ausächließenf  und  in  seinem  Deutschen  Staatsrecht  bemerkt  er  mit  Becht, 
daß  ein  Staatenbund  mit  gemeinsamen  Monarchen   der  verbündeten  Staaten 
nicht    in    der    societas,     sondern    in    der   communio    seine   privatrech thche 
Analogie  findet.     EefcTent  kann  an  dieser  Stelle  nicht  näher  darauf  eini^ehenf 
welche   Momente    ea   sind^    die   der   Monarchie   den  Charakter  eines  Recht»- 
Bubjeki^is   verleihen,    und  gestattet   sich   auf  seine  in  der  zitierten  Abhand- 
Inng    gemachten    Ausführungen    über    daa    Wei<en    des    Eechtesabjektea    xu 
verweisen.     In  voller  Übereinatimmung  befindet  sich  Referent  mit  dem  Ver- 
fasser hinsichtlich  der  Vertragsnatur  der  1 8(>7  er  Ausgleicbsgeeetze  der  beiden 
Staaten,     wenngleich   die  Gründe  des  Kefö^enten   hierfür  zum  Teile    ani' 
«indt   als  die    des  VerfaseersT   tmd    es   ist   auch  nach  An^^icht  de«  Befer 
Öaterreicbs   gutes    Recht,    einsätige   Abänderungen    des    1867    gescfanffi 
ReehiRZUStandes  seitens  der  Ungarn   mit   aller  Entachiedenheii  als   vi 
widrig  ^u  bekämpfetj. 

Auf  die  Einjselbeiten  der  beiden  Abbandlungen  einzugehen,  würde  m 
weit  führen*  Sie  enthalten  historiüch  und  dogmatisch  eine  eingehende  Be- 
haiuüang  aller  in  Frage  kommenden  Punkte  der  komplizierten  Materie  und 
werden  von  Jedermann,  der  sich  mit  dem  Gegenstände  veitraut  machen  will, 
mit  großem  Interetse  uod  reicher  Belehnrng  gelesen  werden. 

Gustav  Seidler* 


T  beiden 
I    andg^ 
fereid^H 


Karl  Kautsky.  Ethik  und  materialistische  Geöebiebtaauffassung.  Ein  Vei^ 
such.  Stuttgart  1906.  J.  H.  W.  Dietz'  Nachfolger.  144  S. 
„Eine  Entwicklung  der  Ethik  auf  der  Grundlage  der  materialistischen 
Gesehichtsauffassung"  wollte  der  bekannte  oftizielle  Parteitheoretikef'  da- 
deutecben  So;daldemokratie  in  kurzen  skizzenhaften  Zügen  in  diesem  Bandchen 
geben.  Das  ist  sicherlich  ein  "Thema,  das  zur  Lektüre  reizt  Wie  wird  sich 
der  dogmengläubige  Mantinterpret  zu  dieser  gerade  jetzt  so  viel  TeÜnabme 
anf  sich  ziehenden  Frage  nach  dem  Yerhältuisse  von  Sittenlehre  nnd  Soziar 
lismuA  äußern?  Im  Herbste  1905  war  er  in  den  seltsamen  Streit  zwiachaa 
der  damaligen  „ et hisch*ästheti sehen*'  VonvärtÄredaktion  und  der  „bii 
materialistischen"  Parteileitung  verwickelt,  und  Kautsky  leiU  selbst  im  Vo 


I 
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Arbeit  mit,  daß  dies  Buch  als  GelegenheilÄischrift  aas  jener  KontroTerie 
estitanden  ist*  Aneli  galt  &s  fiir  ihn  als  Marxapostel,  sieb  der  Xeukantiaiier 
£11  erw^irfn^  die  in  des  Ednigiäberger  Weisen  Wort:  ^Haudle  so,  daß  da  die 
Menschheit,  sowohl  in  deiner  Per»OD  al«  in  der  Person  eine»  jeden  anderen, 
jeder^t  Engldcb  als  Zwecki  niemalB  bloß  als  Mittel  gebranchat"  die  Idee  des 
Sf:)£Ealismii$  gegeben  finden*  Eine  Gegen übentell im g  von  Kant  und  Marx 
i^t  aieherUch  eine  der  reizTroUaten  wisseuscliaftlichen  Aufgab  en  für  uns  er  Ge- 
»chlecht,  und  sie  wird  dadurch  ncKih  aüziehender,  daß  gesebiehtlich  zwischen 
sie  —  oQc-b  naüb  Kautskyi  Auffassung  —  [Jar^^iti  tritt  und  man  das  Für  und 
Wider  bt.<i  Kaut^  Darwin  und  Marx  abzuwiigen  hat«  Ja,  ich  moehte  glauben, 
daß  eine  tiefdringende  Untersuchung  darüber,  wie  sich  Wesen  und  Eut Wick- 
lung der  Ethik  ¥0m  Standpunkte  des  ökonomischen  Determinismus  darstellt, 
eine  notwendige  Aufgabe  ist.  Die  Wogen  der  r^in  wirt^chaftlielien  und  poh- 
tiselien  Wertung  des  Boxialisnius  haben  sicli  in  der  wjsaensehaftlichen  Be- 
trachtung gegenwärtig  etwas  geglättet.  Was  bedeutet  der  Marxismus  fiir  die 
pertönliche  Kultur  und  fiir  die  moralische  Eatwicklung?  ist  das  Problem,  mit 
dem  heute  alle  nacbdenkUchen  Naturen  ringe  q,  die  am  Gesell  sc  haftsieben  Anteil 
nehmeo.  Der  Soziologe  strebt  dajiacb,  das  theoretiscbe  Fundament  für  diie 
empirisohe  Ethik  zu  legen;  ihm  ist  die  Sittenlehre  bis  zu  einem  gewiisen 
Grade  ein  Ergebnis  sozialer  Entwicklung,  und  es  kann  ihm  nicht  i^weifelbaft 
Bein,  daß  Darwin  und  Marx  für  ihn  wertvolle  Vorarbeit  geleistet  haben, 
währeod  Rants  Tudividualismua  die  ethischen  Gnimifragen  auf  eine  Bahn 
fchjebt,  die  von  seinen  Wegen  »ehr  entfernt  ist.  Kuncum,  viele  Leser  werden 
mit  mir  Kautakya  Schrift  willkommen  heißen,  vielleicht  mit  einigem  Mißtrauen 
tfegesi  den  radikalen  Doktrinär  in  die  Hand  nehmen,  aber  in  der  sicheren 
Krwartong,  neue  uud  wertvolle  Erkenntnisse  aas  ihm  zu  schöpfen. 

Man  wird  enttäuscht.  Teilweise  mag  es  an  dem  äußeren  UmitaEide 
liegen,  daß  der  Verfasser  leider  genötigt  war,  sich  sebr  kurz  zu  fasten,  und 
nur  lose  Umrisse  geben  konnte.  Der  eigentliche  Mangel  liegt  aber  tiefer^  in 
der  wiseenaehaftlichen  Eigenart  Kautskys«  Er  versteht  ilaü  Wesen  der  Ethik 
nicht  Er  teilt  dieses  Manko  mit  manchem  anderen  Sozialisten,  z.  B,  mit 
Anton  M enger,  der  leider  wenige  Jahre  vor  seinem  Tode  seinen  literarischen 
Ruhm  durch  »eine  gänzlich  minderwertige  ,,Neue  Sittenlehre^  verdunkelte. 
Kftutsky  ist  nicht  so  seicht  wie  Menger;  ilun  sinil  moralische  Satzung©!  nicht 
bloß  „konventionelle  Moden"  (S,  133),  er  hat  Verständnis  für  ethischen  Idea* 
Ufitnns  und  leugnet  nicht  fhe  Stimme  des  Gewissens*  Aber  die  sogenannte 
matenalistische  Geaehichtsauffassung,  wie  er  sie  uns  gibt,  wirkt  völlig  zer- 
■«steend  auf  die  feisereii  xmd  wertvolleren  Bestundteile  der  Ethik.  Das  kann 
gar  nicht  anders  sein.  Wer  die  Sittlicbkeit  bloß  als  einen  Teil  des  ideolo- 
gitehen  Überbaues  der  ProduktionsweiBe  betrachtet,  der  kennt  sie  nur  zum 
Teil,  ich  mochte  sagen:  im  Alltagsgew  an  de.  Ich  kann  mir  nicht  helfen, 
dieie  so  protzig  auftretende  materialistische  Geschichtsauffassung  bat  etwas 
echlechtweg  Ordinäres  an  sieb.  Da»  muß  am  tleutÜchsten  werden,  wenn 
man  mit  mr  die  ethische  Entwicklung  erklären  wilL  Diese  wird  aus  der 
Fh^echperppektive  betrachtet.  Ich  muß  dabei  i  tum  er  an  einen  Banansea 
denken,  der  Zeuge  im  Privatleben  ist,  wie  ein  anderer  eine  verfeinerte 
Welt-  und  Menschenanschaunng  kundgibt,  und  sich  nun  die  Gründe  für  die 
ihm  fremde  Art  des  kultivierteren  Partners  auf  seine  Art  zuret-htlegt^  indem 
er  fragt:  wieviel  hat  er  zu  leben?  wie  hoch  ist  sein  Einkommen?  in  weisen 
Sold  steht  er?  Der  Versuch  der  Marxiati^aT  aUe  Strömungen  geistiger  Art 
in  obertlächlicber  Weise  aus  den  Pro duktions Verhältnissen  zu  erklären,  be- 
deutet in  der  Tat  eine  nur  allzu  proletarische  Einschätzung  von  Mensch  und 
Welt,  Der  kleine  Mann,  der  von  den  Nahrungsaorgen  des  AJltagB  völlig  im 
Bann  gebalten  wird,  kann  sieh  nicht  vorstellen,  daß  es  auch  nichtwirtschaft- 
liche Motive  gibt.  So  ist  auch  dem  Marxisten  nicht  klar  zu  machen,  daß  die 
Ethik  eine  Doppelnatur  besitzt.  Slit  der  einen  Seite  ihre»  Wesens  ist  sie 
ganz  von  der  so/.ialen  Entwicklung,  also  auch  von  der  Evolution  der  Wirt- 
flchaftfiorgajiisation  abhängig;  die  andere  Seite  aber   verdankt  der  zn  allen 
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Zeiten  bestebeDdeti,  von  allen  ephemeren  Gefitaltnngen  det  Qeselkcimftalelia» 
unAhbangigan,  retn  innerlichen  SehnBucht  nach  Ganzheit  und  FüJle  der  ~ 
Mjnlichkeit  ihre  Eig-enart*  Die  wunderbare,  böcbßt  komptmmle  Verschlia 
fionaler  und  persönUcher  Tendenzen  in  der  Ethik  iit  Herrn  Eantekj 
Unbekannte«,  ungeahntes.  Ab«r  man  wird  verwundert  6^^i,  ob  ich 
anderes  von  einem  Marxisten  erwartet  hatte?  —  Das  freilich  nicht;  ich  habe  nnl" 
den  2ar  t^nÜga  bekannten  Einseitigkeiten  dea  ^[arxismus  gerechnet  Ja,  ich 
glaube  ^  und  ila»  ist  hauptaächbch  der  Grund  für  die  Enttäuechung,  fbe  dse^es 
Buch  bereitet  —  daJi  es  aach  in  einer  knappen  Übersieht  möglich  ißt,  über^ 
zeugender  den  ZuBammenbang  £wiicheQ  Geiellscbaft^organiaation  und  Etbik  anl- 
zuweisen.  Die  j^hiatorbch^matenalistüche'"  Verknüpfung  der  einzelnen  Ötofen 
der  !^itten-lehre  mit  der  Wirtschafte-  und  Verkebraweiae  des  entspreGh  enden  Zeit- 
alters ist  viel  mannigfaltiger  und  dichter,  ab  sie  Eaut«ky  aurweist.  Bei  ihm 
erscheinen  die  Erklärungen  der  ]ede»maligen  Lehre  aus  dem  sozialen  Leben  der 
EpCK-be  oberfläfhlicli ;  &ie  sind  gewissermaßen  notdurftig  angeleinit,  unkritiscb 
und  phrasenhaft«  Seit  Marx  sein  „Kapital'"  sehrieb,  haben  sich  die  MethcMlen 
der  soziologischen  Forschung  am  ein  beträch tUchea  ver\*olikoraranet,  ist  man 
viel  vorsichtiger  in  der  kauaalen  Verbindung  von  ;ceitljch  zusammenfallejiden 
Vorgängen  gewordeii.  Kutä  vor  der  Lektüre  des  Kautsky  habe  ich  Wwc- 
w eilers  „EsquiÄe  d^une  Sociologie"  gelesen;  derÄbatand  tiieser  beiden  Bücher 
ist  nach  der  methodischen  Seite  gewaltig.  Unser  Marxinterpret  mscht  mit 
seiner  historisch 'materialistischen  Methode  einen  bedenklich  dilettantiachen 
Eindruck;  seine  Theorien  muten  recht  veraltet  und  überlebt  an.  Ma.n 
wundert  sich:  Also  da  stehst  du  noch?  80  wenig  hast  du  hinzu  gelernt ^ 
Anner  Kantek? !  Fast  ist  es  schade  um  dich.  Du  hast  eine  so  klare,  einfache 
SchretbweieeT  hier  und  da  etwus  vulgüri  bisweilen  gelingt  aber  die  prägnante» 
knappe  Formulierung  eine»  komplizierten  Gedankena  iiberrnaehend  gut.  Sichej*- 
Ucb  würde  auch  die  Schrift  nicht  einen  so  matten  Eindruck  machen  and 
ao  gleichgültig  lassen^  wenn  aie  etwas  originaler  wäre  und  die  modeme 
Forschmig  ein  klein  wenig  berücksichtigte.  Und  noch  eines»  etwaa  Fornule« : 
Wirkt  nicht  eine  Terminologie  heute  fast  komisch,  die  Blüten  zeitigt  wie  die: 
^Beste  der  römiBcbeu  Produktions-  und  Anschauungsweise"  (S.  9)  oder  ^£)ie 
veränderte  geselbebaftliehe  Situation  produzierte  eine  Reibe  von  Gründen^ 
die  überlieferte  christliche  (Ethik)  featnihalten*'  (S.  10). 

Der  Gedankengang  der  &chrift  iat  etwa  folgend o*:  Die  ältere  antike 
Ethik  erklärte  das  Sitten gesetz  aus  dem  Streben  nach  Lust,  und  zwar  auf 
dem  Streben  dea  Individuums  nach  persönUcher  Glückseligkeit;  die  Waren- 
produktiou  war  eben  danmls  noch  Privatsache.  Epikurs  Weltanschauung  war 
materialistisch.  Sie  hatte  nur  den  Mangel^  daß  in  ihr  unerklärt  blieb,  wieso 
das  Sittengesetz  ab  Verpflichtung  auftritt.  Das  Band  zwischen  IndiTidnell^ 
Lust  und  sittUeher  Pflicht  war  dabei  allzu  locker.  Der  Versuch^  die  Ethik 
auf  natürliehemWegii  zu  erklären,  schien  in  Epikurs  Materialismus  mißlungen;  es 
ö£Enete  sich  dafür  der  Pfad  zum  Übernatürlicben,  zur  idealistischen  Begründung« 
Plato  nahm  einen  außerhalb  der  Natur  stehenden  Geist  an,  er  wmre  «Erbab^ 
und  gut,  die  Satur  böse*  der  Mensch  aber  gehöre  beiden  Welten  an.  Hiftoräch^ 
materialistische  Erklärung:  Daa  Volk  Athens  bestand  aus  den  wenigen  aristo^ 
iD^aÜacben  Philosophen  und  der  gemeinen  Mas^e  handarbeitender  älüaTen. 
Eine  Vemiittlung  zwischen  Materialisten  und  Ide&listen  suchten  die  Stoiker. 
Das  C  briste  Et  um  schließlich  zog  die  letzte  idealiderende  Eonaequenz  aus  drco 
PlatoniBmus:  War  bisher  das  Sittengesetz  logisch  der  Schöpfer  dea  eineo 
Gottes,  so  wurde  nun  Gott  der  Urheber  das  Sittengesetzes*  Bei  der  Ent- 
stehung des  Christentums  spielt  das  Vorhandensein  ausgebeuteter  und  sinkender 
ElftBaen  eine  historisch-materialistische  Holle*  Jetzt  herrschte  ea^  bii  die  Auf- 
klärung mit  dem  Aufkommen  des  Kapitalismus  im  16.  Jahrbundert  imd  der 
Entstehung  der  politischen  Ökonomie  als  eines  Kindes  der  kapitalistMiNi 
Warenprotiuktion  wieder  eine  materialistische  Philosophie  in  Frankreleh 
(Lamettrie^  Holbacb,  Helvetius)  schuft  mit  ihr  eine  Ethik  des  Egoismu»,  des 
Nutzens  und  der  Lust     Sie  trug  einen  revolutionären  Charakter,   st*nd  da- 
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durch  ün  Gegenaatssc^  zum  antiken  Epikuräertume,  suehte  eine  (im  AlteHnme 
mibekumte)  Verbindung  zwisehfin  Sittenlehre  nnd  sozial  (*r  Organ iaati  an, 
Iclmplie  gegen  Ff&ffeo  und  Tyrannen  und  sah  den  EinMull  von  8t&at  und 
Q^seUtohaft  auf  die  sittlichen  Anschauungen  ein.  Der  Gedanke  des  Öemein* 
wohb  leuchtete  der  Äufklärungaethik  voran;  man  wollte  die  heste  Form  tou 
St^at  und  Geselltchaft  finden  und  für  sie  kämpfen.  Weniger  kühn  war  die 
eiighi4:he  Ethik  jener  Zeit,  da  Länder  mit  vorgeselirittner  okonomiicher  Ent- 
wicklung mehr  zum  Eompromisat?  an  Stelle  rtidikaler  Lösungen  neigen.  Dort 
nahm  man  nehen  egoistischen  Trieben  auch  sympathische  an,  erkannte  einen 
moralischen  Sinn  im  Mens^sheUf  der  aber  als  ein  natürlicher  Trieb  betrachtet 
wurde.  ?^nr  blieb  auch  hier  wie  einst  in  der  Antike  die  Frage  offen^  woher 
dieser  natürüche  moralische  Sinn  stamme.  Es  fehlte  zunächst  nur  die  Be- 
wältigung der  Aufgab  e»  die  ethische  Natur  noch  melu*  in  den  Rahmen  der 
mllgemeinen  Natura otwendigkeit  „hiueinxubringen" ;  aber  anstatt  dies  zu  be* 
wiUtigen,  blieb  e&  Kant  vorbehalten,  sie  gänzhch  aus  ihm  hinauszufübren. 
Er,  der  in  der  Kritik  der  reinen  Vernunft  die  Grenzen  unserer  Erkenntnis 
ontersncht,  springt  in  seiner  Ethik  gerade  mitten  ins  unerkennbare  hinein. 
Diei^er  Kantsehe  Salto  mortale  wird  aus  der  Bituatitm  der  damaligen  deutschen 
Bourgeoisie  erklärt.  (Leider  kann  ich  nicht  mehr  auf  Kautakys  Polemik  gegen 
Kajit  eittgeheu;  ich  halte  sie  aber  im  ganzen  für  zutreffend.    3,  2d  ff.) 

Dort,  wo  Kant  abgeschweift  war^  setzte  der  Darwinismus  wieder  ein. 
Er  verknüpfte  die  Menschen  mit  der  Tierwelt  und  zeigte^  dafi  die  al' 
tmis tischen  Gefühle  keine  Eigentümlichkeit  der  Mensch ennatur  sind.  Dom 
Erkenn tnisvennögeu,  die  soxisJen  Triebe^  die  sieh  aus  dem  Zusammenleben 
dej"  höheren  Tiere  entwickehif  sind  nur  natürliche  Mittel  im  Kampfe  nme 
Dasein,  Ans  den  sozialen  Triel>en  entstehen  schon  bei  den  Tieren  Seibat* 
losigkeit,  Tapferkeit,  Treue,  Disziplin,  Wahrhaftigkeit,  Ehrgeiz.  Nur  der 
Dr&ng  nach  Gleichheit  —  das  verateht  Kautaky  unter  Gerechtigkeita- 
Üebe  *—  ifit  ent  mit  der  menschhchen  Gesellschaft  en&tHuden*  Aber  die 
Hftuptiiiche:  ^.Ein  tierischer  Trieb,  nicht*  anderes  ist  das  Sitteng esetz** 
(S-  63).  —  Bei  dieser  Darlegung  der  darwinistiseben  Ethik  ergibt  sich 
bezeichnenderweise  daa  Sanderb«re*  daß  ihr  tatsächlich  wichtigstes  Element, 
dJe  AusleseHr  überhaupt  nicht  erwähnt  wird;  sie  wird  von  diesem  Sozialisten, 
der  den  Darwinismus  für  sein  System  braucht,  totgeschwiegen.  Auch  von 
der  Vererbung  und  ihrem  Einflüsse  iit  mit  keinem  Worte  die  Rede* 
Dagegen  ist  der  Gegensatz  zwischen  Kantsohem  Spiritualismus  und  üarwina 
Naturalismus  sehr  deutlich  hervorgehoben. 

Doch  dem  Gebäude  der  ethiöchen  Entwicklung  febltf  bisher  noch  die 
Krone;  sie  bmchte  Marx.  Nach  a einer  Erkenntnis  „fanden  sich  als  das 
Bestimmende  in  den  Veränderungen  der  Handlungen  der  Menachen  steta 
materielle^  in  der  Regel  Ökonomiftche  Veränderungen"  (S,  74).  War 
Darwiii  so  weit  gekommen  zu  erkentien,  daß  als  denkende  und  als  moralische 
Geecböple  Mensch  und  Tier  nicht  wesentlich  verachieden  sind,  so  gelang  m 
nun  llarx  die  Frage  richtig  zu  beantworten,  worin  nun  der  Unterscliied 
zwiflchen  ihnen  beiden  besteht.  Das  wäre?  Der  Mensch  produziert,  das  Tier 
nieht;  jener  vermag  Werkzeuge  zu  schaff eu,  das  Tier  nicht.  Da  haben  wir*;  jetat 
iet  alles  kkr.  Die  Geheimnisse  der  Ethik  sind  enthüllt-  Aus  der  menschlichen 
Produktion  ergeben  f-ich  Arbeitsteilung,  Sprache^  Krieg,  Eigentum,  Konkurrenz, 
Klassenkampf  und  mit  diesen  Neuerungen  entwickeln  sich  die  spezifisch 
mensehlicben  Nuancen  (teilweise  recht  unangenehmer  Natur)  der  an  sich 
tierischen  Ethik;  nur  daß  die  ausgesprochen  soziale  Art  der  Menschen  an 
der  Ausgestaltung  de«  Sittengesetzes  intenaiver  arbeitet  als  vorher  dftt 
harmlose  Tier,  —  Damit  hätte  denn  die  etwas  blöde,  alte  Riesin,  die  msn 
mat^ahstische  GesGhichtsftuffijBsung  nennt,  das  arme  Seelchen  Ethik  gläcklieh 
umgebracht.  Freilich  gibt  es  noch  immer  Leute,  die  nicht  ans  Bootion 
ttammen  und  meinen,  die  Ethik  sei  unsterblich,  während  jenes  plumpe  Wei^ 
mittlerweile  dem  Marftjsnms  zum  Dpfer  falle.  L.  v.  Wieso 


FeUicSaloluon.  Die  deaUchen  Pftrteiprogramme,  (H^ft  I  1844—1871, 
Heft  n  1871 — IBOO),  Aus:  Quell ensammlung'  zur  deuteclieii  Geticsiucbie. 
Herausgegeben  yon  E.  ßrandeDburg  und  0,  Seeli^er.  Leipzig 
md  Berlin  1907.     B.  ih  Tcubner.    Zua,  XIV  und  248  S. 

4^Wk  leben  gegenwärtig  in  einer  Zeit  der  Frogramm»,  Du  ist  keine 
Paiiei,  die  nicht  ein  solches  in  die  Welt  sendet;  ja  man  läßt  es  nicht  einmal 
bei  einem  einxigen  Programm  für  dJe  Reaamtpartei,  sondern  in  Terschiedenai 
Land  est  eilen  werden  noch  beeoiiderc  Progranime  gemacht.  Man  stellt  darin 
dne  Hei  he  von  Forderungeu  auf  imd  int^  ala  wäre  man  imatandei  dieselben 
bei  il^m  ersten  Aiiftreten  mr  erreiche».  Wie  natilo»  solche  Programme  sind, 
hat  die  Geftchiebtc  längit  be^'ieflen;  sie  sind  aber  auch  ganz  nberfloaaigt  ^ 
3t,  B<  jeder^  der  znr  Fahne  des  Nattonalvereinüf  der  Demokratie  oder  dca 
Absolutismus  echwört,  längst  weiß,  was  seine  Partei  erstrebt.^ 

So  aVifällig  urteilt  bereit»  über  den  Wert  von  ParteiprognunmeQ 
selben  Jahre^  wo  die  erste  Partei  in  Deutschland  sich  anf  Grund  eines 
stimmten  Frog:ramms  konstituierte  (die  deotsche  Fortschrittspartei  1861),  die 
preußische  katholische  Zentrumsparteit  ein  Torlaufer  des  heutigen  Zentrums, 
Was  für  ein  Wert  kann  heute  den  Hnnderten  programmatischer  Kundgebungen 
beigemessen  w erden ,  (ii^  s^t  jenen  Tagen  Deutfchlands  Parteileben  gezeitigt 
hat,  iSwar  nicht  das  dn^^elne  Programm,  wohl  aber  ein  Vergleich  der  Pro- 
gramraarbeit  größerer  Zeitpejioden  und  der  yerschiedenen  Parteiüngen,  kann 
wertvolle  parteigeschichtliche  ÄufachlüsBe  liefern. 

Die  deutsche  Part^igeichichte  steckt  noch  in  ihren  An^geUf  seibat  an 
den   elementarsten   Vorarbeiten    fehlt    es   vielfach*     Eine   vollständige^  tinf 

tausche,    übersichtliche   und  systematische  Zusammenstellung    der    offme      

Kundgebungen  des  nur  allzumannigfachen  deutschen  Partedlebens  fehlte  bis 
jetzt^  Die  Torband^ien  Publikationen  sind  lückenhaft  oder  berücksichtige 
nur  eine  bestimmte  Partei  rieh  tung  oder  einen  besonderen  Anlaß  zur  Ms 
Produktion  von  Parteikundgebangen  (wie  vor  allem  J^euwahlen).  Für  Zwi  ^ 
des  ümveraitätflanterrichts  bat  nun  Salomon  ^wei  Bändehen  Pail«^ 
ppogramme  her» ua gegeben,  durch  die  er  einen  ÜberbÜck  über  die  Fntwicklnng 
unserer  politischen  Parteien  verschaffen  wilL  Zu  dem  Zwecke  hat  «r  auf 
eine  gewisse  Vollständigkeit  des  Materials  Wert  gelegt  und  auf  systematiscJie 
Gliederung  und  Übersiclitlichkeit  des  Stoffes. 

Daß  diese  Vollständigkeit  nur  »um  Teü  erreicht  worden  ist,  geht  «dM» 
ans  einem  Vergleich  des  Umfanges  der  Salomonschen  Schrift  (1844^! 900 
250  Sdten)  mit  zwei  gleichzeitig  entchienenen  Sammlungen  von  Parteitm^ 
grammen  h**rvor,  beide  herausgegeben  von  de-  nationallibertlen  Partei,  ^ W  ahl- 
ftufrufe  und  Wahlkundgebungen  ^nr  ReicJistagswald  1907",  ca,  1(X>  Seiten  allein 
(übrigens  eine  Nachahmung  der  Materiahiusammenstellimg  in  meinem  -»Weg* 
weiser  zur  Eeichstagsw^ahl  1907'*-  Beriin.  H.  Hillger),  und  f^Programmatifche 
Kundgebungen  do-  Xationalliberalen  Partei  1866—1907"  (gro&Tee  Format, 
engerer  Druck.  ^9  Seiten)  *).  In  der  Tat  fehlt  noch  vi  eh  um  Balomons 
„Deutsche  Parteiprognimme"  zn  der  volbtändigim  Materialiammlnng  zu  machen. 
wie  *ie  in  eine  Quellensammlung  ^ur  deutschen  Geschichte  gebort*  Der  Heraas* 
geber  erklärt,  selbst  am  besten  zu  wissen,  daß  manches  zu  wünschen  übrig 
bleibt  und  wünscht  kritische  Hinweise  zur  Verwertung  bei  Neuauflagen.  Da 
die  Absicht  der  Arbeit  eine  löbliche  und  iler  Weg.  anf  dem  die  Absicht  ei^ 
reicht  werden  boU»  gangbar  ist,  lohnt  es  sich^  detaü-kri tische  Ergänzungen  wa 


^)  Selbst  dii?se  part  ei  offizielle  Sammlung  ist  nicht  vollständig.  So  fehlt 
die  Benachrichtigung  von  der  Konstituierung  der  „neuen  Fraktion  der  nationalen 
Partei**  als  eines  Bestandteils  der  entschieden  liberalen  Partei  in  dci- 
Nationalzeitnng  vom  17»  Nov.  1866,  die  Aufrufe  an  die  Bo-Üner  Parteigenoitm 
vom  15.  und  18.  Oktober  1867,  die  Wahlaufrufe  vom  Januar  1871  und  Mii 
1873,  die  bd  3«lomon  II.  80—86  abgedruckte  Kundgebung  vom  15.  llai  IS^ 
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dtiT  SaiiHiiluug  zu  geben,  Skiiuuion  gli*f(Icrt  fieineu  Stoff  zeitlicti  tind  inner* 
halb  fJer  Periotlen  niicli  Parteiginippieriiiigen.  Mit  der  chronologistsheü  Eiu- 
tcilimg  könnte  miin  einventtanLien  ^eiiif  w€iiii  stritt  de)$  DUr  uavollküinmene& 
B«girteini  ein  nach  Parteien  geurdtiete»  Yer»eichuifl  der  prograinmatidcheii 
KimdgebTtn^en  in  gleii'ber  AuäfiihrUchkeit  wie  daa  cluonologische  tübiilts- 
v«rz«*ichiiiB  beigegeben  wäre.  Der  erate  Ab8c}iiiitt  enthält  unter  der  Clter- 
iclirift  „Aus  de«  letzten  Zeiten  de*  deutsciien  Bundes  1Ö44— 1848:  A,  Fro- 
gr»minati&cbe  Kundgebungen  auf  wirtscliafta-  and  sozmlpuliti&ehem  Gebiete 
ans  der  ÄÜtte  des  preußischen  Bürgei^  mid  Beamte^tanis** ,  fast  nnr 
Griindnngsurkiinden  zur  Geschichte  des  Zentral vereinfi  für  daa  Wohl  der 
Arbeitenden  Klus^eUf  d&t  eine  bedeutendere  w^irtsc hafte*  und  isozialpolitiaehe 
l^tigkeit  nicht  su  entfalten  vermochte*  Der  Herausgeber  weist  wiederholt  darauf 
Mn^  dafl  er  räiunlkh  stark  beäcbnuxkt  war.  Er  Ters^iehtet  defthiüb  sogar  auf 
den  Abdmok  des  kommum^ tischen  Maniftfi^tes  von  1847.  Um^oweniger  mr- 
■tandlich  ist  ea^  daÖ  er  16  Seiten  mit  dem  Abdruck  der  genannten  Urkunden 
einea  Vereins  füllte  die  keineawe^  so  unbekannt  aind,  wie  er  meinte  während 
die  giitize  programmatische  Arbeit  de«  Jahres  1848  auf  14  Seiten  abgetan 
wird.  Notwendiger  wäre  es  wohl  gewesen,  die  Sammlung  von  Partei pro- 
granuneu  mit  parteipoUtiachcn  Kundgebungen  aus  vormarzlieher  Zeit  zu  er* 
offnen,  wie  sie  sich  aufs  der  Landt^agspolitik  ergaben,  Vormürzliehen  Geist 
mtinet  z.  B.  die  Säckinger  SehütjienmdreBse  von  1824  (s,  L.  Müller,  Badisehe 
Laadta^gesctuchle  UT,  4),  die  ein  Seitenetück  in  der  Gegenwart  findet  in 
Kundgebungen  des  Verbandes  echtrussiseher  Leute.  Auf  iler  anderen  Seite 
wäre  Ut  a*  der  von  Rottet k  verfaßte  Wahlaufruf  der  Freisinnigen  Badens 
vom  12.  Nov.  1830  (ebenda  S*  45)  zu  nennen,  von  nueh  um^h  für  die  Gegen- 
wart lirdeutjiaTnen  wirtseLaflspolitischen  Kundgebungen  clie  von  Friedrieh 
Liat  abgefaßte  Eingabe  des  deutschen  Hantlyln-  nnd  Gewerbe  verein»  gegen  die 
Binnenzölle  1819  u,  a.  mehr;  imter  den  1848  er  Kundgebungen  fehlen  die  der 
Tenchiedenen  Handwerker*  und  Arbeiterkongresue  iß.  Georg  Adlers  Ge- 
iLehiehte  der  ersten  so^iial politischen  Arbeiterbewegong,  Stephan  Borns  Er- 
innerungen eines  4eerSt  Max  Quarcks  Ärbeiterverbrüderuiig),  endlich  als 
Abschluß  der  48  er  Parteibewegung  eine  Erklänmg  der  Gotha  er  von  184B. 
Voa  der  Dürftigkeit  des  Parteil  ebene  in  der  Reaktionszeit  zeugt  es,  daß  fiir 
die  Jalire  1849  bis  1858  lediglich  eine  lückenhafte  programmatische  Kund- 
gebung  der  preujlii^chen  Konservativen  von  1856  abgedruckt  werden  konnte. 
Ans  der  T^neuen  Ära**  sind  f, Hauptforderungen  der  vereinigten  liberalen  Frak- 
üoneB  vom  12,  Oktober  18o8",  Parisius'  noch  immer  unentbehrlichem  Buche 
^DeutBchlands  politische  Parteien^  entnommen.  W^ie  aber  aus  der  sEitierten 
stelle  bei  Parisina  hers^orgi^hf-,  handelt  es  sich  nur  um  Hauptforderungen  der 
Konstitutionellen  Partei  Schleaiens.  Zur  Erganzimg  wäre  das  bei  Parisius  im 
Auszug  mitgeteilte  u.  a^  ein  Bekenntnis  zum  Freihandel  enthaltende  Programm 
der  Konetitutionellen  Pommerns  mitmteilen.  Zu  den  Grün dungB Urkunden  der 
Deutschen  Fortachritt sjm Hin  gebort  auch  die  Geiachäftsordnnng  für  den 
^Parlanientari sehen  Vmin"  vom  2,  MÜr^s  18fil  (so  nannte  sich  die  Fniktii*n 
JangUtUnen  zunächst),  s,  rarisius  S.  228,  Von  weiteren  bei  Parisiua  abge- 
druckten Kondgebimgen  der  FortBehrittspartei  sind  nieht  aufgenommen:  die 
SchluBerklämng  vom  19.  März  18H2  und  der  Aufruf  vom  26.  Kärz  1862. 
Vom  Natioaalverein  finden  wir  nur  die  Eisen  ach  er  Erklärung  von  1859,  nicht 
die  Koburger  Resolution  von  1860  und  den  §  l  seines  Statutes  sowie  die 
Am^pinche  vom  14.  Mai  1866,  von  Betleutung  ist  auch  das  Programm  der 
Kolner  Mitglieder  des  Nationalvereins  ^)  vom  9.  Juni  1861.  Ganz  übersehen 
ist  das  Statut,  des  allgemeinen  dentschen  Arbeitervereins  vom  Mai  1853  und 
sein  Programm  von  1867  und  der  Internationalen  Arbeit eraisociation  vom 
?■  '     1864,    ebenso   wie    alle    Eimd^ebungen    der    dentachen   Arbeiter- 

ige von  1861—1868   (siehe  die   Schrift  von  Erich  Eyck).     Die  nur 

I  ')  Sein  Widerpart^  der  prenöische  Volkiiverein,   nannte  sich  nicht  etwa 

I      selbst,   wie  Salomoa   I  (Vn,  50)  auÄunebmen  sebeint.   ^Antinationalverein^ 
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nnroUständig  abgetlrLickte  und  ab  Kiint^lgebung  der  deutschen  Fortaehrittv^ 
part^i  bezeichnete  Äaslassung  vom  12*  November  1S66  i&t  eine  Einignagf*^ 
kimd^ebung  der  FortÄchritlsparteK  des  Hnkeo  Zentnunt  und  der  iin  Bnt* 
itehen  bepriffenen  uationunibenden  Partei.  Aus  dem  für  die  parteipoli tische 
EntwickluBg  »o  wichtigen  Jahre  1867  fehlen  eine  ReibeT  meist  hei  Parisiai 
abgedruckter  oder  erwähnter»  Aufrufe  der  Nationalliberalen  und  der  Fi>it- 
achrittapartei '),  femer  die  VerüffentUchungeti  der  legitimiati»chen  <rmpjs*>E, 
insbesondere    der  Wolfen,    abgeseben    vom   Programm    der   hxm^l  h- 

konstitutionellen  Vereinigung;  auch  die  ersten  Programme  der  iu  .  -o 

tlemokraten  vom  19*  September  1865  und  22.  Dezember  1867  vor  der  Ciründj 
der  deutschen  Volkspartei  (1868)  verdienten  Erwähn unjar.  wie  daa  Progrii 
der  liberalen  Reicbspartei  vom  Märt  1871  (Pariiins  S.  143).  Soviel 
ersten  Hefte.  Im  zweiten  ist  zu  bemängeln,  daß  die  Wahlaufrufe  und  Partei tagt- 
beeehtüsae  der  Parteien  vielfach  keine  Aufnahme  gefunden^  obwohl  tn  ihnen 
doch  die  Fortbildung  der  Programm  arbeit  zu  suchen  ist.  So  vcrmiaieii  wir  alle 
Kundgebungen  der  Sozialdemokratie  außer  dem  Gothaer  und  Erfnrtesr  Pro- 
gramm,  die  doch  nur  eineu  sehr  oberilät:hUcheii  Einblick  in  die  gedankliöbe 
Entwicklung  des  ParteisoziuIignmB  gewahreu.  Femer  ist  den  wichtigeren 
wirtechaftspoUtis^^hen  Program u^kundgebongen  meist  keine  Anfimhme  gewahrt 
worden^  z.  B*  den  betr.  Statu tparagraphen  der  Steuer-  und  Wirtschaftsr^former 
nnd  des  ZeDtrslverband«^  ileutacher  Industrie  Her  von  1876,  des  HatideJ»- 
vertra^yerein«  von  1900,  der  verüossenen  interfraktionellen  wirtschaftlichen 
VereiDignng  des  Reichstags  (nicht  zu  verwechseln  mit  der  1Ö03  gegründeten, 
aus  Ohrirtliehaosdalenf  Deutsche ozialen,  Mittelstlndlern  und  Agrariern  be- 
stehenden Fraktion  der  Wirtecbaftlichen  Vereinigung),  der  Sarnndungsanimf 
vom  IL  Märje  1898,  Nicht  beruckst ichtigt  sind  weiter  eine  Reibe  kleiiierer 
Parteigebilde»  die  in  einer  volbtändigen  Sammlung  nicht  fehlen  sollten,  so 
die  deutsche  demokratische  Partei  von  1885  (s*  Wurms  Volks lexikon  Ot  48  f*), 
der  bajri^iebe  Bauern bund»  die  deutsche  Refomipartei  von  1881,  die  unab- 
hängigen Sozialisten^  die  Altkonservativen  von  1892,  die  detxtechtosialc  Reforin* 
partei  (Programm  von  18Ö5)»  die  Polen,  Elsäsaer,  deutsche  Recbtsparleif  die 
deutsch -haiiüö versehe  Rechtsyiartei.  Mancherlei  Programmaterial  bieten  hier 
Speehta  bekannte  Statistik  der  Reichstagswablen,  die  jetzt  bis  1907  fortgesetzt 
ist,  ferner  Laverrenz,  Ber  deutsche  Beicbstag  U03— 1908,  Plates  Handbuch 
für  da»  preußische  Aligeordnetenhaus  1904»  Doch  wird  mau,  wenn  man  eine 
wirkliebe  Quellenkuiide  schaffen  will,  sich  nicht  mit  der  Benutzung  ron 
Pablikationen  b^fnugen  dürfen^  sondern  in  die  Parteiarohive.  in  die  Zeil 
bände  sich  vertiefeii  müssen.  Von  Landesimrteien  hat  ausgiebige 
sicbtigung  die  Deutsche  Partei  in  Württemberg  gefunden.  Es  ist  inkonaeqni 
dem  gegenüber  die  nicht  unbedeutende  Program marb ei t  der  übrigen  Landet- 
organisationen  zu  vernachlässigen.  Die  im  übrigen  uicbt  aufgenommenen  Kund* 
gebungen  hier  samtlich  snzugeben,  würde  zu  weit  führen.  Für  die  national^ 
hberaie  Partei  bietet  die  genannte  parteioffiziöse  Sammlung  reithe  Ausbeate, 
für  die  übrigen  Parteien  ( Portschrittspartei,  Zentrum»  Freikonservative,  Frd- 
sinnige  VoVkspartei  [Nürnberger  Pntgramm  18Ö7]  und  Vereinigimg  etc)  ist 
Paris! uSf  Spechtf  Plate  zu  vergleichen.  Unvolktändig  wiederg€^beu  find 
die  Berliner  Erklärung  des  nationalhheralen  Parteitags  von  1884  nnd  da» 
Grijndungsprograjnm  der  deutsL^ben  freisinnigen  Partei.  Wie  im  ersten  Heft 
sind  auch  im  zweiten  verachiedene  Cberscbriften  irreführend,  »o,  wenn  dif 
Kundgebung  derHiuBcb-Dimckerscljen  FortschritiÄfronde  von  1873  (S.  H)  ohne 
weiteren  Znsatx  als  Erklärung  des  sozialpoli tischen  Wablkomitees  der  Fort- 
schrittspartei bezeichnet  vnn%  wenn  das  deuta^jbsoziale  Programm  Ä.  7* 
■ühlechthin  als  Einigungsprogranim  der  antisemitisrhf  n  Partei  erscheint  und 
das  der  antisemitiBchen  Volks partei^f  der  späteren  Bef ormpartei ,  S.  74  ff„  ab 
das  der  oberheieiscben  antisemitischen  Partei,  Druckfehler  dürften  ea  lediglich 
■ein,   wenn  S,  4  der  Wahlaufruf  der  Neu  kons  oTativen  von   1872  statt  1873 


*)  DesgL  aus  den  Jahren  1868  imd  187L 


iiDd  das  Progr&mm  der  Christlich  sozial  eD  S.  10f>  von  189Ö  Htatt  1895  datiert 
ist.  (D&a  Programm  itammt  vom  9.  Juni  1895  iiDd  wurde  vou  der  aeit 
26.  Februar  1806  lalbetäiidigen  Partei  atigeuommen/) 

Der  proktuclie  Wert  der  trotst  asahlreicher  EinKelttUs^tellunf^en  sehr  ver- 
dieiistvalleu,  in  diesem  Umfange  noch  nirgends  ^geleisteten  Arbeit  Salomöni!  wird 
l^der  stark  dadurch  beeinträchtigt,  daÜ  die  Bündchen  nnr  die  bis  1900 
veroffentliehteii  Programme  hringeD.  Es  ist  xm  bolfeiif  daß  bald  eine 
Weit*rfiihnmg  bis  auf  die  jüngste  Gegenwart  erfolgt»  die  um  bo  leichter 
i«t,  als  für  (lie  Bei chstagg wähl  1907  in  meiaem  Wegweiaer  für  die  Eeichs- 
t&gawahl  und  dar  von  der  nationalliberalen  Partei  heraui^i^egebenan  Saitim* 
lung^  für  die  preußische  Landtagswahl  1903  in  Platea  Handbuch»  für  die 
Baidiif^gswahl  19(>3  teilweise  in  Spechts  Reicliatags wählen,  für  die  badische 
liftndtafifwahl  1905  in  Roth -Thor  heckes  „  badischen  Landständen**  und  an 
Küdereo  Stellen  bereits  viel  Uaterial  gesammelt  ist  und  aswnr  nicht  nnr 
über  politische  Parteien,  sondern  auch  über  wirtsc'mftliebe,  nationale  etc* 
Verbände.  Für  die  Neuauflage  bleibt  weiter  zu  wünBchen  die  Aufnahme  der 
aus  BaumernpamiB  weggelnsaenen  Unterschriften  unter  den  Programmen  und 
der  Ajunerkmngen,  tot  allem  aber  die  Beigabe  eines  ausführlichen  Sachregitters, 
daa  ermoglicbt,  «chnell  die  Stell ungualjme  der  Parteien  zu  dieser  oder  jener 
Frage  in  den  verschiedenen  Zeitläuften  featzns teilen.  Auch  dann  noch  würden 
die  Materiahen  für  eine  wissenschaftlichen  Ansprüchen  genügende  deutsche 
Parteigeschicbte  längst  nicht  vollständig  georrlnet  vorliegen.  Nur  wenig 
durchgearbeitet  ist  die  Wahlstatistik.  Vergleiche  zwischen  Jteichs-  und  Land- 
tage wahlstatistik  fehlen  fast  ganz,  desgleicben  Verzeichnisse  der  Parteitage 
Dnd  ParteitagsbescblÜBte,  Verzeichnisse  der  Farteiführei*,  Sammlungen  der 
Parteiorganifationsetatute^  Darstellungen  der  Parteiorganisationen»  eine  Biblio- 
graphie der  Parteil iteratuu-t  Regesten  zur  Parteigeschichte  ui,  v.  a.  mehr*  Diese 
Zeitschrift  findet  gerade  auch  in  bezog  auf  die  ParteigeBchiuhte  Arbeit  in 
HüJJe  und  Fülle  von  Arthur  Blaust  ein. 


I 


FritK  Specht  und  Paul  Schwabe,  Die  Reichs  tags  wählen  von  1667  bis 
1903*  Eine  Statistik  der  Reichstagswableo  nebst  den  Programmen  der 
Parteien  und  dem  Ver^eichniB  der  gewählten  Abgeordneten,  Zweite 
Auflage.  Daseo  Nachtrag:  Die  Reichstagöwahlen  von  1907.  19.  Legis- 
laturperiode, Berlin  1904  u,  190Ö,  Cnrl  HejTuanns  Verlag,  (1.  Aufl,  und 
1,  Nachtrag  1898  und  1903.)  XX  und  566  S, ;  VUl  und  126  8. 
Die  iß  der  vor  her  gehenden  Rezension  bereits  mehrfach  erwähnte 
Specbtsche  Zusammenfassung  der  Reichtaguwahlstatistik  ))usiert  auf  dem 
Buche  Ton  Dr.  A.  Phillips,  die  R eichst agswalden  16H7  bis  18*^3^  der  letzten 
vorhergehenden  zaiammenlassendcn  Darstellung  der  Reichstags  wählen,  Sie 
beruht  auf  amtlichem  Material^  das  sie  vielfach  ergänzt  und  herichtagt,  er- 
leichtert die  Benutzung  der  in  Viertel) ahrsheftcn  und  Ergänz img^heften  «er- 
«trenten  anitüchen  Reichstagswahlstatiatik,  nnterscheidet  sich  al>er  von  dieser 
leider  dadurch,  daß  die  Privatstatiatik  unübersichtlicher  ist,  da  sie  vermutlich 
aus  huchhändlerischen  Rücksichten  darauf  verzichtet»  die  Wahlgeachichte 
jedes  Wahlkreises  in  tahellanscher  Form  zu  bringen  und  da  aie  fast  gar 
keine  Proben tb er echnungen  enthält.  In  ersterer  Hinsicht  ist  ihr  das  kleinere 
und  viel  billigere  Schonfeldsche  Notizbuch  für  Reichstags  wähl  er  entschieden 
überlegen.  Natürlich  teilt  die  Pnvatstatistik  die  Mangel  der  amtlichen  in- 
sofern^ als  sie  die  Ergebnisse  der  Berufs-  und  Gewerbesiählung  für  die  Wahl- 
statistik nicht  verwerten  kann.  Dem  Wimsche  der  Herausgeberj  es  mochte 
die  Verbindung  von  Volks-  und  Berufs-  und  Gewerbezählung  im  Jahre  190Ä 
dem  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  eine   solche  Aufljereitung   ermöglichen^ 

H  ')  S.  VI  des  Inhaltsverzeichnisses   ist   durch   einen  Satzfehler  „No.  40, 

H    Programm  der  Deutschen  Volkspartei  von  1895»  S.  112**  weggefallen. 
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kann   sich  der  Referent  nur  anschließen.     Viel  würde  schon  gewonnen  sein, 
wenn  die  Reichstagswahlstatistik   nicht  nur  die  Wahlkreise  und  Ortsgrößen- 
klassen, sondern  auch  die  kleineren  Verwaltungsbezirke  berücksichtigen  wolit^. 
Nicht  verwertet  ist  von  Specht  die  hauptsächUch  auf  Veranlassung  des 
KJinigsberger  Wahlstatistikers  Professor  Siegfried  seit  1898  eingeführte  WahJ- 
statistik  nach  Ortsgrölienklassen.     Zwar  ist  die  Bevölkerung  nach  Stadt  und 
Land  und   die   Einwohnerzahl  jeder   Gemeinde  über  2000    Einwohner  (aber 
ohne   daß    die  Gemeinden   ihrer  Größe  nach  geordnet  sind)  bei  jedem  WahJ- 
kreise  augegeben  (außerdem  der  Prozentanteil  der  evangelischen  und  katho- 
lischen Bevölkerung),   die  in  der  amtlichen  Statistik  enthaltene  Zahl  der  für 
die  einzelnen  Parteien   in  den  Landgemeinden,  Kleinstädten  und  jeder  Stadt 
von  über  10000  Einwohnern  jedes  Wahlkreises  abgegebenen  Stimmen  findet 
keine   Berücksichtigung,    nicht    einmal    in    der    sonst    wertvollen    zusammen- 
fassenden statistischen  Wahlgeschichte  der  einzelnen  Provinzen  und  Staaten'). 
Auf  über  100  Seiten  ist  eine  Schilderung  der  Parteien  nach  ihrer  Entstehung 
und  ihren  Hauptprogrammen  gegeben,  die  natürlich  von  ungleichem  Werte  ist. 
Mit  der  wertvollste  Bestandteil  des  Werkes  ist  das  über  150  Seiten  starke  im 
Nachtrag  ergänzte  Verzeichnis  sämtlicher  MitgUeder  der  deutschen  Parlamente 
seit    1867   unter    Angabe    des  Berufs,    Wohnorts,   Geburts-   und   soweit  fest- 
stellbar Todesdaten,  Konfession,  Wahlkreis,  Partei.     Statt  Angabe  der  Legis- 
laturperioden, während  welcher  die  einzelnen  Abgeordneten   dem  Parlament 
angehört    haben,    sollten    die    entsprechenden   Jahreszahlen   gegeben  werden, 
statt  der  Unterscheidung  gleichnamiger  Abgeordneten  durch  römische  Ziffern 
die   durch    den  Vornamen  gewählt    werden,    Schreibfehler    wie    Diftine  statt 
Diffene,  Mehla  statt  Mahla,  Freudenheim  statt  Feudenheim  sollten  nicht  10  Jahre 
hindurch    immer  wiederholt   werden.     Das  Qu  eilen  Verzeichnis    müßte  wieder 
an   die  Spitze   des  Buches  gesetzt  werden.     Jetzt  weiß  man  zunächst  nicht, 
welcher  Volkszählungsperiode  die  Bevölkerungsdaten  entstammen.    Dankens- 
wert ist  es,  daß  alle  Nachwahlen  bis  zum  Jahre  1908  berücksichtigt  sind. 

Arthur  Blaustein. 

Oskar  Muser.  Der  Ultramontan ismus  und  das  Zentrum.  Lahr  1907.  Moritz 
Schau enburg.     176  S. 

Eine  Stimme  aus  dem  Lande  des  „Großblocks",  der  alle  Antiultra- 
montanen  mit  Einschluß  der  Sozialdemokratie  im  pohtischen  Kampfe  gegen 
das  Zentrum  zusammenfassen  will.  Baden  hat  imser  politisches  Leben  zuerst 
um  diese  Kopie  des  französischen  Musters  bereichert,  während  im  benachbarten 
Bayern  das  Gegenbild,  das  Bündnis  des  Zentrums  mit  der  Sozialdemokratie 
vorausgegangen  war.  Die  Schrift  des  badischen  Demokraten  richtet  sich  also 
gegen  den  politischen  Gegner,  das  Zentrum,  und  sucht  ihn  in  seinem  Funda- 
mente, dem  Ultramontanismus,  zu  treffen.  Die  moderne  antiultramontane 
Literatur  bietet  dem  Verfasser  hier  ein  eifrig  benutztes  Arsenal.  Sein  Angriff 
richtet  sich  aber  speziell  gegen  die  Stellung,  die  der  Ultramontanismus  zum 
modernen  Staate  und  zu  den  Fragen  der  vom  Staate  beeinflußten  Kultur  ein- 
nimmt. Da  erscheint  es  natürlich  als  eine  Hauptaufgabe,  unzweideutig  fest- 
zustellen, was  denn  als  die  typische  ultramontane  Auffassung  dieser  Verhsdtnisse 
anzusehen  ist,  und  inwieweit  die  politische  Zentrumspartei  diese  Forderungen 
sich  zu  eigen  gemacht  hat. 

Mit  gutem  Recht  verweist  der  Verfasser  hier  auf  den  vielbemfenen 
Syllabus  Pius  IX.,  der  einen  vollständigen  Grundriß  des  Lehrgebäudes .  über 
das  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat  gibt.     Seine  Hauptquelle  aber,  um  fest- 

*)  Allerdings  sollte  die  Oberpfalz  nicht,  wie  dies  bis  1907  geschehen  ist, 
zur  Pfalz  gerechnet  werden,  sondern  zu  Altbayem,  auch  ist  zum  besseren 
Vergleich  eine  Zusammenstellung  der  für  sämtUche  Parteien  gleicher  Bichtong 
sowohl  der  Rechten  wie  der  Linken  (einschließlich  Wildkonseryativer  und 
Wildliberaler)  abgegebenen  Stimmen  nötig. 


jielieti,   inwieweit  die  deutsche  Zeiitniingpartei  tnch.  zu  diesen  GnitidnaUeii 
kemitT  iat  das  Staatsie xikon  der  GorresgeseJlschaft^  das  »eit  1^5  In  zweiter 
Anlage  vorließ  und  nach  der  51  einung  de&  VerfasfterB  ^özaaagen  eine  ^Koditi« 
kation  «lea  lltramontoDismtiB*'  darstellt,   Betondert  bedeutaam  iat  natürlich  die 
tsacbe,   daß  der  Stab  der  Mitarbeiter  des  Siaat$lextkon&  gaiu  vorwiegend 
D  Zentrums  kreiden  eutnommen  ist,  so  daß  gewissermaßen  eine  Per^nnalnnioii 
e»e  politiacbe  Partei  mit  jener  wiBseuachaftliehen  Unteniehmung  verbindeti 
Für   den    Politiker.   <ler   die   parlameütarischeu    Lebenääußerongen   dea 
ntnims  rerfolgt,  und  sich  mit  der  Lektüre  der  grüßen  Zentrutnspreise  begnüi^t, 
1   ja  der  Kontrast  zwisehe«   dem  dort  mr  Schau  getragenen  praktischen 
oderöifttim»'*  und  der  Xn^stlicbkeit,  mit  iler  imdererseits  theoretisch  die  mittel- 
iterlieben  Postulate  fest  gehalten  werden,   immer  ttiiffüllig  sein.     Wo   immer 
ijrnndeatze    in    Frage   kommenj    da    werden    die    alten    Ladenhüter   der 
,B  indirect-a*  des  Kirch enftaatstum^t  der  Privilegientheorie  und  Ähnliche» 
htsvoU  vomagetrageu»   und   böebstenH  durtdi   diulektiaehe  KauBtatücke 
e  Terbindnng  mit  praktischen  FordtTun^en  de»  niodi.'men  Staates  notdürftig 
'l^efiteilt.     Ee  iat  begreif! i eh ,  dab  dadurch  das  praktische  Entgegenkommen 
luber  dem  modernen  Staate  und  seiner  Kultur  nicht  unerbeblieb  entwertet 
Scheint  doch  eine  Mentalreäenration  vorzubegeu,  die  für  etwa  geänderte 
Zeit-  uftd  Macht verhältaiBae  die  ganee  Hüstkammer  dar  mitt^eiaHer- 
Steatiauffassung  in  Bereiticbaft  halt.    Etwa  wie  die  preußiacheu  Pulen 
[ewiß  enlEHjblosfien  mnd^  von  revolutionären  Unternehmungen  abzustebeuT  so 
mgß  die  Macht  des  preußiBcben  Staates  jede  bewaffnete  Erhebung  als  ganz 
iusfaichtalo»  erBcheinen    läßt.      Es    entspiicbt    diese   Zweideutigkeit    übrigens 
turchaus  dem  Doppelgesicht»  das  die  politisch -konfessionelle  Zentrumspartei 
mfweist;  hinter  dem   politischen  Schirm,   den  Parlament  und   große  Presse 
gestrebt  sind  fest^^uhalten,   birgt  sich  die  zersetzende  Artieit  des  politiscbeii 
Lonfetaioinalifiuuji  in  der  lokalen  Presse  und  Agitation.     Das  Kapitel,  das  der 
l'eifaaaer  der  „Kampfweiie  des  tltramontaüisnfiufi"  widmet,  bringt  für  diese 
llte  ErfaJirnng  neuere  bezeichnende  Belege  l>ei.     So  gibt  Muserwa  Buch  lautes 
Eeugnis  Tön  den  zunächst  im  Süden  unseres  Vaterlandes  sich  mehr  und  mehr 
iuspitzenden   politischen  Gegensätzen  auf  konfessioneller  Basis.     Zu  den  uii- 
Brfreulicbsteo  Folgewirkuügen  d^  in  der  Zentnimspartei  vor  rd lern  verkörper- 
ten  politiscbeii   Konfessionftli^mus   gehurt  el*en   die   unzweifelhafte  Tataacbe, 
daß  jene  Idee  des  antiultramotitatien  ^Groöblot^kö*^,  die  ich  für  eine  ernste  natio- 
lüde  Gefahr  ansehe,  mehr  und  mebr  Wurxei  zu  fassen  scheint.    L  eo  v,  Saviguy. 


fo  Preuß.  Die  Entwieldnng  de«  den ts eben  Städte weaens.  L  Band: 
Entwicklungsgesebicbte  der  deatscben  Städte  Verfassung.  Leipzig  1906. 
B.  G.  Tenbnej-,    3Ö7  S, 

Der  Kampf   von   Kaiser,   Landesherr   und  Adel   mit   den  Stadleui  der 
jderetreit    vi*n    monarchisehem    mit    genossensv:baftlieb  -  republikanischem 
;p,   der  Ltegenaatz    von  Zentralisation    und    Dezentralisation    liildcn  die 
dgedanken    des    Werkes*      Aufgebaut    auf    <ieu    Fursobungen    der    be- 
dilen   fcJtaatsrecbtslebrer   und   Wirticbaftabistoriker   vermeidet   es  jede 
Polemik,  ©utaebeidet  sich  mit  kühnem  Mut   kiirss   und  bündig  fiir 
oder  andere  Seite   einer  Kontroverse  und  sueht  damit  die  Dnreh- 
ichtigkeit  und  Flüssigkeit  in  der  Darlegung  der  ürundzüge  der  Entwicklung 
äea  Stadt eweeenB  zu  erhalten ♦ 

Bei  drei  historischen  Ereignissen  bringt  der  Verfasser  die  Ergebnisse 
neuerer  und  eigener  Forschung  in  den  Vordergrund^  obwohl  er  damit  alte 
rolkstümliche  und  eingelebt e  Urteile  nnd  Vorurteile  noch  einmal  meltr  und 
HxD  so  sicherer  für  immer  bannt: 

Die  Reformation  bat  für  das  damalige  deutiobe  Städtewesen  den  Todea- 
ifcoß  bedeutet.  Erat  äcbien  der  Sieg  der  genoBBiwacbaf fliehen  Freiheit,  de» 
lemeinen   Btannes   über  Fürste?i   und   Adel  zu  winken,   Luthera   Brandbrief 


gegen  die  wf^ttiieheii  Hemcb ermäch te,  gegen  Km^er  nnd  Yürvtifa  trxkg 
kf^ümhe  Ideen   durch  die  Lande.     Mit  teiiier  plötzlicheii   Flockt  mit 
Sohuizd&ch  des  erat  so  beftijr  bekämpftetj  Förttentamfl  brach  die  g9Jue  fr- 
lii^he  Bewegung  E^aammeiif   clio   reife   Frucht  politischer    im4   »oximler 
wiÜEunfT  faidte  am  Baume^  der  flein^r  Kräfte  beraubt  d&tm  JiilirhtKDdert€  ikD^ 
keine  aDdere  mehr  xeitigte. 

Die  Retttmg  atiB  dem  Niedergang  deutscher  Städieiäeen  kam  aber 
nicht  au»  altdeutschen  Erinnerungen  und  ueudeatacher  StaatsreebUrife^Lbeil, 
so  oft  man  auch  verBucht  hat^  die  Steinsehe  StädteordnUDg  mh  die  mna 
Auflgeburt  deutachej'  Ideen  darziuatellen :  die  fmti^9i«clie  itevolotiaQ  ^fon 
1769,  die  Constituante  »tand  an  der  Wiege  der  bedeuttingavoHeii  Hafortn. 

Endlich  ist  dat  vielgetcb mähte  Eevolutionsjahr  1843  nicht  st>  nofroßlitbit' 
gew^en,  wie  f%  oft  geaeholtent  Auf  dem  (lebiete  der  Gemeindepolitik  hfli 
ee  nicht  nur  ?.u  poBitiven  Ergebnissen  geführt,  »(»ndern  auch  Gruiid|E«diatRB 
gezeitigt,  um  deren  Verwirklicbiing  mau  heute  noch  kämpft. 

Dieae  ilrei  wiahtigen  uud  folgenschweren  geeehklitUt'tien  Voi^gia^o  mi 
Tom  Verfasser  mit  großem  Geschicke  hervfirgehobeji  uöd  klar  gelegte 

LejdtT  verliert  der  Terfaaeer  bereite  ieit  der  Ref*>rmatioFiiia:  - 
geaaintdeiitechea  VerbäJinime  aus  dem  Auge  und  wendet  seinc- 
merksamkeit  - —  TOn  kurzem  Eingehen  auf  hanseatische  und  mcliiBli4tiachi6 
Verhältnitae  abgeiehen  —  nur  norddeatacben  U<^ bieten,  aas  d«ti«a  wpiUtr 
Preußen  bervargaht,  ja  apaterhin  aogar  nur  noch  märkifichen  imd  08t«lJbi»c]MB 
Verbal tnisien  cn.  Der  Person  8teinfl  folgt  er  auf  Gebiete,  die  mit  «lent  Stft«!!^ 
weaen  gar  nichts  eu.  tnn  haben  (bo  im  ganzen  5.  Abachuüt  des  4.  Kapit^lay. 
Bedauerlich  ist,  daß  sogar  die  Darat^ellung  de«  westpreiißiiohen  Genieind^recbli» 
die  für  die  Steinficbe  Städteordonng  so  große  Bedeutung  b«Miß,  tu  dhrftig 
ausfiel p  um  den  Umfang  der  Verkörperung  ihrer  Ideen  im  dteiaKhen  Werk 
verfolgen  zu  können. 

Widerspricht  dies  der  Aufgttbe  des  Titels  „Die  Entwicklung  deutachm 
Städtewesens**,  so  sind  damit  auch  bedeutende,  teils  für  gani  Deatur*^^'"'? 
wichtij^e  Vorgänge  nichtpreußischer  Städtegeachichte  vemachläÄBigt,  Die  g- 
Berücksichtigung  österreichi  mag  mit  dessen  heutiger  Stellung  außerbfcJL  -^. 
BeichsTerbandea  gerechtfertigt  erscheinen,  aber  Bayerns  8tidteyerfaaiqng>- 
geschichte  hätte  doch  größerer  Beachtung  bedurft.  Welch  interessHnt*^  Sdt<-ii- 
stück  EU  dem  preußischen  Landrecht  bietet  sieh  nicht  in  den  u 
sehen  Bestimmungen  des  Codex  Maximilianns  Bavaricus  civilis  I  i 
Gemeindeetlikt  von  1808  »eigt  die  beim  Verfasser  unbeachtet  : 
intereBsaiite  Tatsache  der  Herstellung  eine»  einheitlichen  Gemi. 
und  der  einheitlichen  Organisation  der  in  anderen  Geietagebui 
langehin  völlig  Yernachlä*B igten  Ruralgemeinde;  bei  der  Gem<*irr 
von  1818  ist  der  Einfluß  Steiuscher  Ideen  zu  stark  in  den  Vordergrurr 
die  Gemeindeordunng  von  1609  ist  »her  doch  zu  sehr  vom  p; 
Städterecht  verschieden,  als  daß  man  »ie  überhaupt  jenem  ^zir  !  '' 
nennen  könnte.  —  Die  geringe  Beachbmg  süddeutacher  Verbaltni 
deBwillen  nicht  gerechtfertigt,  als  die  Zukunft  deutschen  Gemein 
anknüpfen  wird  und  nicht  an  die  lahme,  ja  teilweise  reaktionän 
der  Steinschen  Städteordnung  in  Preutien»  Die  süddeutschen  Geuicu 
gewähren  den  Gemeinden,  besonders  den  Landgemeinden,  großeme  / 
aJa  Preußen,  lassen  ihnen  insbeBonders  auch  auf  dem  Gebiete  des  & 
^ßere  Freiheiten,  endlich  findet  sich  hier  das  be*te  GemeindewÄh 
Basis  allen  Fortachritts,  Woran,  die  preußische  Gemeindereform  ... 
scheiterte^  ist  hier  längst  Recbtena. 

Der  große  Wert  des  Buehea,  dessen  flüssige  Sprache  an  die  E'n^7«.ng 
Worte    erinnert    „Deine  Hede   sei  Gedicht*   liegt  in   der  AuBmelfv 
„UrbanisierungsprozesBea'*    aus   der  bunten  Folge  historiBcher  Beg*  i 
und    der    Verfolgung    dieser    Tendenx    durch    alle    die    Zeitläuft**    b^m 
Gegenwart.  Bobert  Scbachit 
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XI. 

Bas  obligatorische  Schiedsverfahren  und  der 
Weltschie'Nvertrag 

Von  Dr.  Karl  von  Stengel 

■ 
I 

Das  ^Völkerrecht  regelt  dm  h  eme  gemeinsame  KechtB- 
lung  die  friedlichen  und  k  iegerischen  Beziehungen  der 
iTilisierten  Staaten,  die  mit  Rücksicht  auf  diese  Zusammen- 
SBung  die  sog.  völkerreehtliehe  Gemeinschaft  bilden.  Mitglieder 
er  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  können  nur  Staaten,  d.  h.  bou* 
le,  und  UBabhäni^ige  Gemeinwesen  sein,  die  der  Gewalt 
les  anderen  Gemeinwesens  nicht  oder  doch  nicht  in  allen 
Briehungen  untergeordnet  sind.  Daher  sind  Provinzen  oder 
Lolonien  eines  Staates,  wenn  auch  ihre  Autonomie  noch  soweit 
jeht,  nicht  Subjekte  des  Völkerrechts,  während  den  xu  einem 
Jundesstaate  gehörigen  Eiozelstaaten  und  den  in  einem  Pro- 
ektoratsverhältnisse  stehenden  Schutzstaaten  als  sog.  halbsou- 
len  Staaten  die  Eigenschaft  v5lkerreehthcher  Persönlich- 
keiten, wenn  auch  in  beschränktem  Maße  beigelegt  wird. 

Weil  die  Staaten  souveräne  Gemeinwesen  sind,  haben  sie 
[weder  einen  Gesetzgeber  noch  einen  Richter  über  sich-    Aller- 
dings sind  sie  an  die  Vorschriften  des  Völkerrechts  gebunden, 
Hein  diese  Vorschriften  beruhen  nicht  auf  Gesetzen,  die  von 
[emer  ihnen  übergeordneten  liöheren  Gewalt  gegeben  sind,  son- 
iem   auf  dem   Herkommen,   das  sieh  der  Kechtsüberzeugung 
ier  Mitgheder  der  völkerrechthchen  Gemeinschaft  entsprechend 
bildet,  oder  auf  Verträgen,  die  sie  selbst  schließen  und  denen 
[gie  sich  freiwilhg  unterwerfen. 
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Wie  über  den  Staaten  keine  gesetzgebende  Gewalt  steht, 
80  sind  sie  auch  keiner  Gerichtsbarkeit  unterworfen,  die  von 
sich  aus  befugt  wäre,  Streitigkeiten  unter  den  Mitgliedern  der 
völkerrechtUchen  Gemeinschaft  zu  entscheiden.  Solche  Streitig- 
keiten, mögen  sie  Rechte  oder  Interessen  betreffen,  können  nur 
von  den  Streitsteilen  selbst  entweder  gütlich  beigelegt  oder  im 
Wege  der  Selbsthilfe,  also  äußersten  Falles  durch  Krieg  zum 
Austrage  gebracht  werden. 

Ein  von  jeher  gebräuchliches  und  wirksames  Mittel  der 
gütlichen  Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  zur  Vermei- 
dung kriegerischer  Konflikte  bildet  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren, indem  die  Streitsteile  durch  einen  von  ihnen  abgeschlosse- 
nen Scliiedsvertrag  einen  Schiedsrichter  bestellen,  dem  sie  die 
Entscheidung  des  Streitfalles  übertragen. 

Es  ist  daher  begreiflich,  daß  in  dem  Programme  der  russi- 
schen Regierung  für  die  erste  Friedenskonferenz  im  Jahre  1899 
insbesondere  auch  eine  Vereinbanmg  über  die  grundsätzliche 
Annahme  der  guten  Dienste,  der  Vermittelung  und  des  fakul- 
tativen Schiedsverfahrens  zur  Vermeidung  bewaffneter  Zu- 
sammenstöße zwischen  den  Völkern,  in  Aussicht  genommen 
war,  sowie  eine  Verständigung  betreffs  der  Anwendungsweise 
dieser  Mittel  und  Aufstellung  eines  einheitlichen  Verfahrens  für 
diese  Anwendung. 

Auf  der  ersten  Friedenskonferenz  nahmen  denn  auch  nicht 
bloß  die  Verhandlungen  über  die  Schiedssprechung  einen  sehr 
breiten  Raum  ein,  sondern  diese  Frage  war  auch  ohne  Zweifel 
der  wichtigste  Gegenstand,  der  überhaupt  auf  der  Konferenz 
zur  Sprache  kam.  Wenn  es  nämlich  gelang,  den  Grundsatz 
zur  Geltung  zu  bringen,  daß  die  Staaten  verpflichtet  sind,  wenn 
auch  mit  gewissen  Ausnahmen,  alle  ihre  gegenseitigen  Streitig- 
keiten auf  dem  Wege  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  zum 
Austrage  zu  bringen,  so  war  in  der  Tat  ein  sehr  bedeutsamer 
Schritt  zur  Erreichung  des  von  den  sog.  Friedensfreunden  an- 
gestrebten Zieles  getan,  den  Bjneg  dadurch  zu  beseitigen,  daß 
gnmdsätzlich  alle  internationalen  Streitigkeiten  durch  Schieds- 
spruch erledigt  werden. 

Allerdings  hatte  das  Progranmi  der  russischen  Regierung 
lediglich  eine  Regelung  des  fakultativen  Schiedsverfahrens  in 
Aussicht  genommen.  Es  lag  aber  in  der  Natur  der  Sache,  daß 
im  Laufe  der  Verhandlungen  der  Konferenz  über  diesen  Rahmen 
hinausgegriffen  und  Anträge  gestellt  wurden,  welche  die  Ein- 
führimg des  sog.  obligatorischen  Schiedsverfahrens  und  im 
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Zusammenhange  damit  die  Errich  tung'eines  ständigenSehieds- 
gericbtshofs  bezweckte.  Zunächst  hat  die  russische  Regierung 
selbst  die  Einführung  des  obUga torischen  Schiedsverfahrens, 
wenn  auch  nur  in  Beschränkung  auf  gewisse  Gegenstände,  in 
Anregung  gebracht.  Das  Gleiche  gesehali  von  Italien,  England 
und  Amerika  *}. 

Was  nun  die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  russi- 
schen Anträge  anlangt,  so  fanden  sich  in  dem  am  23.  Mai  1899 
der  Konferenz  vorgelegten  Entwürfe  über  das  internationale 
Schiedsyerfaliren  folgende  Bestimmimgen : 

Art»  7»  In  Btreitigeo  Fragen  des  RechtSf  iosb solidere  bei  Analegting 
und  Anwendung  bestehender  Verträge,  wird  die  Schieds^rechnng  von  den 
V^rtragsmächten  ala  das  wirksamste  und  am  meiBten  der  Billigkeit  ent- 
tprechende  Hitt-el  erkannt,  diese  Streitigkeiten  beizulegen. 

Art*  8.  Die  Vertragfimächte  verpflicliten  eich  daher,  in  Fällen,  in  dtnen 
es  sieb  um  Streitfragen  der  vorerwähnten  Art  handelt,  inBofem  dieHelbea 
weder  die  Lebeniinteressen  noch  die  nationale  Ehre  der  streitenden  Teile 
betreflfeni  die  Scbiedsapreichnng  anzurufen, 

Art*  9*  Jeder  Staat  hat  frei  ^n  entscheiden,  ob  ein  Fall  der  Scbieda- 
Bprecbnng  unteratellt  werden  soll,  mit  Auenalime  der  im  folgenden  Artikel 
ftüfgezählten  Fälle. 

ArL  10.  Von  der  Hatißkation  gegenwärtiger  Akte  an  ist  die  Scbieds- 
aprecbnng  fiir  alle  Vertragamächte  in  folgenden  Fällen,  in&gfem  es  sich  nicht 
Tun  deren  Lebensintereaaen  oder  die  nationale  Ehre  handelt,  obligatoriseh: 
L  bei  Meinungsverschiedenheiten  oder  Streitigkeiten  über  Entäehädigungs- 
ansprüehe  eines  Staates  oder  seiner  Angehörigen  auf  Grund  unerlaubter  oder 
faiirlässiger  HandlEagen  eines  anderen  Staates  oder  seiner  Untertanen; 
IL  bei  Meinungsverschiedenheiten  über  die  Auslegung  folgender  Yertrüge  und 
Abkommen»  betreffeud;  1.  Posten  und  Telegraphen,  Eiaenbalmen^  Schutz  der 
Kabel,  Verhinderung  des  Zusammenstob  es  von  Schiffen  auf  holier  See,  Schiff- 
fahrt auf  internationalen  Flüssen  und  Kanälen;  2.  Schutz  des  literarischen 
und  künstlerischen  Eigentums  einschließlich  des  Erlindungs-,  Marken-»  Muster- 
nnd  Finnen sehutzei,  Schutz  des  Münz-  und  Maüweaens^  Gesundheitswesen^ 
Tierkrankheiten,  sowie  Bekämpfung  der  Beblaua;  3,  Erbrecht  und  gegen- 
seitige HechtsKilfe;  4,  GrenzregnherungenT  soweit  es  sieb  dabei  um  rein  teeb- 
Tiische,  nicht  aber  um  politische  Fragen  handelt* 

Die  Vorschläge  bezüglich  des  zu  errichtenden  ständigen 
Sehiedsgerichtshofs  gingen  im  wesentlichen  dahin,  daß  die 
Vertragsmächte  von  vornherein  geeignete  Personen  als  Mit- 
glieder des  ständigen  Tribunals  bezeichneten,  welche  daim  im 
einzelnen  Falle  nach  Wahl  der  Streitsteile  als  ScUedsrichter  zu 
fungieren  haben  sollten. 

Das  obligatorische  Sehiedsverfaliren  sowohl,  wie  der  stän- 
dige Schiedsgerichtshof  stießen  bei  einzehaen  Staaten  auf  Wider- 


*)  ^gl*  ie*-^  über  diese  Antrage  und  die  Verbandlungen,  die   eich  an 
dieselben  anBcldoBaen,  M eurer,  Die  Haager  FriedenakonferenÄ,  Bd*Ij  S.  166  ff* 
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Spruch.     Namentlich  erldärie  Deutschland,   daß  es  weder  auf 
das  obhgatorische   Schiedsverfalireu   noch   auf   die   Bestellong 
eines  ständigen   Seliiedsgerichtshofs  eingehen  kann,  und  eloe 
Zeitlang  war  es  recht  zweifelhaft,   ob  sich  überhaupt  in  hezug 
auf  die  Sehiedagerichtsfrage  ein  positives  Ergebnis  werde  er- 
zielen lassen.     Erst  nachdem  der  Gedanke  des  obligatorischen 
Schiedsverfahrenß  gnnzUch  aufgegeben  war  und  die  ursprüng- 
lichen Vorschläge  über  den  ständigen  Gerichtshof  sehr  erheb- 
liche Abschwächungen  erfahren  hatten,  gelang  es,  den  Eutwüif 
einer  A^ereinbarung  über  die  friedliche  Beilegung  völkerrecht- 
Ücher  Streitigkeiten  (Convention  svLt  le  rfeglement  pacifique  des 
confUts  intematinnaux)  zustande  zu  bringen.     Diese  Vereinbt- 
ning  zerfällt,  abgesehen  von  dem  ersten  nur  einen  Artikel  ent- 
haltenden   und   lediglich    den    Zweck    der    Vereinbaning    „k 
maintien  de  la  paix  g^n^rale**  regelnden  ersten  Titel,   in  drei 
Titelj   Yon   denen  der  eine   von  den  guten  Diensten  und  der 
Vermittelung,  der  andere  von  den  Internationalen  Untersuchungs- 
kommissionen handelt,  während  der  letzte  Titel  die  Bestimmungen 
über  die  internationale  Schiedsspreehung  enthält.     Dieser  Titel 
zerfällt  wieder  in  drei  Kapitel  über  die  Schiedsspreehung  im 
allgemeinen,   über   den  ständigen  Schiedsgerichtsbof  und   da£ 
Schiedsverfahren. 

Bezüglich  der  Schiedsspreehung  im  allgemeinen  heiOt  es 
in  Art.  15,  daß  dieselbe  die  Erledigimg  von  Streitigkeiten  imter 
den  Staaten  durch  von  ihnen  gewählte  Richter  auf  Grund  der 
Achtung  vor  dem  Rechte  xum  Gegenstande  hat. 

Im  Anschlüsse  daran  ist  in  Art.  16  in  Rechtsfragen,  na- 
menthch  in  Fragen  der  Auslegimg  und  Anwendung  internatio- 
naler Vereinbarungen,  die  Schiedsspreehung  als  das  wirksamste 
und  zugleich  der  Billigkeit  am  meisten  entsprechende  Mttel 
bezeiclmet,  um  die  Streitigkeiten  zu  erledigen,  die  nicht  auf 
diplomatischem  Wege  haben  beseitigt  werden  können. 

Außerdem  ist  noch  in  Art.  19  gesagt j  daß  sich,  unabhän^ 
von  den  allgemeiuen  und  besonderen  Verträgen,  die  jetzt  schon 
den  Vertragsmächten  die  Verpflichtmig  zur  Anrufung  d^ 
Schiedsspreehung  auferlegen,  diese  Mächte  vorbehalten,  sei  es 
vor  oder  nach  der  Ratifikation  dieses  Abkommens  neue  allge- 
meine oder  besondere  Übereinkommen  abzuschließen,  um  die 
obhgatorische  Schiedsspreehung  auf  alle  Fälle  auszudelinen,  die 
ihr  nach  ihrer  Ansicht  unterworfen  werden  können. 

Anlangend  sodann  die  Bildung  des  ständigen  Schiedsgerichts- 
hofe (Cour  permanente  darbitrage),  so  bestimmte  Art.  23,  daß 
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iimerhalb  drei  Monaten  nach  Ratifikation  der  Konvention  jede 
der  Vertragsmächt«  höe!istens  vier  Mäimer  von  anerkannter 
Befähigung  für  Fragen  des  Völkerreclits  und  von  hohem  mo- 
ralischen Ansehen  bezeichnen  soll,  welche  geneigt  sind,  die 
Funktion  von  Schiedsrichtern  anzunehmen.  Diese  je  für  sechs 
Jahre  bezeichneten  Personen,  welche  gleichzeitig  von  mehreren 
Staaten  aufgestellt  werden  kOnnen,  sollen  als  Mitglieder  des 
Gerichtshofa  in  einer  Liste  verzeichnet  werden,  die  allen  Ver- 
tragsmäcbten  durch  das  im  Haag  zu  errichtende  und  als  Ge- 
richtssehreiberei des  Gerichtshofs  fungierende  sUindige  Bureau 
mitzuteilen  ist.  Aus  dieser  Liste  können  dann  im  einzelnen 
Falle  die  streitenden  Teile  auf  Grund  der  von  ihnen  getroffenen 
Vereinbarmig  die  Schiedsrichter  wählen  (Art,  24).  Eine  Ver- 
pflichtung dazu  besteht  jedoch  nicht. 

I  In  Art.  28  ist  femer  vorgesehen,  daß  ein  ständiger  Ver- 
waltungsrat gebildet  aus  den  im  Haag  beglaubigten  diplomati- 
echen Vertretern  der  Signatarmächte  und  dem  den  Vorsitz  führen- 
den holländischen  Minister  des  Äußern  das  internationale  stän- 
dige  Bureau  zu  bestellen  und  zu  beaufsichtigen  hat. 

Im  dritten  Kapitel  des  vierten  Titels  ist  endlich  in  aus- 
führhcher  Weise  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  geregelt, 
jedoch  mit  dem  Vorbehalte,  daß  die  Bestimmungen  dieses 
Titels  nur  dann  zur  Anwendung  kommen  sollen,  wenn  im 
Schiedsvertrag  nichts  anderes  vereinbart  ist.  Es  ist  also  auch 
bezüglich  des  Verfahrens  der  fakultative  Charakter  der  Schieds- 
sprechung  dm-chaus  gewahrt. 
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n. 

In  dem  ebenfalls  von  der  russischen  Regierung  aufge- 
stellten Programm  für  die  zweite  Friedenskonferenz  war  als 
erster  der  Gegenstände,  deren  Erörterung  in  Aussicht  genommen 
war,  aufgefülirt:  „Verbesserung  der  Vereinbarung  zur  friede 
Uchen  Erledigung  internationaler  Streitfälle  in  den  Bestim- 
mungen über  den  Schiedsgerichtshof  und  die  internationalen 
üntersuchungskommissionen." 

Von  der  obligatorischen  Schiedssprechung  war  auch  in 
diesem  Programm  keine  Rede. 

Die  zweite  Friedenskonferenz  beschränkte  sich  jedoch  nicht 
darauf,  die  Vereinbarung  vom  Jahre  1891)  in  einzelnen  Punkten 
abzuändern,  sondern  arbeitete  ein  ganz  neues  Abkommen  zur 
friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  aus,  das 
an   die  Stelle   der  Schiedsgerichtskonvention  vom  Jahre   1899 
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treten  ßoll  und  deßseo  Bestiinmuiigen  in  mancher  Beziehung 
verbesaert  hat*).     Namentlich  ist  der  dritte   von  den  internB- 
tionalen    Untersuchungekonmüssionen    handelnde    Titel   tmter 
Berücksichtigung  der  Erfahruiigen  der  aus  Anlaß  des  bekannten 
Huller   Streitfalls   eingesetzten  Untersuchungskoramissioü  um* 
gearbeitet  worden.     Femer  ist  der  vierte  Titel   über  dai  tot 
dem   Schiedsgericht   ?m  beobachtende  Verfalnren    in   mancha 
Punkten  ergänzt  worden,  insbesondere  durch  die  im  Artikel  45 
{früher   24}  enthaltenen    Bestimmungen   über  die  Zusammen* 
Setzung  des  Gerichts  und  durch  die  in  den  Artikehi  53  und  54 
neu  gegebenen  Vorschriften  über  das  Zustandekommen  des  m 
Jedem  einzelnen  FaDe  abzuschheßenden  Schiedsvertrags.  Außer- 
dem wurde  dem  vierten  Titel  ein  viertes  Kapitel  über  ein  ab- 
gekürztes  Schiedsverfahren   in   minder  wichtigen  Streitsacku 
hinzugefügt.    Im  übrigen  wurde  an  den  Grundlagen  der  Kon- 
vention vom  Jahre  1899  festgehalten,  namentlich  beruht  aocb 
das    neue  Abkommen   auf  dem  Grundsätze    des   fakultatiTen, 
nicht    des    obhgatorischen    Scliiedsverfahrens.       Infolgedessen 
heißt  es  in  den  betreffenden,  den  Artikeln  15,  16  und  19  der 
Konvention  vom  Jahre  1899  entsprechenden  Artikeln  37,  38 
und  40  des  neuen  Abkommens: 

,Die  intematioöftle  ScUedaiprediüfig  Imt  Äöm  Ge^enstaiide  die  Erledi- 
gung von  Sfcreitigkeiten  zwischen  den  Staaten  durch  Richter  ihrer  Wahl  lal 
Grund  der  Aohtung  vor  dem  Rechte,**  „In  Rechtsfragen  nnä  in  erster  Uiik 
in  Fragen  derÄußlegTixig  oder  der  Aiiwenduiig  interöationaler  Tereinhi 
wird  die  Schiedasprechung  von  den  Vertragamächten  als  dai  wirksaraÄte  Wi4 
EUgleicli  der  Billigkeit  ain  raebten  entsprechende  Mittel  anerkmnut,  um  die 
Streitigkeiten  zu  erledigen,  die  nicht  anf  diplomatischem  Wege  haben  ht- 
ieitigt  werden  können,  Dem^nfolge  wäre  ea  wünschenswert,  daß  bei  Slreitig- 
keiten  über  die  Torerwihnten  Fragen  die  Vertragsmächt^  eintretenden  Fallei 
die  SohiedjBaptreohnng  anr^eu,  soweit  ea  die  Ümfitände  geat&tten  *)*" 

„Unabh^gig  von  den  aljgem^en  und  ba&ondereti  Vertragai,  die  tohoi 
j^t£t   den   YertragBmächten    die    Yerpfliehtiing   mr   Anrufung    d^   Sdiicdr 


')  VgL  die  Beakecbrift  det  AniwSrtigen  Amtes  über  die  Ergebiiime 
zweiten  Fnedenskonferens  S.  2  f. 

*)  Um  sn  bewirken,  daß  niöglichat  alle  Streitfalle  durch  Schiedaaprüi 
erledigt   werden^   iat   in  Artikel   48   gesagt»   daß  die  Yertragwnächte 

'  Pflicht  betrachten,  in  dem  Falle,  daß  ein  ernsthafter  Streit  zwischen  nrpi 
oder  mehreren  von  iliueri  auarub reeben  droht,  diese  daran  zu  erinnern,  dai 
ihnen  der  atandige  Schiedsgeriehtshüf  offen  steht*  Ein  derartiger  Hinweis 
darf  immer  nur  ata  ßetätigong  guter  Dienste  angesehen  werden,  EbenfO 
kann  im  Falle  eines  Streites  zwischen  sswei  Mächten  stets  eine  j  ede  von  ihasta 
an  dm  Internationale  Bureau  im  Haag  ein  Erklärung  richten,  daß  me  berät 
sei,  den  Streitfall  einer  Schiedsaprechung  zu  unterbreiten.  Das  Bureau  hat 
die  Erklärung  sofort  zur  Kenntnis  der  anderen  Macht  zu  bringen. 
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pprechimg  »of erlegen,  bebaJteti  diese  Mächte  sich  vor,  neue  allgetneine  oder 
beBOüdere  Übereinkotnmen  absuschließeiif  um  die  obligatoriBche  Schieds- 
nrechuiig  auf  alle  FÜUe  aas^n dehnen,  die  ihr  ua/ch  ihrer  Ansicht  unterworfen 
Werden  können.*' 

I  Auf  Anregung  der  Vereinigten  Staaten  ist  außerdem  auf 
(der  Konferenz  noch  der  Entwurf  eines  Abkommens  über  die 
iEmchtung  eines  Internationalen  Schiedsgerichtshofs  festgestellt 
'worden.  Es  gelang  jedoch  nicht,  über  diesen  Entwurf  eine 
vollständige  Einigung  unter  den  auf  der  Konferenz  vertretenen 
["Mächten  zu  erzielen ^  weil  die  Ansichten  über  die  Zusammen* 
I  Setzung  des  Gerichtshofs  zu  sehr  auseinander  gingen, 
I  Infolgedessen  hat  die  Konferenz  lediglich  in  der  Schluß- 

^akte    den  Vertragsmächten    die  Annahme    des  Entwurfs    und 
'  seine  Inkraftsetzung  empfohlen,  sobald  eine  Einigung  über  die 
I  Auswahl  der  Richter  und  die  Zusammensetzung  des  Gerichts- 
hofes erfolgt  sein  wird. 

I  Trotzdem   es  hiernach  zweifelliaft   erscheint,   ob  der  Ent- 

!  wurf  über  die  Errichtung  eines  Internationalen  Schiedsgerichts- 
hofs die  Eigenschaft   einer  bindenden  Vereinbarung  erlangen 
wird,   ist   doch   angezeigt^   einen  Überblick  über  seinen  Inhalt 
zu  geben,   da  derselbe  im  innigsten  Zusammenhange  mit  der 
1  Forderung  der  Einführung  der  obligatorischen  Scliiedssprechung 
steht.    Wird  einmal  der  Grundsatz  der  obligatorischea  Schieds- 
;  gprechung  anerkannt,  so  ist  es  klar,  daß  dann  auch  eine  immer 
größere  Beschränkung  in  der  Auswahl  der  Schiedsrichter  ein- 
I  treten  wird. 

I  Der  erste  Titel  (Artikel  1 — 16)  des  Entwurfs  handelt  von 

der  Verfassung   des    Schiedsgerichtshofs,     Es    heißt   daselbst 
Artikel  1  bzw,  3,  daß  die  Vertragsmächte,  ,»um  die  Sache  der 
;  Schiedssprechung   zu    fördern",    übereinkommen,    ohne  Beein- 
I  trächtigung  des   Ständigen   Schiedsgerichtshofs  einen   Schieds- 
gerichtshof einzurichten,  zu  dem  der  Zugang   frei  und  leiclit 
ist  und  der  sich  aus  auf  je  zwölf  Jahre  gewählten  Richtern 
mid  Hilfsrichtera  zusammensetzt,  die  die  verschiedenen  Rechts- 
,  Systeme  der  Welt  vertreten,  und  der  imsttmde  ist,  die  Stetigkeit 
[der  schiedsgerichtUchen  Kechtsprechung  festzustellen. 
I  Die  Richter  des   Schiedsgerichtshofs,   der  seinen    Sitz  im 

Haag  hat  und  seinen  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  selbst 
wählt,  erhalten  eine  jährliche  Entschädigung  von  6000  fl.  nieder- 
ländisch und  außerdem  Gebühren  und  Reisekostenentschädigung, 
dagegen  dürfen  sie  weder  von  ilirer  eigenen  Regierung  noch 
von  der  einer  anderen  Macht  irgend  eine  Vergütung  für  Dienst 
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annehmen,  die  zu  ihren  Pflichten  als  Mitglieder  des  Gerichts- 
hofs gehören  (Artikel  8 — 11).  Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts- 
hofs,  Richter  wie  Hilfsrichter,  können  nach  Artikel  16  auch  zu 
der  Tätigkeit  als  Richter  und  Hilfsrichter  beim  Internationalen 
Prisenhof  ^)  berufen  werden.  Der  zweite  Titel  (Artikel  17—33) 
regelt  die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren. 

Zunächst  bestimmt  Artikel  17,  daß  der  Gerichtshof  für  alle  Sachen  zo- 
Btändig  ist,  die  auf  Grund  einer  allgemeinen  Schiedsabrede  oder  einer  be 
sonderen  Verabredung  vor  ihn  gebracht  werden.  In  Artikel  18  bzw.  19  ist 
fem  er  bestimmt,  daß  die  nach  Artikel  6  jährlich  vom  Gerichtshof  durch 
Listenwahl  zu  bestellende  Delegation  von  drei  Richtern  zuständig  sein  soU: 

1.  für  die  im  Artikel  17  bezeichneten  Schiedsfölle,  wenn  die  Parteien 
darin  einig  sind,  die  Anwendung  des  abgekürzten  Verfahrens,  wie  es 
im  Titel  IV  Kapitel  4  des  Abkommens  zur  friedlichen  Erledigung 
internationaler  Streitfälle  geregelt  ist,  zu  verlangen; 

2.  für  die  Vornahme  einer  Untersuchung  auf  Grund  und  in  Gemäßheit 
des  dritten  Titels  des  bezeichneten  Abkommens,  sofern  die  Delegation 
von  den  Parteien  gemeinschaftlich  hiermit  betraut  wird; 

3.  für  die  Feststellung  des  im  Artikel  52  des  bezeichneten  Abkommens 
vorgesehenen  Schiedsvertrags,  wenn  die  Parteien  darin  einig  sind,  ihr 
diese  zu  überlassen; 

4.  auf  Antrag  auch  nur  einer  der  Parteien,  wenn  zuvor  eine  Verständi- 
gung auf  diplomatischem  Wege  vergeblich  versucht  worden  ist  — 
vorbehaltlich  gewisser  Ausnahmen  — : 

a.  für  Streitfälle,  die  unter  ein  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ab- 
kommens abgeschlossenen  oder  erneuerten  allgemeinen  Schieds- 
vertrag fallen,  sofern  letzteres  für  jeden  einzelnen  Streitfall  einen 
Schiedsvertrag  vorsieht  und  dessen  Feststellung  der  Zuständigkeit 
der  Delegation  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend    entzieht; 

b.  für  Streitfälle,  die  aus  der  bei  einer  Macht  von  einer  anderen 
Macht  für  deren  Angehörige  eingeforderten  Vertragsschulden  her- 
rührt und  für  dessen  Beilegung  das  Anerbieten  schiedsrichterlicher 
Erledigung  angenommen  worden  ist*). 

Für  das  Verfahren  des  Schiedsgeriehtshofs  sollen  nach 
Artikel  22  im  allgemeinen  die  im  Abkommen   zur   friedlichen 

*)  Vgl.  das  auf  der  zweiten  Friedenskonferenz  festgestellte  Abkommen 
über  die  Errichtung  eines  Internationalen  Prisenhofs. 

*)  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  auf  das  auf  der  zweiten  Konferenz 
festgestellte  Abkommen  betreffend  die  Beschränkimg  der  Anwendung  von 
Gewalt  bei  der  Eintreibung  von  Vertragsschulden.  Nach  diesem  Abkommen 
soll  bei  der  Eintreibung  von  Vertragsschulden,  die  bei  der  Regierung  eines 
Landes  von  der  Regierung  eines  anderen  Landes  für  deren  Angehörige  ein- 
gefordert werden,  nicht  zur  Waffengewalt  geschritten  werden.  Dieser  Grund- 
satz soll  jedoch  keine  Anwendung  finden,  wenn  der  Schuldnerstaat  ein  Aner^ 
bieten  schiedstrericht lieber  Erledigung  ablehnt  oder  unbeantw^ortet  läßt,  oder 
im  Falle  der  Annahme  den  Abschluß  des  Schiedsvertrags  vereitelt  oder  nach 
dem  Schiedsverfahren  dem  Schiedsspruclie  nicht  nachkommt. 
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gelung  intematioDaler  Streitfälle  enthaltenen  Vorschriften  über 
läas  Verfahren  maßgebend  sein. 

■  M^ie  schon  bemerkt,  enthielt  bezüglich  der  Einführung  des 
wÜgatorisehen  Schiedsrerfahrens  weder  das  Programm  für  die 
erste,  noch  das  für  die  zweite  Konferens^  irgendwelche  Andeu- 
tung, Trotzdem  bildete  auch  auf  der  zweiten  Konferenz  die 
Einfuhrung  des  obligatorischen  Schiedsverfahrens  und  im  Zu- 
gammenhang damit  der  Abschluß  eines  unter  allen  Mitgliedern 
der  TdlkerrechtHchen  Gemeinschaft  zu  yereiubarenden  soge- 
oannten  WeltschiedsTertrags  einen  Hauptgegenstand  der  \et- 
bandlungen  und  gab  Anlaß  zu  eingehenden  und  teilweise  leb* 
baften  Erörterungen,  Der  Plan  scheiterte  auch  dieses  Mal  im 
wesentlichen  an  dem  Widerspruche  Deutschlands.  Um  den 
Anschein  zu  er  wecken ,  daß  doch  irgend  etwas  erreicht  sei, 
einigte  sich  schHeßlich  die  Konferenz  auf  folgende  in  die 
Schlußakte  aufgenommene  Erklärung: 

„Die  Konferenz  hat  im  Geiste  der  Yeratändigung  und  gegenteitigea 
!f»cbgiebigkeit,  der  ebea  der  Geiit  ihrer  Beratungen  ist,  die  nachBtehende 
£rklirung  beschlosseii,  die  jrflrar  jeder  der  vertretenen  Machte  die  Wahrung 
hre»  eigenem  Standpunktes  vorbehält,  ihnen  allen  aber  gestattet,  die  Gnmd> 
}£txBj.  die  sie  ak  einstimmig  anerkannt  ansehen,  zu  bettätigen: 

ISie  iit  einstimmig 
L  in  der  grundtatzlichen  Anerkennung  der  obligatori- 
sehen  Schiedssprecbung; 
2.  in  der  Erklining,  daß  gewisse  Streitigkeitea,  inabesonder«  solche  über 
die  Auslegung  und  Anwendung  internationaler  Vertragsabreden,  geeignet 
lind,  der  obligatorischen  Bchüedfisprechung  ohne  jede  Binschrän- 
kang  unterworfen  zu  werden. 
Sie  ist  endUcb  einstimmige  darin  aus^usprechenf  daß  weiui  es  ihr  auch 
aicht  gelangen  ist^  schon  jetzt  ein  Abkommen  in  diesem  Sinne  snitande  zu 
tvrtngen.  doch  die  hervorgetretenen  Meinungsveracbiedenbeiten  die  Grenzen 
emo*  inristischen  Anseinander&etmng  nicht  überschritten  haben  und  daB  alle 
Uiclite  der  Welt  während  ihres  hietigen  viermonatigen  Zusammenarbeitens 
ddii  nnr  gdenit  haben,  einander  besser  sm  verstehen  und  einander  näher 
EQ  ireteiL,  aondem  auch  verstanden  haben,  während  dieses  langen  Zusammen- 
mrkens  ein  sehr  hohes  Oefuhl  für  daa  Gemeinwohl  der  Menschheit  zur  Ent- 
wickelimg  eu  bringen/ 

Wegen  Einführung  der  obligatorischen  Schiedssprechung 
Ingen,  wie  in  der  Denkschrift  (S.  3  ff,)  heryorgehoben  ist,  ver- 
3cJiieden€  Anträge  vor,  welche  im  wesentlichen  darauf  hinaus- 
liefen, alle  streitigen  Reclitaf ragen,  insbesondere  solche  über 
üe  Anwendimg  und  Auslegung  internationaler  Verträge,  der 
Schiedssprechung  zu  unterstellen  unter  der  Voraussetzung,  daß 
weder  die  Lebensintereasen  noch  die  Uuabliängigkeit  oder  die 
Ehre  einer  der  etreitendeu  Parteien  entgegenständen;  die  An- 
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rufung  der  sog.  Ehrenklausel  sollte  indes  bei  verschiedenen 
Gegenständen,  namentlich  bei  Verträgen  bestimmten  Inhalts 
nicht  statthaft  sein.  Ein  solcher  Weltschiedsvertrag  ist  jedoch 
der  deutschen  Delegation  nicht  annehmbar  erschienen,  da  nach 
dem  Ergebnisse  der  auf  der  Konferenz  gepflogenen  Verhand- 
lungen sowohl  seine  Begrenzimg  wie  seine  Ausführung  und 
auch  seine  Wirkungen  zu  den  größten  Schwierigkeiten  geführt 
hätten. 

Was  nänüich  zunächst  die  Begrenzung  des  Vertrags  be- 
trifft, so  habe  zwar  auf  der  Konferenz  Einverständnis  darüber 
bestanden,  daß  der  obUgatorischen  Schiedssprechung  Interessen- 
fragen nicht  imterstellt  werden  sollten,  man  habe  aber  keine 
Formel  finden  können,  die  geeignet  war,  die  Interessenfragen 
in  klarer  Weise  von  den  Rechtsfragen  zu  trennen,  was  um  so 
notwendiger  gewesen  wäre,  weil  der  Begriff  der  Rechtafrage 
in  den  verschiedenen  Ländern  einer  verschiedenen  Deutung 
fähig  sei. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  in  der  Begrenzung  habe  darin 
bestanden,  daß  die  vorgeschlagenen  Formiüierungen  nicht  die 
Streitigkeiten  untergeordneter  Bedeutung  auszuscheiden  ver- 
mochten, obwohl  sich  solche  für  eine  Schiedssprechung  schon 
im  HinbUck  auf  den  damit  verbundenen  Zeit-  und  Kosten- 
aufwand im  allgemeinen  nicht  eigneten. 

Sodann  sei  die  Ausfühnmg  des  Weltschiedsvertrags  nicht 
hinreichend  gesichert  erschienen.  Einerseits  habe  die  erwähnte 
Ehrenklausel  die  Ausführung  des  Vertrags  in  das  freie  Ermessen 
der  Mächte  gestellt,  zumal  jede  Partei  sie  mit  durchgreifender 
Wirkung  hätte  anrufen  können.  Andererseits  sei  nicht  genügende 
Vorsorge  getroffen  gewesen,  um  in  jedem  einzelnen  Falle  das 
Zustandekommen  der  zur  Regelung  der  Fragestellung  und  der 
sonstigen  Bedingungen  des  Verfahrens  erforderUchen  besonderen 
Schiedsvertrags  zu  sichern.  Dazu  sei  noch  gekommen,  daß 
nach  der  Verfassung  verschiedener  Länder  zum  Abschlüsse  des 
besonderen  Schiedsvertrags  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Ge- 
nehmigung der  gesetzgebenden  Körperschaften  erforderUch  wärei 
so  daß  sich  für  die  einzelnen  Länder  eine  verschiedene  Art 
der  rechtüchen  Bindung  ergeben  hätte.  Alle  diese  Vorbehalte 
seien  geeignet  gewesen,  dem  Weltschiedsvertrage  seinen  obK- 
gatorischen  Charakter  zu  nehmen  und  ihn  damit  illusorisch  zQ 
machen. 

Auch  über  die  Wirkungen  der  Schiedssprechung  habe  auf 
der  Konferenz  keine  Einigkeit  geherrscht.     Vor  allem  habe 
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Meinungsverschiedenheit  darüber  bestanden,  in  welchem  Ver- 
hältnisse die  Sprüche  der  Schiedsgerichte  zu  den  Urteilen  der 
nationalen  Gerichte  stehen »  insbesondere  ob  sie  die  Kraft  liaben 
sollen,  die  bereits  ergangenen  Urteile  solcher  Gericlite  umzu- 
stoßen, oder  ob  dieselben  wenigstens  für  die  Zukunft  an  die 
Tom  Schiedsgerichte  gegebene  Auslegung  der  Rechtsfrage  ge- 
bunden seien.  Endlich  habe  man  sich  nicht  über  den  Fall 
einigen  können,  wo  eine  Macht  durch  Scliiedsspruch  verpflichtet 
wird,  zur  Ausfühnmg  eines  Schiedsspruchs  ihre  Gesetzgebung 
in  gewissem  Sinne  zu  ändern,  die  gesetstgebenden  Körperschaften 
aber  sich  weigern,  die  erforderhchen  Änderungen  zu  beschheßeu. 
Außerdem  habe  in  Ansehung  der  Vertraget  ftn  denen  mehr 
als  2wei  Mächte  beteiligt  sind,  das  Bedenken  bestanden,  daß 
über  dieselbe  Frage  einander  widersprechende  Schiedssprüche 
ergehen  könnten,  die  zu  einer  ganz  Yerschiedenen  Handhabung 
des  Vertrags  führen  würden, 

Bei  dieser  Sachlage  habe  von  dem  in  Aussicht  genommenen 
Weltschiedsvertrag  eine  Förderung  des  SchiedsgerichtsgedankenB 
nicht  erwartet  werden  können »  vielmehr  habe  begründete  Be- 
sorgnis bestanden  j  daß  über  die  Anwendung  und  Auslegung 
eines  solchen  Vertrags  ernste,  der  Sache  des  Friedens  nicht 
dienliche  Schwierigkeiten  entstehen  könnten.  Die  Delegation 
des  Reiches  in  Übereinstimmung  mit  verschiedenen  anderen 
Mächten,  darunter  auch  mehreren  Großmächten,  habe  daher 
den  von  der  Mehrheit  der  Konferenz  aufgestellten  Vorschlägen 
über  die  obligatorische  Schiedssprecbung  nicht  zuzustimmen 
vermocht.  Mit  Rücksicht  darauf  habe  sich  die  Konferenz  mit 
der  bereits  erwälmten  Erklämng  über  die  grundsätzhche  An- 
erkennung des  obhgatorischen  Schiedsverfahrens  begnügt. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Ausführungen  heißt  es  dann  in 

der  amtlichen  Denkschrift  wörthch: 

„Bteier  Erklärung  kotinte  die  deutsche  Delegation  uiibedeiildioh  sa* 
Btimmen,    denn   Deutschland   hat  bereits   ohligatorkche  Schisdivertrige  nÜt 

Groflbritaunien  und  mit  den  Vereinigten  Stnaten  von  AmerikR  vereinhart, 
von  denen  der  eratere  sofort  in  Kraft  getreten  ist^  auch  sind  in  die  neuen 
deutst^ben  Handelsverträge  Schiedsklauseln  aufgenommen  worden,  wonach 
alle  Streitigkeiten  über  Tartffragen  beeon deren  Sc^hiedagerichten  unterbreitet 
werden  soUen«  Änf  dieieni  Wege  des  Abschlusses  von  Einjselverträgen 
beabsichtigt  die  Kaiserliche  Eegierung,  ioweit  es  den  deutschen  Intereisen 
entspricht,  weiter  fortÄuachreiten*  Denn  die  Bedenken,  die  gegen  einen 
Weltachiedsvertrag  sprechen,  erledigen  sich  znm  großen  Teile,  wenn  m  sich 
um  Schiedflal^reden  zu'isehen  einzelnen  StaateB,  deren  gegenseitige  Beziehungen 
»ich  übersehen  lassen ^  oder  um  die  EinwirkuDg  der  Schiedaklaixsel  in  einzelne 
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bestimmte  Vertrage  handelt     Hier  kann   aof  begrenztem  Gebiete  von  der 
Schiedssprechnng  eine  gute  Wirkung  erzielt  werden.** 

Auch  Bourgeois,  der  erste  französische  Delegierte  sprach 
sich  in  der  Eröffnungsrede,  die  er  als  Vorsitzender  der  ersten 
Kommission  (der  sog.  Schiedsgerichtskommission)  am  22.  Juni 
1907  hielt,  in  ähnUchem  Sinne  aus,  indem  er  sagte  ^): 

„Wir  wissen  alle,  daß  so  sehr  es  zwei  Staaten  möglich  ist,  fär  sich  und  nach 
einer  reiflichen  Prüfung  ihrer  gegenwärtigen  Lage  eine  solche  KouTention 
abzuschließen,  daß  es  dagegen  unmöglich  ist,  auf  die  Gesamtheit  der  Nationen 
die  Bande  einer  ebenso  absoluten  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  erstrecken." 

Trotzdem  gehörte  später  Bourgeois  zu  den  entschiedensten 
Vertretern  des  Weltschiedsvertrags!  Zu  den  zutreffenden  Grün- 
den, die  die  deutsche  Delegation  gegen  den  vorgeschlagenen 
Weltschiedsvertrag  anführte,  hätten  sich  aber  wohl  noch  zwei 
weitere  Umstände  anführen  lassen,  die  gegen  die  grundsätzliche 
Anerkennung  der  obUgatorischen  Schiedssprechnng  mit  ständi- 
gem Schiedsgerichtshofe  sprachen,  daß  nämlich  darin  eine  zu 
weit  gehende  Beschränkung  der  Souveränität  der  zur  völker- 
rechtlichen Gemeinschaft  gehörigen  Staaaten  hegt,  auf  welche 
diejenigen  Staaten  nicht  eingehen  können,  die  die  Souveränität 
als  eine  imantastbare  Grundlage  der  Völkerrechtsordnung  be- 
trachten. Außerdem  kommt  in  Betracht,  was  noch  näher  aus- 
zuführen sein  wird,  daß  weil  es  bei  internationalen  Schieds- 
sprüchen eine  Zwangsvollstreckimg  nach  Analogie  der  Zwangs- 
vollstreckung von  Urteilen  staatUcher  Gerichte  nicht  gibt,  die 
Wahrscheinlichkeit,  daß  ein  internationaler  Schiedsspruch  von 
den  Staatsteilen  nicht  freiwillig  vollzogen  und  trotz  des  Schieds- 
spruchs der  Weg  der  gewaltsamen  Selbsthilfe  beschritten  werden 
muß,  bei  einem  alle  Mitglieder  der  völkerrechthchen  Gemein- 
schaft umfassenden  Schiedsverträge  mit,  sich  auf  alle  möghchen 
Streitigkeiten  erstreckenden  Inhalte  viel  größer  ist  als  bei  einem 
Schiedsverträge,  der  nur  nur  von  zwei  Staaten  abgeschlossen 
wird  und  in  dem  der  Umfang  der  der  Schiedssprechnng  m 
unterwerfenden  Gegenstände  genau  abgegrenzt  ist. 

Was  den  ersteren  Punkt  anlangt,  so  besteht  ein  grund- 
sätzlicher Unterschied  zwischen  einem  Vertrage,  in  welchem 
zwei  Staaten  miteinander  verabreden,  daß  sie  eine  unter  ihnen 
bereits  bestehende  Streitigkeit  oder  auch  erst  künftig  unter 
ihnen  entstehende  Streitigkeiten  gewisser  Art  oder  sogar  alle 
Streitigkeiten,  welche  unter  ihnen  etwa  entstehen  können,  auf 
dem  Wege  des  Schiedsspruchs  zum  Austrage  bringen  wollen 

0  Fried,  Die  zweite  Haager  Konferenz,  S.  42  ff. 


und  einem  WeltachiedsTertrage,  in  wekhem  sich  eämtliehe  der 
völkerrechtlichen  Gemeinschaft  angehörige  Staaten  verpflichten, 
alle  ihre  Streitigkeiten,  wenn  auch  vieUeicht  mit  einigen  Aus- 
nahmen, durch  Urteil  eines  ständigen  ScMedsgeriehtshofs  ent- 

_ scheiden  7*11  lassen. 

Eis  kommt  eben  Wer  in  Betracht,  daß  die  internationalen 
Verträge,  wenn  sie  auch  alle  in  der  gleichen  Form  abgeschlossen 
perden,  doch  dem  Inlialte  nach  in  zwei  gan^  verschiedene  Gruppen 
&rf allen.    Die  eine  Gruppe  von  Verträgen,  an  welcher  stets  nur 

"Wei  oder  jedenfalls  nur  einige  wenige  Staaten  beteiligt  sind 
und  beteiligt  sein  können,  habe  den  Zweck,  Rechtsverhältnisse, 
d.  h.  Rechte  und  Pflichten  zwischen  den  Vertragsteilen  zu  be- 
gründen, dritte  Staaten  kommen  für  solche  Verträge  nicht  in 
Betracht  und  können  denselben  auch  nicht  behehig  beitreten* 
Zu  diesen  Verträgen  gehören  Handelsverträge,  Konsularverträge, 
Allianz  vertrage,  Friedensschlüsse,  Verträge  über  Gebieteabtre- 
tungen, Gren^berichtigungen  usw- 

Die  zweite  Gruppe  von  Verträgen,  die  man  vieUeicht  ^ Ver- 
einbarungen** nennen  kann»  hat  dagegen  den  Zweck,  die  im 
Völkerrechte  fehlende  Gesetzgebung  in  der  Weise  zu  ersetzen, 
daß  in  denselben  Rechtsgrundsätze  und  Rechtsregeln  aufgestellt 
werden,  denen  sich  die  Vertragsteile  unterwerfen  i).  Solche 
Vereinbarungen  sprechen  daher  in  der  Regel  wie  Gesetze: 
„Der  Sklavenhandel  ist  verboten'*,  ,,die  Kaperei  ist  abgeschafft*', 
,,die  Beschießung  ist  unzulässig"'  usw.  Auch  diese  Vereinba- 
rungen binden  zunächst  nur  die  Staaten,  die  sie  eingegangen 
haben,  aber  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  zu  denselben 
schon  von  Anfang  an  eine  größere  Anzahl  von  Staaten  heran- 
gezogen wird,  und  daß  man  dritten  Staaten  den  späteren  Bei- 
tritt behebig  gestattet*),  da  ja  bei  solchen  Vereinbarungen  von 
vornherein  der  Wunsch  besteht,  daß  die  in  denselben  enthaltenen 
Rechtaregeki  von  allen  Staaten  anerkannt  werden.  Ist  diese 
Anerkennung  erfolgt,  so  haben  die  in  solchen  Vereinbaimngen 
aufgestellten  Rechtsregeln  und  Rechtsgrundsätze   dieselbe  ver- 

piindHche  Kraft   wie  die   durch  völkerrechtliches   Herkommen 

■Entstandenen  Rechtsgrundsätze,  deren  verbindliche  Kraft  ja  auch 
nur  auf  die  Rechtsüberzeugung  und  Anerkennung  der  zur  völker- 


*)  Vgl.  Üllmatin,  VöÜterreclit,  S.  31;  HoUzendorff ,  HftBtlbach  de« 
rölkerredit».  Bd.  I  S.  37  ff, 

*)  Vgl*  über  dieß€  &og,  offenen  VereinbarungeD  —  con?entione8  ouvertes  — 
[le  Abh&adlnng   „Die  Haager  FriedenikoüierenE   tand   das  Völkerrecht"» 
ckf.oi,  EechtXVaiSaff. 
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rechtlichen  Gtemeinschaft  gehörigen  Staaten  beruht.  AUerdings 
wird  auch  bei  solchen  Vereinbarungen  herkömmlich  die  Kün- 
digungsklausel beigefügt,  wie  bei  den  Verträgen  der  ersten 
Gruppe.  Die  Kündigungsklausel  hat  aber  bei  den  Verträgen 
der  ersten  Gruppe  eine  ganz  andere  Bedeutung  als  bei  den 
Vereinbarungen.  Bei  Verträgen  der  ersten  Art,  wie  z.  B.  bei 
Handelsverträgen,  befreit  sich  der  kündigende  Staat  durch  die 
Kündigung  von  den  im  Vertrage  übernommenen  Verpflichtungen 
in  jeder  Beziehimg.  Bei  Vereinbanmgen  der  zweiten  Art  da- 
gegen kann  sich  ein  Staat  der  Verpflichtung,  die  in  derselben 
enthaltene  Rechtsregel  zu  beobachten,  jedenfalls  dann  nicht 
mehr  entziehen,  wenn  dieselbe  allgemeine  Anerkennung 
gefunden  hat  und  zu  einem  Grundsatze  des  Völker- 
rechts geworden  ist,  dem  alle  zur  völkerrechtlichen 
Gemeinschaft  gehörigen  Staaten  unterworfen  sind. 
Sicherlich  wird  niemand  behaupten  wollen,  daß  sich  ein  zivili- 
sierter Staat  der  Vereinbarung  über  das  Verbot,  des  Sklaven- 
handels oder  den  Grundsätzen  der  Genfer  Konvention  oder 
den  Vorschriften  der  Haager  Landkriegsordnung  durch  Kündi- 
gung entziehen  kann.  Ebensowenig  könnte  sich  ein  Staat  einem 
Weltschiedsvertrage  entziehen,  wenn  der  in  demselben  aner- 
kannte Grundsatz  der  obügatorischen  Schiedssprechung  allge- 
meine Anerkennung  gefunden  hätte.  Die  Kündigung  bei  solchen 
Vereinbarungen  kann  daher  nur  die  Bedeutung  haben,  daß 
der  kündigende  Staat  zwar  die  in  denselben  enthaltenen  Rechts- 
regeln  auch  weiterhin  die  Anerkennung  nicht  versagen  will, 
aber  eine  andere  Formuherung  dieser  Regeln  wünscht. 

Schiedsverträge,  die  zwischen  einzelnen  Staaten  geschlossen 
werden,  gehören  zur  ersten  Gruppe  von  Verträgen,  sie  begründen 
lediglich  Rechte  imd  Verpflichtungen  imter  den  Vertragsteilen 
und  können  daher  wie  durch  Dissens,  so  auch  drux^h  einseitige 
Kündigung,  auch  ihrem  verpflichtenden  Inhalte  nach,  wieder 
aufgehoben  werden.  Sie  haben  keinen  anderen  Charakter  als 
Schiedsverträge  unter  Privaten. 

Ein  auf  dem  Prinzip  der  obügatorischen  Schiedssprechung 
beruhender  Weltschiedsvertrag  gehört  dagegen,  wie  schon  an- 
gedeutet, zur  zweiten  Gruppe,  zu  den  sog.  Vereinbarungen. 
Durch  einen  solchen  Weltschiedsvertrag  soll  ein  neuer  Grund- 
satz in  das  Völkerrecht  eingeführt  werden,  nämlich  der 
Grundsatz,  daß  die  Selbsthilfe  unter  den  zur  völker- 
rechtlichen Gemeinschaft  gehörenden  Staaten  ausge- 
schlossen und  wenigstens  der  Regel  nach  jede  Streitig* 
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keit  unter  ihnen  im  Wege  der  Rechtsprechung  erledigt 
werden  solL 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gewumt  auch  das  Verlangen 
nach  Bestellung  eines  ständigen  Scliiedsgerichtshofs  seine 
wahre  Bedeutuog.  Solange  nur  einzelne  Staatesn  miteinander 
Schiedsverträge  abschließen,  haben  sie  einen  ständigen  Schieds- 
gerichtshof mit  einem  genau  geordneten  Prozeßverfahren  nicht 
notwendig.  Sie  haben  stets  die  Möglichkeit,  Schiedsrichter  für 
ihren  Streit  zu  finden,  und  denselben  die  beim  Schiedsverfahren 
und  beim  Schiedsspruch  zu  beobachtenden  Regeln  vorzuschreiben. 

Ist.  dagegen  durch  einen  WeltacWedsvertrag  anerkannt,  daß 
grundsätzhch  alle  Streitigkeiten  unter  Staaten  durch  Schieds- 
spruch ^u  erledigen  sind,  so  ist  ein  ständiger  Sebiedsgerichts- 
hof  schon  deshalb  unentbehrlich,  weil  durch  denselben  greifbar 
Eum  Ausdruck  konnnt,  daß  die  Staaten  ein  er  ^  wenn  auch  von 
ihnen  geschaffenen,  doch  ihnen  übergeordneten  Rechtsprechung 
untergeben  sind^). 

Es  wird  sich  nur  schwer  bestreiten  lassen,  daß  in  der  Ein- 
richtung eines  solchen  Weltschiedsvertrags  mit  ständigem  Scliieds- 
gerichtöhofe  ein  schwerer  Eingriff  in  die  Souveränität  der  Staaten 
liegt,  denn  das  Recht  der  Selbsthilfe  und  der  Kriegfiüimng  ist  eine 
der  wichtigsten  Befugnisse,  die  sich  aus  der  völkerrechtlichen 
Souveränität  der  Staaten  ergeben. 

Der  Begriff  der  Souveränität  darf  allerdings  nicht  in  der 
absoluten  und  überspannten  Weise  aufgefaßt  werden,  wie  es 
z.  B,  Seydel  getan  hat,  der  infolge  seiner  Auffassung  die  Mög- 
Hchkeit  eines  Bundesstaates  geleugnet  hat  und  auch  den  Staaten- 
bund  nur  als  ein  vertragsmäßiges  Gesellschaftsverhältnis  auf- 
fassen wollte.    Die  Souveränität  ist  eine  Eigenschaft  des  Staates, 

*)  Ein  genauere«  Eingehen  auf  die  Bedeutung-  der  Errichtung  eines 
Btandigen  Gerichtshofes  zur  EntBcheidung  internationnler  Streitigkeiten  ver- 
bietet hier  der  Kaum.  Ohnehin  liegt  der  Zusamnieuha^ng  äw lachen  einem 
den  GrundsatK  des  obligatorischen  Schiedsvertrags  einfiihrendeB  Weltschieda- 
vertrage  und  der  Errichtung  eines  h fändigen  Schiede gerichtshofs  klar  eu 
Tage.  Es  ist  daher  begreiflich,  daß  die  Friedenflfreunde  die  Schaffung  einefl 
ttändigen  Schiedsgerichtshofs  als  einen  Schritt  auf  dem  Wege  der  von  ihnen 
ftngeBtrebt«n  OrganiBation  der  Völkerrecht  hohen  Gemeinachaft  in  einem  WeJtr 
bundeestaate  betrachten.  Vgl.  aucli  M eurer  a.  a.  0.  I  S.  211  ff.  Derselbe 
macht  die  bezeichnende  Bemerkung^:  „Die  Idee  eines  ständigen  Schiedshofs 
üt  alt,  aber  sie  präsentierte  sich  immer  in  eipcr  Form,  durch  welche  die 
Sonirerämtät  der  Staaten  vernichtet  wurde  und  die  deshalb  in  das  Reich  der 
Utopien  verwiesen  werden  mußte-'*  Freilich  meint  Meurer,  daü  die  jetzige  auf 
ErrichtODg  eines  atändigen  Schiedsgerichta  abzielende  Bewegung  günstiger 
eu  beurteilen  int.     Das  ist  aber  fraglich* 
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die  in  höherem  oder  geringerem  Grade  vorhanden  sein  kann, 
wie  die  Existenz  halbsouveräner  Staaten  und  die  Stellung  dei 
Einzelstaaten  in  einem  Bimdesstaate  oder  Staatenbunde  zeigt^). 

Wenn  man  nämlich  auch  von  diesen  nur  Ausnahmen 
bildenden  Erscheinungen  absieht,  so  ergibt  doch  schon  die  Tat- 
sache des  Völkerrechts,  welches  sich  als  eine  über  den  Staaten 
stehende,  von  ihnen  zu  befolgende  Rechtsordnimg  darstellt,  daß 
eine  rechtUche  Beschränkung  der  freien  Bewegung  der  Staaten 
und  infolgedessen  ihrer  Souveränität  mit  dem  Begriffe  des 
Staates  keineswegs  unverträgUch  ist.  Diese  Beschränkung  in 
der  Bewegungsfreiheit  der  Staaten  wird  mit  der  weiteren  Aus- 
gestaltung des  Völkerrechts  infolge  der  immer  zahlreicher  werden- 
den wirtschaftlichen  und  poUtischen  Beziehungen  der  Staaten 
untereinander  noch  weiter  zunehmen.  Es  ist  auch  möglich, 
wenn  auch  nicht  sehr  wahrscheinlich,  daß  im  Liaufe  der  Ent- 
Wickelung  in  einer  fernen  Zukunft  der  Grundsatz  allgemeine 
Anerkennung  findet,  daß  alle  Streitigkeiten  unter  Staaten  durch 
Schiedsspruch  eines  ständigen  (Jerichtshofs  beigelegt  werden 
müssen,  oder  daß  wenigstens  stets  der  Versuch  gemacht  werden 
muß,  ;in  dieser  Weise  einen  Streit  unter  Staaten  zu  erledigen, 
ehe  zur  Selbsthilfe  geschritten  werden  darf. 

Die  Frage  ist  nur  die,  ob  die  Staaten  auf  eine  solche,  ihre 
Souveränität  beschränkende  Entwickelung  des  Völkerrechts 
schon  jetzt  mit  aller  Entschiedenheit  hinarbeiten  sollen'). 
Würde  es  sich  lediglich  dabei  um  eine  von  den  sog.  Friedens- 
freunden aufgestellte  Forderung  handeln,  so  könnte  man  die 
Sache  auf  sich  beruhen  lassen;  die  Verhandlungen  auf  den 
beiden   Friedenskonferenzen,   namentüch   der  auf  der  zweiten 


0  Vgl.  über  den  Begriff  der  Souveränität  meine  Abhandlung  über 
Staatenbund  und  Bundesstaat  in  Schmollers  Jahrbuch  XXII  S.  708 ff. 

Daß  die  Friedensfreunde  die  SouTeränität  der  Staaten  entschieden  be- 
kämpfen, ist  von  ihrem  Standpunkte  aus  begreiflich.  (Fried  a.  a.  0.  S.  164.  Vgl 
auch  die  Schrift  von  N  i  p  p  o  1  d ,  Die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens 1907.)  Es  ist  daher  auch  nur  folgerichtig,  wenn  die  Pazifisten  die 
Schaffung  eines  Weltstaatenbundes  oder  Weltbundesstaates  aus  allen  Völkern 
der  Erde  anstreben.  Auf  diese  Utopie  kann  jedoch  hier  nicht  weiter  ein- 
gegangen werden. 

')  Selbstverständlicherweise  handelt  es  sich  hier  nur  um  die  Frage  der 
rechtlichen  Beschränkimg  der  Souveränität,  nicht  um  tatsächliche  Be- 
schränkungen. Politische  Verhältnisse  können  auch  eine  Großmacht  und 
Weltmacht  verhindern,  in  einzelnen  Fällen  von  der  aus  ihrer  SouverSnitit 
sich  an  und  für  sich  ergebenden  Bewegungsfreiheit  (Gebrauch  zn  machen 
und  in  der  einen  oder  anderen  Hinsicht  Bücksichten  zu  nehmen. 


T.  S t  e  ti  g  e  1  j  Das  oblig^turi^clie  Schi etkv erfahren  u.  d.  Weltscbied^ertrag,    569 


^nferenz  gestellte  Antrag  auf  Einführung  des  obligatorischen 
?hiedsverfahrens  mit  ständigem  Schiedsgerichtshof  durch  einen 
\^elt^chieds vertrag,  lassen  jedoch  ersehen,  daß  diese  Forderung 
iBter  den  Regierungen  der  zur  völkerrechthchen  Gemeinschaft 
jehörigen  Staaten  zahh'eiche  Vertreter  hat.    Wird  bemcksichtigt, 
sich  die  Staaten  durch  Unterwerfung  unter  einen  Welt- 
bchiedsvertrag  mit  dem    angedeuteten   Inhalt  und   dem    darin 
iegenden   grundsätzliehen  Ver/Jeht    auf   Selbsthilfe   in    erheb- 
Scher  Weise  in  ihrer  Bewegimgsfreiheit  beschränken,   so  muß 
&s  überraschen,  daß  so  viele  Staaten  geneigt  sind,  sich  in  dieser 
Weise    die  Hände   zu   binden.       Bei    kleinen    und   schwachen 
ätaaten  kann  man  ee  begreifen^),  wenn  sie  der  Ansicht  sind, 
sie  in  der  Einführung  der  obligatorischen  Sehiedssprechung 
hsmd  der  Bestellung  eines   ständigen  Sehiedsgerichtshofs  einen 
chutz    gegen  Vergewaltigung   durch    mächtigere    Staaten    er- 
t>licken,  wenn  sich  freilich  auch  unter  Umständen  in  kritischen 
("allen  dieser  Schutz  als  recht  illusorisch  erweisen  mag.    Anders 
iegt  aber  die  Sache  bei  Großmächten  oder  Weltmächten,  die 
lieh   stark  genug  fühlen,   ihre  Rechte   und   Interessen   in  der 
Weise   zur  Geltung   zu   bringen,    wie   sie   es  für  zweckmäßig 
Iten,  und  die  sich  vollständig  darüber  klar  sind,  daß  schheß- 
'lich  trotz  allen  obligatorischen  Schiedsverfahrens  ernste  Kon- 
flikte zwischen  großen  Staaten  nur  mit  den  Waffen  ausgefochten 
werden  können* 

Berücksichtigt  man  femer,  daß  England  unmittelbar  nach 
der  ersten  Friedenskonferenz  den  Krieg  in  Südwestafrika  be* 
gönnen  hat,  ohne  sich  um  die  schönen  Redensarten,  daß  die 
(gchiedssprechung  das  angemessenste  Mittel  ist,  um  internatio- 
lale  Streitigkeiten  beizulegen  usw.,  zu  kümmern  und  daß 
i'eder  Rußland  noch  Japan  daran  dachte,  zur  Beilegimg  ihres 
Konfliktes  über  die  Mandschurei  usw.  den  Haager  Schieds- 
|ericht4?hof  anz^urufen,  so  kann  man  die  schwülstige  Einleitung 
ier  sog,  Schiedsgerichtskonvention  nur  mit  einem  gewissen 
Staunen  lesen. 


*)  AuffnllcDil   imil  bis  zu  einem  gemmen  QmdQ  rfitaelbftfi  wir  es,   daß 
Nlgie»t  ^ft«   1"^  inhre  1SB9  m  entschieden  für  das  ob%atQdtollt  StiMedi^ 

einpietrHeii  war,  ^irh  auf  der  zweiten  Fried enikoiifereiw  dem  beit- 
rage gi*gCDÜber  ahlftmend  verhielte    (Vgl*  Zorn,  Die  zweite  HAOgiir 
Fncdniii^kfiufereni,  in  d^  Marine- Ron  dach  an  18.  Jfthrgangr  S.  1257*)   —  Aueli 
^rlw    Sc  Ijwcii  verhielt   »ich  anf  der  zweiten  Konfensni  ablehnend  gegen  die 
!>iche  ^hiedfcspreehungt  eine  Haltung,  die  natürlich  ickerfiä  Kritik  d<?r 
ll  ( II  Ml  .v,u'<>iinde  hervorrief  (Fried  a*  ft»  0.  S.  104). 

ZmiwsbfUt  für  Politik.  BT 
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So  heißt  es  daselbst: 

„Von  dem  festen  Willen  beseelt,  zur  Aufrechthaltung  des  allgemeinen 
Friedens  mitzuwirken,  entschlossen  mit  allen  ihren  Kräften  die  friedlicbe 
Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  zu  begünstigen,  in  Anerkennung 
der  Solidarität,  welche  die  Glieder  der  Gemeinschaft  der  zivilisierten 
Nationen  verbindet  gewillt,  die  Herrschaft  des  Rechtes  auszn- 
breiten,  das  Gefühl  der  internationalen  Gerechtigkeit  zu  stärken 
überzeugt,  daß  die  dauernde  Einrichtung  einer  allen  zugänglichen  Schiedh 
gerichtsbarkeit  im  Schöße  der  unabhängigen  Mächte  wirksam  zu  diesem  & 
gebnisse  beitragen  kann,  mit  dem  Erlauchten  Urheber  der  Intematioiialen 
Frieilenskonferenz  der  Ansicht,  daß  es  von  Wichtigkeit  ist,  in  einer  inte^ 
nationalen  Vereinbarung  die  Grundsätze  der  Billigkeit  und  des  Bechtes  fest- 
zulegen, auf  denen  die  Sicherheit  der  Staaten  und  die  Wohlfahrt  der  Völker 
beruhen"  usw. 

Wenn  man  diese  schönen  Redensarten  liest,  so  könnte  man 
meinen,  daß  die  Mitglieder  der  völkerrechtliehen  Gtemeinscbaft 
in  der  größten  Eintracht  miteinander  leben,  sich  nur  mit  Liebe 
und  Freimdschaft  in  der  zartesten  Rücksichtnahme  sowie  mit 
gegenseitigem  vollen  Vertrauen  behandeln  imd  infolge  dieses 
paradiesischen  Zustandes  vor  allem  zu  einer  allgemeinen  Ab- 
rüstung bereit  wären. 

Statt  dessen  denkt  aber  nicht  bloß  kein  großer  Staat  an 
eine  Abrüstimg,  sondern  jeder  Staat  ist  bestrebt,  seine  Inter- 
essen in  der  rücksichtslosesten  Weise  zur  Geltung  zu  bringen, 
wie  an  Vorgängen  der  jüngsten  (Jegenwart  dargelegt  werden 
könnte. 

Man  könnte  daher  versucht  sein  anzunehmen,  daß  bei  dem 
anschemend  lediglich  auf  Frieden,  Gerechtigkeit,  gegenseitige 
Rücksichtnahme  usw.  abzielenden  Verhalten  einzelner  R^e- 
nmgen,  wenn  nicht  bewußte,  so  doch  unbewußte  Heuchelei 
mitspielt  imd  daß  die  zur  Schau  getragene  FriedensKebe 
wenigstens  bei  einzelnen  Staaten  nur  der  allerdings  recht 
durchsichtige  Schleier  ist,  hinter  dem  in  rücksichtsloser  Weise 
selbstsüchtige  Zwecke  verfolgt  werden.  Mag  dem  aber  sein 
wie  es  wall,  jedenfalls  stehen  viele  Staaten  bei  dem  Eintreten 
für  einen  Weltschiedsvertrag  usw.  imter  dem  Einflüsse  gewisser 
geistiger  Strömimgen,  vor  allem  der  sog.  Friedensbewegmig. 
Wie  der  einzelne  Mensch  durch  seine  Umgebimg  und  die 
geistigen  Strömungen,  unter  denen  er  lebt,  beeinflußt  wird,  so 
gilt  dies  auch  von  ganzen  Nationen  und  Völkern.  Man  braucht 
in  dieser  Beziehung  nur  an  die  Zeit  der  Kreuzzüge  und  die 
religiösen  Bewegimgen  in  Reformationszeiten  zu  erinnern. 

Für  die  hier  in  Frage  stehende  geistige  Bewegung  kommt 
aber  in  Betracht,  daß  im  18.  Jahrhimdert  die  Ideen  der  natur- 


chtlichen  Schule  zur  Geltuug  gelangten,  welche  bei  der  Be- 
ichtung des  Stiiates  vom  einzelnen  ausging  und  dessen  Wohl- 
ergehen gegenüber  dem  Gesamtinteresse   in   den  Vordergrund 
stellte.    Daraus  entwickelte  sieh  das  System  des  sog,  Individua- 
lismus, d.h.  die  Richtung,  daß  der  einzelne  Mensch  mit  seinem 
Glück j    das    regelmäßig   mit   seinem    materiellen  Wohlergehen 
|identifiziert  wnirde,  alles,  der  Staat  aber  nichts  ist,  der  keine 
[eigenen  Zwecke  hat,   sondern  als  sog.  Nachtwach terstaat  aus* 
Isdiließlich  Diener  der  Zwecke  des  einzelnen  ist. 

Selbstverständlichereise  war   für   das  Gefühl   dieser  Rich- 
[tung  Jeder  Krieg  ein  sinnloser  Greuel,    der   lediglich  auf  die 
[perverse    Ehrsucht    eines    Monarchen    oder    Ministers    zurück- 
geführt  werden    muß.      Infolgedessen    wurde    auch    jede   Zu- 
mutung,  die  sich  auf  den  Waffendienst  bezog,  mit  geradezu 
komischer  Entrüstung  zurückgewiesen  i). 

Von  diesem  naiven  Individualismus  her  gelangten  die 
Menschen  ganz  von  selbst  zu  ihren  kosmopolitischen  Idealen, 
über  dem  Individuum  sahen  sie  lediglich  die  Mensehlieit,  deren 
gemeinsames,  friedhches  Glück  die  Staaten  nur  hinderten.  Für 
den  Wert  der  historischen  Eigenart  der  Staaten  fand  sich  nur 
ausnahmsweise  Verständnis.  Allerdings  erfolgte,  wie  Wahl 
(S,  16B  f.)  hervorhebt,  noch  während  der  französischen  Revo- 
lution eine  Umkehr  in  diesen  individualistischen  und  kosmopo- 
litischen, Staat  mid  Nation  vernein  enden  Richtung,  der  einzehie 
wurde  wieder  zum  Staate  zurückgeführt,  und  demselben  unter- 

■  worfen.    Es  wurde  ihm  zum  Bewußtsein  gebracht,  daß  er  seinem 
Vaterlande  und  seinem  Staate  Gut  und  Blut  zum  Opfer  bringen 
müsse.    In  Frankreich  trat  diese  Wendung  mit  dem  Koalitions- 
kriege von  1792  ein,  wie  auch  in  Deutschland  die  napoleoni- 
■  sehen  Kriege,   namentlich  die  Befreiungskriege  der  kosmopo- 
litiachen,   weichlichen  und  fast  weibischen  Gesinnung,  -  die  im 
18,  Jahrhundert  fast  alle  Scliichten  des  Volkes  ergriffen  Iiatte  *), 
H  nationaler  Gesinnung  und  dem  Vei^stündnisse  für  den  Staat  und 
^  für  daß  eigene  Volk  Platz  machte.     Es  hat  sich  eben  hier  die 
Bedeutung  des  Krieges   gezeigt,   in  dem  jedem   einzelnen  die 


')  Vgl.  A*  Wahl,  Die  französische  Revolution  und  das  lö.  Jahrhundert, 
in  dieser  Zeitschrift  I.  Bd.  S*  160  ff,  —  E.  v,  Meier,  Franisoiische  Einflüsse 
ml  die  Staat»-  und  Rcühtsentwickeluüg  in  Preußen  I,  Bd.  S.  37  C 

•)  Man  les«  t.  B,  wa&  E.  von  Meier  a.  a.  0-  Bd.  II  S.  173  ff.  über  die 
an  Yerrücktheit  streifende  radikale  und  kosmopolitische  Gesinnung  bei  einem 
Teile  des  im  übrigen  durchaus  tüchtigen  preußischen  Beamtentnmg  der  da- 
maligen Zeit  iagt. 

ii*^ 
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Macht  des  Staates  zum  Bewußtsein  kommt  imd  die  Selbstsucht 
der  einzelnen  gegenüber  dem  Interesse  der  Gesamtheit  zurück- 
gedrängt wird. 

Trotzdem  ist  es  zweifellos,  daß  die  Ideen,  die  das  18.  Jahr- 
hundert beherrschten  und  die  Proklamierung  der  Menschenrechte 
hervorriefen,  auch  heute  noch  ihren  Einfluß  sehr  deutlich  fühl- 
bar machen.  Es  zeigt  sich  dies  namentlich  darin,  daß  in  unserem 
politischen  Leben  fortwährend  das  Einzelindividuiun  mit  seinen 
Interessen  in  den  Vordergrund  gestellt  wird  imd  nur  von  Rech- 
ten, die  der  einzelne  beansprucht,  die  Rede  ist,  aber  niemab 
von  den  Pflichten,  die  er  der  Gemeinschaft  gegenüber  über- 
nehmen soll  ^). 

Ebenso  ist,  obwohl  im  19.  Jahrhundert  die  Nationalitäten- 
frage eine  frülier  nicht  gekannte  Bedeutung  erlangt  hat,  auch 
jetzt  noch  eine  kosmopolitische  Strömung  bemerkbar,  infolge 
deren  die  Interessen  der  Menschheit  gegenüber  den  Interessen 
der  einzelnen  Völker  und  Staaten  betont  und  die  Ideen  der 
Zivilisation,  Humanität  und  Brüderüchkeit  mit  Emphase  hervor- 
gehoben werden  imter  dem  Hinweis  darauf,  daß  mit  der  fort-- 
währenden  Vermehrung  der  wirtschaftUchen  Beziehungen  der 
Völker  ihr  SolidaritHtsgefühl  im  Wachsen  begriffen  sei.  Am 
stärksten  tritt  bekanntUch  diese  kosmopolitische  und  internatio- 
nale Gesinnung  bei  den  soziahstischen  Parteien  auf,  die  ihren 
Internationalismus  selbst  immer  betonen  imd  die,  wenigstens 
in  einzelnen  Staaten,  jedes  Interesse  an  den  bestehenden  Staats- 
einrichtungen imd  jedes  Vaterlandsgefühl  verloren  zu  haben 
scheinen  *). 

Eine  Folge  dieser  geistigen  Strömung  ist  die  sog.  Friedens- 
bewegung, in  der  in  sehr  bezeichnender  Weise  für  unser  öffent- 
liches Leben  namentlich  auch  Frauen  das  große  Wort  führen. 
Diese  Bewegung  nahm  ihren  Ausgang  von  der  im  Jahre  1816 
in  England  gestifteten  Peace  Society,   der  dann  im  Laufe  der 


*)  Auch  bei  der  Frauenbewegung  wird  stets  nur  von  Rechten,  nicht 
von  Pflichten  gesprochen,  wie  schon  der  Name  „Frauenrechtlerinnen"  beweist, 

')  Es  ist  daher  sehr  bezeichnend,  daß  in  dem  von  einem  der  Führer  der 
Pazifisten,  J.  Novikow,  verfaßten  Werke:  „Die  Föderation  Europas**  1901, 
in  welchem  der  Krieg  als  Räuberei  bezeichnet  wird  und  die  Armeen  Räul>er- 
und  Mordbrennerbauden  genannt  werden,  Vaterlandsliebe  und  Hingabe  an 
den  Staat  aber  als  veraltete  Erscheinungen  verspottet  werden,  S.  569  der  Satz 
steht:  „Die  Sozialisten  sind  die  einzige  Partei,  die  edle,  wohltätige  und  ve^ 
nünftige  Ideen  in  der  internationalen  Politik  besitzt.  Alle  anderen  Parteien 
handhaben  in  dieser  Beziehung  einen  rohen  Empirismus,  der  auf  keinem 
Prinzip,  auf  keiner  klaren,  bündigen  and  logischen  Idee  beruht*' 


Bit  zahlreiclie  Friedensgesellschaften  in  Amerika  und  auf  dem 
europäischeu  Kontinent,  namentlich  m  den  romanischen  Ländern, 
folgten. 

Daß   die    Friedensbewegung    in    England   ihren   Ausgang 
nahm,  ist  nicht  zufälhg.     England,  durch  seine  insulare  Lage 
gegen  feindliclie  Angriffe  geschützt,  hat  nicht  nötig,  ein  großes 
Landheer  zu  li alten,   und  konnte   im  Besitze  einer  gewaltigen 
Flotte,  welche  im  Anfange  des  19.  Jalirhunderts  auf  der  ganzen 
Welt  keinen  irgendwie  ebenbürtigen  Gegner  zälilte,   leicht  der 
Welt  den  Frieden  predigen^  zumal  es  nicht  darin  dachte,  seine 
Flotte  irgendwie  ym  Termindem  ^).     Führen  ja  doch  auch  die 
Engländer  mit  Vorliebe  die  Worte  Humanität  und  ZiTilisation 
im   Munde,    ohne  daß  man  sagen  könnte,   daß  ihre  Kolonial- 
politik,  die  Yon   fortwährenden  Kolonialkriegen  begleitet  war, 
sieh  durch  besondere  Humanität  ausgezeichnet  hätte.    Derartige 
^chlagw^orte  gehören  aber  zum  eisernen  Bestände  der  öffentlichen 
Bfeinung  in  England.     Trotzdem  liaben  es  die  Engländer  yon 
jeher  verstanden^    in   der  internationalen  Politik  lediglich  eng- 
lische Interessen  zu  verfolgen  nach  dem  Satze:  .»Right  or  wrong, 
■ay  country\**    Ebenso  war  es  eine  durchaus  naturliche  Erschei- 
nung,  daß  die  Friedensbewegung  in  den  Vereinigten  Staaten 
Anklang  fand.    Es  entsprach  dies  der  demokratischen  Richtung 
Bes  amerikanischen  Volkes  und  dem  Gefühle  des  Gegensatzes 
Bl.  dem   Absolutismus  und  Militarismus,   von   dem   nach  An- 
läiauung  der  Amerikaner  die  verrottete  alte  Welt  bedrückt  ist. 
Galten  ja  doch  die  Vereinigten  Staaten  lange  Zeit  für  die  De- 
mokraten und  Liberalen  der  alten  Welt  als  der  Hort  des  Frie- 
dens und  der  friedlichen  Arbeit,  und  das  amerikanische  Volk 
als  das  Volk,   dem  jede  kriegerische  Neigung  durchaus  fremd 
ist.     Nachdem   jedoch   der   Imperalismus   in   Amerika   Einzug 
gehalten   hat,  werden   wohl  die  Schw^ärmer  für  Amerika  ihre 
ilnsicht  etwas  ändern  müssen. 

Bei  den  romanischen  Völkern  hat  von  jeher  die  Phrase 
eine  große  Rolle  gespielt,  ohne  daß  dieselben  sonderlich  bemüht 
gewesen  wären »  die  von  ilmen  in  der  Theorie  aufgestellten 
Grundsätze  ernstlich  in  die  Tat  umzusetzen.  Mit  den  Schlag- 
worten „Freiheit,  Gleichheit,  Brüderhchkeit''  hat  das  französische 


> 


*)  Ei  liegt  nahe,  darauf  binzuweifleö,  daß  England  von  dem  Zeitpunkte 
ab  Jen  Völkern  die  Segnungen  des  Freihandels  zu.  predigen  beetrebt  weFt  in 
dem  die  englische  Industrie  so  hocb  entwickelt  war^  daß  sie  fremde  Kon- 
knrrenz  nicht  za  befürchten  hatte,  andererseits  aber  daran  deaken  mußte, 
in  fremden  Staat^Fa  sieb  Absatzgebiete  zu  verschaffen. 


SM    V,  S  t  e  n  g  e  l ,  Da«  obligati »ri sehe  Schiedsverfahren  ii,  d-  W eltschiedsirertni^. 

Volk  die  Revolution  begonnen.  In  den  Greueln  der  Revolution 
und  in  den  Kriegen,  mit  denen  das  französische  Volt  ^ine 
Nachbarn  überzogen  hat,  war  aber  von  diesen  gchönen  Grmii 
Sätzen  wenig  zu  bemerken. 

Auffallend  könnte  es  erscheinen,  daß  gerade  die  russinibe 
Regierung  durch  das  Friedensmanifest  des  Zaren  vom  August 
1898  und  die  Einberufung  der  beiden  Friedenskonferenzen  tlie 
Bestrebungen  der  Friedensfreunde  offiziell  anerkannt  hat.  Bei 
näherer  Betrachtung  ist  aber  die  Sache  nicht  so  aiiffälÜg,  als 
es   auf  den   ersten    BUck   scheint.     Ganz  abgesehen  von  den 
besonderen  politischen  Gründen,  welche  die  russische  Regierung 
veranlaßt  haben  mochten,  im  Jahre  1899  den  Antrag  auf  Ab- 
rüstung bzw.  Stillstand  der  Rüstungen  zu  stellen,  braucht  luan 
nur   den   Inhalt  des  über  die  von  dem  romantisch  gesirmt^n 
Zaren  Alexander  I.  veranlaßte  heihge  AUiance  am  26,  September 
1815  abgeschlossenen  Vertrages  *),  in  welchem  in  überschwecg- 
lieber  Weise  von  den  Vorschriften  der  christHchen  liebct  der 
Gerechtigkeit  und  des  Friedens  die  Rede  ist,   mit  den  ebenso 
übertriebenen   Redensarten   des   sog.   Friedensmanifestes  vom 
August  1898  zu  vergleichen»  um  zu  Bnden,  daß  Zar  Nikolaus  ü,      1 
sich  vollständig  im  Gedankengange  seinem  Vorfahren  bewegte. 
Außerdem  ist  es  psychologisch  durchaus  begreiflieh,   daß  di^ 
russische  Regierung,  gerade  weil  Rußland  von  den  westeuropäi« 
sehen  Völkern  als  ein  halb  barbarischer  Staat  bezeichnet  wurde, 
sich  besonders  veranlaßt  sah^   mit  Anregungen  hervorzutreten, 
die  zeigten,   daß  es  ebenso  gut  wie  Frankreich  beanspruchen 
könne,  daß  es  an  der  Spitze  der  Zivilisation  marscliiere.     Hat 
ja  doch  auch  die  russische  Regierung  die   sog.   Petersburger 
Konvention  vom  Jahre  1868  über  das  Verbot  von  explodieren- 
den Geschossen  unter  400  Gramm  und  den  Zusammentritt  der 
Brüsseler  Konferenz  im  Jahre  1874  zum  Zwecke  der  Kodifika» 
tion  und  Humauisierung  des  Kriegsrechts  veranlaßt. 


m. 
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Um  zu  einer  richtigen  Beurteilung  der  beiden   Friedena- 
konferenzen   und  ihrer  Ergebnisse  zu  gelangen,   war  es  na(H 
wendig,   den  geistigen   Bewegmigen  und   Strömungen  nachzu* 
geben,   aus  denen  die   sog.  Friedensbewegimg  entstanden 
denn  da  das  geistige  Leben  eine  Einheit  büdet,  so  stehen 

')  FleUobmatin,  YdikerfechtsqueUen  S.  19  f. 
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Erschemnngen    sozialer   und    politischer   Natur    scliließlich    in 
einem  gewissen  Zusammenhang. 

Vergleicht  man  die  Verhandlmigen  und  Beschlüsse  der  von 
den  Pazifisten  veranstalteten  Friedenskongresse  mit  den  Ver- 
handlungen und  BeschlüsBen  der  von  den  Regierungen  ein- 
berufenen beiden  Friedenskongressen,  so  ist  die  Übereinstim- 
innng  so  auffallend,  daß  der  Einfluß  der  sog.  Friedensbewegung 
auf  die  Einberufung  und  die  Verhandlungen  der  Friedenskon- 
ferenzen auf  der  Hand  hegt  *).  Sehr  erfreulich  ist  diese  Über- 
einstimmung nicht.  Daß  auf  den  Friedenskongressen  die  Redens- 
arten vom  emgen  Frieden^  von  den  Gesinnungen  der  Brüder- 
lichkeit und  Freundschaft,  die  alle  Völker  der  Erde  ohne 
Unterschied  der  Nationalität  und  Rasse  erfüllen  sollen  usw,, 
immer  ^äederkehren,  ohne  daß  dabei  irgendwie  auf  die  tief- 
gehenden Gegensätze  imter  den  Staaten  und  Völkern  Rücksicht 
genommen  wird,  die  nun  einmal  vorhanden  sind  und  die  sich 
aus  der  Verschiedenlieit  der  Nation  und  Rasse  und  den  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Interessen  ergeben,  ist  ja  begreiflieh. 
Auffallen  muß  es  aber,  wenn  man  bei  den  Verhandlungen^ 
Wünschen,  Erklärungen  und  Vertragsentwürfen  der  von  Diplo- 
maten, Mihtärs  und  Juristen  beschickten  Friedenskonferenzen 
dieselben  überschwenglichen  Redensarten  wiederfindet,  da  man 
bisher  gewohnt  war,  den  den  genannten  Kategorien  angehören* 
den  Männern  nüchterne  Denkungsweise  zuiuschreiben. 

Man  ist  daher  veranlaßt,  genauer  zu  prüfen,  was  bisher 
auf  den  Friedenskonferenzen  erreicht  worden  ist  imd  inwieweit 
die  auf  denselben  hervorgetretenen  Bestrebungen  verfehlt  waren. 

Soweit  sich  die  beiden  Friedenskonferenzen  in  erfolgreicher 
Weise  mit  der  Kodifikation  und  Humanisierung  der  Rechts- 
ordnung des  Landkriegs  und  Seekriegs  beschäftigt  haben,  wird 
niemand  ihren  Arbeiten  die  Anerkennung  versagen  *).    Anders 


*)  Wie  Friad  a,  a.  0.  S.  46  liervarhpbt.  war  der  portiigieiiiche  Vor- 
•cUag,  der  auf  der  ssweiten  Konferenz  gemacht  wurde,  nud  der  das  obliga- 
torische  Schi  ediverfahren  hea  üblich  gewisier  Eechtsstreitigkeiten  vorbehaltlos 
verlioigte,  eine  wörtliche  Wiederholung  des  von  der  Londoner  Interparkmen- 
tsnscIieD  Konferenz  von  t896  angenommenen  MuHterstiliiedBVertragBT  der  den 
Grundsatz  der  obUgatorisch*m  Bchiedsgerichtibarkeit  für  einige  betimmte 
Falle  ohne  Einsehr  an  kung^  fordert*. 

*)  Daß  die  Pazifisten  für  dieae  wirklich  praktischen  Ergebnisse  nur 
Hohn  und  Spott  haben,  wie  die  Ansfübrungen  bei  Fried  a.  a*  0*  8»  209  fi. 
deutlich  genug  zeigen,  ist  begreiflich,  da  den  Puziö&ten  jede»  Verständnis  für 
die  Bedeutung  des  Krieges  fehlt. 
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steht  es  aber  mit  den  Fragen  der  Abrüstung  und  der  interaa- 
tionalen  Schiedsgerichtsbarkeit. 

Nach   der  Verkündigung   der   sog.   Friedensbotschaft  des 
Zaren   vom  August  1898  stand  die  Frage  der  Abrüstung  bzw. 
des  Stillstandes  der  Rüstimgen  sowohl  bei  den  Freimden  der 
Friedensbewegung   wie    bei   deren   Gegnern   im  Vordergründe 
der    Erörtenmg.      Auch    bei    den    Verhandlungen    der  ersten 
Friedenskonferenz  spielte  diese  Frage  zimächst  eine  bedeutsame 
Rolle.     Es   zeigte   sich   jedoch   bald,    daß   eine  Einigung  über 
dieselbe  im  Sinne  der  Friedensbotschaft  nicht  zu  erreichen  sei. 
Die  erste  Friedenskonferenz    begnügte    sich    daher   mit  einer 
Resolution,  in  welcher  sie  die  Ansicht  aussprach,  daß  eine  Ein- 
schränkung „der  gegenwärtig  die  Welt  bedrückenden  Kriegs- 
lasten"   im    Interesse    der    materiellen    wie    moralischen  Fort- 
schritte   der  Menschheit   sehr   wünschenswert   wäre,    an  diese 
Resolution  wurde  der  Wimsch  angeknüpft,  daß  die  Regierungen 
neuerlich  die  Möglichkeit  einer  Verständigung  über  eine  Be- 
schränkung der  Land-  imd  Seestreitkräfte  imd  der  Kiiegsbudgets 
in  Erwägung   ziehen   möchten.     In    dem  Programme   für  die 
zweite  Friedenskonferenz  war  die  Abrüstimgsfrage   überhaupt 
nicht   erwähnt;    mehrere   zur  Konferenz   eingeladene  Staaten, 
namentUch  auch  Deutschland,  sprachen  sich  sogar  dagegen  aus, 
daß    die   Abrüstimgsfrage    auf   der   Konferenz   wiederum   zur 
Sprache  komme.    Trotzdem  stellte  die  englische  Regierimg  den 
Antrag,  die  Konferenz  wolle  die  Resolution,  welche  die  Konferenz 
vom  Jahre  1899  in  bezug  auf  die  Beschränkung  der  Militär- 
lasten gefaßt  hatte,  bestätigen. 

Die  Konferenz  hat  denn  auch,  ohne  auf  eine  Erörterung 
der  Abrüstimgsfrage  näher  einzugehen,   den  Beschluß  gefaßt: 

„Die  zweite  Friedenskonferenz  bestätigt  den  auf  der  Konferenz  von 
1899  in  Ansehung  der  Beschränkung  der  Militärlasten  angenommenen  Beschloß 
und  erklärt  im  Hinblick  darauf,  daß  die  Militärlasten  seit  jenem  Jahre  in 
fast  allen  Ländern  erheblich  gewachsen  sind,  es  für  höchst  wünschenswert, 
daß  die  Regierungen  das  ernstliche  Studium  dieser  Frage  wieder  aufnehmen/ 

Mit  diesem  „ernsthchen  Studium"  der  Frage  wird  die 
Sache  wohl  erledigt  sein.  Selbst  wenn  nochmals  eine  Friedens- 
konferenz zusammentreten  sollte,  so  ist  es  im  höchsten  Grade 
unwahrscheinlich,  daß  die  Frage  der  Abrüstimg  bzw.  Beschrän- 
kung der  Militärlasten  auf  derselben  Gegenstand  eingehender 
Verhandlungen  bilden  wird.  Schon  auf  der  ersten  Friedens- 
konferenz hat  sich  gezeigt,  daß  Erörterungen  über  solche  Fragen 
zu  recht  unerquicklichen  Auseinandersetzimgen  führen  können, 
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<lie  eher  geeignet  sind,  das  friedliche  Einveraehmen  unter  den 
Mächten  zu  stören,  als  zu  befestigen.  Es  ist  wolil  anzimelimen, 
daß,  von  dieser  Erwägung  ausgehend,  die  russische  Regierung 
^§  Abrüstungsfrage  nicht  auf  das  Programm  der  zweiten  Kon- 
ferenz gesetzt  ]mt  und  daß  aus  dem  gleichen  Grunde  auf  der 
Konferenz  selbst  die  Frage  nur  gestreift,  aber  nicht  eingehend 
l^sprochen  wurde. 

Bemerkenswert  ist  auch,  daß  selbst  von  den  Friedensfreunden 
^eht  mehr  ein  solches  Gewicht  auf  die  Abrüstungsfrage  gelegt 
^d  wie  früher.  Infolgedessen  spielte  auch  diese  Frage  auf 
*iem  lü.  Weltfriedenskongreß j  der  im  September  1907  in  Mün- 
^hm  abgehalten  wurde,  keine  besondere  Rolle,  und  der  Kongreß 
begnügte  sich,  eine  ziemlich  farblose  Resolution  zu  besehließen. 

Nachdem  die  Abrüstungsfrage  im  wesentlichen  als  erledigt 
betrachtet  werden  kann,  wird  begreiflicherweise  jetzt  das  Schwer* 
gewicht  auf  die  Scliiedsgerichtsfrage  gelegt.  Es  ist  klar,  daß 
wenn  grundsätzhch  alle  internationalen  Streitigkeiten  unter 
Staaten  auf  dem  Wege  des  Schiedsverfahrens  beigelegt  werden, 
und  infolgedessen  kriegerische  Verwickelungen,  wenn  nicht  ganz 
ausgeschlossen  sind,  doch  immer  unwahrscheinlicher  werden, 
die  Möghchkeit  besteht,  daD  ein  Nachlassen  in  den  Rüstmigen 
von  selbst  eintritt. 

Nach  dem  gegenwärtig  geltenden  Völkerrecht  haben  mm 
die  Staaten  keine  Pflicht,  ihre  etwaigen  Streitigkeiten  auf  dem 
Wege  eines  sehiedsgerichtUchen  Verfahrens  zum  Austrage  zu 
bringen.  Es  hängt  dies  lediglich  von  iln^em  Ermessen  ab.  An 
diesem  Grundsatze  ist  auch  durch  die  beiden  Schiedsgerichts- 
konventionen vom  Jahre  1899  und  1907  nicht  geändert  worden. 
In  den  beiden  Konventionen  ist  nur  gesagt,  daß  die  Vertrags- 
mächte in  Rechtsfragen  und  namenthch  in  Fragen  der  Aus- 
legung oder  Anwendung  intematioDaler  Vereinbarungen  die 
Schiedssprechung  als  das  wirksamste  und  zugleich  der  Billig- 
keit am  meisten  entsprechende  Mittel  erachten,  um  Streitig- 
keiten zu  erledigen,  die  nicht  auf  diplomatischem  Wege  beigelegt 
werden  können.  Deshalb  mrd  es  auch  als  wünschenswert 
erklärt,  daß  bei  Streitigkeiten  über  die  erwähnten  Fragen  die 
Vertragsmächte  eintretendenfalls  die  Schiedssprechung  anrufen, 
soweit  es  die  Umstände  gestatten. 

Eine  Pflicht  zur  Anrufung  der  Schiedssprechung  ist  hier- 
nach in  keiner  Weise  festgestellt.  Eine  solche  Bindung  sollte 
erst  wenigstens  in  bezug  auf  gewisse  Gegengtiinde  durch  den 
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auf  der  zweiten  Konferenz  vorgeschlagenen  Weltschiedsvertrag 
erreicht  werden. 

Im  übrigen  enthalten  die  Schiedsgerichtskonventionen  Be- 
stimmungen über  die  Bestellung  des  Schiedsgerichts  und  über 
das  schiedsgerichtUche  Verfahren,  denen  man,  wie  schon  hervor- 
gehoben, eine  besondere  Bedeutimg  nicht  beilegen  kann,  da 
an  dem  Mangel  eines  Gerichtsverfassungsgesetzes  und  einer 
Prozeßordnung  für  die  internationalen  Schiedsgerichte  die  fried- 
liche Beilegung  von  Streitigkeiten  unter  Staaten  sicherlich  noch 
niemals  gescheitert  ist. 

Das   Streben   der   Friedensfreunde  geht  nun,   wie  bereits 
erwähnt,   dahin,   den  Grundsatz   zur  Geltung  zu  bringen,  daß 
alle  internationalen  Konflikte  auf  dem  Wege  der  Schiedssprechung 
zur  Erledigung  zu  bringen  sind,  weil  auf  diese  Weise  Aussicht 
besteht,  allmähhch  die  kriegerische  Selbsthilfe  unter  den  Staaten 
zu  beseitigen.    Als  ein  Mittel,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  oder 
demselben  wenigstens  näher  zu  kommen,  müßte  sich  ein  Welt- 
schiedsvertrag darstellen,   selbst  wenn  in  demselben   sich  die 
Vertragsstaaten  nur  verpflichteten,  in  Streitigkeiten  über  gewisse 
Materien    grundsätzUch   wenigstens    die    Schiedssprechung   an- 
zurufen. 

Um  sich  nun  die  Bedeutung  und  Tragweite  eines  solchen 
Weltschiedsvertrages  klar  zu  machen,  ist  es  notwendig,  festzu- 
stellen, welche  Gegenstände  überhaupt  einer  Schiedssprechung 
untervN'orfen  werden  können.  Da  die  Schiedssprechung  Recht- 
sprechung ist,  so  können,  solange  an  dieser  Auffassung  fest- 
gehalten wird,  nur  solche  Streitigkeiten  in  einem  Schiedsver- 
fahren zum  Austrage  gebracht  werden,  in  denen  die  Parteien 
über  unter  ihnen  bestehende  Rechtsverhältnisse  —  Rechte 
bzw.  Pflichten  —  im  Streite  sich  befinden.  Allerdings  ent- 
scheiden die  staatUchen  Behörden  nicht  selten  auch  über  Inter- 
essenkolUsionen  zwischen  einzelnen  untereinander  oder  zwischen 
Untertanen  und  der  Gesamtheit.  Allein  bei  solchen  Entschei- 
dungen handelt  es  sich  nicht  mn  eine  Rechtsprechung,  sondern 
um  eine  Verwaltungstätigkeit.  Es  handelt  sich  nicht  darum,  durch 
Subsumierung  des  Tatbestandes  unter  eine  Rechtsregel  auf 
Grund  einer  logischen  Schlußfolgerung  festzustellen,  ob  die 
eine  oder  die  andere  Partei  im  Rechte  ist.  Die  Entscheidung 
in  solchen  Fällen  erfolgt  vielmehr  auf  Grund  von  Erwägungen 
der  Zweckmäßigkeit  oder  der  Abwägung  der  im  Konflikt  befind- 
Uchen  Interessen.     Der  Staat  kann  durch  seine  Behörden  der- 
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artige  Entscheidungen  treffen  lassen,  weil  er  als  die  seinen 
Untertanen  übergeordneta  Macht  ausspreelien  kann,  daß  das 
Interesse  des  einen  dem  Interesse  des  anderen  oder  dem  Gesamt- 
jnteresse  gegenüber  zurückstehen  soll.  Dagegen  muß  es  zum 
mindesten  als  recht  zweifelhaft  betrachtet  werden,  ob  sich 
eouTeräne  Staaten  bei  Interessenkonflikten  der  Entscheidung 
eines  dritten  unterwerfen  können  und  wollen.  Jedenfalls  ist 
man  gegenwärtig  darüber  einig,  daß  nicht  Interessenkonflikte, 
sondern  bloß  Rechtsstreitigkeiten  der  internationalen  Schieds- 
eprechung  unterstellt  werden  sollen. 

Nun  ist  aber  gar  nicht  leicht,  im  einzelnen  Falle  festau- 
stellen,  ob  eine  Rechtsstreitigkeit  oder  ein  Interessenkonflikt 
vorliegt,  wie  jeder  Jurist  bestätigen  wird,  der  sich  eingehender 
mit  den  bezüghchen  Zweifelsfragen  beschäftigt  hat,  die  sich 
sehr  häufig  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
ergeben.  Ganz  ähnhch  hegt  die  Sache  bei  internationalen 
Konflikten.  Mit  Recht  hat  daher  der  erste  deutsche  Delegierte 
Baron  Marschall  in  seiner  bekaimten  Rede,  die  er  am  5.  Ok- 
tober 1907  in  der  ersten  Kommission  der  Konferenz  liielt,  in 
dieser  Beziehung  folgendes  ausgeführt: 

,,Sie  bedeheii  eicb  auf  juria tistste  Fmgen,  Welchea  ist  die  Be- 
p4yiltimg  dieses  Worte«?  Man  hat  mir  geantwortet,  daß  ea  ^politwcbe'  M&* 
^"^i^tk  auR&c^hUeßen  müßte.  Nu»,  ea  ist  absolut  unrnfiglich,  in  einem  Weltr 
rertrage  me  Greiuiinie  zwifichen  iliesen  beiden  Bej^^ffen  zu  ziehen.  Eine 
Frage  kann  in  einem  Lande  eine  judstiaebe,  in  einem  anderen  eine  politiaclie 
lein.  Eb  gibt  selbst  rein  juristi&cbe  Materieo,  die  im  Augenblieke  eines 
Streii^  politiHche  werden.  Einer  unserer  bervorragendaten  Kollegen  hat  iina 
nenlieb  bei  einer  anderen  Gelegenheit  gesagt,  ,daß  die  Politik  die  Eegion 
dea  internationalen  Rechts'  ist.  Will  man  die  itirististihen  Fragen  von  den 
technischen  und  okonomi sehen  Fragen  untenchdden?  Dai  wire  ehenfaUfl 
onmoglich.  Es  geht  daraus  hervor ^  daß  das  Wort  jurittiieh*  alle«  beaagt 
und  nichts  besafrt  und  daß  et  in  einer  Aunlegungsfrage  absolut  dieselbe  Sache 
iit.  Mau  hat  die  Frage  gestellt:  Wer  entscheidet  im  Falle  einer  Differenz, 
ob  eine  Frage  eine  jin-istische  ist  oder  nicht?  Keine  Antwort.  Und  dennoch 
ist  dieses  Wort  dö*  Nagel,  an  dem  man  das  ganze  obligatorische  Schieda- 
ganehtsverfahr^i  einschlielilicb  der  Liste  dea  Tablemm  aufgehängt  hat.  Wenn 
di^er  Nagel  niebt  gut  befestigt  ist,  so  fallt  aUea  zu  Boden/' 

Diesen  Ausführangen  läßt  sich  noch  liinzufügen,  daß  sehr 
häufig  mchtige  und  tiefgehende  luteressenkonflikte  zunächst 
äuDeriich  als  vielleicht  ziemlich  geringfügige  Rechtestreitigkeiten 
auftreten.  Daß  in  solchen  Fällen  die  einander  gegenüberstehenden 
8teaten  ihre  Streitigkeit  einem  Schiedsspruch  weder  unterstellen 
können  noch  wollen,  ist  klar.  Sehlagende  Beispiele  sind  die 
Differenzen  zwischen  England  und  den  Burenstaaten,  die  zum 
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Trans valkrieg  führten,  und  der  Streit  zwischen  Rußland  und 
Japan,  der  den  russisch-japanischen  Krieg  zur  Folge  hatte. 

Die  von  England  in  den  Vordergrund  geschobene  Sou 
veränitätsfrage  wäre  wohl  geeignet  gewesen,  durch  Schieds- 
spruch erledigt  zu  werden.  In  Wirklichkeit  handelte  es  sich 
aber  gar  nicht  um  diese  Rechtsfrage,  sondern  darum,  ob  Eng- 
land die  Alleinherrschaft  in  Südafrika  haben  soll.  Deshalb 
dachte  weder  die  engUsche  Regierung  noch  das  engUsche  Volk 
daran,  den  Streit  mit  Transvaal  durch  eine  schiedsgerichtUche 
Entscheidung  erledigen  zu  lassen. 

Ebenso  hätte  recht  wohl  der  Streit  zwischen  Rußland  und 
Japan  über  die  Frage,  ob  Rußland  berechtigt  war,  die  Mand- 
schurei noch  länger  besetzt  zu  halten,  einem  Schiedsgericht  zur 
Entscheidung  übertragen  werden  können.  Es  fiel  aber  weder 
Rußland  noch  Japan  ein,  dies  vorzuschlagen,  weil  es  sich  bei 
dem  Gegensatze  zwischen  Rußland  und  Japan  nicht  um  diese 
Rechtsfrage,  sondern  mn  die  Frage  drehte,  welcher  von  beiden 
Staaten  die  Vormacht  in  Ostasien  sein  soll^). 

In  diesem  Sinne  wurde  schon  von  dem  Berichterstatter 
über  die  Schiedsgerichtskonvention  vom  Jahre  1899  ausgeführt'): 

„Aber  selbst  wenn  man  auf  dem  Boden  des  Hechts  bleibt,  so  glauben 
die  Staaten  —  wenigstens  die  meisten  —  nicht,  daß  die  Schiedssprechung 
ohne  weiteres  für  jede  Bechtsbeschwerde  sich  eigne.  Es  gibt  Beschwerden, 
welche  sich  mit  Bechten  so  erhabener  Ordnung  beschäftigen,  daß  sich  die 
Staaten  nicht  für  befugt  halten,  sie  der  Schiedssprechung  zu  unterwerfen: 
die  Fassung  dieser  Vorbehaltsfälle  mag  verschieden  ausfallen.  Unabhängig- 
keit und  Selbständigkeit  sagt  der  portugiesisch-holländische  Vertrag  vom 
5.  Juli  1894.  Lebensinteresse  und  nationale  Ehre  sagt  der  russische  Entwarf. 
Zwei  Arten  von  Streitfällen  scheiden  also  von  der  Schiedssprechung  aus: 
Streitigkeiten,  welche  nicht  rechtlicher  Natur  sind,  und  Streitigkeiten,  welche 
zwar  von  juristischer  Art  sind,  aber  die  Lebensinteressen  und  die  nationale 
Ehre  berühren." 


*)  Hinter  den  Rechtsstreitigkeiten,  als  welche  sehr  häuRg  internationale 
Konflikte  zutage  treten,  stehen  eben  in  der Begel Machtfragen.  Was  E.  v.  Meier 
a.  a.  0.  I  S.  77  sagt:  „Wie  jede  große  Bevolution,  so  war  auch  die  erste 
englische  nur  scheinbar  ein  Kampf  ums  Becht.  Sie  war  kein  ZivilprozeÜ. 
sondern  ein  Kampf  um  die  Macht"  —  läßt  sich  für  die  meisten  internatio- 
nalen Konflikte  sagen,  sobald  es  sich  um  ernstliche  Streitigkeiten  handelt. 
Dies  hindert  freilich  einseitige  Juristen,  denen  nur  zu  häufig  ein  tieferes  Ver- 
ständnis für  politische  Fragen  fehlt,  nicht,  bei  dem  Gedanken  in  Entzücken 
zu  geraten,  daß  Streitigkeiten  unter  Staaten  \ne  Zivilprozesse  unter  Privaten 
entschieden  werden,  und  daß  in  der  Schiedsgerichtskonvention  eine  inter- 
nationale Prozeßordnimg  und  Gerichtsverfassung  vorliegt,  an  deren  Auslegimg 
man  seinen  juristischen  Scharfsinn  erproben  kann. 

')  Vgl.  Mcurer  a.  a.  0.  I  S.  190. 


Gegenüber  diesen  zweifellos  zutreffenden  Darlegmigen  hat 
&r  Freiherr  von  Marschall  bei  den  Verhandlungen  über  den 
Weltschieds vertrag  geltend  gemacht,  daß  wenn  man  in  diesen 
Vertrag  die  Ehreuklausel  einfüge,  die  rechtliche  Bindung  der 
Vertragsinächte  sich  als  illusorisch  darstelle»  da  es  doch  jedem 
Staate  freistehen  müsse,  selbst  zu  bestimmen,  ob  er  glaube, 
daß  bei  einem  Streitfälle,  auch  wenn  er  äußerhch  rechtlicher 
Natur  zu  sein  scheint,  seine  Lebensinteresseo  und  seine  na- 
tionale Ehre  betroffen  seien. 

Die  Sehwaerigkeiten,  die  hiernach  in  bezug  auf  die  Be- 
stimmung des  Umfangs  der  der  Sctnedssprechnng  zu  über- 
weisenden Streitfälle  bestehen,  haben  auch  veranlaßt,  daß  in 
den  Anträgen  die  auf  Einführung  des  obligatorischen  Schieds- 
verfahrens abzielten,  als  der  obligatorischen  Schiedssprechimg 
EU  überweisende  Fälle  durchweg  Streitigkeiten  geringfügiger 
Natur  aufgezälJt  wurden,  bei  denen  nur  untar  ganz  besonderen 
Umständen  die  nationale  Ehre  und  die  Lebensinteresaen  eines 
Staates  in  Frage  kommen  können. 

Streitigkeiten  über  Post-  und  Telegraphenverträge,  über 
Eisenbahnverhältnisse,  über  Abkommen  betreffend  den  Schutz 
des  literarischen  und  künstlerischen  Eigentums,  über  Münz- 
und  Meterkonventionen,  über  Rechtshilfe-  und  Ausheferungs- 
vertrage  usw.  können  wohl  nur  unter  ganz  besonderen  sie  be* 
gleitenden  Umständen  so  ernster  Natur  w^erden,  daß  sie  nicht 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  gütlich  beigelegt  werden 
können. 

In  der  Tat  könnte  wohl  jeder  Staat  ohne  besondere  Bedenken 
über  die  meisten  der  in  dem  dem  Entwürfe  des  Weltschieds- 
vertrags  beigefügten  Verzeichnisse  aufgeführten  Gegenstände 
mit  einzelnen  Staaten  obligatorische  Schiedsverträge  abschließen. 
Dagegen  spricht  allerdings  gegen  einen  Weltschiedsvertrag,  ab- 
gesehen von  anderen  Erwägungen,  namentheh  der  Umstand, 
daß  sich  ein  Staat  wohl  entschließen  mag,  mit  einem  anderen 
ihm  befreundeten  Staat  einen  Schiedsvertrag  abzuschUeßen,  in 
welchem  sieh  die  Vertragsteile  verpflichten,  alle  ihre  Streitigkeiten 
oder  doch  gewisse  Arten  derselben  auf  dem  Wege  eines  Schieds- 
verfahrens zur  Erledigung  zu  bringen;  während  man  es  keinem 
Staate,  der  auf  seine  Selbstiindigkeit  und  Unabhängigkeit  Ge- 
wicht legt,  zumuten  kann,  daß  er  einen  Weltschiedsvertrag,  wie 
er  auf  der  zweiten  Konferenz  vorgesclilagen  war,  mit  allen 
Staaten  der  Welt  abschließt. 
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Der  erste  deutsehe  Delegierte  hat  in  dieser  Beziehung  iu 
der  Sitzung  der  Friedenskonferenz  vom  23.  JuH  1907  in  zu 
treffender  Weise  folgendes  ausgeführt^): 

^Im  Laufe  unserer  Debatten  hat  man  auf  die  erfreuliche  Tatsache  hin- 
gewiesen,   daß   eine  Reihe   von   allgemeinen  und  obligatorischen  Schie(isve^ 
trägen   abgeschlossen   ist.     Es  ist  dies  unzweifelhaft   ein  wahrer  Fortschritt. 
dessen  Verdienst  der  ersten  Friedenskonferenz  zukommt.    Es  wäre  aber  doch 
ein   Irrtum   zu   glauben^    daß    eine   aUgemeine  Schiedsklausel,    die  von  rwei 
Staaten   festgestellt    wurde,    ohne    weiteres   als   Modell    oder  sozusagen  als 
Formular   für    einen  Weltvertrag    dienen    köimte*).     Die   Lage    ist  doch  in 
beiden    Fällen    eine    verschiedene.      Zwischen    zwei    Staaten,    die    einen  all- 
gemeinen obligatorischen  Schiedsvertrag  abschließen,  ist  das  Gebiet  der  mög- 
lichen  Streitfragen    für    die   beiden  Kontrahenten    übersehbar.     Es   ist  um- 
schrieben  durch   eine   Reihe  konkreter  Momente,   die   sich    aus   der  geo^- 
phischen  Lage   der   Staaten,   ans   ihren  finanziellen   und   ökonomischen  Ve^ 
hältnissen,   sowne  aus  den  historischen  Traditionen,   die  sich  zwischen  ihnen 
gestaltet  haben,    ergeben.      In   einem  Vertrage,    der  alle   Staaten   der  Weh 
umfassen    würde,    fehlen    diese   konkreten  Momente,    und   infolgedessen  ist, 
selbst  auf  dem  beschränkten  Gebiete  der  juristischen  Fragen,  die  Möglichkeit 
von  Streitfragen   unbegrenzt.     Daraus    folgt,    daß    eine   allgemeine    Schieds- 
klausel, die  zwischen   zwei   Staaten    die   gegenseitigen  Rechte   und  Pflichten 
mit  genügender  Klarheit  feststellt,   in   einem  Weltvertrag  zu   allgemein  und 
elastisch  und  infolgedessen  imanwendbar  sein  kann." 

Außer  diesen  Einwendungen  gegen  einen  Weltschiedsver- 
trag läßt  sich  noch  geltend  machen,  daß  der  Abschluß  eines 
Schiedsvertrags  namentUch  eines  allgemeinen  Schiedsvertrags 
zwischen  zwei  Staaten  immer  ein  Akt  des  gegenseitigen  Ver- 
trauens ist,  des  Vertrauens  nicht  bloß  darauf,  daß  sich  die 
Vertragsteile,  wie  es  in  Artikel  37  der  Schiedsgerichtskonvention 
heißt,  nach  Treu  und  Glauben  dem  Schiedsspruch  unterwerfen, 
sondern  daß  auch  der  Schiedsprozeß  nach  Treu  imd  Glauben 
ausgeführt  vdrd.  Bei  einem  Weltschiedsvertrage,  bei  dem  die 
möghchen  Gegner  in  keiner  näheren  Beziehung  stehen,  ist  diese 
Garantie  nicht  unter  allen  Umständen  gegeben.  Man  berück- 
sichtige doch,  daß  an  einem  Weltschiedsvertrage  nicht  bloß  die 
südamerikanischen  und  mittelamerikanischen  Staaten,  sondern 
auch  China,  die  dominikanische  Republik,  Haiti,  vielleicht 
auch  Liberia  sich  beteiUgen  würden. 

Es  ist  nun  eine  bekannte  Tatsache,  daß  Zivilprozesse  recht 
oft  begonnen  werden,  um  sich  seinen  Verpflichtungen  zu  ent- 
ziehen, imd  daß  die  Art  und  Weise,  wie  sie  geführt  werden, 
nicht  immer  den  Forderungen  von  Treu  und  Glauben  ent- 
sprechen.    Es  wird  sich  kaum  behaupten  lassen,  daß  derartige 

0  Fried  a.  a.  0.  S.  43. 

')  Vgl.  auch  die  bereits  en\ähnte  Äußerung  von  Bourgeois. 
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fc     *^heiüUDgea  nicht  auch  bei  Streitigkeiten  unter  Staaten  vor* 

t^iHmen  können^  wenn  infolge  eines  Weltschiedsyertrags  jeder 
^^^at  bei  jeder  Streitigkeit  mit  jedem  beliebigen  andern  Staat 
^"^  den  Prozeß  weg  verwiesen  ist^). 
^        Auf  einen  obHgatorischen  Seliiedsvertrag  mit  unbeschränkter 
Jeünehmerzahl   kann   sich  ein  Staat  nur  dann   oline  weiteres 

I^iala^sen,  wenn  derselbe  inhaltlich  auf  einen  einzelnen  be* 
stimmten  Gegenstand  beschränkt  ist,  der  kein  pohtisches  In- 
teresse bietet.  Dies  ist  t.  B.  der  Fall  bei  dem  Weltpostverein. 
Aus  derartigen  Abmachungen  läßt  sich  daher  auf  die  Möglich- 
keit und  Zweckmäßigkeit  eines  Weltschiedsvertrags  kein  Schluß 
ziehen.  Dagegen  spricht  gegen  einen  auf  eine  ganze  Anzahl 
von  Materien  sich  beziehenden  Weltschiedsvertrag  mit  unbe- 
schränkter Teilnehme rzahJj  abgesehen  von  den  soeben  betonten 
Erwägungen,  noch  das  schon  früher  geltend  gemachte  gewichtige 
Bedenken,  daß  dm^ch  den  Abschluß  emes  solchen  Weltschiedsver- 
trags ein  neues  die  Unabhängigkeit  und  Souveränität  der  Staaten 
ernstlich   gefährdendes   Prinzip   im   Völkerrecht   Anerkennung 

I  finden  würde,  daß  nämlich  die  Staaten  hei  allen  ihren  Streitig- 
keiten verpflichtet  sind,  die  Schiedsspreehmig  anzurufen,  und 
daß  sie  jedenfalls  zur  Selbsthilfe  erst  dann  schreiten  dürfen, 
wenn  durch  Schiedsspruch  der  Streit  nicht  beigelegt  werden 
konnte.  Um  vollständig  klar  zu  stellen,  daß  durch  einen  Welt- 
B  Schiedsvertrag  in  der  Tat  ein  neuer  die  Souveränität  der  Mit- 
■  glieder  der  völkerrechthchen  Gemeinschaft  beschränkender 
Grundsatz  zur  Geltung  gelangen  würde,  ist  nochmals  kurz  auf 
den  Unterschied  zwischen  den  zwischen  einzelnen  Staaten  ab- 
geschlossenen obhgatorisehen  Schiedsverträgen  und  einem  Welt- 
aehiedsvertrage  hinzuweisen.  Durch  zwischen  einzelnen  Staaten 
abgeschlossene  obligatorische  Schiedsverträge  wird  der  Grund- 
satz des  gegenwärtig  geltenden  Völkerrechts,  daß  es  im  Be- 
heben der  Staaten  steht,  ihre  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch 
I  entscheiden  zu  lassen  oder  im  Wege  der  Selbsthilfe  auszutragen, 
nicht  berührt.  Wie  sie  den  Schiedsvertrag  freiwillig  geschlossen 
haben,  können  sie  ihn  auch  jederzeit  w^ieder  aufheben.  Durch 
einen  derartigen  Ein^elschiedsvertrag  mrd  daher  eine  Minderung 


I 


0  Man  braucht  bloß  an  die  bekannten  Streitigkeiten  mit  Yünt^anale  in 
oiniiem.  Auch  darauf  kann  man  hin  weißen,  ilaß  scliließÜch  auch  die  aoge- 
n&niit^n  DragO'Doktriri,  die  in  dem  Abkommen  über  die  Be^diränkimg  der 
Ad  Wendung  von  Gewalt  bei  der  Eintreibung  toe  Yertragsschulden  doch 
BcliIieEtieh  darauf  hinauslauft,  wenig  kreditwürdige  Staaten  möglichBt  vor 
dem  Zugriffe  ihrer  Glaub iger  sicher  zu  stellen. 
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der  Souveränität  der  Vertragsteile  nicht  bewirkt,  wie  überhaupt 
durch  den  Abschluß  von  Verträgen,  die  zu  der  bereits  früher 
geschilderten  ersten  Gruppe  internationaler  Verträge  gehören, 
niemals  eine  rechtUche  Minderung  der  Souveränität  der  Vertrap- 
staaten  eintreten  kann. 

Ganz  anders  hegt  dagegen  die  Sache,  wenn  durch  einen 
Weltschiedsvertrag  der  Grundsatz  im  Völkerrecht  Geltung  er- 
langt,  daß  alle  internationalen   Streitigkeiten,   oder  wenigstens 
gewisse  Arten   derselben,   unter   Ausschluß   der  Selbsthilfe  im 
Wege   des  Schiedsverfahrens   ziun  Austrage   gebracht  werden 
müssen.      Solange  der  im  Weltschiedsvertrag  enthaltene  neue 
Grundsatz    des  Völkerrechts    noch    nicht   allgemeine    Geltung 
erlangt  hat  und  daher  noch  nicht  imbedingt  anerkannter  Be- 
standteil  der  Völkerrechtsordnung  geworden  ist,   können  sich 
die    einzelnen    Vertragsstaaten    dem   Weltschiedsvertrag   noch 
durch   Kündigung   entziehen.      Ist  aber  der  neue   Grundsatz 
allgemein  anerkannt,  ist  er  Bestandteil  der  Völkerrechtsordnung 
geworden,  so  kann  sich  kein  Staat  durch  Kündigung  des  Welt- 
schiedsvertrags   der  Verpflichtung,   dem  Grundsatz,   daß  inter- 
nationale  Streitigkeiten   durch    Schiedsspruch   erledigt  werden 
müssen,   entziehen.      Es    kann    daher   nicht   wohl    bezweifelt 
werden,  daß,  sobald  das  durch  einen  Weltschiedsvertrag  ange- 
strebte Ziel  erreicht  ist,  und  daß  es  erreicht  werden  wird,  ist 
sehr  wahrscheinlich,  eine  Mindenmg  der  Souveränität  der  Teil- 
nahme am  Weltschiedsvertrag  eintreten  muß. 

Wie  bereits  hervorgehoben,  können  sich  daher  die  Staaten 
auf  einen  Welschiedsvertrag  höchstens  dann  einlassen,  wenn 
derselbe  inhaltlich  auf  einen  einzelnen  bestimmten  Gregenstand 
beschränkt  ist,  der  ein  besonderes  poUtisches  Interesse  nicht 
bietet,  da  in  einem  solchen  Falle,  wie  beim  Weltpostverein, 
die  eintretende  Minderung  der  Souveränität  keine  große  Trag- 
weite hat.  Anders  gestaltet  sich  aber  die  Sache  bei  einem 
Weltscliiedsvertrage  mit  umfassenden,  tief  in  die  Souveränität 
eingreifenden  Bestimmungen. 

Allerdings  sollte  nach  dem  vorgeschlagenen  W^eltschieds- 
vertrage  das  obligatorische  Schiedsverfahren  zunächst  nur  ganz 
bestimmte  im  Vertrage  einzeln  aufgeführte  Rechtsstreitigkeiten 
umfassen  und  sollten  alle  Rechtsstreitigkeiten  ausgeschlossen 
sein,  bei  welchem  nach  Ansicht  der  Staatsteile  ihre  nationale 
Ehre  oder  ihr  Lebensinteresse  in  Frage  stehen. 

Es  ist  aber  klar,  daß  die  unter  dem  Einflüsse  der  Friedens- 
bewegung stehenden  Staaten  danach  streben  werden,  die  obli- 
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jitorische  Schiedssprechung  auf  alle  Reehtastreitigkeiten  aus- 
idehnen  ujid  datei  auch  die  sog.  EhrenkJausel  fallen  zu  lassen. 
bt  ja  doch  TOD  Seite  der  Anhänger  der  Friedensbewegung  die 
ßhauptung  aufgestellt  worden,  daß  gerade  Ehrenfragen  be- 
onders  geeignet  seien,  durch  Schiedsspruch  erledigt  zu  werden  *). 

Wenn  aber  Ehrenfragen  als  geeignet  erscheinen,  um  einer 

chiedssprechung  unterworfen  zu  werden,  so  wird  man  noch 

Weniger    Bedenken     haben,    IntereBsenkonflikte    der    Schieds- 

>rechung   zu    unterstellen*},    zumal    ja,    wie   schon   bemerkt, 

Tnteressenkonflikte   und   Rechtsstreitigkeiten    häufig   gar   nicht 

&harf  voneinander  geschieden  werden  können.     Dazu  kommt 

Dh,  daß  nach  den  Bestimmungen  der  Schiedsgerichtskonven- 

m    die   Vertragsmächte    übereingekommen    sind,    im    Falle 

ißler   Meinungsverschiedenheiten   oder   eines   Streites,    bevor 

zu  den  Waffen  greifen,  die  guten   Dienste  oder  die  Ver- 

ittelung  einer  befreundeten  Macht  oder  mehrerer  befreundeten 

lebte  anzurufen,   soweit  dies  die   Umatfinde  gestatten, 

Außerdem  wurde  es  für  nützhch  und  wünschenswert  erklärt, 

%ß   eine   Macht  oder  mehrere   Mächte,   die  nicht   am   Streite 

^teiügt   sind,   aus   eigenem    Antriebe    den   im  Streite   befind- 

len  Staaten  ihre  guten  Dienste  oder  ihre  Vermittelung  an- 

teten,  soweit  sich  die  Umstände  hierfür  eignen.     Das  Recht, 

Ite  Dienste  oder  Vermittelimg  anzubieten,  ist  den  am  Streite 

eht  beteiligten  Staaten  auch  w^ährend  des  Ganges  der  Feind- 

^ligkeiten  eingeräumt,  und  ebenso  ist  ausgesprochen,  daß  die 

leübung  dieses  Rechts  niemals  von  einem  der  streitenden 

le    als    unfreundliche    Handlung    angesehen    werden    darf. 

rachdem  sich  die  Staaten   durch  diese  Bestimmungen   bereite 

_^er  w^eitgeh enden  Einmischung  Dritter  in  ihre  Streitigkeiten, 

jne  Unterschied,  ob  es  sich  um  Rechts-  oder  Interessen  fragen 

idelt,  unterworfen  haben,  liegt  es  nahe,  daß  die  Friedens- 

gunde  danach   streben   werden,   die  Klausel,  soweit  es  die 

Lßtände  gestatten,   zu  beseitigen,  wie  sie  die  Beseitigung 

sog.  Eh  renk  lau  sei  bei  den  der  Schiedssprechung  zu  unter- 

Brfenden  Streitigkeiten  anstreben. 


')  Gegenüber  einer  Bemerkung  von  Fried:    „Eb  gibt  wenige  Fr&gen, 

•o  für  ein  ßüliiedggt^riobt  geeignet  lind,  als  Ehrenfragen^,  bemerkt  aber 

Heurer  ä*  a.  U.  I  S.  181,  obwoM  er  im  aUt^eTnduen  geneigt  ist,  die 

i   der  Friedt-tififrt^unde  zn  neiinien,  moa  »olle  d(jch  die  Scliied«gericbte 

^bi  auf  eine  xn  barte  Prube  «teilen. 

■)  Wie  die«  i»  B.  Nippold  «,  ft.  0.  5.61  verlangt. 


■   UM 
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Würde  dieses  Ziel  erreicht,  so  wäre  damit  der  Grundsatz 
zur  Geltung  gebracht,  daß  die  Staaten  verpflichtet  sind,  bei 
allen  Streitigkeiten,  mögen  sie  Rechte  oder  Interessen  betreffen, 
die  Vermittelung  dritter  Staaten  anzurufen  und,  wenn  diese  Ver- 
mittelung  nicht  zum  Ziele  führt,  die  Schiedssprechung  anzu- 
rufen. Der  Austrag  internationaler  Streitigkeiten  auf  dem  Wege 
der  Selbsthilfe  wäre  dann  entweder  ganz  ausgeschlossen  oder 
ausnahmsweise  nur  in  dem  Falle  zulässig,  daß  auch  durch  das 
Mittel  der  Schiedssprechung  eine  Erledigung  des  Streitfalls 
nicht  erreicht  werden  könnte. 

Daß  die  Friedensfreunde  eine  derartige  Grestaltung  des 
Völkerrechts  anstreben,  ist  zweifellos.  Recht  zweifelhaft  ist  es 
aber,  ob  die  Staaten  sich  herbeilassen  werden,  einen  Welt- 
schiedsvertrag  mit  einem  solchen  Inhalte  abzuschUeßen,  und 
ob  insbesondere  die  großen  Staaten  geneigt  sind,  sich  in  dieser 
Weise  die  Hände  zu  binden.  Noch  fragUcher  ist  aber,  ob, 
wenn  selbst  ein  solcher  Weltschiedsvertrag  zustande  käme, 
dadurch  das  Ziel  der  Friedensfreunde,  die  kriegerische  Selbst- 
hilfe zu  beseitigen,  erreicht  werden  könnte.  Bei  nüchterner 
Betrachtung  der  für  die  Stellung  der  MitgUeder  der  völkerrecht- 
Uchen  Gemeinschaft  maßgebenden  Verhältnisse  wird  man  diese 
Frage  unbedingt  verneinen  müssen. 

Wenn  es  sich  nänüich  um  den  Vollzug  von  Rechtsvor- 
schriften, mögen  dieselben  in  Gesetzen  oder  in  Verträgen  for- 
muliert sein,  handelt,  so  sind  zwei  MögUchkeiten  gegeben :  frei- 
willige Ausführung  und  Erfüllimg  oder  zwangsweise  Durch- 
führung durch  eine  höhere,  den  Verpflichteten  überlegene 
Macht,  wie  dies  bei  der  durch  die  staatUchen  Gerichte  und 
Verwaltungsbehörden  vorgenommenen  Zwangsvollstreckung  der 
Fall  ist.  Von  der  letzteren  Alternative  kann  hier  vorläufig  ab- 
gesehen werden,  da  über  den  souveränen  Staaten  keine  höhere 
Gewalt  existiert,  die  gegen  einen  Staat,  der  sich  weigert,  eine 
sich  aus  einem  Weltschiedsvertrage  ergebende  Verpflichtung  zu 
erfüllen,  mit  Zwangsvollstreckung  vorgehen  könnte,  die  An- 
wendung der  Selbsthilfe,  um  den  Gegner  zur  Erfüllung  seiner 
Verpflichtung  zu  zwingen,  aber  gerade  das  herbeiführen  würde, 
was  ausgeschlossen  werden  soll,  nämUch  den  Krieg. 

Die  freiwilhge  Erfüllung  einer  rechtUchen  Verpflichtung 
kann  selbst  wieder  auf  einem  doppelten  Beweggnmde  berulien, 
nämlich  auf  der  Besorgnis  von  der  drohenden  Zwangsvoll- 
streckung bzw.  Selbsthilfe  oder  auf  der  Überzeugung,  daß  die 
betreffende  Vorschrift  gerecht  imd  zweckmäßig  sei,   bzw.  daß 
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flie  Ehre,  das  Interesse  oder  auch  die  Rücksicht  auf  die 
Ansicht  der  Standesgenossen  oder  auch  auf  die  offen tliche 
Kleinung  verlange^  daß  die  Verpflichtung  erfüllt  werde. 

Bei  internationalen  Verpflichtungen  souveräner  Staaten  kann 
die  erste  Alternative  außer  acht  hleiben,  denn  wenn  ein  Staat 
nicht  aus  Gründen  der  zweiten  Art  bereit  ist,  eine  Verpflichtung 
^  erfüllen,  so  wird  er  es  unter  Umstünden  auf  die  Gewalt- 
tawendung  ankommen  lassen.  Aber  wenn  man  selbst  zugibt, 
daß  die  Staaten  geneigt  sind,  wenigstens  in  vielen  Fällen  einer 
Verpflichtung  nachssukommen,  um  gewaltsame  Selbsthilfe  zu 
vermeiden,  so  kommt  doch  alles  darauf  an,  ob  darauf  ge- 
rechnet werden  kann,  daß  ein  Weltachiedsvertrag  des  ange- 
deuteten Inhalts  unter  allen  Umständen  von  allen  daran 
beteihgten  Staaten  freiwilhg  vollzogen  werden  wird. 

Es  ist  nun  zweifelloSj  daß  in  allen  Rechtsvorschriften  imd 
allen  rechtlichen  Verpfiielitungen,  in  den  dieselben  feststellenden 
-Richtersprüchen,  ein  Moment  psycliischen  Zwangs  liegt,  der 
bewirkt,  daß  dieselben  in  der  Regel  fi-eiwilhg  beobachtet  und 
erfüllt  werden,  und  die  Fälle,  in  denen  psychischer  Zwang  an- 
gewendet werden  muß,  um  das  dem  Rechte  entsprechende  Er- 
gebnis zu  erzielen,  gegenüber  der  Regel  sich  als  Ausnahmen 
darstellen.  Dies  gilt  namentlich  auch  vom  Völkerrecht.  Es 
ist  die  Regel,  daß  die  Staaten  die  Grundsätze  der  Völkerrechts- 
ordnung beobachten  tmd  die  von  ihnen  auf  Grund  mtemationaler 
Vertrüge  übernommenen  A^erpflichtungen  freiwillig  erf Lilien.  Dies 
gilt  selbst  für  die  für  den  Krieg  aufgestellten  Regeln. 

Der  Grund  für  diese  Erscheinung  hegt  darin,  daß  die  Mit- 
^glieder  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  die  von  ihnen  zu 
erfüllenden  Verpflichtungen  freiwilhg  übemominen  und  durch 
freiwiUige  Unterwerfung  miter  die  von  ihnen  als  geltend  an* 
erkannten  Grundsätze  des  Völkerrechts  zu  erkennen  geben,  daß 
ßie  dieselben  als  der  Kulturentwickelung,  den  ethischen  An- 
schauungen ihrer  Zeit  und  ihrem  eigenen  Interesse  entsprechend 
betrachten.  Schheßlich  ist  ja  alles  Recht  nur  der  Ausdruck 
und  Niederschlag  der  bei  einem  Volke  oder  in  einer  Gruppe 
I'Ton  Völkern  zu  einer  bestimmten  Zeit  herrschenden  ethischen 
•  und  auch  religiösen  Anschauungen,  Andererseits  haben  die 
Rechtsvorschriften  die  vorhandenen  wirtschafthchen,  sozialen 
und  auch  religiösen  Interessengegensätze  auszugleichen.  Das 
Recht  ist  nichts  den  Lebensverhältnissen  gegenüber  Selb- 
ständiges, es  schafft  dieselben  nicht,  sondern  es  ündet  sie  als 
etwas  Gegebenes  vor  und  hat  dieselben  in  einer  Weise  zu  regeln, 
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die  für  das  Interesse  der  Gesamtheit,  wie  der  einzelnen  förder- 
lieh ist. 

Je  mehr  die  Rechtsvorschriften  diesen  Anforderungen  ent- 
sprechen, um  so  wahrscheinlicher  ist  es,  daß  sie  allgemein  frei- 
willig befolgt  werden.  Stehen  sie  dagegen  im  Widerspruch  mit 
den  sittUchen  oder  religiösen  Anschauungen  oder  mit  wichtigen 
Interessen  derjenigen,  für  welche  sie  gelten  sollen,  so  entstehen 
ganz  naturgemäß  bei  diesen  Personen  Pflichten-  und  Interessen- 
konflikte, die  nicht  immer  zugunsten  der  Rechtsordnung  ihre 
Erledigung  finden.  Im  Gregenteil  kommt  es  nur  zu  häufig  vor, 
daß  die  Rechtsvorschrift  wirkimgslos  bleibt,  imter  Umständen 
sogar  wieder  beseitigt  wird.  Beispiele  für  diese  Erscheinung 
heßen  sich  gerade  aus  der  neuesten  Zeit  in  genügender  Anzahl 
anführen.  Trotzdem  ist  es  zweifellos,  daß  die  Gegenwart  an 
einer  gewissen  Überschätzimg  des  formalen  Rechts  leidet^). 
Bei  jeder  Gelegenheit  greift  man  nach  der  „Klinke"  der  Gesetz- 
gebimg. Alle  sozialen,  sittlichen  und  wirtschaftUchen  Schäden 
will  man  durch  Gesetze  heilen,  wie  man  auch  glaubt,  den 
Gegensätzen  auf  dem  Gebiete  der  geistigen,  namentlich  des 
reUgiösen  und  kirchUchen  Lebens,  ausschUeßUch  durch  Rechts- 
vorschriften beikommen  zu  können.  Diese  Richtung  hat,  wie 
die  Verhandlungen  auf  den  beiden  Friedenskonferenzen  be- 
weisen, auch  auf  dem  Gebiete  der  Völkerrechtsordnung  mehr 
Boden  gewonnen  als  gut  und  notwendig  ist.  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  muß  man  die  sog.  Friedensbewegung  imd  den  der- 
selben entsprungenen  Vorschlag  des  Abschlusses  eines  Welt- 
schiedsvertrags  beurteilen. 

Wenn  die  sämtUchen  zur  völkerrechtlichen  Gemeinschaft 
gehörigen  Staaten  und  Völker  wirklich  in  dem  Maße  von  den 
Gefühlen  der  BrüderUchkeit,  Soüdarität  imd  Interessenlosigkeit 
durchdrungen  wären,  wie  dies  in  den  überschwengüchen  oben 
erwähnten  Redensarten  ausgesprochen  ist,  dann  wäre  allerdings 
der  Grundsatz  durchführbar,  daß  alle  Streitigkeiten  unter  Staaten, 
sofern  solche  Streitigkeiten  dann  überhaupt  vorkommen  würden, 
mögen  sie  Rechtsfragen  oder  Interessenkonflikte  betreffen  und 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  nationale  Ehre  dabei  in  Betracht 


*)  Das  schlagendste  Beispiel  der  Überschätzung  des  Rechts  und  der 
Rechtsvorschriften  bilden  bekanntlich  die  Staatsromane,  die  alle  von  der 
Auffassung  ausgehen,  daß  durch  entsprechende  Rechtsvorschriften  die  Nator 
der  Menschen  verändert  und  eine  Abhilfe  für  alle  Übel,  die  die  Menschheit 
bedrücken,  geschaffen  werden  könne.  Vgl.  die  Hübsche  Schrift  „Schlwraffi» 
politika"  1892. 
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amt^   auf   dem  Wege   schiedsgerichtliehen  Verfalirens   zum 

atrage  zu  bringen  ist.    So  liegen  aber  die  VerhäUmsse  nicht. 

Es  beBt^ht  nicht  ©inuial  unter  den  europäischen  Staaten 

igebhehe   Einheit   und    Brüderhchkeit.      Wäre   dies   der 

dann  hätte,  um  nur  eines  eu  erwähnen,  längst  Frankreich 

Jeden  ReTanchegedanken  gegenüber  Deutschland  venEichtet, 

Ihreud  sich  gerade  aus  der  Haltung,  die  von  jeher  die  fran- 

äiselien  Pazifisten  in  bezug  auf  die  elsaß-Iothringische  Frage 

^genommen  habeut  recht  schlagend  das  Gegenteil  ergibt, 

11^ Wenn  aber  die  gegenseitigen  Beziehnngen  der  europäischen 

en  noch  so  friedhch  wären  und  wenn  fetTier  der  Gegen- 

zwischen  Europa  und  Amerika,    den  man   durch   allerlei 

löne  Redensarten,   die  man  sich  gegenseitig  sagt,  beseitigen 

ier  doch  verdecken  will,   nicht  bestiinde,   so  ist  doch  dm^ch 

Eintreten  von  Japan  in  die  Reihe  der  Großmächte  und 

Feltmächte  der  Gegensatz  der  weißen  mid  der  gelben  Rasse, 

&r  schon  im  Mittelalter  zu  gewaltigen  Kämpfen  geführt  hat» 

Keder  in  einer  Weise  in  den  Vordergrund  gerückt,  daß  nur 

onverbesf^erlicher  Optimist  glauben  kann,  daß  dieser  Gegen- 

it^   sich   lediglich  in  der  Form   des  feindlichen  Wettbewerbs 

jspielen  wird. 

Allerdings    ist   die   Zeit   der   fortwährenden   Fehden   und 

leinen  Kriege ,  die  das  ganze  Mittelalter  erfüllt  haben,  vorbei, 

Bnso   ßind    die   Anlässe   wie   Erbfolgestreitigkeiten    beseitigt, 

X,  B,  im   17,  und    18,  Jahrhundert   große   Kriege   hervor- 

Brufen  liaben,  aber  niemand,  der  die  politischen  Verhältnisse 

ibefangen  betrachtet,  wird  bestreiten,  daß  in  den  gegenseitigen 

^?Jehungen    der   verschiedenen   Staaten    und   Rassen   in    der 

&genwart  nur  zu  viel  Zündstoff  vorhanden  ist,  der  zu  großen 

id  blutigen  Kriegen  Anlaß  geben  kann. 

Wenn   oft   behauptet   wird,    daß    gegenwärtig  die  Völker 

durch  die  gegenseitigen  und  gemeinschaftlichen  mrtschaftUchen 

Ji  '         rn  so  verflochten  sind,   daß  Kriege  in  der  Zukunft  aus- 

('  -en  erschienen,   so  ist  das  eine  einseitige  Auffassung. 

Allerdings  bringen  die  wirtschaftHchen  Beziehungen  die  Völker 

fL   und  für  eich  nälier;  aber  es  besteht  auch  die  MögUchkeit 
id  Gefalix,  daß  sich  gerade  aus  diesen  Besciehungen  Gegen^ 
txe  entwickeln,  die  sich  um  so  mehr  verschärfen  werden,  als 
sich  dabei  tatsächlich  mn  Lebensinteressen  der  betreffenden 
Volker  dreht.     Hat  es  sich  doch  Ijei  den  zahlreichen  Kolonial- 
legen  des  17,  und  18,  Jahrhunderte  in  erster  Linie  ancli,  wenn 
ich!  auBBchließlich,  um  wirtschaftUche  Fragen  gehandelt.    Daß 
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derartige  Ereignisse  für  alle  Zukunft  ausgesclilosseo  sind,  wird 
niemand  behaupten  wollen  und  können. 

Sind  diese  Ausführungen  richtigi  eo  ergibt  sieh  daraus, 
daß  ein  Weltaehiedsvertrag,  der  den  Grundsatz  des  Ausschlußses 
jeglicher  Selbsthilfe  bei  internationalen  Streitigkeiten  unt^r 
Staaten  festaetzen  wollte,  wirkungslos  bleiben  müßte,  weü  er 
mit  den  tatßäclLlicben  Verhältnissen  in  Widerspruch  ßtehen 
würde. 

Wenn  zwei  Staaten  miteinander  einen  speziellen  oder  alt 
gemeinen  Schiedsvertrag  abschließen,  so  kann  angenommen 
werden,  daß  sie  sich  der  vertragsmäßig  überaominenen  Ve^ 
pÜichtung  nnterwerfen  und  auch  den  ergangenen  Schiedsspruch 
freiwilhg  vollziehen,  um  sich  nicht  dem  Vorwurf  auszusetzenr  J 
daß  sie  gegen  Treu  und  Glauben  handehi.  H 

Wenn  dagegen  durch  einen  Weltsclnedsvertrag  mit  mög-" 
hebst  weitgehendem  Inhalte  der  Grundsatz  der  obUgatorischen^ 
8ehiedssprecbung  zur  Geltung  kommen  sollte,   so  würde  sicl^| 
wahrscheinlich  erweise  die  Sache  ganz  anders  gestalten,  nament- 
hch  wenn  durch  weiteren  Ausbau  des  ständigen  Schiedsgerichts- 
hofs die  im  einzelnen  Falle  mit  dem  Schiedsspruch  betrauten 
Personen  nicht  mehr  in  dem  Maße  Männer  des  Vertrauens  d^r 
Streitsteile  w^ären*},   wie  das  bei  Scluedsrichtern  der  Fall  ii^^ 
die  jetzt  von  den  Parteien   selbst  in  dem  besonders  für  de^[ 
einzahlen  Fall  abgeschlossenen  Schiedsverträge  benannt  werden. 
Trotz  eines  Weltschiedsvertrages  würden  die  Staaten,   die  übei 
irgend   einen    Gegenstand   in    Streit    geraten,    den    Streit  difl 
Rechtsprechung  des  ständigen  Scliiedsgeriehtshofs  zu  entziehet 
suchen,  wenn  sie  die  Überzeugung  haben,   daß  der  Streit  sich 
für   eine    scliiedsriehterUche   Entscheidung    nicht    eigne,    oder 
wenn    sie    Bedenken    tragen,    die    Entacheidung    gerade   dem 
ständigen  Sclüedsgerichtshofe  zu  überlassen.    Enthält  der  Welt- 
eiedsvertrag  die  sog.  Ehrenklausel,  so  kann  dieselbe  mit  Leichtig- 
keit  benutzt   werden,   um   das   erwünschte  Ziel   zu  erreiche!^ 
Ist   eine    Berufung   auf   die   Ehrenklausel   nicht   möghch,    i^ 
werden    die   streitenden   Staaten,    wenn    sie    ihren    Streit   der 
Schiedssprechung  entziehen  wollen,  weil  sie  im  gegebeneu  Fall^. 
eine  schiedsrichterliche  Austragung  des  Streits   nicht  für  a^^ 
gebracht  halten,    denselben   einfach  im  Wege  der  Selbstliilfe 

^)  Die  Bedenken,  die  gerade  von  diesem  GesicliLfipiinktG  aus  gegen  die 
Beateil titjg  eines  ständigen  Schiedsgenelitshofs  sprechen,  sind  in  meiner 
AbbandlutJg  „Die  Haager  FriedenakonferenE  und  da»  Völkerrischt'',  Arthlv 
L  off.  E,  Bd.  XV  S,  174  ff.  hervorgehoben. 


} 
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Austrage  bringen.    Es  kommt  eben  Lier  das  psychologische 

ent  mit  in  Betracht,  daß  sich  jemand  viel  leichter  ent- 
;hheßt,  eine  allgemeine  RechtaTorsehrift  zu  übertreten,  die  er 

ungerecht,  unbillig  oder  unzweckmäßig  hält,  als  daß  er 
jrersucht,  sich  einer  vertragsmäßig  übernommenen  Verpflichtimg 
iu  entziehen  *).  Wenn  ein  Staatsuntertan  eine  allgemeine  Rechts- 
torschrift  nicht  beobachtet^  so  kann  er  von  der  Staatsgewalt 
daxii  gezwungen  werden.  Wer  soll  aber  Staaten,  die  statt  ihren 
Btreit  einem  Weltschiedsvertrage  entsprechend,  Schiedsgericht- 
fichem  Verfahren  zu  unterstelleu,  zur  Selbsthilfe  greifen,  hier- 
von abhalten  und  zwingen,  den  Weltscliiedsvertrag  zu  be- 
obachten? Jedenfalls  könnte  dieser  Zwang  selbst  nur  meder 
in  der  Form  der  Selbstliilfe,  also  in  letzter  Linie  des  Krieges 
auftreten. 

Überhaupt  darf  niemals  vergessen  werden,  daß  der  schwache 
Punkt  bei  allen  Vorschriften  des  Völkerrechte,  den  intematio- 
Halen  Verträgen  und  den  internationalen  Schiedssprüchen  die 
Frage  der  Erzwingbarkeit  ist.  AEerdiugs  ist  anzuuehmen,  daß 
in  der  Regel  der  psychische  Zwang  ausreicht  und  daß  inf olge- 
^"dessen  die  aus  diesen  Vorschriften  usw,  sich  ergebenden  Ver- 
pflichtungen wie  man  sagt  „freiwillig"  erfüllt  werden*  Wenn 
dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  wenn  z,  B.  ein  Schiedsspruch  von 
ider  Partei,  gegen  die  er  ergangen  ist,  für  ungerecht  betrachtet 
und  dafür  nicht  vollzogen  wird,  so  gibt  es  keine  über  den 
ßtreitsteilen  stehende  höhere  Macht,  welche  die  Zwangsvoll- 
fitreckung  anordnen  und  durchführen  lassen  könnte.  Will  der- 
jenige, zu  dessen  Gunsten  ein  Scliiedaspruch  ergangen  ist,  den< 
selben  gegen  seinen  widerstrebenden  Gegner  mit  Zwang  zur 
Durchführung  bringen,  so  bleibt  ihm  nichts  übrig,  als  den 
IWeg  der  Selbsthüfe  zu  beschreiten,  also  denselben  schheßUch 
[mit  Krieg  zu  überziehen. 

Gerade  weil  das  gesamte  Völkerrecht  und  namentHcb  auch 
die  internationale  Schiedssprechung  in  ihrer  Wirksamkeit  auf 
Ifreimhiger  Anerkennung  und  Unterwerfung  beruhen,  soll  man 
sich  hüten,  Einrichtungen  zu  schaffen  wie  einen  auf  dem 
Grundsätze  des  obligatorischeu  Schiedsverfahrens  beruhenden 


*)  Höher  als  alle  Vor&clmlten  dea  formeÜen  Rechts  stehen  eben  die 
XebeDflinterejflen  eines  Staates  und  sein  Bewußtsein  der  Unabhängigkeit. 
Bdua  publica  suprema  lex  esto  gilt  auch  für  intematioiiAle  Verhältnisse,  Ist 
doch  auch  oft  genug  formelles  Verfassungtreclit  gebrochen  worden,  weil  die 
ne  Befnlguiig  desselben  die  wahren  Interessen  dea  StaÄtes  geschädigt 
ikatte. 


Wt^iiftciöeiFTtirir&c  mh  siäuäig^eaii  Sciiiedagerkiite,  deren  Durch- 
füLmnx:  eior  ZvsugB'iircanisaiiciin  Toraiisseizt,  die  in  der  volter- 
rtfC^L^ibciieii  ^jemednsctififi  felih  und  wohl  stets  fehlen  wird. 

Ef  is:  vjbkLrsdherniiciL  daS  der  Scfaiedsgericbtsgedanke  mehr 
Tiijc  nieiir  Beiden  gevinni  Tind  da£  äcii  schließlich  ein  Gewohn- 
beiisreiii  dhhin  büdeL  6hß  aBe  nicht  die  nationale  Ehre  und 
d&^  Letiensiiiierässe  beireffenden  Screrrigköten  durch  *Schied5- 
Fj:»rucL  l»eigeie£i  verden.  wahrend  es  aDeirdingB  nach  mensch- 
Bcher  Vc»raii9sichi  an^esdüosien  erscheint,  daß  der  Krieg 
jerrthlf  gani  l^eserdgt  werden  wird. 

Jedenfftllf  ersciiemi  «  selbst  vom  Standpunkt  der  Friedens- 
bewegung  au«   richtiger,   die  w^Kt^ere  Entwickelung  der  frei- 
willigen Schiedsgerichtsbarkeit  abzuwarten,  als  mit  nervöser 
Hasi   nach  Enrichtungen  eu  streben,  wekbe  einen  im  Sinne 
der  Friedensfreunde  recht  bedeikhchen  Rückschlag  bewirken 
könni-en.     Mh  Recht   beißt   es  in   der  amtlichen  Denkschrift. 
daß    die   Ablehnung   des   Toi^gesdüagaien  Wehsduedsrertrags 
deshalb  veranlaßt  gewesen  sa,  weil  begründete  Besorgnis  be- 
stand,   daß    über   Anwendung   und    Ausle*jung   eines    solchen 
Vertrags  ernste,  der  Sadie  des  Friedens  nicht  dienliche  Streitig- 
keiten entstehen  könnten. 

Deutschland  hat  auf  der  asten  Friedenskonferenz  vom 
Jahre  18^  g€¥?en  die  Einführung  des  obligatorischen  Schieds- 
verfahrens und  die  Errichtung  eines  ständigen  Schiedsgerichts- 
hofs mit  Erfolg  deshalb  Widersprach  erhoben,  weü  dxnch  diese 
Einrichtungen  eine  unzulässige  Beeintra^ogung  der  Souve 
ranitat  der  Staaten  eintreten  würde.  Die  deutsche  Regierung  hat 
auch  auf  der  zweiten  Friedenskonferenz  durch  ihre  ablehnende 
Haltung  gegenüber  dem  Vorschlage  des  AbsdJusses  eines  Welt- 
schiedsgerichts diesen  Plan  zu  Fall  gebracht  Wer  nicht  auf 
der  Seite  der  Friedensbew^ung  steht,  wird  dies  sicherlich  der 
deutschen  Regierung  als  Verdienst  anrechnen.  Das  Verdienst 
wäre  aber  noch  größer  gewesen,  wenn  die  deutsche  Regierung 
statt  die  obligatorische  Schiedssprechung  grundsätzlich  anzu- 
erkennen imd  sogar  an  dem  Entwürfe  des  Abkommens  über 
den  internationalen  Schiedsgerichtshofe  mitzuarbeiten^),   unter 


^)  Ob  es  notwendig  gewesen  ist,  daß  Deute^hlaad  far  das  Zustande- 
kommeii  dee  internationalen  Prisengerichtshofe  tatig  war,  soll  hier  nicht 
weiter  untersucht  werden :  ce  genüge,  auf  die  Ausführung  von  Zorn  (Marmerund- 
»chau  18.  Jahrg.  S.  1263)  hinzuweisen,  welcher  sagt:  „In  d«*  internationalen 
Prisengerichtebarkeit  liegt  zweifellos  eine  viel  strengere  Rinschrünlning  der 
Souveränität   des  Staates,   als   in   der   Schiedsgmchtsbarkeit  jeder  Art,  ein- 


i  S  t  e  n g^e  L  Da»  obligatorische  ScMedfYerfftbfQa  tu  d,  Weltschi edsveiiraj^r*    593 

BfcioDuiig  ihrer  bekaunt-en  Friedeosliebe  einfach  erklärt  hätte, 
Jaß  sie  zwar  bereit  sei,  an  einer  Verbesserung  des  anf  dem  Gnmd- 
^tze  des  fakultativ eu  Schiedsverfahrens  beruhenden  Schieds- 
{erichtaabkommens  %'om  Jalire  1899  mitzuwirken,  daß  sie  aber 
jlreii  Widersprach  gegen  Einführung  des  obligatorischen 
iedsverfahrens,  die  Errichtung  eines  ständigen  Schiedsgerichts- 
aufrecht  erhalte  und  sich  an  Verhandlungen  über  diese 

enstände  ebensowenig  beteihgen  w^erde,  wie  an  einer  et- 
migen  Abrüstnngsdebatte  ^).  , 

Hätte  sieh  Deutschland  von  vornherein  auf  diesen  grund- 
Itzlich  ablehnenden  Standpunkt  gestellt,  so  wäre  seine  Stellimg, 
Tenn  sie  auch  begreiflicherweise  von  den  Anliängem  der  obh- 
itorischen  Schiedssprechung  scharf  bekämpft  worden  wäi*«, 
[ich  insofern  unangreifbar  gewesen,  weil  sie  sich  auf.  die  Grund- 
gen des  gegenwärtig  geltenden  Völkerrechts  gestützt  hätte, 
agegen  boten  die  Einwendungen,  die  seitens  der  deutschen 
«legation  im  einzelnen  gegen  den  Weltschiedsvertrag  geltend 
3inacht  wurden,  nachdem  sie  sicli  einmal  grundsätzlich  für 
IS  obhgatorische  Schiedsverfahren  ausgesprochen  hatte»  manche 
ngriSspunkte  und  fechwächen,  die  auch  in  der  Debatte  aus- 
Bnützt  wurden*  Isamentlich  w^urde  geltend  gemacht,  daß  die 
DD  den  Deutschen  an  dem  vorgelegten  Entwürfe  eines  Welt* 
jhiedsvertrags  gerügten  Mängel  nicht  unverbesserlich  seien. 

Eine  gnindsätzUch  ablebnende  Haltung  der  deutschen  Re- 
lerung  gegenüber  Weltschiedsvertrag  und  ständigem  Selneds- 
arichtshof  hätte  .  jch  noch  den  Voi-teil  gehabt,  daß  für  die 
nkunft  Klarheit  geschaffen  worden  und  höchst  wahrscheinlich 
erhindert  worden  wäre,  daß  der  Plan  eines  Weltschiedsvertrags 
icht  nochmals  auftaucht,  wie  ja  auch  die  Abrüstuugsvorschläge 
ohl  als  endgültig  beseitigt  betrachtet  werden  können.  Dagegen 
tuß  die  Haltung  der  deutschen  Regierung  auf  der  zweiten 
riedenskonferenz  bei  den  Anhängern  des  Weltschiedsvertrags 
ie  Hoffnung  erwecken^  daß  Deutschland,  wie  es  seit  der  ersten 
Konferenz  ihren  Ideen   etwas   entgegengekommen   ist,   in   der 

liJießliüli  der  lOg.  oblig&toriicben»  deEn  die  Priaengerichtabarkeit  ist  wirkUeh 
rtDgenda  Gerichtsbarkeit,  nnd  rw^ar  über  tDÜitäriBche  Akt«  der  Enegfülirung, 
Imücb  die  Wegnahme  von  Prisen." 

*)  Paß  daraufi,  daß  DeatscUland  einige  obligatorische  Schiedsgerichts- 
«trage  geschlossen  hat,  noch  keineswegs  folgte,  daß  es  auch  prinzipiell 
d  obHgatoriscIie  Schiedssprechung  anerkennen  miissej  ist  wohl  selbatvei^ 
todlich,  hat  ja  doeh  Baron  Marsckali  selbst  seltr  entschieden  den  Unterschied 
mchen  einem  Schiedsvertrag  zwischen  Ewei  Staatea  und  dem  WeltscUieda- 
irtrag  beri'orgehoben. 
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ZukuBfi  noch  weiter  nuchg^ljtnj  wertltf.  Kommt  nochmak  eine 
FriedenskonferüDz  ziiEtaiide>  so  wird  DeutöcMaDd  den  Kampf 
um  den  Weltschiedsvertrag  nochmals  durchzufechten  habei 
und  jedenfalls  unter  weniger  günstigen  Verhältniasen  als  im 
Jahre  1907  *}. 

Wir  DeutBchen  gelten  ja  namentlich   bei   den  Franiosen 
und  Engländern  und  auch  den  Amerikanern  als  in  der  politi- 
schen Entwickelung  rückständig.     Dieser  Vorwurf  wird  selbst- 
Terstandlieh   auch   in  bezug  auf  die  Haltung  der  deutscheü 
Regierung  gegenüber  dem  Weltschiedsvertrage  erhoben  werden. 
Wir  haben  aber  keine  Ursache,   uns  solche  Vorwürfe  sehr  m 
HerEen    zu    nelimen.     Allerdings   hat   es    Deutschland   in  der 
Demokratisierung  der  Gesellschaft  und  in  den  Auswüchsen  dei 
parlameutariBchen    Systems    noch    nicht   soweit  gebracht   wie 
andere  Völker.     Das  dürfte  aber  doch  wohl  eher  ein  Vorteil, 
als  ein  Unglück  sein,   wie  es  auch  nur  zu  begrüßen  ist,   daß 
^e   deutsche    Regierung    auf    der   zweiten    Friedenskouferems 
wenigstens  nicht  in  allen  Punkten  nachgegeben  hat,  ohne  sich 
um  das  Urteil  der  Friedensfreunde  zu  kümmern. 

Im  übrigen  ist  es  Sache  des  deutschen  \''olkes  und  der 
deutschen  Regierung,  den  poÜtisehen  Strömungen  soweit  Bach^u- 
geben,  als  es  dies  mit  dem  nationalen  Interesse  für  vereinbar  liält. 
Dies  gilt  insbesondere  ^on  der  sog.  Friedensbewegimg,  Ton  der 
nicht  zu  wünschen  ist,  daß  sie  weitere  Kreise  des  deutschen  Volkes 
ergreife,  als  bisher  der  Fall  ist.  Diese  Bewegung  hat  der  Natur 
der  Sache  nach  durchaus  kosmopohtiechen  Charakter,  Vaterland 
und  nationale  Gesinnung  sind  für  die  echten  Pazifisten  über* 
wtmdene  und  veraltete  Begriffe.  In  Völkern  und  Staaten  mit 
so  gefestigter  nationaler  Gesinnung  wie  Frankreich  und  England 
wird  solche  kosmopolitische  Bewegung  keinen  großen  Schaden 
stiften ;  sie  bleiben  auf  der  Oberfläche  und  werden  von  manchen 
Kreisen  gewissermaßen  als  Sport  betrachtet.  Im  deutschen 
Volke  dagegen  ist  eine  nationale  Gesinnung  erst  im  Entstehen, 
jedenfalls  ist  sie  noch  nicht  so  stark,  daß  sie  jeder  Einwirkung 
gegenüber  unangreifbar  wäre;  dazu  kommen  verschiedene 
internationale  und  kosmopohtische  Strömungen  im  deutschen 
Volke»  die  demselben  schon  viel  Unheil  gebracht  haben  und 


^)  Eiue  andere  Frage  ist  selbstveTatändlicb,  ob  nicht  die  dentache 
gierung  besondere  öründe  für  ikre  Halttmg  auf  der  Äweiteti  Fried enakoiifi 
hatte,  die  sich  der  KenutniBiiakme  Dritter  entziehen.    Hier  handelt  m 
nur  um   den  Eindruck,  den   diese  HaJtnug  auf  diejenigen  iiiftchen  wirdi  die 
sie  losgelöst  von   etwa  vorhandenen  Beweggründen  zu  beurtälen  versuclieii. 
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die  erst  allmählich  niedergerungen  werden  müssen.  Würde 
die  Friedensbewegmig  im  deutschen  Volke  breiteren  Baum 
gewinnen,  so  bestände  die  Gefahr,  daß  diese  kosmopoUtischen 
Strömungen  Oberwasser  bekämen  imd  die  nationale  Gesinnimg 
wieder  zurückgedrängt  würde.  Es  könnte  dann  nicht  ausbleiben, 
daß  auch  an  den  festen  Grundlagen  unseres  Staatswesens,  an 
unserer  Wehrkraft  zu  Land  imd  zur  See,  auf  der  imsere  Stellimg 
in  der  Welt,  und  an  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  die  das  beste 
Mittel  ist,  das  deutsche  Volk  zum  Pflichtbewußtsein  und  zur 
Aufopferungsfähigkeit  für  den  Staat  zu  erziehen,  gerüttelt 
würde*).  Die  weitere  Ausdehnung  der  Friedensbewegung  ist 
für  uns  Deutsche  daher  gar  nicht  so  harmlos,  wie  manche 
Schwärmer  und  IdeaUsten  glauben,  wenn  wir  sie  von  dem 
Standpunkte  aus  betrachten,  daß  solche  Bewegungen  einen 
tiefgreifenden  Einfluß  auf  die  politische  Anschauimgen  eines 
Volkes  zu  üben  vermögen.  Die  deutsche  Regierung  hat  daher 
allen  Anlaß,  dieser  Bewegung  entgegenzutreten  und  nicht  durch 
übel  angebrachtes  Entgegenkommen  gegen  pazifistische  Bestre- 
bimgen  und  Veranstaltungen  im  deutschen  Volke  die  Meinung 
zu  erregen,  daß  es  sich  um  eine  harmlose,  vielleicht  sogar 
berechtigte  Bewegung  handle. 

')  Bei  der  militärischen  Organisation  eines  Staates  handelt  es  sich 
eben  nicht  bloß  darum,  die  physische  Kraft  des  Volkes  gegen  äußere  Feinde 
zusammenzufassen,  sondern  um  eine  der  wichtigsten  Säulen,  auf  denen  das 
ganze  Staatsgebäude  ruht.  Mit  Recht  hat  daher  £.  v.  Meier  a.  a.  0.  IS.  112  f. 
darauf  hingewiesen,  daß  das  französische  Königtum  in  der  Kevolution 
namentlich  auch  deshalb  so  rasch  zusammengebrochen  ist,  weil  die  Armee 
versagte.  „Der  Gewalt  von  unten  trat  keine  Gewalt  von  oben  entgegen; 
ein  Umstand,  der  auch  das  Gelingen  der  beiden  englischen  Revolutionen 
und  der  amerikanischen  Revolution  herbeigeführt  hat." 


Zum  Stand  der  politischen  Probleme 

Rechtsvergleichende  Übersichten 


VII. 
Zielpunkte  der  Versicherungspolitik 

Von  Dr.  Alfred  Manes 

Ein  umfassendes  systematisches  Werk  über  Versieh erungspolitik  hat  noch 
niemand  geschrieben.  Die  darüber  vorhandene  Literatur  beschränkt  sich 
durchweg  entweder  auf  mehr  oder  minder  ausführliche  Schilderungen  einzelner 
Fragen  der  Versicherungspolitik  oder  auf  kurze  Zusanmienfassungen  im  Rahmen 
allgemeiner  Werke  über  das  Versicherungswesen  oder  einzelner  Zweige  des- 
selben. Was  an  dieser  Stelle  geboten  werden  soll,  sind  ein  paar  Bausteine 
zu  dem  noch  unaufgerichteten  Gebäude;  einige  besonders  markante 
Zielpunkte  der  Versicherungspolitik  sollen  beleuchtet  werden.  Dabei  empfiehlt 
es  sich,  eine  rechtsvergleichende  Darstellung  zu  wählen,  wie  man  auch  Ent- 
wicklung und  Zustand  der  Versichenmg  in  einem  Lande  erst  dann  ganz  be- 
greift, wenn  man  die  Verhältnisse  anderer  Länder  zum  Vergleich  heranzieht. 

Die  Versicherungspolitik,  wie  ich  sie  auffasse,  bezieht  sich  sowohl  auf 
die  Privat-  wie  auf  die  Sozialversicherung.  Man  darf  nicht,  wie  das  meistens 
zu  geschehen  pflegt,  die  eine  ohne  die  andere  betrachten.  Es  bestehen  viel 
engere  Zusammenhänge  und  Wechselbeziehungen  zwischen  beiden,  als  man 
im  allgemeinen  anzunehmen  geneigt  ist.  Ist  doch  die  Privat-  wie  die  Sozial- 
versicherungspolitik in  ihrem  Kern  nur  Ausstrahlung  allgemeiner  politischer 
Auffassungen  und  Betätigungen.  Freilich  ist  beim  Studium  der  Privatver- 
sich erungspolitik  eine  Trennung  von  der  Gewerbepolitik  so  wenig  möglich, 
wie  beim  Studium  der  Sozialversichenmgspolitik  eine  reinliche  Scheidung 
möglich  wäre  von  der  Sozialpolitik.  Neuerdings  muß  man  bei  der  Ent- 
wicklung, welche  die  soziale  Fürsorge  nach  australißch-neuseeländischem  Muster 
in  England  genommen  hat,  selbst  die  Armenpolitik  mit  heranziehen;  ist 
doch  eine  neue  Zwischenstufe  zwischen  Armenpflege  und  Versicherung  in  den 
eben  erwähnten  Ländern  entstanden,  eine  Einrichtung,  die  ich  als  Staats- 
bürgerversorgung bezeichnen  möchte.  Neigt  so  auf  der  einen  Seite  die 
Sozialversicherung  gelegentlich  zu  einer  Näherung  an  die  Armenpflege,  so 
wird  sie  auf  der  anderen  Seite,  in  Österreich  und  voraussichtlich  auch  im 
Deutschen  Reiche  ausgedehnt  auf  Kreise,  für  welche  zu  sorgen  bis  vor 
wenigen  Jahren   nicht  Aufgabe   der  Sozialpolitik   zu  sein  schien.     Eine  Um- 
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urertung  dieses  BegrilEt,  tdne  Ausdehnung  auf  Volksschichten ^  die  zum  Teil 
dem  Arbeiter  durchauj  nicht  nahetteheut  baJmt  flieh  an.  Das  zeigt  die  Privat- 
beAmtenv  ersieh  erung. 

Nicht  nur  dringt  die  Versicherungsidee  bIb  solche  in  die  weitesten  Be> 
völkemngimcfaichteD ;  nicht  nur  entstehen  fortg^esetzt  neue  Versicheningsarten 
ond  Zweige,  es  gelangt  vielmehr  auch  immer  mehr  der  Wunsch  zur  Ver- 
breituDg,  in  ein  System  fltaatlicher  Zwangsversieherung  einbezogen  tu  werden, 
möglichst  mit  Unterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln.  Außer  bei  den  Privat- 
b«amtea  JGjdgea  sich  solche  Tendenzen  bei  den  Ärsten,  bei  den  Anwälteii, 
den  Landwirten  usw. 

In  einem  viel!eicht  noch  niemals  geuügend  beobachteten  großen  Umfang 
fa£t  man  die  Versicherung  als  Allheilmittel  auf.  Was  immer  an  Schaden  £U 
befürchten,  an  Nachteilen  irgendwelcher  Art  zu  erwarten  ist^  glaubt  man 
durch  irgendeine  Versicherung  beseitigen  oder  wenigstens  einschränken  zu 
können^  Selbst  dem  Schaden  des  Krieg es^  des  Seekrieges  insbesondere^  hat 
man   in  England  Termittels  der  Veraicherung  begegnen   zu  müssen  verlangt» 

Neue  Elemente,  welche  friiher  die  Versieh erungspolitik  zu  leiten  niemals 
bestrebt  oder  ^hig  waren,  tauchen  auf  und  beeinflussen  ihre  Richtimg  in 
maßgebender  Weise,  Die  Versicherten  mit  ihren  Schutzverbänden  und  andere 
Or^ganisationen  haben  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Einfluß  gewonnen. 
Das  ^t  für  die  Sozialversicherung  wie  für  die  Privatveraicherung*  Dort 
kann  das  überraschend  schnelle  Entgegenkommen  des  Heiehsamts  des  Inner n 
und  die  ganz  ungewöhnlich  beschleunigte  Veröffentlichung  äsweier  Denk- 
schriften auf  den  Wunsch  der  Organisation  der  Privatbeamten  hin  bÜs  Beispiel 
angeführt  werden;  hier  ist  die  Beeinflussung  des  Eeiehsgesetxes  über  den 
Versicherungsvertrag  durch  die  Venäichertenv  er  bände  ein  ExempeL  Aber 
auch  die  Versicherer  sind  im  Hinblick  auf  die  Geataltung  der  Privatv ersieh e- 
nmgspoliük  einflußreicher  als  ehedera*  Sie  werden  häuflger  als  sonst  bei 
der  Vorbereitung  gesetzlicher  Maßnahmen  zn  Rate  gezogen ;  sie  haben  da- 
durch, daß  sie  die  ubexwi^ende  Mehrheit  im  Versich ernngtbeirat  bOden, 
einen  großen  Einfluß,  Auffallen  muß  dabei,  daß  im  Reichstag  kein  eigent* 
iicher  Fachmann  aus  den  Eeihen  der  Versicherer  vorhanden  ist,  wie  überhaupt 
die  Zahl  von  VersichernngsverBtandigen  in  den  deutechen  Parlamenten  g&wt 
minimal  ist 

In  Deutachland  haben  trot^  der  Finaiiznöte  des  Reiches  bei  der  Ge- 
staltung der  VersicherungspoUtik  bisher  wenigstens  noch  keine  Gesichtspunkte 
finanzpolitischer  Natur  mit  hin  eingespielt,  wie  in  zahlreichen  Auslandsstaaten, 
in  Portugal,  in  Spanien,  in  vielen  südamerikanischen  Republiken  usw.  Da- 
gegen hat  die  Handels  Vertragspolitik  gar  manchmal  die  Gestaltimg  der  Vei^ 
richerungapohtik,  die  Stellung  Deutschlands  zu  aualändisohen  Geaellschafteu 
oder  »o  den  aualäudi sehen  Arbeitern  beeinflußt. 

In  eugem  Zusammenhang  hiermit  steht  die  neueste  und  aussichtsreichste 
Phase  der  Versieh  erungspolitik,  zu  welcher  eine  Reibe  von  AnsätEcn  bereits 
vorhanden  sind:  eine  Vereinheithchuug  auf  internationaler  Basis. 

Es  gibt  nur  wem'ge  Teilgebiete  der  gesamten  Politik,  welche  in  so 
kurzer  Zeit  wie  die  Veraich  erungspolitik  zu  größter  Bedeutung  gelangt  sind. 
Haben  wir  doch  in  Deutach land  noch  nicht  viel  länger  als  ein  Vierteljahr^ 
hundert  überhaupt  erat  eine  Sozial  versieh  erungspolitik,  in  anderen  Ländern 
teit  noch  viel  kürzerer  Zeit^  In  unanfhaltaamem  Siegeszuge  schreitet  die 
•ozialo  Idee  der  Yertickemtig  überall  vorwärts.  Man  hat  vor  drei  Jahrzehnten 
geglaubt,  das  Ende  der  Privatversichenmg  sei  nahej  ihr  wurde  von  einfluß- 
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reioli^n  Praktikern   aad   namhaften  Gd ehrten   ihre  Eidsten^ibefecktigufi^ 
tt ritten;    und  iehr  klage  Veriicheningspraktiker  waren    übenceugt,    daß 
Pn^atTereichernngT  nachdem   einmal   die  SozitUveraiehenuig  gesohafffifi  win 
itändig  zurückgehen   werde*     Heate  ist   mem  imckreT  Atif&iMmng.    Mmi  kt 
eingesehen,   daß  die  zwangi weise  Ausbreitung  der  SozialTersichentnf  in  des 
weitesten  Voikskr^esißen  auch  gÜDstig  aei  für  die  weitere  Verbreitang  der  fm- 
willigen  Priva  t Versicherung  ♦     Dns  V"er»ieheriTng9hedürft)ia  wurde  in  BeräÄe- 
rongischichten  geweckt,   welche  vorher  keine  Ahmiing  von  der  Yertichenmf 
nnd  ihrer  Bedeulung  gehnbt  hatten.    Da  der  Staat  mit  »dnen  ZwmpgwiMteitfJi 
da«  einmaJ  geweckte  Bedürfnis  nicht  genügend  zu  befnedigen  imstande  iä,  lO 
stimmen  die  Massen  zu  den  privaten  Yef«icherungQgeedl£icliaftf*n.    Aber  frrilicJ] 
ancb   an   ihnen   ist   der  sociale   Zug  der  Zeit  nicht  ganz  ohne  Nachwirkooi^ 
vorübergegangen.     Beflchi^nkung    der  Aktionsrdmdende   bei   privaten  Tcr- 
iicberungBgeftellachaften,  Ausdehnung  das  Prinisijts  der  Gewmnbeteiliifuug  dir 
Venicherten  bei  Aktiengeaellaohalten  auch  auf  anderen  Gebieten  ali  der  L^bfiu- 
versicherongt  wo  dteiB«  Gewinnbeteiligung  sahon  längst  eingeführt  iit>  mch 
man  einzuführen.    Selbst  in  Amerika ,  welches  bis  vor  ganjt  kurzer  Zeit  felbil 
das  germgffie  Atom  einer  sosialeD  Aiiageatalt;ung  der  Versieh emng  TfnnsMS 
lieü,  ändert  sich,  srwar  sehr  langBatn^  aber  gründlich  die  Auffassung.   So  hit 
der  Staat  Massachuietti  Ende  L907  den  Sparkessen  den  Betrieb  derToIk^ 
verBieherung  gestattet,  um  eine  TerbElignng  dieses  weitTerbreitetcn  Zweigt 
herbeizuführen,  und  eeitena  Bozialer  Privatstiftungen  ist  das  ProVilem  der  Sooil* 
Versicherung  in  den  europÜBchen  Lindem  studiert  worden,  um  die  FVagt  m 
lüeent   wie   man   auf  dem  Umwege  über  eine  Ausbreitung  rationeller  priTtl* 
kapitalistischer  Veraichening  xa  einer  8t>lchen  mit  sosEialem  Charakter  gelaigiai 
könne* 

Naüh  diesem  allgemeinen  Überblick  mochte  ich  auf  einige  der  hierni 
köTB  berührten  Probleme  etwas  naher  eingehen. 


Die  Versieh  er  ungapoHtik  ist  ali  ein  Teil  der  inneren  Politik 
betrachten»  deren  Aufgabe  die  Fürsorge  für  die  Knlturverhaltnisse 
Volkes  umfaßt,  und  welche  bekanntlich  in  Wirtschaftspolitik,  Gew^rbepoHtik, 
Sosdalpolitikf  Agrarpohtik  usw.  zerfällt.  Die  Gesamtheit  der  M&ßnahmen, 
welchen  der  Staat  das  Versich eranpweaen  fordert»  iflt  mithin  Yersicbej 
poiitik.  Diese  ist  entweder  eine  primäre  oder  eine  sekundäret  je  nachdem 
aich  um  Maßnahmen  handelt,  bei  welchen  die  Eücksichten  auf  die  Forderung 
der  Versicherung  unmittelbar  und  allein  deo  Ausschlag  geben,  oder  dicie 
Haß  nahmen  in  erst  er  Linie  andern  Zweigen  dienen,  aber  eine  Büekwirknnf 
auf  die  Versicherung  ausüben;  auch  eine  Mischung  primärer  und  seknn 
Versicherungspolitik  kann  vorkommen.  Beispiel  für  erstere  ist  die  Anfsicl 
gesetzgebung,  für  letsctere  die  allgemeine  Gewerbepolitik  j  eine  Miichi 
b  PI  der  findet  sich  gelegentlich  in  Bestimmungen  von  Handels  vertragen.  Die 
versicherungspoli tischen  Maßregeln  können  entweder  in  Bechtsnormen  ver- 
dichtet werden  und  bilden  dann  das  Yersichtsrungsrtoht  (Vertragsrecbt  nnd 
StaatsanfsicJat);  oder  es  handelt  sich  um  einzelne  Ma0regeln  und  Veran- 
staltungen, dann  kann  man  von  Versichi*rangspftege  sprechen,  wie  sie  bei- 
spielsweise zum  Ausdruck  kommt,  wenn  die  Eegierung  eines  ä taute«,  nni  äne 
umfassende  Hagelversicherung  der  Bevölkerung  herbei^ufülu-enT  einer  privaten 
Versichenmgsanstalt  gewisse  Garantien  bietet.  Die  Vcrsicbenuigipotitlk  kann 
eine  positive  oder  eine  negative  iein,  je  nachdem  sie  bestinajate  Bestziel 


en»  mi^i 

erun|^| 
dem  iB^ 
>ruiig 
diese 

i'kimf 
dai^ 

ichM 

»hnn^^ 


färtlert»  z»  B»  die  Biltltmir  iirtlichLT  VieliversicheruDgsvereme^  oder  liintlert» 
z,  B,  die  YoTB ichening  kleiner  Kinder  auf  den  TodeafalL  Alle  diese  Slüß- 
nabmen  beeiaflusseii  in  mehr  oder  minder  starkein  Grade  den  jir^nzeb  Betrieb 
der  VerBickeniiig,  deahalb  bUdet  die  Veraich erimgspolitik  auch  einen  weseiit- 
Üchan  BeatÄudteil  der  Teraichernng^wirtschaft. 

VersTichl    man    nun    etwa    einen    Katalog   der    Maßnahmen   aufzu- 
teilen,  welche   als   Ausfluß    der  Yeraicherungspolitik    in    Betracht    kommen, 
KaeuerdiBg*  hat  Woemer  in  seinem  Grundriß  der  Versiehemngslehre,  Leipzig 
I90B}  die*  vereneht),  so  lasaea  sich  die  folgenden  unterscheiden, 

L  Staattbe trieb  der  Veraicbernng  (Veratflatlicbuug)^  und  zwar  entweder 
öpolbetrieb  des  Staates   unter  Ansaebliiß  jeder  anderen  Uiitemehmungs- 
oder   konkonierender   Staatebetrieb    in    freiem  Wettbewerb   mit   dem 
Privatbetriebe  (IminobOiarversicberumg  in  Bayern), 

2.  Staatliche  Anordnung  der  VerBicherung  in  Form  des  Versicherung«*- 
ÄwangB  und  der  Zwaogsvereicherung,  ohne  daß  der  Staat  selbst  der  üntei^ 
nehmar  dieser  Versicherung  ist;  er  kann  jedoch  die  Organisationen  bestimmter 
VersicherangBanstalten,  Vereine,  Genossenßchaften,  Kaj=iBen  usw;  anordnen 
(Arbeitenrersiiiherung,  Sozialversiche4run!f), 

3.  Beaufsiebtigung  der  VeruicherungBunternehmungeu,  event.  auch  der 
Yersicherungsverhältniase  durch  den  Staat. 

4.  Gesetzgebung    iiber    das    Recht   der   Versicbeningfi Verhältnisse,    der 

»Teraichernnp vertrage;  man  spricht  dann  von  Versieh erung9«ivilrecbt*pc5litik, 
5*  Gesetzgebung  über  die  öSeutbeben  Abgaben  der  Versicbenmgsunter- 
nehmunjren  in  Form,  von  Steuern,  Gebühren,  Wohlfahrtsbeitragen  und  über 

»Termö gensa nlag e :  Versicberun gsfinanÄpolitik, 
6,  Gesetzgebung   über   die   Bestrafung  gewisser  im  Bereich  des  Ver- 
iicberungiswesens  vorkommender  Übertretungen,   Vergehen  und  Verbrechen: 
i^eriichemngskriminalpolitik. 
7,  Vorschriften  des  Staates  über  den  Untejricht  auf  dem  Gebiet  des 
Veraich emngswesens :  Versi ch erungsunterrichtspolitik. 
■  8.  Bei  aßen  diesen  Einwirkungen  des  tstaates  auf  die  Versicherung  ist 

msm  mögbcb,  soaialpolitiscbe  Ziele  zu  verfolgen.  Die  Gesamtheit  der  staat- 
liehen  Maßnahmen  in  diesem  Sinne  ist  als  Versichcrungasogialpolitik  oder  als 
scKEiale  Versicherungspolitik  zu  heÄeicbnen, 

I 

H  Ton  einer  Versi eberungspoÜtik  als  von  einer  systematischen,   bewußten 

■und  gewollten  Furderung  der  Vemcherung  durch  den  Staat  kann  etwa  seit 

Kitte  des  19,  Jahrhunderts  die  Rede  sein.    Was  sich  vorher  findet,  sind 

nur  ganz  verein^seU©  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Versieber ong,  und  zwar 

durcjhweg  Vorschriften  probibitiver  Natur, 

»Einige  Beispiele  dieser  Gesetzgebung  verdienen  erwähnt  zu  werden* 
In  dem  „Guidon  de  la  Mer"*,  von  Ronen,  beißt  es  u*  a*;  ^Bei  anderen 
Kationen  wird  eine  Art  Versicherung  auf  Menschenleben  abgeschlfissen  in  der 
Weise,  daß  ihren  Erben  oder  Gläubigem,  im  Falle  die  Versieh  ^leu  auf  der  Keise 
sterben,  eine  bestimmte  Summe  anagezahlt  wird.  Aueb  können  Glaubiger  ihre 
Schulden  versichern,  wenn  der  Schuldner  sieb  aus  einem  Lande  in  ein  änderet 
b^^ibt;  das  gleiche  kann  auch  von  denen  gemacht  werden,  welche  Renten  oder 
Pensionen  berieben,  so  daß  ihre  Erben,  nachdem  sie  selbst  gestorben  »ind^  die 
Beute  oder  Pension  weiter  heriehen.  Alle  diese  Stipulationen  sind  verbotene, 
wdl  sie  gegen  Moral  und  gute  Sitte  verstoßen,  indem  unendhcher  Mißbrauch 


und  fortwAhrende  Hus<*hiingeii  die  Folge  srnd,  »o  dnß  m&n  sJeh  f^eisötigt 
geoelieii  bat,  die  hetreSendeü  Usincen  ftnlEoheben  tmd  zu  Terliietäi,  km 
dieieiu  Grande  sind  sie  mxkch  m  dietem  LBnde  (in  Fr&ükreich)  ttatersai^  em^ 
verbotet!/ 

lu  den  ZiTÜstntaiea  TOn  Gentm  wnrde  1588  getetxliaii  beitiiniiit:  ^Obae 
ErlitubiuB  dea  Senmts  dürfen  Sieberh eilen,  Vt^rbindlicbkdten  oder  Wetleai  mchi 
ingetiomtneii  werdeoH»  aaf  da»  Leben  de«  Papstes,  det  Eniiefij  nodi  auf  du 
Leheü  der  Eönigei  Kardinäle,  Herzoge,  Fürsten,  Bischöfe,  noch  atif  diA  Jjhm 
Buderer  Herren  odei-  Fersanen  in  Amt  niid  Würdeiip  weder  gektüolieii  Dddt 
weltlieben.^ 

Die  AfleekuraiizordonnanK  der  Btadt  Atn^li^rdam  vom  Jalir«  15^  eolliilt 
den  PaBsiis :  ^ Wir  r erbieten  ansdriicklicb^  das  Leben  einer  Peraän  xu  t(^ 
fiebern.^  Ähnlicbe  Bestimmtmgen  entbatten  die  Eoitardamer  OrdonniiUBi 
von  1304  und  1685. 

Die  VerBicberangBOrdonnaiiz  von  äliddelborg  (Seeland)  vom  Jahre  1600 
beeümmt:  ,« Keine  Vervicbening  soU  von  jetzt  ab  aaf  da^  Leben  pmgr  od^f 
mehrerer  Fenoneu  abgeochlossen  werden,  noch  in  der  Art  dner  Wette  kd 
Beiden  oder  ähnlicbe  ErEndungen ^  ist  dergleichen  aher  geechchenf  so  loü  a 
null  und  nichtig  aein*^ 

Die  franröaiflcbe  Mariu^ordonnanx  von  1684  besagt:  „Wir  verbtetes 
dtn  Abschluß  einer  Versicherung  auf  das  Leben  von  Menachen«^ 

Die  preußischen  Seegesetxe,  wie  sie  sich  in  der  Eonigsberger  OrdonniM 
T<vi  1730  finden,  «^en:  ^Alle  Yersicheningen  auf  ineii«€hlicbe  Leben  sind  im 
nligtm einen  verboten  und  für  ungültig  erklärt,  nur  insofem  sind  sie  erlaubt, 
fd«  die  Leute,  welche  eioe  gefähr  hebe  Heise  unternehmen,  dne  gewisse  Geld- 
inrame  ale  ihre  Eauzion  verBidiem  können,** 

Eine  positive  Förderung  der  Versicherung  findet  sieb  jedoch  gdegeat- 
lieh  auch  schon  recht  früh,  so  enthält  z.  B.  ein  Gesetz  von  Wkby  von  1541 
die  Bestimmung,  daß  ein  Kaxifmauni  wenn  er  den  Kapitän  zur  Verslcbertmg 
des  Suhiftes  anhält,  verp6icbtet  ist,  das  Leben  des  Kajutäns  g«?gen  Seegefshr 
Äü  versieb  em.  Die  merkan tu ts tische  Wirtsehaftsepoche  war  der  Förderong 
der  Versicherung  geneigt  mit  Rücksicht  auf  die  durch  dieie  erhoffte 
Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Aufrecht  erb  alt  img  der  Steuerkraft  d^ 
Untertanen,  Diese  sehr  bemerkenswerte  B^-orzugung  der  Versichernng  leigt 
sich  in  der  in  den  Pittschen  Einkommcnst^uergeaetÄen  bereits  Ende  dei 
18,  Jahrhunderts  enthaltenen  Beatimmungt  daß  LebensvemchtTungsprämieD 
in  Abzug  von  steuerpflichtigeu  Kinkomiuen  gebracht  werden  kdasen.  Wie 
sich  diese  positive  versic he rungspob tische  Maßregel  bis  beute  erbeten  hii» 
so  sind  auch  negative  Anordnungen  früherer  Zeiten  noch  auf  nna  gekonunen, 
so  z*  B,  die  Fraventivkontrolle  bei  der  Feuerveraichenmg,  die  Wiedemtflmir 
pfiicht  Q,  a,  m. 

Die  Entwicklung  des  Gedankens  der  Notwendigkeit  und  Zweckmäßig- 
keit einer  Kodifikation  des  Veraich erungsrechts  ist,  Boweii  die  Seerenieheiiing 
in  Betracht  kommt,  bei  zahtreichen  EulturvÖlkem  von  dem  Angenbbck 
zu  verfolgen^  in  welchem  dieser  VersicheningSÄweig  überhaupt  scnr  Ansbreli 
gelaugte.  Anders  hinsichtlich  de«  Kechts  der  Binnen  Versicherung,  Die 
setzgebung  über  die  Staatsatifmcht  insbesondere  ist  erst  ein  Produkt  d«r 
zweiten  Hälfte  des  19,  JahrhundertSi 

Es  ist  sehr  bemerk euswertp  daß  mit  StAatsaufsichtsges^xen  ein  Lajid  be- 
gonnen hat,  welches  sonst  im  allgemeinen  als  Land  der  Freiheit  gilt,  nämlich 
Amerika.    Hier  fiuden  lich  die  ersten  Stantaaufsiohtaämter  bereits  viele  Jahre 
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mli  in  eüTopäiiiclien  Stalten,  obwohl  das  Venich emngaweien  m  einzelnen 
fBcdem  Enropas  nicht  weniger  entwickelt  war,  ali  in  der  neuen  Welt. 

Der  Gmnd  für  diese  frühe  Gesetzgebung  in  den  Vereinigten  Staaten 
%areii  natur^eTnäß  die  zahlreichen  Schwindel  haften  Unternehmungen,  wie  ja 
^is  in  die  neuste  Zeit  in  den  Vereinigten  Staaten  die  ^ößten  MiBstände  bei 
Sder  PriYatTersichemng  zu  finden  «ind,  ungeachtet  der  nmlfisfiendfiten  und 
pctnängsten  Auf  fleh  tsgesetze. 

Nckih  jüngeren  Datums  iat  die  Vermengung  von  Veraichenmg  und 
BoEialpolitik,  Aber  anch  bei  den  Geietzen  über  die  PriTatversioherung  kommen 
^egentlich  soziale  Tendenzen  znm  Durchbruch,  z.  B.  im  deutschen  Ver- 
lieh erumgi  vertrage  geaetz  Einfichrankungen  hinsichtlich  der  Kindervereicherung 
und  der  Pfändbarkeit  der  Policen, 

»  * 

Während  bis  über  die  Mitte  dea  19*  Jahrhunderts  hinaus  die  Versiehe- 
Itmgspolitik  sich  nur  gegenüber  einzelnen  Zweigen  gelegentlieh  betätigte, 
iaXd  nur  die  Feuerrersicherungi  bald  nur  die  Lebensveraichentng,  bald  nur 
lie  Seeversicherung  betraf ,  ist  es  das  Charakter] stiknm  der  neuen  Politik  in 
dea  meisten  Ländern,  daB  sie  eine  allgemeine,  alle  oder  doeh  wenigstens  die 
jpaeisten  Zweige  der  Versicherung  betreSende  ist 

Am  h  Januar  1910  werden  in  Deutschland  und  in  der  Sehwei«,  Tor- 
Äussichtlich  nicht  viel  spater  in  Österreich  und  in  Frankreich,  Kodifikationen 
Aea  VerBicherongs Vertragsrechts  in  Kraft  treten*  Damit  gelangt  eine 
Botwicklung  zum  AbschluBf  die  sich  seit  etwa  70  Jahren  vorbereitet  hat, 
Hat  man  doch  schon  im  Entwurf  eines  Handelsgeseti^buchs  für  das  Königreich 
"Württemberg  1840  den  Versuch  unternommen  gehabt,  die  Vers  ich  erungsniaterii^ 
«u  regebo,  um  nicht  nm*  der  See-,  sondern  auch  den  Binnenversicheningen  einen 
festen  Rechtarahmen  zu  geben.  Soweit  das  preußische  Landrecht  17?M  in  seiuen 
Paragraphen  1934—2358  es  unternommen  hatte^  das  gesamte  Versich crunjfs- 
recht  zu  regeln,  war  dieser  Versuch  ^m  großen  Teil  bei  der  ausgedehnten 
KntwicklnngT  welche  die  Versichemng  von  Beginn  des  19.  Jahrhujulerts  ab 
(kahm,  sehr  sclinell  veraltet.  Die  Geschichte  der  Vertragsgesetzgebung  im 
pnzelneii  weiter  zu  schildern,  scheint  hier  nicht  der  richtige  Platz,  Ich  ver- 
■■■u  auf  die  Entatehungsgeschichte^  welche  ich  in  dem  Kommentar  «um 
^HpdLemngsvertragsgesetsc  von  Gerhard,  Bagen  u.  tt.,  Berlin  1£M8,  gegeben 
^BH.  Hier  möchte  ich  nur  auf  einige  vom  Standpunkt  der  Zivilrech tspolilik 
iius  wichtige  Fragen  eingehen,  welche  in  den  ktsten  Jahren  in  Deutschland 
toowohl  wie  zum  Te0  auch  im  Auelande  ausführlick  erört^tt  worden  sind. 
Wahrend  man  auf  der  einen  Seite  seitens  der  Vemoherer  eine  möglichst 
tollständige  Vertragsfreiheit  forderte,  indem  man  nicht  ohne  Berechtigung 
darauf  hinwies,  daß  auch  das  herrsehende  Versicherungsvertragsrecht  ein 
Produkt  des  VerEicherungsgewerbes  sei,  ein  Eecht,  welches  fortgesetzt  im 
bteresse  des  Versicherten  verbessert  wurde,  schon  dureh  die  Konkurrenz  der 
©©Seilschaften  unter  einander»  glaubte  man  auf  der  Seite  der  VerBicherten  aich 
Ilicht  dem  guten  Willen  der  Versicherer  überlassen  zu  sollen.  Jlan  wünschte 
liier  eine  inöglichete  Einschränkung  der  Vertrag  sf reih  ei  t,  die  Ausstattung  des 
Gesetzes  mit  möglichst  vielen  Normen  zwingender  Kraft  Der  Gesetzgeber 
it  keiner  von  beiden  Parteien  ganz  gefolgt.  Er  hat,  glaube  ich,  die  richtige 
Miichung  von  Vertrags  frei  heit  und  Vertragseinschränkung  gewählt.  Allein, 
man  darf  bei  Beurteilung  dieser  Frage  die  Tatsache  nicht  unbeachtet  lasseDf 
ikB  das  Kaiserliehe  Aufsichtaaint  für  Privat  Versicherung  mit  seiner  um- 
Isssendea  Machtbefugnis  in  der  Lage  ist,  selbst  da,  wo  der  Zivik^echtsgeset«- 
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geber  die  VertrAgefreibeit  fttudrücklich  attfrecbterhalten  wiw«?a  will  ^m  n 
beieitig^en.  Wir  haben  es  hier  mit  einer  IhwdieiouDg  m  tiiB,  wdi'be  vpmg 
befriedigend  iit*  Man  hat  darüber  wiederhoU  debattiert^  ob  eine  Verwaltung* 
bchorde  wie  das  ÄtiMchttamt  sich  durch  cicen  einfachen  Beflchlmfi  üher  den 
Wunach  dea  Zirilrechtigeeetzgebera  in  der  Weiae  hinwegselKen  kmn,  diß 
der  freien  Tereinbaruog  liberlasseDe  Vertragspunkte  von  ibm  ttiit  cwin^endfir 
Kinft  ausufeetattct  weirden»  An  einer  Bejahung  der  Frage  iat  nicht  im  fwäj^ 
io  daß  der  Gesetzgeber  sich  eigentlich  du  ginze  Vertragsredit  hätte  enpvm 
nud  e«  detn  Aufiichtiamt  dnfach  hatte  überlassen  können^  alle  vertrmirÜc^^ 
BeEiehungen  Äwiseheü  Yereicherem  und  Versieh  erten  ru  regeln^  wie  audi 
■c^on  vor  Inkrafttreten  dee  künftigen  ReichsgeaetzeB  solche  EegelimgtfB 
X.  B,  auf  dem  Gebiet  der  Haftpdiüht*  und  UnfaltveraieheruDg  nuter  Mit- 
wirkung des  Änfsichtsan^tea  stattgefunden  haben,  das  aach  Mustenatzuugtfi 
fttr  kldnere  G^enseitigkeitsvereiDe  aufgesteUt  hat  und  die  Maeht  besitzt 
dieften  zur  Anerkennung  zu  verhelfen.  Die  Frage  der  Wechaelbeziebmgai 
zwischen  TertragsgeBetz  und  Äufsicht«ge&etz  werd^i  wohl  noeh  manehW 
Anlaß  2tir  Erörterungen  und  Prozessen  geben»  ztunal  schon  darüber  Zweifel 
geäußert  worden  find,  welche  Bestimmungen  des  Eeichfigesetees  als  sokli« 
mit  zwingender  Kraft;  au^ufaaien  seien. 

EbenjBO  gegensätzlich  wie  in  besag  auf  die  Frage  der  Vertragslreüieit 
war  die  Stelluugnahme  der  ItiteressenkrdBe  in  bezog  auf  die  B^^mig  öffent- 
licher Versich enmgianst&lten  yod  den  wichtigsten  Bestimmungeai  des  Bfichi' 
geietzea*  Während  diese  selbst  TollstäDdig  von  deni  Gesetz  ausgenommen 
sa  werden  wünschten,  suchten  die  Privat&uBta^teu  die  öffentücheo  voHstssdiE 
in  das  Qesets  mit  hineinzuziehen.  Es  ist  ihnen  nicht  gelungen;  erreicht 
wurde  nur  das  Versprecheu  der  verbündeteu  Regierungen,  atsbald  eine  Refarm 
der  durchweg  recht  verbesserungsbedürftigen  Statuten  etc*  der  öffentlichen 
Feuerveraich erungsanatalten^  der  Sozietäten  uaw»  vorzunehmen.  Zahlreicbe 
Gründe  sprechen  dafür*  daü  lediglich  partikularistische  Bestreb ungen,  mii 
zwar  dnrchans  nicht  etwa  der  kleinsten  deutschen  Bundesfitaaten  es  gewesen 
sind,  welche  die  absolute  Vereinheitlichung  des  Versicheningavertragirecfeti 
gehemmt  und  eine  Hereinbeasiehung  der  off  entheben  Anstalten  in  das  Geseti 
verhindert  haben. 

Der  deutsche  Gesetzgeber  hat  die  Materie  des  Versiehenrngsvertrsgi 
am  umfassendsten  geregelt.  Der  i>Bterreichische  Kodifikationientwurf  ist  im 
wwentlichen  ein  Abklatsch  des  deutschen  ohne  namhafte  Vcrbeesertmgm, 
aber  weit  weniger  scharf  und  klar  formuliert^  namentlich  auch  in  der  Be* 
grün  düng  weit  hinter  dem  deutschen  Meisterwerk  zurückbleibend,  Ds* 
schweizerische  Gesetz,  welches  knapp  die  Hälfte  Paragraphen  des  deutschen 
aufweist,  gleicht  in  der  Systeniatik  diesem  ebenfalls  im  wesentlichen,  wiQirend 
das  französische  nur  die  Feuei-,  Lebens-  und  Unfallversicherung  in  besonderea 
Titdn  regelt* 


Mancher  ZufaU  hat  bei  der  Versicherungspolitik  eine  ausschlaggebende 
Rolle  gespielt.  So  ist  b  eis  pi  eis  weise  aktenmäßig  nachzuweisen^  daß,  wäre 
Bismarck  langer  ids  Reichskanzler  im  Amt  gewesen  oder  hätte  er  während 
seiner  Ambtütigki^it  Muße  gefunden^  sich  nicht  nur  mit  der  sozialent  sondera 
ancb  mit  der  privaten  Versicherung  eingehender  zu  befassen,  diese,  wenn 
nicht  in  einzelnen  Zweigen  vollkommen  verstaatlicht,  so  doch  ganz  erhebheb 
eingeßchrinkt  worden  wäre,  Dt^nn  Bismareks  Ansichten  über  die  Privat- 
vertichemng  waren  übemü»  schroffe. 


I 


ImmerMn  ist  die  Durcblührun j3^  des  Staatsftufaichts^e&etEes 
^om  12.  Mai  IROl  Äweifel&nhne  äu  nicht  »nerbebliobem  Teil  ÄurütkKufiihren 
auf  die  unter  Bismart^k  begonnenen  und  in  ednem  Aiiftrage  damEk  vom 
Präsidenten  Bocliker  verfaßten  Gesetzentwürfe, 

Ist  das  BeicIiflgesetÄ  vnni  1%  Mai  1901  auch  weit  weniger  tcharf  gegen- 
über den  Versicherem  an ßgef allen  al»  es  unter  Bismarck  wohl  der  FiUl  ge^ 
weien  wäre,  su  zeigt  sich  doch  ganz  unzweideutig  die  Tendenz,  den  Rahme& 
der  Staatsauf  siebt  da,  wo  das  Gesetz  bewußt  oder  unbewußt  Lü<.'ken  gelasaen 
half  auszudehnen.  Bald  gesehieht  dies  in  Übereinstimmung  mit  den  Wünsehen 
der  Versicherer,  bald  geg^en  deren  ausdrücklichen  Wunsch,  Ein  Beispiel  für  das 
erstere  ist  die  Bekämpfung  der  ZeitungsabonnentenversicherungT  zu 
deren  Betrieb  deutsche  und  in  Deutschland  zugelnsaene  ausländische  Versicherer 
hanptsäcblieh  woh]  aus  Konkorrenzgründen  sich  veranlaßt  sehen,  auf  die 
jedoch  zu  verzichten  den  Anstalten  nur  möglich  ers^ibeint,  wenn  keine  andere 
iie  übemimmt.  Ohne  gesetdichen  Zwang  seheint  man  aber  hierzu  nicht 
gdangen  zu  können.  Und  so  ßnden  wir  den  Verein  Deutacher  Zeitungs- 
Tedeger  ebenso  wie  Versichererver bände  bestrebts,  ein  solche«  Verbot  und  damit 
eme  Ansdehniing  der  Staateauf siebt  zu  erwirken.  Veranlaßt  zu  dieser  Forde- 
ftmg,  welche  eine  namhafte  ünterttütining  bei  der  Äuf^ichtsljehorde  ^det, 
deren  Anflassnng  jedoch  leider  vom  fieichtgericht  nicht  gana  geteilt  wird, 
gelangt  man  mit  Rücksicht  darauf,  daß  bei  vielen  Tausenden  von  Zeitungs^ 
abonnenten  der  Glaube  erweckt  wird,  sie  beaaßen  eine  ansr eichende  Ver- 
sicherung, sei  es  gegen  Unfall,  sei  es  gegen  ein  anderes  schädigendes  Ereignis, 
ond  ea  infolgedessen  unterlassen,  eine  wirklicli  ausreichende  Police  zu  erwerben. 
Das  freihch,  was  die  Abonnenten  gelegentlich  für  einen  billigen  Abonnements- 
preis bei  einem  Unfall  erhalten  können,  i&t  nicht  unbedeutend. 

Meinungsverschiedenbeiteu  le wischen  Versicherem  und  Aufsichtsbehörde 
besteht  in  bezug  auf  die  Kind  er  Versicherung. 

Die  Gegnerschaft  gegen  die  Kinderv ersieh emng  nimmt  immer  weiteren 
Utnfang  an.  Sie  hat  in  Amerika  und  England  begonnen,  gefordert  von  den 
dort  mächtigen  Gesellschaften  zum  Schutz  der  Kinder  gegen  GrausomkeitenT 
nnd  hat  zur  Folge  gehabt,  daß  Kinderpolicen  für  den  Todeafall  nur  in  be- 
Bchränkteni  Umfange  ausgegeben  werden  dürfen. 

In  Deutschland  dürfte  es  auf  Grund  einer  Bestimmung  des  Gesetzes  über 
dem  Versicbemngavertrag  za  einer  ähnlichen  einschränkenden  Praxis  kommen. 
Aach  der  österreichische  Gesetasentwurf  Iteschränkt  die  Kindcrversicherung 
allgemein.  Es  wird  jede  Vereinbarung  verboten,  wenn  die  Auszaldung  einea 
die  geleisteten  Pi*ämien  nebst  Zmaen  übersteigenden  Betrages  auch  für  den 
Fall  stattfinden  soll,  daß  der  Tod  vor  Vollendung  des  14.  Lebensjahres  eintritt. 

Von  der  ihm  Euatebenden  Befugnis,  einzelne  Teile  des  Anfsichtagesetzes 
muf  die  Eückversicbcrung  ausmd ebnen,  welche  das  Gesetz  selbst,  sofern 
es  sich  nicht  um  GegenscJtigkeitsuntemebmungen  handelt,  eximiert  hatte,  hat 
da-  Bundesrat  unterm  18.  Juni  1908  Gebrauch  gemacht.  Obgleich  zwar  auch  1908 
noch  dasselbe  gelten  müßte,  was  1901  in  der  Gesetzesbegründung  ge«agt  wurde, 
daß  nämlich  die  Rückversicherung  keiner  Staatsaufsicht  bedürfe,  weil  sie  mit 
dem  Publikum  gar  nicht  direkt  in  Berübrung  trete,  aondern  nur  mit  anderen 
VerBicherujigsuntemehmungen  arbeite,  für  welche  sich  der  Schutz  der  Auf- 
liditibehorde  erübrigte,  so  bat  man  sich  doch  veraniaBt  geteben,  die  Hück- 
Yenicliemng,  forme  LI  lediglich  in  bezug  auf  Ret:linungilegung,  materiell  aber 
im  tunfBeaender  Weise   der  S  tau  tä  auf  siebt   zu  unterwerfen*     Dabei  handelt  es 
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Kanos,  Zielpciukte  der  Yerticherxiii^»piiiitik. 


«lieh    utar  u£u   tol&odisclie  Uüter&eliiniingeQ«   welche   die  Hq<.!^  ^g  m 

gi?»otjelich   aitfBicbUpdiclitigeii  Veriicherungiztreigen   ztun   GegenMiad 

Zu  rrktltFeu  int  der  Beschluß  des  Bimdesrats  daniit^  daß 

itiid  Huekvenichenuig  eineii  engen  cn^gaiuicheii  Zo^ammenhjiQg  hMm  mä 

die  eine  uieht  ohne  die  andere  geprüft  und  überwacht  werden  kaniL, 

itt  der  Be«i^-blti£   wühl  kaum   als  ein  Kißtimqfiuirotuiii   gegen  die 

B»ekv4frBieherung  auüeufaMeii. 

E«  heißte  daü  die  Aiudehnunf^  der  StaatsaiiBiicht  auf  die 
rnng  nur  eine  Vorstufe  »ei  mx  der  Ansdehnung  auf  die  TransportTeriicki- 
ruug,  Dte«e  befindet  sich  in  der  Tat  leit  einigen  Jahren  in  recht  pitkinr 
Lage.  Der  Gewinn  der  Anstalten  ist  ein  niiiumaler.  Ihre  RenlabiEtü 
fortgeietzt  zurück.  Da  mm  die  gesamte  deutsche  Versicherung  nami 
im  Aoaluid  an  Ansehen  verliert,  wenn  auch  nur  Geaelltdbaften,  wddse 
Tramportrersicberung  hetreihen,  notleidend  oder  gAT  bi^erott  werdm, 
■c^eint  maD  aioh  mit  dem  Gedanken  zu  trageo,  mit  Eückflicht  auf  das  Benotomfie 
der  gesamtes  ^ivatverbichenmg  nnoh  die  Ttansportversicheruiig  nntöf  Auf- 
sicht tn  «teilen,  um  rechtzeitig  von  Amts  wegen  eingreifen  und  eine  Sanientsf 
herbeiführen  zu  können.  Denn  eine  solche  ptlegt  nicht  nur  im  Interesse  dir 
Versieh  erteil,  sondern  auch  im  Interesse  der  Versicherer  zu  sein^  und  Mck 
deren  Intereiie  xu  wahren  ist  Aulgabe  des  Aufsiclitsamtes.  Da  die  Trsnspoft- 
veTmcherong  in  den  deutaches  Kachbarlindem  unter  Staatsaufsicht  iteht  lo 
wir«  tdne  Aufhebung  der  sie  befreienden  Bt»stimmungen  in  Deutadtüand  keine 
Abnormität  Iniwischen  hat  das  Aufaiohtaamt  auf  Grund  höchst  anf^tharer 
Beweisführung  ein  Stück  TninBi>ortTersichening  ber^ta  unter  Aufsicht  ni 
stellen  versuehl,  nämlich  die  Autoniobil-Sachveraicherungt  mit  def 
Begründung^  daß  es  sieh  hei  diesem  Zweig  nicht  um  eine  Unterart  der  Trans- 
port-» sondern  um  eine  solche  der  Unfall-  und  Haftpiüchtver^iehenixig  imudle. 
(Vgl,  hierzu  den  Aufsatz  von  Hagen  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Vei^ 
nichemngswissenichaft,  1908,  Heft  4) 


lÖl^^ 


Die  Forderung,  die  bisher  von  privaten  Unternehmungen  betrieh^ 
YeniQherung  in  den  Staattibe trieb  überzuführen,  ist  leit  der  Schrift  Adolph 
Widers  über  dieses  Thema  aus  dem  Jahre  1881  niemals  wieder  ginilicfa 
ans  der  öffentlichen  Diskuision  entschwunden.  Bald  in  diesem,  bald  in  jen«n 
Ptrkment  eines  deutschen  Bundesstaates,  bald  auch  im  Heichstag  bei  mehr 
oder  mmder  passender  Gelegenhät  wird  von  dieser  oder  jener  Parta  die 
Verstaaatlichung  di eses  oder  j enea  Vergicherungsicwe igea  gefordert  Audi 
Politiker  und  Autoren,  welche  im  übrigen  durchaus  nicht  etaatssoziallttisclia 
Gesinnungen  an  den  Tag  legen,  bekennen  sich  als  Anhänger  dea  Versicherungs- 
monopols*  Selbst  innerhalb  der  Kreiee  voo  Handel  und  Industrie  wird  eine 
Monopohaierung  oft  gefordert.  Bei  alledem  kommt  eine  gewisse  Unzufrieden- 
heit mit  den  bestehenden  Versich emngseinrichtungen  xnm  Ausdrude.  Weite 
^«ise  erwarten  eben  häufig  viel  ini  viel  von  der  Versicherung,  kennen  ihr 
Wesen»  ihni  Tochnik,  ihre  Voranssetzungen  und  Gremien,  ihre  I^eistungsr 
fidiigktnt  tu  wctnig,  als  daß  aie  den  bestehenden  Einrichtungen  volle  Ge- 
reishtigküit  wids'rfahn^u  lassen  konnten.  Man  kenn  getrost  behaupten  und 
in  Hand  3iaJilrt*idier  Beiapiele  nachweisen,  daß  viele  Punkte,  mit  welchen 
man  glaubt  unirufriedeu  sein  zu  dürfen,  der  Versicherung  anhaften*  gleichviel, 
ob  diosD  nun  im  privaten  oder  im  staatlichen  Betrieb  von  einer  privaten 
oder  ein  IT  staatlichen  Anstalt  betneben  wird.  Das  sieht  man  auch  häufig 
ein  und  geht  dann  über  Verstaatlich ungsan träge,  mögen  ^ie  sich  nun  auf  die 
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|F«aefw  oder  die  Hagel-  oder  eine  sonstige  Versicherung  beaielxen,  s^r  Tftgeg- 
lOftbaög  über.  Freilich  führt  der  Kampf  oft,  wie  z.  B,  sät  einigen  Jahren 
*  [  Bnyern,  zu  lebhaften  ÄnBeinandersetzonifeii  in  Flugschriften,  ZeituDgaauf- 
izen  und  Büchern. 

Aber  nicht  nur  m  Bayern,  in  Hessen^  in  thüringischen  Kleinstaaten,  in 
^Lothringen  beobachten  wir  das  Auft4mchen  von  Plänen  einer  Verstaat- 
himg  einzelner  Zweige  der  Privat versicheTung»  Auch  in  der  Schweiz^  jn 
in  amerikanisehen  ünionsstaatenf  in  der  Kapkolonie  wie  in  Neuseeland 
■ich  dieidben  EracheinuDgeu. 
^^n  anderes  Gesicht  nimmt  dieses  Verstaatlich ungiproblem  an,  wenn 
cht  die  Volk» wahlfahrt  ausschlaggebendes  Moment  di^bei  sein  solly  sondern 
«ine  Bereichenmg  der  Stafttefinan^cn  ins  Auge  gefaxt  wird.  Der  FIflkui 
konnte  allerdings  viele  MiUioiien  jährlich  gewinnen,  wenn  er  einzelne  Zweige 
der  Privatversichemng  ausbeuten  könnte»  So  erklärt  es  sit^hi  daö  im  Zn- 
fftmmenhang  mit  den  unkontrollierbaren  Gerüchten  betreffend  die  deutsche 
Heicbafinanzreform  auch  ein  deutsches  Versieh  er  ungsmonopol  als  nicht 
^issichtaloe  bezeiehnet  worden  ist.  Ich  halte  das  für  vollkommen  ausgesehlossen, 
eü  ich  mir  nicht  denken  kann,  daß  unsere  Reicha- Finanzpolitik  er  so  arm 
ÄweckmÜßigeren  Bestenerunga planen  sind,  welche  der  Volks woblfahrt 
'  Schaden  bringen  können,  als  eine  Monopolisierung  der  Versicherung, 
welche  aucli  im  Eeichstag  kanm  eine  Majorität  zu  haben  sein  dürfte, 
udiileick  lelbet  das  führende  Organ  der  Kaneenativen   die  Nachtede  eines 

femelienmgsmoiiopols   in  das  hellste  laicht  gerückt  hat«     (Vgl.  im  übrigen 
lein  VersichenmgBweaen,  Leiprig,  Teubner  1905J 


I 


Wer  übrigens  Vorzüge  und  Nachteile  von  Staatsbetrieb  und  Privatbetrieb 
der  Versicherung  ttudieren  will,  dem  bietet  die  Schweiz  ein  geeignete i 
Versuchsfeld.  Alle  nur  denkbaren  Systeme  der  Ver» i eher ang  sind  hier 
auf  engem  Baum  nebeneinander  und  durcheinander  äu  finden.  In  der  Per- 
feoneo-  wie  in  der  Güten-^ersicherung  liaben  schweizerische  Kantone  die 
int erei »an testen  veraicheningspolitischen  Experimente  unternommen^ 

Was  die  Fenerversicherung  betrifft,  so  hat  der  Kanton  Waadt  ein  staat* 
liebes  Monopol,  der  Kanton  Glarus  eine  Staat« Versicherung  in  freier  Kon- 
kurrenz mit  der  Privat  Versicherung,  die  Kantone  Freiburg  und  Aargau  kennen 
einen  sta«tUchen  Zwang  zur  Versicherung  bei  Privatanstalten  und  andere 
Kantone  schließlich  entbehren  jeglicher  Staatsanstalt  und  jegUchen  Staate- 
Zwanges,  überlassen  ea  vielmehr  jedem  ihrer  Bürger,  sich  zu  versichern  wo 
es  ihm  beliebt,  oder  auch  unversichert  zu  bleiben.  Welches  System  nun  aber 
etwa  das  absolut  beate  ist,  muß  als  durchaus  unentschieden  bezeichnet  werden. 
Könnte  man  aber  seJbflt  in  der  Schweiz  sagen,  welcher  Kanton  das  beste 
System  hatte,  so  wäre  damit  noch  nichts  für  andere  Staaten  gewonnen ;  denn 
fftr  jedes  Volk  gelten  andere  Regeln  hinsichtlich  der  besten  Form  der  Ver- 
nchenmg  für  dieses.  Daß  ganz  bestimmte  Wechselwirkungen  zwischen  den 
allgemein  kulturellen,  sozialen,  poUtiBchen  und  volkspeychologischen  Zuständen 
maf  der  einen  und  der  Struktur  der  Versicherungs einrieb tnngen  eines  Lande* 
auf  der  anderen  Seite  bestehen,  kann  keinem  Zweifel  unterHegen,  Sonst 
^äre  die  Vorherrschaft  des  in  di  vi  dualistisch -privatwirtschaftlichen  Systems 
meF  Versicherung  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Großbritannien  gegenüber 
TOT  «t&atssoztaiistischen  Versicherung,  wie  sie  australische  Staaten  zeigen,  oder 
gegenüber  dem  gemischten  individualistisch -soziaüstiscben  System  der  Ver- 
ihenmg  in  Deutaolxland  nicht  zu  erklären* 
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Eigenartige  Misch-  und  übergangsformen  zeigt  die  Schweiz  auf  dem 
Gebiete  der  LebensverBichernng  im  weitesten  Sinne. 

Im  Kanton  Neuenburg  besteht  eine  staatliche  VolksversichenmgBkasie 
mit  folgender  Einrichtung:  Alle  im  Kanton  wohnenden  und  mindestens 
18  Jahre  alten  Personen  haben  das  Recht,  sich  bei  dieser  Kasse  zu  ver- 
sichern;  die  Höhe  der  Prämie  bleibt  ohne  Rücksicht  auf  den  Gesundheit»- 
zustand  gleich.  Dieser  wird  jedoch  durch  ärztliche  Untersuchung  festgest^t, 
um  die  Berechnung  des  von  der  Kasse  zu  tragenden  Risikos  zu  ennöglichen. 
Personen,  die  nicht  vollkommen  gesund  sind,  werden  mit  einer  drei  Jahre 
betragenden  Karenzfrist  für  die  Auszahlung  der  vollen  Versicherungssumme 
aufgenommen.  Der  Staat  trägt  nicht  nur  die  Verwaltungskosten  der  Eaase 
und  der  ärztlichen  Untersuchung,  er  übernimmt  vielmehr  außerdem  die 
Deckimg  des  Risikos,  das  durch  die  Aufnahme  von  minderwertigen  Leben 
in  die  Versicherung  ohne  Erhöhung  der  Prämie  für  die  Versicherten  entsteht; 
und  schließlich  gewährt  er  noch  einen  zwischen  5  v.  H.  und  20  v.  H.  der 
Nettoprämie  schwankenden  Zuschuß,  falls  die  Versicherungssumme  oder  Rente 
unter  einem  gewissen  Betrage  bleibt. 

Eine  bürgerliche  Lebens-  und  Altersversicherung  hat  St.  Gallen.  Diese 
beruht  auf  einem  Abkommen  zwischen  der  St.  GaUer  Gemeinde  und  einer 
schweizerischen  privaten  Versicherungsanstalt.  Wer  als  Ortsbürger  im  Alter 
von  mindestens  80,  höchstens  aber  49  Jahren  bei  der  betreffenden  Anstalt 
eine  Versicherung  auf  den  Todesfall  oder  das  erreichte  60.  Lebensjahr  mit 
einer  Versicherungssumme  von  4000  Frank  ninmit,  bekommt  von  der  Gemeinde 
einen  Zuschuß  in  Höhe  der  Prämie,  welche  für  den  Einschluß  der  Livaliditäts- 
gefahr  in  die  Police  erforderlich  ist.  Außerdem  leistet  die  Gemeinde  unter 
Umständen  einen  nach  den  Verhältnissen  des  Versicherten  zu  bestimmenden 
Beitrag  bis  zur  Hälfte  der  gewöhnlichen  Versicherungsprämie.  Ist  der  Ve^ 
sicherte  nicht  imstande,  seine  Prämie  weiter  zu  bezahlen,  so  tritt  eventadl 
die  Gemeinde  sogar  ganz  an  seine  Stelle. 

Sehr  beachtenswert  ist  das  Abkommen,  welches  zwischen  dem  schweize- 
rischen Post-  und  Eisenbahndepartement  in  Bern  und  einer  einheimischen 
Volksversicherungsanstalt  besteht.  Danach  erleichtert  die  Poatverwaltong 
den  einzelnen  Versicherten  die  Bezahlung  und  der  Versicherungsanstalt  den 
Einzug  der  Beiträge  dadurch,  daß  sie  die  Leistung  der  Prämien  in  Brief- 
marken gestattet  imd  sich  verpflichtet,  diese  unter  Abzug  einer  Provision 
von  l7o  gegen  Bargeld  auszutauschen.  Die  Bezahlung  der  Prämien  ge- 
schieht in  der  Weise,  daß  der  Versicherte  im  Laufe  des  Quartals  auf  einer 
Karte  nach  bestimmtem  Muster  13  Marken  aufklebt  und  sodann  die  Marken- 
karte in  geschlossenem  Umschlag  an  die  Versicherungsanstalt  einsendet.  Eine 
andere  Zahlungsmodalität  ist  die,  daß  die  Entrichtung  der  Beitrage  mittels 
Postmandats  ebenfalls  in  vereinfachter  Weise  erfolgt.  Demgegenüber  hat 
sich  die  Versicherungsanstalt  verpflichtet,  die  ganze  Volksversicherung  aof 
Verlangen  des  schweizerischen  Bundesrats,  der  jederzeit  von  diesem  Recht 
Gebrauch  machen  kann,  unentgeltlich  mit  allen  Reserven,  Venicherungs- 
papieren  und  Büchern  an  die  Eidgenossenschaft  abzutreten. 

Schließlich  sei  auf  die  im  Elanton  Waadt  bestehende  Einrichtung  hin- 
gewiesen, wonach  bei  der  dortigen  Volksversicherungskasse  jeder  Waadtr 
länder  Leibrenten  versichern  kann,  welche  zu  einem  beliebigen  Termin 
zwischen  dem  50.  und  dem  65.  Lebensjahr  zu  laufen  beginnen.  Die  Ein- 
zahlungen können  zwischen  2  und  1000  Frank  jährlich  betragen,  die  Renten 
bis  1200  Fr.    Zur  Förderung  des  Interesses  an  dieser  Altersversorgung  ge- 
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'%äliH  der  St-aat  bei  Einzahlim^en^  welche  zugunsten  von  Kindern  geleistet 
'werden  und  sich  auf  2  biß  f>  Fr,  jälirlich  bclaufeut  denselben  Betrag  ah  Zu- 
»dmß;  bei  jährlichen  Einzahlungen  zwiaclien  6  und  12  Fr,  gewÜlirt  der 
Staat  eiuen  Zuschuß  Ton  6  Fr.;  dieaer  steigt  auf  8  Fr.  bei  Einzahlung en^  die 
nah  xwiachen  12  und  24  Fr,  bffwegeni  und  schließlich  auf  10  Fr.  bei  Ein- 
Eahtungen  Ton  20  bis  60  Fr,    Dazu  kommen  noch  andere  StaataunteratütÄUngoi* 

In  dem  genannten  Kanton,  wie  übrigene  auch  lu  anderen  fTWUEOBlBchen 
Teilen  der  Schweizi  gewinnen  die  aus  Frankreieh  hertib ergekommenen  Schiü" 
feraicherungskassen  an  Ausdehnung.  Dieee  sind  ein  Erzeugnis  des  fnui- 
zoeiachen  Mutuaii&mua,  sind  Hilfikasfieti  von  und  für  Kinder,  namentlicli 
Schüler.  Gegen  eine  minimale  Einzahlung  von  mindestens  10  Centimes, 
welche  für  Kinder  im  Alter  von  3  bis  zu  13  Jahren  geleistet  werden  können, 
soll  neben  einer  Krankenfürsarge  eine  Altersrente  gesichert  werden.  In 
Frankreich  haben  diese  Kassen  sehr  große  Verbreitung  gefunden.  Ihre  Ein- 
filhning  auch  in  Deutschland  dürfte  in  Erwagimg  zu  ziehen  sein  (vgl.  dar- 
über meinen  Aufsatz  ^Eine  neue  Art  wirtschaftUcher  Jugenderziehung"  in 
der  im  Oktober  1908  neu  erscheinend eu  Zeitschrift  für  Jugeudwohlfahrt ; 
LeipzigT  Teubner). 

Jüirdiche  Gedanken ^  wie  sie  den  französischen  Mntualisten  vorschweben 
dürften^  kommen  in  einem  Gesetzentwurf  des  Kantons  Genf  zum  Auadruck» 
oadi  welchem  eine  Alters  versieh  erungskasse,  die  imter  Aufsicht  und  Garantie 
des  Staates  steht,  eingerichtet  werden  soO»  Jedes  Kind  soll  hier  vom  Augen* 
blick  fl einer  Geburt  an  versicherungspflichtig  &ein,  und  zwar  in  der  Weise, 
da0  je  ein  Drittel  der  Prämie  von  den  Eltern,  der  Gemeinde  und  dem  Staat 
bis  ta  einem  gewissen  Jahr  bezahlt  wird,  um  jedem  Genfer  vom  W.  Lebens- 
jahr ab  eine  jährliche  Rente  in  Höhe  von  300  Fr.  zu  gewälu*eu.  Es  besteht 
die  AbBicbt,  eine  freiwillige  Erhöhung  der  Beuten  bis  zum  Maximum  von 
600  Fr,  jährlich  zu  gestatten. 

Nicht  eingehen  möchte  ich  auf  die  weiteren  G  eaetzentwi^rf e,  welche 
forseii  in  der  Schweiz  vorliegen  und  die  Einführung  einer  ao^sialen  Arbeiter-, 
Knmken-  und  Unf  all  Versicherung  bezwecken.  Nur  eines  «oU  hier  noch  her- 
vorgehoben werden^  wofür  die  Schweif  ebenfalls  den  untrüglichsten  Beweis 
erbrittgt:  staatliche  Versicherung  und  Privat  Versicherung  schließen  sich  nicht 
aus.  Die  eine  vermag  vielmehr  befruchtend  auf  die  andere  einzuwirken, 
zmmentltch  auch  die  öffentliche  oder  soziale  Versicherung  auf  die  private. 
Denn  g^^de  die  Schweiz  erfreut  sich  neben  ihren  verhältniBmäßig  vielen 
öffentlichen  und  sozialen  Versicherungseinrichtungen  eines  hervorragend 
blühenden  privaten  V ersieh erongsgewerbes  in  nahezu  allen  Zweigen.  Das  Eid- 
genössische Versicherungsamt,  welches  seit  über  20  Jahren  die  Privat  Versiche- 
rung in  der  Schweiz  beaufsichtigt,  weist  ausdrücklich  darauf  hm^  daß  in  zwei 
Jahrzehnten  die  private  Lebens-  and  die  private  Fenerveraichemng  sich  in 
der  SchweiEraehr  als  verdoppelt,  die  private  Unfall-  und  die  private  Haftpflicht- 
veraicherung  gar  verzehnfacht  hat.  Was  für  einen  Versicherungszweig  vor 
20  Jahren  die  ganze  Schweiz  an  Prämien  verwendete,  wird  jetzt  von  dem 
ib ertroffen f  was  einzelne  Kantone,  wie  2üricrh  und  Bem^  allein  leisten. 
*  + 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Bedeutung  der  Tersicheruugs- 
Politik  für  die  auswärtige  Politik  bieten  die  umfassenden  Protokolle 
£weier  englischer  Kommissionen,  welche  sich  mit  dem  Problem  einer 
•taat  liehen  Seekriegs  Versicherung  befaßt  haben,  einem  Kapitel  der 
Versieh eningspolitilc,   das  bisher  zwar  eine   gesetzliche  Eegelung  nicht   ge- 
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fmniien  hat,  das  aber  TOfmuMichtli^h  doch  nicht  auf  die  D«ier  einer 
eotbeliren  dürfte.  WeDDgleieh  ein  Seekriege  wie  er  ttzeb  immey 
mag,  rieajge  Veriuite  für  jeden  krieffübretideu  EultoretiiÄt  nameatlicb 
liehtücb  der  Seebandekfcblfiahrt  im  Gefolge  bat,  sa  isi  die  Lige 
britaiitiieaa  im  FiUe  einea  Seekriegs  ganx  beBouder»  heikel.  In  den  l 
100  J  Ähren  hat  mcb  die  liage  Englandg  im  FaUe  eine»  Seekriefi  weseul 
KU  leincsi  Unguntten  inaoferti  verändert,  als  das  Recht  der  Bescbli 
feindii(*bett  PnvAteigeBtums  anf  See  sieb  umgestaltet  hat  und  tun 
Engl  und  vutlkomittener  In^iastriestant  geworden  ist.  Das  bedeatet, 
lutid  den  Lebenibedarf  für  seine  BeTÜlkerUDg  selbst  für  ganz  knrse 
im  Mutt^rlondG  herKUstelleD  vermag.  Großbritannien  ist  unbedingt  aof 
Zufuhr  von  außeu  her  angewiesen,  Gan2  anders  als  vor  100  Jahren  ist  die 
bängigkeit  Englands  gerade  im  Falle  einet  Krieget  vam  Ausland  onv^rmeidli 
Et  kann  daher  selbst  denjenigen^  welcher  der  Cbo^angimg  ist^  daß  die  mi 
wiederkehrenden  alarmierenden  Eriegsnaebrichten  leglicher  positiven  Ün^ 
läge  entbehren,  nicht  viberra6chen,  wenn  England  kurz  nach  dem  Bnrenkril 
in  einer  KommiBsion  hervorragender  SkchverstÄndiger  die  Frmge  geprüft 
wie  wohl  am  xweckmäßigisten  im  Falle  eines  Seekriegs  daa  In^eb^ich 
Lebensmitteln  und  Robstofien  der  verschiedensten  Art  versorgt  werden  küaa 

In  engstem  Zusammenhang  mit  der  Erörterung  dieses  Frohlems 
aelbatveretindlicb  die  Frage  der  Küsten  Verteidigung  und  anderer  mihtariad 
Maßregeln  in  die  Diakusiion  gezogen^  namentlich  auch  die  Frage,  ob,  biw. 
welchem  Umfange  und  durch  welche  Maßregeln  der  heimische  Handel  t 
die  beimische  Schiffahrt  im  Falle  eines  Seekriegt  gegen  Yerluite  gesehf 
werden  konnten.  Dabei  wurde  von  den  verschiedensten  Seiten  die  Fi 
einer  staatlichen  Seekrieg  Versicherung  aufgestellt.  Das  Yerlangen  n: 
aoloben  war  nichts  neues.  Wiederholt  ist  eine  solche  Versichenmg 
wordeni  u,  a.  gelegentlich  de»  Bnrenkrieges*  Es  waren  im  wesentlichen 
Fragen,  auf  welche  die  Sachverständigen  eine  Antwort  geben  sollten. 
der  Staat  in  Kriegaseit«!  den  Reedern  und  Handeltreibenden  die  Yerii 
enetssen,  welche  diese  dnn*b  die  Wegnahme  privater  Schiffe  kleiden? 
wenn  eine  solche  Ersatzleistung  angebracht  erdchemt,  diese  EntechMigUAi 
nnentgeltliGh  gewährt  werden  oder  etwa  auf  Grund  einer  FrämieniaMi 
der  Intarewenten,  wodurch  die  Kosten  ganst  oder  teilweii©  gedeckt 
Unter  welchen  Bedingungen  ist  eine  solche  Entachidignng  xn  gewähren 
welche  Einrichtaugen  sind  für  ihre  richtige  Durcbfiihnmg  erfonls<]ieh? 

Nichts  hätte  näher  gelegen,  als  gelegentlich  der  Diiknaaion  üb^  d 
Fragen  eine  Abänderung  des  bestehenden  Seekriegsreiihti  cn  diskntie 
Allein,  der  ganzen  Komnussionsberatung  lag  das  Andorn  RQgroade,  daß 
herrschenden  Seerecbt  nichts  geändert  werden  dürfe,  daß  die  bettehca( 
Normen  über  Kaperei,  Konterbande,  Durchsuchnngirecht  uiw,  nnv^ind 
fortbestehen  müßten*  Und  eine  weitere  all  nnwiderlegbar  betrachtet!? 
nähme  kam  hinzu,  die  nämlich,  daß  die  Flotte  Großbritannienfl  stark  gm 
»ei,  die  Oberherrschaft  mr  See  in  einem  Seekrieg  2U  behaupten. 

Es  ist  selbst verständlicb,   daß  unter  Annahme  solcher  Yorauaaetzan| 
die  Antwort  anf  die  drei  angeführten  Fragen  nur  so  lauten  konnte^  wie  di 
Kommission  sie  auch  schließlich  abgab,  daß  nämlich  eine  Seekriegs versi 
rang,  gleichviel  welcher  Fonn»  für  England  überflüaaig  sei.    Statt  einer  Vi 
Sicherung  brauche   man   nur  die   Sicherung  durch  eine   allen   anderen 
mächteü    überlegene   Flotte.     Ganz    anders    aber  hätte   die   Antwort   lai 
müssen,  hätte  man  auch  nur  das  leiseste  Bedenken  hinsichthch  der  abeoli 


Ijl'tM^rlcgenheit  der  britisohen  Flotte  gehabt  Und  weil  icli  tiicbt  atinebine.  daß 
^foAu  stets  in  Englaitd  bei  der  sstm^mendeti  Nervosität  die  gleiche  Meinung 
{b»ijeii  dtitfie^  ao  bin  icli  der  über^MUgung^  dftü  in  absehbarer  Zeit  das  Projekt 
Won  Deiiem  eine  Erurlerung  und  eine  andere  Beantwortung  finden  wird; 
welche  frt^ilich.  dua  atehl  dikkin»  Denn  zablreicb  und  höchät  mannigfsltig^ 
wmren  die  Vorsebläge  zur  Dtircbführuog  einer  staatlicben  Garantieleiatung 
oder  Versicheruugt  "welche  iron  den  3achv er» tändigen  der  Komraiaiion  vor- 
gfÄctdagtfn  wurden*  Die  einen  forderten  eine  völlige  Yerataatlichuag  der 
Seevf'rBit^berang  aueh  scHcm  in  Friedens zeitett,  die  andern  hingegen  lediglich 
'ae  fttaatliche  Seevenichening  in  Kriegs^eiten*  Ändere  wieder  wollten  die 
imtversit^hening  im  Krieg  wie  im  Friefien  anfreehterhalten  wissen,  ver- 
Bttr,  daß  die  Kosten  der  Versichertmg  de«  Kriegsrisikos  dem  britischen 
oder  Kaufmann  durch  die  Eegienmg  entattet  werden  soll.  Nicht 
reoige  Behlielilich  w^aren  der  Auffassung,  auch  ohne  Durchfiihmng  einer 
reFwcherung  das  2iel  erreichen  zu  künnen,  welche»  hie  fiir  wünschenswert 
bdtmchiaten ;  die  Regrierung  solle  einfach  allen  Beedem  usw.  den  durch  Weg^ 
im  Seekrieg  entstandenen  Verlust  ersetzen. 
Allen  BefünÄ'orteni  dieeer  kurz  charakterisierten  Projekte  setzte  die 
fiommiscion  ihr  geradezu  bewundernswertes  Vertrauen  in  die  Übermacht  der 
biiüschen  Flotte  entgegen.  Alle  BefürchtongeiiT  wie  diejenigen,  daß  ohue 
Siogrdfen  des  Staates  die  Yersicherung  g^gen  Kriegsrisiko  bei  Privats'er- 
sieherem  ganz  auBgeschlof!sen  oder  nor  seu  tmeraehwingUch  hohen  Pmmien 
möglich  wäre,  daß  infolgedessen  die  Preise  für  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe 
zu  einer  das  ganze  Wirtachaf trieben  Euglanda  auf  das  ernsthafteste  gefähr- 
deaiden  Höhe  stiegen  und  hierdurch  unter  UmsUinden  die  Landesverteidigung 
in  Frage  gestellt  werden  konnte,  weil  das  dem  Hunger  ana gesetzte  Volk  sich 
mla  Kriegsgegner  zeigen  werde,  wurden  als  tibertrieben  abgewiesen.  Die 
Kommiision  behauptete  dem  gegen  über,  rlaß  schon  selir*  bald  nach  Kriegs- 
ausbruch jegliche  Störung  im  etigli&elien  WirtBcbaftsleben  aufhören  werde, 
sobald  man  von  dem  ersten  Siege  der  unüberwindlichen  Flotte  gehört  habe* 
Drcnheben  ist  auch  die  Auffassung  der  Kommission^  daß  man  aus  früheren 
Eigen  Englands  in  Seekriegen  für  einen  künftigen  Kampf  gegen  eine 
ke  auiländische  Macht  wie  Frankreich  oder  die  Vereinigten  Staaten  nicht« 
emen  konnte  (Deutschland  wird  als  Gegner  nie  erwähnt);  man  müsse  die 
künftige  Erfahrung  abwarten*  WoUe  man  aber  annehmen,  die  britische 
^otte  betitle  nicht  unzweifelhaft  das  Übergewicht  in  allen  Fällen,  so  ^^iirde 
Je  Staatagarantie  oder  Versicherung  nur  den  Zusammenbruch  der  Staats- 
tiiinjecn  l^escldennigen^  ohne  den  Eüekgang  des  Volkes  aufhalten  zu  können. 
Wohl  dem  Volke»  welches  ein  solches  Vertrauen  in  seine  Seemacht  hat, 
L^iriui  das  Vertrauen  berechtigt  ist! 


Wahrend  über  die  Vereinfachung  oder  VereinKeitUchung  der  deutseben 
Arbeitern  ersieh  ening  bisher  ebensowenig  ein  ofhzielles  Dokument  zur  Ver- 
offen  llichung  gelangt  ist^  wie  über  die  Frage  der  Witwen-  und  Waisen  versiebe- 
ning,  hat  da«  Problem  der  Privatbeamten  Versicherung  die  Beichs- 
vcrwaltung  bereits  Eweimal  zur  Veröffentlichung  von  Denkschriften  bewogen. 
.  WSlirend  die  ente  im  Jahr  1907  vom  Beichsamt  des  Innern  herausgegebene 
liich  ledigUeh  mit  der  Kostenberechnung  befaßte,  hat  die  zweite*  dem  Reichs- 
unterm  IL  Juli  1Ö08  überreichte  Denkachrift  sieb  weitergehende  Auf- 
|alieii  gestellt*  Zwar  nimmt  auch  sie  nach  ihren  eigenen  Worten  eiu§t weilen 
bindende  Stellung  m  der  bedeutungsvollen  Frage,  ob,  in  welcher  Form 
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uml  in  weichem  ÜMfmnge  eine  rachfige«€t£!iehe  Privatangevl^UteiiTerndieniitf 
ftlsbnld  eingeführt  werden  &0II.  Aber  aus  der  Erittk,  wdcbe  ib  f cfealber 
des  v«riolii#d€Qeii  biAher  fnr  die  OrganiaatioD  «mer  solchen  Vcnläb0is| 
g«Biftclttexi  Torechlägen  einfließen  läßt»  geht  doch  klar  hemKTt  wohin  mm 
an  derjemgen  Steile  zu  steuern  gedenkt,  an  welcher  bis  vor  kurzem  d«r 
i^rfokomottTföhrer  der  Sozialpolitik^  seinen  Bitz  hatte.  Verworfen  wird  dir 
Plan  der  Erweilflninf  der  Invaliden  Versicherung  dujich  Anfügung  neuer  Lohn^ 
klaaMli  unter  GewiKnukg  einer  Altersrente  vom  ToUeDdeten  65.  Lebenffjilire 
ah  Qfid  tmier  gldchtmügcr  Annahertmg  des  Begriffes  der  Invalidität  an  fie^ 
roiunTaliditit;  Terwoffen  wird  ferner  der  Vorsehlag^  der  Befreiung  der  Fmit' 
angeiteUteQ  von  der  reiehageMtzUchen  Inralidenveraißherung  und  ßegröDdung 
eiii«r  boBonderen  Penaiont-  nnd  Hinterblieben enTencidienuigmiatftlt  f^  Frh«l- 
angüteUte  unter  Einführung  der  BerufBinvaJidität  nnd  ein€Er  Ällererente  nsm 
vollendeten  Q^*  Lebenajahre  ab  mit  Gewährung  einea  Heichazoschtuaei.  Di* 
gegen  wird  lebhaft  befürwortet  die  Erriditnng  einer  besonderen  Pecsioiii- 
nnd  HinterbliebenenvenichErungBanstatt  für  PriTatang^atellte  als  zmtihclie 
Eaaae  neben  der  r^chageietzlichen  InvalidenversieheruQg  tind  der  d^nnlcbal 
m  erwutendeEn  HinterbliebenenTerncJierang  unter  Eiüfülirang  der  Bentfi- 
mvmlidität  imd  der  Gewährung  d?  Altenreute  vom  voUendelen  65.  Lebeat» 
jähre  ab  fnr  dieie  Zuaatzkuae. 

Nicht  erörtert  werden  sollen  die  Einwendungen^  welehe  in  d€r  Denk* 
ichrtit  gegen  die  beiden  erst^^ähnten  Formen  ä^r  Yeraicherung  erlmto 
m-erden.  Dngeges  mag  die  Fr^e  des  Umfanges  der  VerBicherung  und  öffw 
Organiaati<xn  erSrtert  werden  für  den  FaU,  daß  die  zuletzt  genannte  Fona 
zur  Dupphfühning  gelangt^  bei  welcher  die  DenkschHft  die  Schwierigkeitai 
nnd  Nachteile  „vielleicht''  zu  vermeiden  hofft»  welche  bei  Durühfährong  dir 
b^den  eraten  Formen  weher  eintreffen  würden.  Empfohlen  wird  dieDnrdh 
führang  einer  Pflichtversichening,  Die  Veraichertmgs|iöic-ht  soll  nicht  ifi 
eine  obere  Gehaita-  oder  Lohn  grenze  gebonden  werden;  es  eol]  jedoch  de^ 
jenige  Gehaltssatz,  nach  dem  Beitrage  und  Leistungen  bemessen  werden,  eiiiiQ 
bestimmten  Höchstsatz,  und  zwar  von  5000  M^  nicht  übersteigen.  An  emm 
Mindest  betrag  des  Einkommens  soU  die  Vereicherungspflicht  ebenfalls  niclit 
gebunden  sein.  Es  wird  vermutet,  daß  aladann  fir  Mitte  I90B  eine  Personen- 
zahl  von  etwa  IV>  MiMiouen  in  Betracht  kommt.  Die  Zulassung  freiv 
SelbstTereichemng  wird  als  unzweckmäßig  dargetan.  Die  Leistuuge 
VöBicherten  w^erden  auf  durchschnittlich  8 "/«  des  Gehaltes  bemessen 
Fall,  daß  der  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit  analog  dem  bei  der  PenaionieniQg 
der  Beichs-  nnd  Staatabeamten  maßgebenden  gefaßt  wird,  also  unter  Ter 
werfung  des  Begriffs  der  Bertifeinvaldität,  Angestellte  und  Arbeitgeber  mä^ 
je  die  Hälfte  der  Prämie  entrieb ten.  Wie  bei  der  Invalidenveraichercmg 
wird  eine  langej^  Wartezeit  für  unbedingt  notwendig  erachtet.  Auch  die 
weiblichen  Privatangestellten  tollen^  wie  die  männlichen,  zwangsweise  vtr» 
sichert  sein-  Da  für  sie  jedoch  Wttwenbezüge  iu  Wegfall  kommen,  so  hattea 
•ie  eigentlich  niedrigere  Durchschnittsbei träge  als  die  msrnüichen  Yemchcften 
zu  leisten.  Die  verschieden  hohe  Bemessung  der  Beiträge  ist  jedoch  bedenk^ 
Heb.  Beiden  Teüen  hofft  man  dadurch  gerecht  zu  werden,  daß  den  weih* 
Heben  Versicherten  weitere  Leistungen  als  den  männlichen  gewährt  werden, 
welche  annähernd  dem  Beitragsuntcrachjed  entsprechen*  Für  die  Beitrige 
kommen  10  Gehaltsklassen  in  Frage«  Klasse  A  Gehälter  bis  550  M  urnfssaendi 
Klasse  B  von  mehr  als  550—850  M  und  so  fort  steigend  bis  x^r  Klasse  I  mit 
Gehältern  zwischen  4000  und  5000  M  nnd  Klasse  K  mit  Gehältern  über  6000  JL 


dwillig^^ 

tgen  d^H 

für  dfi^n 


!r  der  PrtTatbeaiDtcuverBiehening  #oll  eine  Eeiehfl verlieh  emngsanatalt 
t*rivataDge«tellt6  sein,  Gegenstand  der  Versicherung  würde  eine  Invaliden" 
i&ion  bilden,  eine  Älterapension  vom  65*  Lebensjahr  ab,  schließlich  Witwen- 
ttiid  Waisearente*  Die  Hohe  dieser  Renten  wäre  yerschieden  je  nach  den 
Gebaltsklaasen  nnd  der  Wartezeit.  Ee  wiirde  beispielsweise  der  Jahresbetrag 
des  Pensionsanspruchfi  nach  Ablauf  der  Wartezeit  aus  den  ersten  120  MoBata- 
beitragen  zwischen  84  und  1152^  betragen.  Dazu  käme  für  jeden  weiteren 
Toimtsbeitrag  eine  Steigerung  zwischen  0^35  und  4^80  M.  Der  Zulassung 
ton  ErsatziD^tituten,  wie  sie  in  der  osterreicliiaclien  Privatbeamtenversichenrng 
in  weitem  Umfange  erlaubt  ist,  steht  die  Denkschrift  im  wesentlichen  ab- 
kiinend  gegenüber. 

Würde  die  Priva tbeamten versieh emng  in  der  von  der  Denkschrift  vor- 
g^chlageneu  Weise  zur  Durchfülirung  gelangen,  so  würde  damit  eine  £r- 
«ftiiening  des  Inetittita  der  Sozial  versieh  ening  geschaffen  werden,  welche 
^eirade  den  Auhfinger  einer  richtigen  und  wahren  Sozialpolitik  zur  Opposition 
vezaidflasen  muB.  Liegen  die  Verhältnisse  der  Privatbeamten  derartig,  daä 
Bmen  eine  Zwangsversicberung  not  tut,  sind  sie  so  unterstützungsbedürftig 
wi©  die  Arbeiter  —  und  das  behaupten  die  Privatbeamten  —  so  ist  mit  der 
Anordnung  der  Versicbemog  ohne  Staatahilfe  nichts  geleistet.  Dann  müssen 
eben  Staatszuschüsse  beachafft  werden.  Die  Last  der  Versicherung  aber  auf 
die  Schultern  der  Privatbeaniteri  selbst  und  der  Unternehmer  t\x  legen,  iat 
ebenso  verkehrt  wie  es  ungerecht  und  unzweckmäßig  ist,  Pnvatbean;te  ohne 
Kücksicht  auf  die  Gehaltsgrenze  in  da«  System  der  Zwangaveraicberung  hineinzu- 
ziehen» Will  man  etwa  be-haupten,  ea  gäbe  eine  IntereieeDgemeinBchaft  e^iBchen 
dem  Konunis  mit  1200  M  Jahreagebalt  und  dem  Direktor  einer  großen  Aktien- 
geseüachaft  mit  vielen  tauaendeu  oder  zehntauaendeu  Mark  Gehalt?  Das  Hcldecbte 
Beupiel  österreichfl  hat  in  überraschend  schneller  Weise  auf  die  deutsche 
VeTBicheningBpolitik  eingewirkt,  obwohl  eine  ganze  Reihe  viel  wichtigerer 
»ozialer  Versieh erungaprobleme  äu  lösen  sind,  wie  die  Witwen-  und  Waisen- 
ver^ichemng,  die  Versichertin g  von  Heimarbeitern  und  Hausgewerbetreibenden, 
von  Dienstboten  und  ländlichen  Arbeitern^  vor  allen  Dingen  auch  die  Mutter- 
Bchaftaverticherong-  Man  hat  sich  mit  auffallender  Schnelligkeit  des  Problems 
der  Privatbeamten  versichern  Dg  angenommen.  Eine  Partei  nach  der  andern  ist 
Inr  die  lü^e^  gewonnen  worden,  das  Zentrum  hat  damit  Ivegonnen,  bis  achBeö- 
ilich  auch  die  Konservativen  als  Anhänger  der  Idee  folgten.  Ich  sehe  in  dem 
bereitwiUigen  Entgegenkommen  der  Reichs  Verwaltung  nichts  anderes  als  einen 
glänzenden  Erfolg  der  trefflichen  Propaganda  und  Agitation  der  Vertreter 
der  Privatbeamtem  Jede  Partei  will  sich  die  Stimmen  der  anderthalb  Millionen 
Privatbeamten  sichern,  und  so  ist  es  ein  Ausfluß  unseres  Eeichs  tags  Wahlrechts, 
wenn  die  Sozialpolitik  unlogische  Sprunge  macht,  statt  Schritt  für  Schritt 
Torwarts  zu  gehen  und  erst  das  Fundament  fester  auszubauen,  auf  welchem 
sich  die  schon  vorhandenen  Stockwerke  unserer  Arbeiterversicberung  erheben, 
^e  immer  neue  höhere  Etagen  aufgesetzt  werden. 


SchBeßlicb  soll  im  Hin  blick  darauf,  daß  !^gland  im  Jdi  1908  ein  Old 
[Pension  Law  angenommen  hat,  das  System  der  Staatsbürgerver- 
rgung    eine    kurae    Schilderung    finden,    wie    es    sich    als   Mittelding 
,  Ewiachen  Armenwesen  und  Sozialversicherung  herangebildet  hat* 

Vom  1,  Januar  1909  ab  kann  jedem  englischen  Staatsbürger  von  über 
[  70  Jahren,  der  nicht  über  ein  Einkommen  von  mehr  als  12  s.  wöchentlich 
L  verfügt^  aus  öffentlichen  Mitteln   eine  Rente  bis  an  sein  Lebensende  «nge- 
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Mftaei,  Ziel  paukte  der  TerBicheruüf^poiitik. 


VoraitweUiuig  ist  jedoch^  daÖ  der  Renten mi.^ 
bexiielit  oder  im  Jahre  L£^  bezogen  hat.  h 
aocii  lüeiii  in  emer  AtiBtalt  für  Geiffteekraoke  odar  im  Qefingiuji  betind^L 
Jäi  er  jeouili  sä  einer  GefängniBAtrufe  verurteilt  wordeni  so  tnüasea  tmi  T^ 
büfioog  der  Strmfieit  mehr  als  10  Jahre  Tentrichen  nein.  SchheßHck  mod 
d€r  BfntenAnwärter  den  ^'aehweis  erbrmgeo,  d&ß  er  für  sich  nud  teiat 
Famili«  xa  sorgen  nicht  gewohnheitfimaßiiif  imterlaneD  hat»  Lieg«^  alle  4ieK 
VciraiiB»etnmgen  vor,  ao  kann  dem  betreffenden  engliacben  Bürger  sstt 
Ptneion  bti  zmr  Höhe  von  5  a.  njgevprochen  werden,  und  xwar  nach  tms 
gleiteiid«ii  Skala,  je  nadi  teineiii  Einkoiunii^D.  dessen  Majdmnnx,  wie  geaift 
IS  t.  in  der  Woche  betragen  darf.  Ein  klagliArer  Rechtsanspruch  anf  die  PeoiÜM 
beateht  nicht.  IHe  &la  Behörden  für  Pensionsangele^enheiten  bestimmtefl 
lobüen  Armenrate,  welchen  ein  oltallicher  Finaaibeamter  beigeordnet  ist, 
können  weoigatens  nach  dem  Text  des  engUscbim  Geseteet  xnr  Zno-kemiim^ 
der  Eetiten  von  dem  Ad  wart  er  nicht  gezwungen  werden« 

So  sieht  in  kurzen  Zügen  geschildert  der  englitche  Old  Age  PenEion 
Act  tos*  Ihn  als  eine  Veraicherang  zu  bezeichne^  wird  man  ohne  Wider- 
ipntch  nicht  Yermögen,  Ebensowenig  aber,  glaube  ich,  darf  man  bicr  rm 
einer  Armenfünorge  spret]rheD.  Ich  habe  bereil«  in  der  Intemationileii 
Wocheoachzift  (vom  IL  Jali  190^)  vorgeftßWftgen,  für  diese  englische  Aken- 
rentenge^etzgebnng  ebenso  wie  für  die  nahe  verwandten  Gesetze  Neoseeltn^ 
und  dea  aastralischen  Si&atenbundea  sowie  Bauemarka  und  Islandi  den  Atii- 
dmek  „Staatfibürgertersorgung**  alt  Zwiichenstufe  zwischen  Y^rsichenrng  und 
Armenfirsorge  za  verwenden^ 

Durch  das  neue  Gesetz  wird  fnr  eine  halbe  Million  EngLanda-  gesorgt 
welche  Pensionen  von  insgeeanit  zwischen  6  und  8  Millionen  £  erhalten  werden; 
sber  ntjr  mindeatenB  70  jährige  kommen  in  Betracht.  Wer  vorher  invalidi 
wird,  hat  von  dem  neuen  Gesetz  nichts  zu  erwarten  imd  ist  nach  wie  for 
auf  die  dürftige  Armenpflege  angewieiien, 

Allein,  das  Gesetz  hat  m.  E.  eine  ganz  her\'orragende  grundialzliebe 
Bedeutnng.  Ea  zeigt  ein  doppeltes:  einmal^  daß  man  sich  auch  m  Gro^ 
britannien  der  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  Sozial versicherüiig 
durch  den  Staat  nicht  mehr  verachließen  kann,  andererseits,  daß  die  staatr 
sozialistischen  Gesetze  der  australischen  Kolonien  und  des  neuBeelandiAchfii 
Dominium^  mehr  als  je  Ausfichi  haben,  auch  im  englischen  Mutterlande  m 
Durchführung  zu  gelangen. 

Der  begeisterte  Sozialpolitiker,  der  dieie  Eindrücke  erhalt,  wird  eine 
große  Freude  über  das  neue  anglische  Gesetz  und  die  Ansaichten,  welche  ei 
eröffnet,  empfinden.  Wer  aber  über  den  Rahmen  der  sozialen  Privatvenich^ 
rmkg  hinaus  dm  Volkagauze  »us  Auge  faflt^  und  auch  an  künftige  Jahrzehnt« 
denkt,  der  wird  sich  mancher  Bedenken  nicht  erwehre«  können*  Denn  ob 
es  wirklich  als  ein  wünschenswerter  Znstand  angesehen  werden  muß^  wenn  bei 
immer  mehr  Völkern  und  hier  in  immer  weiteren  Yolkskreben  daa  Erlangen  eiii«f 
Staatsrenfce,  gleichviel  in  welcher  Form,  geradezu  als  ein  Lebensideal  ang^ehai 
wird,  und  ob  etwa  der  Staat  eine  führende  Rollo  auf  dem  Weltmarkt  ein- 
nehmen wirdt  der  sich  rühmen  kann^  die  meisten  und  bestversorigten  Alter»- 
rentner  in  haben,  wage  ich  sehr  zu  bezweifeln. 

So  vermengen  sich  die  Probleme  der  noch  so  wenig  durchforschten  und 
fast  niemals  von  höheren  Geeichtspunkten  aus  betrachteten  Versicberung»- 
politik  mit  den  schwierigsten  und  wichtigsten  Problemen  unserer  Knitor 
iiberbftupt. 
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Von  Dr.  Felix  Salomon 


Znr  neuesten  Literatur  über  das  politische  Partei- 

Iwesen  in  Deutschland 
Chi 
in  c 


Chr,  Grolewoldt  Die  Parteien  de»  Deutecbeu  Eeichstags»  Band  1  der  »Politik 
dea  Deatflchen  Reiches  in  Einzeldürst^lluiigen*^.  Leipzig  1008^  Wigand* 
33 7  S*  —  ü.  Stillieh,  Die  poli tischen  Parteien  in  Deutaehland, 
Band  li  Die  Koneervativen.  Leipzig  1908.  EJinkhardt.  VIU  und 
250  S ,  —  F  r  i  e  d  r  i  c  h  W e  g  e  n  e  r I  Die  deutsch-k on eervativ e  Partei  und 
ihre  Aufgaben  für  die  Öegenwart.  Heft  4  von  „Die  Politik'*,  Eine 
Staats wi BS enacliaftliehe  Hauibicherei.  Berlin  1908.  Schwetaehke.  92  S, 
Die  „Zeitschrift  für  Politik"  hat  die  Pflege  des  poUtischen  ParteiwesenB 
in  dankenswerter  Weise  in  ihr  Proj^amtn  Btifgenoirimen^  möchte  ihrer  An- 
regung in  reichem  Maße  entepirocheu  werden.  Ah  Hktorikef  wünschte  ich 
im  beionderen,  daÜ  Stein  auf  Steiu  äu  einer  deutschen  Parteigeschichte  zu- 
aunineDgetragen  würde;  es  ist  anzanehmeB,  daß  weite  Kreise  dea  deutaehea 
Volkes  nach  einer  solchen  Verlangen  tragen.  Zo  BiBmareks  Lebzeiten  war 
dem  kaum  eo;  die  Staatskntang  des  gewaltigen  Jlauuea  wirkte  stark  dahin ^ 
das  Parteiweaen  zu  diskreditiej^en;  wie  viele  Äußerungen  wurden  aua  seinem 
Munde  vernommen,  in  denen  er  das  Partei  treiben  geradem  ak  Bchädlichen 
Atiawucha  gebrandmarkt  hat;  sein  urteil  beeinflußte  die  öffentliche  Meinung 
und  die  literarische  Produktion;  die  deutsche  Parteiliteratur  blieb  unsagbar 
armselig-  Heute  siud  die  Zeiten  andere  geworden;  seit  Bismarcks  Rücktritt 
ist  die  Volksvertretung  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt;  unser  j einiger 
leitender  Staatsmann  hat  der  parlameutarisehetJ  Ma}oritat  eiue  einschneidende 
Geltung  eingeräumt;   aeitdem  ist  das  politische  Interesse  im  Zunehmen  be- 

frilfen,  mit  ihm  das  Verlangen  nach  poHtiacher  Bildung  imd  nueh  einer 
iieratnr,  die  dieser  zq  dienen  vermag.  Es  wird  längere  Zeit  wahren,  bis 
umfasaendere  Anforderungen  mit  wissenschaftlicher  Gründhchkeit  befriedigt 
werden  können-  bis  auf  weiteres  werden  mehr  oder  minder  populäre  Dai^ 
stelhmgen  willkommen  geheißen  werden,  die  den  Bedürfnissen  dea  Äugen- 
blif^k»  dienen  und  eine  vorläufige  Orientierung  ennöglichen.  Auch  die  Wissen- 
aehaft  kann  am«  solcheti  Büchern  Anregungen  entnehmen  und  Nutzen  ziehen  j 
es  kommt  nur  darauf  an,  daß  die  Autoren  keinen  gar  zu  niedrigen  Standpunkt 
einnehmen  und  der  ül>ernommenen  Aufgabe  einigermaßen  gerecht  werden» 
Grotewolds  Buch  gehört  seiner  Anlage  nach  der  älteren  Gattung  von 
Liter aturwerken  über  du  politische  Partei wesen  an»  einer  Gattung^  deren 
EsifiteiixbiPechtagung  ganz  gewiß  heute  noch  vorhanden  ist.  Der  Verfasser 
wfll  nicht  untersuchen  und  forschen,  er  will  seine  Leser  leidenschaftslos  imd 
möglichst  objektiv  übej  die  vorhandenen  Keiehstagsparteien  unterrichten;  er 
will  eine  kurze  Daratellung  der  Programme  wud  Tendenzen  dieser  Parteien 
hefem.     Seine  Persönhchkeit  soll  in  den  Hintergrund  treten,  aber  er  w^ill  «ie 
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nicbt  gui£  unterdrücken,  bef^eiflicherwebe^  da  G.  sich  als  jeniftiideii  MeimL 
der  selbst  sehr  entseluBdeDe  Aneichteii   über  jiolitkche  TerhAltnisse  hat;  er 
kaan   aacb   aicbt   auf  ein    persdixlkbes   ürteA  vendcbtea,   ■obald  die  Ihu^ 
•tclltiiig  ihn    zur  Be«precliimg  und   die   Beaprechung   smr   Kritik   üb<!rl^trt. 
£r  meint  auch   da   detj  Standpunkt   dee   unbefangenen  ßeoba{5bts:3  nieUt  fü 
Teflmesi;  er  Teraicberti  seine  Objektivität  sei  dcircli  dia  Auffassung  vcrbürft, 
ömB  dai  Partei wet^i  als  Ausfluß  wirtischaftücher  Intereiseii  £U  bep^en  ^; 
wir  lesen:  »^in  dem  Sinne  wird  man  etwa  oatih  dem  Prinzip  tout  coaiprmdr? 
c*«it  tout  pardonner  am  besten    zu  gerechter  Würdigung  der  verscmedeneii 
AiLsicbten  gelangen  können''.    Gewili>  d]e«er  Standpunkt  darf  als  objektiT^r 
gelten,   «o  wi^iiif^  ich  soleher  fiebri>£f('n  Formulieniojr  snetiiniiie,   aber  G.  hat 
ihn  nicht  üm(' gehalten.      Er  bat  im  Verlaufe  seiner  Arbeit  erfahren  müsseß. 
daQ   das    w;ris«.'haftlii;he   Moment   nicbt   ausreicht,    um   dem   so   reichen  mid 
mannigfaltigen    Wirken&kreise    einer   Partd    kritisch   gegenüberEutreten;  dt 
ist  idne   ejgene  politische   Überzeugung    als  WeTtmeaaer    immer   deullicha' 
Eujn   Durchbruch   gekommen.     £r   bekennt   sie   auf   S,  133«  wo  er   auafuiul^ 
was  unserem  politiBchen  Leben  fehlet    eine  starke^  einheitliche^  soziale  aber 
nationale  Yolkspartei,  die  das  besteh  ende«  berechtigte  und  notwendige  Strebe 
der  beiitzloBen  Yolkaklasaen  nach  Verbesserung  ihrer  Lage  ehrlich  und  er- 
folgreich zu  unteratutseQ  nnd  acbließlich  zum  Siege  zu  fiihren  versteht,  ohne 
in  den  Fehler  der  Sozialdemokratie  zu  verfall en^  die  nur  zu  leicht  die  Begriffe 
„Vaterland*'  und  ^Klassenstmat"  verwechsle**.    Demgemäß  steht  G.  den  Be- 
strebungen F.  Naumanns  nahe^  denen  er  einen  besonderen  Ab^chsitt  widmet 
(S.  äS@ — 232)f  obwohl  die  Nationalsozialen  zu  den  vorhandenen  Parteien  nicht 
mehr  zählen.    Unter  letzteren  ist  ihm  die  Freisinnige  Vereinigung  am  sympa^ 
thischsten.    Gegen  «olche  Überzeujznng  ist  niehui  einjcuwenden,  bh  mcJ  nur 
betonen«  daß  dies  nicht  mehr  der  Standpunkt  eines  unbefangene  Beobachten 
ist;  G.s  Buch  ähnelt  den  Arbeiten  älteren  Stiles  auch  darin,  daß  es  trots  gegien- 
teiHger  Verticherung  im  Kerne  eine  poHtische  Tendenz  in  sich  hirgi. 

Die  Orient ierung«  die  uns  G,  im  einjselnen  verschaift,  ist  besonders  für 
die  jüngsten  Partei  Verhältnisse  im  ganzen  gelungen  und  braucbbir;  eine 
Spezialität  G.s  ist  die  verhältnismäßig  ausfuhr  liehe  Beröcksichtigimg  de- 
«regionalen  Grappen" ;  der  Protestler  und  der  Partikularisten  (Polen^  Danen, 
Elsaß- Lothringer  j  Li  tauer ^  masarische  Volkapartei,  bajriacher  BanerAbnnd) 
S.  327^ — 337*  Das  über  die  Sltsren  Partei  Verhältnisse  gebrachte  ist  wenigi 
s^UTerlasiig;  G.s  historische  Kenntnisse  stehen  nicht  ouf  der  Hohe.  Er  b 
Beichnet  die  Zdt  von  1815— IS58  als  die  unwürdigste  Periode  in  der  deutsch« 
Geschichte,  speziell  in  der  Preußens^  was  sie  für  die  Entstehung  unsere!^ 
Parteiwesens  bedeutet  hat«  wird  kaum  angedeutet*  Alles  in  allem  ein  Buch« 
das  vorläufig  am  Platze  ist^  aber  rasch  überholt  werden  kann;  schade,  daß 
der  Autor  nicht  wirksamer  und  offener  hervortritt,  denn  was  das  Buch  an- 
genehm lesbar  macht «  das  ist  der  Eindrock,  daß  ein  wohlwollender  und 
einsichtsvoller  Mann  dahinter  steht.  — 

Stillichs  Buch  ist  zweifellos  bedeutender;  es  will  eine  wisflenschafthcihe 
Leistung  bieten  und  bringt  wenigstens  Ansätze  zu  einer  solchen,  ÄlletdingB 
ganz  soweit  her,  wie  ein  Geleitwort  veraichert,  ist  es  mit  der  Arbeit  nicht: 
eine  wissenschaftliche  Großtat  ist  sie  wirklich  nicht,  aber  es  ist  schon  in- 
teressant und  fordernd,  Probleme  gestellt  jgu  seheut  wenn  auch  die  vi 
Losung  ausbleibt. 

StÜlich,  Dozent  an  der  Humboldt- Akademie  m  Berlin,  hielt  dort  Vor- 
lesungen über  Grundsätze  und  Geschichte  der  politischen  Parteien;  ans  ihnen 
erwuchs    der   kühne  Plan    in    einem    5  bändigen  Werke   ^den   Grundriß  der 
politischen    Ideenwelt    unserer   großen    Parteien    hauptsachlich    naeh   seines' 
prinzipiellen  Seite  hin  in  einfachen    und   klaren,    jedermaim    verständhcbei 
Linien  zu  zeichnen**.    Bisher  ist  der  erste  Band  fertiggestellt;   in  ihm  gi! 
St*    über  seine  Arbeitsweise,  oder  wie   er   sagt  über  seine  witaeoschaftli* 
Methode^   auf   die  er  großes  Gewicht  legtj  Auskunft    Er  geißelt  «eine  Voi 
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gmger^  die  getadelt  od^  gelobt  hatten ^  ohne  es  za  versieh en,  objektiv  211 
%€rten;  er  will  ea  liesser  luacheD  und  mit  rnhi^^er  Objektivität  iitleilen, 
IBr  scbafft  ^ch  auf  diese  Weise  ein  vart eilhaftes  Rdief;  ist  es  nicht  aber  em 
Jap  m  billiger  Sieg  über  Schriften,  wie  die  vo»  Farisius,  Braun  u»w,,  tu 
iphieren?  Weiß  St.  nicht,  daß  es  außerhalb  der  Parterliteratur  im 
Sinne*  ans  der  übrigens  JoIIjb  nicht  erwähnte«  Bach  sich  vorteilhaft 
tbt,  Werke  (fibt^  die  er  hätte  berückaichtigea  müs^euV  E»  scheint, 
B  m  wirklich  nicht,  demi  seine  LiteratQrkenntnis  erweist  sich  al»  ül>ei^ 
taschend  gering;  ich  glaube»  er  hat  keine  einzige  Darstellung  der  preußischen 
«»der  deutschen  öeschichte  sich  xu  Nutzen   gemacht;   von   Lamprecht   zitiert 

■ —  einen  Zeitungsartikel,  aber  nicht  die  dentflche  Geachichte,  mit  der  gerade 
sich  hätte  suseinandersetiEen  musaen,  St3  Ziel  hi  sowohl  der  Fördenmg 
llcr  Wietenscbaft  als  der  ßelehrung  zu  dienen^  er  wendet  sich  an  den  ^uni 
tsukB  politiBche  Weltanschauung  ringenden  Teil  der  deutschen  Bevölkerung'*, 
8ein  Torgehen  ist  folgendet:  er  vrül  die  Grumdaätze  der  Kon^rratiTan  daiv 
legen  und  kritisieren;  er  will  dabei  auf  den  Zusammenhang  zwidchen  der 
iDoktrin  und  den  materiellen  Interessen  genauer  als  es  bisher  ge^hehen,  hin- 
weisen ;  er  will  sein  kritisches  Rüstzeug  aus  keinem  Parteilager  holen,  sondern 
•nderi woher.  Und  woher?  Er  will  untersuchen,  welche  Stellung  die  Partei 
«um  ÜniversuTOT  zum  Staat,  zur  Gesell ö(! ha ft,  zur  Wirtsuhaft,  zum  Recht  und 
Kultur  einnebme^  sowie  welche  Wandlungen  sie  geschichtlich  durch- 
acht  habet  und  daraus  seine  Schlüsse  ziehen.  Soweit  folge  ich  SU  gern, 
k  seine  Methode  derjenigen  entspricht,  die  Jeder  Historiker  handhaben 
würde,  ab€r  im  weiteren  geht  St»  seinen  eigenen  Weg.  Der  Historiker  würde 
0twa  so  verfaliren:  er  würde  die  Wandlungen,  die  die  Pkrtei  durchgemacht 
hat,  aus  den  Zeitverhältnissen  erklären  und  die  konservative  Ideenwelt  in 
ihrer  Bedingtheit  durch  Menschen,  Zeit  und  Umstände  verständlich  j£u  machen 
■neben;  als  objektiver  kritischer  MaBstab  könnte  sich  ihm  das  Verhältuis  des 
■fön  der  Partei  Erstrebten  zu  dem,  was  sich  als  lebensfähig  und  ohne  Ver* 
jetznag  ihrer  Grundsätze  als  wirksam  erwiesen  hat^  ergeben.  St.  verfährt 
Anden:  Er  sammelt  Kundgebungen  der  Konservativen  verschiedensten  Schlages 
'»ms  vefschiedenaten  Zeiten,  ordnet  sie  nach  stofflichen  Rubriken  und  legt  als 
*kriti0dhen  Maßstab  von  ihm  konstruierte  Begriffsbestimmungen  an,  bei  denen 
dar  subjektiven  Wülkür  Tür  und  Tor  geöffnet  ist^).  Die  Geschichte  der 
konfterrativen  Partei  dient  ihm  nicht  lüa  Grundlage,  sondern  wird  in  einem 
Schlnikapitel  ohne  jede  Bezugnahme  auf  den  übrigen  Inhalt  angehängt;  im 
Renten  Kapitel  wird  gleich  mit  der  Definition  dessen»  was  konaerratir  »ei, 
begonnen,  eine  Definition,  die  meines  Erachtens  das  Schlußergebnis  sein 
miäte.  IKe  Kimsenativen  —  lautet  der  Bescheid  —  „sind  eigentlich  gar 
nicht  konservativ  und  können  nicht  als  staats erhaltende  Partei  bezeichnet 
.werden"»  „Konservative  Politik  besteht  aus  einer  Kombination  von  Still- 
||wi,  Eückschritt  und  Fortschritt.*^     Das  ist  die  objektive  Methode!     Merkt 

^^Kicbt,  daß  er,  der  weder  b>ben  noch  tadeln  will^  hier  eine  Zensur  erteilt, 
l^ff^Tom  Standpunkte  der  Konservativen  ein  starkes  Tadelsvotum  in  si<^ 
tchließt?  Und  wozu  soll  uns  solche  Erkenntnis  dienen?  Sollen  wir  jetst 
Stillich  mehr  Glauben  schenken,  als  den  Politikeru  der  konservativen  Pai-tei? 
Nein  St.s  Beh^mdlungs weise  bahnt  nicht  den  Weg  zu  den  von  ihm 
gesteckten  hohen  Zielen;  wer  es  mit  Fragen  der  VVelt-  und  Stafttsanschauung 
KU  tun  hat,  der  muß  es  verstehen,  sich  mit  geschichtlichem  Sinne  in  ein« 
fremde  Gedankenwelt  und  in  einen  fremden  Wirkungskreis  hineineuleben,  er 
darf  nicht  souverän  aburteilen  wolleu;  in  St,e  Buch  spiegelt  sich  St.s  Geist, 
aber  nicht  der  der  Partei,  die  er  behandeln  will  Seine  Methode  muB  ich 
als  unergiebig  ablehnen,  ganz  unergiebig  fCu^  die  gestellteu  Aufgaben*  Femar 
habe  ich  die  geschichtliche  Bildung  und  die  positiven  geschichtlichen  Kennt- 
nisse des  Verfassers  zu  beanstanden;   in  den  preußischen  Verhältnissenp  aus 
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denen  die  konwrrati^re  Partei  die  Er«ft,  die  ihren  Theorien  Leb«i  eilige 
ha  acht  hat^  tn  allerenat  schöpftef  iat  er  gar  nicht  za  Hause.  Und  die  Huid- 
babung  der  ^genetiBchen  Alethode'*  bei  Fragen  aljg'emeiaeren  InholU^  z.  E  bei 
der  iDtereasantea  Frage,  wie  ea  komme,  daß  jede  Partei  das  Wohl  der  15«- 
aamtheit  £u  vertreten  glanbe,  während  sie  doch  nur  bestimmte  Eluien- 
interene  Tertrete  (B*  6  ff.)  *.  Da»  ist  kraa&er  Dilettontiamofl.  Aber  das  itt  ta^ 
AUea^  wia  ich  geK^en  daa  Buch  ssu  tagen  hahe;  e«  bleibt  genug  übrig,  diB 
die  Bemühungen  sU9  nicht  amaonst  ^macht  sindV*  ^^  Buoh  bietet  (üe 
reiche  Fundgrube  für  stoffliche  BeWhrang;  wer  einen  Einblick  in  den  Wir 
kangvkreiin  der  RoDseTTatireo  aus  programmatiaohea  AußeruDgen  eriaQ|:en 
will,  der  greife  zu  St,a  Arbeit,  Die  Diflpoeitioü  erleichtert  den  überblick; 
St.  behandelt  nacheiuander:  die  Weltanschauung  der  Konservativ en»  die  Stsatih 
auffassung«  die  Rechtsaiiffmaeung,  die  Eultaraaffasaiuig.  Das  Material,  am  dem 
8t.  schöpft,  ist  nicht  sehr  reichhaltig;  die  Kreuj^cdtong  und  Wegenen  Srnts* 
und  GeseDschaftfi-Lexikon  nnd  die  Hauptqueilen ;  die  Reiebstag»-  und  Und- 
ttwsreden  fehlen;  immerhin  das  Gebrachte  genügt  zu  Torläufiger  Orientt«ntDg> 
Ich  fasae  zusammen:  St^s  Buch  ist  als  Stoffsammlung  anregend  und  «iä* 
kommen  eu  heißen ;  bei  seiner  Kritik  der  Partei  wird  fdch  weder  der  PoLiiikET 
noch  der  Historiker  lange  aufzuhalten  brauchen^  --^ 

Auch  Wegenerfl  Biichleln  leitet  ein  großerea  Unternehmen  ein;  ei  ist 
dai  erste  aui  dner  Beihe  von  Abhandlungen,  wekhe  der  Geschichte  und  Am 
gegenwärtigen  Aufgaben  der  einzelnen  {Ktlitiachen  Parteien  gewidmet  seilt 
BoHen^  In  der  Ankiindiguug  heißt  ea:  ^In  jedem  Falle  eoii  ein  Angehtvri^ 
der  Partei  die  Arbeit  liefern.  Verschiedene  bedeutende  Parlamentarier  find 
dafür  gewonnen  worden*"  Ein  Gedanke^  der  in  der  Ansfuhrang  auf  oicbt 
geringe  Schwierigkeiten  stoßen  wird>  aber  der,  falls  diese  Schwierigkeiten 
sich  einigermaßen  heben  lassen,  ala  glücklich  bezeichnet  werden  mcxß;  et 
mnß  in  jedem  Falle  lehrreich  aein^  einen  gewichtigeren  Parteimann  aber 
seine  eigene  Partei  sich  aiißem  mi  hören;  ein  reicher  Ersatz  für  den  Mangel 
an  Objektivität  kann  durch  den  Einbhck  in  das  innere  Getriebe  und  in  die 
Seelenstimmung  der  Partei  gewonnen  werden*  Wegenera  Arbeit  mochte  ich 
nicht  als  mtistergiiltig  von  den  Mitarbeitern  au  der  „st&atvwiaaenachaftlichen 
Bücherei"  betrachtet  wiBsen;  aie  iat  gar  xu  kur«  und  gar  äu  penoiüich.  Der 
erste  Abschnitt  yfDie  Elemente  des  Konser*-"^'*'  .ua**  fuhrt  una  in  die  An»- 
bildnüg  der  kouservativen  Ideenwelt  ein;  wir  lernen  die  wichtigsten  The<iretika" 
der  Partei  kennen;  Meineckes  schone«  und  tiefes  Buch  (übrigens  Friedrich 
Meineckea  und  nicht  Georg  Meinekes)  über  „Weltbürgertum  und  National- 
staat"^  bietet  willkommfi&eii  Stoffe  aber  von  den  speriÜach  preuliischen  Elementen 
de«  Konseri-atismua  erfahren  wir  nichts.  Der  zweite  Abschnitt  ^Der  Kon- 
servatismus aJa  Partei "*  gibt  intereesaute  Angaben  über  die  ersten  Gruppierun- 
gen konservativer  Politiker  und  Bebildert  die  Anfänge  einer  Parteiorganisation 
im  Jahre  1848;  dann  folgen  einige  Angaben  über  das  ^Stahlsche  SrsU'm" 
und  über  Bismarck«  Stellung  zu  den  Konservativen,  und  da»  ist  alles;  der 
Leser,  der  Anteil  an  der  Partei  gewonnen  hat,  wird  ohne  weiteres  im  Stich 
gelassen.  Der  dritte  Abschnitt  ^Der  Konservatismus  in  der  Gegenwart*  be- 
gründet „ein  sozialarifltokra tische«  System  auf  dem  Entwicklungagedanken"'. 
„Altes  und  neues,  Haller  nnd  die  Romantik^  Goethe  und  der  StaAtwoziabamu» 
«ind  dabei  mit  modemer  Natur*  und  Weltanschauung  verbunden..''  Das  sind 
ganz  persönliche  Ansichten^  deren  Kritik  mir  nicht  obliegt;  ich  wüßte  nur 
gern,  wie  weit  sie  als  Reflex  von  Stimmungen  innerhalb  der  Partei  betrachtet 
werden  dürften.  Eine  längere  Znknnft  wird  auch  diesem  BücUein  nicht  habeo; 
e»  wird  Tom  Strome  der  Titerarischen  Produktion  bald  weggespült  werden; 
bis  auf  weiteres  verdient  es  als  Ergebnis  des  Nachdenkens  eines  selbständig 
denkenden  Maiines  über  Probleme  der  Gegenwart  Beachtung. 

*)  Eine  Temichtende  Kritik  in  den  „Hamburger  Nachrichten*'  halte  ich 
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Neue  Schriften  zur  politischen  Gesellschaftslehre* 

"  Von  Dr.  L.  v.  Wieae* 

^Ifred  Viarkftndt,    Die  Stetigkeit  im  Kultimvandel.     Eine  BOKiologiBcbe 
Studie.    Leipzig  1908.     Duncker  und  Hiimblot,     VTII  untl  m^  S,    — 
Brookfl  Adams,  Das  Gesetz  der  Ziviiimtioii  nnd  des  "yerfalls.    (Voll- 
ständige und  autodftierte  Übersetzimg  nach   der  enj^liBclien  und  fran- 
EÖiiftchen  Aiisgabe.)  Mit  einem  Essay  von  Theodor  RooBevelt»  Wien 
ttnd  Leipzig  1907.    Akademischer  Verkg.    Vni  und  440  S.  —  Franz 
Krftuß,  Der  Yülkertod.     Eine  Theorie  der  Dekadenz.    (In  2  Teilen,) 
Lrapzig  und  Wien   1903  nnd  1906.     Franz  Denticke.     VIII  und  248; 
360  8*  —  Ludwig  K  u  h  l  en  b  e  l-^  k ,  Natürliche  Grund  lagen  des  Eechta 
und  der  Politik.    Ein  Beitrag  zur  rechtsphiiotophiachen  nnd  kritischen 
Würdigung  der  »og.  Deszendenzthecirie.    Eiseinach  und  Leipzig,    Thü- 
ringische Verlag&anstalt.     0.  J.     244  S, 
Von  jedem  der  drei  ersten  dieser  vier  soziologischen  Werke  könnte  man 
das  sageUf  was  Theodor  Roosevelt  dem  Buche  Brooka  Adams'  voransschickti 
daJ  €•  wohl  wenige  Bücher  gibt^   die  im  Leser  einen  so  düsteren  Eindruck 
soBlSeen.    Gemeinsam  ist  ihnen  eine  pesaimiatiBche  Grundatimmung ;  in  ihrem 
wissemehaftli  ehe»  W  ert©  aber  gl  ei  eben  sie  sich  n  icht.    Alfred  vierkandti 
Versuch,  dem  Weaen  der  Zivilisation  dadurch  näher  zu  kommen,   daß  er  den 
Mechani&ma»  de»  Knltnrwandel»  analysiert,  ist  eine  wiisenschafthche  Leistung 
hervorragenden  Grades.    Ausgestattet  mit  reichen  pkiloiophischen,  psychologi- 
schen, historischen  und  ethnographiecheo  Kenntnissen,  vermag  der  Verfasaer 
in  seinem  Werke  mit  Scharfsinn  und  Peingefühl  für  das  wesentliche   in  den 
Erscheinungen   des   GeßellschaftslebenB  wirklich    an    der    Grundlegung   einer 
^breiten  empirischen  Basis'^   der  Soziologie  mitzuarbeiten,  wie  es  trot^  des 
eürigen  Bemühens  m  vieler  nur  wenige  in  der  Gegenwart  können.    Ich  glaube, 
daB  seine  inhaltlich  und  formal  auitgezeichnete  Studie  einen  wirklichen  Fort- 
sehritt in  dieser  der  Um-  und  Abwege  nicht  ermangelnden  Wissenachaft  be- 
deutet*   Auch  Brooks  Adikiu^'  ivirkungävoUea  Buch  sollte  man  nicht  "unter" 
schätzen,  wie  es  mir  in  Deutschland  vielfach  zu  geschehen  scheint.    Es  weist 
nicht  die  methodische  Strenge  und  den  wissenBchaftHchen  Ernst  des  Vierkandt- 
ichen  deuteeben  Buchea  auf.     Es  ist  bewußt  sensationell,    in  seiner  Tendenz 
echt  ajnerüitniBch ;  das  biflttirische  Material  ist  mit  Geschick,  aber  mit  Willkür 
2jusammeng©»tellt,   und  die  Ergebnisse  der  geschichtlichen  Tatsachen  sind  zu 
einer  packenden,  aufwühlenden  Gesamtidee  konstruiert.    Aber  diese  Idee  scheint 
mir  im  ganzen  zutreffend  und  wahr.    —    Neben  dieaen  beiden  Werken  von 
wiMengcbaftlicher  Bedeutung  stehen  die  beiden  Bände  des  Österreichers  ErauB 
wie  eine  seit«« am e  Träumerei  eines  weltfremden  Moralisten,  der  ohne  die  ge^ 
riagste  Bücksicht  auf  die  Ergebnisse   der  Wissenschaften  sich  in  der  EoUe 
ijnea  naiTen  Eigenbrödlers  und  WeltverbesBerers   gefäUt.    —    Wieder   ganx 
anders  ist  die  Schrift  des  Herrn  Xuhlenbeck,  des  früheren  Professors  dea 
deutschen  Bechts  an  der  Universität  Lausanne.    Es  ist  eine  temperamentvolle 
and  nicht  geistlose  Zusammenstellung  von  FeuilletouB^  die  mit  Zitaten  über- 
laden sindt  alles  aus  dem  Handgelenk  aufs  Papier  geworfen,  zum  Schlüsse 
alldeutsche  Hnrr&stimmung  nnd  biersehge  Begeisterung, 

Vierkandt  !egt  seinen  Unteraachungen,  wie  es  die  älteren  und  jüngeren 
Soziologen  zumeist  tun,  den  Begriff  der  Entwicklung  zugrunde.  Aber  wahrend 
die  ältere  Schule  von  Comte  bis  Schäffle  dabei  mehr  den  ewigen  Wechsel 
der  Dinge  betont  und  das  Gesetz  dieses  Wandels  in  den  Beziehungen  von 
Integration  und  Differenzierung  zu  erkennen  versucht»  ist  es  die  Tatsache 
der  btetigkeit  in  der  Entwicklung,  wie  sie  sich  in  der  Kontinuität  des 
Geschehens  und  in  dem  Mangel  an  Spontaneität  im  Denken  und  Handeln 
der  Menschen   zeigt,   die  Vierkandts  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkt*     Nicht 
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ftb  ob  Spaioer  aud  seine  Zeitgenoiseti  dieiea  Fmktum  übettehen  kättoi;  indi 
Ümen  war  der  Einüuß,  den  daa,  wfm  war,  md  du,  wu  iit  oder  wird,  ataübt, 
mxk  uud^iendefl   Problem;  scbon  heyor  man  in   der  Erhaltung  der  Eiierfie 
du  gmndlegende  Naturgesetz  aacb  für  das  soziale  öescbeben  «an,  betncbt^e 
man   als  #ine   Grandkraft  der  Ge«aUschaft,   wie  ee  Yierkandt   tot,  die  Be- 
harratig»kraft    Aber  in   der  Hauptflacbe  wollte   man   doch  xelgen,  wie  ^ 
Neae  entsteht^  und  mchi,  wie  sich   das  Alte  erhält.     Die  Jüngeren  Bei|3i 
m  der  Antichtt  es  gibt  nichts  Ncnes,    Und  mit  dieser  Tendenz  zur  ErfiiKiDg 
des  ewigen  Zasammenhangea   ak  dea  Bleib  enden  i^olkieht  aich  auch  wied«r 
eine  Annihenmg  an  die  an  b<.' he  ine  od  ganz  verlassene  Anaicht,  dai^  et  letztem 
band  auf  die  £rfa&iang   dea  Scioft,   nicht   dea  Werden»   ankommt    Der 
Terfuaer  de»  vorliegentlen  BuehcB   will  aeigeu,   wie   Kultargnter  eatrteliQi 
nnd  aich  wandeln^   und  er  sucht  diea  dadnrch  auszufübren,    daß  er  dflrlegt 
wie   die  iJlett  vofliuidexien  Etütnrelemesite  nicht  Yerscbwindenf  sondern  m 
den  neaen  mit  anf gehen,  und  ^weitena,  wie  sieb  die  Entstehung  dea  »nee 
OUT   in  einer  Anhäufung   kleiuer  Antriebe   allmählich   voUxieht,  wie  aUc« 
Große   auf  cinex  Häufung   von  Minima   beruht.     Nicht  Kataatrophen,  ^^^^ 
IntioDen,   geniale  Eingebungen,   personliche  Initiative^   spontane  Entadil^««« 
>  führten  den  Fortachritt  heranf.    Nicht  die  vernünftige  Erkenntnis  det  Yorbäh, 
nicht  der  Vervoltkommnungatrieb  der  Menachen  erzeugten  daa  heisere  Neu 
in   dnr  GeteUscbaft.     Vielmehr  ad   die  Entwicklung   irrational,   atehe  unter 
dem   Drucke  der  Tradition   und   NachahnmngT   sei   beherrscht  von   der  Ge* 
wohnheit,   abhängig  von  äußeren  An^BäaeUf  vollziehe  ^icb  mehr  automatifcki 
nur  wejßig  beeüifltißt  vom  WiUen  und  vom  bewußten  Entschlüsse  der  Menschea. 
^Die  Fähigkeit  tur  Initiative  ist  im  Denken  und  im  Handeln  viel  genngtr, 
die  Indolenz  auf  beiden  Gebieten  v^el  großer^  als  man  durchweg  anninmit.^ 
Ein   historischer  Abschnitt  ak   die   indid^tive   Grundlage   fnr   des  Teffaiaen 
Theorie  vom  Mechanismus  des  Kulturwandek  soll  die  Wahrheit  seiner  SÄtj* 
m  der  Hand  der  Erfahrung  erweiien.    Im  Wirtachaftslebeiij   in   der  Eni- 
Wicklung  von  Sitte,  Sprache,  politischem  Leben ^  in  der  Geachichte  d^  Mythoi 
nnd    der  Religion,  in  Kunst  und  Wiasenacbsft  die  gleiche  Erscheinungt  dtfi 
weh    der  Fortachritt    nur    allmählich,    durch   kleinste   Änderungen  volkieht 
Die  primitivsten  Stufen  und  Zustande  wirken  in  den  entwickeltaten  Perioden 
nach.    Auch  in  der  Kunst  und  Witsenachaft  darf  man  von  der  Spontauevtit 
dei  Schafiena  nicht  cu  hoch  denken  (S,  58).    Neue  Gedanken  entwickebi  sieb 
langiain«   An  dem  großen  Widerspruche  zwischen  den  verschiedenen  Gebieteu 
der  modernen  Kultur^  in  der  das  Familienleben,  das  politische^  das  gesdhge 
Leben  au  kritischem  Verhalten,  innerer  Selbständij^keit,  starker  Energie  utid 
persönlicher  Freiheit  ao  weit  hinter  der  Tendenz  zur  BatlonaUtät  in  Wissca^ 
Schaft  und  Wirtschaft  zurückbleiben^  erkennen  wir  die  Herrschaft  des  Konr 
tinnitatßprinzipß,     „Gegen  die  zähe  Gewalt  der  Überbeferungen,   gegen  äk 
Macht  der  Trägheit  erweisen  sich  die  ideaten  Motive,  die  nnr  an  die  Spon- 
taneität des  Geistes  zu  appeUieren  vermögeut  als  kraftlos"  (S,  63).     Daß  die 
Kultur  in  solchem  Grade  von  der  Beharrungstendenz  beherrscht  wird,  ent- 
spricht  durchaus    der  Struktur   de»  Seelenlebens,    in  dem  in  gleichem  Mifle 
die   Stetigkeit   herrsche*    Der   einzelne  Eewußtspinsvorgaug   sei    nicht  unab- 
hängig  von   seinen   Vorgängern,    sondern   werde  von   ihnen  beeinflußt;  diP 
historische  Struktur  des  Bewußtseins  verursache  die  Stetigkeit   der  Kultur. 
Mit  einer  solchen  Veranlagung  zur  Stetigkeit  stehe  daa  Individuum  der  Kultur 
gegenüber,   die  sich  ihm  als  eine  Heiba  objektiver,  ihn  beherrschender  Ge* 
bilde  darst<*lle.    Bei  seinem  Eingreifen  in  den  Kulturmechanianius  beberrsch« 
ihn  sai^hliohe  oder  sociale  Motive,  d,  h.  Bück  siebten  und  Empfindungen 
Gruppe   gegenüber  oder  triviale  und  ideale  Beweggründe  allg^mein-in. 
lieber  Art  ■  doch  erscheinen  die  sachlichen  Motive  den  sozialen  gegenub* 
aehr  schwach.     Aber  die   objektive  Kultur  hebe   das  Individuum   glen 
über  Sich  selbst  hinaus  durch  ihren  unendticb  höheren  Zweckzusammi 
Da  der  Durchschnittamensch  nicht  die  Kultur  atützt,  aondern  von  ihr 


le,  Termaflf  er  sie  auch  aus  freier  Initintive  niüht  zu  wandeln.    Vielmehr 

der  kulturelle  Fortachritt   an   drei  Erfonleraisee  geknüpft:   eine  gewisse 

f  e  de«  KultumiveauSf  das  Vorhandensein  eiues  Bf^durhiisses,  das  die  Existenz 

ziehend  kräftiger  MotiTe  Terbürgt,  und  endlich  die  achöpferische  Initiative 

ader  PeraönlichkeitenT  die  aber  auch  durch  den  Vorgöug  der  Entlebnutig 

anderen  Kultarkreisen   ersetsEt  werden  kntin  (S.  8),     Nur  dürfe  man  bei 

'  UaBse  keine  spezifische  Tendenz  zum  Fortsehnt te^  auch  keinen  allgemeinen 

Itigkeitfitrieb  ak  Hebel  der  Entwicklung  aunehmeD.    Aber  auch  die  Not 

nur  nnter  gewissen  Umstanden  zum  Fortschritte,     Im  ^nzen  ergebe 

all  diesen  Untersuchungen  die  *, wichtige  heuristische  Kegel :  für  die 

ü,ng  von  Kulturgfitem  darf  man  nur  an  nalieliegende^  einfache,  drastische 

iTiale  Moüve  appellieren*^  (S.  155),     Gewisse  Ausnahmen  erleide  dieier 

mir  für  höhere  Kulturen  und  einzelne  Individuen. 

Vielleieht  das  deutlichste  Beispiel  für  Vierkandta  Theorie  von  der  Herr- 
a.ft  der  groben  Instinkte  und  ihrem  Einäuase  auf  den  Kulturgang  fand 
Ich  bei  Brooks  Adams,  der  ^  wie  wir  noch  Beben  werden  —  eine  ähnliche 
TeadenÄ  der  ZivilisationsentwicWung  unabhängig  von  dem  deutschen  Gelehrten 
konstatiert.  Der  Amerikaner  erklärt  nämhch  z,  B»  die  Ablösung  der  Eeli» 
^onen  aus  ihrer  ssunebmenden  Woblfeüheit.  Der  Monotheismus  sei  woblfeier 
als  der  Polytheisniu«,  der  Protestantismus  billiger  als  der  Kathoüzismuf,  der 
Atbeismas  billiger  als  jedwede  Beligion.  Insbeiondere  verdeutlicht  er  die 
Ausbreitung  der  Reformation  (znmal  in  England)  durch  die  Wohlfeilheit  des 
Dogmas  tod   der  Eechtfertigung  durch  den  Glauben»    Br  schreibt  darüber 

£.  266) : 
^Als   aber  der  Enthusiast   vom  Kaufmann    verdrangt  wurde,   kam    ein 
uea  Dogma  auf,  demzufolge  die  Opferspen  de  ^  deren  Wirksamkeit  von  ihrem 
Geldwerte   abhiugi  durch  die  seelisijhe  Qual  ersetzt  wurde,  für  die  man  gar 
nichta  zu  bezahlen  hatte*     Dieaes  Dogma  war  die  ^ Rechtfertigung  durch  den 
Gl&aben",  der  Eckstein  am  Bau  dea  ProttataiitiBmua.    Sie  fonierte  vom  Aus- 
erwiblten  keinerlei  GcldanslagenT  sie  verwarf  sie  aogar.     Dieser  Glaubensakt 
bestand  für  die  Frommen  in  „einer  tiefen  Demütigung  ihres  Geiste*,  in  dem 
Gestand nisse  ihrer  Schuld  und  Verderbtheit  ...  in  der  Hiunahme  der  Ver- 
fceihnng   und   des   Friedens   durch   Jesum   Christum t   den  sie   durch    eigenes 
w  erdien  st  weder  fiir  den  AugenbUck^  noch  dauernd  erlangen  konnten.*' 
K      Daa,   was   sich   als    Ergebnis   jener   Änderungen    im   Kulturlaufe    ergibt, 
■MiClit  nach  Vierkandt  häufig  in   einem  starken    Mißverhältnisse  zu  dem  An- 
geatrebten;    das    Bedürfnis    wird    oft    nicht    in    adäquater   Form    befriedigt, 
^überall   wird   das  menschlicbe   Leben    zu    jenem    wunderbaren   rätselvollen 
Oemiacb   von  Sinn  und  Unsinn,   von  Erhabenheit  und  Trivialität,  als   das  es 
dem    denkenden   Betrachter   eracheint'*   (S,  196),     Selten  oder  nie  kann   „im 
I0etummel  des  irdischen  Getriebes  eine  Institution  ein  ideales  Bedürfnis  reit- 
befriedigen/     So  klingt  dieses  wahrheitsmutige ^  ernste  Buch  aus: 

^Die  tragenden  und  treibenden  Beweggründe  sind  wieder  vorwiegend 
ier  ausKchlieBlich  trivialer  Natur,  Bei  der  Erhaltung  der  Kultur  treten  die 
chlichen  und  unter  ihnen  zumal  die  edleren  vor  den  sozialen^  zum  Teil 
kror  den  vorwiegend  negativen  der  Gewohnheit,  derlndolenz^  der  ÜrJähigkeit 
Selbständigkeit  weit  zurück.  Und  bei  dem  Wandel  können  die  höheren 
fotive  höchstens  eine  unterstützende  Wirksamkeit  ausüben  .  *  .  .  Besinnen 
uns  auf  die  edelsten  Güter  unseres  Lebens:  die  Innerlichkeit  und  den 
Schwang  der  Gesinnimg^  die  Ratio nalität  der  Lebensführung,  die  humanen 
Bestrebungen,  die  Schätze  der  Kunst  und  Wisfienschaftj  die  Güter  einer  ver- 
geistigten Religiosität,  Wie  schwach  sind  sia  alle  verankert  in  dem  endlos 
dahinSutenden  Strom  des  Lebens/ 

Die  tiefe  Wirkung  dieses  großzügigen  Werkes  Uegt»  wie  mir  scheinen 

in  der  Ehrlichkeit  und  Phrasenlosigkeit  der  Darlegungen,  in  der  richtigen 

ad  aller  Beschönigung  abholden  Erfassung  der  Wirklichkeit.    Wieviel  größer 

di»er  ungeeuchte,   erlebte  Fesßimismus   als   der  selchte  Optimismus  von 
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Ludwige  Stein  in  Bem.  leb  kaJta  das  Bild,  das  Vierk&Ddt  von  der 
in  Vergangenheit  nnil  Itegenwart  entwirft,  für  richtig.  Aber  idi 
ihm  in  der  Erklärung  und  ßegrondnng  der  Bntwieklimg  mir  idlw^e  i 
atimtnen.  Die  Punkte,  in  deüeii  icfa  von  tlini  abweiche^  tind  folgcädt: 
Ei^teti9  mud  tnao,  glaube  ich,  neben  dem  in  d&  Hanpfsacbe  stefi^rfgi.  iQ^ 
mabHchen  Kultiirvi^rlaufe  auch  revolutionire  Perioden  voÜ  »pontÄueui  Haüiidii 
annehmen.  Zweitens  erkläre  ich  mir  die  Herrsclia^  des  Trinalen  in  äs 
Kolttir  nicht  pflyehologischf  Bondem  luziologisch«  I>rittena  —  wift  waa^ 
wichtig  hi  —  bin  ich  Ton  den  Eitiwürfeii  GiLrewitsch*  und  Vier^candti  gegat 
iiber  der  Ijnnabme,  daß  die  Not  einen  der  mäehttgsten  Xnlti^tieiral  WAA, 
nicht  überzeugt* 

Eum  ernten  Punkte:  Die  Idee  von  der  Stetigkeit  des  KultaHaofi  ift 
anerkanntermaßen  vom  Entwicklnngtgedanken  stark  beeinflußt,  wie  Qm  dk 
moderne  NaturwiMenichaH  für  die  organische  Welt  überhanpt  fettgesteÜt  hiL 
Na<rb  Darwin  «oll  «ich  die  Entatehung  der  Arten  in  allmählichen  kleLostea 
Veränderungen  im  Organismus  gewisser  Indlvidnen  rolkiebeQ.  Aber  diesem 
Soutinuitälaprinzipe  iat  inzwischen  erfolgreich  de  Vries  mit  seiner  Mutatioos^ 
tbeorie  ent^pegengetrelen«  Er  weist  an  bestimmten  Pfianzen  stoßweise,  pleb- 
liehe  Kenbildungen  nach.  Unter  anderem  eagt  er  (wie  Kuhlenbeck  [S,  5t] 
Stiert):  rieh  folgere  alio,  daß  der  Fortschritt  in  der  Lebe  weit  im  gitifoi 
und  ^mzen  ein  itoß weiser  ist.  Während  Jahrtausende  bleibt  alles  in  Biik& 
Von  Zeit  lU  Zeit  aber  venmcbt  es  die  Natur,  etwas  Neue«  ujid  Besseres  n 
schaffen.  Kun  ergreift  sie  jene,  ein  anderes  Mal  wieder  eine  andere  Alt 
Ka  regt  sich  die  schaffende  (.rewalt^  und  neue  Formen  entspringen  auf  eimnit 
einem  alten,  bis  dabin  nnveränderltcbem  Stamm.^  leb  atinime  Enhleabed 
durch  aus  lu,  wenn  er  solche  Mutationsperioden  auch  in  der  Gewhichte  da- 
Kultur  annimmt;  er  nennt  als  Beispiele  dai  Zeitalter  des  Perikles  nnd  die 
Renaisaanee  (S.  156)*  Vierkandt  wird  einwenden^  daß  srich  in  solchen  Eu^e& 
vorher  eine  latente,  stille  EntwickJong  mit  allmählichen,  kleinsten  Fortsiirittei 
vollzogen  habe,  und  daß  nur  unserem  allzu  groben  Ange  die  VoTbefeilni!| 
solcher  scheinbar  plÖtel icher  Kultiircrhebungen  nicht  sichtbar  werde,  Abs' 
gerade  der  Umstand,  daß  sieb  im  Geheimen,  äußerlich  unbemerkt  Strömungea 
ansammeln,  die  mit  einem  Male  sich  frei  machen  und  den  Lauf  de»  konti- 
nuierlichenT  äußerlii^h  erfaßbaren  Geschehens  durchbrechen,  bedeutet  deeh, 
daß  neben  dam  allmählichen  Entwicklungslaufe  auf  Grund  der  Anhankog 
der  Minima  Mutationsperioden  vorbanden  sind,  die  dann  ancb  eine  voiitt 
unbekaunte  Initiative  und  Spontaneität  der  Menachen  aufweisen. 

Das  rührt  schon  an  den  zi^^eiten  Punkt:  die  Vorherrschaft  dei  Trivialeaif 
die  große  Bolle  der  Indolenz,  der  Gewohnheit  und  Unselbständigkeit,  Hifffbs 
muß  niaUf  meine  ich^  streng  scheiden  zwischen  Per«5nliühkeit  und  Masse,  de^ 
Natur  iteta  den  Charakter  der  Gesellschaft  bestimmt.   Auch  Vierkandt  ki^iuit 
den  Unterschied  der  fäl^^nden  Wenigen  und  der  rezipierenden  Menge  sek 
wohb    Bei  seiner  Erklärung   des  Wandels   im  Kulturmechaniamua  verkamt 
er  die  Bolle  jener  Menschen  nicht     Und  zu  den  packendsten  Stellen  »einv 
Buches  gehören  die  Sätze^  in  denen  er  von  den  Leiden  der  Einsamen  spHdit, 
denen    cEe    durchachnittlicbe  Gemeinheit    der  Menschennatur    Pein    bereitet. 
Auch  von  dem  Abfall  der  reifen  Jahre  gegenüber  dem  Schwellen  und  Knospsi 
der  Jugend  öpricht  er.     Trotzdem  reicht  seine   iieychologische  Analyse  dff 
genialen  Natur  keineaw^^s  aus.    Nicht  nur  überschätzt  er  die  Bedeutung  der 
Treue  nnd   der  Ausdauer  im  Kleinen   bei   ihr;  das  teilt   sie  schließlich  n»it 
jeder  Schreiberseele,    Zugeben  mochte  ich  jedoch  den  engen  Zusammenhajig 
zwischen  Bezeptivität  und  Produktivität.    Aber  vor  allem:  man  versteht  die 
starke  Perftonlichkeit   nicht,    wenn    man   ihr  Wesen   nicht  in    der  Kraft  dei 
Temperament«   im   ungewöhnlichen  Lebensdrang  sucht.     Mit   ihm   hängt  — 
und   das  lasse  ich  mir   nie   ausreden  —  eine  starke  Xeigung  zur  Initiative, 
zum  selbständigen  Handeln  und  Urteilen  zusammen.     Daß  diese  Naturveran- 
lagungj  die  die  Persönlichkeit  vom  Durch  sc  hnittsmenschen  unteracheidet,  m 
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pkDseti  Diir  bd  eelir  weoigen  Mefischeii  tieferdringende  Spuren  im  HandeM 
Imid  dfimit  im  Kiilttirldjan  KinterläBt,  hangt  m.  E»  mit  der  Übennai^bt  der 
ib  ftolcber  tragen  Gesellachaft  zueaminen.  UneiidH(7h  viel  eigenwillige  uDd 
edle  Kraft  wird  in  dem  Augenblicke  gebrochen,  wo  der  junge  Mann  aus  dem 
Beicbe  seiner  Tränme  in»  soziale  Leben  gestoßen  wird.  Zugleich  vemicbt«! 
jed^  Art  von  V^rkebr^  jedes  Qemeinfit-'baftsleben^  da  es  AnpftSBUOg  ma  die 
Miiteimaßigkeit  verlangt,  sehr  viel  Eigen  wüebsig^,  Emätes  und  Tief  ei.  Verkehr 
"  ibt  die  Stoben  gemein,  aereetÄt  die  yomehmheli  and  untergräbt  Wlirde 
Pietät-  Und  gilt  da»  von  jedem  kleinen  Kreise,  so  in  au  endlich  ver- 
Mäße  von  der  Gesellscljftft.  als  Ganzem,  Yierkandt  sagt:  sie  erbebt 
idividuttm  über  sieb  hinauj^.  Sie  drückt  e»  aber  gleichzeitig  in  den 
if  der  Trivialität.  Wir  ftlle  mausen  in  und  mit  der  öeaellschaft  leben; 
beruht  aber  in  ihrem  Weaea  auf  der  Änpasflnng  an  die  Durchsehnittauator, 
taue  Leistungen,  traditionswidrige  Initiative  weiß  sie  zu  unterdriioken ; 
verl&ngt  Trägheit  und  Unterwerfung  unter  das  Herkömmliche  vom  ein- 
en* Schließlich  beruht  wie  das  ja  Vierkandt  ergreifend  gezeigt  hat,  das 
Wirken  der  erfolgreichen  Persönlichkeit  in  der  GeacHschaft  auf  einem  Kom* 
promiase  mit  dem  Iklasaengeiate.  »Hier  sind  die  führenden  Geister  von  einem 
Schwung  ^griffen  und  auf  eine  Höhe  gestellt,  die  die  Vereinsamimg  not- 
wendig mit  aich  bringt:  der  Geist,  der  sie  beseelt,  kann  nicht  auf  die  Masse 
herabsteigen.  Die  Rezeption  ihrer  Heformen  bedeutet  zugleich  in  eübt  tr^ 
gischer  Weise  ein  Sterben  des  Beaten  an  ihnen"  (S.  147). 
fc  Es  würde  sich  also  ergeben,  daü  die  Herrschaft  der  Trivialität  in  der 
Kultur  auf  der  Übermacht  der  Geeellschaft  gegenüber  der  Persönhchkeit, 
gewissermaisen  in  der  Organisati ousform  der  socialen  Gebilde^  nicht  im  Seelen* 
leben  der  überdoTchschinttlichen  zu  suchen  ist* 

Eine  Befürchtung  hege  ich  sllerdings  vor  der  Wirkung  dea  Werket  anf 

Lräer kreis:  die  feiner  orgranisierten  Naturen  werden  Vierkandt  verstehen; 

r  zugleich   werden  Gevatter  Schneider  und  Handachuhmacher  die  prak- 

he  Konsequenz  der  Darlegungen  zugunsten  ihrer  «ich  sowieso  breit  genug 

'  enden  Lebern  Weisheit   auslegen,    daß   ihre   materiellen  Bedürfnisse  das 

Beeile  m  der  Welt  lind,  ajle^  übrige  Schwindel  ist. 

Spürt  man   au  Vierkaudta   gut   lyatemaibiertem  Btiche  auf  jeder  Seite 

le   gelehrte  Schulimg   und    den  Einfluß   der  in  Geschichte  und  Psychologie 

he rrsf 'Lenden  Eichtungen  Deutschlands,   so    wird   einem   beim  Lesen  von 

BrcMiks  Adams  der  ganze  Hiutergnmd    dea    modernsten    amerikanischen 

l^eichlftslebena  lebendig.     Ohne  daß  irgendwo   auch  nur  ein  Wort  über  die 

Vofitmagnaten   oder  die   zahlreichen  anderen   Busineesleute   der  Union  fällt, 

peiß  man:  mit  solcher  Schärfe  kann  sich  der  Gegensatz  zwischen  dem  naiven 

der  Einbildungskraft  beherrschten  Gefühlsmenscheotypua  und  dem 

Hcnasenen   Geldmensch engeure   nur  einem   kultivierten   Yankee   aufdrängen. 

Ausgangspunkt   seiner  Sozialphiloaophie    ist   gleicbfallH    daa  Gesetz    von   der 

b-haltung   der   Energie*     Menschliche    Energie    äußert    sich  vorwiegend  im 

nfttinkte;  denn  wie  Vierkandt  hegt  auch  Adama  die  ^Überzeugung  von  der 

geringfügigen  Rolle,  die  das  bew^nßte  Denken  im  Leben  und  im  Scbicksnle 

ler  Ge^chlecbter  spielt"  (S.  XXVI)*     Unter  den  primitiven  Instinkten  stehen 

lie  Angst  und  die  Habgier  obenan;  sie   stellt   der  Verfasser   mit  Eecht  wie 

chon    die   ältere   frnnzöaiache  Sojjiologie,   die    (etwas  ftllgemeiner)   peur  und 

Ifisir   als   die   beherraehenden   Seelen kräfte   erkawite,   obenan.    Die   Furcht 

ierr«ciie  in   den  Zeiten   der  Unkultur  und    der  gering  entwickelten  Kultur. 

Si  ist  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  von  unfaßbaren  Naturgewalten  und  Gott- 

eiten,  daa  den  naiven  Menschen  lieherracbt  und  in  Schach  halt.   In  solchen 

Seiten  herrscht  der  Prii^ter,     Der  normale  Typaa  der  Gesellschaft  aber  ist 

1er  SohJüt,    seugleicb   mit  dem  religiösen  Menschen  und  dem  Künstler.     Die 

fcnbildungvkraft  herrscht;  der  Mensch  ist  imaginativ  und  emotiv;  sein** Aus- 

tnicksformen  im  Kidturleben  sind  Religion  und   Kunst*     Die  Grganisations- 

©rm   der  Gesellschaftt   die  jenen  Epochen   der  Geacliiehte   entspricht,   weißt 
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physische  Z^ntreuiing  auf.  Dm  dai  Wirtichaftaleben  gering  entwickelt  ^ 
ffind  die  DaAeinfibedingiuigeii  DDeiit  itrangf  a.ber  gesiind,  imd  gmde  an  diaer 
Herbbeil  des  Lebetii  kräftigt  eich  der  Tnilitäruche  Typtu*  Aber  die  knegeikclQ 
Eoergte  setzt  sich  allmählich  in  Reichtum  am.  Je  mehr  deh  die  Stttboa. 
kousolidierea  und  eeutmliaieren,  deeto  in  ehr  werden  ne  tn  ökonaouidittt 
GebildeUr  die  von  einer  KapitalLstenklasse  beherrscht  werden.  Dfr  hc^ndboid^ 
MeuscheDt^-pus  wird  ein  andrer:  den  Soldateji  lost  der  Händler,  aehKeSIiek 
der  Wucherer  ab.  Die  Habgier  wird  der  leitende  Instinkt  Der  anotire 
und  imaginative  Mensch  erliegt  mit  zunehmender  somler  ZentnUist^D  don 
ökonomisch en^  dessen  Wesen  nicht  mehr  in  Kunst  und  Heligion  seinen  I^^der^ 
schlag  findeti  sondern  der  instinktiv  im  Qelde  «eine  AusdruckifonD  üiideL 
Physisch  schwach,  aber  zäh  und  auadaucmd,  degt  im  ökanomäds€ai  Eon- 
kurrenzk&mpfe  der  Kapitalist}  während  die  kriegeriache  En^^e  znrockpll 
Die  Gesellschaft  wird  immer  mehr  unter  der  Herrschaft  der  Qeldleute  teit> 
tralinerl,  die  sich  alles  kaufen  können^  auch  den  miüläri«chen  Schalt,  fm- 
lieh  geht  eie  in  diesem  ökonomischen  Zustande  der  Erstaming  oder  dm 
Untergänge  entgegen«  „In  dieser  letzten  Phase  der  Konsolidation  tHU  der 
ökonomische  und  Tielieichi  auch  do'  wissenschaftliche  Intellekt  hervor,  vihjtfid 
die  Einbildüugskraft  verweht,  und  der  emotive,  der  krieg^ische  and  dff 
knnatlerische  Typus  ans  der  Menachheit  schwinden.  Hat  die  soziale  GescliiriD- 
digkeit  den  Grad  erreicht,  auf  dem  eine  derartige  Bnergieverschwendimg 
stattfindet,  treiben  der  kriegerlsohe  und  der  imaginative  Zweig  keine  BIiit«o 
mehr,  dann  scheint  die  zur  größten  Intenaitat  gediehene  Konkurr^ci  zwei 
extreme  Typen  hervorzuliringen  [besser:  zu  erhalten] —  den  Wucherer  m 
seiner  abschreckendsteD  Gestalt  und  den  Bauer  mit  einer  so  widerstsndr 
^igeu  Kanstitution,  daß  er  allen  Entbehrungen  zum  Trotze  gedeihen  kizm' 
(S,  XKX)«  Von  allen  Kulturgütern  überleben  in  solchen  Zeiten  dicjenigai« 
die  im  gegebenen  Augenblicke  am  biiligHten  sind  (s,  oben),  ^und  dime  Tendaii 
tritt  gleich  deutlich  im  abstrakten  Denken  wie  im  Handel  nnd  im  Kniffe 
hervor,*'  Die  ausdauemdsten  Elemente  bleiben  oben,  wahrend  alle  höbertfi 
Elemente  untergehen .  Die  Idee  von  der  Auslese  der  Schlechten  dnrdi  dift 
Kid  tu  r,  von  der  Ausrottung  der  Beaten  spielt  in  diese  Gedankenginge  hineiL 
In  konEentrierten  Staaten  herrscht  die  Klaaae,  dcEren  Energie  iich  nur  lUMÜt 
In  der  Habgier  äußert.  Daß  sich  eine  ftolche  Zentralisation  der  politifciieii 
Gehüde  vollzieht  und  darnit  die  moderne  ^Zivilisation*'  entateht,  ist  bedmgt 
durch  die  Entwicklung  de$  Hand  eis  lauf  es,  der  selbst  von  den  wedisdndffl 
Bedingimgen  des  menschlichen  Wettbewerba  abhängig  ist  Die  Konkturew 
ist  das  Wesentliche,  f, Indem  sich  die  Gesellschaft  konsolidiert,  macht  lie 
eine  tiefgehende  intellektuelle  Veränderung  durch.  Die  Energie  findet  iliröi 
Aufldmck  nicht  mehr  in  der  Eiubilduiigskraft  sondern  im  ^^pital;  mit  dw 
vorschreitenden  Zivilisation  wird  das  imaginative  Temperament  immer  mebi 
verschwinden,  während  der  ökonomische  Instinkt  begünstigt  wird,  und  W 
kommt  im  wesentlichen  eine  neue  Gattung  zur  Herrschaft  Diese  so  mystdös 
eintretende  und  unaufhaltaam  an  Beschleunigung  ZTmchmende  Bewegung,  dk 
die  Konkurreurformen  ändert  und  den  Handel  in  immer  neue  Wege  lenkt, 
entscheidet  über  die  Geschicke  der  Menschbeitj  und  niemand  kann  sidi  ikrenj 
gewaltigen  Einfiusse  entziehen.  Durch  sie  werden  nngeasablte  Müüonea  dm 
Glücke  oder  dem  Elend  geweiht  .  ,  ."  (S.  aSö). 

Die  Richtigkeit  ieiner  Theorie  sucht  nun  Brooks  Adams  an  beatajBEinitea 
Bildern  aus  der  GeÄ^Hohte  nachzuw eisen ,  die  er  mit  großem  knnstleri*cli«i 
Geschicke  vor  uns  aufrollt!  Erst  die  Geachi  chte  der  römiaeheuRepablik- 
AppiuB  Claudius,  Cicero,  Bnitui  al«  Vertreter  des  ökonomischen  Typus,  der 
den  heroischen,  aber  nicht  weitblickenden  mÜitärisehen  Typ  eines  Manioi 
Curius  Dentatufl  überwindet  Die  Geschichte  des  römischen  Kaiserreichi 
zeigt. p  daß  Rom  keine  Soldaten  mehr  hervorbrachte;  aber  es  vermag  mit 
seinem  Gelde  die  barbarischen  Ausländer  in  seinen  Dienst  zu  stellen.  -Da 
rbenden  ZivÜlsation  wurde  durch  das  von  den  zäheren  Rassen  znihd^m^e 
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Bht  Btues  Leben  eingeflößt,"     Byianz  wewt  die  mit  de?  TOllzogenea  Zea- 

tnlisatjoB  verknüpfte  TeDdenz  zur  Starrheit  aaf,    „Aber  die  Bezäluniing  der 

Kraft  durch  die  List  «teilt  eine  der  größten  Kraftlei stungeo  de»  menBehliohen 

0B»tei  (kr,  und  et  bat  vieHeicbt  niemals  in  der  Geseliichte  ein  geeignetere» 

Welieag  tor  Durctfülimiig  dieser  LeiBtung  gegeben  als  die  benmmte  bysan- 

tiniwhe  Sareankratie»  tue  nickt  nur  den  Staat  lenkte*  sondern  ftuch  über  Tod 

tcsd  Leben  der  Generale  gebot,  die  ftir  jene«  BeamteEtum  kämpfen  mußten.'* 

(i.  ISO.)   Das  Mittelalter  kennzeichnet  sich  als  emotive  Epoche  durch  den 

Satj;  Ber  Priesiter  war  gewaltig  auf  Erden  wie  ein  Gott.    Heinrichs  IV.  De- 

iQätiguiig  vor  Gregor  ist  das  augen^ligste  Beispiel,    Besonders  die  Kreuz* 

<ü|e  waren  anfangs  eine  Emanation  der  ex&ttierten  EinbildungiikrEft  und 

fia  tiefcD   Glaubens]    in   diesem   emotiven  Zeitalter  herrschten  Kirche  und 

Wtffeahjindwerk*    Aber  die  Kirche  weiß  die  GefUhlskraft  in  ihren  Dienst  zu 

iwingen.    Allmählich  nehmen  die  Krenstssüge  den  Chmrakter  politischer  und 

bmioerziellcr  Untern ehmungen  an,  während  tlas  religiöse  Element  zurücktritt. 

Hjt  Jem  neuen  Levante handel  und  der  beginnenden  Kapitalslnldung  regt  «ich 

^e  Habsueht.     Wahrend  noch   Deutschland  und  Frankreich   im  Banne  der 

I  feile  steben,   plündern   die   Italiener   unter  Dandolo   das   christliche  Kon- 

iikntinapel,   statt  nach  Jerusalem    zu   ziehen.     Bei   der  Aufhebung   des 

Ixemplerordens  tritt  uns  Philipp  der  Schöne  als  Inkarnation  des  ökono- 

(ttiischeö  Geistes  im  Kampfe  mit  der  Kirche  entgegon,  wie  später  H  einrieb  VIIL 

>on  England  im  Re form ationazeita her  bei  der  Aufhebung  der  Klöster*    Immer 

Irird  dabei   gezeigt^   wie   dem   Skrupellos esten    der   Sieg  zufällt.     Die  @nt< 

tignung   der   Yeomen   in    England,    die    Eroberung    Indiens    sind 

CUre  Beispiele  für  die  von  Brooks  Adams  aufgewiesene  Entwicklung. 
Das  19i  Jahrhundert  bescherte  uns  den  Sieg  des  Bankiers,  in  dem 
Autor  den  Typus  des  erfolgreichen  modernen  WuchereJS  sieht»  Das  Haus 
lothschüd  ist  ihm  der  markanteste  Vertreter.  In  Deutschland  kamen  mit 
jinetn  Schlage  1671  die  Ba^ikiers  nach  der  Zahlung  der  groBen  ^nzösischen 
triegiakontribution  zur  Herrschaft.  Der  Gegenwart,  in  der  der  skrupelloseste 
jjüer  Händlertjrpen  unter  Ausbildung  einer  raffinierten  Verkehrs technik  die 
facht  in  den  Händen  habe^  fehlen  die  Anzeichen  des  drohenden  Verfalls  nichts 
lor  seien  wir  Heutigen  in  einer  schwierigeren  Lage  als  das  alte  Rom.  Es 
l^e  der  Ersatz  durch  Barbarenblut  Angesichts  dieser  drohenden  Möglich- 
teil  daß  die  kriegerischen  Organismen  in  den  vorgmickten  Phasen  der  Zivili- 
t^tion  ausgetilgt  werden  und  verschwinden  müssen,  werden  wir  natürlich 
Itiaara  ganze  Aufmerksamkeit  jenem  Faktor  zuzuwenden  haben,  der  den 
retentUcbaten  unterschied  Äwischeji  der  antiken  und  der  modernen  Gesell- 
bboft  anamacht^  nämlich  dem  verfügbaren  Vorrat  von  Barbarenblut."  (S,  42 L) 
Seine  sozialen  und  wirtachaftagescbichtlichen  Theorien  verknüpft  Brooks 
idama  mit  einer  G  eidlehr  e,  die  —  wie  auch  Eooaevelt  mit  Recht  sagt  —  nicht 
kaltbar  ist.  Es  ist  die  alte,  naive  Ansicht  der  Merkantilisten,  daß  Fülle  des 
leldstands  wirtschaftliche  Prosperität,  Geldknappheit  unter  allen  Umständen 
irmut  eines  Lande«  bedeute,  und  daß  das  Sinken  der  Preise  das  dentUchste 
inzeich en  des  ökonomischen  Verfalls  sei.  Die  Ausführungen  des  Verfassers 
kr  Geld-  und  MüUÄgescbichte  bilden  den  schwächsten  Ted  in  seinem  Werke; 
ie  bitten  besaer  wegbleiben  sollen.  Im  übrigen  wird  der  düstere  Eindruck 
fea  Buches  noch  dadurch  erhöht^  daß  der  Autor  zu  zeigen  versucht,  wie  die 
Capitalbüdung  im  internationalen  Handel  mehr  auf  Raub  als  auf  Arbeit  beruht, 
in  Bom  und  Byzanz,  in  Venedig  und  Genua  und  im  modernen  England. 
JEa  ist  nicht  schw^  n  achten  weisen,  daß  Brooks  Adams  einseitig  ist,  daß 
si«!he  andere  Tendenzen  des  sozialen  Lebens  die  von  ihm  aufgewiesene 
ikreuÄcn  und  in  ihrer  Wirksamkeit  hemmen.  Auch  der  geacbiehtliche 
ei-lanf  weift  anders  geartete  Epochen  neben  den  von  ihm  mit  Geschick 
ieraiisgegriffenen  auf.  Abgesehen  von  den  Fehlem  im  Detail  seiner  histori- 
iehen  Schilderungen^  die  zu  beurteilen  ich  den  Fachleuten  überlassen  muß, 
der  historische  Zusammenhang  vielfach  künstlich   konstruiert.     Das,  was 
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nicht  in  den  Rahmen  der  Theorie  hineinpaßt,  wird  übersehen  oder  umgebogen. 
All  das  ^^-ill  ich  zujjebeu;  trotzdem  halte  ich  es  für  ein  großes  Verdienst, 
eine  der  zahlreichen  Entwicklungstendenzen  mit  solcher  Kraft  und  Emdring- 
lichkeit  nachgewiesen  zu  haben.  Es  wäre  zu  beklagen,  wenn  man  nicht  sqb 
diesem  Werke  lernen  wollte,  weil  man  ihm  Fehler  nachweisen  kann.  Die 
Tatsache,  daß  das  Deutsche  Reich  vorwiegend  noch  eine  Militärmachi  ist. 
sollte  nicht  über  die  Fortschritte  der  Plutokratie  im  Wirtschaftsleben,  in  der 
Hofgesellschaft,  auch  im  Heere  selbst  täuschen.  Gewiß  hat  der  militärische 
Typus  seine  großen  Schattenseiten;  ich  bin  eher  geneigt,  sie  in  den  Vo^de^ 
grund  zu  stellen;  ebenso  wird  man  das  allzu  scheußliche  Bild,  das  der 
Amerikaner  vom  (Jeldmanne  entwirft,  in  manchen  Zügen  für  verzeichnet 
halten  müssen.  Daß  aber  eine  Aristokratie  des  Schwertes  besser  ist  als  eine 
des  Wuchers,  ist  sicher.  Der  Gegensatz  zwischen  militärischem  und  ükono 
mischen!  Typus  in  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  spielt  ja  in  der  Sozio- 
logie schon  lange  eine  große  Rolle.  Spencers  ganzes  Werk  ist  darauf  auf- 
gebaut. Aber  sehr  bemerkenswert  ist  der  Wandel  in  der  Beurteilung,  der 
seit  Spencer  bis  zu  Brooks  Adams  eingetreten  ist.  Jener  sah  ohne  den 
geringsten  Zweifel  im  Siege  des  Ökonomismus  über  den  Militariemus  den 
großen  Kulturfortschritt  der  Zivilisation;  Brooks  Adams  sucht  zu  zeigen,  wie 
der  Ökonomismus  zum  Verfalle  führt.  Auch  in  der  Gegenüberstellung  des 
emotiven,  imaginativen  Menschen  und  des  rechnenden,  habgierigen  Praktikus, 
in  der  Darlegung,  daß  der  nur  quantitative  Werte  kennende  Geldmensch  über 
den  nach  Qualitäten  wertenden  Gefühls-  und  Phantasiemenschen  im  Zusammen- 
hange mit  der  modernen  Kultur  den  Sieg  davongetragen  hat,  besitzt  der 
Amerikaner  in  Simmel  einen  Vorläufer.  FreiHch  ist  der  Verfasser  der  -Philo- 
sophie des  Geldes"  viel  vorsichtiger  und  objektiver  in  seinem  Urteil  als  Brc»ob 
Adams.  Die  stärkere  praktische  Wirkung  geht  aber  von  dem  Werke  dieses 
im  abstrakten  Denken  minder  geschulten  Autors  aus. 

Bei  der  deutschen  Übersetzung  fehlt  der  Name  dessen,  der  die  schwierige 
Übertragung  nach  der  englischen  und  französischen  Ausgabe  im  ganzen  niit 
Geschick  und  Geschmack  unternommen  hat.  Hier  scheint  eine  aus  echter 
Kapitalistenwillkür  hervorgehende  Unterlassung  des  Wiener  Verlags  vorzn- 
hegen.  Denken  die  Herren  vielleicht:  der  Mann  ist  ja  bezahlt,  was  brauchen 
wir  ihn  zu  nennen? 

Hat  Brooks  Adams  sein  Schlußkapitel  mit  der  Überschrift  „Die  Dekadenz" 
überschrieben,  so  widmet  ein  Arzt,  Dr.  Franz  Krauß,  sein  ganzes  Werk  von 
über  600  Seiten  einer  „Theorie  der  Dekadenz",  die  er  den  Völkertod  nennt. 
Sie  ist  im  Geiste  der  „Antikratie",  des  gemäßigten  Anarchismus  Dührincrs  ge- 
halten; ihn  feiert  Krauß  als  den  „großen  Denker".    Das  Motto  seines  Werkes 
(I.Band)    ist   das  Wort  Dührings:    „Was   an   Natur   und  Welt   schlecht  ist. 
entgeht   auf   die   Dauer   und    im   großen  Zusammenhange    der  Dinge  seinem 
verdienten  Scliicksal   nicht."     In   dieser  Hinsicht   beseelt   den  Autor  ein  sitt- 
licher Optimismus,  der  den  krassesten  Gegensatz  zu  Brooks  Adams*  Pessimisniu? 
bildet.     Aber  was  er  zur  Stützung  seiner  Ansicht  beibringt,  ist  leider  wenig. 
Im  Grunde   ist  sein   den  Leser  ermüdendes  Buch  nichts  weiter  als  eine  um- 
ständliche,   weitschweifige    Paraphrase   des   Bibelwortes,    daß   die    Sünde  der 
Leute  Verderben   ist.     Seine  Beweisführung   dreht  sich   im  Kreise  und  steht 
an  Gehalt   auf   derselben    Stufe   wie   die    Einsicht,    daß    die    Armut   von  der 
Poverte  herrührt.    Einmal  nennt  er  Houston  Steward  Chamberlains  bekanntes 
Werk  äußerst  zutreffend  ein  Buch  mit  vielen  Worten  und  wenig  Ideen;  leider 
muB  ich  das  gleiche  von  seinem  Erzeugnisse  sagen.     Von  ihm  als  Mediziner 
mußte  man  annehmen,  daß  er  den  Begriff  der  Dekadenz  in  dem  m.  E.  einzig 
zulässigen   biologischen   Sinne   fassen   würde.     Im  Anfange  seines  Werkes 
hat    es    auch    den  Anschein,    als   ob  dies  seine  Absicht  sei;    denn  Krauß  ^^'ill 
den  Vr)lkertod   nicht  als  Vernichtmig  der  Volkseinheit,  vergleichbar  dem  in- 
dividuellen   Tode,    verstanden    wissen,    sondern    als    „Völker  er  Schöpfung, 
die    die    äußerste  Katastrophe   nicht   einschließt"   (S.  7).      Sie   sei    nicht   -au? 
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ler  fabch  aufgefaßten  Naturnotwendigkeit,  sondern  ausXaturwidrigkeit 
erklären,  und  wo  die  Erscheinungen  der  Dekadenz  zutage  treten,  sind  sie 
cht  als  Zeichen  eines  natürlichen  Erschöpfungsvorganges,  sondern  als  Aus- 
iß  eines  naturwidrigen  Völkerlebens  zu  betrachten"  (S.  17).  Aber  gleich 
nnf  wird  die  Dekadenz  auf  „Verschlechterung  und  Verlotterung  des 
barakters'^  zurückgeführt.  Die  Entartung  des  Volkes  entspringe  aus  der 
Dtartimg  des  einzelnen,  und  nur  durch  das  quantitative  Überhandnehmen 
ibdenter  IndiWduen  fielen  die  Volker  jener  Erschöpfung  anheim.  Das  Kern- 
roblem  und  der  Schlüssel  zum  Verständnis  des  Völkertodcs  ist  die  Entartung 
er  fundamentalen  Triebe  des  Menschen.  Als  solche  bezeichnet  Krauß  den 
ibtheb.  den  Geschlechtstrieb  und  —  mit  einem  ganz  unzulässigen  Sprunge 
18  der  Physiologie  in  die  Soziologie  —  den  Ehrtrieb.  Nunmehr  tritt  die 
ntartung  des  Ehrtriebs  so  in  den  Vordergrund,  daß  aus  der  biologischen 
ae  rein  moralisierende,  nur  ganz  oberflächlich  naturwissenschaftlich  vcr- 
okerte  Betrachtung  wird.  Jetzt  spielt  der  Gegensatz  zwischen  dem  guten, 
umonischen  und  dem  bösen  Individuum  eine  führende  Rolle  wie  in  einem 
indermärchen.  Der  Charakter  wird  als  angeborene  Pligenart,  „wie  sie  sich 
I  der  Lebensführung  und  persönlichen  Haltung  im  öffentlichen  und  privaten, 
Q  politischen  und  sozialen  Leben  offenbart**,  definiert.  Es  sei  im  wesent- 
chen  ünverimderlich.  „Niemals  wird  sich  ein  von  Natur  auE  gut  veranlagter 
Wakter  in  das  gerade  Gegenteil  bekehren,  wie  auch  niemals  umgekehrt 
M  einem  Schurken  ein  Edelmann  werden  wird"  (S.  57).  Äußere  Plinwirkungen 
>nnen  ihn  nicht  umgestalten.  Doch  wird  der  Mensch  als  verantwortlich 
ir  seine  Handlungen  betrachtet. 

Der  Gang  der  Dekadenz,  wie  sie  Krauß  versteht,  vollzieht  sich  nun 
^ter  der  Einwirkung  der  schlechten  Menschen,  wie  folgt:  „Auftauchen 
sharmonisch  veranlagter,  schlechte  Neigungen  bergender  Elemente,  Fort- 
*-'htung  und  Vermehrung  derselben.  Herrschaftsanmaßung,  Beeinflussung 
r  inneren  Organisation  und  des  Entwicklungsganges  der  höheren  Vereini- 
^gseinheit  durch  dieselben.  Dadurch  bewirkte  Korrumpier uug  der  Gesetze, 
'sammenschluß  der  schlechten  Elemente  innerhalb  der  Massen.  Ausbeutung 
'  Grundlage  der  selbstgeschaffenen  Macht.  Daraus  erfließeude  Mißgestaltuug 
'*  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  ungerechte  Besitz-  und  Arbeitsteilung  als 
[biegend  soziale  Tendenz.  Häufung  des  Besitzes  und  3Iiuderung  der  Arbeit 
■  der  einen  Seite  —  Häufung  der  Arbeit  und  Minderung  des  Bebitzes  uuf 
anderen  Seite.  Dort  höchste  Reichtums-  und  Luxuseiitfaltmig.  hier  tiefste 
^ut,  Not  und  Elend.  Disharmonie  zwischen  Arbeit  und  Genuß  —  doka- 
ite  Schwäche  auf  beiden  Seiten"  (S.  149).  Die  gosellseliaftliehe  Entwick- 
g  stellt  sich  ihm  als  der  siegreiche  Kampf  der  bÜ8(?n  Individuen  geocn  die 
en  dar;  er  nennt  ihre  Vorherrschaft  das  „rnrechtsprinzip'*. 

Die  „Bösen"  neigen  infolge  ihrer  schlechten  Natur  zum  Mißbrau(rh  der 
iralt  und  der  intellektuellen  Fähigkeiten.  Sie  seien  schuld  an  den  Kriegen, 
etwas  Naturwidriges,  Menschenunwürdiges  seien.  Nach  Krauß  haben  die 
ischen,  deren  Organisation  in  der  Eamilic  ihren  natürlichen  Ausgaujrspunkt 
tze,  zuerst  in  friedlichen  Ansiedlungen  seßhaft  gelebt.  Aber  die  gut- 
nnten,  braven  Elemente  seien  von  den  zur  ßäul)erei  neigenden  Höaen 
r»rt  worden;  durch  ihren  Einfluß  sei  es  später  zur  Nomadie,  einer  natur- 
ngen  Verirrung  gekommen. 

Wie  sich  in  dieser  mehr  als  willkürlichen  Behauptung  über  den  Aus- 
gspunkt  der  sozialen  Organisation  Krauß  um  alle  entgegenstehenden 
orien  und  wissenschaftlichen  Ergebnisse  überhaupt  nicht  kümmert,  so 
t  er  auch  anderen  Lehren  ohne  viel  Federlesen  und  ohne  den  geringsten 
auch  einer  ernsthaften  Widerlegung  seine  Negation  gegenüber:  „Der  Kampf 
Dasein  ist  kein  Prinzip  der  Entwicklung  oder  des  Fortschritts,  sondern 
solches  der  Auflösung.  Seine  Ergebnisse  sind  i'iberall  im  organischen 
en  höchst  jammervoll"  (S.  25  Bd.  II).  Die  verschiedenen  Arten  seien 
ständig  aus  verschiedenen  Urformen  entstanden  (II,  51).     Von  Anbeginn 


bestelle  das  Zweig edchlechtersyitem  (II,  59)«    Die  Menschen  säen  m  tt^ 
•cbJed«ELeii   PonkteD    det  Erdballs    arwocliflen^      „Sie   erwnctiseii  abär  mdt 
flinMilfi^  öd«r  SQ  Kweien^  ioüdem  Ton  vornherein  in  Gmppen.*  (II,  63.)  Mtn 
fragt  erstaunt,  woher  Herr  Krauß  das   alles  weiß;    einen  Bescheid  ^M^^ 
wir   nicht.     Seine   So£ioIogie    gipfelt   in    der    Gegenübers teUtuig   einer  Tom 
Bkononüfcheii   Friimp   geleiteten    gu^eorteten    nnd    einer  vom   poÜtiRlMB, 
d*  h.  TOm  Unrechtap'inzip  erfüllten  GeaeUachaft*     Jene  ist  nichti  weiUr  ili 
die  alte  bektnuie  harmoniacke  GeseUsehaft  der  Smithachen  3<^iiie,  nur  in 
Sosiallitiache  venerrt;  mit  ProduktiTgenoisenicIuiftea  nnd  gemeinsametn  Iq^ 
tum«    EranB  sagt  selb«!:   „Unter  dem  Bajine  einer  verdorbenen  Wirklichk^j 
wird   man    rweifebi   an    der  Dnrchfiihrbarkeit    solcher  wirtachafÜicheT  Ve 
geseyachaftnngen"    (H,  291),    Dagegen  seien  die  Wurxehi  des  die  Wirkiuli«^ 
keit  behemicheiiden  poUtiicIieii  Frm^ps   „anf  dem  Boden  dm  ITnnditi  e^ 
wachsen  imd  erstarkt      (Ilr  186). 

Da»  übeiraBc^bende  Ergebiüi  dkaes  Baches  ist  also,  daß  die  Tölk^  9t^ 
dekadent  waren,  da  sie  ja  in  allen  Kalturepochen  unter  dem  p^tiidia 
Prinzjpe  standen.  Doch  klingt  der  düstere  Gesang  des  WdtreffHMtetcn 
nicht  ganz  hoffnungslos  aas:  Die  Völker  werden  der  Dekadenx  and  ,ikren 
ÜbeliauBgeh arten  "^  entrinnen,  wenn  —  nnn:  ^wenu  die  Menschen  gebenfit 
und  die  EinriühtuBgen  umgestaltet*'  find,  3c  endet  dieae  Betrachtang  dner 
ninortliieheii  Ge&chiehtsauffassung*^*  Es  ist  eine  bocbat  wnnderliche  CtopUt 
vib&r  dsfen  Yerse^ohenheit  man  sich  deshalb  so  ärgertT  weil  ee  in  ihr  nick 
an  InBenmgen  eines  reinen  nnd  edlen  Empfindens  fehlt,  die  aber  in  dies«! 
Znsammenstellnng  wirkangslos  verpuffen  und  entwürdigt  werden.  Was  KrsoB 
über  Freiheit  und  Gerechtigkeit  sagt,  was  er  über  die  drei  gütigen  QüäH- 
taten  vermerkt,  die  für  einen  sozial  gesinnten  ChaTÄkter  notwendig  sbd,  | 
nämlich:  Willensenergie,  Verstand  und  Kechtehe wußtsein ,  „wozu  als  weiüerf 
Qualität  die  Veranlagxmg  der  Solidart tatsgefühle  kommt'*  (I  58),  ist  ri^ 
trefflich.  Aber  alles  Übrige  ist  nur  geeignet,  die  richtige  Grundidee,  daß  a 
nicht  bloß  auf  Organisati onsÜndemngen  in  der  menschlichen  Getdlsctaft 
ankomm tt  sondern  zugleich  auf  Charakterentwicklung,  ru  diskreditierfo. 
Niemals  ist  mir  in  der  ganzen  soziologi sehen  Literatur  ein  Buch  vorgekonuDeo, 
dessen  Verfaraer  sich  in  so  holder  Ähnnugslosigkeit  über  da»,  was  in  der 
Geaellschaftslehre  Problem  ist^  befand.  Der  vollkommene  Verlieht  auf  eine 
eig^tliche  Beweisführung*  auf  die  bisherigen  Ergehniaae  der  Forschung,  äu 
leere  Phantasieren  und  Moralisieren  stellt  die  peinlichst^'n  Änforderunpü  an 
die  Geduld  des  Lesers,     Es  ist  ein  Jammer  um  so  viel  guten  Willen  f 

Kurz  fassen  kann  ich  mich  über  Kuhlenbeeks  „Natürliche  Gnmdlsf^^. 
Dieser   treffliche  Autor  fordert   am   Schlüsse   seines  Buches  die  akademi^clie 
Jugend  auf,  sie  solle  sich  statt  sich  durch  den  „zurzeit  in  Schlüsselromanen,  m- 
mal  MÜitSiTomaneD  und  sonstiger  dekadenter  Fabrikware  ihrer  Haupt-  und  Suciel- 
mäaner  gärenden   Tiefstand   der  modernen    », künstlerischen   Literator*'  Ttf^ 
giften  ssa  lassen,   sich  lieher  in  Bücher,  wie  das  vorliegende,   vertiefea.' 
„Dann  werden  uns"  zur  rechten  Zeit  auch  die  rechten  Männer  nicht  fehlen 
um  die  großeji  Aufgaben  nnd  Hochziele  einer  aUdeutschen  Kultur  mit  den^^ 
jenigen  Opfermute  und  derjenigen  Energie  wieder  anfxunehmeni  auf  die  ^^^M 
unsem  Vätern  und  Alt  vorderen  mit  jedem  Tropfen  unseres  Blutes  YerpÜichMW 
amd.**    Wenn  ich  auch  die  Wirkung,  die  der  verehrlicbe  Herr  Kollege?  vm 
seinem  Buche  erwartet,   etwas  zu  hoch  gegriffen  finde,  so  mochte  ich  dc»ch 
von  der  Lektüre  des  kurzweiligen  Buches  den  Studierenden  nicht  direkt  sb- 
raten;   sie  werden   es   schon   durch   die  Masse  der  Zitate^    die  nach  meiner 
Schätzung  Vi  his  %  des   Baches  ausmacbeii,   unterhaltsam   finden   und  den 
Fleiß  bestaunen,  mit  dem  der  Verfasser  Eeclambändchen  gelesen  hat.    Freilich 
wird    dturch    die    beständige    Unterbrechung    des    sowieso    schon    reichhch 
spranghaften    Gedankeitgangs  >    die    das    endlose    Zitieren    mit   sich    bringt, 
m%  Darstellung  äußerst  unruhig,   so   sehr   man   sich   auch   freuen   mag»  am 
diese  Weis©  ku   erfahren,   was  Jhering  und  Cicero,   Nietäcsche  und  Sombart, 


Bifimarck  nttd  Gierket  WeiimaBu  and  ShEÜcespeare,  Schiller  and  Korschinsky, 
Goethe  and  Bebel  über  die  Sai^be  gedacht  kiibeiL 

Den  Vorwurf,  detk  sich  Kuhlenbeck  gestellt  hftt^  wird  m&n  nicht  für 
unwichtig  halten  koimtm:  die  Bedeutung  der  Deszendenztheorie  für  die  Geigtea- 
wisBeusch alten.  Da  ich  mich  gerade  für  diesen  Gegenstand  beeanderB  inter* 
eesiere^  griS  ich  mit  Wißbegier  nach  dem  Buche,  Kuhleiibeok  erkennt  die 
Auslefietheorie,  jft  den  Monismas  ab  wisBeUBchaftliche  Grundlage  an^  lehnt 
utir  den  oft,  aber  nicht  notwendig  danut  verbnn denen  Materiaüamns  ab  und 
will   ror  alleni  in   den  Geifiteawiasensehaftan  neben   den   kantalen  die  teleo- 

I  logische  Betrachts  ngs weise  gewahrt  wissen.  Zwar  itoßt  man  achon  ^in  den 
biologischen  Grundlagen'*  anf  einige  Irrtümer  in  der  Wiedergabe  der  Lehren 
Darwins  und  WeLsmannB;  aber  der  AuBgangspunkt  der  Untersuchung  bfr 
rechtigt  asn  Erwartungen.  Leider  ist  aber  in  deji  nachfolgenden  Kapiteln 
TieleSf  was  nur  in  losester  Verbindung  zum  Thema  steht;  dafür  hat  man 
GelegenheitT  die  virtuose  Verwendung  von  juridischen  Kollegienheften  für 
diese«  üpua  zu  bewundern.  Doch  finden  aich  Tiele  feine  und  glückliche  Be^ 
merknngen  über  die  Bedeutung  der  Äualese  für  das  politische  und  soziale 
Leben  in  den  Aufzeichnungen.  Leider  ist  der  Verfasser  auch  in  den  Bann 
der  EasienÜieoretiker  geraten  und  tiieht  uns  allen  Gobineau sehen  und  La- 
pongeschen  Unsinn  auf*  Er  empfiehlt  eine  schneidige  Rasaenpolitik,  ohne 
zu  beachten»  daß  es  sich  bei  den  theoretischen  Grundlagen  einer  solchen 
Pohtik  bis  jetzt  erst  um  die  allerersten,  noch  gänzlich  hypothetischen  An- 
füge bandelt.    Vorsichtiger  iat  er  bei  seinen  Vorschlägen,   die   Selektiona- 

1  theorie  für  das  Strafrecht  und  für  eine  Ueiratapalitik  nutzbar  zu  machen; 
ja  er  findet  an  einer  Stelle  (S,  220)  kraftige  Worte  der  Kennzeichnung  für 
Schallmayera  Badikaliemen,  Im  ganzen  erhebt  sieh  aber  das  Buch  nirgends 
über  den  Stand  einer  frischen  und  anregenden  Plauderei;  Kuhlenbeck  nennt 
seine  Gedanken  selbst  „etwas  aphoristisch '^  (3,  182).  Es  fehlt,  wie  gesagt, 
nicht  an  trefflichen  und  richtigen  Sätzen;  aber  das  meiste  ist  uuorigiueU^ 
oberflächlich  und  aUzu  schneidig.  Franz  Kraufl  steht  er  konträr  gegenüber; 
mit  gesundem  Instinkt  entnimmt  er  der  modernen  Biologie  gerade  die  Tendenz 
^nr  Auslese.  Haßt  jener  den  Kampf  aufs  äußerste,  so  mocht«  der  streitbare 
Alldeutsche  gern  überall  mit  dem  Schwerte  einhanen« 


Georg  Liebster.  Kirche  und  Sodaldemokratie.  (Studien  zur  praktischen 
Theologie.    2.  Band  L  Heft.)    Gießen  1908,    A,  TöpeJmann/  IM  S. 

Der  Verfasser,  Pastor  in  L eip^ig- Volkmars dorf^  versucht  es,  offenbar 
»uf  Gmnd  eigener  praktischer  Erfahrung,  vom  Standpunkt  der  evangelischen 
Kirche  aus,  eine  befriedigendere  Stellnng  zur  Sozialdemokratie  zu  gewinnen. 
Unter  dem  Schlagwort  „Religion  ist  Privatsache"*  birgt  diese  Partei ^  wie  die 
tagliche  Erfahrung  lehrt,  eine  ausgesprochene  und  wirksam  betätigte  Kirchen- 
feindschaft. Ihre  LrfoJge  sind  namenthcb  gegenüber  der  evangelischen  Arbeiter- 
sohaft,  die  sie  großenteils  der  Kirche  entfremdet  hat,  sehr  große,  während  die 
kathoUiche  Kirche  es  bekÄuntlich  verstanden  hat,  auch  die  „klasaenbe wußten" 
Arbeiter  in  viel  stärkerem  Maße  durch  eigene  Organisationen  von  der  Sozial- 
dmnokiatie  fernzuhalten.  Diese  Seite  des  Problems^  die  Ursachen  des  größeren 
Eifolges  der  einen  christlichen  Kirche  als  der  anderen,  die  Frage,  ob  er 
Dauer  verspricht»  welcher  sachliche  Wert  ihm  zukommt,  läßt  die  vorliegende 
Schrift  voÜig  unberücksichtigt;  sie  beschränlct  sich  streng  auf  die  Verhältnisse 
der  evangelischen  Kirche, 

Zunächst  sucht  der  Verfasaer  die  nnbczweifelbare  Religionsfeindschaft 
der  Sozial  de  mokratse  aus  äußeren  und  inneren  Gründen  zu  erklären.  Über- 
zeugend weist  er  namenthcb  auf  den  gnmdaätslich  „revolutionären"  Charakter 
ger  Partei  hin,  der  ihr  auch  in  religiÖ«er  Hinsicht  eine  revolutionäre  Richtung 
deben  mußte*  Und  diese  Tendenz  ward  durch  Fehler,  die  von  kirchlicher 
Seite  begangen  win-den,  derart  begünstigt,  daß  ^ener  Massenabfall  der  Arbeiter^ 
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Schaft  die  Kirche  fast  zu  einer  solchen  ausschließlich  „der  Beichen'^  gemacht 
hat.     Diese  von  der  Kirche   begangenen  Fehler  werden  namentlich  auf  eine 
dort  bestehende  Unkenntnis  vom  Wesen  der  Sozialdemokratie  zurückgeführt. 
Und   so    ist    denn    die    erste    Aufgabe,    eine   planmäßige   Erforschung  dieses 
Wesen»,   wobei    kühl   und   ohne   Empfindlichkeit   die   Partei   nur  als  wisseih 
schafiliches  Objekt  zu  behandeln   ist.     Das   Besultat   dieser   Forschung,  vom 
evangelisch-kirchlichen  Standpunkte  aus,  ist  für  den  Verfasser  die  Feststellung, 
daß    die    eng    mit  dem  Staate  verbundene    Kirche   von    der   grundsätzlichen 
Staatsfeindschaft  der  Sozialdemokratie  eben  mitbetroffen  wird.    Und  so  ergibt 
sich  denn  als  Losungswort  für  die  evangelische  Kirche  das  „los  vom  Staate'. 
und  darum  zunächst  eine  Neutralität  der  Kirche  in  der  Auseinandersetzung 
zwischen  Staat  und  Sozialdemokratie.   Ist  diese  Neutralität  nun  aber  nach  dem 
Wesen  des  Christentums  möglich?    Der  Verfasser  bejaht  die  Frage  unbedinjjt. 
Von  seiner  Auffassung   des  (Christentums   aus,   als  einer  rein  auf  das  Jenseits 
gerichteten  Religion,  dessen  ideale  Ethik  für  das  irdische  Leben  unbrauchbar 
sei,   das   die  Lebens-   und  Kulturgüter   grundsätzlich    ablehne,    könne  es  eine 
andere    Antwort   nicht   geben.      Auch    der   wissenschaftlichen   Unmöglichkeit 
gegenüber,  die  christlichen  Wahrheiten  zu  erweisen,    komme  der  immanente 
Gottesgeist  zu   dem   stolzen   Bekenntnis   „credo   quia  absurdum".      So  müsse 
nicht  der  einzelne  Christ,    wohl   aber  das  Christentum   zur  vollen  Neutralität 

gegen  alles  Weltliche  gelangen.  Und  das  gelte  auch  von  der  Kirche  als 
Organisation.  Sie  sei  neutral  nicht  nur  gegenüber  den  staatlichen  Interessen 
in  der  inneren  Politik  und  Volkswirtschaft,  sondern  auch  da,  wo  es  sich  um 
nationale  Interessen  handelt.  Auch  den  „vaterlandslosen  Gesellen"  gegenüber 
habe  die  Kirche  dem  Staate  nicht  Hilfe  zu  leisten,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Folgen,  selbst  auf  die  Gefahr  einer  Entziehung  staatlicher  Mittel  hin.  Diese 
Neutralität  soll  auch  für  die  politischen  Ziele  der  Sozialdemokratie  gelten, 
auch  für  ihre  republikanischen  Tendenzen,  vde  denn  die  Frage  der  momarchi- 
schen  Staatsform  eine  rein  irdische  Angelegenheit  sei.  So  soll  denn  die 
kirchliche  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie  diese  nicht  als  Ganzes  treffen: 
sie  soll  sich  N-ielmehr  nur  gegen  die  angestrebte  religiöse  Verwüstung  richten. 
Der  politisch  als  Sozialdemokrat  sich  fühlende  könne  religiös  als  Christ  gelten. 
ja  sozialdemokratische  Pfarrer  sollten  zugelassen  werden. 

Dieser  so  eng  umschriebene  Kampf  gegen  die  Religionsfeindschaft  der 
Sozialdemokratie  ist  als  Offensiv-  und  Defensivkampf  zu  führen.  Vor  allem 
gilt  es  bei  ihm  in  der  Partei  selbst  Fuß  zu  fassen.  Unbedingte  Voraus- 
setzung aber  ist  die  geschilderte  Neutralität  aller  derer,  die  als  einzelne  oder 
als  CVganisationen  im  Namen  der  Kirche  auftreten.  Das  Mittel  des  Kampfes 
sei  das  «Wort**,  d.  h.  die  Diskussion.  Im  letzten  Teile  der  Schrift  gibt  der 
Verfasser  hicrfiir  beachtenswerte  praktische  Ratschläge  und  Anleitungen,  die 
offonb.Hr  auf  (mmd  eigener  Erfahrungen  und  einer  genauen  Kenntnis  der 
st^f.iaJistisohen  Psyche  erteilt  werden.  Die  voraussichtlichen  Erfolge  wenien 
obiie  7.\\  großen  Optimismus  beurteilt. 

Die  Schrift  ist  vor  allem  als  S>Tnptom  interessant  für  den  Geisteszustand 
der  itäJirung,  in  den  kirchliche  Kreise  durch  das  sozialdemokratische 
Prvddem  versetzt  worden  sind.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  einer  Auseinande^ 
set/.ung  über  den  Begriff  und  Ursprung  des  Christentums,  den  wahren  Sinn 
der  Lehre  Christi,  das  Wesen  der  Kirche.  Jedenfalls  hat  aber  die  Geschichte 
aller  christlichen  Kirchen  jener  weitabgewandten,  rein  transzendentalen  Auf- 
fassung des  Christentums,  die  folgerichtig  zum  Ideal  des  Stylitentums  führen 
müßte,  ein  kräftiges  Dementi  gegeben.  Tberall  sehen  wir  die  christliche 
Kirche  an  der  menschlichen  Kultiu*,  am  Staate,  an  den  nationalen  Interessen 
innigen  Anteil  nehmen,  ja  den  Dienst  für  diese  rein  diesseitigen  Ziele,  die 
Vaterlandsliebe,  die  Staatstreue,  als  christliche  Pflichten  sanktionieren.  Und 
das  mit  innerer  Notwendigkeit,  da  weltliche  Kulturorganisationen  und  christ- 
liche Kirche  in  ilenselben  Personen,  in  denselben  Gewissen  sich  treffen,  da 
wir  das  wertvolle  Tun   aller  menschlichen  Verbände   uns   nur  als  in  einem 


peinheitliclieii  Ziele  müBfk^nd  deoken  können.  So  kftnn  alao  die  christliche 
Kirche,  die  alle  tielienspflieliten  sanktionieren  wiÜ  und  muß,  nicht  nentml 
lem  gegen  die  zerstörende  Revolutionspartei,  die  dieee  Pflichten  verneint, 
besozideTs  erstaunlich  mnß  es  wirkeUf  d&ß  aus  der  evangelischen  Kirche 
Eeraus,  die  historiech  utid  bej^fflich  viel  enger  dem  Staat  verbanden  ist  als 
per  internationale  Katholi^fismus,  dieee  zag^e  Verleu^uug  des  gegebenen 
pt&atea  geg'cnüber  seinen  Feinden  vorgeschlkgeii  wird.  Es  steht  su  bnffen, 
PfkB  der  Verfasser  nicht  nlku  viele  Genoseen  der  AuffasBtmg  findet^  wonach 
die  christliche  Keligion  vielleicht  der  ffünatigs te  Fall  der  sei.  daß  die  Sozial- 
Eiakntie  siegt,  d.  h*  da6  diese  die  politische  Macht  unufnBchnlnkt  in  die 
linde  bekommt".  Und  die  Kirche  wird  wohl  auch  der  Warnung  vor  dem 
urdigen  Rate  des  Verfassers  nicht  bedürfen,  „Boten  auszasendenj  die 
de«  Herren  willen  Scmldemokraten  werden", 

Leo  v,  SaTignj« 


Leopold  Karl  Goetz.  Daa  Zentrum  eine  konfessionelle  Partei ;  ein  Beitrag 
zu  seiner  Geschichte.  Bonn  1906.  F.  Cohen.  220  S, 
Daa  politische  Problem^  das  durch  die  Existenz  der  Zentrumspartei  ge^ 
^eben  ist,  hat  nicht  nur  ein  parteipolitisch- praktisch  es,  sondern  auch  ein 
Itohtisch-wissenscbaftliehes  Interesse,  Ist  doch  die  Unte-fsachnng  dieaes  Ge* 
bÜdei  wuld  geeignet,  unsen^  Einsicht  in  das  Wesen ,  die  Gnindlagea  und  die 
pDiÄräiitbedingungen  der  politischen  Parteiung  überliaupt  zu  vertiefen,  Vorflus- 
netxung  solcher  die  Erkenntnis  fördernder  Untersuchungen  ist  natürlich^  daE 
'cie  sieh  über  das  Niveau  des  Tagesatreites  erheben.  In  diesem  Sinne  stellt 
Mie  vorliegende  Schrift  einen  wertvollen  Beitrag  zur  Lösung  jenes  Probleiua 
dar«  indem  sie  eine  Seite  der  Frage  ernst  und  umsichtig  behandelt^  diö 
Frage  nach  dem  vieliuuatrittenen  tatsächlichen  Charakter  der  Zentrumspartei, 
"Während  die  pari omeutari »eben  and  publizistischen  Wortführer  des  Zentrums 
f  wieder*  und  wieder,  neuerdings  sogar  mit  steigender  Heftigkeitj  deu  rein 
[ulitiiohen  Charakter  des  Zeutrums  betonen,  wird  auf  der  anderen  Seite  diese 
PJ^agevt^llung  überhaupt  abgelehnt:  für  die  öffentliche  SIeinung  der  ZentrunM- 
Ififgner  ist  und  bleibt  das  Zentrum  von  Anbeginn  bis  auf  den  heutigen  Tag 
jdiÄ  Prototyp  der  Konfessionspartei  Immt^rhiu  ist  ea^  auch  von  diesem  Stand- 
[pnokt  ans,  notwendig  zu  prüfent  ob  es  sich  bei  dieser  communis  opinio  um 
ieJnen  richtigen  Instinkt  oder  etwa  um  ein  Yorurteil  handelt. 

Mit  Becht  suuht  daher  Goetz  smniichst  eine  Verständigung  darüber 
p  herbeizuführen,  waä  denn  begrifflich  das  Wesen  einer  konfeetionellen  Partei 
ausmacht.  Er  beschreibt  sie  als  eine  solche,  „die  äußerlich  wie  innerlich  auf 
dem  Boden  einer  bestimmten  Konfession  steht,  die  äußerlich  in  ihrer 
Organisation  und  ihren  Angehörigen  mit  einer  Konfession  und  deren  kirch- 
lieber  Organisation  zusammenfällt,  deren  äußerer  Bestand  dabei  gefordert 
wird  durch  die  Machtmittel  der  Kirche,  insbesondere  die  Tätigkeit  des  KleruB^ 
die  innerlich  von  einer  konfesBionell  begrenzten  und  eingeengten  Eeligio- 
sitEt  und  Weltanschauung  getragen  ist.  und  die  diese  einseitig  konfeBaionell- 
Mrchliehe  Weltanschauung  naturgemäß  ihrer  ganzen  Beurteilung  aller  pohtisüh- 
knlturellen  Fragen  zugrunde  legL"  Es  handelt  sich  aber  natürlich  nicht  um 
eine  rein  religiöse  Institution ,  sondern  um  eine  Partei,  die  in  dem  Staate 
und  durch  den  Staat  weltUclie  Stiele  zu  erreichen  bestrebt  ist,  also  um  eine 
koöfesäioiiell-politiacbe  Partei,  Als  solche  aber  charakterisiert  sie  sich,  wenn 
me  pegelmäflig  aus  „Mitghedem  nur  einer  Konfession  besteht  wenn  für  ihre 
Atiageetaltung  und  Verstärkung  die  Organisation  und  die  kirchlichen  Berufs- 
«rbeiter  einer  Kirche  in  Bewegung  eeeetzt  werden,  wenn  sie  die  Lehren 
dieser  Kirche  zu  ihrer  obersten  Kichtschnur  macht^  die  Interessen  dieser 
Kirche  syatema tisch  vertritt ^  im  politischen  Leben,  Personen  wie  Sachen 
(Geaetze  uaw*)  nach  ihrer  Übereinstimmung  mit  der  Kirche  beurteilt.*' 

Man  wird  im  wesentlichen  diese  Definition  als  der  Sachlage  entsprechend 
tnüehen   dürfen  j    sie  geht  von   der  richtigen  ErkeDutnia  aus^    daß  das  Bild 


und  dftß  tlir  f^atiMfT 


brdbflBpolili»  vltnisieix,  ikrm  hemig^ii  Bestand  and  ihre  Fimktiaiiat 

Qjid  IflBiBt  rc  jltät^    dftfi  sie  alk  Mofaü^  di$r  potHü^brnf^nuy 

M&o  Fuiä  :  ^e.    Dm  beigetmcltte  Materiftl  iit  du  adif  mcb- 

baüigw  vndl  u  tj^«tid«n  FlILe  wdbl  geeigiiet,   die  Thete  toh  der 

koatamnellfD  Nator  de»  Zentraaift  voll  xa  beweäteo.  Der  ZweiBcr  mifiie 
mr  timnml  m  Ge^^nken  die  Probe  auf  da«  EuempeL  er  doike  tach  k» 
daäg^ä^  B^nd  der  KonfMioii  gefot,  da«  «dü^iiclie  Ma^natext  und  m^ 
flgatiLhe  Demokraten  xoiaaamcailiilt,  um  kq  erkeimeii,  wie  iiittiiöglic&  m  m 
«Dgw  parteipolitiaeh«'  ZnmiuiieDhalt  daiin  »ein  müBtel  Oder  er  «tdM  neb 
dnea  Zentrasuabgeofdiietai  tot,  der  dSentlidi  deii  Priesiertsom»!,  dat  katbo* 

-      "      -        -  jModeniiiioas'' 


liaalieOtdauv^Mii^  Ablaß  und  BeHqnienkalt  bekämpfte,  oAet  xam 
fifili  bekiaate!    Wie  lang«  wtrde  dieser  Partelgenoiae^    der   i 


dai  «alUkb^Qialtläaci^  Programm  de»  Zentrama  teilen  könnte, 
blaben?  Dem  ketfits  BemoheD  der  ZeiitmnsJHPajlimefitineT 
mmA  Pnbßwfcen,  dmeü  ^mfesncmellen  Ckarakter  wn  bestreiten  rmd  mn.t 
l.iißeni]ige&  aor&ckxitdTiiigen,  könnte  man  mit  Sjmpatlue  nnd  Intemgse 
g^^ennbent^^  warn  nicht  atieh  diese  das  KonfeasionsinteneMe  als  ultiint 
Tmlu»  des  Partfiimamnieolialts  wohlwei»]icli  ständig  in  Beserre  kJellen.  Sic 
alle  wtm&it  da0  das  Zentrum  mit  der  überzengnng  des  ka^oÜsdben  Ya^ 
teils,  TOD  der  Notwendigkeit  einer  seine  fionfessiomdQteresaen  T^-t^dig^Ddeo 
Partei,  steht  nnd  fallL 

Die  weiteren  in  dem  Zentznmaproblem  enthaltenen  Fragien,  d&  hiiti^ 
rbchen  Erklärung^  des  Entstehens  nnd  Fortbestehens  der  Partei^  der  saehliebsi 
Berech^gioig  ihrer  Existenz^  des  möglichen  Ersatzes  für  ihre  Fonktioti^ 
bernhrt  Ooet«  entweder  gamicht,  oder  streift  sie  nur  gel^entlich.  Ich  habe 
an  anderer  Stelle  (^Dea  Zentrams  Wandlung  nnd  Ende'^  1907)  mich  dtmit 
befaßt.  Nur  soyiel  sei  hier  bemerkt ^  daÖ  das  ZentronL,  historisch  betrachtet, 
sich  nioht  als  eine  sukmiftsr eiche  Nenbildang,  sandern  als  ein  Bücbtis^ 
älterer  Irrungen  unserer  Gesohit^bt^  darstellt.  Die  mittelalterliche  Mtschmif 
von  Kirche  und  Staat  mußte  im  Befonnationszeitalier  konfeasioneU-politBche 
Partei nngen  zeitij^en,  die  z,  B*  im  deutaehen  c^irpua  catholieomm  und  efiD- 
gtlicorum^  oder  in  der  PestungsateUung,  die  das  Edikt  von  Nantes  den  inst 
B^aischen  Protestanten  einräumte,  cbaraktenstiachen  Ausdruck  fand.  Je  m^ 
der  iJifferenzieruugsprozeß  von  Staat  mid  Kirche  f ortschritt,  der  eineisdli 
den  interkonfessioneU-pÄritätisehen  Staat  geschaffen,  andererseits  die  Eehgiöai 
aus  dem  politischen  Machtitreit  mehr  und  mehr  ansgeschieden  hat»  um  lo 
mehr  verblaßten  auch  die  konfesiioneU-poUtischen  Farteiungen^  Und  ei  ist 
charakteristisch,  daß  sie  im  Zentnmi  mi  anaoheineud  unKeitgemaßer  Neu- 
entehung  kamen,  all  jener  unselige  Rückfall  in  die  Methoden  äiterer  Ent* 
wicklungsstufen  stattfand,  durch  den  sog*  Kulturkampf,  d,  b.  im  wesenllidieti 
den  Verauch,  Weltanaebsuangsfrageu  mit  den  Machtmitteln  des  PoHseiftiStei 
lum  Aus  trag  zu  bringen.  Als  eine  Scbutzwehr  gegen  das  heraufziehende 
Kulturkampfagewitter  ist  damals  das  Zentrum  entstanden,  hat  sich  als  iint 
iokhe  treraich  bewährt  und  wird  weiterhin  gegen  eine  mögliche  WiederlEehr 
bereit  gehalten.  Das  ist  sein  Daseinsgrund  fiir  die  letztlich  entscheiden  dt? 
Instanz,  die  katiiotifichen  Wäblermaaten,  die  es  durch  ihre  Stimmenzahlen  m 
einem  gewaltigen  pohtischeu  Machtfaktor  gemacht  haben  und  in  dieser  SteUuög, 
wie  neueste  Erfahrtmgen  zeigen,  m  erbalten  bestrebt  sind.  Wer  also, 
ich  es  tue,  diese  Parteibildung  objektiv  als  einen  bedauerüch^i  Eüo 
in  unserer  politiscben  Entwickelung  ansieht,  als  eine  Anomalie  in  der  h«ati| 
politischen  Umwelt,  als  eine  Gefahr  für  wichtige  Interessen  unseres  Vofl 
und  Staates,   der  durchdringe  sieh  mit  der  Überzeugung^  d&B  es  mit 


ekämpfung  niolit  geüm  isL  Das  ßicherete  Mittel,  eine  allniählicke  Aunösung 
ZentruiDa  m  aeiae  natiirliehen  politischen  Bestandttnle  herbeizuführen^ 
die  Erwecknng  des  Vertrau etii  in  den  weiten  Kreisen  des  hinter  dem 
Zentrnm  stehenden  kfttholischen  Volksteila,  da.ß  man  es  bei  den  anderen 
Parteieti  mit  dem  interkonfeBsionell-paritätiBchen  Staate  ernst  meint  und  daß 
Käokfälle  in  den  (reist  des  Kulturkampf ea  nicht  zu  besorgen  sind.  Das  schließt 
natürlich  eine  energische  Abwehr  apfgressiver  klerikaler  Herrschaftagclüst« 
Kickt  aus,  Leo  Y,  Saviguy. 

Emat  Horneffer.    Die  Kirche  usd  die  politischen  Parteien,  mit  Anhang: 

kPro^umm  der  deutschen  Kulturpartei  Leipzig  1908.  Dr.  W,  Klinkhardt, 
63  S, 
Der  Verfasser  stellt  feat^  daß  z wisch em  dem  deutsehen  Staate  und  der 
twärtigeu  Kultur,  wie  sie  vom  vorwärtsstrebe ude^  Teile  unseres  Volke« 
verstanden  wird,  eine  tiefe  Kluft  bestehe-  Darntn  inufl  eine  zielbewußte 
Kulturpolitik  die  Losung  der  nach  st  en  Jahrzehnte  sein,  um  den  Staat  aus  „der 
Abhängigkeit  von  den  überwundenen  mittelalterlichen  Kulturidealen  zu  lösen" 
und  ihn  für  die  Gegenwart  zu  erobern*  Den  Gegensatz  zwischen  diesen 
Idealen  bezeichnet  eioerseits  die  dogmatische  Gebundenheit,  andererseits  das 
^unabhängige  dautfiche  Gewissen**.  Als  Konsequenz  ergibt  sich  also  der  not* 
wendige  Kampf  gegen  die  Kirche»  Und  das  gilt  auch  der  evangelischen 
Kirche  gegen  ab  er,  die  längst  nicht  mehr  dem  Kultur«^ropfinden  des  deutschen 
Volkes  entspreche  und  nur  eine  Abachwächung  des  römiBchen  Systems,  d,  h*  der 
Gewissensknechtungf  darstelle.  So  maß  das  Endziel  der  deutschen  Entn^ick- 
luiig  die  völlige  Ausschaltung  der  Kirchen  aus  dem  deutschen  Leben  sein. 
Freilich  sollen  sie  vorläufig  noch  für  die  ihrem  „dogTuatiachen  Kulturideal** 
Anhängenden  geduldet  werden.  Aber  sofort  soll  man  mit  der  Schalung 
gleichartiger  Eiurichtungen  für  die  der  Kirche  entwachsenen  Teile  des  Volkes 
beginnen:  nationale  „Volksakademien**  auf  dem  Boden  völliger  Lehrfreiheit 
Die  Umrisse  dieser  Akademien,  zu  denen  die  mannigfach  unisugestaltenden 
üniveraitäten  heranbilden  sollen,  werden  in  sehi^  allgemeiiient  großen  Zügen 
entworfen* 

Träger  dieser  Kulturpolitik  können  natürlicU  die  reaktionären  Parteien 
iltcht  sein,  ebensoweni^f  die  einseitige  Klassenpartei  der  Sozialdemokratie. 
Und  auch  der  in  Halbheit  befangene  Liberalismus^  der  grundsätzlich  das 
Beligidse  aus  dem  politischen  Leben  ausscheiden  will,  versagt  hier  völlig. 
Darum  wird  aufgerufen  zur  Bildung  einer  neuen  Partei^  der  „deutschen 
Kaltnrpartei",  und  im  Sinne  dieser  zu  wichtigen  politischen  Grundfragen 
Stellung  genommen.  Dabei  mag  die  AbleLnung  der  Sozialdemokratie  und 
dai  Festhalten  an  unaeren  monftrchischen  XnaÜtutionen  beaonders  bemerkt 
iförden. 
■f  £fi  erübrigt  sich  hier,  in  ein©  Diskussion  über  den  Wert  und  die  Be- 
^i&aixmg  der  chrisüichen  Kirchen  einzutreten.  Freilich  scheint  von  vornherein 
der,  welcher  den  Kampf  gegen  sie  mit  den  genannten  t, Volksakademien** 
begmnen  will,  diese  Bedeutung  nur  unzureichend  zu  erfassen.  Ich  meine 
aber,  daß  man  vor  dem  Hauptgedanken  der  Schrift^  den  Streit  der  Welt- 
anschauungen in  das  politische  Leben  zu  verlegen  und  ihn  womöglich  mit 
politischen  Mitteln  ^um  Austrag  zu  bringen,  nur  ernstlich  warnen  kann.  Der 
vom  Verfasser  darmn  so  hart  angelassene  Liberalismus  weiß  es  sehr  w^ohl, 
weshalb  er  grundsätzlich  die  politisch  -  neutrale  Stellung  zu  den  im  Beaitae 
stehenden  und  mit  tausend  Wurzeln  im  Volke  verankerten  christliehen  KIrehm 
einnimmt  Die  Geschichte  früherer  Versuche  der  „Aufklärung"  unter  Ver- 
wendung der  Machtmittel  des  Staates  spricht  eine  allzu  deutlicke  Sprache. 
LFeaUgia  terrent!  Leo  v,  Savigny. 
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Besprechungen. 


Julins  Friedrich.    Die  Trennung  von  Staat 
Gießen  1907.    Alfred  Töpehnann.    66  S. 

Die  Abhandlung  Friedrichs  gibt  in  erweite 
akademischen  Vortrages  wieder.  Sie  untemimn 
Sprache  die  Gründe  darzulegen,  die  zur  Trenn 
geführt  haben,  bespricht  kurz  die  Hauptgrunds 
vom  9.  Dezember  1905  und  legt  dar,  auf  welc 
führung  des  Gesetzes  gestoßen  ist  und  mit  weicht 
geber  —  bis  zum  Sommer  1907  —  zu  begegne 
verfolgt  in  erster  Linie  den  Zweck,  den  Leser  zi 

Diese  Aufgabe  erfüllt  sie,  indem  sie  überall 
den  geschichtlichen  Zusammenhängen  nachgeht  m 
einer  großen  weltgeschichtUchen  Entwickelung 
gestellt  bleiben,  ob  der  Verfasser  mit  der  Formel  . 
la  raison"  das  Problem  richtig  und  erschöpfend  \ 
sehe  Gesetzgeber  zu  lösen  gehabt  hat.  Der  Verf 
die  Dinge  unter  eine  einheitliche  Auffassung  zu 
Werke  gegangen.  So  ist  er  vor  allem  der  Bedeui 
welche  der  mmzösischen  Schulgesetzgebung  in 
zukommt.  Die  konfessionslose  obligate riaohe  St 
geschaffen,  bildet  m.  £.  das  Fundament,  auf  den 
Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche,  die  1 
werden  können.  Ferrys  Schulgesetzgebung  hat 
dem  staatlichen  Leben  der  Nation  auszuschalten  v 
ganzen  weiteren  Entwicklung  die  Richtung  gewi 


Ludwig  Sieglin,  Die  koloniale  Rechtspflege 
Konsularrecht.  (Kolonialrechtliche  Abhai 
gegeben  von  Dr.  Hubert  Naendrup,  a.  < 
Münster.)  Münster  1908.  Coppenrath.  1 
Es  hat  bisher,  wenn  man  von  der  Zeitsch 
lonialrecht  imd  Kolonialwirtschaft  absieht,  an  eii 
lieber  Einzeldarstellungen  gefehlt.  Die  Sammh 
Somlo,  Brie  und  Fleischmann,  Jellinek  und  Ans 
des  Orientalischen  Seminars  gewährten  mehreren 
des  Kolonialrechts  behandelnden  Arbeiten  Unter] 
und  Goeschen  haben  einige  kolonialrechtliche  \ 
genommen.  Im  übrigen  aber  vermißt  man  bish( 
tion  der  kolonialrechtlichen  Arbeit.  Eine  solci 
Interesse  des  Ansehens  des  Kolonialrechtes  und  e 
naturgemäß  von  den  beiden  Stellen  aus,  an  dei 
schaftliche  Arbeit  überhaupt  konzentriert  wird,  t 
dürfuisses  stattfinden  würde.  Dem  ist  man  at 
zuvorgekommen.  Professor  Naendrup  in  Münste; 
Weise  entschlossen,  kolonialrechtliche  Abhandlung 
Absicht  nun  auch  im  allgemeinen  freudig  zu  bej 
andererseits  ernste  Bedenken  gegen  das  für  die 
gramm  hegen. 

Naendrup  weist  darauf  hin,  daß  das  rascl 
koloniale  Rechtssetzung  arbeitet,  jegliche  Kolonie 
bedeutung  herabdrücke.  Um  die  Gefahr  des  Vex 
abzuwenden,  stellt  er  den  Grundsatz  auf,  daß  nn 
finden  sollen,  die  dem  im  Wechsel  der  Erschein 
schichte  des  Kolonialrechts  und  den  Bichtiinie 
gerecht  zu  werden  suchen.    Es  soll  auch  darauf 


E  espret  himgen  ♦ 
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1er  BuntHcbeckigkeit  üer  lokflleii  Vertjrilnimg"en  das  Geiti  einsame.    Typische 
ivtiti  ftln  solche»  auch  am  wenigsten  Vergängliche  heran Bgearheit et  wird,     IKeses 
Prt>graram  deckt  sieh  mit  der  früher  auf geate Uten  Forderun^j    die  Kolooifll- 
r^chlÄwi^senschaft  dürfe  «ich  nicht  zu  sehr  in  die  l^knlen  Bescmderherten  des 
tfchts  der  einst^eltien  Kolcinie  verliereiiT  aiti  müsäe  mehr  als  hifiher  die  geniein- 
imeti  Prinzipien  ku  erkennten  suchen^  die  in  den  vielen  yerschiedenen  lokalen 
rerordnungen  walten   {vgl.  Xaendmp,  Entwickelnng  und  Ziele  det  Kolonial- 
rechts.   19<)7.   S.  30),    Es  ist  nun  Xaeödrup  zwt^ifclloe  soviel  znÄQgehen,  daß 
von  Zeit  zu  Zeit  ko Ion ialrechtli eher  Darstelliingen   dieser  Art  bedürfen. 
flr  miisseo  m&  haben,  um  den  Wissen edrang  der  £tn  den  kolonialen  Dingen 
at^rewiierten  Laien  zu  befriedigen,    wir  bedürfen  ihrer  auch  als  Grundlage 
den  akademiichen  Unterricht.    Es  wäre  iil)er  gmtidfalach  und  verderbheb, 
rollte  man  die  ganze  kolonialrechtliche  Forschung  auf  die  Tendenz  solcher 
rbeiten  festlegen.     Man  muß  sich  doch  vor  allem  sagen,    daß  es  ganz  un- 
BÖgHch  ist  die  Grundlinien  zu  erkennen,    eolange  das  Detail  noch  eine  vor- 
legend ungeordnete  Maeee  iet^  wie  das  bdm  Eoloni airechte  vielfach  der  Fall 
Eine  gewisaeiihafte,   auch  daa  Geringste  beri'tcksiehtigende,  Ordnung  in 
Chaos  bringende  Einzellorsehung  ist  es^  was  uns  in  erster  Linie  not  tut, 
freilich  ist  daer  eine  Arbeit,  die  für  den  Theoretiker  vielfach  keine  angenehme 
^die  er  aber  übernehmen  muß,,  we^l  »if^  aus  den  Kreifti-^n  der  Praktiker 
io  gut  wie  gar  nicht  uutemorumen  wurde.    So  gilt  es  hier  ein  Opfer 
ingen.     Man   muß  das   weit  zerstreute  Material   systematiBch   sammeln 
und  ordnen  nud^  wo  sich  eine  Veranlassung  bietet^  wis»en9chaftlich  erläutern, 
wenn  man  auch  dabei  seine  Kriäfte  zexsplittero  muß.     Den  wisiensehaftlichen 
Buf  fordern  solche  Arbeiten  kaum    und  der  sie  Verrichtende  muß   mit  dem 
äewußtaein  zufrieden  sein^  die  koloniale  Sache  gefördert  zu  haben,  indem  er 
rFnudi  durchgearbeitete  systematische  Darstellungen  zur  Vsfügung  stellte^ 
La  iolchen  fehlt  es  jetzt  glüeklicberweise  nicht  mehr.     Es  seiöi  von  größeren 
die  gesamten  Kolonien  berücksichtigenden  Arbeiten   nur  die  von  E^ililifurn 
über  das  Ürundstücksrecht  (1905),   von  Hausehild  über  die  StaatsangF  bjirig- 
keit  (190H),  von  NoUau  über  die  KöloniatgesellschRften  (1&04),  von  Seelbach 
«Iw^r  die  Rechtspflege  (1904)  und  auch  die  meinigen  über  das  Gewerberecht 
(ISMJÖI   und  über  die  Verwaltungs-  und  GeriohtsTerfassung  der  ^Schutzgebiete 
<  1908)  genannt.    Die  »ich  aus  der  Anlage  dieser  Ärbeiteu  ergebende  Tendenz 
}er   eingehendsten  Einzel fonjchung    muß    aber    auch    für   die    Xaendmpsehe 
nmlung  maßgebend  werden,  wenn  sie  der  Kolonial  rech  tflwisHenschaft  Vor- 
bring*?«   soll.     Das  schnelle  Veralten  der  Darstelhmgcn   ist  sicher   ein 
üverm  eidlich  er  Nachteil,  weit  großer  aber  ist  der  Vorteil,  daß  uns  gesicherte 
|dlagen  gegeben  werden^  auf  denen  wir  weiter  bauen  können.    Dm  jetzige 
Itnm,    größere  Rechtsgebiete    in    ihren    dauernden    Gmudzügen    darzn- 
führt  zu  keinem  bleibenden  Ei^olge,  sondern  zur  Verflachungt  für  den 
\,men   hringt   es  zu  viel,    denn   dessen  Bedürfnissen  genügen  die  ziisaramen- 
sif^ndeti  Darslellungen  des  (tcsamtkolnnialrechts  vollkummcn»  für  den  Prak- 
itcr  dagegen  bietet  es  Ungenügendes, 

Die  hier  gerügten  Mängel  des  Programms  treten  uns  gleich  V»ei  seiner 
ftten  Verwirklichung,  der  vorliegenden  Siegliriuchcn  Arbeit,  grell  eutgegtaa, 
Sie    zerfiilU    in    eine   kun^e    Einh'itung»    einen    ersten  Teil,    der  die  Weitien- 
chtMpflege,  und  einen  zweiten,  der  die  Farbigenrechtspflege  darstellu 

Der  erste  Teil  bietet  recht*  Wissenschaft  lieh  kaum  etwas  Neues,  die  oben- 
[iteu  Arbeiten  von  NoUao,  Schlimm  und  Seelbach  behandeln  die  gleichen 
rien  viel  eingebender.     Die  Unterachiede   «wischen   der  konsularen   und 
kolonialen   Ilcehtsardnung    bat   bereits    Stengel    ißechisverhältnisie    der 
lentaehef]  S<^hutzgc bieten  lOOlj  genügend  detailliert  dargestellt,     BÜnen  Fort^ 
itt  kann  man  höclistensi  darin  erblicken,  daß  die  nach  jenen  Arbeiten  er- 
jenen    (leset^e  ungeführt   sind.     Eine    Aidwerfiing   oder  Vertiefung    von 
Ifnigen,  zu  der  vielfach  Anlaß  gegeben  war,  findet  sich,   abgesehen  von 
ffian  gehenden  Bekämpfung  einer  von  mir  aufgestellten  Ansicht  über  die 
ZeHtdhtitt  fOr  Politik.  41 
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Zuständijfkeit  des  Reichsgerichts,  nicht  (S.  67).    In  dem  ersten  Punkte,  welcher 
die  Ersetzung  des  Reichsgerichts  durch  die  Obergerichte  auch  in  den  Fällen 
des  §  136   Ziffer  1    GVG.   betrifft,    kann  ich   die  vom  Verfasser  hiergegen 
geltend  gemachten  Gründe  nicht  anerkennen.     Dagegen  gestehe  ich  zu,  daß 
ich  mich  in  dem  zweiten  Punkte  allerdings  irrte,    als   ich   für  die  Geltend- 
machung  der  Entschädigungsansprüche  wegen   unschuldig   erlittener  ünte^ 
suchungshaft  die  Existenz  einer  Instanz  annahm,   soweit  es  sich  um  die  zur 
Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  in  erster  Instanz  gehörenden  Sachen  handelt«. 
Dagegen  halte  ich  an  der  Nichtgeltung  des  §  11  des  RG.  v.  14.  Juli  1904  aas 
den  von  mir  dargelegten  Gründen  (vgl.  Zeitschr.  f.  Kolonialpol.  ViLL,  455)  fest 
Ich  bestreite  daher  die  vom  Verfasser   für   die  fraglichen  Fälle   behauptete 
Zuständigkeit  des  für  die  Kolonien  durch  die  Obergerichte  ersetzten  Reich»- 
gerichts.  —  An  gesetzgebungspolitischen  Forderungen  stellt  Verfasser  die  be- 
kannten der  völligen  Loslösung  der  konsularen  von  der  kolonialen  Rechts- 
ordnung  (S.  109),    der   Errichtung   einer   dritten  Instanz    (S.  64)   und  der 
Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  (S.  70)  auf.    Es  ist  zu  bedauern,  daß 
dem  Verfasser  nicht  mehr  die  Ausführungen  Fleischmanns  (Deutsches  Kolooial- 
Jahrbuch  I,  116  ff.  und  121)    gegen    diese   beiden   letzten   Forderungen  zu 
Gesichte  gekommen  sind. 

Bedeutet  der  erste  Teil  der  Arbeit  kaum  einen  Fortschritt,  so  kann  man 
den  zweiten  schon  beinahe  als  einen  Rückschritt  bezeichnen.    Mit  dem  Thema 
der  Abhandlung,  das  Streben  der  kolonialen  Rechtspflegeordnung  nach  Emana- 
pation  vom  Konsularrechte  zu  zeigen  (S.  6),  hat  dieser  Teil,  der  sich  mit  der 
Farbigenrechtspflege  beschäftigt,  absolut  keinen  Zusammenhang,  da  das  Kon- 
sularrecht, wie  Verfasser  wohl  weiß  (S.  93),  für  die  Farbigen  nie  gegolten  hat> 
Verfasser  findet  dann  aber  eine  sehr  künstliche  Verbindung  mit  dem  ersten  Teile, 
indem  er  sagt,  die  Notwendigkeit«  in  den  Kolonien  auch  die  LebensverLält- 
nisse  der  Farbigen  in  die  Rechtsordnung  einzubeziehen,  entspränge  unmittelbar 
aus  dem  Territorialcharakter  des  Kolonialrechts,  durch  den  dieses  zur  Eman- 
zipationsbewegung gedrängt  wurde  (S.  93).    Diese  Argumentation  würde  es 
notwendig  machen,  auch  das  gesamte  Staats-  und  Verwaltungsrecht  mit  da^ 
zustellen.    In  dem  zweiten  Teile  stellt  sich  der  Verfasser  die  Aufgabe,  noch 
kürzer  zu  sein  als  im  ersten  (S.  6  und  93).    Daß  dabei  keine  neuen  Ergeb- 
nisse gefunden  werden  können,  kann  man  sich  von  vorneherein  denken.    Man 
durfte    aber   wenigstens   eine   gewisse  Vollständigkeit   in    den   zu  gebenden 
Grundlinien  verlangen,  aber  auch  diese  fehlt,  wenigstens  was  die  Organisation 
der  Rechtspflege  anlangt.    Die  erste  Darstellung  derselben  hat  Köbner  (Die 
Organisation  der  Rechtspflege  in  den  Kolonien,  1903,  und  Deutsches  Kolonial- 
recht, 1904)  gegeben,  jedoch  war  sie  noch,  was  Ostafrika  und  die  Südsee  an- 
geht, sehr  lückenhaft.    Sodann  habe  ich  eine  in  ihren  Grundzügen  vollständige 
Schilderung  veröffentlicht  (v.  Hoffmann,  Deutsches  Kolonialrecht,  1907,  S.  102  ff.)- 
Obwohl   Verfasser   mich   mehrfach    zitiert,    hat   ihn    die    Benutzung   meines 
Buches    nicht    abgehalten,    wieder  eine    wie   die   Köbn ersehe    unvollständige 
Darstellung   zu   geben.     Er  kennt   keine   Eingeborenenzivilgerichte   in  Togo 
und  der  Südsee  (S.  98  ff.),  er  vergißt  die  Strafgerichtsbarkeit  im  Inselgebiete 
(S.  107).    Für  Samoa  begnügt  er  sich  mit  dem  Satze,  die  Eingeborenen  seien 
der  deutschen  Gerichtsbarkeit  nur  in   dem  Umfange  unterstellt,   als  sie  vor 
der  deutschen  Okkupation   der  internationalen  Gerichtsbarkeit   unterstanden 
(S.  107).    Dadurch  wird  die  falsche  Vorstellung  erweckt,   als  sei  im  übrigen 
die  samoanische  Gerichtsbarkeit  ganz  unabhängig  von  der  deutschen  Regie- 
rung,  während   es   in  Wirklichkeit  so   ist,   daß   die  Samoaner  teilweise  der 
Europäergeriehtsbarkeit,  teilweise  dem  auch  von  der  Regierung  abhängigen 
besondern  Eingeborenengerichte  unterstehen.     An   diesem  zweiten  Teile   des 
Buches  zeigt  sich  so  recht  die  Wahrheit  des  oben  Behaupteten :   wir  müssen 
erst  das  Detail  gründlich  beherrschen,  ehe  wir  uns  daran  machen,  die  großen 
Linien  des  deutschen  Kolonialrechts  zu  zeichnen,  sonst  werden  sie  falsch  und 
schief.    Hier  aber  ist  das  Detail  vernachlässigt  worden,  welches  der  Verfasser 
aus  den  amtlichen  Denkschriften  leicht  hätte  kennen  lernen  können. 


^Es  i&t  ktiiu.*  Freude,  einem  BicherHch  ehrlichen  Wollen  den  Erfolg  %o 
^hen  T.n  mÜ!?8en,  wie  es  hier  j^eeehnh*  Aber  im  IntereeBe  eiue«  glück- 
Gedeihens  dea  im  übrigen  sehr  zu  begrüßenden  Naendnipschen  Unter- 
QBf  im  Interesae  auch  emer  gedeihlichen  Forderung  der  deateüheu 
sl(iiüalrecbl»wi»»eiischaft  war  hier  eine  Wamunc^stafe]  anzubringen,  damit 
Isehe  Wege  rechtzeitig  vermieden  werden, 

E.  Edler  r,  Eoffmann. 


Fflte 


Filter  Haecker,   Die  ererbten  Anlagen  und  die  Bemessung  ilirea  Wertes 
für  das  politifiche  Leben.    Teil  IX  von  „NfttT:ir  und  SUiat".    Jena  1007* 

tGoBtav  Fischer.  Xl  und  300  S. 
Biese»  Werk  ist  eine  der  Bearbeitungen  der  Jenaer  Preisfrage  von  l&fM>. 
^  besteht  aus  vier  Hauptteden.  Der  erste  bietet  eine  Darstellung  der  Ab- 
taoimungs-  und  der  V ererb uugslehre,  der  zweite  ist  methodolugiaüber  Art, 
Hebt  „ Ursache nforschung**  von  „Wertforschung*^  zu  scheiden,  der  dritte, 
^^itgnoae"^  iibersehrieben,  behandelt  das  Thema  uisachenforBchend^  der  vierte 
fPüfitiBche  Tecböik")  wert  forschend. 

Weitaus  der  beste  dieaer  vier  Teile  ist  der  erete,  der^  wie  das  Torwort 
•^  nach  der  Preisverteilung  unter  Benutzung  der  Hat  schlage  von  Profesior 
*  6.  Ziegier  (Jena)  und  Professor  VaU  Haecker  (Stuttgart)  vielfach  umge- 
leitet und  ergänzt  wurde*  Die  genannten  biologischen  Forscher  sind  beide 
^emalige  Schüler  Weismanns,  Mit  ihnen  vertritt  der  Verfasser  die  Weis- 
^Qüsche  \*ererbungslehre,  der  aufolge  das  Eeim-  oder  Erbplasma  ein^  jeden 
;Uividuums  vom  übrigen  Körper  („Soma"*)  diese»  Individuums  nur  ernährt 
*d,  in  seinen  erblichen  Qualitäten  aber  sonst  vom  Soma  ungefähr  ebenso 
iftbJiiingig  ist  wie  der  Päanzensamc  vom  Boden.  Denn  nach  Weismanu 
llroduziert  sich  das  Erbpla^^ma  in  jedem  Individuum  nur  direkt  aus  dem 
[|d  ämi  BefruchtungB Vorgang  übertragenen  Erbplasma,  Yerstümfuehmgen, 
ir  auch  sonstige  Änderungen  der  einzelnen  Organe,  insbesondere  die  durch 
juog  oder  Nichtgebrauch  mislandc  kommenden,  ändern  die  Beat-baff enheit 
B  Erbplasma  nicht  und  können  also  nicht  vererbt  werden. 

In  überraschendem  Widerspruch  zu  dieser  Vererbungslehre  steht  die 
m  Terfasäer  im  dritten  Hauptteil  (S,  133  f.)  vertretene  Meinung:  „Erworbene 
rrenzerrüttung  kann  vererbt  werdtm",  und  merkwürdigerweise  glaubt  er, 
t  dieser  Meinimg^  die  unausweichlich  die  Verneinung  der  vorgetragenen 
dflxnannschen  Grund anschauungen  in  sich  schließt^  noch  im  Einklang  mit 
Btamann  zu  sein.  Auch  in  einem  andern  nicht  unwichtigen  Punkt  beruft 
sich  nur  irrigerweise  auf  WeismanuT  wenn  er  nämlich  durch  verscliieden- 
ige  Ernährung,  und  zwar  hauptsächlich  durch  verschiedene  Beschaffenheit 
r  Nalirungsmittel,  erbliche  individuelle  Variationen  und  Rasäeändeningen 
letehen  läßt  (S.  11,  14,  m,  im,  132).  Dies^e  Annahme  ist  der  Weisraann^ 
len  Lehre  fremd.  Weis  mann  nimmt  an,  daß  bei  den  fortwtlhr  enden  Re- 
>düktionen  des  Erb- oder  Keimplafima  innerhalb  des  Individuums  die 
.z einen  Keimplasmateile  nicht  immer  in  quantitativ  genau  gleicher  Weise 
lährt  werden,  sondern  daß  infoige  ^zufälbger",  d*  h.  nur  örtlich  bedingter 
rschiedenheiten  in  der  Nahrungssiufuhr  innerhalb  des  Keimplasma 
!  eine  „I>eterminante**  stlrkar  ernährt  wird  als  die  andere;  und  dies  V>e- 
^htet  Weismann  als  die  Urquelle  der  individuellen  Variationen,  die  dann 
Pcb  die  Kombiinitionavoi*giuige  bei  der  Bcifutig  der  Keimzellen  (^Reduktions- 
Ismgen")  imd  boi  deren  Ainphimijcia  ins  Unendliche  vermehrt  w*orden.  Auf 
iie  9  und  22  des  Boches  befindet  sich  der  Verfasser  noch  it]  übereinstim- 
mg  mit  dieser  (W^eismannschen)  Annahme^  —  Nicht  ketmbio logisch  ist 
ch  der  Sckluö^  daß  ,,der  Nachweis*^  einer  Steigerung  der  Variabilität  durch 
n  Alkohoiismua  geliefert  wäre,  wenn  die  Vorauasagangen  der  Alkoholgegner, 
ß  infolge  des  Sieges  der  Abstinenzbewegung  eioe  starke  Abnahme  der 
iminabtai  eintreten  werde,  sich  bewahrheiten  würden  (S.  132,  im  3,  Haupt- 
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teil).  Die  erhöhte  Kriminalität  der  Alkoholiker  ist  doch  haoptsichlich  eine 
direkte  Folge  alkoholischer  Himbeeinflussung.  die  Variabilität  des  Erbpksaa 
kann  dabei  völlig  außer  Betracht  bleiben.  —  Zn  S.  1  und  11  mag  noch  be- 
merkt werden,  daß  durch  die  neueren  Fortschritte  in  der  Erkemitnis  der 
Befruchtungs-  und  Vererbungsvorgänge  die  herkömmliche  Gegenüberstellunjr 
von  Vererbung  und  Variation  hinfällig  geworden  ist  und  nur  verwirrend 
wirkt.  Denn  es  werden  ja  nicht  bloß  die  Eigenschaften  ererbt,  in  wekhen 
die  Kinder  den  Eltern  gleichen,  sondern  es  beruht  nicht  weniger  aof  Vo^ 
erbuug,  wenn  z.  B.  Eltern,  die  beide  dunkelharig  sind,  rotharige  Kinder  hab«L 
Man  erbt  eben  nicht  die  Eigenschaften  der  Eltern,  sondern  man  erbt  eine 
Kombination  von  EIrbanlagen  aus  dem  Keimplasma  der  väterhchen  and  der 
mütterlichen  Ahnenreihe.  Fast  alle  angeborenen  Variationen  sind  liso 
ererbt,  wie  z.  B.  auch  die  S.  12  vom  Verfasser  selbst  angeführten.  —  Der 
von  Weismann  für  die  mikro logischen  Befruchtungsvorgänge  eingeführte 
temiinus  technicus  Amphimixis  wird  vom  Verfasser  mißverständhch  wiede^ 
holt  in  einem  ganz  anderen  Sinne  gebraucht,  so  z.  B.  S.  19  im  Gegenatz 
zu  Inzucht. 

Im  großen  und  ganzen  aber  zeigt  dieser  erste  Teil  des  Buches  eioe 
Vertiefung  in  die  behandelten  Probleme,  w4e  man  sie  bei  Autoren,  die  nicht 
Berufsbiologen  sind,  nur  selten  findet. 

Der  zweite  Teil  ist  methodologischen  Gesichtspunkten  gewidmet,  hiopt- 
sächlich  im  Anschluß  an  Stammler  und  Rick  er  t  Auch  der  ganze  Best 
des  Buches  ist  ein  Opfer  dieser  zurzeit  unter  deutschen  Soziolc^n  nicht 
wenig  verbreiteten  Methodologie-Seuche.  Der  Verfasser  selbst  gibt  am  Schhß 
des  3.  Hauptteils  bei  der  Zusammenfassung  zu,  daß  die  Arbeit,  mit  Hilfe  neo- 
gefundener  Begriffe  und  Distinktionen  einen  schon  vorher  gegebenen  Wissens- 
stoff umzuordnen,  wie  unfruchtbare  Scholastik  erscheinen  könne.  Diesem 
Schein  entspricht  leider  die  Wirklichkeit.  Die  Opfer  an  Zeit  und  Arbeitskraft, 
die  von  Verfassern  und  Lesern  auf  derlei  methodologische  Künsteleien  and  »ixf 
die  daraus  gezogenen  Gedankengespinste  verwendet  werden,  tragen  zu  wirk- 
licher Förderung  unseres  Wissens  und  Erkennens  nicht  das  geringste  bei 
Das  gleiche  gilt  von  den  meisten  Analogien  und  Gleichnissen,  an  denen  die 
Arbeit  überreich  ist.  Sie  haben  nur  den  Wert  von  Spielereien,  aber  ohne  deren 
Reiz.  —  Hauptsächlich  wird  zwischen  ..Wertforschung**  und  Ursachenforschnng 
unterschieilen,  und  die  Unabhängigkeit  der  ersto-en  von  der  letzteren  be- 
hauptet (S.  53).  Werturteile  beruhen  nach  dem  Verfasser  auf  der  .Welt- 
anschauung^, und  diese  ist  ihm  etwas  festes,  persönlich  gegebenes,  bemlit 
auf  einem  jeder  Erörterung  unzugänglichen  „Glauben",  läßt  sich  durch  ^^ 
Sachen  urteile  nicht  modifizieren.  Wenn  das  richtig  wäre,  so  müßten  die 
Gesinnungen  und  Bestrebungen  eines  jeden  Menschen  lediglich  ein  Prodnkt 
seiner  angeborenen  Anlage  sein,  und  es  wäre  unmöglich,  daß  erstere  sich  im 
Laufe  des  Lebens  jemals  ändern.  Die  Wirklichkeit  ist  anders;  doch  dinun 
kümmert  sich  solche  Methodologie  nicht  viel.  Ist  nicht  die  vom  Verfasser 
selbst  beispielweise  angeführte  Weltanschauung  der  Astrologen  und  der 
Haruspizes  durch  „Ursachenforschung"  beseitigt  worden?  Die  Änderungen  des 
„Weltbildes**  (worunter  der  Verfasser  nur  naturwissenschaftliche  EinzeJkennt- 
nisse  zu  verstehen  scheint)  sind  also  doch  nicht  einflußlos  auf  die  Gestaltung 
der  Weltanschauung  und  der  Werturteile.  Daß  das  Schema  „Mittel  und  Zweck" 
in  Wirklichkeit  die  Voraussetzung  in  sich  schließt,  daß  Mittel  und  Zweck 
zugleich  auch  im  Verhältnis  von  Ursache  und  Wirkung  zueinander  stehen, 
wird  vom  Verfasser  schließlich  selbst  anerkannt,  jedoch  ohne  gewahr  za 
werden,  daß  sich  seine  Leitsätze  damit  nicht  vertragen.  Ebenso  fehlt  die 
Einsicht,  daß  die  geistigen  Impulse  doch  auch  ihrerseits  Wirkungen  von  ^^ 
Sachen  sind,  und  daß  auch  die  angeborene  Anlage  zu  einem  zwecksetzenden 
Willen  nichts  anderes  als  ein  Naturprodukt  ist. 

Der  Versuch,  das  Gebiet  des  sozialen  Geschehens  systematisch  in  die 
Schubfächer  des  Beabsichtigten  imd  des  Unbeabsichtigten,  des  Bewußten  und 
des  Unbewußten,  zu  trennen,  ist  ebenso  unpraktisch,  wie  er  unnatürhch  ist, 
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reranlaßt  imanflicirlidie  Wiederhoinngea  imd  läßt  sich  üirgetids  volktäu- 
dÜ^  iluTeMülireni  wie  ja  der  Verfaflßer  selbst  an  so  mancher  Stelle  findet, 
Et  iat  prakti»eh  anmoglich,  z.  B.  die  Geschi(;hte  der  poUtischen  Einigung 
Deiitacbiandi  ruir  „zweckforicheiid"  zxi  sfb reiben.  Was  bei  einem  solchen 
nie qtj eilten  Versuche  berauakäme.  würe  wertlo&ea  Stückwerk,  Denn  et 
kt^^  bei  der  EiuignagBgeBühicbte  DeutseblaudH  mancherlei  mächtige  Fak- 
n  mitf  die  von  niemanden  alB  Mittel  zu  jenem  Ziel  uib  Auge  g:efaßt, 
ollt  iiinl  herbeigeführt  werden  konnten;  aber  auch  die  auf  jenefl  Ziel 
icbteten  Zweckhandbingetj  konnten  nur  in  Verbindung  mit  Ürsacheukenntnis 
UfBÄchenforschnng  vernünftig  und  wirksam  sein.  Und  ebeuBo  ist  es 
ierei^eils  nnmnglich,  jene  Geschichte  nui*  „ursachenforacbend*',  d,  h.  mit 
AuiüebliiQ  der  finalen  Faktoren,  zu  »chreiben,  wenn  man  nicht  ein  imrichtigea 
Bild  liefern  will,  —  Im  übrigen  hat  sich  Eeferent  schon  früher  an  anderer 
Stelle ')  mit  den  methodologischen  Anschauungen  von  Stammler  und  Eickeii 
kritiAeb  auBeinandergesetzt« 

Wenn  es  richtig  wäre,  was  der  Verfasser  (S,  64  und  6ß)  im  Anscbhiß 
AD  Stammler  meinte  daß  es  die  Sodalwbsenschaft  nur  mit  solchen  Rej^ebrnj? en 
Hip  Beziehungen  zwischen  eixis^elnen  Menschen  oder  Meuachengruppen  zu  tun 
^Kbe,  die  erzwingbare  Geltimg  haben  BolleUf  imd  wenn  der  ^taat  nichts 
a&deree  würe  als  eine  solche  Hegelungsformf  »o  wären  Sozial  Wissenschaft  und 
8t*ÄtrwiMenftcIiaft  gleichbedeutend  mit  Rechtswissenschaft,  Es  ist  liberflüssig^ 
ober  die  ünsEulänghchkeit  dieser  Anachauimg  ein  Wort  zu  verlieren. 

Wiederholt  ist  von  ^^Vererbung  erworbener  Erfahnmg"^  „Vererbung 
Erlernten''  und  dergleichen  die  Eede^  obgleich  Verfasser  kein  Anhänger 
LaniMrckismus  ist.  Er  venateht  nämlich  unter  „Erbgut"  nicht  nur  die 
Anlagen,  die  er  als  Keimgut  bezeichnet,  sondern  auch  die  geistige 
iig  einBcbließlit'h  von  Recht  und  Sitte,  femer  die  umgebende  Natur 
tiillich  der  kulturellen  Umwandhmgen  derselben.  Dem  wiaaejischaft- 
fidien  Bedürfnis  entspricht  aber  eine  solche  Törminologie  nidit.  Denn  da», 
die  biologische  Vererbung  mit  der  wirtsehaftlichen  Vererbung  imd  mit 
geistigen  Tradition  gemein  bat,  ist  verschwindend  wenig  gegenüber  der 
ndlicli  größeren  Wesens  Verschiedenheit-  Da«  wiBsenachÄftTiobe  hximmm 
knietet  desbatb,  gegen  die  aos  alten »  naiven  Vorstellimgen  hervorgegangene 
tichbcit  der  Bezeichnung  so  grundverschiedener  Dinge  anzukämpfen,  anstatt 
durch  entaprecheaide  Begriffsbildung'eii  ihr  anzupaseoi* 
Bcfäglich  der  menschlichen  Sozial  anlagen  produziert  der  Verfasser  eine 
mg  zutreffende  Auffassung»  Er  kennt  nämlich  nur  soziale  „Triebe"  de» 
nachen.  W^in  ei  solche  gibt,  so  wird  ihre  nntergeordnet^*  Bedeutung 
reb  den  Satz  gekennzeichnet,  äu  dem  der  Verfasser  gelangt ^  daß  „eine 
erkTiminerung  der  sozialen  Triebe  das  Bestehen  politischer  Gebilde  nicht 
Fragt'  Htellf*,  Die  wertvollsten  menschlichen  Suzialanlagen  sind  jedoch 
cht  triebhafter,  sondern  passiver  Art  mid  bedürfen  (ähnlich  wie  die  Spraoh* 
lllage)  der  Ausbildung  durch  äußere  pftychiache  Einwirkungen,  Diese  Soziab 
Jagen  nind  auf  keiner  sozialen  Entwicklungsstufe  entbehrlich.  Z,  B*  ohne 
jf^r.u  \rj\.,r^  jom  Mitgefühl  oder  ohne  die  Anlage  zu  jt-neni  sozialen  Ab- 
ii  Instinkt,  der  sich  bei  jed^m  normalen  Menschen  insbesondere  als 

Bk  .  ..  :.  .  nach  Anerkennung  äußert,  wäre  eine  genügende  Wirksamkeit 
tOiiaJer  „Regelungen''  oder  ^Weisungen"  gar  nicht  loö^licb.  —  Unrichtig 
iit  «0  Ättch,  daß  die  Reaktion  der  SoEialanlagen  überhaupt  nur  durch  Träger 
gksiehartigen  Keimgnts  ao^geiöst  werde.  Dem  widerspricht  die  Erfahrung 
Tieren  wie  an  MenBcbeo,  Die  Abneigung  der  amerikaniHcben  Weißen 
jen  die  dortigen  Neger  ist  ein  all  zu  schwach  er  ^^Beweis"  für  die  Beschränkung 
„Ge*elligkeitstJriebes'*  auf  die  Trager  gleichartigen  Keimguts,  Denn  diese 
[»neigt!  rjg  be^tuntl  vnr  dem  Krieg  gegen  die  3üdfitaaten  noch  nicht  und  ist 
ch  jel/t  nicht  ajlgemein»  wie  die  Theorie  es  doch  verlangt.  Wo  wäre 
gen»  die  Grenze  jener  ^ Gleichartigkeit"  des  Keimguta?  —  Die  Anlage  zum 


*)   „Beitrage  zu  einer  NationfilbiüKigie'^t  Jwia  lÖOo,  Kapitel  IV, 
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Mitgefühl  reagiert  beim  Menschen  auch  Tieren  gegenüber,  und  analoges  zeigten 
manche  Beobachtungen  an  Tieren.  Auch  der  Geselligkeitsinstinkt  mancher 
Tiere  ist  nicht  auf  Artgenossen  beschränkt.  Wird  z.  B.  ein  Schaf  allein 
aufgezogen,  so  läuft  es  seinem  menschlichen  Genossen  getreuhch  nach,  wenn 
sich  dieser  entfernt.  —  Unrichtig  ist  es  femer,  den  Trieb  da  zu  verneinen, 
wo  das  Bewußtsein  der  Zweckmäßigkeit  vorliegt  (S.  74);  z.B.  der  Nahnmg»- 
trieb  bleibt  Trieb,  auch  wo  die  Nahrungsaufnahme  als  zweckmäßig  ffkannt 
wirtl.  Da  übrigens  die  Grenzen  des  Bewußtseins  sogar  beim  Menschen  nn- 
best immbar  sind,  so  ist  es  fast  immer  verfehlt,  auf  dieses  Merkmal  Begrifis- 
scheiilungen  gründen  zu  wollen.  .  Auch  die  sonstigen  psychologischen  Da^ 
bietungon  inl>ezug  auf  Tier  und  Mensch  sind  größtenteils  unbefriedigend, 
weil  allzu  vager  Natur  oder  unzutreffend. 

Der  Abschnitt  über  die  Menschenrassen  ist  ganz  im  Sinne  von  Gobineau, 
0.  Amnion  und  H.  St.  Chamberlain  geschrieben,  deren  Anschauungen  der 
Verfasiser  mit  wenig  kritischem  Geist  sich  zu  eigen  gemacht  hat,  nur  stellai- 
weise  mit  einiger  Reserve.  Auf  das  meiste  kann  hier  leider  nicht  eingegangen 
werden.  Aber  eine  grundsätzliche  Frage:  Befindet  man  sich  wirklich  anf 
„sicherem  Boden"*,  wenn  man  aus  den  Verschiedenheiten  im  Verhalten  der 
erforschten  Stämme  auf  ihre  verschiedene  Veranlagung  schließt  (S.  97,  101. 
104  etc.)?''  In  Wirklichkeit  sind  die  Verschiedenheiten  des  Verhaltens  haupt- 
sächlich auf  Verschiedenheiten  des  natürlichen  und  geistigen  Milieu,  ein- 
schließlich der  Überlieferung,  zurückzuführen.  Dies  gibt  der  Verfasser  S.  lU 
selbst  zu,  indem  er  schreibt:  ^Gleiches  Überlieferungsgut  macht  Gleichartigkeit 
des  Keimguts  bei  politisch  Verbundenen  entbehrlich."  Offenbar  brauchen 
dann  auch  die  kulturellen  Unterschiede  der  Stämme  nicht  gerade  den  Unter 
schieden  ihrer  Erbanlagen  zu  entsprechen.  Schreibt  doch  der  Verfasser  selbst 
den  Deutschen  angeborenen  Unabhängigkeitssinn  zu  (S.  98  etc.),  wogegen 
er  den  bedieutenhaften  Zug,  der  sich  im  deutschen  Nationalcharakter  später 
hin  eingestellt  habe,  als  anerzogen  erklärt  (S.  203).  —  Natürhch  soll 
hiermit  nicht  bestritten  werden,  daß  es  angeborene  Stammesverschieden- 
heiten  gibt. 

Rasse  wird  definiert  ab  „eine  aus  gleichartigem  Keimgut  hervorgehende 
und  deshalb  physisch  und  psychisch  diu*chschnittlich  gleich  ausgerüstete 
Menschengruppe".  Das  Merkmal  „gleichartig"  ist  so  vag  wie  nur  möglich. 
Gleichartiges  Keimgut  haben  auch  verschiedene  Rassen  einer  Art,  und  anderer 
seits  haben  nicht  einmal  die  Kinder  derselben  Eltern,  geschweige  die  Volks- 
und Rassegenossen  jemals  „gleiches  Keimgut"  oder  „immer  dieselben  Keimgnt- 
Zusammensetzungen"  (S.  107,  207).  —  Verhältnismäßig  viel  Raum  ist  dem  be- 
liebten Thema  „Inzucht  und  Entartung"  gewidmet,  ohne  daß  neues  gebracht  wird. 

Die  hier  wieder  einmal  vorgebrachten  Urteile  über  die  psychische  Ter 
anlagiing  des  eigenen  Stammes  sowie  anderer  Stämme  und  Rassen  sind  größten- 
teils nichts  anderes  als  kühne  Verallgemeinerungen  der  konventionellen  oder 
auch  persönlichen  Vorstellungen  von  ihren  geschichtlich  bekannteren  Männern. 
—  Die  golbe  Rasse  wird  als  „phlegmatisch-behaglich"  charakterisiert.  Sollten 
die  bekannten  Buddha-Darstellungen  diese  extrem  irrige  Vorstellungen  ver 
anlaßt  haben?  —  Es  gibt  männliche  und  weibliche  Rassen.  Gobineaus 
Phantasie  scheint  beides  endgültig  festgestellt  zu  haben.  Von  der  etwas 
besseren  Kenntnis  der  Ostasiaten,  die  sich  in  Europa  seit  etlichen  Jahren 
allmählich  Bahn  bricht,  sind  des  Verfassers  Anschauungen  überhaupt  wenig 
beeinflußt.  —  Als  i>sychische  Rassemerkmale  des  nordischen  Ariers  werden 
genannt:  Sinn  für  Freiheit,  Ehre  und  Treue,  Achtung  vor  dem  Weib  und 
menschliche  Behandlung  der  Minderwerten,  deren  geborener  Herrscher  er 
ist  (S.  96).  Diese  Rassepsyche  verlangt  eine  Rechtsordnung,  in  der  Zwangs- 
eingriffe der  Staatsgewalt  auf  das  Mindestmaß  beschränkt  werden,  wie 
merkwürdig,  daß  dieser  Freiheitssinn,  von  dem  unter  anderm  auch  gesagt 
wird,  daß  er  nur  öffentliches  Gerichtsverfaliren  ertrage  (S.  190),  nicht  nur 
die  außerordentlich  weitgehende  Ausschaltung  der  persönlichen  Freiheit  beün 
Militärdienst,  sondern  auch  die  NichtÖffentlichkeit  des  Militärgerichtaverfahrens 
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befionders  leicht  ertnig!  Der  nordari&che  Ordntmgseüm  eDtepnngt  aus 
am  Fortschritt i  der  der  gelben  Ha^e  aufl  Bequemlichkeit  (S,  96).  2war 
en  derartige  Sätze  eiDmal  als  „durchaus  hypothetisch**  charakterisiert^ 
nichtadestoweniger  wird  tou  ihnen  eiu  Gebrauch  gemacht,  wie  wenn 
icher  der  Wirklichkeit  entaprächeiL  —  Die  FreiheitsUebe  tritt  beim  Nord- 
"er  in  der  besonderen  Form  auf^  daß  mit  ihr  zugletch  dasselbe  Bedürfnis 
h&m  Nebenmenachen  als  berechtigt  anerkannt  wird.  Jedoch,  abgesehen  davon, 
d&ä  die  Tfttaftchen  der  Geachicht«  damit  nicht  im  Einklang  Btehen^  befüi^ 
wortet  im  letzten  Haupteil  auch  der  Verfasser  selbst  „Entrechtung  der  Miiider- 

,  Wertigkeiten^,  worunter  er  in  den  Kolonien  die  „lei  tun  gab  ©dürftigen  Stamme^ 
versteht,  und  diese  Entrechtung  wird  empfohlen,  „nm  ihnen  (!)  zu  helfen*^ 
(S.  277).  Wenige  Seiten  epüter  tritt  er  mit  Verzicht  auf  aolche  Güte  für 
„einen  gesunden  nationalen  Egoismus"  ein,  tim  die  Entrechtung  der  „llinder- 
werten'*  zu  rechtfertigen,  —  „Die  Überlegenheit  der  nördlichen,  der  ger^ 
Dianiscb'protestantifighen  Staaten  über  die  südlichenf  die  romaniBch-^katbolischen 
Staaten"  (S*  185)  gilt  dem  Verfasser  als  feststehend,  er  ist  geneigt,  die  Be- 
völkerung der  letzteren  wegen  stärkeren  Zusatzes  eüd ländisch eai  Keimguta 
für  minder  moralfähig  zu  halten  (S.  281),  und  er  stellt  eine  Beschrankung 
ilir€A  Bei  chs  tags  Wahlrechts  ztu*  Erwagimg  (S,  232),  Dies  sind  nicht  die  ein- 
ngen  Stellen,  die  den  Leser  daran  erinnern ,  daß  das  Buch  von  einem  prote- 

!  ttatiti sehen  Pfarrer  geschrieben  wurtle  (vgL  z.  B.  S,  204/.  —  Auch  „das  sla^nsehe 

I  Keimgut-'  ist  „minderwertig"  (S.  280)»  ^Fin  Eadikalmittel,  um  iLiflchehen 
mit  den  Fremden  (den  Polen)  zu  verhüteni    wäre^   den  Mischlingen  ebenfalls 

j  mit  Entrechtung  zu  drohen,  falls  sie  polnischem  Wesen  verfallen*^  (S.  280). 

Die  über  das  Verbältnia  von  Religion  und  Moral  vorgebrachten  Än- 
ichauungcn  lassen  aui^er  Acht,  daß  bei  vielen  Völkern ^  so  auch  bei  den 
Hellenen  und  Römern,  die  religiösen  Vorschriften  ursprünglich  fast  nur  das 
Verhalten  der  Mensehen  ku  den  Göttern  und  den  Geistern  der  Abgeftchic<lenen 
regelten,  während  die  Regelungen  des  Verhaltens  der  Menschen  zueinander 
in  Sitte  und  Recht  sich  davon  imabhängig  entwickelt  hatten.  Erst  in  den 
vorgeschritteneren   Religionen   kam  eine  Verbintiung   von  religiösen  Lehren 

I  imd  Vorschriften  mit  Sozialethik  ziistande,  bei  den  einen  Völkern  mehr,  l>ei 
den  andern  weniger.  Der  Verfasser  hingegen  lälit  die  Moral  aus  der  Religion 
hervorgehen,  worauf  sich  eine  gewaltige  Über  Schätzung  der  letzteren 
gründet  (z,  B,  S.  249  und  pasaim), 

;  Der  letzte    Haupteil    ist    „mit   voller  Absicht"    der  Wertforachmig   ge- 

widmet, j^Es  gibt  keine  ^wissenschaftüch^  erwiesene  WeltBuffassung'*^  und 
es  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  einen  kühnen  Griff  äu  tum  die  Selbst- 
herrlichkeit unseres  Ideals  zu  v erkündigen ^  so  wie  es  uns  als  gegeben  und 
unbedingt  verbindlich  vor  Augen  steht^.  Das  nennt  man  », Forschung **  ?  Die 
dem  Yerfasaer  als  Go  ad  engeschenk  gegebene  „Weltaulfassnng*^,  die  ihm  den 
Wertmaßstab  liefert»  „ist  das  christlich^humane  Ideal  des  geregelten  Zu- 
sammenlebens freier  Fersönbchkeiten'*.  Die  Forderungen,  die  er  daraus  ab- 
ieitetT  beziehen  sich  teils  auf  Ständebildung,  teila  auf  Behandlung  der  Minder- 
wertigkeiten, Unter  ersteren  befindet  eich  außer  einigen  allgemeinen  Sätzen 
über  Keimgiitmischung  und  Keimguthygiene  auch  die  Verstaatlichung  des 
MiseioneweseDS  (S.  270),  —  Schwächlinge  von  der  Fortpflanzung  auszuschließen 
%oM  wegen  der  Gren^frage^  die  den  Verfasser  sonst  überall  so  wenig  anficht, 
nnmögbch  sein,  —  SchheüHch  werden  zur  Förderung  der  von  ihm  vertretenen 
Ideale  Verbände  auf  dem  Boden,  der  protestantischen  Kirchen  mit  ihrer  gnjÜen 
Bewegungsfreiheit  empfohlen. 

Die  Hoffnungen,  die  das  dem  Text  vorangehende,  reich  gegliederte  Inhalts- 
v^zeichnis  erwecktj  w^erdeu  nur  vom  ersten  Teil  dea  Buches  erfüllt,  die 
übrigen  drei  Teile  kranken  an  Hypertrophie  des  Formalismus,  in  dessen 
Wucherungen  manche  treffende  Anschauimgen  und  Bemerkungen  verseh winden, 

Wilhelm  Schallmayer. 
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